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I. 

Gewohnheitsrechtliches  aus  Bulgarien^). 

(4.  Fortsetzung.) 
Von 

Leo  Barbar,  Sofia  (Bulgarien). 

Literatur:  S.  S.  Bobtschew,  Sammlung  bulgarischer  juristi- 
scher Gebräuche.  D.  Marinow,  Ziwa  Starina.  Tscholakow,  Volks- 
liedersammlung. Sammlung  des  bulgarischen  Ministeriums  für  Unter- 
richt. Eigene  Aufzeichnungen.  Schapkarew,  Volkslieder-  und  Ge- 
bräuchesammlung. 

Am  selben  Tage  wird  auch  die  Braut  auf  dieselbe  Art 
wie  der  Pate  zur  Hochzeit  am  Samstag  eingeladen.  Guten 
Abend  Swate,  Swato ...  Es  gereiche  uns  zum  Wohle  was 
wir  begonnen  haben! 

Amen,  antworten  die  Eltern  des  Mädchens  —  bitte  kommen 
Sie  herein.  Solange  als  die  Vermittler  und  Vermittlerinnen 
miteinander  im  Gespräch  sind  und  speisen,  bleibt  das  Mädchen 
im  Nebenzimmer.  Es  weint  oft,  da  der  Tag  der  Trennung 
von  dem  Vaterhause  sich  nähert.  Es  bereitet  zwei  Blumen- 
sträuße vor,  und  sobald  die  Eltern  des  Burschen  das  Haus  ver- 
lassen, begleitet  es  dieselben  bis  zur  Stiege  hinaus,  gibt  ihnen 
einen  Strauß  als  Zeichen,  daß  es  ihm  und  der  Familie  des 
Burschen  treu  geblieben.  Es  folgt  das  Bewirten  des  Burschen. 
Um  10  Uhr  türkisch  werden  im  Hause  des  Burschen  Samstag 
abends  beim  Herde  ein  Kessel,  Töpfe  u.  dgl.  vorbereitet. 
Die  einen  Familienangehörigen  reinigen  Reis,  andere  reinigen 
und  schneiden  Rüben,  Fisolen  werden  gereinigt  usw.  Der 
„Stari-Swat"    (Vermittler)   schneidet    mit    anderen   Hochzeits- 
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beteiligten  das  Fleisch  in  Stückchen,  andere  bewerfen  ihn  mit 
Töpfen. 

Das  Essen  wird  unter  Beaufsichtigung  einer  alten  Frau, 
der  sog.  Ismettschijka,  zubereitet.  Der  Dudelsack  stimmt  ein 
Horo  an  und  führt  den  Tanz  selbst  an. 

Die  Verwandten  des  Burschen  kommen   mit  einer  Blech- 
pfanne, Fischspeise,  Brot  und  einer  Bratpfanne  mit  gerösteten 
Fisolen.     Gewöhnlich    bringt    das    die  Frau   mit;    den  Schnaps 
dagegen   and  den  Wein  trägt  ein  Mann.    Aus  jedem  Nachbar- 
hause oder  Familie  überhaupt  sind  nur  je  zwei  Personen  be- 
teiligt,   niemals  dürfen  drei    Personen    aus    demselben   Hause 
am    Hochzeitsmahle    teilnehmen.      Nach    dem   Speisen   können 
auch  andere    aus   jeder  Familie    zur  Hochzeit  erscheinen.     Es 
wird   in   einem  Korridor  des   Hauses   ein  Tisch  gedeckt.     An 
der  Spitze  des  Tisches  sitzt  der  Schwiegervater  des  Mädchens 
mit  einem  alten  Nachbar.    Die  Gäste  kommen  in  den  Korridor 
und   sagen:   Guten   Abend I     Viel    Glück,    glückliche    Freude! 
Der  Stari-Swat  (der  alte  Vermittler)  kommt  den  Gästen  ent- 
gegen,   dankt   ihnen    für    die    Glückwünsche,    nimmt    die    ge- 
brachten Speisen  in  Empfang,  die  man  die  „Grüße"  nennt,  und 
bringt  sie  in  die   Küche.     Es    erfolgt   ein   Händedrücken   und 
eine  abermalige  Begrüßung.     Sind  die  Gäste  junge  Leute,   so 
haben   sie    dem   Schwiegervater    die    Hand  zu  küssen,    der  sie 
dafür  segnet.    Jeder  Mann  setzt  sich  neben  die  Männer,  Frauen 
nähern  sich  den  Frauen.     Sind  alle  beisammen,  so  kommt  die 
Branntweinflasche  in  Bewegung,  und  zwar  von  Hand  zu  Hand 
durchläuft   sie   ihren  Weg.     Auf   dem  Tische   stehen  Imbisse. 
Jeder  trinkt  und  segnet,  worauf  der  Schwiegervater  des  Mäd- 
chens allen  mit  Segnungen  antwortet. 

Die  die  Bedienung  bildenden  Nachbarn  oder  Verwandten 
bringen  nun  die  hergebrachten  Speisen.  Ist  der  Ortsgeistliche 
dabei,  so  segnet  er  den  Tisch.  Ist  kein  Geistlicher  da,  so  hat 
der  Schwiegervater  des  Mädchens  die  Anwesenden  zu  einem 
Gebet  aufzufordern.  Diese  nehmen  ihre  Mützen  oder  Fes  so- 
fort ab,  machen  ein  Kreuz  und  beginnen  das  Essen.    Die  Be- 
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dienung  beim  Essen  besorgen  die  sog.  Ismettschiji.  Es  existiert 
im  Dorfe  Jorkoruda  kein  Verlöbnis  ohne  Rüben  bzw.  Rüben- 
speise. Desgleichen  ist  das  ein  obligatorisches  Gericht  bei 
den  Hochzeiten.  Es  folgt  der  Rundweg  der  Branntweinflasche 
mit  Segnungen. 

Der  Dudelsackspieler  speist  etwas  früher  und  beginnt  so- 
fort mit  dem  Klange  altbulgarischer  Lieder.  In  einem  Neben- 
zimmer ist  ein  zweiter  Tisch  gedeckt,  wo  der  Bräutigam  mit 
seinen  Freunden  speist.  Dabei  sind  auch  die  Mädchen  be- 
teiligt, die  beim  Rasieren  des  Bräutigams  gesungen  haben. 
Beim  Essen  bedienen  hier  junge  Frauen  und  Mädchen.  Diesen 
Tisch  nennt  man  den  kleinen,  der  nicht  mit  dem  früher  be- 
sprochenen —  dem  großen  —  zu  verwechseln  ist.  Der  Dudel- 
sackspieler spielt  vor  dem  großen  Tisch,  dann  spielt  er  auch 
beim  kleinen.  Hier  muß  der  Dudelsackspieler  seine  ganze 
Kunst  an  den  Tag  legen,  da  es  dem  letzten  Junggesellenabend 
des  Burschen  gilt.  Nach  dem  Speisen  erfolgt  das  Rasieren 
des  Burschen.  Ist  der  Bursche  bartlos,  so  hat  der  Rasierer 
nur  einige  Striche  mit  dem  Rasiermesser  auf  seinem  Riemen 
zu  machen.  Zum  Rasierer  wird  ein  Bursche,  der  dem  Ver- 
wandtenkreise des  Junggesellen  angehört  und  dessen  beide 
Eltern  noch  am  Leben  sind,  gewählt.  Beim  Rasieren  singt 
ein  Kranzelmädchen  folgendes: 

„Es  schwimmt  ein  Glas  im  Meere, 

Wer  ist  denn  im  Glase  drin? 

—  Rada^»)  ist  mir  im  Glase, 

Stojan^)  der  fang  sie, 

Fange,  fange,  Jäger  du,  das  ist  dir  gegeben", 

worauf  sich  ein  großer  Horotanzreigen  bildet.  Nach  dem  Tanz 
geht  alles  auseinander,  einige  Kranzelmädchen  ausgenommen, 
die  bei  der  Braut  übernachten. 

Das  Kneten  des  Teiges  beginnt  damit,  daß  man  Sonntag 


^a)  Name  der  Braut. 

*)  Name  des  Bräutigams. 
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früh  ein  Mädchen,  dessen  beide  Elternteile  leben,  bestimmt, 
den  Teig  zu  kneten.  Aus  dem  Teige  werden  drei  Kuchen 
gemacht  und  gebacken. 

Die  dazu  Gewählte  kniet  vor  den  Trog  nieder,  beginnt 
den  Teig  zu  bearbeiten,  und  die  anderen  Mädchen  singen  dabei 
das  folgende: 

Wir  stehlen,  stehlen  Mädel, 
Man  stahl  Mädel  weg 
Von  des  Vaters  Höfen, 
Von  der  Mutter  Stuhl. 

Das  gebackene  Brot  wird  sodann  dem  Mädchen  in  den 
Schoß  gegeben,  sobald  die  Begleiter  des  Burschen  die  Braut 
hinausführen. 

Aus  demselben  Teig  macht  das  Mädchen  einen  Kuchen, 
den  man  auf  einen  bunten  Teller  legt  und  ihn  dem  Pferde 
anhängt,  auf  das  man  die  Ausstattung  der  Braut  hinaufladet. 
Es  folgt  sodann  die  Vorbereitung,  Weggehen  und  Ausführen 
des  Mädchens.  Am  Morgen  zieht  sich  der  Bursche  seine 
Trauungskleider  an,  nimmt  eine  Kerze  mit  und  geht  in  die 
Kirche,  wo  er  der  Messe  beiwohnt  und  nach  der  Messe  die 
Braut  erwartet.  Auf  dem  Fes  hat  der  Eidam  einen  schönen 
Strauß  angehängt  mit  einem  Stück  Melde. 

Früh  morgens  nimmt  der  Brautführer  eine  Holzflasche 
Schnaps  und  geht  mit  dem  Dudelsack  an  der  Spitze,  begrüßt 
alle  mit  „Guten  Morgen"  und  überreicht  dem  Paten  den 
Schnaps.  Alle  trinken  davon,  und  der  Brautführer  geht  nach 
Hause,  um  die  Flasche  nochmals  zu  füllen.  Abermals  kommt 
der  Brautführer  mit  dem  Dudelsackspieler  in  die  Wohnung 
des  Mädchens,  wo  er  die  Familienangehörigen  begrüßt  und 
den  Eltern  der  Braut  mit  Branntwein  aufwartet,  indem  er 
ihnen  die  Hände  küßt.  Die  Mutter  der  Braut  bindet  nun  dem 
Brautführer  um  den  Hals  ein  buntschönes  Tuch  (Halstuch), 
das  am  Ende  mit  Seidenfransen,  kleinen  alten  Münzen  u.  dgl. 
creziert  ist.  Sodann  geht  der  Brautführer  weg.  Er  geht  nach 
Hause,  nimmt  eine  neue  Holzflasche  voll  Branntwein  und  geht 
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zum  Paten.  Der  Pate  bereitet  mittlerweile  die  Fahne  vor. 
Die  Fahne  besteht  aus  einer  langen  Stange  mit  abgekratzter 
Rinde.  Am  oberen  Rande  der  Stange  ist  ein  Kreuz  mit  ge- 
spitzten Enden,  an  denen  je  ein  Apfel  in  Flittergold  angebracht 
ist.  Beim  Erscheinen  des  Dewer  (Brautführers)  mit  dem 
Dudelsack  nimmt  der  Pate  in  seine  rechte  Hand  die  Holz- 
flasche und  in  seine  linke  die  Fahne.  So  ausgerüstet  begeben 
sich  beide  in  die  Wohnung  der  Braut.  Es  begleitet  sie  auch 
die  Patin  in  Feierkleidern  und  trägt  Blumenkränze.  Diese  be- 
reitet auch  fünf  Kerzen  vor  und  gibt  diese  Dinge  in  ein  Sieb 
hinein,  in  dem  etwas  Getreide,  Gerste  und  Roggen  vermischt 
sind  und  das  sie  mit  einem  Tuch  („Messal")  bedeckt,  geht  in 
die  Kirche  und  wartet  daselbst.  Solange  die  Verwandten 
noch  nicht  beisammen  sind,  wird  im  Hause  des  Burschen 
ein  Tisch  gedeckt,  und  zwar  in  einem  Korridor,  mit  Brannt- 
wein und  Imbissen.  Bis  zur  Ankunft  des  Paten,  der  sich 
an  der  Spitze  des  Tisches  setzt,  müssen  die  den  Tisch  Be- 
dienenden alles  vorbereiten,  was  man  der  Braut  hintragen 
soll,  und  zwar: 

1.  Einen  Pelz  mit  schönem  Unterfutter.  2.  Walachische 
Halbschuhe,  rot,  mit  Goldlahn  geschmückt.  3.  Einen  roten 
zylinderförmigen  „Fes",  dessen  innere  Seite  mit  Seidenfutter 
benäht  ist.  4.  Auf  ein  großes  kupfernes  Becken  legt  man 
eine  Oka  Reis  und  drei  Köpfe  roten  Zwiebeis;  in  ein  anderes 
Becken  Pfütze  und  drei  Rüben;  in  ein  drittes  Fisolen  und 
Backwerk  (Banitza  genannt),  eine  Teigflechte  und  Fisch- 
speise. Man  nimmt  noch  einen  kleinen  Kessel,  3 — 5  Okas 
Wein,  in  einem  kleinen  verzierten  Schnapskrug  eine  Oka 
Schnaps,  ein  Schaf,  ein  starkes  Pferd,  worauf  man  die  Aus- 
stattung der  Braut  aufladet.  Kommt  der  Pate,  so  müssen  alle 
oben  aufgezählten  Sachen  vorbereitet  sein.  Es  brechen  sofort 
im  Auftrage  des  Paten  alle  auf,  indem  jeder  eine  der  aufge- 
zählten Sachen  mitnimmt;  so  nimmt  einer  das  Schaf,  ein 
anderer  führt  das  Pferd,  ein  dritter  die  Geschenke,  und  der 
ganze  Zug  geht  nun  in  die  Wohnung  der   Braut.     Bevor  je- 
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doch  diese  „Swati'*  die  Schwelle  der  Wohnung  überschreiten, 
nimmt  eine  Bedienerin  einen  Kessel  mit  Wasser  und  begießt 
damit  die  Schwellen,  die  die  Hochzeitsleute  mit  den  Paten  an 
der  Spitze  passieren  sollen.  Der  Pate  hat  die  Fahne  und  die 
Holzflasche  in  der  Hand  und  führt  den  Zug  an.  Zwei,  drei 
Mädchen  und  Frauen  gehen  in  einer  Reihe  parallel  nebenein- 
ander und  singen.  Vor  allen  voran  schreitet  der  Dudelsack- 
spieler,  dann  der  Pate,  der  Schwiegervater,  der  Brautführer 
und  andere  Männer  und  Frauen.  Bei  der  Bewegung  des  Zuges 
bis  zur  Wohnung  der  Braut  singen  Frauen  und  Mädchen 
folgendes : 

Den  Bruder  schickte  die  Schwester 
In  fremdes  Dorf  um  ein  Mädchen. 
—  Schnell,  Schwester,  gehe  hin 
In  ein  anderes  Dorf  um  Mädel, 
Mädel  sollst  mir  herholen. 

Nach  jedem  Vers  schreien  die  Sängerinnen:  Jii!  Vor  der 
Schwelle  der  Mädchenwohnung  wird  der  Zug  von  einem  der 
Brüder  des  Mädchens  begrüßt;  und  zwar  mit  einer  Holzflasche. 
Ein  zweiter  Bruder  nimmt  das  Schaf,  das  er  in  einen  Stall 
gibt.  Andere  Geschenke  nehmen  die  Mädchen  und  Frauen  des 
Hauses  in  Empfang.  Eine  junge  Frau  hat  sodann  das  Zimmer 
der  Braut  zu  betreten  und  daselbst  die  Braut  mit  dem  ihr  ge- 
brachten Pelz  anzukleiden,  ihr  die  hingebrachten  Schuhe  an- 
zulegen und  sie  zu  beschmücken.  Die  Tracht  der  Braut  ist 
folgendermaßen  beschaffen:  ein  breites,  rotes  oder  violettes 
Wollkleid.  Dieses  ist  reich  mit  schwarzem  Besatzband  um- 
näht. Das  Besatzband  bildet  eine  Flechte  aus  gelbem  oder 
weißem  und  blauem  Schnurrband  („Gaitan").  Die  Braut  steht 
vor  ihrer  Ausstattung  und  von  den  Verwandten  des  Burschen 
umzingelt.  Die  Schwester  des  Bräutigams  bindet  das  Aus- 
stattungsbündel auseinander  und  kleidet  die  Braut  ein,  und  zwar 
mit  dem  Pelz  zunächst.  Sodann  flechtet  ihr  dieselbe  die  Haare 
auseinander  und  läßt  sie  frei  auf  den  Pelz  hinabhängen.  Sie 
gibt  der   Braut  einen  Fes   auf  den  Kopf  und    bedeckt  diesen 
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mit  Kopfgürtel,  an  den  sie  ein  weißes  durchsichtiges  Tuch 
annadelt  („Tjulben"  genannt).  Das  Gesicht  bedeckt  ein  schönes 
rotes  gesticktes  Taschentuch,  das  ebenfalls  mit  Nadeln  links 
und  rechts  am  Kopfe  befestigt  ist.  Auf  den  Kopf  gibt  man 
der  Braut  einen  aus  Blumen  geflochtenen  Kranz.  Die  Braut 
umgürtet  sich  mit  einem  bunten  Tuch  und  trägt  eine  seidene 
oder  aus  sonstigem  schönen  Tuche  verfertigte  Schürze,  rot  und 
aus  Wollstoff.  Beim  Ankleiden  der  Braut  wird  folgendes 
Lied  gesungen: 

„Du  hast  dich  sattgetragen  am  weißwollenen  Mantel  — 

Der  Held  kauft  und  freut  sich." 

Es  kommt  der  traurig-feierliche  Abschied  der  Braut. 
Es  kommt  der  Vater  und  die  Mutter,  reichen  ihrer  Tochter 
die  Hand,  die  die  Braut  küßt.  Der  Vater  faßt  sie  bei  der 
Hand  und  führt  sie  hinaus,  wo  ihr  der  Brautführer  mit  einem 
langen  Tuch  die  Hände  bindet  und  sie  damit  nach  vorne  zieht. 
Man  singt: 

Komm  hinaus  du  klare  Sonne, 

Daß  du  siehest,  daß  man  wegstiehlt 

Hier  der  Mutter  Kind. 

Die  Tanne  biegt  sich  und  windet, 

Der  Wald  verlieret  die  Blätter, 

Das  Mädchen  nimmt  Abschied  vom  Hause : 

—  Leb  wohl  mein  Großheim 

Und  du  mein  altes  Mütterlein. 

Bei  diesem  Abschied  sind  alle  Beteiligten  gerührt.  Mittler- 
weile kommt  im  Korridor  vor  der  Ausstattung  ein  Handel  zu- 
stande. Ein  Bruder  der  Braut  setzt  sich  auf  die  Ausstattung 
und  verlangt  dafür  einen  hohen  symbolischen  Preis,  beispiels- 
weise fünf  Groschen.  Darauf  erwidert  ein  anderer  Bruder  oder 
Eidam  oder  Cousin,  der  das  Pferd  anführt,  indem  er  einen 
Minimalpreis  anbietet.  Der  Bruder  der  Braut  zieht  den  Fes 
vom  Kopfe  weg  und  wendet  den  Boden  des  Feses  nach  oben. 
Man  wirft  fünf  Paras  in  den  Fes  hinein,  womit  der  Inhaber 
des  Feses  nicht  zufrieden  ist  und  will,  man  möge  ihm  den 
Fes   anfüllen.     Der   Pferdeführer   wirft   sodann   weitere  Fünf- 


g  Barbar. 

parastücke,  bis  der  symbolische  Verkäufer  der  Ausstattung  mit 
einem  Groschen  zufrieden  ist.  Man  trägt  das  Bündel  mit  der 
Ausstattung  in  den  Hof.  Dort  überspringt  ein  Bruder  das 
Pferd  zweimal,  und  zum  drittenmal  bleibt  er  auf  dem  Rücken 
des  Pferdes  sitzen,  -worauf  er  die  Mütze  lüftet  und  Geld  zu 
sammeln  beginnt.  Mau  gibt  ihm  einige  Münzen,  worauf  er 
vom  Pferde  heruntersteigt,  und  es  wird  das  Pferd  mit  der 
Ausstattung  beladen.  Die  Ausstattung  besteht  aus  Wäsche, 
Kleidungsstücken,  Schürzen  u.  dgl.,  und  anderseits  aus  Teppichen, 
Polstern,  Stoffen  aus  Ziegenhaaren  und  ähnlichem.  Der  Wert 
der  Ausstattung  beträgt  in  der  Umgegend  von  Rasloga  min- 
destens 30  türkische  Liras^).  Ist  die  Ausstattung  auf  dem 
Rücken  des  Pferdes,  so  besteigt  ein  Kind,  der  Familie  der 
Braut  angehörig,  das  Pferd,  indem  es  sich  auf  das  ganze  Ge- 
päck hinaufsetzt.  Man  benachrichtigt  den  Paten,  daß  das 
Pferd  beladen  ist,  worauf  dieser  mit  der  Fahne  in  der  Hand 
und  der  Holzflasche  alle  Vermittler  zum  Aufbrechen  einladet. 
Man  geht,  einen  Zug  bildend,  in  die  Kirche.  Der  Dudelsack 
stimmt  eine  traurige  Melodie  an.  Der  Brautführer  führt  die 
Braut  hinaus.  Die  Augen  der  Eltern  und  der  Geschwister  der 
Braut  brechen  in  Tränen  aus,  wobei  man  das  oben  zitierte 
Lied  nochmals  anstimmt. 

Beim  Verlassen  des  Hofes  der  Braut  singen  die  Hoch- 
zeitsleute : 

,Zwei  Jangen  trauten  sich 

In  der  neuen  Todorskirche, 

Als  sie  sich  der  Kirche  nahten 

Schwiegen  plötzlich  da  die  Pfaffen, 

Diakone  wurden  blinde, 

Die  Kirchen  sperrten  sich." 

Ist  der  Zug  in  der  Nähe  der  Kirche  angelangt,  so  kommt 
der  Dudelsack  zum  Hororeigen,  der  sich  mittlerweile  in  einer 
Entfernung   von  der   Kirche   gebildet,   und  die  Braut  wird  in 


^)  N.  Nechtenin,   Lieder  aus  dem  Familienleben.     Ministerium- 
Sammlung  Bd.  VIII,  S.  56. 
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den  Schiffsraum  der  Kirche  geführt,  wo  sich  neben  dieser  der 
Bursche  rechts  aufstellt.  Dabei  sind  alle  Verwandte  beider 
Brautleute  anwesend.  Es  sind  auch  Kranzelmädchen  dabei. 
Der  Geistliche  nähert  sich  dem  Trauungsort,  und  die  Mutter 
der  Braut  windet  dem  Eidam  ein  schönes  gesticktes  Halsband, 
das  seitens  der  Braut  gestickt,  um  den  Hals.  Die  Trauung 
beginnt  mit  einer  Zeremonie  vor  dem  Verlobungstisch  in  der 
Kirche.  Sodann  nähert  sich  das  Brautpaar  dem  Altar.  Ist 
die  Zeit  des  Umganges  um  den  Altar  gekommen,  so  gibt  die 
Patin  die  Kränze  dem  Geistlichen,  der  sie  segnet  und  damit 
den  Kopf  der  zu  Verehelichenden  bedeckt.  Beim  Umzug  um  den 
Altar  werden  die  Eheleute  mit  allerlei  Getreidekörnern  beworfen, 
was  Ueberfluß  im  Leben  der  Eheleute  bedeutet.  Nach  der 
Trauung  folgt  das  Beglückwünschen  des  Ehepaares  in  der 
Kirche.  Allen  haben  die  jungen  Eheleute  die  Hand  zu  küssen. 
Sie  küssen  noch  alle  Heiligenbilder  der  Reihe  nach  und  ver- 
lassen den  Kirchenraum.  Der  Bursche  geht  mit  den  Ver- 
mittlern, die  Ebengetraute  mit  den  Frauen  und  Mädchen.  Die 
Vermittler  schauen  stolz  vor  sich  hin.  Der  Pate  hebt  die  Fahne 
hoch  hinauf,  worauf  die  Sängerinnen  folgendes  anstimmen: 

„Langsam  führe,  Brautführer, 
Diese  junge  Gattin." 

„Als  man  die  Magda  wegführte, 

Da  blühten  Kirschen  und  Weichsein, 

Des  heiligen  Petrus  Aepfel. 

Als  man  die  Magda  zurückführte, 

Da  fielen  ab  Kirschen  und  Weichsein, 

Des  heiligen  Petrus  Aepfel." 

Halbwegs  angekommen,  laufen  zwei  oder  einer  der  Bur- 
schen in  die  Wohnung  des  getrauten  Burschen  voraus  und  teilen 
die  Ankunft  der  Braut  mit.  Diese  Burschen  nennt  man  in  der 
Umgegend  von  Rasloga  Inteschnitzi,  die  man  im  Hause 
des  Burschen,  der  heiratet,  mit  einem  Sacktuche  beschenkt. 
Die  Schwiegermutter  eilt  ebenfalls  voraus,  um  dem  Brautzug 
der    Schwiegertochter    entgegenzukommen.      Die    Schwieger- 
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tochfcer  kommt  den  Ankommenden  mit  einem  Laib  Brot,  einem 
schönen  Blumenstrauß  und  zwei  weißen  Kesselchen,  mit  Wasser 
voll,  entgegen.  Dies  geschieht  im  Hofe  des  Burschen.  Die 
Sängerinnen  singen  dabei  folgendes: 

„Komm  hinaus,  des  Burschen  Mutter, 
Hinaus  in  den  Hof. 
Dort  zu  sehen,  was  für  Gutes 
Auf  dem  Hofe  stehet." 

Die  Vermittler  begrüßen  die  Schwiegermutter,  die  ihnen 
lächelnd  erwidert.  Es  loben  sich  die  Vermittler,  ihre  Mission 
beendet  zu  haben  und  einen  neuen  Menschen  (die  Getraute) 
ins  Haus  geführt  zu  haben.  Die  junge  Ebengetraute  nimmt 
die  Sachen,  wie  Brot,  Strauß  und  zwei  Kesselchen  voll  Wasser, 
mit  denen  ihnen  die  Schwiegermutter  entgegenkommt,  in 
Empfang  und  steigt  damit  die  Stiegen  des  Hauses  hinauf.  Der 
verehelichte  Bursche  geht  seiner  Frau  nach,  wobei  diese  vom 
Brautführer  geführt  wird.  Oben  im  Korridor  des  Hauses  an- 
gelangt, bekommt  die  Frau  einen  Löffel  Butter  und  Honig 
und  benetzt  damit  die  obere  Schwelle  des  Zimmers,  damit 
dem  Hause  diese  Gaben  der  Fruchtbarkeit  nicht  entgehen. 
Man  führt  ihr  drei  Kinder  männlichen  Geschlechts  zu,  denen 
sie  je  ein  Backwerk  (Kolak)  gibt  —  es  heißt,  die  junge  Frau 
werde  dadurch  mit  Kindern  männlichen  Geschlechtes  beschenkt 
werden. 

Man  führt  sodann  die  Kinder  oben  auf  den  Boden  des 
Hauses  hinauf.  Mittlerweile  findet  ein  Unterhandeln  des 
Pferdeführers  mit  dem  Kinde,  das  auf  dem  Pferde  sitzt  und 
die  Ausstattung  ohne  Entlohnung  nicht  herausgibt,  statt.  Es 
verlangt  eine  volle  Mütze  mit  Geld  und  bietet  jedem  die  Mütze 
an.  Der  Führer  des  Pferdes  wirft  ihm  einigemal  zu  fünf  Paras 
hinein,  und  der  Handel  ist  geschlossen.  Es  wird  die  Aus- 
stattung sofort  auf  den  Boden  des  Hauses  zur  jungen  Ehefrau 
hinaufgetragen.  Vor  der  Rückkehr  von  der  Trauung  werden 
zwei  Tische  aufgestellt:  ein  Tisch  gilt  dem  Paten,  der  zweite 
dem  jungen  Ehegatten.     Um  den  Tisch  des  Paten  setzen  sich 
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die  älteren  Vermittler:  Männer  und  Frauen;  um  den  Tisch 
des  Junggesellen  die  jungen  Verwandten  und  Freunde :  Jüng- 
linge, Mädchen,  junge  Frauen  und  deren  Burschen.  Hier  sitzt 
auch  neben  dem  Eidam  links  des  Mädchens  Bruder,  der  einzige 
Repräsentant  des  Verwandtenkreises  der  Braut  an  beiden 
Tischen. 

Nach  dem  Essen  beginnt  der  Horotanz.  Die  Gäste  gehen 
auseinander.  Den  Paten  und  die  Patin  begleitet  der  Dudel- 
sack, die  auch  den  Bruder  der  Braut  nach  Hause  begleitet. 
Die  übrig  gebliebenen  Burschen  setzen  den  Horotanz  auf  dem 
Korridor  oder  im  Hofe  fort.  Die  Verwandten  des  Burschen 
oder  seine  nahen  Freunde  beschenken  den  Bräutigam  beispiels- 
weise mit  einem  Schaf,  oder  Reis,  Salz,  Fisolen  und  anderen 
Produkten.  Der  Schenker  teilt  das  dem  alten  Vermittler  mit, 
und  dieser  trifft  weitere  Anordnungen.  Er  schickt  nämlich 
den  Brautführer  mit  dem  Dudelsack  in  die  Wohnung  desjenigen, 
der  etwas  schenken  will.  Dort  wird  das  zu  schenkende  Lamm 
oder  Schaf  violett  angestrichen,  man  bindet  an  den  Hörnern 
des  Tieres  einen  Apfel  mit  Flittergold  bedeckt  an  und  bedeckt 
das  Tier  mit  einem  Kopftuch.  In  große  Pfannen  legt  man 
Reis,  Salz,  Fisolen,  Pfütze,  Rüben,  Kraut  und  ähnliches,  ge- 
schnittenes Schafs-  oder  Lammfleisch,  das  man  ohne  Hinzu- 
geben von  Butter  bäckt  („Sasartma"),  rotem  Zwiebel,  Kuchen, 
Fisch  usw.  Ein  Bursche  nimmt  das  Lamm  auf  den  Rücken, 
und  die  Mädchen  und  Frauen  heben  die  Pfannen  und  bilden  einen 
Zug,  der  alle  Speisen  zur  Hochzeit  bringen  soll.  So  tragen 
viele  Personen  das  geschenkte  Essen  in  die  Wohnung  des  Hoch- 
zeitspaares.  Damit  wird  dem  Reichen  wie  dem  Armen  geholfen. 

Sonntag  abends  wird  der  Pate  mit  dem  Dudelsack  ange- 
führt. Mit  ihnen  kommen  die  Patin,  manches  seiner  Kinder, 
im  Falle  es  die  Hochzeit  ermöglicht,  viele  Gäste  zu  empfangen. 
Es  kommen  auch  die  Verwandten  des  Mädchens  sowie  die  des 
Burschen.  Diesen  Abend  wird  auf  Rechnung  der  Hochzeit 
geschmaust.  Es  braucht  also  nicht  jeder  sein  Essen  erst  hin- 
zutragen.   Es  werden  drei  umfangreiche  Tische  gedeckt.    Der 
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erste  Tisch  heißt  der  Tisch  des  Paten.  Der  zweite  Tisch  der 
des  alten  Vermittlers.  Der  dritte  Tisch  ist  der  Tisch  des 
Mädchens.  Um  den  ersten  Tisch  setzen  sich  die  Gäste  des 
Paten  und  die  Verwandten  des  Burschen:  Frauen  und  Männer. 
Um  den  zweiten  Tisch  setzen  sich  die  jungen  Frauen,  Mädchen 
und  Burschen.  Am  dritten  Tisch  sitzen  die  Verwandten  und 
Eltern  des  Mädchens.  Das  Gelage  ist  reichhaltig.  Alle  am 
Tische  Beteiligten  sprechen  Segnungen  aus.  Man  segnet  sich 
gegenseitig.  Eine  Hauptrolle  kommt  dabei  dem  Weine  zu. 
Während  des  Essens  steht  die  junge  Frau  auf  und  geht  zum 
Paten,  wobei  sie  vom  Brautführer  begleitet  wird.  Es  er- 
scheint dahin  auch  der  Bräutigam,  und  beide  Verlobten  machen 
einige  Verbeugungen  vor  dem  Paten  und  der  Patin.  Der  Pate 
und  die  Patin  reichen  den  jungen  Brautleuten  die  Hand  zum 
Handkuß,  wobei  man  öfters  die  Braut  mit  einem  Geldstück 
beschenkt.  Dabei  sagt  der  Pate:  „Genug,  genug,  es  sei  euch 
vergeben!"  Sodann  vollzieht  das  Brautpaar  dieselben  Ver- 
beugungen auch  vor  den  Eltern  des  Mädchens.  Diese  Ver- 
beugungen beginnen  im  Momente,  wo  man  beim  Essen  Wein 
herumzureichen  beginnt.  Es  wird  ein  Sänger  eingeladen,  etwas 
vorzusingen.  Dieser  schart  einige  Burschen  und  Mädchen  um 
sich,  und  es  entsteht  ein  kleiner  Chor,  wobei  die  Frauen  immer 
ein  Wort  des  Liedes  wiederholen,  um  den  Männern  eine  Raste- 
zeit zu  ermöglichen. 

Man  singt  nun  einige  Volkslieder  mit  Begleitung  einer 
Hirtenflöte,  Kawal  genannt.  Es  ist  einer  der  feierlichsten  und 
traurigsten  Momente  bei  Hochzeiten  in  den  Dörfern  Bulgariens. 
Spät  nach  Mitternacht  gehen  die  Gäste  nach  Hause.  Die 
jungen  Eheleute  begleiten  die  Gäste  bis  zu  den  Treppen  des 
Hauses.  Man  verabschiedet  sich  von  den  Eltern  des  Mädchens, 
wogegen  diese  die  jungen  Eheleute  segnen.  Allen  küßt  die 
junge  Ehefrau  die  Hand. 

Nach  dem  Speisen  wird  die  junge  Ehefrau  in  ihr  Ehe- 
zimmer (Schlafzimmer)  hineingeführt,  wohin  auch  der  junge 
Ehemann  erscheint.    Hier  wird  vor  allem  der  Koller  der  Braut 
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geöffnet,  und  man  nimmt  daraus  einen  Kupfertopf  mit  Back- 
werken heraus.  Nun  speisen  die  Eheleute  allein.  In  der 
Küche  verbleiben  diese  Nacht  nur  die  Schwiegermutter  und 
die  Ismettschijka,  alle  anderen  Hausangehörigen  schlafen  ein. 
Montag  früh  kommen  in  das  Schlafzimmer  der  jungen  Ehe- 
leute die  Schwiegermutter  und  die  Ismettschijka,  betreten  das 
Schlafzimmer  um  die  Zeit,  als  noch  die  Eheleute  schlafen 
und  besichtigen  das  ßrauthemd  der  Frau,  um  festzustellen,  ob 
die  junge  Gattin  vor  dem  Beischlaf  ihre  Jungfräulichkeit  ge- 
wahrt hat.  Ist  das  Gegenteil  bewiesen,  so  fragt  man  den 
Gatten,  ob  er  nicht  im  Laufe  der  Verlobungszeit  der  Braut 
beigewohnt.  Lehnt  der  Gatte  diesen  Verdacht  ab,  so  muß  er 
in  den  Wald  gehen  und  daselbst  folgendes  laut  ausrufen : 
„Wisse,  Wald,  daß  ich  ein  Liebchen  nahm,  das  nicht  keusch 
gewesen,  teile  das  auch  anderen  Wäldern  mit,  damit  auch  die 
es  wissen."  Am  nächsten  Morgen  —  bei  festgestellter  Keusch- 
heit der  Frau  —  wird  süßer  Branntwein  umhergereicht,  und 
es  werden  alle  damit  bewirtet.  Dem  Paten  wird  süßer  Brannt- 
wein seitens  der  Schwiegermutter  nach  Hause  getragen  mit 
dem  Dudelsack  an  der  Spitze.  Desgleichen  begibt  sich  die 
Schwiegermutter  zum  ältesten  Vermittler,  dem  sog.  Stari-Swat. 
Kommt  die  Schwiegermutter  nach  Hause,  so  füllt  sie  frischen 
Branntwein  ein  und  bekommt  von  der  Schwiegertochter  Blumen- 
sträuße, die  sie  den  Angehörigen  der  Schwiegertochter  nebst 
süßem  Branntwein  hinträgt.  Um  Mittag  findet  im  Hause  des 
jungen  Ehepaares  eine  Versammlung  aller  Verwandten  statt. 
Insbesondere  finden  sich  alle  Verwandte  ein,  die  der  Braut 
Geschenke  während  des  Jahres  brachten.  Mit  dem  Braut- 
führer an  der  Spitze  nebst  Dudelsackspieler  führen  alle  die 
Ehefrau  zum  Flusse  oder  sonstigem  Wasserbestand.  Dabei 
singen  zwei  bis  drei  Sängerinnen  folgendes: 

Wohin  führst  du,  teuerer  Brautführer, 
Diese  junge  Frau? 
Hast  du  sie  gelehrt  das  Waschen? 
Und  dünne  zu  spinnen? 
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Vor  dem  Flusse  angekommen ,  nimmt  der  Brautführer 
Wasser  in  ein  Gefäß  und  stellt  es  der  jungen  Gattin  vor  die 
Füße,  das  diese  mit  dem  rechten  Fuß  umschüttet  (ausgießt). 
Das  Umwerfen  des  Topfes  durch  die  junge  Ehefrau  wieder- 
holt sich  dreimal.     Dabei  singen  die  Sängerinnen: 

,Was  gießt  du,  begießt  du, 
Da  junge  Ehefrau?" 

Es  nähern  sich  zur  jungen  Frau  die  Kinder  der  Ver- 
wandten, Mädchen,  Frauen,  junge  Ehefrauen  und  werden  mit 
Strümpfen,  Aermeln  und  ähnlichem  beschenkt.  Man  tanzt  den 
Nationaltanz  mit  den  Geschenken  in  der  Hand  und  geht  aus- 
einander. Jedes  Kind  wird  seitens  der  Mutter  der  jungen 
Gattin  mit  Strümpfen ,  jede  Frau  mit  Aermeln  und  Gürteln 
beschenkt.  Aehnlich  beschenken  sich  die  Schwiegereltern 
gegenseitig. 

Es  unterhalten  sich  die  Gäste  beim  Tische,  mit  Geschenken 
geziert,  einige  Stunden,  bis  die  Patin  aufsteht  und  die  Ent- 
schleierung der  Braut  vornimmt.  Es  wird  sodann  Horo  ge- 
tanzt mit  dem  Paten  an  der  Spitze,  der  den  Tanz  mit  einer 
Fahne  in  der  Hand  anführt.  Es  entsteht  ein  großer  Horo- 
reigen,  wo  jeder  neben  seiner  Frau  tanzt.  Es  tanzen  auch 
die  jungen  Eheleute  nebeneinander.  Dieser  Horotanz  heißt 
das  bunte  Horo.  Der  Tanz  des  jungen  Ehepaares  geschieht 
im  Auftrage  des  Paten  und  dauert  so  lange  als  der  Pate  dabei 
ist.  Der  Pate  läßt  seine  Geschenke  und  die  Fahne  in  der 
Wohnung  des  Junggesellen  liegen  und  begibt  sich  heim,  vom 
Brautführer  und  Dudelsackspieler  begleitet.  Alles  geht  aus- 
einander.    Schluß  der  Hochzeit. 

Donnerstag,  tagsüber  begibt  sich  die  junge  Ehefrau  mit 
einer  Schwägerin  in  die  Wohnung  ihrer  Mutter  mit  Hand- 
arbeit. Dahin  tragen  diese  Brot,  Fischspeise,  Wein,  Brannt- 
wein, und  nachdem  man  der  Ehefrau  das  Haar  geflochten, 
setzen  sich  alle  zum  Essen  nieder,  und  man  geht  nach  Hause. 
Das  ist  das  sog.  Rückgehen  („Powrak"). 

Freitag  abends  gehen  die  Jungverehelichten  vor  Sonnen- 
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Untergang  in  ein  Verwandtenhaas  und  übernachten  daselbst, 
damit  sie  der  Samstag  nicht  zu  Hause  überrascht.  Sonntags 
nach  der  Kirche  gehen  der  Schwiegervater,  Schwiegermutter 
und  die  junge  Ehefrau,  nehmen  die  Geschenke  der  Paten  und 
die  Fahne  mit  und  begeben  sich  in  die  Wohnung  des  Paten, 
um  ihm  die  Geschenke  und  die  Fahne  zu  überreichen. 

Anmerkung.  Vor  50  Jahren  wurden  die  Hochzeiten 
in  Jakoruda  anders  begangen.  Die  Trauung  geschah  in  der 
Wohnung  des  Junggesellen,  abends.  Die  Braut  hatte  zur  be- 
vorstehenden Hochzeit  in  dem  Walde  Tannenholz  einzusammeln. 
Und  in  Fällen,  wo  die  Angehörigen  des  Burschen  abends  mit 
Wagen  zur  Hochzeit  kamen,  hatte  das  Mädchen  zwei  Fackeln 
Tannenholz  anzuzünden,  hielt  in  jeder  Hand  eine  Fackel,  be- 
stieg den  Wagen  allein  und  blieb  vor  der  Wohnung  des 
Burschen  stehen.  Heute  ist  diese  Sitte  in  Vergessenheit 
geraten.  Arme  Burschen  heiraten  heutzutage,  ohne  die  ge- 
schilderten Gebräuche,  die  mit  Auslagen  verknüpft  sind,  ein- 
zuhalten *). 

Hiermit  will  ich  das  eheliche  Volksrecht  der  Umgegend 
von  Warna  dem  bisherigen  anschließen. 

Das  Verlöbnis  geschieht  vom  16.  Lebensjahre  aufwärts. 
Früher  vom  20.  Lebensjahre.  Einst  war  die  Zustimmung  des 
Mädchens  nicht  notwendig.  Jetzt  ist  diese  Zustimmung  un- 
umgänglich, da  die  Mädchen  einfach  im  Haus  ihres  Auser- 
wählten erscheinen,  um  ihre  Frauen  auch  gegen  den  Willen 
der  Eltern  zu  werden,  was  man  pristawane  nennt.  Die 
Burschen  und  Mädchen  verlieben  sich  noch  im  Kindesalter, 
beschenken  einander  und  schwören  sich  gegenseitig  Treue, 
daß  sie  sich  dereinst  ehelichen  werden.  Nach  jedem  Horo- 
tanz  begleitet  jeder  Bursche  seine  Geliebte  nach  dem  Hause 
ihrer  Eltern.  Begibt  sich  das  Mädchen  in  ein  anderes  Dorf, 
so  folgt  ihr  der  Bursche  nach  und  beschenkt   es  daselbst  mit 


*)  Aufgezeichnet   von  Neclitjenin,  Sammlung  des  Ministeriums 
für  Unterricht  Bd.  VIII. 
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Armbändern  u.  dgl.  Haben  Bursch  und  Mädel  das  Verlobungs- 
alter erreicht,  so  schickt  der  Bursche  Vermittler  („Zenichli") 
in  die  Wohnung  des  Mädchens.  Diese  Vermittler  sind  Ver- 
wandte des  Burschen,  die  die  P^amilie  des  Mädchens  mindestens 
dreimal  besuchen,  denn  es  herrscht  der  Brauch,  daß  man  die 
Vermittler  56  Tage  nacheinander  die  Familie  des  Mädchens  be- 
suchen läßt,  und  daß  man  das  Mädchen  nicht  eher  bekommt. 
Die  Vermittler  sind  Männer  und  Frauen,  die  sich  das  erstemal 
Montags  zum  Mädchen  begeben,  und  zwar  tagsüber  die  Frauen, 
am  Abend  die  Männer.  Als  Zeichen,  daß  das  Mädchen  dem 
Burschen  gewogen  sei,  gilt  der  Brauch,  den  Gästen  Polster 
anzuweisen.  Das  Mädchen  legt  den  Gästen  Polster  zurecht, 
auf  das  sich  die  Gäste  niedersetzen  ^). 

Vor  allem  mengen  die  Vermittler  im  Feuer  des  Herdes 
und  beginnen  zu  munkeln,  weshalb  sie  gekommen.  Beim 
ersten  Besuch  der  Vermittler  geschieht  unbedingt  die  Absage 
seitens  der  Eltern  des  Mädchens,  damit  es  heißen  soll:  „Man 
warb  eine  Woche  um  das  Mädchen  und  man  bekam  es 
nicht."  Beim  dritten  Besuch  erfolgt  die  definitive  Zu-  oder 
Absage  der  Eltern.  Will  das  Mädchen  den  Anwerber  trotz 
der  Absage  ihrer  Eltern,  so  antwortet  es  letzteren:  „Ihr  werdet 
mir  den  Rücken  sehen.* 

Die  kleine  Verlobung  erfolgt  denselben  Tag  nach 
der  Zusage  seitens  der  Eltern  des  Mädchens.  Die  Verwandten 
des  Burschen  erscheinen  im  Hause  des  Mädchens,  um  die 
„Zeche"  zu  trinken.  Dabei  werden  die  Gäste  bewirtet  und 
beschenken  die  zukünftige  Braut  mit  einer  Zitrone,  Feigen 
und  sonstigen  Naschereien  und  einem  Schleier  nebst  einem 
roten  Kopftuch  und  einem  Goldstück.  Die  Braut  küßt  allen 
Anwesenden  die  Hand  und  beschenkt  ihren  Schwiegervater 
mit  einem  Tuch,  die  Schwiegermutter  mit  einem  Leintuch 
(Tschumben). 


^)  Vergl.  N.  Popow,  Gewohnheitsrecbtliche  Gebräuche  der  Stadt 
und  Umgebung  von  Warna.    Zeitschrift  des  Ministeriums  für  Unterricht. 
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Die  große  Verlobung.  Eine  oder  einige  Wochen 
später  wird  die  große  Verlobung  folgendermaßen  gefeiert.  Der 
zukünftige  Bräutigam  erwählt  zwei  bis  drei  bis  neun  seiner  Freunde 
und  bestimmt  sie  dazu,  nebst  allen  seinen  Verwandten  bei  der 
Verlobunor  gewisse  Dienste  zu  leisten.  Diese  Freunde  nennt 
man  „Slugari**.  Dieses,  man  könnte  es  Männerkomitee 
nennen,  hat  alles  Nötige  für  die  Verlobung  vorzubereiten  und 
es  in  das  Haus  der  Braut  hinzutragen.  Die  Braut  versperrt 
sich  in  ein  Zimmer  mit  ihrem  Bruder  und  einigen  Verwandten. 
Die  Gäste  kommen  ins  Haus,  nehmen  ihre  Plätze  ein,  und 
einige  Frauen  klopfen  an  der  Türe  des  Zimmers,  wo  sich  die 
zukünftige  Braut  abgesperrt  aufhält,  mit  der  Bitte,  sie  möge 
erscheinen.  Die  so  Versteckte  kommt  jedoch  nicht  heraus 
unter  dem  Vorwande,  daß  die  Brautleute  noch  nicht  alles  zur 
Verlobung  vorbereitet  haben,  einschließlich  einer  Schachtel 
Tabak  für  ihren  Bruder.  Der  zukünftige  Bräutigam  steht 
währenddem  vor  der  Schwelle  der  Türe  und  erwartet  den  Aus- 
gang der  Braut.  Beim  Hinausgehen  der  letzteren  aus  ihrem 
Zimmer  trachtet  der  Barsche  den  Fuß  seiner  Braut  zu  betreten. 
Das  bedingt,  daß  der  Mann  im  Hause  die  Oberhand  haben 
wird.  Die  zukünftige  Braut  wahrt  sich  deswegen  und  sucht 
dem  Fußtritte  ihres  Zukünftigen  auszuweichen.  Beim  Ein- 
treten ins  Zimmer,  wo  sich  die  Gäste  versammelten,  weint  die 
zukünftige  Braut. 

In  Warna  ist  der  Brauch  Baba  Haky,  d.  h.  ein  Preis 
für  den  Kauf  der  Braut,  nicht  mehr  Sitte.  Der  Vater  wird 
beschenkt,  und  der  Braut  gibt  der  Bräutigam  Goldstücke  im 
Werte  von  100,  200,  300  Francs.  Der  Vater  hat  darüber 
seine  Zufriedenheit  zu  äußern  und  heftet  die  Goldstücke  an 
eine  Blume  (Bosilek,  Basilikum),  die  in  einem  Kuchen  ein- 
gebohrt steckt.  Sodann  sammelt  ein  Verwandter  des  Burschen 
die  Goldstücke  und  schüttet  sie  in  eine  Schürze  aus.  Dieser 
Verwandte  ist  entweder  der  ältere  Vater  oder  ein  Schwager 
des  Burschen.  Es  wird  ein  Tisch  gedeckt,  und  die  Verlobten 
haben  dabei  einen  Kuchen  zu  teilen,  in  dem  eine  Münze  ver- 
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steckt  ist.  Ist  das  Geldstück  in  der  Hälfte  des  Kuchens,  die 
in  den  Händen  der  Braut  steckt,  so  wird  die  Familie  sparsam, 
bleibt  die  Hälfte  mit  dem  Geldstück  beim  Burschen,  so  wird 
die  Familie  verschwenderisch,  und  zwar  infolge  der  Schuld  des 
Burschen.  Nach  dem  Geldstück  wird  dann  auch  prophezeit, 
welcher  der  Verlobten  glücklich  sein  wird.  Dabei  werden  die 
Ringe  gewechselt.  Die  Ringe  wechselt  der  ältere  Bruder  oder 
der  Schwager  des  Burschen.     (X.  Popow,  cfr.  3.) 

Sonach  wird  die  Braut  mit  den  Geschenken  geziert,  und 
zwar  mit  den  Geschenken,  die  der  Bursche  seiner  Braut 
mitgebracht,  wie  Unterjacke  mit  Wattunterfutter  (Anteria), 
Schleier,  Stiefel,  Goldstücke,  Armbänder,  imd  so  geschmückt 
erscheint  die  Braut  vor  den  Gästen,  küßt  allen  die  Hände  und 
beschenkt  die  Heiratsvermittler  mit  Hemd  und  Tüchern.  Kommt 
die  Reihe  an  den  Burschen  (Bräutigam),  so  reicht  er  ihr  ein 
Glas  Branntwein,  die  Braut  trinkt  das  Glas  aus.  Dabei  schlägt 
der  Bräutigam  die  Braut  mit  einem  Kranz  auf  den  Kopf.  Der 
Kranz  ist  aus  Tuch  und  mit  Geldstücken  geziert,  wobei  die 
Braut  den  Branntwein  ausschüttet,  und  zwar  so,  daß  der  Schnaps 
auf  ihre  Füße  fällt;  sie  legt  sich  den  Kranz  auf  den  Kopf  und 
beginnt  Schnaps  auszuteilen.  Vor  allem  wird  der  Branntwein 
des  Burschen  getrunken,  den  die  Braut  den  Gästen  darbietet, 
sodann  wird  der  Schnaps  der  Braut  den  Gästen  dargeboten. 
Es  wird  sodann  gezecht  und  getanzt.  Die  Braut  steht  an  der 
Schwelle  ihres  Hauses  und  bewirtet  mit  Branntwein  alle  Gäste, 
die  das  Haus  verlassen.  Alle  Mädchen,  die  an  der  Verlobung 
teilnehmen,  sind  berechtigt,  von  den  Genossen  des  Bräutigams 
den  sog.  „Slugari"  zu  verlangen,  sie  mögen  tanzen,  bis  ihnen 
seitens  der  Mädchen   „genug"   befohlen  wird. 

Seit  dem  Moment  ist  das  Mädchen  „Braut",  und  der 
Bräutigam  darf  es  besuchen  und  vom  Hcrotauz  nach  Hause 
begleiten.  Die  Pflichten  der  Verlobten  ihren  Familien  gegen- 
über werden  durch  die  Verlobung  gesteigert.  Die  ganze  Wirt- 
schaft lastet  nun  auf  der  Braut  im  Hause  ihrer  Eltern.  Sie 
ist  nur   frei,    beim  Horotanz  ohne   Erlaubnis   ihrer   Eltern  zu 
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erscheinen,  und  die  Eltern  sind  verpflichtet,  der  Braut  eine  Aus- 
stattung zu  geben.  Dabei  kann  die  Braut  immer  zu  ihrem 
Bräutigam  gehen  und  bei  ihm  als  Frau  bleiben,  obzwar  derlei 
Betragen  verpönt  ist. 

Die  Verlobung  dauert  ein,  zwei  oder  drei  Jahre,  und 
während  dieser  Zeit  ist  die  Braut  gebunden,  so  beispielsweise 
solange  der  Bräutigam  beim  Militär  dient.  So  in  der  Stadt 
Warna.  Anders  in  der  Umgebung.  Hier  dauert  die  Ver- 
lobung nicht  länger  denn  drei  Monate,  so  daß  der  Bursch  ent- 
weder nach  der  Heirat  zum  Militär  kommt,  oder  es  muß  erst, 
nachdem  er  abgedient  die  Verlobung  stattfinden.  Ist  der 
Bursche  verlobt  und  muß  er  einrücken,  so  ist  das  ein  Auf- 
lösungsgrund des  Verlöbnisses.  Die  Verlobung  geschieht 
unter  Familien  aus  demselben  Dorf.  Selten  heiratet  ein  Bursch 
ein  Mädchen  aus  einem  anderen  Dorf.  Derlei  Heiraten  werden 
bei  den  Bauern  ungern  gesehen.  Das  größte  Unglück  für  das 
Mädchen  ist  die  Heirat  in  einem  anderen  Dorfe.  Das  sieht 
man  aus  folgendem  Volkslied: 

„Weide  gibt  es,  Weide  gibt's  nicht. 
Mama  hat  mich  nur  alleine, 
Besser  war'  es,  war'  ich  auch  nicht, 
Da  man  in  die  Ferne  gab  mich, 
In  die  Ferne  durch  drei  Dörfer." 

Die  Ausstattung  wird  nicht  versprochen.  Es  werden  nur 
seitens  des  Bräutigams  die  Geschenke  versprochen,  die  der 
Bräutigam  bei  der  Hochzeit  den  Verwandten  der  Braut 
schenken  wird.  Das  Versprechen  geschieht  vor  Zeugen.  Das 
Versprechen  des  Bräutigams  lautet :  dem  Bruder  der  Braut  — 
ein  Paar  Schuhe,  den  Schwestern  —  Unterjacken  (Anterii), 
der  Mutter  —  einen  Pelz  usw.  Alle  die  Geschenke  nennt  man 
„Obuschtwa**,  und  sie  müssen  am  Hochzeitstage  vorbereitet 
aufliegen. 

Sind  die  versprochenen  Geschenke  nicht  zur  Stelle,  so 
entstehen  Zwistigkeiten,  der  Dudelsackspieler  hört  auf,  so  lange, 
bis  sich  die  Geschenkfrage  erledigt  hat.     Das  Besprechen  der 
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Geschenke  geschieht  ähnlich  dem  Kaufe.  Die  Mutter  sagt 
zum  Bräutigam:  Ich.  hab'  es  so  lange  genährt,  verdiene  ich 
keinen  Pelz  ?  Die  Schwestern  meinen :  Wir  haben  ihr  beim 
Nähen  geholfen  und  verlangen  Jacken  usw.  Vatergeld  ist 
nicht  gebräuchlich.  Anders  in  der  Umgegend  von  Warna. 
Hier  bekommt  der  Vater  der  Braut  eine  Summe  Geldes  als 
Vaterlohn  (Baba  Haky)  seitens  des  Bräutigames.  Der  Betrag 
verfällt,  wenn  das  Verlöbnis  durch  ein  Verschulden  des 
Burschen  rückgängig  wird.  Dieser  Betrag  (der  Vaterlohn  näm- 
lich) dient  dem  Vater  dazu,  um  die  Ausstattung  der  Braut  zu 
ergänzen.  —  Das  Verlöbnis  begründet  in  Warna  und  Um- 
gebung keine  Verwandtschaft,  der  Bruder  kann  die  Braut 
seines  verstorbenen  Bruders  heiraten. 

Gründe,  die  eine  Auflösung  des  Verlöbnisses  im  Warnaer 
Umkreise  herbeiführen,  sind  folgende : 

1.  Schlechtes  Betragen  und  Krankheit.  —  Dazu  war  in 
älterer  Zeit  das  Einverständnis  der  Eltern  unerläßlich. 

2.  Gewaltsame  Verlobung.  Die  Trennung  geschieht  da- 
durch, daß  die  Braut,  die  unzufrieden  ist,  zu  ihrem  Geliebten 
hingeht  und  bei  ihm  bleibt.  Der  unzufriedene  Bräutigam 
raubt  sich  seine  Geliebte. 

Die  Folgen  der  Verlöbnistrennung  richten  sich  danach, 
ob  der  eine  oder  der  andere  Teil  daran  schuld  ist.  Der  schul- 
dige Teil  hat  dem  unschuldigen  alle  Geschenke  zurückzugeben. 
Trifft  keinen  Teil  die  Schuld ,  so  sind  nur  die  großen  Ge- 
schenke zurückzugeben.  Ist  die  Schuld  beim  Bräutigam,  und 
hat  er  betrügerisch  oder  zwangsweise  manche  Geschenke,  z.  B. 
Goldstücke,  die  er  der  Braut  geschenkt,  zurückgenommen,  so 
bleiben  dieselben  Eigentum  des  Bräutigams,  und  es  findet 
keine  Klagte  wegen  betrüo^erischem  oder  zwangsweisem  An- 
sichziehen  fremder  Sachen  statt. 

Ein  Bräutigam,  der  seine  Braut  entehrt,  indem  er  die 
Copula  carnalis  mit  ihr  vollzieht,  ist  verpflichtet,  sie  zu  ehe- 
lichen. Ist  die  Braut  schwanger,  so  streitet  die  Vermutung 
dafür,    daß   diese  Schwangerschaft  vom  Bräutigam  herstammt. 
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-:-  Hat  ein  Bräutigam  eine  andere  entehrt,  so  hat  er  letztere 
zu  heiraten,  nicht  seine  Braut. 

Die  Ehe  kommt  in  folgender  Weise  zustande: 

1.  Die  Braut  begibt  sich  zu  ihrem  Bräutigam  und  wird 
seine  Frau.  Dabei  sind  beide  Teile  einverstanden.  Das  ist 
das  sog.  Pristawane. 

2.  Die  Ehe  durch  Wegschleppen  (Rauben)  der  Braut, 
wobei  die  Braut  nicht  einverstanden  ist,  also  gegen  den  Willen 
der  Braut.  Das  ist  die  gewaltsame  Entführung  und  Entehrung 
der  Braut,  um  dadurch  ihren  Entschluß  zu  erpressen. 

3.  Das  Aufbürden  der  Braut  geschieht  seitens  der  Ver- 
führten, die  sich  selbst  freiwillig  ins  Haus  ihres  Verführers 
begibt. 

Hochzeiten  im  Warnaer  Umkreise.  Die  Hochzeit 
beginnt  am  Montag.  Der  Vater  des  Bräutigams  ladet  den 
Vater  der  Braut  zur  Hochzeit  ein  und  sucht  seine  Zustimmung 
zu  erlangen,  um  den  Paten  einzuladen.  Am  Mittwoch  ladet 
der  Bräutigam  seine  Schwägerinnen  ein  nebst  anderen  ver- 
wandten Frauen,  die  an  demselben  Tag  das  Haus  des  Bräuti- 
gams von  außen  anstreichen  sollen.  Die  eigentliche  Hoch- 
zeit beginnt  am  Donnerstag.  Am  Nachmittag  versammeln  sich 
die  Schwägerinnen  im  Hause  des  Bräutigams  und  beginnen 
das  „Sieben"  der  Hochzeit.  Man  nimmt  drei  Mehltröge  und 
stellt  sie  einen  neben  dem  anderen  auf.  Zwei  Mädchen,  von 
denen  die  eine  die  Schwester  oder  eine  nahe  Verwandte  des 
Bräutigames  sein  soll,  richten  sich  von  beiden  Seiten  der  Tröge 
auf  und  halten  ein  Sieb.  Auf  den  Kopf  des  einen  Mädchens, 
der  Verwandten  der  Braut,  gibt  man  das  Tuch,  das  die  Braut 
dem  Bräutigam  bei  der  Verlobung  geschenkt  hat.  In  das 
Sieb  gibt  man  Mehl,  Früchte  und  einen  Brautring.  Das 
Mehl  schüttet  eine  dritte  Schwägerin  in  das  Sieb  hinein. 
Letztere  ist  entweder  die  älteste  Tochter  oder  die  jüngste 
ihrer  Familie.  So  wird  das  Mehl  resp.  die  „Hochzeit  ange- 
siebt"  oder  angekeimt  (angeährt),  bulgarisch  „zaklasjawat", 
wobei  Lieder  gesungen  werden.    So  kneten  die  Schwägerinnen 
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den  Teig  und  machen  daraus  zwei  Kuchen.  Diese  werden 
in  der  Asche  gebacken  und  sodann  wird  der  kleinere  auf  dem 
Kopfe  eines  Burschen  oder  Mädchens  zerbrochen  und  unter 
den  Kindern  verteilt.  Dieser  Kuchen  wird  vorerst  mit  Honig 
bestrichen. 

Den  größeren  Kuchen  bestreicht  man  gleichfalls  mit  Honig 
und  gibt  ihn  auf  den  Tisch,  um  den  sich  die  Schwägerinnen 
und  die  ältere  Schwester  des  Bräutigams  niedersetzen.  Die 
ältere  Schwester  des  Bräutigams  bestreicht  vor  dem  Beginne 
des  Schmauses  allen  Anwesenden  (Mädchen)  die  Stirne  mit 
Honig,  die  einen  Horotanz  um  den  Tisch  beginnen,  wo- 
bei sie  Lieder  anstimmen.  Nach  diesem  Frauenschmaus  nimmt 
die  Mutter  des  Bräutigams  ein  Stück  des  großen  Kuchens 
mit  etwas  Hefe  (kwas)  bindet  beides  in  ein  Tuch  ein  und  be- 
ginnt den  Horotanz  anzuführen.  Mit  Gesang  und  Jubelrufen 
begibt  sich  die  Gesellschaft  ins  Haus  des  Bräutigams.  Dort 
wird  das  Sieben  auf  den  drei  Trögen  wiederholt,  und  es 
spielt  sich  das  ganze  Verfahren  mit  den  zwei  Kuchen,  mit  dem 
Bestreichen  mit  Honig,  Tanzen  und  Singen  abermals  ab.  — 
Am  Abend  haben  die  Schwestern  der  Braut  die  sog.  Tannen- 
hälterinnen  (Kranzelmädchen)  einzuladen.  —  Frei-tag. 
Die  Tannenhälterinnen  übernachten  Donnerstag  abends 
bei  der  Braut  und  werden  dabei  mit  dem  neuen  Bettzeug, 
das  als  Ausstattung  der  Braut  dient,  bedeckt.  Die  Schwäge- 
rinnen übernachten  beim  Bräutigam,  wo  sie  die  Nacht  in 
Tanz  und  Gesang  zubringen.  An  diesem  Tag  wird  abermals 
Teig  geknetet,  und  zwar  in  neun  Trögen,  bei  der  Braut  in 
drei  Trögen.  Am  Freitag  in  der  Frühe  kommen  die  Tannen- 
hälterinnen, die  im  Hause  der  Braut  übernachtet  haben,  ins 
Haus  des  Bräutigams  mit  Gesang  und  Tanz  und  mit  dem 
Dudelsack  an  der  Spitze.  Das  geknetete  Brot  heißt  Rume- 
nik.  Der  Laib  wird  durchbohrt  und  im  Ofen  gebacken.  Die 
ältere  Schwester  des  Bräutigams  nimmt  das  Brot,  den  Rume- 
nik,  legt  ihn  auf  einen  Teller,  nimmt  mit  der  anderen  Hand 
einen  Burschen  und  macht  einen  Gang  um  den  Herd,  wo  man 


Gewohnheitsrechtliclies  aus  Bulgarien.  23 

das  Brot  soeben  gebacken  hat.  Einen  ähnlichen  Rundgang  um  den 
Herd  macht  auch  eine  Schwägerin,  mit  Wein  in  der  einen  Hand, 
und  an  der  anderen  Hand  führt  sie  ein  Mädchen  mit  Wassergefäß. 

Sie  begegnen  sich,  indem  beispielsweise  das  eine  Paar 
einen  Rundgang  von  rechts  nach  links,  und  das  andere  von 
links  nach  rechts  den  Gang  um  den  Herd  herum  macht. 
Das  Umhergehen  geschieht  dreimal  und  wird  mit  Gesang 
begleitet.  Bei  jeder  Begegnung  schüttet  das  Mädchen  durchs 
Loch  des  Brotes  (des  Rumeniks)  in  den  Teller  einige  Tropfen 
Wein  hinein  und  fragt:  „Was  führst  du?"  —  „Einen  Bur- 
schen!** lautet  die  Antwort  der  Schwester  des  Bräutigams. 
—  „Und  was  führst  du?**  fragt  die  Schwägerin.  —  »Ein 
Mädchen!"  lautet  die  Antwort.  Der  „Rumenik"  wird  unter 
den  Kindern  verteilt.  Der  Bräutigam  bekommt  einen  Extra- 
kuchen, in  den  eine  Nadel  gebohrt  ist.  Der  Bräutigam  muß 
vom  Kuchen  ein  Stück  abbeißen.  Hat  der  Bräutigam  das 
Nadelöhr  abgebissen,  so  wird  sein  erstes  Kind  ein  Mädchen, 
beißt  er  das  Ende  der  Nadel  an,  so  bekommt  er  einen 
Knaben  als  erstes  Kind.  Dasselbe  Verfahren  wird  bei  der 
Braut  durchgeführt.  Am  selben  Tag  wird  beim  Bräutigam 
eine  Stange  zum  Banner  vorbereitet  (als  Fahne),  und  im  Hause 
der  Braut  einen  Tannenhalter.  —  So  am  Freitag. 

Samstag  bereiten  die  Schwägerinnen  einen  Laib  Brot 
mit  Basilikum  geschmückt  und  einen  Kuchen,  den  man  dem 
Paten  hinträgt.  Am  Nachmittag  erscheinen  Tannenträgerinnen 
im  Hause  des  Bräutigams,  und  zwar  im  geheimen,  und 
schreien,  gegen  das  gegenüberstehende  Tor  laufend,  dem 
Eidam  folgendes  zu:  „Komm  zu  den  Kränzen!"  und  gehen 
davon.  Um  dieselbe  Zeit  trachten  Schwägerinnen  danach,  sich 
im  Dreschhof  des  Bräutigams  zu  befinden,  und  beim  Erscheinen 
der  Tannenträgerinnen  beginnen  die  Schwägerinnen  zu  singen. 
Sind  die  Tannenträgerinnen  nach  Hause  gekommen,  d.  h.  ins 
Haus  der  Braut,  so  beginnt  der  Tanz  mit  der  Braut.  Am 
Abend  wird  die  Tanne  im  Hause  der  Braut  geschmückt,  und 
zwar  mit  gekochtem  Kukuruz  und  Feigen  usw. 


24  Barbar. 

Während  des  Geschilderten  begeben  sich  die  Schwäge- 
rinnen nach  Hause,  um  sich  anzukleiden  und  zu  schmücken. 
Sodann  nehmen  sie  vom  Bräutigam  zwei  Holzflaschen  mit 
Wein  und  gehen,  die  Hochzeitsteilnehmer  einzuladen.  Die 
Einladung  der  Schwägerinnen  lautet:  Gruß  von  Vater  und 
Mutter,  kommt's  zur  Hochzeit.  —  Diesen  Abend  kommen  der 
Brautführer  und  der  Opsetnik.  De  wer  ist  der  jüngere  Bruder 
des  Bräutigams  und  Opsetnik  ist  ein  anderer  Verwandter 
desselben.  Am  Abend  wird  gesungen,  getanzt  und  gezecht, 
wobei  der  Geistliche  des  Dorfes  eingeladen  wird.  Der  Schwieger- 
sohn tanzt  nicht.  Zwei  Verwandte  des  Burschen  nehmen  eine 
Holzflasche,  ein  gekochtes  Huhn,  Fisch,  einen  Kuchen  und  be- 
geben sich  zum  Dorfgeistlichen,  um  ihn  einzuladen.  Sodann 
begeben  sich  alle  Verwandte  des  Burschen  zum  Paten  und 
laden  ihn  ein,  indem  sie  ihn  mit  einer  Holzflasche  voll  Wein 
und  einem  gebratenen  Truthahn  beschenken.  Dabei  wird  ge- 
trunken, gegessen,  getanzt.  Man  verläßt  das  Haus  des  Paten 
und  kehrt  zum  Bräutigam  zurück,  wo  getanzt  und  wovon  dann 
der  Zug  zur  Braut  geht.  Vor  der  Ankunft  in  dem  Haus  der 
Braut  schickt  man  daselbst  einen  „Geisel"  mit  den  „Stiefeln", 
d.  h.  mit  allen  bei  der  Verlobung  besprochenen  Geschenken. 
Beim  Abschicken  des  „Geisels"  feuert  ein  Barsch  aus  einem 
Gewehr  ab.  Die  Rolle  des  „Geisels"  übernimmt  ein  Eidam 
des  Burschen,  und  dessen  Frau  wird  „des  Geisels  Frau".  Der 
„Geisel"  bringt  die  Geschenke,  die  der  Bräutigam  der  Braut 
versprochen.  Dabei  treten  wieder  die  Tannenmädchen  auf, 
und  zwar  versperren  sich  dieselben  mit  der  Braut  in  ein 
Zimmer  im  Momente,  wo  „der  Geisel"  mit  den  Geschenken 
bei  der  Braut  erschienen  ist.  Der  „Geisel"  muß  ein  Trink- 
geld geben,  damit  ihm  die  Braut  ihr  Zimmer  öffnet.  Sodann 
gibt  der  „Geisel"  alle  Geschenke  in  ein  Sieb,  und  die  An- 
wesenden besichtigen  dieselben.  Inzwischen  kommen  die  Ver- 
wandten des  Burschen  und  stehen  im  Hofe  der  Braut  so 
lange,  bis  sie  ins  Haus  eingeladen  werden.  Sie  werden  aber 
erst  dann  eingeladen,  wenn  die  Gäste  der  Braut  die  Geschenke 
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besichtigt  und  begutachtet  haben.  Oft  kommt  es  vor,  daß 
man  die  Gäste  im  Hofe  stundenlang  vernachlässigt,  vreil  „die 
Stiefel"  nicht  dem  Maße  der  Braut  oder  einem  ihrer  be- 
schenkten Verwandten  entsprechen.  Sind  die  Geschenke  nicht 
den  Bedingungen  entsprechend  gefunden,  so  wird  der  „Geisel" 
davongejagt,  der  Dudelsack  hört  auf,  und  es  kann  die  Hoch- 
zeit unterbrochen  werden,  wenn  man  nicht  sofort  das 
den  Bedingungen  Entsprechende  ergänzt  oder  einen  Geldbetrag 
statt  dessen  anbietet.  Sind  die  Geschenke  für  gut  befunden, 
so  erscheinen  die  draußen  stehenden  Gäste,  und  die  Schwäger 
und  Schwägerinnen  tanzen  mit  den  Geschenken  im  Munde. 
Die  Schwägerinnen  tanzen,  auf  ihre  neuen  Schürzen  tretend. 
Es  werden  dementsprechende  Lieder  gesungen.  —  So  vergeht 
der  Samstag. 

Sonntag.  Der  Schwiegervater  (des  Burschen  Vater)  be- 
gibt sich  mit  einer  Flasche  Branntwein  ins  Haus  des  anderen 
Schwiegervaters  (des  Vaters  der  Braut),  befragt  ihn,  ob  er 
mit  dem  Geschehenen  zufrieden  ist,  und  die  Zeit  der  Trauung 
festzustellen.  Es  wird  gezecht,  wobei  die  Tannenmädchen  die 
Tanne  schmücken,  und  fünf  bis  sieben  Frauen,  Verwandte  des 
Mädchens,  nehmen  die  von  der  Braut  dem  Schwiegersohn  vor- 
bereiteten Kleidungsstücke  und  tragen  dem  Schwiegersohn  die- 
selben hin.  Dabei  werden  dem  Beschenkten  Schwierigkeiten 
vorbereitet.  Dazu  sind  ein  ganzer  Tag  Opfer  und  An- 
strengungen notwendig.  Die  Frauen,  die  die  Geschenke  hin- 
tragen, bleiben  unterwegs  stehen,  verlangen,  man  möge  ihnen 
tanzen,  singen,  und  bewegen  sich  langsam.  Sie  w^erden  oft 
„müde",  man  singt  ihnen  von  neuem  vor,  man  tanzt  usw. 
Das  geschieht  dreimal,  bis  endlich  der  Schwiegersohn  erscheint, 
küßt  allen  die  Hand,  bewirtet  die  Gäste  mit  warmem  Brannt- 
wein, tanzt  mit  der  ganzen  Horotanz  bildenden  Gesellschaft 
und  schleppt  den  Tanz  nach  Hause.  Sodann  wird  der  Bräuti- 
gam rasiert,  bei  Kerzenlicht,  auch  beim  hellichten  Tag.  Es 
stellen  sich  vier  Schwägerinnen  um  den  Burschen  herum,  und 
der  Bursche  wird  mit  Gesang  rasiert,   wobei  die  Schwägerinnen 
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den  Raseur  zur  Arbeit  aufmuntern.  Das  abrasierte  Haar  des 
Burschen  wird  aufbewahrt.  Mitunter  beschenken  die  Ver- 
wandten des  Eidams  die  Braut  mit  Strümpfen,  Schuhen  und 
Kranz.  Die  Tannenmädcheu  verstecken  sich  und  verlassen 
nicht  eher  das  Zimmer,  bis  sie  beschenkt  werden.  Es 
kommen  die  Gäste ,  wovon  eine  Frau  die  Pflicht  übernimmt, 
die  Braut  anzukleiden.  Diese  Frau  nennt  man  die  Geisel- 
frau. Die  Braut  wird  vor  einer  angezündeten  Kerze  ange- 
kleidet, wobei  die  Geiselfrau  der  Braut  einen  kleinen  Spiegel 
unter  den  Arm  anbindet,  nebst  einem  Tuch  mit  Rosinen.  Als- 
dann wird  die  Braut  hinausgeführt,  um  den  Anwesenden  die 
Hand  zu  küssen.  Dabei  weint  die  Braut.  Angekleidet  und 
geschmückt  tanzt  nun  die  Braut  zum  letzten  Male  im  Hofe 
ihrer  Eltern,  wobei  sie  selbst  den  Tanz  anführt.  Die  Tannen- 
mädchen singen  beim  Horotanz  folgendes  Lied: 

Stanke,  du  liebes  Schwesterchen, 
Stanke,  du  liebe  Freundin, 
Das  wird  dein  Letztes  diesmal  sein, 
Dein  Letztes  im  Vaterhofe.  — 
Im  Vaterhof  noch  mal  zu  weilen, 
Zu  gehen,  Choro  zu  führen. 
Ja  Mutterhemden  zu  tragen, 
Mutterhemden  und  Kleider. 

Um  dieselbe  Zeit  wird  im  Hause  des  Schwiegersohnes 
das  Verfahren  der  Verbrüderung  vollzogen.  Der  Vater 
des  Bräutigams  versammelt  alle  Schwäger  und  Schwägerinnen 
und  umzingelt  die  ganze  Gesellschaft  mit  einer  Kette,  worauf 
man  gewöhnlich  Töpfe  beim  Herd  aufhängt  und  fragt: 

Wollt  ihr  verbrüdert  und  verschwestert  sein? 

Wir  wollen's!  lautet  die  Antwort.  Dabei  wirft  die  Mutter 
des  Bräutigams  die  Kerze,  die  beim  Rasieren  des  Bräutigams 
gebrannt  hat,  ins  Feuer  und  zieht  mit  einer  Eisenstange  Feuer 
und  Asche  gegen  die  Türe,  wobei  der  Schwager  die  Ver- 
brüderten durch  das  Feuer  führt  bis  in  den  Hof.  Von  den 
so  Verbrüderten  sagt  man,  sie  seien  Verwandte,  „sie  gingen 
ja  durchs  Feuer".     In  der  Umgegend  von  Warna  kommt  eine 
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zweite  Art  der  Verbrüderung  vor:  die  Mutter  des  einen  zu 
Verbrüdernden  nimmt  einen  Gürtel  und  umgürtet  die  zu  Ver- 
brüdernden, beschenkt  sie,  dieselben  küssen  ihr  die  Hand,  und 
die  Verbrüderung  ist  vollzogen.  Die  Verbrüderung  begründet 
eine  Verwandtschaft  bis  zum  neuntel  Gürtel,  die  entfernten 
Verwandten  der  Verbrüderten  sind  verpflichtet,  die  Verbrüde- 
rung zu  erneuern.  Die  Verbrüderung  begründet  kein  gegen- 
seitiges Erbrecht.  Der  Schwager  führt  nun  die  Verbrüderten 
hinaus  und  übergibt  sie  der  Taufpatin,  indem  er  ihr  die  Hand 
küßt.  Der  Bruder  des  Bräutigams  trägt  eine  Fahne  aus 
buntem  Tuch  mit  einer  Zitrone  an  der  Spitze.  Der  Schwieger- 
sohn ist  dabei  immer  mit  einem  Pelz  gekleidet,  auch  im  Hoch- 
sommer. 

Es  wird  folgendes  gesungen: 

Als  wir  um  die  Braut  gingen, 

Säte  man  den  Hafer, 

Die  Weichsein  und  Kirschen  blühten; 

Als  wir  von  der  Braut  zurückkehrten, 

Erntete  man  den  Hafer, 

Die  Weichsein  und  Kirschen  die  reiften. 

Haben  sich  die  an  der  Hochzeit  Beteiligten  dem  Hause 
der  Braut  genähert,  so  verabschieden  sich  zwei  Burschen, 
eilen  voraus  und  kommen  in  das  Haus  der  Braut,  wo  die 
Tannenmädchen  dieselben  mit  Branntwein  bewirten  und  mit 
Kuchen  und  Sacktüchern  beschenken.  Die  so  beschenkten  und 
bewirteten  Burschen  kehren  rasch  zum  Hochzeitszag  zurück, 
laufen  dreimal  um  denselben  herum  und  werfen  den  Kuchen 
in  die  Höhe,  verzehren  ihn  und  überreichen  dem  Paten  die 
Holzflasche.  Die  zwei  Burschen  nennt  man  Prebrasnitzi, 
d.  h.  Wettläufer. 

Der  Hochzeitszug  erscheint  nun  im  Hofe  der  Braut,  wo 
Tische  vorbereitet  sind,  und  alles  setzt  sich  zu  Tische.  Die 
Tische  sind  gedeckt,  und  man  verzehrt  drei  Kuchen  und  drei 
Schüsseln  Speise.  Eine  Verwandte  erscheint  mit  dem  Opsetnik. 
Der  Opsetnik   ist   ein  Verwandter  des  Schwiegersohnes.     Das 
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Geiselmädchen  führt  den  Bruder  des  Bräutigams.  Der 
Opsetnik  schlägt  mit  dem  Messer  auf  die  Fahne  des 
Bruders  des  Bräutigams  dreimal  und  macht  einen  Rund- 
gang um  die  Schwägerinnen  und  den  Bruder  des  Schwagers. 
Das  nennt  man  das  Abschneiden  der  Hochzeit. 
Opsetnik  =  der  Abschneider.  Die  dabei  Beteiligten  beginnen 
zu  schmausen,  und  die  Tannenmädchen  bringen  ihnen  folgende 
Sachen : 

Dem  Geisel  bringt  man  einen  Hahn,  mit  einem  Tuch  bedeckt 
und  auf  dem  Halse  ein  Säckchen  voll  mit  Hafer ;  das  Säckchen 
soll  aus  dem  Tuche  des  Brautkleides  gemacht  sein.  Dem 
Taufpaten  bringt  man  eine  Tanne.  Dabei  singen  die  Tannen- 
mädchen Lieder^),  und  das  Ganze  gilt  als  unerläßliche  Hoch- 
zeitssolennität.  Der  Schwiegersohn  und  der  ältere  Bruder 
desselben  gehen  vor  die  Türe  des  Hauses .  wo  er  von  den 
Verwandten  der  Braut  beschenkt  und  mit  einem  Kranze  auf 
dem  Kaipak  (Pelzmütze)  geschmückt  wird.  Die  Schwäge- 
rinnen werden  beschenkt.  Die  Taufpatin  führt  den  Schwieger- 
sohn, zu  dem  sich  der  ältere  Bruder  des  Bräutigams  zuge- 
sellt, und  alle  kommen  ins  Haus  im  Momente,  wo  die  Braut 
ihnen  entgegenkommt.  Im  Augenblick,  wo  die  Gäste  die  Schwelle 
betreten,  werden  sie  von  der  Braut  mit  Hafer  begossen  und 
gehen  zurück.  Alle  im  Hause  Erschienenen  wenden  ihre  Ge- 
sichter zur  Sonne ,  vorn  der  Schwiegersohn  und  der  ältere 
Bruder  desselben,  hinter  diesen  die  Schwägerinnen,  zu  beiden 
Seiten  die  übrigen  Verwandten.  Dabei  ist  das  Haus  ganz 
leer,  denn  bei  dieser  Solennität  ist  den  Schwägerinnen  jeder 
Diebstahl  erlaubt.  Der  Diebstahl  ist  zugunsten  der  jungen 
Eheleute,  denen  alles  Gestohlene  übergeben  wird.  Die  Geisel- 
frau führt  die  Braut  hinaus  und  übergibt  sie  dem  Schwieger- 
sohn und  dem  älteren  Bruder  desselben,  die  sie  beim  Arm 
fassen.  Die  Braut  (die  eben  Getraute)  bückt  sich,  richtet  sich 
auf  und   weint   laut.      Dieses  Weinen    der  jungen   Frau    ist 
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obligatorisch.  Den  nächsten  Tag  ist  dieses  Weinen  Gegen- 
stand des  Lobes  oder  der  Rüge  unter  den  Nachbarsfrauen.  Die 
Taufpatin  nimmt  dabei  aus  dem  Sieb  einen  Schleier,  den  sie 
noch  aus  dem  Hause  des  Bräutigams  her  bei  sich  hat,  und 
macht  damit  dreimal  ein  Kreuz  auf  die  Stirne  der  Braut  und 
will  sie  verschleiern.  Die  Braut  wehrt  sich  dagegen,  da  sie 
dadurch  sagen  will,  daß  sie  sich  nicht  so  leicht  von  ihrem 
Mädchentum  trennen  will.  Das  dritte  Mal  wird  die  Braut  ver- 
schleiert, nachdem  sie,  wie  gesagt,  zweimal  den  Schleier  ab- 
wirft. Deswegen  heißt  eine  Jungverheiratete  Frau  die  Ver- 
schleierte, bulgarisch  Balka,  von  Bulo  =  Schleier.  Die  Tauf- 
patin nimmt  ein  Glas  Wein  und  beschüttet  damit  die  Schultern 
des  jungen  Ehepaares  und  reicht  ihnen  das  Glas  dreimal  zum 
Trinken.  Es  kommt  der  Vater  der  jungen  Frau,  oder  der 
Bruder,  im  Falle  der  Vater  nicht  mehr  am  Leben  ist,  und 
steckt  in  den  Gürtel  des  Bräutigams  (Eidams)  eine  Rosen- 
stange und  führt  die  jungen  Eheleute  hinaus.  In  dem  Moment 
wirft  die  Mutter  die  Kerze,  bei  der  sich  die  Braut  angekleidet 
hat,  ins  Feuer,  und  zieht  mit  einer  Eisenstange  Feuer  aus  dem 
Herde  bis  zur  Tür,  so  daß  die  Jungverheirateten  das  Feuer 
betreten  müssen,  um  hinauszugehen.  Man  sieht,  wie  groß  die 
Bedeutung  des  Feuers  als  Hochzeitssolennität  im  Warnaer 
Umkreise  ist.  Inwiefern  das  Feuer  mit  dem  Heidentume  zu- 
sammenhängt, das  sei  der  kulturhistorischen  Forschung  über- 
lassen. Dabei  sagen  die  Frauen:  „Sieht,  man  führt  sie  durchs 
Feuer  und  Trauung."  Beim  Hinausgehen  übergibt  der  Vater 
der  Braut  ihre  Sense,  einen  Topf  und  einen  Kuchen.  Alle  Be- 
teiligten  wenden  sich  zur  Sonne,  und  es  beginnt  das  Ver- 
abschieden der  Braut  mit  ihrer  Familie.  Jeder  Verwandte 
küßt  das  junge  Ehepaar  auf  die  Stirne;  die  jungverehelichte 
Frau  küßt  ihnen  die  Hand.  Am  dramatischsten  ist  der  Ab- 
schied mit  der  Mutter,  insbesondere  in  Fällen,  wo  die  Braut 
gegen  ihren  Willen  verehelicht  wird.  Die  junge  Frau  weint, 
und  der  Dudelsack  spielt.  Es  begeben  sich  sodann  alle  in 
die  Kirche,   nur   die   Geiseln   bleiben   und   nehmen   die  ganze 
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Ausstattung  der  Braut:  Bettzeug,  Hemden,  Schürzen,  Bauern- 
kleider usw.  Um  dieser  Ausstattung  habhaft  zu  werden,  muß 
der  Geisel  einen  Kessel  Wein  und  einen  Franken  Geld  dem  Manne 
geben,  der  auf  dem  Koffer  der  Ausstattung  Platz  genommen 
hat,  und  ihn  nicht  losläßt,  ehe  er  sein  Geschenk  bekommt.  Der 
Betreffende,  der  auf  der  Ausstattung  sitzt,  ist  ein  Bruder  der 
Jungverehelichten.  Das  so  Empfangene  enthält  jedoch  nur 
einen  Teil  der  Ausstattung,  die  sich  aus  Geschenken  der  Frau 
an  den  Mann  zusammenstellt,  und,  wie  hervorgehoben,  mit 
einem  speziellen  Namen,  Ruba,  bezeichnet  wird.  Die  Ge- 
schenke der  Braut,  Hemden  und  Tücher,  nimmt  man  später» 
wenn  das  junge  Ehepaar  von  der  Kirche  nach  Hause  kommt. 
Aus  der  Kirche  begeben  sich  die  jungen  Eheleute  ins  Haus 
des  Schwiegersohnes,  wobei  die  Schwestern  der  Braut  folgen- 
des Lied  singen : 

Freue  dich,  freue  Mädchens  Mutter, 
Freue  dich,  freue,  die  Schwiegertochter 
Führen  wir  dir. 

Das  junge  Ehepaar  kommt  in  den  Hof,  und  der  Pate 
bindet  sie  mit  Ketten  und  führt  sie  auf  bedecktem  Boden 
(Tuche)  zur  Türe.  Die  Eltern  des  jungen  Ehemannes  erwarten 
freudig  zu  Hause  das  junge  Ehepaar,  das  jedoch  nicht  so 
rasch  ins  Haus  kommt.  Der  Pate  stellt  sich  vor  die  Türe 
und  läßt  die  Eheleute  nicht  hinein,  da  er  an  die  Eltern  die 
Frage  richtet:  „Womit  beschenkst  du  uns?"  Der  Vater  ant- 
wortet, er  schenke  Felder,  Wiesen,  Bienenstöcke  usw.  Sodann 
führt  der  Pate  die  Eheleute  hinein,  die  jedoch  nicht  eher 
folgen,  bis  ihnen  seitens  des  Brautführers  und  des  Paten 
Geschenke  versprochen  werden.  Alle  genannten  Geschenke 
bilden  den  sog.  Beitrag  (Prinos).  zu  dem  sich  die  Geschenke 
seitens  der  Verwandten  der  Junggetrauten  zugesellen.  Beim 
Betreten  der  Schwelle  des  Hauses  kommt  dem  jungen  Ehe- 
paar die  Mutter  mit  einem  Topf  voll  Honig  entgegen.  Die 
junge,  soeben  getraute  Frau  benetzt  dreimal  ihre  zwei  Finger 
in  dem  Honig   und   befleckt  kreuzartig  die  Schwelle  und  den 
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Rand  der  Türe,  wobei  die  Mutter  bei  jedem  Eintauchen  der 
Finger  dieselben  mit  einem  Tüchel  reinwischt.  Sodann  nimmt 
die  Mutter  einen  Kessel  mit  heißem  Wein,  tanzt  einige  Mi- 
nuten, reicht  den  Kessel  der  jungen  Frau,  reicht  ihr  eine 
brennende  Kerze  und  Kuchen.  Jetzt  erst  kommen  die  Jung- 
verehelichten ins  Zimmer  und  stellen  sich  mit  den  brennenden 
Kerzen  vor  den  Paten.  Man  bringt  die  Holzflasche  und  über- 
reicht sie  dem  Paten,  der  sich  aufrichtet,  zwischen  den  Ver- 
ehelichten durchgeht,  trennt  diese  und  begleitet  sie  ins 
Zimmer,  wo  man  dem  Ehepaar  einen  Imbiß  überreicht.  Alle 
Gäste  schmausen.  Nach  dem  Essen  küssen  die  Eheleute  den 
Verwandten  die  Hände,  gießen  Wein  an,  und  der  Dudelsack- 
spieler  überreicht  jedem  das  Geschenk,  das  ihm  seitens  der 
Braut  bestimmt  ist.  Dabei  wird  die  junge  Ehefrau  mit  Geld- 
stücken beschenkt,  die  ihr  Eigentum  bleiben.  Der  Ver- 
geiselte  reicht  jedem  ein  Stück  vom  Honigkuchen,  den  die 
junge  Frau  vorbereitet  hat.  Sodann  reicht  die  Frau  dem 
Paten  einen  Krug,  daß  er  sich  wasche.  Der  Pate  gibt  ihr  das 
kleine  „Lebewohl" :  einen  Topf  voll  mit  Wein,  Leblebij,  ein 
gekochtes  Händel  und  Kuchen  und  geht  nach  Hause,  begleitet 
vom  Dudelsackspieler  und  den  Hochzeitsleuten. 

Die  erste  Nacht  der  Verehelichten.  Nach  dem  Weg- 
gehen des  Paten  begeben  sich  die  jungen  Eheleute  in  ihr 
Zimmer,  wo  sie  darüber  belehrt  werden,  was  ihnen  zu  tun 
bevorsteht.  Die  Lehren  erteilt  der  „Geisel"  und  die  „Ver- 
geiselte".  Letztere  ist  der  Braut  beim  Ausziehen  behilflich; 
deckt  einen  Tisch,  damit  das  „kleine  Lebewohl"  aufgegessen 
wird,  und  überläßt  die  Eheleute  ihrem  Selbstwillen.  Beim 
Auskleiden  ziehen  sich  die  Eheleute  gegenseitig  aus,  so  daß 
beide  in  weißen  Hemden  nebeneinander  stehen,  damit  ihnen 
die  Kinder  weiß  bleiben.  Die  junge  Frau  zieht  ein  anderes 
Hemd  an,  das  ihr  die  Vergeiselte  (Geiselfrau)  zurückgelassen 
hat,  der  Ehemann  gibt  ihr  drei  Hiebe  mit  dem  Gürtel  ums 
Kreuz,  wirft  Geld  ins  Bettzeug  und  vollzieht  den  Beischlaf. 
Dieser  muß  recht  schnell  vollzogen  werden,    denn   die  Geisel- 
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frau,  der  Geisel  und  mehrere  Freunde  warten  vor  der  Türe 
des  Zimmers,  und  muß  höchstens  in  einer  halben  Stunde  be- 
endet sein.  Im  widrisjen  Falle  erfoloren  Protestrufe  und 
Klopfen  seitens  der  das  Ende  des  Beischlafes  Erwartenden. 
Ist  der  Beischlaf  vollzogen,  so  hat  ihn  der  Schwiegersohn 
mittels  eines  Revolverschusses  zur  allgemeinen  Kenntnis  zu 
bringen.  Sofort  erscheint  die  Geiselfrau,  der  der  Geisel  die 
Türe  öffnet,  und  nimmt  das  Hemd  der  Braut  in  Augen- 
schein, gibt  das  Hemd  in  ein  Sieb,  schüttet  den  Eheleuten 
Wasser  zum  Waschen  der  Hände  und  trägt  das  Sieb  als  Be- 
weis der  Ehrhaftigkeit  der  Braut  hinaus.  Das  Hemd  der 
Ehefrau  nach  der  ersten  Nacht  wird  den  Schwiegereltern  des 
Mannes  gezeigt,  sodann  allen  verheirateten  Verwandten,  und 
alle  werfen  Trinkgelder  in  das  Sieb  hinein  („Bakschisch"). 
Die  jungen  Eheleute  waschen  die  Hände  der  Anwesenden,  und 
der  Geisel  bewirtet  alle  mit  süßem  Branntwein.  Der 
Dudelsack  spielt  sehr  laut  auf  einer  Anhöhe,  damit  jeder  wahr- 
nimmt, daß  ^die  Verehelichte  ehrlich  war".  Dabei  wird  eine 
spezielle  Melodie  angestimmt,  die  sog.  „Koneka".  Der  Braut- 
führer und  der  Geisel  begeben  sich  zu  den  Eltern  der  Frau, 
um  das  Resultat  der  festgestellten  Jungfräulichkeit  den  Eltern 
der  Frau  zur  Kenntnis  zu  bringen.  Die  Eltern  trinken  den 
ihnen  mitgebrachten  süßen  Branntwein,  und  die  Boten  (Geisel 
und  Brautführer)  binden  sich  einen  roten  Schleier  um  die 
Mützen  als  Zeichen  der  freudigen  Botschaft.  Sodann  gehen 
die  Boten  ins  Haus  des  Paten ,  um  dort  die  Botschaft  der 
Jungfräulichkeit  (Keuschheit)  der  Braut  zu  bringen.  Unter- 
dessen wird  im  Hause  des  Schwiegersohnes,  des  Neuvermählten 
bis  zum  Umfallen  Horo  getanzt.  Es  wird  das  sog.  Samo- 
divenhoro  getanzt,  d.  h.  ein  Tanz  der  Nymphen.  Es 
zieht  jeder  der  Tänzer  das  Geschenk,  das  ihm  die  Braut  über- 
reicht hat,  an,  und  es  schauen  die  meisten  weiß  gekleidet  aus, 
da  fast  alle  mit  weißen  Hemden  beschenkt  sind,  die  sie  über 
den  Kleidern  anziehen.  Dabei  tanzen  auch  die  Schwiegereltern 
mit,  die  ebenfalls  verziert  sind.    Dreimal  tanzen  die  Eheleute 
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und  verlassen  sodann  den  Reigen,  um  sich  laufenden  Schrittes 
in  ihre  Zimmer  zu  begeben.  Dort  kommen  Kinder  hin ,  die 
man  mit  den  Näschereien  (Feigen  usw.),  die  der  Braut  unter 
den  Arm  gebunden  wurden,  nebst  einem  Spiegel  beschenkt. 
Sodann  stellt  man  die  so  bewirteten  Kinder  vor  einen  Spiegel 
und  fragt  sie:  welches  der  Eheleute  schöner  ist,  die 
Frau  oder  der  Mann?  Antworten  die  Kinder,  es  sei  die 
Frau  schöner,  so  wird  das  erste  Kind  der  Eheleute  ein 
Mädchen  und  vice  versa.  Die  junge  Frau  darf  unter- 
dessen kein  einziges  Wort  mit  ihren  Schwiegereltern  sprechen, 
solange  an  ihr  das  Verfahren  des  Schleierablegens  noch 
nicht  vollzogen  ist.  Am  Nachmittag  nach  der  Trauung  hat 
der  Schwiegersohn  noch  den  Paten  zu  besuchen  und  zu  be- 
wirten, wobei  ihn  (den  Schwiegersohn)  eine  Schwägerin  be- 
gleitet. Abends  küssen  alle  Schwägerinnen  die  Hände  des 
jungen  Ehepaares,  und  der  Schwiegersohn  gibt  jeder  5  bis 
10  Centimes  und  verabschiedet  alle. 

Das  Weglegen  des  Schleiers  geschieht  durch  ein 
spezielles  Verfahren.  Am  Sonntag  begeben  sich  der  Braut- 
führer und  die  Ebengetraute  in  einen  Garten  unter  einen 
Rosenstrauch.  Dort  hebt  der  Brautführer  dreimal  den  Schleier 
der  Ebengetrauten  empor  und  legt  ihn  auf  den  Rosenstrauch 
nieder.  Zum  dritten  Male  bleibt  der  Schleier  auf  dem  Rosen- 
strauch liegen  und  kehrt  mit  der  Ebengetrauten  nach  Hause. 
Beide  jungen  Eheleute  begeben  sich  sodann  zum  Brunnen,  wo 
sie  sich  gegenseitig  mit  Wasser  bespritzen,  mit  den  Füßen 
einen  Kessel  voll  Wasser  ausschütten  und  ein  Ei  in  einem 
Troge  zerbrechen.  Die  Eheleute  kommen  nach  Hause,  wo  die 
junge  Frau  ihren  Schwiegereltern  die  Hand  küßt  und  dieselben 
erst  ansprechen  darf.  Denselben  Tag  begeben  sich  die  Eben- 
getrauten in  die  Kirche,  wo  ihnen  der  Geistliche  einige  Ge- 
bete vorliest.  Am  Abend  werden  die  Eltern  der  jungen  Ehe- 
frau besucht.  Diesen  Besuch  nennt  man  Powratki,  d.  h. 
das  Zurückkommen.  Vor  diesem  Zurückgehen  besuchen  die 
Eltern    der    Ehefrau    den    Eidam ,    den    Besuch    nennt    man 
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Odwratki,  d.  L.  Zurückgeben.  Bei  dem  PoTvratki  genannten 
Besuche  beschenkt  der  Vater  der  Frau  die  Verehelichten^ 
trinkt  ein  Glas  Wein  auf  ihre  Gesundheit  mit  den  Worten 
„auf  ihre  Gesundheit"  aus,  worauf  die  Verehelichten  den 
Wunsch  beantworten  und  seitdem  das  Recht  haben,  das 
„Fasten"  vor  ihren  Eltern  resp.  Schwiegereltern  aufzugeben. 
Schmaus  und  Belustigungen  folgen.  Diese  Xacht  schlafen  die 
Eheleute  noch  in  der  Wohnung  der  jungen  Ehefrau.  Das 
Geschenkte  kann  der  Schwiegersohn  sofort  am  nächsten  Morgen 
in  Besitz  nehmen ,  dazu  ist  die  Zustimmung  des  Schenkers 
nicht  notwendig.  Sind  nun  einige  Tage  verflossen,  ohne  daß 
der  Schwiegersohn  das  ihm  Geschenkte  in  Empfang  nimmt, 
so  verliert  der  Beschenkte  durch  nicht  rechtzeitiges  Zugreifen 
das  ihm  von  seinen  Schwiegereltern  Geschenkte,  und  es  bedarf 
einer  neuen  Tradition  dazu ''). 

Am  Montag  ruft  die  junge  Frau  ein  Mädchen,  das  das 
Brauthemd  waschen  soll,  zu  sich  und  beschenkt  es.  Steht  es 
fest,  daß  die  junge  Frau  vor  dem  Beischlaf  unehrenhaft,  un- 
keusch gewesen,  daß  sie  schon  früher  ihrer  Jungfräulichkeit 
beraubt  war,  so  bleibt  die  Hochzeit  überrascht,  und  der  Dudel- 
sack hört  zu  spielen  auf.  Der  Musikant  verläßt  die  Hochzeit. 
Die  Gäste  bewerfen  die  eben  getraute  junge  Frau  mit  Vor- 
würfen. Erklärt  nun  der  Eidam,  er  habe  seine  Frau  selbst 
früher  entjungfert,  so  verfuhr  man  in  früherer  Zeit  folgender- 
maßen: man  bestrafte  entweder  beide  Ehegatten,  oder  man 
setzte  kühl  die  Hochzeit  fort.  Heutzutage  gilt  in  allen  Fällen 
das  letztere,  indem  die  Schwiegermutter  sich  folgendermaßen 
ausdrückt:  „Mein  ist  der  Bock  und  mein  —  die  Ziege."  Ist 
dagegen  die  Frau  von  einem  fremden  Manne  entjungfert  ge- 
funden, so  wird  die  Frau  bespien  und  der  allgemeinen  Ver- 
achtung preisgegeben,  da  es  Volksglaube  ist,  derlei  Heiraten 
hätten  allgemeine  Dürre  zur  Folge.  Die  Strafe  für  derlei  ent- 
jungferte Ehefrauen  bestand  darin,  daß  man  die  Frau  öffentlich 


')  N.  Popow,  Juristische  Gebräuche  aus  Warna. 
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beim  Brunnen  baden  ließ,  oder  sie  nackt  im  Hemd  Holz  hacken 
mußte.  In  solchen  Fällen  hat  der  Vater  der  Entjungferten 
ein  Feld  oder  sonst  unbewegliche  Güter  dem  Schwiegersohne 
zu  versprechen,  um  ihn  dahin  zu  bewegen,  er  möge  von  der 
geschlossenen  Ehe  nicht  abtreten.  Tritt  der  Schwiegersohn 
dennoch  von  der  Ehe  zurück,  so  hat  er  einen  Anspruch  auf 
alle  ihm  zur  Last  gefallenen  Spesen,  ist  jedoch  verpflichtet, 
nur  die  Kleidungsstücke,  die  er  bekommen,  zurückzuerstatten, 
andere  Geschenke  verbleiben  Eigentum  des  enttäuschten  Ehe- 
gatten. In  früheren  Zeiten  wurde  auch  der  Verführer  in 
solchen  Fällen  bestraft,  und  zwar  in  hervorgehobener  Art.  Ist 
der  Bursche  beischlafsunfähig,  so  haben  es  die  Eheleute  vier- 
mal zu  versuchen,  den  Beischlaf  zu  vollziehen.  Ist  es  dennoch 
bewiesen,  daß  der  Eidam  beischlafsunfähig  ist,  so  hat  die  Ehe- 
frau das  Recht  der  Trennung,  nachdem  sie  ihre  Kleidungs- 
stücke in  Besitz  nimmt  und  ihren  Ehegatten  verläßt.  Doch 
kommt  in  der  Regel  das  Gegenteil  vor,  d.  h.  die  Ehefrau  stellt 
sich  mit  ihrer  Lage  zufrieden  und  verbleibt  beim  Manne  bis 
zu  seinem  Tode.  Ist  die  Frau  beischlafsunfähig,  so  hat  der 
Mann  das  Recht  der  Trennung,  d.  h.  der  Mann  kann  seine 
Frau  zu  ihren  Eltern  schicken. 

Das  Verhältnis  der  Ehegatten  zueinander  nach  der  Trau- 
ung wird  von  zwei  Grundprinzipien  beherrscht:  1.  das  der 
Gleichberechtigung  und  2.  das  der  Untertänigkeit.  Der  Mann 
ist  Herr  des  Hauses,  und  in  Männersachen  ist  ihm  die  Frau 
Gehorsam  schuldig,  so  z.  B.  bezüglich  der  Feldarbeiten.  Der 
Mann  befiehlt:  wann  die  Frau  das  Feld  bebauen  soll;  welches 
Feld  und  welche  Feldarbeit  die  Frau  ausrichten  soll,  dar- 
über hat  der  Mann  zu  entscheiden.  Dagegen  ist  die  Frau 
selbständig  in  Sachen  reiner  Frauenarbeit.  So  kümmert  sich 
der  Mann  nicht,  wann  die  Frau  Brot  knetet,  was  sie  kochen 
wird,  wann  die  Frau  Milch  molken  soll,  wie  es  mit  der  Hühner- 
zucht steht  usw.  Die  Frau  ist  Kassier  in  des  Hauses 
und  gibt  dem  Manne  Geld,  falls  der  Mann  es  benötigt.  In 
wichtigen  Geschäften  hat  der  Mann  die  Meinung   seiner  Frau 
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einzuholen.  Dem  Manne  obliegt  ein  gütliches,  anständiges 
Verhalten  der  Frau  gegenüber.  Im  Falle  jedoch  die  Frau  ein 
Verbrechen  begeht,  so  hat  der  Mann  ein  mäßiges  Züchtigungs- 
recht der  Frau  gegenüber,  das  jedoch  nicht  bis  zur  Ver- 
stümmelung reichen  soll. 

Der  zugeführte,  im  Hause  des  Mädchens  anerzogene  Eidam 
hat  weniger  Rechte  als  ein  sonstiger  Schwiegersohn.  Da  ist 
die  Frau  Herrin  des  Hauses,  und  der  Mann  trägt  den  Namen 
der  Frau.  So  beispielsweise:  Iwan  Penin,  Stojkin  usw.,  d.h. 
Iwan  Penas  Mann,  Stojkas  usw.  In  solchen  Ehen  führen  die 
Kinder  ebenfalls  den  Namen  der  Mutter.  Das  bei  der  Hoch- 
zeit Erworbene  verbleibt  Eigentum  der  Ehefrau,  weil  diese 
ihre  Schenker  mit  Hemden  und  Tüchern.  Geschirren  usw.  be- 
schenkt hat. 

Die  Kleidungsstücke  der  Ehefrau,  Decken,  Kleider,  Hem- 
den, verbleiben  Eigentum  der  Frau.  Alle  Geschenke,  die  der 
Ehefrau  seitens  ihrer  Eltern  zukommen,  sei  es  auch  als  Erb- 
teil, verbleiben  Eigentum  der  Frau.  Der  Mann  hat  kein 
Eigentum  an  diesen  Gütern.  Er  hat  nur  ein  Vertretungsrecht 
und  ein  Nutznießungsrecht.  Der  Mann  ist  nur  von  Rechts 
wegen  Verwalter  derlei  Güter  und  vertritt  dieselben  wie  Eigen- 
tümer. Stirbt  der  Mann,  so  bekommt  die  Frau  nur  die  oben- 
genannten Güter,  an  denen  ihr  das  Eigentum  zusteht.  Alles 
andere  kommt  den  Verwandten  des  Verstorbenen  zu.  Das 
letztere  trifft  noch  mehr  im  Falle  zu.  wo  der  Verstorbene  mit 
seinen  Verwandten  in  einem  Haushalte  gelebt.  Alles  was  der 
Schwiegervater  der  Schwiegertochter  geschenkt,  kann  er  nach 
dem  Tode  des  kinderlosen  Sohnes  widerrufen.  In  früherer 
Zeit  bekam  die  Schwiegertochter  in  solchen  Fällen  einen  Sold, 
den  sog,  Tschirak  Haky,  d.  h.  Gehilfenbesoldung.  Stirbt 
eine  Frau  kinderlos,  so  haben  ihre  Eltern  das  Recht,  alles 
Ihrige  in  Besitz  zu  nehmen,  selbst  die  Bettdecken,  die  sie  mit- 
gebracht. Davon  ist  jedoch  ein  Strohsack,  eine  Bettdecke,  ein 
Polster,  die  dem  Manne  zum  Schlafen  unumgänglich  nötig 
waren,  nebst  dem  Geschirr,    das    seitens    der  Verwandten    der 
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Verstorbenen    zugekommen    ist,    wenn   auch    diese   Eigentum 
der  Verstorbenen  geworden  waren,  ausgenommen. 

Das  aus  Goldmünzen  bestehende  Halsband,  das  der  Bursche 
der  Braut  geschenkt,  verbleibt  dem  Manne.  Stirbt  jedoch 
der  Mann  kinderlos,  so  verbleibt  ein  derlei  Halsband  der  Frau 
und  deren  Erben,  da  „sie  ihre  Jugend  dafür  hingegeben",  wie 
sich  die  Landleute  darüber  ausdrücken.  Solange  beide  Ehe- 
gatten am  Leben  sind,  gilt  das  Halsband,  aus  Münzen  be- 
stehend, als  der  Frau  zugehörig.  Doch  kann  es  der  Mann  mit 
Zustimmung  der  Frau  aus  Rücksichten  des  Familienwohles 
veräußern,  damit  er  beispielsweise  Ochsen  oder  ein  Feld  damit 
kaufe.  Der  Sammler  dieser  juristischen  Gewohnheiten ,  Herr 
N.  Popow,  vertritt  dabei  den  Standpunkt,  daß  die  Veräuße- 
rung der  Goldstücke  des  Halsbandes  das  Hauptmittel  ist,  wo- 
mit die  Ehegatten  ihr  „Pekulium"  vermehren.  Worin  dieses 
Pekulium  besteht,  darüber  hat  sich  Herr  Popow  nicht  ge- 
äußert. Daß  nach  dem  Tode  einer  kinderlosen  Ehefrau  ihre 
Sachen  ihren  Eltern  zukommen,  ist  kein  Merkmal  eines  Peku- 
liums,  wie  ihn  das  römische  Recht  auffaßt.  Denn:  1.  Beim 
Pekulium  ist  der  Haussohn  nicht  Eigentümer  des  das  Pekulium, 
bildenden  Sondergutes.  2.  Der  Sohn  hat  überhaupt  kein 
Recht  auf  das  Pekulium  —  anders  der  Nachlaß  der  kinder- 
los verstorbenen  Frau,  woran  dieser  ein  Eigentumsrecht  und 
ihren  Verwandten  ein  Einziehungsrecht  zusteht.  Das  aus 
Goldmünzen  bestehende  Halsband  ist  zunächst  Brautgeschenk, 
Eigentum  der  Frau,  und  nach  ihrem  kinderlosen  Hinscheiden 
hat  der  Mann  ein  Einziehungsrecht  dieses  Halsbandes.  Nach 
dem  Hinscheiden  des  Mannes  bekommen  bei  kindergesegneten 
Ehen  das  Halsband  die  Kinder  beider  verstorbener  Eltern. 
Die  beliebige  Zurücknahme  der  Konzession  eines  Gewalt- 
habers kommt  hier  nirgends  vor.  Und  das  Einziehungs- 
recht des  überlebenden  Ehegatten  ist  hier  nicht  mit  dem  Lose 
des  römischen  Pekuliums  nach  dem  Tode  des  damit  ausge- 
statteten Haussohnes  zu  verwechseln.  Es  ist  somit  dieses 
Rechtsverhältnis   etwas    vom    römischen    Pekulium    Grundver- 
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schiedenartiges,  und  damit  wäre  auch  die  Ansicht  N.  Popows 
über  das  Rechtsverhältnis  des  Goldmünzenhalsbandes,  das 
als  Brautgeschenk  in  manchen  Orten  des  Warnaer  Umkreises 
vorkommt,  widerlegt^). 

Sadrugi,  d.  h.  eine  Gesamtheit  von  mehreren  Familien 
im  gemeinsamen  Haushalte,  existieren  in  diesen  Dörfern  des 
Warnaer  Umkreises  nicht;  doch  trennt  sich  der  Sohn  von 
seinen  Eltern  nicht  sofort  nach  seiner  Heirat.  Er  lebt  viel- 
mehr im  Hause  seiner  Eltern  5 — 6  Jahre  nach  seiner  Hoch- 
zeit, nimmt  teil  am  gemeinsamen  Familiengute  und  ernährt 
sich  gemeinsam  mit  den  anderen  an  der  Zadruga  Beteiligten. 
Sein  Privateigentum  geht  im  Gemeineigentume  der  Zadruga 
auf,  es  wird  gemeinsam  bebaut,  mit  gemeinsamem  Getreide 
werden  seine  Felder  besät.  Dabei  bleiben  jedoch  die  Früchte 
seiner  Parzellen  ausschließliches  Privateigentum  des  betreffen- 
den Haussohnes.  Diese  Früchte  kann  der  Haussohn  veräußern 
und  damit  Felder  einkaufen.  Ist  nun  das  Privatvermögen  des 
Haussohnes  oder  des  jungen  Nachwuchses  in  der  Zadruga  so 
weit  vergrößert,  daß  es  getrennt  werden  kann,  so  wenden  sich 
die  Jungen  an  die  Eltern  mit  der  Bitte  um  Erlaubnis  einer 
Trennung  ihrer  Güter  aus  der  Zadruga.  Erfolgt  die  Zustim- 
mung der  Eltern,  so  hilft  der  Vater  dem  Sohne,  ihm  ein  Haus 
zu  bauen,  und  ist  dieses  gebaut,  so  übersiedelt  der  Sohn  mit 
seinen  Kindern ,  indem  er  alles  zum  Haushalt  Nötige  vom 
Vater  bekommt,  manchmal  ein  Paar  Ochsen,  eine  Kuh  u.  dgl. 
Dabei  versammelt  sich  die  ganze  Familie.  Der  Sohn  und 
dessen  Frau  küssen  den  Alten  die  Hände  —  man  verabschiedet 
sich  und  begibt  sich  in  die  neue  Wohnung  der  Jungen.  Voraus 
schreiten  die  Eltern  mit  Wein  und  Speise  in  den  Händen. 
Ihnen  folgen  der  Sohn  nebst  Gemahlin  samt  ihrer  Habe.  In 
dem  neuen  Haus  angelangt,  tritt  der  Vater  hinein  und  bleibt 
vor  der   Schwelle    des    Hauses   stehen.     Von  da  aus  reicht  er 


*)  [Popow  meint  offenbar  das  Pekulium  nicht  im  streng  romanisti- 
schen Sinne.  —  Kohler.] 
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dem  vor  der  anderen  Seite  stehenden  Sohne  einen  Kessel  mit 
Wasser  und  spricht:  „Arbeitet  und  verdienet  jetzt  selbst", 
reicht  dem  Sohne  eine  Axt,  einen  Hammer  u.  dgl.  Werk- 
zeuge, die  ein  Haushalt  braucht,  und  zündet  eigenhändig  das 
Feuer  im  Herde  an,  wonach  alle  bewirtet  werden  und  sich 
unterhalten. 

Wer  hat  nun  von  den  beiden  Ehegatten  die  Leichenkosten 
für  den  Verstorbenen  zu  bezahlen?  Stirbt  der  Mann  und  hat 
er  bis  dahin  bei  seinem  Vater  gewohnt,  so  zahlt  die  Leichen- 
kosten der  Mann.  Hat  er  einen  eigenen  Haushalt  geführt,  so 
werden  die  Leichenkosten  von  seinem  Privatvermögen  bezahlt. 
Hat  er  kein  Privatvermögen,  so  bezahlt  die  Leichenkosten  die 
Frau,  hat  die  Frau  keine  Mittel,  so  haften  dafür  die  Eltern 
des  Mannes.  Stirbt  die  Frau,  so  zahlt  der  Mann  oder  dessen 
Vater  von  seinem  Privatvermögen,  nicht  von  den  Mitteln  der 
Frau.  Die  Frau  des  verstorbenen  Mannes  muß  bei  ihren  Eltern, 
falls  diese  nicht  getrennt  wohnen,  mindestens  sechs  Monate 
nach  dem  Todesfalle  zubringen  und  darf  vor  dem  Ablaufe  von 
einem  Jahre  nicht  heiraten.  Das  Volk  gibt  in  diesen  Gregen- 
den  viel  aufs  Betrauern,  auf  die  Trauerfrist.  Die  Frau  soll 
ein  Trauerjahr  einhalten. 

Die  Frau  soll  die  Grabstätte  ihres  verstorbenen  Mannes 
besuchen,  sie  mit  Wasser  begießen  und  beweinen. 

Scheidungsgründe  kennt  die  ältere  Zeit  nicht.  Der 
schuldige  Ehegatte  wurde  seitens  der  Notabein  (Tschorbadziji) 
des  Ortes  bestraft.  Der  unschuldige  Teil,  falls  er  Ehescheidung 
verlangte,  wurde  von  den  Tschorbadziji  bestraft.  Ehebruch  der 
Frau  wurde  mit  Baden,  Schlägerei  (Züchtigung)  und  mit  Esels- 
reiten bestraft. 

Das  Kind  beginnt  zu  existieren  vom  Momente  der  Emp- 
fängnis. Eine  Schenkung,  die  man  einem  noch  nicht  Ge- 
borenen macht,  ist  gültig.  Der  Vollzug  des  Schenkungsver- 
sprechens kann  nach  der  Geburt  verlangt  werden.  Nur  das 
beschenkte  Kind  hat  ein  Recht  auf  die  Schenkung,  seine 
Mutter  nur  im  Notfalle,  und  zwar  wo  es  sich   um  die  Ernäh- 
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rnng  des  schon  geborenen  Kindes  handelt.  Die  Kinder  ver- 
dienen, solange  sie  im  Kindesalter  sind,  für  die  Eltern.  Sie 
können  ein  Pekulium  besitzen,  doch  dieses  besteht  nicht 
aus  dem,  was  die  Kinder  verdient  haben,  sondern  nur  aus 
Posten,  die  ihnen  schenkungsweise  zugekommen,  so  z.  B. 
Schenkungen  bei  der  Taufe  usw.  Ob  die  Kinder  von  ihren 
Eltern  in  diesen  Gegenden  ein  Pekulium  bekommen  können, 
scheint  mir  nach  dem  oben  darüber  Angedeuteten  streitig.  Der 
Vater  hat  ein  Züchtigungsrecht  den  Kindern  gegenüber,  das 
jedoch  nicht  bis  zur  Verstümmelung  reichen  darf.  Ist  ein 
nicht  menschenartiges  Wesen  (Monstrum)  zur  Welt  gekommen, 
so  muß  es  ernährt  werden,  bis  es  mit  dem  Leben  abgeht.  Derlei 
Geburten  nennt  das  Volk  Nischan,  d.  h. Zeichen  —  ein  Zeichen 
bevorstehender  Unglücksfälle  und  Heimsuchungen.  An  ein 
jus  vitae  ac  necis  erinnert  sich  das  Volk  nicht.  In  früheren 
Zeiten  hatte  der  Vater  das  Recht,  seinen  erwachsenen  Sohn 
wegzujagen,  und  konnte  ihn  des  Rechtes,  etwas  von  seinen 
Gütern  zu  verlangen,  verlustig  erklären.  Letzteres  auch,  im  Falle 
der  Sohn  sich  um  den  Gewinn  dieser  Güter  bemüht  hat.  Da- 
mit sich  der  Sohn  vom  Vater  trennen  kann,  ist  die  Zustimmung 
des  letzteren  unerläßlich,  sonst  kann  dieser  ihm  alles  versagen. 
Die  Kinder  sind  verpflichtet,  ihre  verarmten  Eltern  zu  er- 
nähren, und  zwar  im  Todesfalle  dauert  diese  Pflicht  ein  Jahr. 
Dasselbe  obliegt  den  Eltern.  Die  Beerdigungskosten  zahlt 
der  Vater  und  bei  dessen  Zahlungsunfähigkeit  die  Mutter.  In 
alter  Zeit  hatten  nur  die  Söhne  des  Verstorbenen  das  Recht, 
das  Vermögen  ihres  Vaters  zu  teilen.  Damals  bekamen  die 
Töchter  einen  Erbteil  nur,  im  Falle  keine  Söhne  vorhanden 
sind,  oder  im  Falle  die  Töchter  noch  unvermählt  sind.  Mit 
den  Kindern  zugleich  erben  kraft  Repräsentationsrecht  die 
ersten  Enkel.  Die  zweiten  Enkel  haben  Repräsentationsrecht 
nur  dann,  wenn  die  Erben  des  Verstorbenen  die  Brüder  des- 
selben sind.  Der  Sohn  erbt  väterlicher-  und  mütterlicherseits. 
Die  Eltern  beerben  den  Sohn  nur  im  Falle  ihrer  Verarmung, 
wobei   sie    mit   ihren  Kindern    konkurrieren.     Der  Sohn  kaim 
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vor  dem  Tode  des  Erblassers  seinem  Erbrechte  entsagen,  wo- 
durch das  Recht  seiner  Deszendenten,  die  Erbschaft  zu  er- 
langen, nicht  vereitelt  ist.  Hat  der  Erbe  nichts  vom  Nach- 
laß erlangt,  so  haftet  er  auch  für  die  Schulden  nicht,  außer 
wenn  er  zur  Zeit  des  Todes  nicht  von  seinem  Vater  getrennt 
war.  Den  Kindern  des  ersten  Vaters  gebührt  nichts  vom  Ver- 
mögen des  zweiten,  d.  h.  des  zweiten  Mannes,  den  die  Mutter- 
Witwe  geheiratet.  Doch  kann  das  Gegenteil  bei  der  Hochzeit 
der  Mutter  festgestellt  werden.  Das  Kind  bekommt  alles,  was 
ihm  vom  verstorbenen  Vater  gebührt.  Darin  konkurriert  das 
Kind  mit  den  Kindern  zweiter  Ehe  nicht. 

Das  zugeführte  (von  der  ersten  Ehe  herstammende)  Kind 
hat  die  Erbrechte,  die  den  Neugeborenen  gleichkommen.  Für 
seine  persönlichen  Bemühungen  beim  zweiten  Vater  hat  das 
Kind  erster  Ehe  das  Recht  auf  angemessene  Entlohnung  oder 
nur  ein*  Recht  auf  Ernährung  und  Ausheiraten.  So  in  der 
Umgegend  von  Warna.  Die  Gattin  nimmt  einen  Teil  ihres 
Nachlasses  von  ihrem  Manne  und  verbleibt  bei  ihrem  jüngsten 
Sohn,  dem  sie  auch  ihren  Teil  nach  ihrem  Tode  hinterläßt. 
Sind  keine  Kinder  da,  so  erbt  die  Gattin  vom  Vermögen  ihres 
Mannes  nur  dann,  wenn  diesen  nicht  die  Eltern  des  Mannes, 
sondern  seine  Brüder  beerben. 

Vormünder.  Die  Sorge  über  die  Unmündigen  obliegt 
den  Vormündern,  die  dem  Verwandtenkreise  des  Unmündigen 
angehören.  Eine  spezielle  Bezeichnung  „Vormund"  existiert 
nicht.  Die  Pflichten  eines  Vormundes  obliegen  einem  Ver- 
wandten, die  dieser  als  solcher  erfüllt.  War  der  Verstorbene 
von  seinem  Vater  nicht  getrennt,  so  sorgt  dieser  für  die  Un- 
mündigen. War  der  Verstorbene  getrennt,  so  kann  der  Vater 
der  Vormundschaft,  w^ie  wir  sagen  möchten,  entsagen,  und  es 
wurd  dieselbe  einem  anderen  aufgebürdet.  Der  Vater  des  Ver- 
storbenen ist  verpflichtet,  den  Kindern  alles  das  zu  geben,  was 
Eigentum  seines  Sohnes  war,  und  was  zur  Ernährung  des  Un- 
mündigen nötig  ist,  soll  er  von  seinem  Vermögen  alles  aus- 
scheiden, was  er  dem  Verstorbenen  als  Erbschaft  hinterlassen 
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Avürde.  Der  Vater  hat  das  Recht,  noch  zu  seinen  Lebzeiten 
allen  seinen  Söhnen  Teile  seines  Vermögens  zuzuweisen,  damit 
die  sich  nach  seinem  Tode    nicht   in  den    Nachlaß    mengen  ^). 

Der  Wille  des  Vaters  war  seit  alters  her  heilig,  und  keiner 
der  Söhne  konnte  diesem  Willen  widerstreiten,  d.  h.  eine  Tei- 
lung oder  sonst  was  wider  Willen  des  Vaters  anstreben.  Haben 
die  Kinder  das  17.  Lebensjahr  zurückgelegt,  so  können  sie  von 
ihren  Vormündern  Rechnung  fordern.  Diese  haben  kein  Recht, 
die  Güter  ihrer  Kinder  zu  veräußern,  außer  wegen  Schulden 
und  nahrungshalber.  Haben  die  Unmündigen  gar  kein  Ver- 
mögen und  keine  Existenzmittel,  so  sorgen  dafür  die  Ver- 
wandten oder  die  Herren  (Reichen),  die  Tschorbadziji  des  Ortes. 
So  in  den  Türkenzeiten.  Die  Tschorbadziji  sorgen  dafür,  indem 
sie  von  den  Bauern  Nahrungsvorräte  für  den  Winter  ansammeln. 

Annahme  an  Kindes  Statt  und  Uebernahme  in  die  Pflege 
kommt  in  folgenden  Formen  vor.  Adoptieren  können  Männer 
wie  Frauen.  Das  Verfahren  geht  in  Anwesenheit  einiger 
Nachbarn,  den  Tschorbadzijas  und  dem  Geistlichen  vor  sich. 
Bevor  man  das  Kind  dem  Adoptivvater  übergibt,  wird  es  ab- 
gewogen. Sodann  nimmt  es  der  Vater,  der  leibliche  nämlich, 
in  seine  Arme  und  stellt  dreimal  die  Frage  an  den  Adoptiv- 
vater, ob  er  das  Kind  als  sein  eigenes  nehmen  will.  Dieser 
erwidert  dreimal  zustimmend.  Gewöhnlich  sagte  der  Adoptiv- 
vater: „Ich  nehme  es  an,  werde  es  wie  mein  eigenes  Kind 
haben  und  werde  ihm  mein  ganzes  Vermögen  hinterlassen." 
Dabei  hat  der  Adoptivvater  das  Hemdchen  des  zu  Adoptierenden 
zu  wahren.  Das  festgestellte  Gewicht  des  Kindes  sowie  sein 
Hemdchen  sind  Beweismittel,  wieviel  Mühe  und  Kosten  der 
leibliche  Vater  gehabt  hat,  bis  er  das  Kind  gewachsen  sieht. 
So  sagt  man  beispielsweise :  »Vom  Stück  Fleisch  2,  3,  4  Oka, 
habe  ich  es  auferzogen",  oder  die  Adoptivmutter,  das  Hemd- 
chen des  Adoptivsohnes  vorzeigend:   „Sieh  her,  Kind,  sieh  dein 


*)  N.    Popow,    Juristische    Gebräuche    aus    der    Umgegend    von 
Warna,  S.  19.     Sammlung  des  Ministeriums  für  Unterricht  Bd.  XX. 
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Hemdchen  an,  wie  groß  du  warst!"  Hat  der  Adoptivvater 
nicht  ausdrücklich  seinen  Willen  dahin  geäußert,  „er  werde 
seinem  Adoptaten  sein  ganzes  Vermögen  hinterlassen",  so  er- 
wirbt dieser  kein  Erbrecht  seinem  Adoptivvater  gegenüber. 
Fehlt  dieses  Versprechen  seitens  des  Adoptivvaters,  so  nennt 
man  das  Rechtsverhältnis  einfach  Uebernahme  in  die 
Pflege  („Hranenit  seh  estwo").  Man  adoptiert  gewöhn- 
lich Säuglinge.  Größere  Kinder  werden  als  Pfleglinge  ge- 
nommen. Hat  der  Adoptivvater  keine  leiblichen  Kinder  und 
ist  er  in  einem  Alter,  wo  er  keine  Kinder  mehr  haben  kann, 
so  liegt  eine  Adoption  vor.  Doch  ist  der  Gegenbeweis  zu- 
lässig ^^).  Bekommt  der  Adoptivvater  nachträglich  leibliche  Kin- 
der, so  ist  die  Vermutung  einer  Adoption  hinfällig.  Bei  der  Ueber- 
nahme in  die  Pflege  erwähnt  der  Adoptivvater  den  Zweck  der 
Adoption:  das  Kind  zu  verpflegen  und  auszuheiraten.  Pfleg- 
linge sind  öfter  Mädchen  als  Knaben.  Der  Pflegevater  ist 
verpflichtet,  den  Pflegling,  falls  es  ein  Mädchen  ist,  zu  er- 
nähren, ihr  eine  Ausstattung  zu  geben  wie  seinem  eigenen 
Kinde  und  es  zu  verheiraten.  Hat  der  Pflegevater  seine 
Pflichten  nicht  erfüllt  oder  hat  er  den  Pflegling  hinausgeworfen, 
§0  muß  er  ihm  einen  entsprechenden  Entschädigungsbetrag, 
^Tschirak-Haky",  nach  der  Einschätzung  seitens  der  Nachbarn 
bezahlen.  Es  sind  folgende  Unterscheidungsmerkmale  zwischen 
der  Adoption  und  der  Uebernahme  in  die  Pflege  für  die 
Warnaer  Umgegend  hervorzuheben:  Der  Adoptierte  hat  Erb- 
rechte in  das  Vermögen  des  Adoptivvaters;  der  Pflegling  hat 
kein  Erbrecht  dem  Pflegevater  gegenüber. 

Hat  die  Adoptivmutter  den  Adoptivsohn  oder  die  Adoptiv- 
tochter an  ihren  Brüsten  saugen  lassen,  so  wird  dadurch  eine 
Verwandtschaft  nur  zwischen  der  Pflegemutter  und  dem  Pfleg- 
ling begründet.  Eine  Verwandtschaft  zwischen  dem  Pflegling 
und    dem    Manne    der    Pflegemutter    entsteht    dadurch    nicht. 


^®)  N.  Popow,   Juristische  Gebräuche  aus  Warna,  S.  20.     Samm- 
iung  des  Ministeriums  für  Unterricht  Bd.  XX. 
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Daraus  folgt,  daß  der  Adoptierte  Verwandte  des  Adoptivvaters 
ehelichen  kann.  Die  Pfleglingschaft  begründet  Blutsverwandt- 
schaft bis  in  den  neunten  Gürtel,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das 
Kind  verlangt  wurde  oder  empfangen  (in  Empfang  genommen), 
hingetragen  oder  erhalten.  Herr  N.  Popow  gibt  uns  folgende 
Beispiele :  Iwan  will  Marie  heiraten.  Die  Marie  ist  eine 
Adoptivtochter  und  ist  gesäugt  worden  von  Iwanka,  einer 
Bruderstochter  des  Iwan.  Nach  der  Gewohnheit  existiert  hier 
eine  Verwandtschaft,  und  folglich  ist  die  Ehe  ausgeschlossen, 
wenn  auch  Iwanka  selbst  das  Kind  ausgebeten  hat  und  es  ihr 
gebracht  wurde,  ohne  daß  sie  es  verlangte  und  sie  es  ange- 
nommen. Hier  ist  es  das  Säugen  des  Pfleglings  aus  den  Brüsten 
der  Pflegemutter,  das  die  Blutsverwandtschaft  begründet.  Hat 
ein  Vater  ein  Mädchen  adoptiert  und  dann  einen  Knaben,  so 
können  beide  Adoptivkinder  einander  ehelichen.  Der  Adoptierte 
wie  der  Pflegling  haben  ihre  Wohltäter  (Adoptiveltern)  zu 
unterstützen.  Desgleichen  ihre  leiblichen  Eltern.  Haben  die 
Adoptivkinder  ihr  Vermögen,  so  verbleibt  dieses  ihr  Eigentum. 
Dieses  geht  nicht  auf  den  Adoptivvater  über.  Doch  kann 
letzterer  das  Vermögen  des  Adoptivkindes  (Pfleglings)  benützen. 
Er  kann  die  Einkünfte  einsammeln  und  damit  die  nötigen 
Hausauslagen  decken.  Der  Adoptierte  hat  den  Namen  des 
Adoptivvaters  zu  tragen,  solange  er  von  diesem  nicht  getrennt 
ist.  Nachher  bekommt  er  den  Namen  seines  leiblichen  Vaters 
wieder. 

Bastarde:  Hat  der  Mann  seiner  Frau  zehn  Monate 
nicht  beigewohnt,  und  diese  gebärt,  so  ist  das  Kind  ein  Ba- 
stard, d.  h.  es  ist  eines  anderen  Vaters  Kind.  Eine  Legiti- 
mation eines  unehelichen  Kindes  ist  für  die  Warnaer  Um- 
gegend nach  Volksrecht  unmöglich.  Doch  kommt  es  vor,  daß 
der  Mann  der  unehelichen  Mutter  den  Bastard  seinen  ehe- 
lichen Kindern  gleichstellt,  ihn  verpflegt  und  verheiratet  wie 
sein  eigenes  Kind,  so  daß  er  dessen  Namen  führt. 

Verfahren  bei  kleinen  Kindern.  Will  die  Gebär- 
mutter ohne  Mühe  und  Schmerzen  entbinden,  so  muß  der  Tag 
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der  Entbindung  geheimgehalten  werden.  Hat  sie  den  Tag 
jemand  angegeben,  so  muß  sie  diese  Person  bis  zur  Ent- 
bindung bei  sich  aufhalten.  Sieht  die  Schwangere  etwas  zum 
Essen  bei  anderen  Leuten  und  trägt  sie  ein  Begehren  danach, 
so  muß  ihr  das  sofort  gegeben  werden,  denn  im  entgegen- 
gesetzten Falle  riskiert  die  Schwangere,  eine  Frühgeburt  zu 
bekommen.  Kommt  der  kritische  Moment,  so  legt  sich  die 
Schwangere  dem  Feuer  gegenüber,  worüber  ihr  die  Hebamme 
genaue  Ratschläge  erteilt.  Kann  das  Kind  nicht  leicht  heraus- 
kommen, so  steht  die  Schwangere  auf  und  gibt  Fußhiebe  nach 
den  vier  Ecken  der  Stube.  Dadurch  soll  der  Weg  der  Ge- 
burt geebnet  werden.  Ist  auch  das  erfolglos,  so  versucht  es 
die  Hebamme,  mit  ihren  unreinen  Händen  die  Geburt  zu  be- 
werkstelligen. Nach  der  Geburt  wird  die  Nachgeburt  auf- 
gehoben und  auf  dem  Dache  der  Sonne  gegenüber  hingestellt, 
wo  sie  einige  Tage  liegen  bleibt  und  sodann  in  die  Erde  ver- 
graben wird.  Das  neugeborene  Kind  darf  nicht  vor  den  Gästen 
entdeckt  werden,  „es  ist  nicht  gut  für  das  Kind".  Die  Win- 
deln des  Kindes  sollen  nicht  nach  Sonnenuntergang  draußen 
bleiben.  Abends  darf  kein  Fremder  im  Hause  empfangen 
werden,  und  niemand  darf  Feuer  vom  Hause  aus  hinaustragen. 
Eine  Gebärende  darf  niemand  besuchen,  sonst  wird  das  Kind 
krank.  Kommt  jemand  in  das  Haus  der  Geburt  und  berührt 
er  das  Kind,  so  muß  er  sich  sofort  die  Hände  mit  Weih- 
wasser waschen.  Wird  das  Neugeborene  krank,  so  wird  es 
mit  allen  möglichen  Mitteln  behandelt;  mit  Zaubersprüchen, 
Bedecken  mit  Erde,  Kamillen  und  ähnlichem.  Weint  es  zu 
viel,  so  gibt  man  dem  Kinde  einen  Tropfen  Branntwein  oder 
es  wird  von  einem,  der  Branntwein  getrunken,  behaucht.  Hat 
es  Stuhlverstopfung,  so  gibt  man  dem  Kinde  in  den  Anus  ein 
Stück  Seife  hinein.  Das  Kind  muß  gut  genährt  werden,  so 
daß  der  Bauch  des  Kindes  immer  aufgeblasen  sei.  Bei  Bauch- 
weh wird  das  Kind  auch  mit  warmen  Gräsern  oder  Kleie, 
womit  das  Kind  bedeckt  wird,  behandelt.  Das  Kind  wird  ge- 
salzen, und  zwar  täglich.    Oft  wird  es  so  stark  gesalzen,  daß 
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man  es  nachher  lange  mit  Oel  sanieren  muß.  Die  Hebamme 
nimmt  das  Kind  in  ihren  Schoß,  nachdem  sie  das  Kind  ge- 
badet und  gereinigt,  setzt  sich  neben  das  Bett  der  Mutter  und 
fragt  dieselbe:  Was  willst  du,  Hebamme  oder  Hexenschuß? 
„Will  keinen  Hexenschuß,  will  eine  Hebamme",  antwortet  die 
Mutter.  Das  w^iederholt  sich  dreimal,  worauf  die  Mutter  den 
Säugling  zu  sich  nimmt.  Der  Mutter  wird  ein  rotes  Tuch 
umgebunden  gegen  ein  Behexen  durch  bösen  Blick,  neben  sie 
legt  man  Schlingen  (Litzen),  an  denen  man  einen  Zwiebel  und 
eine  Sense  anhängt. 

Die  Schicksalsgöttinnen.  Am  dritten  Abend  kommen 
die  Schicksalsgöttinnen,  die  schlechten  Geister,  die  den  Neu- 
geborenen schlecht  gesinnt  sind,  und  besuchen  den  Säugling. 
Es  existiert  darüber  folgende  Sage.  Ein  ausgesetztes  unehe- 
liches Kind  wurde  von  diesen  schlechten  Geistern  besucht,  und 
diese  begannen  dem  Kinde  allerlei  zu  wünschen.  Die  erste 
dieser  Göttinen  sagte :  „Es  soll  sterben" ;  die  zweite:  „Es  soll  sich 
aufhängen";  die  dritte:  „Es  soll  wachsen  und  groß  werden,  und 
sobald  es  das  Heiratsalter  erreicht  haben  wird,  soll  es  sterben 
und  damit  die  Mutter  und  Geliebte  zum  Weinen  bringen". 
Deswegen  geben  sich  auch  die  Hebammen  die  Mühe,  um  die 
Kinder  von  diesen  Schicksalsgöttinnen  zu  verschonen.  Dazu 
zieht  die  Hebamme  das  eingewickelte  Kind  in  das  Hemd 
seines  Vaters,  umgürtet  es  mit  den  Ketten,  indem  es  ihm 
nur  die  eine  Hand  freiläßt,  damit  es  sich  von  den  schlechten 
Geistern  wehre,  legt  das  Kind  neben  der  Mutter  hin  und  be- 
schüttet den  Ort  mit  Hirse.  Es  kommen  die  Schicksalsgöttinnen, 
und  bevor  sie  sich  dem  Kinde  nähern,  zählen  sie  die  Hirse- 
körner. Bis  sie  die  Körner  gezählt  haben,  beginnen  die  Hähne 
zu  krähen  und  vertreiben  die  Göttinnen.  Die  Schicksalsgöttinnen 
gehen  bis  Sonnenaufgang  herum,  und -zwar  bis  zum  Krähen 
des  Hahnes. 

Die  Taufe.  Man  tauft  das  Kind  eine  Woche  nach  seiner 
Geburt.  Der  Pate  gibt  den  Namen  ohne  die  Meinung  der 
Eltern  einzuholen.    Oft  kommt  es  vor,  daß  die  Eltern,  beson- 
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ders  die  Mutter,  den  Namen,  den  der  Taufpate  dem  Kinde 
zu  geben  wünscht ,  nicht  billigen ,  doch  können  die  Eltern 
nichts  dagegen  einwenden,  da  sie  glauben,  daß  Kinder  bei 
solchen  Müttern  nicht  lange  leben.  Dabei  heißt  es,  der 
Pate  „hat  Feuer  im  Schoß  gehalten,  als  er  dem  Kinde  den 
Namen  gab". 

Vom  Hause  wird  das  Kind  von  der  Hebamme  hinaus- 
getragen, indem  sie  bei  der  Mutter  ein  Pflugstöckchen  hinlegt. 
Von  der  Kirche  bis  nach  Hause  wird  das  Kind  vom  Paten 
getragen.  Kommt  der  Pate  bis  zur  Schwelle  des  Hauses,  so 
kommt  ihm  die  Mutter  entgegen  und  nimmt  das  Kind  zu  sich. 
Bevor  der  Pate  das  Kind  der  Mutter  zurückgibt,  fragt  er  diese 
dreimal:  „Was  gabst  du  mir,  Patin?"  „Ein  Judenkind, "  er- 
widert die  Mutter,  worauf  der  Pate  folgendes  antwortet:  „Da 
hast  du  es  als  Christenkind."  Nach  der  dritten  Frage  und 
Antwort  bekommt  die  Mutter  ihr  Kind  zurück.  Dabei  gibt 
man  auf  die  Schwelle  einen  Schürhaken,  machmal  Feuer.  Nun 
beginnt  das  Bewirten  der  Gäste  und  ein  Absammeln  von  Geld- 
geschenken in  ein  Weinglas  zugunsten  des  getauften  Kindes. 
Das  so  eingesammelte  Geld  ist  Eigentum  des  Kindes,  das  der 
Sammler  dieser  Gebräuche,  Herr  N.  Popow,  irrtümlicher- 
weise Pekulium  nennt.  Einen  Monat  nach  der  Niederkunft 
arbeitet  die  Gebärmutter  nichts,  geht  nirgends  hin,  und  es 
würde  sie  niemand  empfangen,  da  man  glaubt,  es  würden  des- 
wegen die  Töpfe  brechen.  Bis  zum  43.  Tage  nach  der  Nieder- 
kunft küßt  sie  niemanden  die  Hand  und  sagt  niemanden  „Will- 
kommen". Abends  nach  Sonnenuntergang  wird  zu  ihr  niemand 
zugelassen,  kein  dem  Familienkreise  nicht  Angehöriger,  man 
trägt  nichts  hinaus,  insbesondere  kein  Feuer,  damit  „die  Milch 
der  Mutter  und  der  Schlaf  dem  Kinde  erhalten  bleibe".  Be- 
ginnt das  Kind  den  ersten  Schritt  zu  machen,  so  macht  die 
Mutter  einen  Kuchen,  bricht  diesen  entzwei  auf  dem  Tische, 
stellt  das  Kind  zwischen  den  zwei  Hälften  des  Kuchens  auf 
und  läßt  es  dabei  den  ersten  Schritt  oder  die  ersten  Schritte 
machen.     Sodann  werden  Nachbarsfrauen   eingeladen  und  mit 
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dem    Kuchen    bewirtet.      Man   glaubt,    das    Kind  würde   ohne 
dieses  Verfahren  das  Gehen  nicht  erlernen. 

Das  „Verpfänden*'.  Wer  es  versäumt  hat  zu  heiraten, 
befragt  alte  Frauen  darüber,  die  ihm  den  Grund  dahin  er- 
klären würden:  er  sei  nicht  verpfändet.  Will  er  heiraten,  so 
muß  er  sich  an  die  alten  Frauen  wenden,  die  ihn  ver- 
pfänden sollen.  Da  die  Bäuerinnen  so  großes  Gewicht  auf 
diese  Zeremonie  legen,  so  „verpfänden"  nun  so  rasch  als  mög- 
lich die  Mütter  ihre  Kinder  noch  im  Säuglingsalter.  Hat  das 
Kind  ein  Jahr  zurückgelegt,  so  wird  es  an  einem  Donnerstag 
vor  Ostern  vor  Sonnenaufgang  in  die  Dorfschenke  getragen, 
wo  die  Zeremonie  von  der  Hebamme  vollzogen  wird :  Das  Kind 
wird  auf  ein  volles  Faß  Wein  gesetzt,  sie  bindet  an  seine  Mütze 
ein  Stück  Werg  und  Basilikum ,  überreicht  ihm  ein  Kratz- 
eisen, womit  man  den  Teig  abkratzt,  und  fordert  es  auf,  drei- 
mal den  Boden  des  Fasses  damit  anzuschlagen.  Sodann  gibt 
sie  dem  Kinde  Wein  und  segnet  es:  es  möge  heiraten.  Tags- 
über findet  in  der  Wohnung  der  Hebamme  eine  Versammlung 
aller  Frauen  statt,  bei  denen  die  Hebamme  als  Hebamme  tätig 
war.  Man  bewirtet  sich,  wobei  die  Frauen  mit  ihren  Kindern 
dabei  sind.  Nach  Hause  zurückgekehrt,  nimmt  die  Mutter 
Werg  und  Basilikum  und  legt  es  auf  einen  Pflaumenbaum. 
Wird  ein  Junggeselle  alt,  so  beginnen  die  alten  Frauen  ihn 
aufzufordern,  er  möge  sich  verpfänden  lassen,  und  überfallen 
ihn  unverhofft  bei  seiner  Beschäftigung,  z.  B.  im  Laden  usw., 
und   „verpfänden"  ihn  zwangsweise. 

In  der  Umgegend  der  Stadt  Dupnitza  ^^)  geht  das  Heirats- 
verfahren gewohnheitsmäßig  folgendermaßen  vor  sich: 

Es  beginnt  mit  dem  sog.   „Belügen"   (lazane). 

Das  Werben  und  die  gegenseitige  Wahl  unter  den  Bur- 
schen und  Mädchen  im  Dorfe  Rila  geschieht  bei  Volksbelusti- 
gungen, beim  Horotanz,  bei  den  Nachtversammlungen  (Sedenki), 


'0  Aufgezeichnet  von  D.  Wyltschew  in  der  Sanamlung  des  Mini- 
eteriums  für  Unterricht  Bd.  VIII. 
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bei  nächtlichem  Reinigen  des  Maises  und  der  Filosen,  bei 
den  sog.  Zamenki.  In  Fällen,  wo  ein  Mädchen  ihren  Ge- 
nossinnen in  der  Arbeit  geholfen,  und  zwar  diesen  unent- 
geltlich gearbeitet  hat,  wählen  diese  Genossinnen  (Freundinnen) 
einen  Tag  dazu  und  besuchen  ihre  Freundin,  die  ihnen  um- 
sonst gearbeitet,  um  ihr  in  ihrer  Arbeit  zu  helfen  und  sich 
dadurch  ihrer  Schuld  gewissermaßen  zu  entledigen.  Das  ist 
die  sog.  Zamenka,  eine  Versammlung,  bei  der  eine  Brautschau 
und  Brautwahl  möglich  ist.  Eine  weitere  derartige  Gelegen- 
heit bieten  die  sog.  „Diplenki",  d.  h.  gemeinsames  Tabakblätter- 
haufen  in  Bündeln,  die  man  „Dipli"  nennt.  Bei  allen  der- 
artigen Zusammenkünften  haben  die  Mädchen  sowie  die  Bur- 
schen freien  Zutritt.  Nimmt  bei  solchen  Zusammenkünften 
ein  Bursche  die  Blumen  einem  Mädchen  weg,  so  daß  dieses 
sich  dagegen  nicht  wehrt  und  ihn  nur  anlächelt  und  vor  sich 
hinschaut,  so  drückt  das  Mädchen  damit  ihre  Zustimmung  aus, 
den  Burschen  zum  Geliebten  haben  zu  wollen.  Die  Leute 
sagen  darüber:  „Dieser  Bursche  und  dieses  Mädel  begannen 
einander  zu  belücjen."  So  ein  Paar  kann  sich  überall  frei  be- 
nehmen,  sich  gegenseitig  ansprechen  und  wird  deswegen  nicht 
übel  beleumundet.  Wird  ein  Mädchen  ihrem  Burschen  untreu, 
so  daß  es  einen  anderen  zu  belügen  anfängt,  so  rächt  sich  der 
betrogene  Liebhaber  dadurch,  daß  er  das  Haustor  der  Untreuen 
nachts  im  geheimen  mit  Teer  anstreicht  und  den  neuen  Ge- 
liebten des  untreuen  Mädchens  verfolgt.  Das  Anstreichen  mit 
Teer  bedeutet  große  Schmach  für  die  Familie  der  Schuldigen. 
Sonst  gehen  die  Verliebten  überall  zusammen.  Sie  sind  am 
Felde  beisammen,  im  Weingarten  usw.  arbeiten  die  „sich  Be- 
lügenden" nebeneinander  gemeinschaftlich.  Im  Weinberge  und 
im  Felde  ist  der  Bursche  dem  Mädchen  in  der  Arbeit  dadurch 
behilflich,  daß  er  einen  Teil  der  Arbeit  des  Mädchens  ver- 
richtet. Damit  hat  er  dem  Mädchen  ihre  Mühe  erleichtert 
und  beschützt  das  Mädchen  überall.  Beim  Aufeinanderlegen 
der  Tabakblätter  hat  der  Bursche  neben  dem  Mädchen  Platz 
zu  nehmen,  hat  ihr  die  Tabakblätter  auseinander   zu  flechten, 
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bereitet  alles  so  vor,  daß  es  dem  Mädchen  leichter  ankommt^ 
daß  es  Mühe  spart  und  daß  es  mehr  Arbeit  ausführt  und  „da- 
mit es  die  Leute  beloben":  es  sei  arbeitsam.  So  ein  Zustand 
des  gegenseitigen  „Belügens"  dauert  ein  halbes  Jahr,  ja  sogar 
ein  ganzes,  bis  sich  endlich  die  Verliebten  einigen,  ihr  An- 
liegen ihren  Angehörigen  (Eltern)  mitzuteilen.  Dabei  bitten 
die  Jungen  um  die  Zustimmung  ihrer  Eltern.  Diese  wird 
ihnen  jedoch  sehr  selten  erteilt.  Sehr  oft  hängt  die  Wahl  des 
Mädchens  nicht  vom  Herzen  des  Burschen  ab.  Er  hat  den 
Befehlen  des  Vaters  zu  folgen,  der  ihm  ein  Mädchen  zur  Frau 
wählt.  Der  Sohn  muß  dem  Vater  in  der  Brautwahl  gehorchen. 
Oft  dauert  dieser  Zustand  des  „Belügens"  1 — 2  Jahre,  wobei 
die  Keuschheit  des  Mädchens  streng  bewahrt  wird^^). 

Das  Verlöbnis.  Die  Eltern  des  Burschen  „beschauen'^ 
für  ihren  Sohn  ein  Mädchen.  Es  begibt  sich  sodann  der  Vater 
des  Burschen  in  Begleitung  zwei  bis  drei  älterer  Männer, 
seinem  Verwandtenkreise  angehörig,  in  die  Wohnung  des  Mäd- 
chens, zu  ihren  Eltern.  Tagsüber  werden  diese  davon  durch 
eine  alte  Frau  in  Kenntnis  gesetzt.  Nach  den  gewöhnlichen 
Begrüßungen  fragt  der  Vater:  Wenn  so  Gott  gegeben,  was 
führt  euch  hierher? 

Wir  vernahmen,  antworten  die  Vermittler,  daß  unser 
Bursche  und  euer  Mädel  sich  gegenseitig  gefallen,  so  kommen 
wir,  um  euch  zu  fragen,  ob  ihr  uns  das  Mädchen  zur  Schwieger- 
tochter geben  wollt? 

Sind  die  Eltern  geneigt,  diesem  Anfragen  zu  willfahren,, 
so  antworten  sie:  „Seid  uns  willkommen!  Das  Mädchen  ist 
uns  zum  Geben.  Weshalb  sollen  wir  es  denn  nicht  geben  ?  Sie 
ist  ja  ein  Mädel,  ihr  Auge  ist  immer  außer  dem  Hause." 

Sind  die  Eltern  dagegen  nicht  einverstanden  und  wollen 
den  Vermittlern  eine  abschlägige  Antwort  geben,  so  antworten 
sie  folgendermaßen:    „Es  ist  nicht  schlecht!     Aber  wir  haben 


^-)  D.  Wyltschew,  Gebräuche  aus  der  Umgegend  von  Dupnitza, 
Sammlung  des  Ministeriums  für  Unterricht  Bd.  VIII,  S.  63. 
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noch    darüber  wenig  nachgedacht.    Das  Mädchen  ist  uns  noch 
zu  klein;  wir  wollen  es  heuer  nicht  verheiraten.** 

Haben  die  Vermittler  diese  Antwort  vernommen,  so  hört 
jedes  weitere  Unterhandeln  auf.  Sie  stehen  auf  und  verlassen 
das  Haus.  Am  nächsten  Tag  schicken  die  Angehörigen  des 
Burschen  eine  Frau  zu  den  Eltern  des  Mädchens,  um  diese 
zur  Zustimmung  zu  bewegen.  Dieses  Hinschicken  der  Frau 
zu  den  Eltern  des  Mädchens  wiederholt  sich  einigemal  (drei- 
bis  viermal)  und  heißt:  „Schicken  mit  Bitte."  Wird  auch 
jetzt  seitens  der  Eltern  die  Zustimmung  verweigert,  so  muß 
sich  der  Bursche  selbst  helfen,  und  hat  er  das  Mädchen  wirk- 
lich längere  Zeit  hindurch  „belogen **,  so  faßt  er  den  Entschluß 
einer  gemeinsamen  Flucht.  Die  Flucht  des  Mädchens  mit 
dem  Burschen  geschieht  spät  am  Abend,  wo  das  Mädchen  zur 
bestimmten  Zeit  und  am  bestimmten  Ort  ihre  Geschenke  und 
Kleidungsstücke  hinausträgt  und  sie  ihrem  Geliebten  übergibt. 
Dieser  übergibt  die  Sachen  seinen  Genossen,  und  alle  mit  dem 
Mädchen  begeben  sich  in  die  Kirche,  wo  sie  von  den  davon 
verständigten  Paten  und  dem  Geistlichen  erwartet  werden.  Man 
sperrt  die  Kirchentüre  zu,  und  nachdem  der  Geistliche  den 
Burschen  und  das  Mädchen  über  etwaige  Verwandtschaftsver- 
hältnisse, die  ein  Ehehindernis  begründen,  befragt,  und  nach- 
dem er  die  Ueberzeugung  gewonnen,  daß  kein  Ehehindernis 
vorliege,  traut  er  die  Eheleute.  Manche  der  Haasangehörigen 
des  Mädchens,  Brüder,  Vater  usw.,  sobald  sie  erfahren,  daß 
das  Mädchen  entflohen  ist,  zürnen  eine  Zeitlang,  verzeihen 
jedoch  bald  und  segnen  die  Verehelichten.  Dieser  Vergleich 
wird  bei  einem  Schmause,  den  man  „Pregosba"  nennt,  vor- 
genommen. Doch  gibt  es  Fälle,  wo  Brüder  und  Väter  die 
Entflohenen  mit  Waffen  verfolgen ;  wo  sich  die  Verfolger  die 
Mühe  geben,  die  Kirchentüre  zu  öffnen,  um  die  Fliehenden  zu 
bestrafen,  ja  oft  kommt  es  vor,  daß  sich  die  Eltern  des  Mäd- 
chens niemals  mit  dem  Eidam  und  ihrer  Tochter  vergleichen. 
Will  das  Mädchen  den  Burschen  auf  keinen  Fall  haben,  so 
greift   der  Bursche    zum    letzten    Mittel,    dem    Stehlen    des 
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Mädchens.  Dieses  Wegstehlen  geht  folgendermaßen  vor  sich: 
Der  Bursche  bereitet  sich  eine  sog.  Druzina,  eine  Genossen- 
schaft von  fünf  bis  sechs  Personen,  und  verfolgt  zusammen  mit 
diesen  das  Mädchen  überall.  Das  Wegführen  des  Mädchens  ge- 
schieht vom  Weinberg,  vom  Felde,  von  der  Wiese  oder  vom 
Flusse  weg,  und  die  Komplicen  verstecken  sodann  das  Braut- 
paar an  einem  geheimen  Orte,  wo  der  Bursche  und  das  Mäd- 
chen den  Beischlaf  vollziehen.  So  ist  dieses  gezwungen,  die 
Frau  des  Entführers  zu  werden.  Kommt  das  Verlöbnis  regel- 
recht zustande,  so  erscheint  das  Mädchen  vor  den  Vermittlern 
und  macht  eine  tiefe  Verbeugung  vor  diesen,  Metauje 
genannt,  küßt  dem  Vater  die  Hand,  dann  die  des  Schwieger- 
vaters und  der  anderen.  Es  zieht  sodann  der  Schwiegervater 
der  Braut  ein  Geschenk  hervor,  d.  h.  ein  Goldstück  (Nischan 
genannt),  überreicht  es  dem  Vater  des  Mädchens,  der  es  dem 
Mädchen  übergibt,  die  ihm  die  Hand  küßt  und  das  Goldstück 
in  Empfang  nimmt.  Unterdessen  lauscht  der  Bräutigam  mit 
seinen  Genossen  von  draußen  zu  und  beobachtet  alles  von  einer 
geheimen  Oeffnung  aus,  und  im  Augenblick,  wo  das  Mädchen 
die  Hand  des  Burschen  geküßt  hat  und  das  Goldstück  in 
Empfang  nimmt,  haben  alle  Pistolenschüsse  abzufeuern  und 
geben  damit  die  Verlobung  zur  allgemeinen  Kenntnis.  So- 
lange die  Braut  nicht  den  „Nischan"  in  Empfang  nimmt,  trinkt 
niemand  von  den  Gästen.  Nach  der  Uebernahme  und  Ueber- 
gabe  des  Goldstückes  zieht  der  Schwiegervater  (Vater  des 
Burschen)  eine  Flasche  Branntwein  hervor  und  bewirtet  damit 
den  Vater  der  Braut  mit  der  Aufforderung,  er  möge  segnen 
und  trinken. 

Am  nächsten  Tag  begibt  sich  die  Schwiegermutter  mit 
drei  bis  vier  Frauen  in  die  Wohnung  des  Mädchens  mit  einem 
Kuchen,  Fischspeise  mit  Reis,  Wein  und  Branntwein,  um  den 
Tag  des  großen  Verlöbnisses  festzustellen.  Ihnen  folgt  der 
Schwiegervater,  d.  h.  der  Vater  des  Burschen,  nach. 

Das  große  Verlöbnis.  Am  bestimmten  Tag  begeben 
sich  der    Schwiegervater    und    die    Schwiegermutter    mit  sechs 
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bis  sieben  Frauen  und  Männern  in  die  Wohnung  des  Mädchens 
und  bringen  ein  Fäßchen  Wein,  Branntwein  und  zwei  Kessel 
Speisen  hin.  Das  nennt  man  „Pokljon",  d.  h.  einen  Kuchen, 
Fischspeise  mit  Reis,  Wein  und  Branntwein.  Die  Angehörigen 
des  Mädchens  kommen  ihnen  entgegen,  warten  ihnen  mit  Brannt- 
wein auf  und  beginnen  die  Ausstattung  und  Kleidungsstücke 
und  Schmucksachen,  die  der  Bursche  und  der  Vater  des  Mäd- 
chens diesem  zu  geben  haben,  zu  besprechen  und  zu  be- 
stimmen. Das  ist  der  sog.  „Nikjach".  Der  Nikjach  um- 
faßt folgende  Bedingungen : 

1.  Der  Vater  des  Mädchens  verspricht  einen  Pelz  von 
blauem  Wollstoff  (Lodenpelz,  Schajak  genannt).  2.  Der  Vater  des 
Burschen  gibt  das  Unterfutter  zum  Pelz  her  und  ein  Paar 
silberne  Armbänder  („Entescheta"  genannt).  3.  Die  Schwieger- 
mutter gibt  einen  langen  Rock  aus  Baumwolle.  4.  Der  alte  Ver- 
mittler ein  silbernes  Gürtelschloß  und  einen  Strauß  mit  einem 
Goldstück.  Das  Geschenk  für  die  Eltern  des  Mädchens,  Brüder 
und  Schwestern  kauft  der  Bursche.  Dieses  Geschenk  hat  folgen- 
den Inhalt:  Der  Vater  bekommt  zwei  Ellen  Tuch,  die  Mutter 
des  Mädchens  zwölf  Ellen  Aladza,  d.  h.  gestreiften  Kleider- 
stoff. Nachdem  man  diese  Geschenke  besprochen,  wird  der 
Tag  der  Hochzeit  festgestellt.  Es  erscheint  das  Mädchen,  küßt 
dem  Schwiegervater  die  Hand,  dem  Vater  und  den  anderen 
Gästen  gleichfalls,  beschenkt  sie  mit  Hemden  oder  Strümpfen, 
wobei  sie  zuallerletzt  ihr  Geschenk,  bestehend  aus  Hemd, 
Strümpfen,  einem  langen  Sacktuch  und  laugen,  bunten,  mit  je 
einer  Franse  am  Ende  versehenen  Kniebändern,  für  den 
Bräutigam  bestimmt,  dem  letzteren  anbietet. 

Dabei  stimmen  die  Mädchen  folgendes  Lied  an: 

0,  du  schönes  Mädel  Gledana, 
Als  man  dich  gestern  verlobte, 
Was  für  Ausstattung  gab  man  dir? 
—  Man  gab  mir,  Genossinnen,  gab  mir 
Vom  Schwiegervater  den  schwarzen  Pelz, 
Von  Schwiegermutter  einen  langen  Rock, 
Vom  Bräutigam  silbern  Gürtelschloß, 
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Vom  Brautführer  den  Goldring, 

Von  Schwägerinnen  gewundene  Armbänder. 

Sodann  beginnt  die  Zeche,  das  gegenseitige  Siebbewirten, 
wobei  die  Braut  zwischen  dem  Schwiegervater  und  der 
Schwiegermutter  einen  Horotanz  ausführen  muß,  und  es  gehen 
alle  auseinander. 

Die  Verlobten  sehen  einander  gar  nicht  vom  Verlöbnistag 
bis  zur  Trauung.  Kommt  es  zufällig,  daß  sie  sich  irgendwo 
unterwegs  begegnen,  so  blicken  sie  einander  nicht  in  die  Augen. 

Die  Hochzeit.  Die  Hochzeit  beginnt  Mittwoch  abends 
und  dauert  bis  zum  nächsten  Mittwoch.  Diesen  Abend  gehen 
vier  Freunde  des  Bräutigams  herum  und  laden  Verwandte, 
Freunde  und  Bekannte  des  Burschen  zur  Hochzeit  ein.  Jeder 
der  so  Eingeladenen  ist  verpflichtet,  dem  Bräutigam  noch  am 
nächsten  Morgen  eine  Ladung  Holz  zu  bringen.  Dabei  wett- 
eifern diese  Eingeladenen  untereinander,  wer  früher  das  Holz 
dem  Bräutigam  bringen  soll,  der  wird  nämlich  mit  einem  Sacktuch 
beschenkt  und  bewirtet.  Die  Nachgeeilten  bekommen  nur  das 
Essen,  aber  kein  Sacktuch.  Nach  der  Rückkehr  der  Freunde 
des  Burschen,  die  das  Einladen  der  Gäste  besorgten,  beginnt 
ein  Horotanz,  wobei  die  Mädchen  ein  dementsprechendes  Lied 
anstimmen.  Donnerstag  in  der  Früh  begibt  sich  der  Bursche 
in  die  Wohnung  des  Mädchens  und  ladet  sieben  Mädchen  ein, 
damit  sie  das  Brot  kneten.  Das  Verfahren  beim  Brotkneten 
gestaltet  sich  folgendermaßen :  Ein  Mädchen,  deren  Eltern  noch 
am  Leben  sind,  nimmt  ein  Sieb  und  durchsiebt  das  Mehl, 
wobei  die  anderen  sechs  sich  in  zwei  Gruppen  teilen  und  dabei 
folgendes  Lied  anstimmen: 

Gebt  uns  Sieb  und  schütteres  Sieb, 
Daß  wir  durchsieben  des  Helden  Hof, 
Daß  wir  durchsieben  des  Helden  Ring, 
Daß  wir  des  Helden  Mutter  fragen, 
Ob  des  Helden  Herz  noch  tanzt? 

—  Es  springt,  es  springt,  ein  Gott  weiß  es, 
Wie  ein  Rappe  auf  grünem  Rasen. 

—  Gebt's  uns  Sieb  und  schütteres  Sieb, 
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Daß  wir  des  Mädchens  Hof  durchsieben, 
Daß  wir  befragen  des  Mädchens  Mutter, 
Ob  des  Mädchens  Herze  springt. 

—  Es  springt,  es  springt,  ein  Gott  weiß  es, 
Wie  ein  Fisch  im  kalten  Wasser. 

Ist  das  Lied  zu  Ende  gesungen,   so  nimmt  das  Mädchen, 

das  das  Brot  knetet,  einen  Jochstecken,    wohin    sie    den  Ring 

des  Bräutigams  hineinsteckt,  rührt  damit  den  Teig  um,  wobei 

die  anderen  folgendes  Lied  anstimmen: 

Mirtscho,  Woiwode, 

Hab'  ich  dir  nicht  gesagt. 

Mach  kein'  Mühe  dir, 

Mahle  kein  Mehl, 

Gieße  kein  Faß  aus, 

Laß  keinen  Wein  einschenken, 

Schlachte  keinen  Widder. 

Das  Mädel  will  dich  nicht, 

Es  zürnte  dir 

Wegen  Pelz  aus  Tuch, 

Wegen  Gürtelschloß  aus  Gold, 

Des  gebogenen  Armbands  wegen 

Und  des  goldnen  Ringes. 

Ist  das  Brotkneten  beendet,   so   nimmt   das  Mädchen  den 

Jochstecken,  womit  sie  den  Teig  geknetet,  und  wirft   ihn  mit 

dem   Ring   zusammen   über   das   Dach  des  Hauses,    wobei  die 

Mädchen   sich   in  die  Mitte  des  Hofes   begeben  und  folgendes 

Lied  beim  Horotanz  anstimmen: 

Es  bückte  sich  der  Schatten  hin 

Ueber  des  Alai  Begs  Hof. 

Es  war  ja  nicht  der  Schatten, 

Es  war  ein  Mädchen. 

Dies  sprach  zu  Alai  Beg: 

He,  Alai  Beg,  Herr, 

Hast  mein  Gürtelschloß  geschmiedet? 

—  Hab's  geschmiedet,  geschmiedet, 
Noch  hab'  ich  es  nicht  vergoldet. 
Neika,  das  Mädchen,  sprach: 

Hast  mir  die  Armbänder  geschmiedet? 

—  Hab'  sie  geschmiedet,  geschmiedet, 
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Noch  baV  ich  sie  nicht  vergoldet. 

—  Hast  mir  das  Halsband  geschmiedet? 

—  Hab'  es  geschmiedet,  geschmiedet, 
Noch  hab'  ich"s  nicht  vergoldet. 

Es  folgt  sodann  das  Kneten  eines  groß  en  Kuchens, 
worauf  man  aus  Teig  Taubenfiguren  macht.  Freitag 
ist  Vorbereiten  des  Essens  und  Trinkens  für  die  Hochzeit. 
Das  Kneten  des  Kuchens  geschieht  Samstags,  wozu  sich  die- 
selben Mädchen  in  die  Wohnung  des  Burschen  begeben,  näm- 
lich die  Mädchen,  die  am  Donnerstag  das  Brot  geknetet  bzw. 
dabei  beim  Singen  beteiligt  waren. 

Das   Mädchen,    das   das   Brot   geknetet,   knetet  jetzt  den 

Taubenkuchen  und  die  Brot-(Teig-)tauben,  worauf  alle  Mädchen 

die  Tauben  zu   machen   beginnen  und  sie  der  Reihe  nach  auf 

den  bunten  Taubenkuchen  aufstellen.     Dabei  wird   gesungen : 

Des  Mädchens  Mutter  spricht: 

Grauweiße  Tauben, 

Fliegt  mir,  fliegt, 

Und  im  Herbst  kommt  wieder. 

Lieben  Sohn  verheirat'  ich, 

Liebe  Tochter  verlobe  ich. 

Es  gehorchten  die  Tauben 

Und  flogen  hinauf, 

Sie  flogen,  flogen 

Und  kamen  im  Herbst. 

Des  Mädchens  Mutter  sprach: 

Graue,  weiße  Tauben, 

Wohin  seid  ihr  geflogen? 

Die  Tauben,  die  antworten : 

Wir  flogen,  wir  flogen 

Bis  in  des  Kaisers  Hof? 

—  Was  tat  dort  die  Kaiserin? 

—  Mit  Kessel  maß  sie  die  Perlen, 
Warf  damit  den  Tauben  nnch. 

Die  Tanne.  Nach  dem  Taubenkuchen  wird  die  Tanne 
vorbereitet.  Dazu  nimmt  man  einen  Tannenstamm  mit  fünf 
Zweigen.  Diesen  Tannenstamm  schneidet  man  vom  Wipfel 
eines  Tannenbaumes  weg.     Man  beschmückt  die   fünf  Zweige 
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des  Tannenbaumes  mit  Naturblamen.  Dabei  werden  die  Blumen 
mit  rotem  Faden  an  die  Tannenzweige  gebunden.  Die  Mädchen 
singen  dabei  folgendes: 

Oj  du  schöne  Tanne,  kleines  Mädel, 

Der  Drache  kam,  Tanne,  um  zu  sehen. 

Und  der  Tanne  sagt  er  sachte  also: 

Wachse  Tanne,  wachse  groß, 

Damit  wir  uns  zwei  verlieben. 

Da  erwiderte  die  Tanne  sachte  : 

Ach  du  Drache,  du  Feuerdrache, 

Trau'  mich  niclit,  dir  in  die  Augen  zu  schauen, 

Geschweig  denn,  in  dich  mich  verlieben. 

In  den  Augen  blitzen  starke  Funken 

Dir,  aus  dem  Munde  Flammen  ; 

Reitest  du  ein  Pferd,  so  ist's  ein  Berge, 

Vlies,  das  trägst  du,  ist  wie  Feuer. 

Und  der  Drach  erwidert  darauf  sachte: 

Wachse  Tanne,  wachse  groß, 

Wir  beide  werden  uns  verlieben. 

Fürchte  dich  nicht,  Tanne,  du  vor  mir. 

Ist  die  Verzierung  der  Tanne  beendet,  so  gibt  man  noch 
am  Ende  eines  jeden  Astes  einen  Apfel,  mit  Flittergold  ge- 
schmückt, wobei  ein  Mädchen  die  Tanne  in  ihre  rechte  Hand 
nimmt  und  einen  Hororeigen  bildet,  den  sie  anführt.  Dabei 
singen  die  anderen  Mädchen  folgendes: 

Nejko,  du  gutes  Mädchen, 

Es  drehte  hinauf  sich  die  Traube 

Um  die  Stadt  Kruschewo. 

Es  ist  ja  keine  Weintraube, 

Es  ist  die  schöne  Nejka, 

Die  mit  dem  Alai  Beg  spricht: 

Alai  Beg,  du  Gebieter, 

Hast  du  mir  das  Gürtelschloß  geschmiedet? 

—  Ich  hab'  es  geschmiedet. 

Doch  hab'  ich  es  noch  nicht  vergoldet, 

Hab'  alle  Goldschmiede  befragt  ich, 

Hab'  reines  Gold  nicht  gefunden. 

Nejko,  du  gutes  Mädchen, 

Hast  du  mir  ein  Hemd  genähet? 
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—  Ich  hab"  dir  genähet,  genähet, 
Ich  will  dir  das  Hemd  nur  umsäumen, 
Hab'  alle  Juden  ich  befragt  schon 
Und  keinen  Samt  ich  gefunden. 

Während  der  Dauer  dieses  Gesäuges  in  der  Wohnung  des 
Burscheu  werden  Kränze  für  das  junge  Ehepaar  geflochten. 
Dazu  mietet  der  Pate  Mädchen,  die  sich  versammeln  und  die 
eine  Rosenstange  oder  eine  Traubenstange  mit  zwei  Blumen- 
kränzen für  das  junge  Ehepaar  vorbereiten.  Diese  Kränze 
vertraten  in  früherer  Zeit  die  metallischen,  die  jetzt  in  der 
Kirche  beim  Trauungsverfahren  gebraucht  werden.  Beim 
Flechten  der  Kränze  singen  die  Mädchen  folgendes  Lied: 

Fee.  Patin  Fee.  Fee  Patin,  drei  bunte  Kränze, 

Einen  Kranz,  einen  Kranz,  weiße  rote  Rose, 

Zweiter  Kranz,  zweiter  Kranz,  weißes  Frühbasilikum, 

Dritter  Kranz,  dritter  Kranz,  lauter  weiße  Kelken, 

Und  man  geht  nun,  und  man  geht  nun,  Paten  dort  zu  trauen. 

Es  überreicht  sodann  der  Pate  den  Mädchen  ihren  Lohn 

(Arbeitslohn)  im  Betrage  von  5  — 10  Paras,    bewirtet   sie   und 

entläßt  sie.    Währenddem  beginnen  dieselben  Mädchen  im  Hause 

des   Burschen,   wo   sie    die    Tannenverzierung   beendet    haben, 

den  Kranz  dem  Brautführer  und  den  Mädchen  zu  flechten  und 

singen  dabei: 

Wiesenstorchschnabel,  Kränzchen,  du  duftende  Blum', 

Wiesenstorchschnabel.  Kränzchen,  ob  dich  Mädchen  pflücken? 

Wiesenstorchschnabel,  Kränzchen,  schmückt  dich  die  Blume? 

Wiesenstorchschnabel  sachte  erwidert: 

He,  Mädchen,  he.  seid  ihr  närrisch? 

Seid  ihr  närrisch,  he,  und  betrunken? 

Werden  denn  mich  die  Mädchen  pflücken? 

Werden  denn  mich  zu  Sträußen  nicht  flechten? 

Jetzt  duftet  der  Wald  ja  von  mir, 

Am  meisten  der  Stein  des  Stano. 

Steht  ein  Mädchen  auf  dem  Stein  des  Stano, 

Und  es  zählt  die  Monde  und  die  Jahre, 

Und  zum  Monde  leise  spricht  es  also: 

He,  du  Mondlein,  tückischer  Gehilfe, 

He,  du  unser  Jährlein,  ungerechtes, 
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Hab'  von  weitem  Mädchen  haben  wollen, 

Vom  kleinen  sogar  bis  zum  großen, 

Und  die  haben  mir's  nicht  gegeben, 

Gaben's  einem  anderen  Helden,  mir  nicht, 

Und  mich  machte  man  dazu  zum  Paten, 

Meinen  Bruder  aber  zum  Brautführer, 

Und  wir  gingen  in  die  Kirche  zur  Trauung. 

Und  dahin  war  ein  kleiner  Falke, 

Der  flog  über  den  blonden  Kopf, 

Mit  den  Flügeln  zittert,  mit  dem  Munde  spricht  er 

Traue,  Pate,  seufze  nicht. 

Segne  und  verfluch  nicht  schart. 

Und  ich  sprach  zu  ihm  und  sagte: 

He,  du  graues  Falklein, 

Ich  fluch'  nicht,  denn  mein  Herze  flucht. 

Bist  du  einig,  mein  Gott,  oder  nicht? 

Gebe  Gott,  meine  Patin, 

Die  alt  wurde  wie  ein  Hahnenfuß  '^), 

Hat  Verwandtenkreis  geboren 

Wie  ein  Baum  voll  Trauben, 

Hat  ernährt  ihn  wie  einen  Kuckuck. 

Es  erblühte  wie  ein  Nadelchen, 

Es  versammelte  ein  Haus  wie  den  Staub  auf  der  Trommel. 

He,  du  Glaube,  he,  du  scharfer  Fluch, 

Als  sie  der  Herr,  der  Pate,  fluchte. 

Als  er  fluchte,  holte  sie  der  Fluch  ein. 

Haben  die  Mädchen  für  den  Paten  den  Kranz  beendet, 
so  legen  sie  dem  Paten  den  Kranz  auf  den  Kopf,  und  dieser, 
der  Pate  nämlich,  beginnt  sich  vorzubereiten,  zusammen  mit 
einem  seiner  nächsten  Verwandten  die  Braut  zu  besuchen. 

Dabei  singen  die  Mädchen  folgendes  Lied: 

Brautführer,  gezierter,  frühe  Blume, 
Wer  hat  dich  denn  so  früh  geweckt? 
Wer  hat  dir  das  Seidenvlies  gemacht? 
Wer  hat  dir  die  kleine  Kasse  gezählt? 
Wer  hat  dir  das  blonde  Haar  gekämmt? 
Wer  hat  dir  Taublumen  gesammelt? 
Wer  dir  den  Rappen  vorbereitet? 

^')  Blume. 
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—  He,  ihr  lieben,  kleinen  Mädchen, 
Hab'  ja  Mutter,  die  mich  frühe  wecket, 
Mutter  hat  nair  Seidenvlies  gegeben, 
Vater  hat  mir  Kasse  klein  gefüllt, 
Brüder  haben  mir  mein  Roß  bereitet, 
Schwägerinnen  mir  mein  Haar  gekämmt, 
Brüder  haben  Blumen  mir  gesammelt. 

Es  besteigt  sodann  der  Brautführer,  nachdem  er  sich  vor- 
bereitet, sein  Pferd  und  begibt  sich  zur  Braut,  wobei  die 
Mädchen  ihn  bis  ans  äußere  (Hof-)  Tor  des  Hauses  begleiten 
und  dabei  folgendes  Lied  anstimmen: 

„Schwarzäugiger  Brautführer, 
Sechsreihige  Ringelblume, 
Trinke  roten  Wein  du  nur 
Und  betrinke  dich  nicht  nur. 
Schmutzig'  Wege  wirst  du  gehen, 
Dunkle  Nächte  wirst  du  schlagen. 
Bis  die  Schwägerin  du  siehst, 
Ob  sie  weiß  ist  oder  rot. 
Ob  sie  dünn  ist  oder  hoch, 
Ob  sie  stark  schwarzäugig  ist.* 

Der  Brautführer  begibt  sich  in  die  Wohnung  des  Mäd- 
chens, wo  er  mit  großen  Ehren  empfangen  wird,  und  über- 
nachtet bei  der  Braut,  sowie  auch  den  nächsten  Abend  nach 
der  Trauung. 

Die  Augenbrauen.  Samstag  abends  versammeln  sich 
die  seitens  der  Braut  vorher  eingeladenen  Mädchen,  ihre  Ge- 
nossinnen (Altersgenossinnen) ,  Kranzelmädchen ,  tanzen  den 
Horotanz,  wobei  ein  Mädchen  sich  mit  allen  zum  Färben  der 
Augenbrauen  nötigen  Mitteln  versehen  hat.  Diese  Mittel  sind : 
Tannenzapfen,  Stein  zum  Schwarzfärben  der  xlugenbrauen,. 
Nelkenblume,  Alaun  usw.  Alles  das  wird  mit  einem  Eisen- 
spaten am  Feuer  gebrannt,  es  wird  zu  Staub  gerieben  und  mit 
Branntwein  begossen,  woraus  man  schwarze  Farbe  gewinnt. 
Mit  dieser  Farbe  werden  die  Augenbrauen  der  Braut  be- 
strichen. Sodann  streichen  sich  die  dabei  beteiligten  Mädchen 
gleichfalls  ihre  Augenbrauen  an  und  tanzen  dabei  „Horo". 
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Der  Abend  des  Paten.  Samstag  abends  vor  dem  Tage 
der  Trauung  heißt  der  Abend  des  Paten  Abend.  Der  Pate 
und  der  Vater  des  Mädchens  begeben  sich  nebst  Freunden  und 
Verwandten  in  die  Wohnung  des  Burschen  mit  einem  „Ge- 
schenk". Es  setzt  sich  der  Pate  auf  einen  für  ihn  bestimmten 
Platz  nieder.  Neben  ihm  setzen  sich  der  Vater  des  Mädchens 
und  sein  Meister.  Vor  dem  Paten  ist  auf  einem  Tische  die 
Tanne  aufgestellt.  Die  Tanne  steckt  in  der  Mitte  des  Tauben- 
kuchens. Dieser  liegt  auf  einem  großen  Laib  Brot.  Der 
Pate  befiehlt,  und  man  beginnt  das  Trinken.  Nach  einem 
Segnen  des  Tisches  beginnt  der  Schmaus  und  die  Unterhal- 
tung. Diesen  Abend  ist  der  Pate  der  Herr  der  Versammlung. 
Ihm  gehorchen  alle  dabei  Beteiligten,  insbesondere  der  Bräuti- 
gam, der  auf  Befehl  des  Paten  eine  Verbeugung  machen  muß. 
Oft  muß  der  Bräutigam  auf  Befehl  des  Paten  fünfzig  bis 
hundert  Verneigungen,  ja  sogar  soll  der  Bräutigam  manchmal 
diese  Verbeugungen  stehend  auf  einem  Kruge  voll  Wasser 
ausführen.     So  in  der  Umgegend  von  Dupnitza. 

Am  Sonntag  früh  begibt  sich  die  Braut  in  die  Kirche  und 

beschenkt  daselbst  das  Heiligenbild  der  Heiligen  Mutter  Gottes 

mit  Strümpfen  oder  Hemd,   und    kommt  nach  Hause,    wo   sie 

ihre  Kranzelmädchen  erwarten,    um  ihr  das  Haar  zu  flechten. 

Nun  wird  der  Fußboden  mit  Teppich  bedeckt,  und  ein  Mädchen 

beginnt  das  Haar  der  Braut  zu  kämmen,    wobei   die   anderen 

folgendes  Lied  anstimmen: 

Die  Mutter  flechtet  schütter,  klein  die  Mara, 
Flechtet  sie  und  belehrt  sie  schlau: 
Mara,  Tochter,  wenn  du  dort  hingehest, 
Wenn  du  in  des  Helden  Hof  wirst  gehen, 
Sollst  dem  Eidam  weich  das  Bett  du  betten 
Und  der  Schwägerin  weiß  du  waschen. 
Den  Brautführer  sollst  du  aufwärts  kämmen. 
Den  Schwägerinnen  das  Haus  früh  auskehren, 
Ihre  Haare  sollst  du  schütter  flechten. 

Während  man  nun  das  Haar  des  Mädchens  flechtet,  be- 
geben  sich   die   Hochzeitsburschen    mit   dem   Bräutigam,    um 
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Freunde  und  Verwandte  einzuladen,  und  zwar  bedienen  sie 
sich  dabei  eines  langen  Stockes  (Stange),  spießartig,  worauf 
man  alle  möglichen  Imbisse  aufgespießt  herumträgt,  wie  Speck» 
Zwiebel,  Pfeffer,  Dörrfleisch  usw.  Es  versammeln  sich  die 
Hochzeitsleute,  und  dabei  wird  folgendes  Lied  gesungen : 

Versammelt  euch,  ihr  gezierten  Vermittler, 

Gezierte  Hochzeitsvermittler,  junge  Brautjungen, 

Im  Wald  werdet  ihr  gehen,  den  Fang  werdet  ihr  machen. 

Eine  Waldschnepfe,  eine  Feldwachtel. 

Es  nehmen  nun  an  den  vorbereiteten  Tischen  alle  Gäste 

Platz,  und  die  Mädchen  singen  dabei: 

Es  schickte  die  Schwester  den  Bruder 

Zu  den  gezierten  Vermittlern 

Und  sprach  zu  dem  Bruder: 

Bruder,  liebes  Brüderchen, 

Gehst  du  zu  des  Mädchens  Haus, 

Steige  nicht  vom  Pferde  ab. 

Bis  das  Mädchen  du  nicht  siehst. 

Ob  es  weiß  ist  oder  rot? 

Ob  es  dünn  ist  oder  hoch  usw. 

Die  Mutter  des  Burschen  geht  dem  Sohne  entgegen, 
streckt  über  seinen  Arm  (Schulter)  das  ihm  noch  bei  der 
großen  Verlobung  gegebene  Tuch.  Daran  wird  der  Bursche 
kenntlich,  daß  er  der  Bräutigam  ist,  und  alle  gehen  um  die 
Braut.  Sind  sie  so  bis  zur  Mitte  des  Weges  gelangt,  so 
begibt  sich  einer  der  Burschen  voraus,  in  die  Wohnung  der 
Braut,  nachdem  er  dem  Paten  die  Hand  geküßt.  Diesen 
Burschen  nennt  man  den  Vorboten  (Utrytschnik).  Der  Vor- 
bote wird  in  der  Wohnung  der  Braut  mit  einem  Sacktuche 
beschenkt,  man  überreicht  ihm  eine  Holzflasche  mit  Wein,  und 
er  geht  zurück,  kommt  den  Vermittlern  entgegen  und  über- 
reicht dem  Paten  die  Holzflasche,  damit  sie  dieser  segne  und 
trinke.  Haben  nun  die  Vermittler  den  Hof  der  Braut  erreicht, 
so  beginnen  die  Mädchen,  die  die  Augenbrauen  der  Braut  be- 
strichen, und  diejenigen,  die  ihr  das  Haar  geflochten,  den 
Horotanz,   wobei  sie  folgendes  Lied  anstimmen: 
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„Was  erleuchtet  da  auf  jener  Seite? 
Ob  es  Wasser  ist,  ob  Wojwode, 
Oder  ob's  ein  Kloster  ist  im  Walde, 
Oder  ob's  die  Sonn'  ist  in  der  Mauer, 
Oder  ob's  Geschmückte  sind,  Vermittler? 
—  Weder  Wasser  ist  es,  noch  Wojwode, 
Weder  ist's  ein  Kloster  dort  im  Walde, 
Weder  ist  die  Sonne  eingemauert. 
Denn  es  sind  Vermittler,  schön  gezieret, 
Unter  ihnen  ist  ein  junges  Mädchen. 
Denen  kommt  die  Meerespest  entgegen, 
Schlug  herum  sie  und  erschlug  sie  alle. 
Nur  das  junge  Mädchen  ist  geblieben, 
Das  erstaunt  ist,  was  allein  zu  machen? 
Es  biegt  zusammen  ihres  Kleides  Enden, 
Und  beim  Paten  sitzend  also  sprach  es: 
Weshalb  bist  mir,  Pate,  du  so  böse? 
Hab'  ich  dir  ein  schlecht'  Geschenk  geboten. 
Da  ich  dir  ein  Seidenhemd  gegeben? 
Biegt  zusammen  sie  des  Kleides  Enden, 
Und  zum  Dewer^^*)  sagte  es  und  sprach  so: 
Warum  bist  mir,  Bruder,  du  so  böse? 
Hab'  ich  dir  ein  schlecht'  Geschenk  geboten, 
Da  ich  dir  Paar  Seidenstrümpfe  schenkte? 
Es  bog  ihres  Kleides  End'  zusammen. 
Und  zum  Burschen  sagt'  es  und  sprach  also : 
Warum  bist  du,  Krieger,  auf  mich  böse, 
Daß  du  nicht  zu  mir  willst,  Krieger,  sprechen  ? 
Sollst  belehren  mich,  was  soll  ich  machen? 
Soll  ich  in  des  Vaters  Haus  zurücke? 
Da  wird,  mich  die  Mutter  alt  empfangen. 
Wird  entgegenkommen  und  mir  sagen: 
Zurück,  zurück,  du  Pest,  du  tötende, 
Wärst  du  gut,  so  kämest  nicht  zurücke. 
—  Soll  ich  in  dein  Hof  und  Haus  ich  gehen? 
Da  wird  deine  Mutter  mich  empfangen. 
Wird  entgegenkommen  und  mir  sagen : 
Zurück,  zurück,  du  Pest,  du  tötende. 
Wärst  du  gut,  so  kämest  nicht  alleine. 
Schwarze  Augen,  schauet  mich  an 


^^*)  Brautführer. 
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Weiße  Hände,  so  umarmet  mich.' 
Dünner  Mund,  spreche  mich  doch  an! 
Scliwarze  Pest,  bringe  auch  mich  um ! 

Sind  nun  die  Vermittler  bis  zu  den  Türen  der  Wohnung  des 

Mädchens  gelangt,  so  stimmen  die  Mädchen  folgendes  Lied  an: 

Jana,  Mädchen,  Jano ! 

Jana  fegt  den  Hof 

Mit  den  Buchsbaumbesen, 

Basilikumbesen, 

Amaranthenbesen, 

Fegte  Jana,  fegte 

Ihres  "Vaters  Hof, 

Da  erknallten  Flinten. 

Kamen  die  Vermittler, 

Jana  ward  erschrocken, 

Ließ  den  Besen  fallen, 

Den  Buclisbaumbeeen, 

Den  Basilikumbesen, 

Den  Amaranthenbesen. 

Hier  ist  ein  Tisch  vorbereitet  mit  Essen  und  Trinken, 
wo  der  erste  Platz  den  Paten  zukommt,  daneben  der  Bräuti- 
gam, der  Schwiegervater.  Die  Braut  zieht  die  Tracht  ihres 
Vaters  an^  küßt  allen  erschienenen  Gästen  die  Hand,  wobei 
sie  den  Bräutigam  absichtlich  umgeht,  sich  verstellend,  als  ob  sie 
ihn  nicht  sehen  möchte.    Die  Mädchen  singen  dabei  folgendes : 

He,  du  töricht'  Mädel, 
He,  ziehe  aus,  ziehe  aus! 
Des  Vaters  gekauftes  Kleid, 
Gekauft  und  gebüßt. 
He,  ziehe  an,  ziehe  an ! 
Des  Burschen  Kleid,  gekauft, 
Gekauft,  nicht  gebüßt. 

Worauf  die  Braut  die  Kleider  ihres  Vaters  auszieht  und 

die  Kleider  des  Bräutigams  anzieht.    Die  Mädchen  singen  dabei 

folgendes : 

Gib,  Brautführer,  so  lange 

Als  du  die  Schwiegertochter  erkaufst. 

Es  schadet  nicht,  so  lange 

Als  die  Schwieffertochter  teuer  ist. 
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Der  Brautführer  faßt  die  Braut  an  der  rechten  Hand  an, 
führt  sie  entschleiert  an  den  Tisch,  wo  beide  den  Vermittlern 
die  Hand  küssen  und  wobei  die  Mädchen  folgendes  Lied  an- 
stimmen : 

Stojana,  unser  Kranzelmädchen, 

Was  spraclist  du  gestern 

In  den  grünen  Auen, 

Dort  am  kalten  Brunnen. 

—  Ich  will  mich  nicht  ergeben 

Dem  fremden  Bruder  in  die  Hand', 

Und  jetzt  hast  dich  ergeben, 

Und  jetzt  hast  dich  leiten  lassen. 

Stojana  ihnen  erwidert: 

Kranzelmädel,  liebe  Kranzelmädel, 

Sind  ja  lauter  Fremde,  Ausländer, 

Nur  ein  einziger  ist  Landsmann. 

So  geht  der  Brautführer  um  den  ganzen  Tisch  herum, 
küßt  allen  Vermittlern  die  Hand,  und  zwar  küßt  er  eines  jeden 
Hand  zuerst.  Sodann  überreicht  er  sie  der  Braut  zum  Küssen. 
Der  Brautführer  führt  die  Braut  auch  zum  Bräutigam  hin, 
wo  sie  diesem  die  Hand  küßt,  wofür  der  Bräutigam  ihr  ein 
Stück  Brot  in  Salz  eingetaucht  überreicht.  Die  Braut  be- 
schenkt den  Burschen  mit  einem  Tuch,  indem  sie  dem  Bur- 
schen das  Tuch  über  die  Schulter  wirft,  worauf  der  Bursche 
zornig  das  Tuch  anfaßt  und  es  hinter  den  Kopf  hinüberwirft. 
Dieses  Ueberwerfen  und  Ueber-den-Kopf- Werfen  wiederholt 
sich  dreimal.  Zuletzt  nimmt  das  Mädchen  das  Tuch  und 
trachtet  es  durch  den  Gürtel  des  Burschen  durchzustecken, 
wobei  der  Bursche  seinen  Bauch  und  Brust  anspannt,  um 
dieses  Durchstecken  am  Gürtel  zu  verhindern.  Das  dauert  so 
lange,  bis  es  dem  Mädchen  gelingt,  das  Tuch  am  Gürtel  des 
Bräutigams  fest  anzulegen ,  worauf  es  beide  Enden  des 
Tuches  an  sich  nimmt  und  damit  den  Bräutigam  dreimal  zu 
sich  zieht.  Sodann  geht  die  Braut  weg.  Sie  begibt  sich,  mit 
einem  Tuche  bedeckt,  in  den  Hof,  wo  ein  Teppich  ausgestreckt 
liegt,  und  beginnt  alle  Hausangehörigen  zu  beschenken.  Dabei 
singen  die  Mädchen  folgendes  Lied: 
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Es  steht  das  Mädchen  in  dem  ebenen  Hof 

Auf  silbernen  und  Goldstühlen, 

Und  es  betet  zum  lieben  Gott: 

Gott,  liebes  Göttlein ! 

Gib  mir,  Gott,  «inen  großen  Tag, 

Daß  ich  im  Hof  satt  mich  stehe. 

Daß  mit  Kranzelmädchen  satt  mich  spreche. 

Jetzt  beginnt  der  Abschied   der  Braut  von  ihrer  Familie, 

wobei  die  Mädchen  folgendes  Lied  anstimmen,  und  zwar  wird 

für  jeden  Familienangehörigen  das  Lied  extra  gesungen: 

Die  Tanne  biegt  sich  um  im  Walde, 

Das  Mädchen  verabschiedet  sich  vom  Vater: 

Lebe  wohl,  du  mein  lieber  Vater, 

Viel  hab'  ich  dich,  Vater,  nun  geärgert. 

Viel  belästiget  und  viel  erzürnet, 

Daß  du  mir  Geschenke  hast  gekauft. 

Beim  Abschied  von  der  Mutter  singt  man : 

Die  Tanne  biegt  sich  um  im  Walde, 

Das  Mädchen  verabschiedet  sich  von  der  Mutter: 

—  Lebe  wohl,  du  meine  liebe  Mutler, 

Viel  hab  ich  dich,  Mutter,  nun  geärgert  usw. 

So     wird     das     Verabschiedungsverfahren     von     Bruder, 

Schwestern,    Onkel    und    allen    Hausangehörigen    fortgesetzt. 

Beim  Verabschieden    küßt  das  Mädchen  ihre  Verwandten  und 

Eltern  einige  Male  auf  die  Wangen,    Alle  weinen,  insbesondere 

im  Momente,  wo  der  Dudelsack  folgendes  Lied  anstimmt: 

Weine  nicht,  Mädel,  weine  nicht, 
Hier  Mutter,  dort  ebenfalls, 
Hier  Vater,  dort  auch  einer, 
Hier  Brüder  usw. 

Nach    dem   Verabschieden    der    Braut    mit    dem    ganzen 

Kreise    der    Hausangehörigen    faßt    sie    ihr    Bruder    bei    der 

rechten  Hand,  der  Brautführer  bei  der  linken,  und  man  führt 

sie   in    die  Kirche.     Beim  Verlassen  des  Haustores  singen  die 

Mädchen  folgendes  Lied: 

Komm  zurück,  Mädchen, 

Es  ruft  dich  die  Mutter  dein. 
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Zu  viel  sind  Vermittler  da, 

Wenig  sind  Geschenke  da, 

Will  dazu  dir  etwas  schenken. 

Aber  sie  erwidert  ihnen: 

Kranzelmädchen,  liebe  Mädchen, 

Sagt  nur  meiner  Mutter, 

Sie  möge  meine  Blume  begießen 

Früh  und  abends  mit  Wasser 

Und  am  Mittage  mit  Tränen. 

Es  fiel  das  Mädel  und  ertrank 

In  der  stillen  weißen  Donau. 

Es  versank,  bis  irgend  wo 

Auf  des  Pferdes  gekämmter  Mahn' 

Des  Mädchens  weißes  Kopftüchel. 

Es  versank,  bis  irgend  wo 

Die  Kette  zog  ihr  der  Brautführer 

An  der  Hand  und  den  Nebel  statt  dem  Tuch. 

Beim  Hinführen  der  Braut  zur  Kirche  muß  der  Zug 
unterwegs  einen  Wasserbestand  betreten  (Fluß  oder  Brunnen), 
wo  die  Hochzeitsleute  halt  machen  und  der  Bruder  der  Braut 
einen  ihrer  Halbschuhe  auszieht,  den  Schuh  mit  Wasser  an- 
füllt, gibt  der  Braut  davon  dreimal  zu  trinken,  die  ihn  ihrer- 
seits mit  Strümpfen  beschenkt.  Haben  die  Vermittler  den  Hof 
der  Braut  verlassen,  so  verbleibt  der  Eidam  mit  zweien  seiner 
Genossen  bei  der  Schwiegermutter  zum  Imbiß.  Die  Schwieger- 
mutter bringt  einen  dicken,  gut  gebackenen  Kuchen,  stellt  den 
Kuchen  auf  einer  Pfanne  mit  einem  anderen  Kuchen  (Banitza) 
nieder  und  treibt  den  Eidam  an,  den  Kuchen  kreuzweise 
durchzuschneiden.  Der  Eidam  schneidet  den  Kuchen  durch 
und  trachtet  sogar  die  Pfanne  zu  durchschneiden,  wodurch  er 
seine  Stärke  auf  die  Probe  stellt.  Die  Schwiegermutter  und 
die  Schwestern  der  Braut  beschenken  den  Eidam  mit  einem 
Hemd,  wofür  diese  ein  Geldgeschenk  bekommen.  Einer  der 
Genossen  des  Mädchens  nimmt  ein  Stück  Kuchen  und  Blätter- 
kuchen, gibt  das  Stück  in  ein  Tuch,  um  es  den  Jungver- 
heirateten zu  überreichen.  Dabei  reißt  der  Eidam  einen  Knopf 
von  der  Unterjacke  der  Schwiegermutter  weg,  und  alle  gehen 
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nun,  um  den  Brautzug  einzuholen.  Ist  der  Brautzug  eingeholt, 
so  nimmt  der  Eidam  einige  Geldstücke,  holt  die  Braut  ein  und 
gibt  ihr  einige  Schläge  auf  den  Hals,  wobei  er  die  Geldstücke 
auf  die  Braut  hinunterfallen  läßt.  Die  so  gefallenen  Geld- 
stücke nimmt  die  Braut  in  Besitz.  Ist  der  Brautzug  in  der 
Kirche  angelangt,  so  heißt  es,  „man  verlobt  sie",  man  traut 
die  Brautleute,  wobei  man  außer  der  Kirche,  im  Kirchenhof, 
Horo  tanzt  und  singt.  Nach  der  Trauung  verlassen  das  Haus 
zunächst  die  Vermittler,  dann  die  Getrauten,  sich  an  den 
Händen  haltend  vermittels  eines  Fingers,  dann  kommen  alle 
anderen  nach,  und  es  bewegen  sich  alle  in  der  Richtung  nach 
der  Wohnung  des  Bräutigams,  auf  einem  anderen  Weg,  nicht 
auf  demselben,  auf  dem  sie  gekommen.  Es  beginnen  die 
männlichen  Vermittler  zu  singen,  und  sodann  singen  die  weib- 
lichen Vermittler  extra. 

Die  Vermittler  singen  folgendes  Lied : 

Oeflfne  mir,  du  Kito  heda!  neue  Türe, 

Betrunken  komm'  ich,  Kito  heda!  aus  dem  Wirtshaus. 

Oeffne  mir  nur,  Kito  heda !  neue  Türe, 

Führ  mich,  Kito  heda!  in  die  Höhe! 

In  die  Höhe,  Kito  heda!  auf  Veranden, 

Auf  Veranden,  Kito  heda!  Auf  den  Zimmern 

Streck  aus,  Kito  heda!  in  die  Breite 

Lege  Polster,  Kito  heda!  in  die  Höhe  usw. 

Die  Vermittlerinnen  singen  dabei  folgendes: 

Fege  aus,  Welo  heda!  fege  aus,  Welo  he! 
Fege  aus,  Welo,  ebene  Höfe. 
Es  kommen,  Welo  heda!  es  kommen,  Welo  he! 
Polizeisoldaten,  Welo,  aus  der  Umgegend. 
Allen,  Welo  heda!  allen,  Welo  he! 
Allen  sollst  du,  Welo,  die  Pferde  halten. 
Allen,  Welo  heda!  allen,  Welo  he! 
Allen  sollst  du,  Welo,  die  Hand  küssen. 
Diesem  Mädchen,  Welo,  diesem,  Welo  he! 
Diesem  jungen  Polizeisoldaten,  Welo, 
Diesem,  Welo  heda!  diesem,  Welo  he! 
Das  Pferd  dieses,  Welo,  fasse  nicht. 
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Er  ist  dein,  Welo  heda!  er  ist,  Welo  he! 

Dein  größter,  Welo,  Feind. 

—  Mögst  du  zerplatzen,  Mutter  heda!  magst  zusammenfahren, 

Mutter  he! 
Er  ist  mein  liebster,  Mutter,  Verbrüderter, 
Er  ist  mir,  Mutter  heda!  er  ist  mir,  Mutter  he! 
Er  hat  mir,  Mutter,  ein  öchutzdach  gekauft. 
Er  ist  mir,  Mutter  heda!  er  ist  mir,  Mutter  he! 
Er  hat  mir,  Mutter,  die  Schuhe  gekauft. 
Er  hat  mir,  Mutter,  den  Gürtel  gekauft. 
Er  hat  mir,  Mutter  heda !  er  hat  mir,  Mutter  he ! 
Er  hat  mir,  Mutter,  den  Fes  gekauft. 

Unterwegs,  beim  Gange  von  der  Kirche  bis  zur  Wohnung 
des  Bräutigams,  bewirft  die  Braut  alle  mit  Hafer  und  Geld- 
stücken, mit  Zuckerchen  gemischt.  Inmitten  des  Weges  eilt 
der  Vorbote  in  die  Wohnung  des  Bräutigams  voraus,  um 
diesen  davon  zu  verständigen,  daß  die  Getrauten  sich  nähern. 
Die  Hausangehörigen  beschenkt  man  mit  einem  Tuche,  über- 
reicht ihm  eine  Holzflasche  mit  Wein  voll,  er  geht  zurück 
und  gibt  die  Holzflasche  dem  Paten,  daß  er  den  Wein  segne 
und  daraus  trinke,  wobei  er  ihm  die  Hand  küßt.  Sind  sie  in 
der  Nähe  des  Hauses  des  Bräutigams  angelangt,  so  trägt 
man  aus  dem  Hause  zwei  Gläser  voll  Wein  hinaus,  gibt  sie 
dem  Paten,  daß  er  mit  denen,  die  ihm  entgegenkommen, 
hineingeht,  weitere  zwei  Gläser  überreicht  man  dem  Vater  des 
Burschen,  der  ebenfalls  segnet  und  trinkt,  wobei  die  Mädchen 
folgendes  Lied  anstimmen: 

Komm  hinaus,  du,  des  Helden  Mutter, 

Daß  du  siehst,  was  dir  Gutes  herkommt, 

Es  kommt  ein  Falke,  der  ein  Rebhuhn  führt, 

Rebhuhn,  eine  Feldwachtel. 

Den  ganzen  Sommer  flog  sie  durch  das  Felde, 

Hat  des  Vaters  Ernte  sie  gesammelt 

Und  sich  die  Geschenke  nicht  bereitet. 

um  den  Schwiegervater  und  die  Schwiegermutter  zu  beschenken. 

Um  Schwägerin,  Brautführer  zu  beschenken, 

Um  gezierte  Vermittler  zu  beschenken. 
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Die  Braut  bekommt,  bevor  sie  die  Schwelle  des  Hauses 
betritt,  zwei  Brote  und  zwei  Krüge  mit  Wasser  in  die  Hände. 
Hat  sie  das  Haus  betreten,  so  begibt  sie  sich  sofort  zum  Feuer, 
macht  eine  dreimalige  Verbeugung  vor  dem  Herde,  gräbt  mit 
den  Händen  diesen  auseinander  und  läßt  die  Brote  aus  den 
Händen.  Sodann  bekommt  sie  ein  Sieb  mit  Hafer,  woraus  die 
Braut  dreimal  ins  Haus  wirft.  Man  gibt  ilir  ein  Kind  männ- 
lichen Geschlechtes  im  Alter  von  ein  bis  zwei  Jahren,  das  sie 
umarmen,  küssen  und  liebkosen  muß;  sie  hebt  es  in  die  Höhe 
und  beschenkt  es  mit  Strümpfen.  Dieses  Kind,  das  man  bei 
der  Gelegenheit  der  jungen  Ehefrau  zum  Liebkosen  gibt,  nennt 
man  „Xakontsche",  d.  h.  ein  zweijähriger  Knabe,  den  man  der 
jungen  Frau  bei  ihrem  ersten  Besuche  entgegenreicht.  Nach 
all  dem  macht  die  junge  Ehefrau  eine  Verbeugung  vor  dem 
Schwiegervater  und  der  Schwiegermutter,  sie  begrüßt  sie, 
wie  auch  diese  die  Frau  und  führen  sie  in  das  Zimmer  hin- 
ein, wo  die  Kasten  und  Koffer  mit  der  Ausstattung  ausgepackt 
sind.  Sodann  schüttet  der  Bräutigam  alle  Kleidungsstücke 
daraus  hinaus  und  sammelt  sie  wieder  ein,  um  sie  in  den 
Koffer  aufzuhäufen.  Dabei  sing^en  die  Mädchen  und  tanzen 
Horo.     Man  singt  dabei : 

Es  schlummerte  ein  prächtig  Mädel, 

Es  schlummerte  zwischen  zwei  Brautführern. 

Es  sprach  der  Pate  Herr: 

Weshalb  schlummert  denn  das  schöne  Mädel? 

Ob  es  nicht  zum  Bösen  führt  oder  gar  zum  Guten? 

Als  das  Mädchen  noch  klein  war, 

Als  es  noch  ein  Kind  war  in  den  Windeln, 

Wollte  es  Aidar,  der  Räuber, 

Wollte  es  —  man  gab  ihm's  nicht, 

Man  gab  es  einem  anderen  Helden. 

Da  sprach  der  Pate  Herr: 

He,  ihr  geschmückte  Vermittler, 

Ihr  werdet  durch  den  grünen  Wald  hingehen, 

Pfeifet  nicht  auf  neun  hochtönen  Pfeifen, 

Schlaget  nicht  auf  neun  Trommeln. 

Im  Wald  ist  Aidar,  der  Räuber, 
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Mit  fünfhundert  seiner  Genossen. 

Die  Vermittler  sind  närrisch,  betrunken, 

Hörten  des  Paten  Worte  nicht. 

Hörten  nicht  und  spielten  laute  Musik. 

Es  begannen  neunstiramige  Pfeifen, 

Es  erklangen  noun  große  Trommeln. 

Im  Walde  ist  Aidar,  der  Räuber, 

Mit  fünfhundert  Seelen  seiner  Räuber. 

Die  Vermittler  sind  verrückt,  betrunken, 

Hörten  nicht  den  Paten  und  den  Herrn, 

Hörten  nicht  und  machten  laute  Musik. 

Es  erklangen  neunstimmige  Pfeifen, 

Es  erklangen  neun  große  Trommeln. 

Als  sie  durch  die  engen  Pässe  gingen, 

Da  erwartet  sie  Aidar,  der  Räuber, 

Alle  die  Vermittler  unter  Messer  gab  er, 

Nur  den  jungen  Ehemann  verschont  er, 

Den  jungen  Ehemann  und  seine  Gattin. 

Es  begann  sich  der  Aidar,  der  Wegelagerer, 

Mit  dem  jungen  Ehemann  zu  schlagen, 

Schlugen  sich  die  beiden  drei  Tage  und  Nächte, 

Und  da  sprach  der  junge  Ehegatte: 

Komm  herbei,  Jano,  komme  her  und  helfe, 

Sei  es,  Jano,  mir,  sei  es  dem  Gegner. 

Da  kommt  Jana,  kommt  und  hilft  dem  Gatten, 

Es  ermattete  des  Aidars  Säbel, 

Und  sie  schnitten  dem  Aidar  den  Kopf  weg, 

Wickelten  ihn  in  Seidenschoß  ein. 

Trugen  so  ihn  in  des  Burschen  Hofe. 

Darauf  setzen  sich  die  Vermittler  mit  dem  Paten  und  dem 
Schwiegervater  um  den  gedeckten  Tisch  herum,  wo  sie  vom 
jungen  Ehepaar  bedient  werden,  wobei  die  Mädchen  einen 
Hororeigen  beginnen  und  folgendes  Lied  anstimmen: 

Es  begann  sich  Herr  Werun  zu  heiraten. 
Und  da  nahm  sich  Mädchen  er  vom  Weiten, 
Weither,  weither  von  dem  Schwarzen  Meere 
Ladete  geschmückte  er  Vermittler, 
Führte  her  er  neune  große  Trommeln 
Und  noch  neune  andersartig  PfeifeTi, 
Standen  alle  auf  und  brachen  auf  sie. 
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Als  sie  da  weggingen  von  da  aus, 

Da  hat  das  Meer,  das  Schwarze,  aufgehöret. 

Man  durchschritt  nur  weißen  Sandes  Tiefen. 

Als  sie  nun  von  da  nach  Hause  gingen. 

Gingen  sie  daheim  mit  junger  Frau  sie. 

Das  Schwarze  Meer  rann  trübe  und  war  kotig, 

Es  bewegte  Hölzer  nur  und  Steine. 

Da  erstaunten  die  geziert  Vermittler, 

Da  erstaunten  sie,  welchen  Pfad  zu  nehmen, 

Und  da  sagte  so  der  Herr  und  Pate  : 

He,  ihr  geziert  Vermittler,  ihr  Vermittler, 

Wer  verheiratet  ist,  der  wird  Pfad  schon  finden. 

Da  erschrak  der  Werun,  der  Herr  Werun, 

Und  erschrak,  er  wurde  auch  beschämet. 

Und  durchschritt  er  dieses  Schwarze  Meer. 

Und  beschreitet  er  die  erste  Tiefe, 

Da  ergriff  das  Pferd  es  bis  zum  Goldsteigbügel. 

Da  beschreitet  er  die  zweite  Tiefe, 

Und  ergriff's  den  Helden  bis  zum  Seidengürtel. 

Ueberschreitet  er  der  dritten  Tiefe  Boden, 

Da  ertrank  der  Werun,  der  Herr  Werun. 

Das  erblickte  nun  ein  schönes  Mädel, 

Wo  der  Herr,  der  Werun,  tief  versunken. 

Bog  empor  die  Hüften,  Seidenärmel, 

Und  sie  sprang  ins  tiefe  Meer  hinunter 

Und  erfaßte  da  den  Herrn  Werun. 

Sie  erfaßte  ihn  am  recliten  Arme, 

Sie  erfaßte  ihn  am  Seidenhemde. 

Da  zum  Mädchen  spricht  Herr  Werun  also : 

Laß  mich  aus,  du  Meeresfisch  der  Tiefe! 

Da  erwiderte  das  schone  Mädel : 

Furcht  dich  nicht,  Werun  du,  Herr  Werun, 

Bin  ja  kein  Fisch  aus  dem  Meere, 

Bin  ja  nur  ein  Mädel  schön  des  Landes. 

Und  sie  legt'  den  Lieben  auf  den  Arm  sich, 

Und  sie  legt  Brautführer  auf  Goldringe, 

Und  sie  legt  den  Paten  auf  die  Kränze. 

Streckt  den  Gürtel  aus  durch  die  Vermittler, 

Ueberfülirte  sie  durch?  Meer,  das  Schwarze. 

Als  sie  nun  am  langen  Wege  waren, 

Sprach  so  endlich  der  Werun,  der  Herre: 

He,  du  schönes  Mädel,  hör"  mal, 
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Kommst  du  in  den  Hof  du  meines  Hauses, 

Da  hab'  ich  dort  eine  alte  Mutter, 

Mit  der  linken  Hand  führt  sie  das  Horo, 

Mit  der  rechten,  einen  Weinkrug  haltend, 

Den  wird  sie  zum  Trinken  dir  hinreichen, 

Nimm  den  Krug  du,  aber  trinke  nimmer. 

Schau  nur,  daß  davon  nichts  aufs  Pferd  falle. 

Es  hörte  zu  ihm  das  Mädel,  das  schöne. 

Als  sie  nun  des  Helden  Hof  betreten 

Sah  sie  dort  seine  verfluchte  Mutter. 

Mit  der  linken  Hand  den  Horotanz  sie  führet, 

Mit  der  rechten  grünen  Krug  sie  haltet. 

Und  zur  Schwiegertochter  sie  redet  also: 

Nimm  nur,  Schwiegertochter,  trink  den  Wein, 

Ist  nicht  schlecht,  gebärst  dann  lauter  Burschen. 

Hob  empor  ihn,  aber  trank  davon  nicht, 

Und  es  tropfte  da  dem  Pferde  auf  die  Mähne. 

Da  fiel  das  Pferd  und  zersprang  sogleich  es. 

Schwägerin  blieb  unversehrt  gesunde. 

Da  erklang  der  Schwiegermutter  Stimme : 

—  Wehe,  o  Gott,  wehe  lieber  Gott  du. 

Neun  ich  Schwiegertöchter  heimgeführt  hab'. 

Eine  hat  mir  den  Hof  nicht  betreten. 

Diese  ist  die  zehnte  Schwiegertochter, 

Die  wird  meine  Zimmer  schon  betreten ! 

Da  vernahm  dies  der  Werun,  der  Herr  da, 

Und  er  sprach  gar  still  zu  seiner  Mutter: 

Schweige,  Mutter,  wärest  du  verstummt. 

Du  weißt  gar  nicht,  was  für  Sohn  du  hast? 

Nachdem  die  Vermittler  gegessen  haben,  verabschiedet 
sich  der  Bräutigam  vom  Paten,  indem  er  ihm  die  Hand  küßt, 
und  verläßt  den  Tisch.  Die  Gäste,  der  Schwiegervater  und 
der  Meister  gehen  auseinander.  Bevor  sich  jedoch  das  junge 
Ehepaar  versammelt,  begeben  sich  zur  Braut  die  alte  Köchin 
und  zwei  Frauen,  dem  Familienkreise  des  Burschen  angehörig, 
ziehen  ihr  die  Kleider  aus,  ziehen  ihr  ein  neues  Hemd  an, 
das  man  vorher  besichtigt,  flechten  ihr  das  Haar  auseinander 
und  verlassen  sie,  indem  sie  ihr  manche  Ratschläge  erteilen. 
Desgleichen  Ratschläge  werden  seitens  eines  alten  Mannes,  dem 
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Familienkreise  des  Burschen  angehörig,  diesem  erteilt.  Nach 
einer  Weile  werden  Gewehrschüsse  hörbar.  Die  Burschen,  die 
die  Braut  begleiten,  sind  bewaffnet,  und  durch  das  Knallen 
der  Büchsen  oder  Revolver  wird  die  Keuschheit  der  Braut  ver- 
lautbart.  Sofort  beginnt  der  Horotanz,  Gesang  und  große  Be- 
lustigung. Man  legt  das  Hemd  der  Braut  zur  Besichtigung 
aus,  wobei  das  ganze  Haus  sich  einer  Unterhaltung  hingibt. 
Alle  gratulieren  sich  gegenseitig:  „Wohl  dir,  die  Freude! 
Gratuliere  dir  zur  Freude!"  Diese  Gratulationen  sind  an  die 
Schwiegereltern  gerichtet,  die  kaum  imstande  sind,  allen 
Gratulanten  zu  erwidern:  »Wir  danken,  es  möge  dasselbe 
Glück  auf  ihren  Kindern  und  euch  erreichen."  Das  junge 
Ehepaar  küßt  ihren  Eltern  die  Hand.  Sofort  beginnt  die 
Braut  Brot  zu  kneten,  einen  Kuchen  „Pita"  genannt,  backt 
den  Teig  und  schickt  das  Gebäck  nebst  dem  Nachthemde  der 
Braut  und  einer  Flasche  süßem  Branntwein  mit  Blumen  nebst 
Zucker  durch  den  Brautführer  ihren  Eltern  hin.  Die  Eltern 
des  Mädchens  erwarten  mit  Ungeduld  den  Brautführer  und 
empfangen  ihn  mit  großer  Freude.  Die  Mutter  der  Braut 
schickt  momentan  um  ihre  Verwandten  und  Nachbarn,  zeigt 
ihnen  das  Hemd,  bewirtet  sie  und  den  Brautführer,  und  man 
unterhaltet  sich. 

Sollte  es  feststehen,  daß  das  Mädchen  nicht  keusch  sei, 
so  wird  weder  von  den  Flinten  abgefeuert,  noch  wird  der 
Dudelsack  hörbar.  Vergebens  bitten  die  Gäste  den  Dudelsack- 
spieler  um  Musik.  Kein  Ton  ist  zu  erflehen.  Alles  geht  um- 
gekehrt. Jeder  schaut  scheu,  und  sogleich  fehlt  jedes  Lust- 
gefühl im  Hause.  In  solchen  Fällen  schlägt  oft  der  beschämte 
Junggeselle  seine  junge  Gattin  und  zwingt  sie,  ihm  zu  sagen, 
wer  ihr  denn  die  Schande  verursacht  hat.  Manche  Bräute 
schicken  den  Eltern  einer  solchen  Braut  gesalzenen  Brannt- 
wem  durch  den  Brautführer,  anstatt  süßen.  Oder  der  Braut- 
führer schüttet  in  ein  Glas,  dessen  Boden  durchlöchert  ist, 
Branntwein  hinein,  verstopft  das  Loch  mit  einem  Finger,  und 
im  Momente,    wo    er   den  Branntwein  überreicht,   läßt  er  den 
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Branntwein  hinaiisrinnen,  da  er  das  Loch  öffnet.  Die  Schande 
der  Eltern  der  Braut  ist  nicht  klein,  und  im  Falle  der  Bräuti- 
gam die  Frau  wegjagt,  ist  der  Vater  der  weggejagten  jungen 
Ehefrau  gezwungen,  500 — 1000  Groschen  dem  Eidam  zu  be- 
zahlen, damit  sich  die  Angelegenheit  schlichtet.  Manche  Mütter 
geben  dem  Eidam  dabei  ihr  Halsband,  aus  Goldstücken  be- 
stehend. Oft  kommt  es  vor,  daß  der  Bräutigam  daran  schuld 
ist,  daß  der  Dudelsack  nicht  spielt  und  daß  die  Flinten  nicht 
erschallen.  In  diesen  Fällen  sagt  man,  man  habe  den  Bräuti- 
gam angebunden,  und  falls  die  Frau,  die  den  Bräutigam  ge- 
bunden hat,  bekannt  ist,  geht  man  zu  ihr  hin  und  bittet  sie, 
sie  möge  den  Bräutigam  freilassen.  Ist  die  Frau  unbekannt, 
d.  h.  man  weiß  nicht,  wer  den  Bräutigam  angebunden  hat,  so 
wird  eine  Zauberin,  die  das  Auseinanderbinden  versteht,  ge- 
holt, man  bewirtet  sie  und  beschenkt  sie  mit  Strümpfen,  wor- 
auf die  Zauberin  den  Bräutigam  zu  „entbinden"  hat.  Es 
kommt  auch  vor,  daß  die  Braut  den  Burschen  des  Mißerfolges 
beschuldigt.  In  solchen  Fällen  haben  die  Frauen  mit  der 
Köchin  die  Frage  zu  untersuchen  und  erklären  die  Braut 
schuldig.  Dieselben  Frauen  erforschen  den  wahren  Fleck  am 
Brauthemd  der  Ehefrau,  um  dadurch  die  Wahrheit  bezüglich 
der  Keuschheitsfrage  der  Braut  festzustellen.  Das  Verheim- 
lichen einer  etwaigen  Unkeuschheit  kann  angeblich  dem  Hause 
Schlechtes  verursachen.  Der  Brautführer,  der  die  freudige 
Nachricht  den  Eltern  der  Braut  gebracht,  nachdem  er  gut  be- 
wirtet und  beschenkt  wird  —  er  bekommt  ein  Hemd,  sein 
Pferd,  ein  Tuch  —  geht  zurück  und  bringt  der  Ehefrau  ein 
Essen,  das  man  einem  Kranken  oder  einer  Wöchnerin  schickt, 
„Ponuda"  genannt,  von  ihrer  Mutter  mit.  Es  begeben  sich 
sodann  der  Junggeselle  (Bräutigam)  und  dessen  Genossen 
(Burschen)  mit  einem  Dudelsack  in  die  Wohnung  des  Paten 
und  bringen  ihm  süßen  Branntwein  mit,  dessen  Flasche  mit 
den  Halsbändern  („Gjerdan")  des  Mädchens  geschmückt  ist, 
worauf  man  die  Vermittler  einzuladen  beginnt,  daß  sie  sich 
Montag    abends    zum    Gruß    einfinden.     Den    ganzen   Montag 
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kommen  Gäste,  die  mit  süßem  Branntwein  bewirtet  werden 
und  die  man  mit  Blumen  beschmückt.  Abends  kommen  alle 
Gäste  zusammen  und  führen  den  Paten,  den  Schwiegervater, 
den  Meister,  und  es  beginnt  die  Branntweinzeche.  Der  Pate 
nimmt  seinen  ersten  Platz  wieder  ein,  und  zwar  neben  der 
Tanne  und  dem  Taubenschlag.  Man  beginnt  das  Essen,  wo- 
bei sich  40 — 50  Holzflaschen  Wein  auf  dem  Tische  kreuzen. 
Man  zecht  und  singt. 

Das  Aufdecken  (Otkriw).  Darunter  ist  die  Ent- 
schleierung der  Ehefrau  zu  verstehen.  Es  geschieht  nach  dem 
Schmause,  wo  die  Paten  die  Frau  in  den  Hof  hinausführen 
und  diese  daselbst  dreimal  ent-  und  verschleiern.  Das  letzte 
Mal  hat  die  Patin  beim  Entschleiern  der  jungen  Frau  den 
Kopf  derselben  mit  einem  Tuche  zu  bedecken,  wobei  die 
Mädchen  folgendes  Lied  anstimmen: 

Was  stehst  du  denn,  he  Mädchen,  was  schaust  du  denn? 

Daß  du  nicht  kleine  Tränen  vergießest. 

Das  Feslein  ist,  he  du  Mädchen,  eigenwillig, 

Das  Tuch  ist,  he  du  Mädchen,  sorgenvoll. 

Sorgenvoll,  du  Mädchen,  sehr  gehässig, 

Jedes  Ankommen,  he  du  Mädchen,  ist  ein  Faustschlag. 

Haben  nun  die  Begleiter  der  Ehefrau  diese  mit  einem 
Kopftuche  (Tjulben)  verschleiert,  so  singen  dabei  die  Mädchen 
folgendes : 

Weiße  Blume  flog  herbei, 

Von  dem  lieben  Paten,  Schwager  usw. 

Ist  nun  die  Entschleierung  vollendet,  so  beginnt  der 
Dudelsack  das  sog.  „bunte  Horo"  zu  spielen,  das  nur  bei  dieser 
Gelegenheit  gespielt  und  getanzt  wird,  wobei  alle  Vermittler 
an  diesem  Horotanz  beteiligt  sind.  Es  kommen  sodann  alle 
zu  Tisch  zurück,  wo  sie  seitens  der  jungen  Ehefrau  beschenkt 
werden,  und  zwar  der  Reihe  nach  mit  Hemden,  Tüchern  usw., 
und  gehen  auseinander.  Zuletzt  bleibt  der  Pate  und  führt  das 
junge  Ehepaar,  den  Schwiegervater,  Schwiegermutter,  die 
Köchin,  die  Genossen  des  Burschen  zu  sich  in  seine  Wohnung 
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hin,    wo   man   von  neuem  zecht  und  schmaust  bis  Sonnenauf- 
gang, wonach  man  heimkehrt. 

Das  Hinführen  der  Braut  zum  Brunnen.  Am 
nächsten  Tag  laden  die  Burschen,  die  Genossen  des  Bräuti- 
gams, dessen  Verwandte  ein  mit  der  Bitte,  man  möge  die 
junge  Ehefrau  „ans  Wasser  führen".  Gegen  Mittag  ver- 
sammeln sich  die  Geladenen  und  gehen  zum  Fluß,  wo  der 
Brautführer  zwei  Krüge  mit  Wasser  anfüllt  und  sie  vor  den 
Füßen  der  Braut  hinstellt.  Die  Braut  gibt  einen  Stoß  und 
w^irft  die  Krüge  um,  so  daß  das  Wasser  ausgegossen  wird. 
Der  Brautführer  wiederholt  das  Vorstellen  der  Krüge  mit 
W^asser  dreimal,  wobei  die  Ehefrau  allemal  die  Krüge  mit 
einem  Fußstoß  umwirft  und  das  Wasser  ausgießt.  Dabei 
singen  die  Mädchen  folgendes  Lied: 

Brautführer  führte  die  Ehefrau 

In  die  grünen  Auen 

Zu  den  kalten  Brunnen 

Mit  zwei  grünen  Krügen. 

Das  Schwiegertöchterlein  bat  ihn : 

Brautführerchen  schön  und  jung, 

Ist  denn  ihr  Wasser  weit? 

Das  Brautführerchen  erwidert : 

Schwiegermütterchen  lieb  und  schön, 

Das  Wasser  ist  nicht  weite. 

Brautführerchen  gießt  Wasser  ein, 

Schwiegertöchterchen  gießt  es  aus. 

Da  sprach  das  Brautführerchen : 

Schwiegertöchterlein  lieb  und  schön, 

Gieß  mir  das  Wasser  nicht  aus. 

Denn  ich  kaufe  es  teuer. 

Um  jeden  Tropfen  ein  Parastück  **), 

Um  jedes  Glas  ein  Goldstück. 

Die  junge  Ehefrau  beschenkt  die  Familienangehörigen  des 
Burschen  mit  Strümpfen,  Hemden  usw.,  und  tauscht  dafür 
einen  Kupferkessel  ein.    Währenddessen  wird  aus  Flinten  ab- 


^^)  Para  =  1  Ctms.,  die  kleinste  Geldeinheit  in  der  Türkei. 
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gefeuert  seitens  der  jungen  Burschen,  und  ist  das  Beschenken 
der  Ehefrau  zu  Ende,  so  nimmt  die  Ehefrau  zwei  Krüge  mit 
Wasser  voll  und  geht  damit  weg.  Unterwegs  macht  die  junge 
Ehefrau  Verbeugungen  vor  jedem,  dem  sie  begegnet,  und  beim 
Bücken  gießt  sie  ein  wenig  des  Wassers  aus;  ist  sie  sodann 
zu  Hause,  so  reicht  sie  aus  ihren  Krügen  Wasser  dem  Bur- 
schen und  den  Schwiegereltern,  wofür  die  Schwiegermutter 
ihrer  Schwiegertochter  eine  Schürze  umbindet,  worauf  die 
junge  Frau  ihre  häuslichen  Arbeiten  im  neuen  Familienkreise 
zu  verrichten  beginnt.  Damit  endet  die  Hochzeit  in  Dupnitza 
und  Umgegend.  Am  Donnerstag  ladet  das  junge  Ehepaar  des 
Mädchens  Eltern  zum  Essen  ein,  das  sog.  „Ueberessen"  =  Pre- 
gosba,  worauf  die  Eltern  des  Mädchens  das  junge  Ehepaar 
zum  zweiten  „Ueberessen"  einladen.  Es  wäre  noch  hervor- 
zuheben, daß  in  früherer  Zeit  die  Alten  sich  noch  eines 
Brauches  erinnern,  nämlich  daß  der  Eidam  beim  Gehen  zur 
Kirche,  wo  man  die  Trauung  vollzieht,  also  beim  Hingehen, 
die  Braut  nicht  mit  Fäusten  auf  den  Hals  schlage,  sondern 
mit  einem  Hochstecken,  und  zwar  stark,  seine  Braut  beim 
Hingehen  antreibe.  Dabei  schüttet  der  Bräutigam  einige  weiße 
Goldstücke  auf  den  Hals  seiner  Braut,  die  die  Vermittler  vom 
Boden  absammeln  und  sich  zueignen  ^^). 

In  der  Umgegend  von  Hadzi-Eleß  leben  die  Bauern  in 
Eintracht  miteinander.  Zwietracht  ist  Sünde,  insbesondere 
wenn  sie  unter  Nachbarn  vorkommt.  Im  Falle  eines  Streites 
unter  Nachbarn  sind  gleich  Beschwichtigungsvermittler  zur 
Stelle.  Bei  den  Vergleichen  hört  man  oft  folgende  Ratschläge: 
„Nachbarn,  so  zu  streiten  ist  Sünde  vor  Gott  und  eine  Schande 
vor  den  Leuten.  So  etwas  geziemt  Nachbarn  nicht;  morgen 
trefft  ihr  euch  abermals  und  werdet  einander  Brot  anbieten. ** 
Das  wirkt.  Die  Nachbarn  vergleichen  sich,  und  der  Streit 
nimmt   ein  Ende.     Streitigkeiten   kommen   unter  Brüdern  vor 


^5)  Vgl.  D.  Wltchew.    In  der  Ministerialsammlung  Bd.  VIII,  S.  80 
des  Volkstums. 
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bei  Güterverteilungen,  Erbschaftsteilungen.  Sind  die  Brüder 
widerspenstig  und  wollen  nicht  nachgeben,  so  ist  dabei  der 
Bürgermeister  beteiligt  und  der  sog.  Rat  der  Alten  des  Ortes, 
die  sich  die  Mühe  geben,  die  Streitenden  zu  vergleichen.  Nie 
hat  in  dieser  Gegend  ein  Bruder  einen  anderen  teilungshalber 
vor  Gericht  geladen.  Die  Frauen  verursachen  oft  mehr  Streitig- 
keiten als  die  Männer  und  verfeinden  Nachbarn  und  Brüder 
miteinander.  Im  großen  und  ganzen  herrscht  Eintracht  unter 
den  Landleuten  der  Umgegend  von  Hadzi-Eleß.  Anders  ist 
der  Umgang  und  das  gegenseitige  Verhältnis  der  einzelnen 
Nachbardörfer  untereinander.  Die  Nachbardörfer  dieser  Gegend 
leben  in  Zwietracht.  Seit  der  Befreiung  Bulgariens  sind  viele 
Prozesse  dadurch  entstanden,  daß  sich  diese  Dörfer  nicht  ver- 
tragen und  sich  gegenseitig  im  Wege  dieser  Prozesse  be- 
kämpfen, um  einander  zu  vernichten.  Es  werden  dabei  Geld- 
mittel nicht  gespart.  Oft  übertreffen  die  Prozeßkosten  der 
streitenden  Dörfer  den  Wert  des  Prozeßgegenstandes  selbst 
und  bedeuten  nur,  daß  die  Streitenden,  ihre  materiellen  Inter- 
essen vergessend,  sich  einer  leidenschaftlichen  gegenseitigen 
Verfolgung  preisgebend^). 

Die  Teilung  besteht  in  einer  Erbteilung  des  Nachlasses 
des  Vaters  unter  den  hinterbliebenen  Söhnen  und  Töchtern 
des  verstorbenen  Vaters.  Die  Teilung  des  Nachlasses  ge- 
schieht zu  gleichen  Teilen,  also  nach  Köpfen.  Doch  ist  der 
Streit  dabei  unerläßlich.  Obwohl  die  Teilenden  wissen,  daß 
der  Schwester  ein  gleicher  Teil  wie  den  Brüdern  zukommt, 
gibt  man  jener  immer  einen  etwas  kleineren  Bruchteil  des 
Nachlasses,  d.  h.  man  findet  die  Schwester  mit  einem  Vieh- 
stück oder  einem  Felde  schlechtweg  ab.  Die  Teilung  der  Erb- 
schaft wird  immer  nach  dem  Tode  des  Erblassers  vollzogen. 
Doch  kommen  Fälle  vor,  wo  der  Vater  noch  zu  seinen  Leb* 
Zeiten   einen   größeren  Teil  seines  Nachlasses  dem  Sohne  ab- 


^^)  AI.  Popow,  Juristische  Gebräuche  aus  H.-Elles.  —  Ministeria'- 
ßammlung  Bd.  I,  S.  155—158. 
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teilt,  er  kauft  ihm  beispielsweise  ein  Paar  Büffel,  baut  ihm 
ein  Haus  auf,  kauft  ihm  einen  Pflug,  einen  Wagen  usw.  Den 
Rest  seines  Vermögens  behält  der  Vater  für  sich.  Diesen  Rest 
haben  die  übrigen  Söhne  nach  seinem  Tode  unter  sich  zu  ver- 
teilen. Selten  kommt  es  vor,  daß  der  Vater  sein  Vermögen 
derart  verteilt,  daß  er  sich  den  kleinsten  Teil  zurückläßt. 
Nach  der  so  vollzogenen  Teilung  baut  sich  jeder  Sohn  ein 
Haus,  und  der  Vater  wohnt  beim  jüngsten.  In  solchen  Fällen 
verbleibt  nach  seinem  Tode  der  Teil  des  Nachlasses,  den  der 
Vater  für  sich  zurückließ,  dem  jüngsten  Sohne,  in  dessen 
Hause  der  Vater  nach  der  Nachlaßteilung  gelebt  hat.  Dieser 
Sohn  ist,  da  er  den  Teil  des  Nachlasses  sich  zueignet,  den 
Teil  nämlich ,  den  sich  der  Vater  nach  vollzogener  Ver- 
mögensteilung vorbehalten,  auch  verpflichtet,  die  Begräbnis- 
kosten für  die  Beisetzung  der  Leiche  seines  Vaters  und 
Erblassers  zu  bezahlen.  Dabei  kommen  folgende  Posten  in 
Betracht:  1.  Brot  kneten  und  für  das  Seelenheil  des  Ver- 
blichenen verteilen.  2.  Eine  Trauermesse  zelebrieren  lassen. 
3.  Seelenmesse. 

Lebt  die  Mutter  noch,  so  verbleibt  sie  in  der  Wohnung 
des  jüngsten  Sohnes  nach  dem  Tode  ihres  Mannes.  Hat  der 
Vater  bei  Lebzeiten  sein  Vermögen  nicht  geteilt,  so  haben  die 
Söhne  der  Mutter  bei  der  Teilung  derart  zu  gedenken ,  daß 
ihr  ein  kleiner  Teil  des  Nachlasses  überwiesen  wird.  Dieser 
Teil  verbleibt  nach  dem  Tode  der  Mutter  dem  Sohne ,  bei 
dem  die  Verstorbene  zuletzt  gewohnt  hat.  Dieser  Elternteil 
des  Nachlasses  heißt  Starnina  (Altersstütze).  Jeder  ist  in 
dieser  Gegend  Herr  seines  ganzen  Vermögens.  Von  den 
Söhnen  hat  keiner  sein  eigenes  Vermögen.  Alle  arbeiten  ins- 
gesamt. Nach  dem  Verheiraten  der  Söhne  bekommen  diese 
seitens  der  Frauen  einiges  von  beweglichen  oder  unbeweg- 
lichen Gütern,  die  zum  Vermögen  des  Schwiegervaters  ge- 
hören, d.  h.  dem  Vermögen  des  Vaters  des  Mannes  angehören. 
Nach  dem  Tode  des  Vaters  verbleibt  dieses  Vermögen  unge- 
teilt, und  es  gehört  nunmehr  seiner  Herrin.    Dieses  Vermögen 
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besteht  in  verschiedenen  Geschenken  und  Geldbeträgen  (Obrok), 
die  man  noch  bei  der  Hochzeit  überreicht,  und  aus  einem  Ver- 
mögen, das  man  mit  dem  sog.  Kepin  gekauft.  Kepin  be- 
deutet ein  Goldhalsband,  das  der  Bräutigam  der  Braut  noch 
beim  Verlöbnis  überreicht.  Dieses  Halsband  schenkt  der  Vater 
dem  Sohne,  und  dieser  übergibt  es  seiner  Braut.  Die  Gabe 
dieses  Halsbandes,  Kepin  genannt,  ist  in  der  Umgegend  von 
Hadzi-Eleß  Gesetz.  Das  Geschenk  des  Halsbandes  kann  der 
Mann  veräußern  und  es  umtauschen  mit  Zustimmung  der  Ehefrau. 
Er  kann  das  Halsband  auch  ohne  die  Zustimmung  seiner  Frau 
verkaufen,  doch  ist  eine  derartige  Veräußerung  rechtswidrig. 
Das  ist  den  Landleuten  in  Hadzi-Eleß  bekannt,  und  trotzdem 
schalten  sie  mit  den  Halsbändern  ihrer  Frauen  nach  Belieben, 
weil  die  Frau  ihren  Mann  nicht  vors  Gericht  ziehen  darf  und 
sich  um  ihres  gekränkten  Rechtes  halber  nicht  bei  Gericht  be- 
klagen kann.  Hat  der  Mann  eine  zweite  Frau  geheiratet,  so 
kann  der  Mann  nicht  so  rücksichtslos  mit  dem  Vermögen  der 
Frau  schalten.  Das  Vermögen  der  Frau  verbleibt  nach  ihrem  Tode 
ihren  Söhnen  und  Töchtern.  Stirbt  sie,  ohne  Erben  hinterlassen 
zu  haben,  so  bekommt  ihren  Nachlaß  der  Mann,  wobei  dieser 
die  Brüder  der  verstorbenen  Frau  von  der  Erbfolge  ausschließt. 
Die  Felder,  Wiesen  und  Gärten  und  Schlachtplätze  werden 
unter  den  Brüdern  zu  gleichen  Teilen  geteilt,  wobei  man  sich 
des  Loses  bedient.  Die  Hauseinrichtung  wird  entweder  in 
Geld  abgeschätzt,  und  dann  wird  die  Rechnung  in  Geld  aus- 
geglichen, oder  man  kauft  von  dem  gemeinschaftlichen  Ver- 
mögen auch  den  anderen  Brüdern  dieselbe  Hauseinrichtung. 
Es  nahm  beispielsweise  Petko  einen  Stuhl,  wobei  für  die 
anderen  keine  Stühle  mehr  da  sind,  so  wird  dieser  Stuhl  in 
Geld  abgeschätzt,  und  Petko  gibt  seinen  Brüdern,  was  ihnen 
gebührt.  Oder  Petko  nahm  einen  Stuhl.  Es  wird  von  ge- 
meinsamen Mitteln  den  anderen  Brüdern  je  ein  gleicher  Stuhl 
gekauft.  Oft  gibt  man  eine  Sache  an  Stelle  einer  anderen 
in  Ermangelung  derlei  Sachen,  so  bekommen  Brüder,  denen 
Stühle  gebühren,  dafür  jeder  einen  Kessel  mehr. 
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Vom  lebenden  Inventar  werden  die  Schafe  zu  gleichen 
Bruchteilen  der  Herde  geteilt.  Hornvieh  wird  in  Geld  abge- 
schätzt oder  in  natura  verteilt.  So  in  der  Umgegend  und 
Stadt  Hadzi-Eleß. 

Folgende  familienrechtliche  Gebräuche  herrschen  in  Rado- 
mir^'),  einer  kleinen  Stadt,  der  Umgegend  von  Sofia  ange- 
hörisf^'^),  Einicfe  Familien  leben  zusammen  und  bilden  eine 
Versammlung,  wo  jeder  gleiche  Rechte  hat.  Diese  Versamm- 
lungen nennt  man  „Ordja"  (Zadruga).  Allen  gemeinsam  ist 
dasselbe  Elternpaar.  Die  Ordja  hat  einen  gemeinsamen  Xamen 
des  Großvaters.  Oft  bildet  eine  Ordja  einen  ganzen  Stadtteil. 
Dann  trägt  der  Stadtteil  den  Namen  der  Ordja,  d.  h.  der  be- 
treffenden Familiengruppe.  Das  Vermögen  dieser  Ordja  heißt 
Vatererbe  (Baschtinja).  Alles  ist  veräußerlich.  Die  Güter 
werden  im  Xamen  des  Eigentümers  bearbeitet.  Die  Hand- 
festen werden  im  Namen  des  „Wirtes"  ausgestellt.  Der  Vater 
kann  bei  der  Veräußerung  die  Söhne  befragen,  von  der  Ver- 
äußerung wissen  jedoch  nur  die  Alten.  Das  Veräußerte  ist 
gültig  verkauft  und  kann  nicht  widerrufen  werden.  Der  Wirt 
kann  jedes  Mitglied  der  Versammlung  mit  Worten  bestrafen 
und  die  Jungen  sogar  prügeln.  Die  Steuer  zahlt  der  Wirt 
für  alle  Güter  der  Ordja.  Hat  jemand  was  gefunden,  so  kann 
er  es  behalten  oder  herausgeben  —  keine  Fundunterschlagung. 
Ueber  Ehescheidunsjen  kann  der  Wirt  nicht  entscheiden.  Doch 
vollzieht  sich  die  Ehescheidung  einseitig,  indem  der  Mann 
(jeder  nämlich)  seiner  Frau  den  Gürtel  aufschneidet:  dadurch 
gibt  er  ihr  seinen  Scheidungs willen  kund.  Der  Wirt  kann 
alle  Frauen  (Schwiegertöchter  u.  dgl.)  züchtigen. 

Der  unfähige  Wirt  wird  seines  Amtes  enthoben.  Sein 
Nachfolger  ist  der  Aelteste  der  Ordja.  Die  Frau  des  Wirtes 
hat  ähnliche  Rechte  den  Frauen  des  Verbandes  gegenüber. 
Die  Wirtin   regelt   die  Frauenarbeiten   und  vertritt   auch  den 


^')  Aufgezeichnet  von  A.  Kokanow  in  der  Sammlung  des  Mini- 
steriums für  Unterricht  Bd.  XV,  S.  168  der  Abteilung  für  Volkstum. 
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Wirt.  Die  Wirtin  hat  kein  Einkaufs  recht,  nur  ein  be- 
schränktes Verkaufsrecht  über  Hühner,  Gänse,  Butter,  Milch  usw. 
in  kleinen  Quantitäten;  die  Wirtin  hat  auch  ein  Yerweisrecht 
und  den  kleinen  Kindern  gegenüber  ein  Züchtigungsrecht.  In 
Vertretung  des  Wirtes  ist  die  Wirtin  die  Steuer  zu  zahlen 
schuldig. 

Niemand  darf  im  Verbände  befehlend  auftreten,  selbst 
verheiratete  Söhne  nicht.  Im  entgegengesetzten  Falle  wird 
der  Schuldige  vom  Verbände  entfernt.  Das  ist  die  größte 
Strafe.  Die  Mitglieder  des  Familienverbandes  und  der  ein- 
zelnen Familien  heiraten  nach  dem  Alter.  Der  ältere  heiratet 
vor  dem  jüngeren.  Will  der  jüngere  dem  älteren  Ehrerbietung 
bezeigen,  so  muß  er  aufstehen  und  die  Kopfbedeckung  lüften. 

Die  Eltern  geben  der  Tochter  Mitgift,  und  der  Verband 
dotiert  seinerseits  die  sich  Verehelichende  mit  Bienenstöcken, 
Schafen  u.  dgl.  Die  Mitgift  heißt  Geschenk.  Man  unter- 
scheidet Verlöbnisgeschenke,  Hochzeitsgeschenke,  Verwandten- 
geschenke usw.  Das  Geschenk  des  Bräutigams  ist  ebenfalls 
Geschenk  (Charismo).  Was  der  Vater  vom  zukünftigen 
Schwiegersohn  bekommt,  nennt  man  „Prit".  Der  „Prit"  be- 
steht nicht  nur  in  Geld,  sondern  auch  in  Kleidungsstücken 
und  Schuhen.  Ein  Mädchen  wird  mit  einem  bis  zehn  Gold- 
stücken gekauft.  Gibt  der  Bursche  wenig  Geld,  um  das 
Mädchen  zu  bekommen ,  so  muß  er  den  Brüdern  und  den 
Schwestern  des  Mädchens  Schuhe  schenken.  Niemand  hat  das 
Recht,  sich  in  das  Geschenk  des  Mädchens  zu  mengen.  Nach 
dem  Tode  des  Mädchens  verbleiben  die  Geschenke  ihrer 
Mutter;  ist  das  Mädchen  getraut,  ihrem  Gatten.  Das  Tauf- 
geschenk verbleibt  der  jungen  Frau. 

Die  Witwe,  wenn  sie  jung  ist,  heiratet  abermals,  ist  sie 
alt,  so  bleibt  sie  im  Verbände  (Sadruga)  ihres  verstorbenen 
Gatten.  Verläßt  die  Witwe  den  Verband  und  geht  sie  zu 
dem  Verband  ihrer  Mutter  zurück,  so  überläßt  sie  alle  Güter 
dem  Verband  und  nimmt  nur  ihre  Mädchengeschenke  mit,  die 
überhaupt    das  Paraphernalgut   der  Frau   bilden.     Die  Kinder 
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der  Witwe  bleiben  dort,  wo  sie  geboren  sind.  Säuglinge 
ziehen  mit  der  Mutter-Witwe  in  den  Verband  der  letzteren, 
bis  sie  groß  werden.  Sodann  werden  sie  dem  Verbände  ihres 
Vaters  zurücko^egebeu.  Die  Mutter  behält  das  Kind  bis  zum 
zurückgelegten  siebenten  Jahre.  Sonach  übergibt  es  die  Mutter 
dem  Verbände.  Doch  kann  die  Mutter  jedes  Kind,  welches 
sie  will,  für  immer  mitnehmen,  und  es  dem  Verbände  seines 
Vaters  entziehen.  Die  Witwe  verbleibt  im  Verbände,  bis  die 
kleinen  Kinder  erwachsen  sind  und  bis  sie  ihre  kirchlichen 
Pietätspflichten  ihrem  verstorbenen  Ehegatten  gegenüber  er- 
füllt hat.  Wird  ein  Kind  nach  dem  Tode  seines  Vaters  ge- 
boren, und  zwar  früher,  d.  h.  vor  Ablauf  des  neunten  Monats 
nach  dem  Tode  des  Vaters,  so  ist  es  das  Kind  des  Ver- 
storbenen. Das  Zählen  der  Frist  geschieht  nach  Monaten. 
Verläßt  die  Witwe  den  Verband,  so  bekommt  sie  nichts.  Ver- 
bleibt sie  im  Verbände,  so  bekommt  sie  alles.  Heiratet  die 
Witwe,  so  bekommt  sie  ihr  Paraphernalvermögen  (Baschkalyk 
genannt)  nebst  ihren  Kleidungsstücken.  Nimmt  die  sich  ver- 
ehelichende Witwe  ihre  Kinder  aus  der  ersten  Ehe  mit,  so 
bekommen  die  Kinder  den  ihnen  gebührenden  Teil  aus  dem 
ersten  Verbände.  Die  Witwe  darf  in  derselben  Zadruga 
(Verband)  nicht  heiraten,  sie  muß  einen  Mann  aus  einem 
anderen  Familienverband  nehmen.  Der  Verband  wird  aufge- 
löst durch  das  Ausscheiden  des  Paraphernalvermögens  der  Frau, 
durch  Zwietracht  zwischen  den  Männern  und  den  Frauen  des 
Verbandes.  Beim  Auflösen  der  Zadruga  wird  alles  nach 
Brüdern  geteilt.  Das  Getreide,  der  Mais,  Hafer  u.  dgl. 
werden  nach  Seelen  geteilt.  Auch  das  jüngste  Mitglied  der 
Familie  bekommt  seinen  Teil.  Mitglieder  der  Zadruga  gehen 
in  Dienst  und  schließen  mit  ihren  Arbeitgebern  Dieustverträsre 
ab.  Die  Dienstverträge  werden  einmal  im  Jahre  geschlossen, 
nämlich  am  heiligen  Georgstag  im  Frühling  und  am  heiligen 
Demetriustag.  Die  Dienstboten  bekommen  150 — 500  Groschen 
Jahreslohn.  Der  Dienstvertrag  wird  mittels  Handkuß  be- 
kräftigt.    Die    vorzeitige   Lösung    des    Dienstvertrages   seitens 
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des  Bediensteten  ist  verpönt.  Lauft  der  Bedienstete  davon, 
so  verliert  er  den  Lohn.  Jedes  Mitglied  der  Zadruga  kann 
dem  Bediensteten  befehlen.  Es  existiert  kein  Strafrecht  der 
Zadruga  den  Bediensteten  gegenüber.  Die  Zadruga  kann  je- 
doch einem  widerspenstigen  Bediensteten  die  Dienstzeit  nicht 
verlängern. 

Das  Heiratsalter  war  dereinst  verschieden.  In  alter  Zeit 
war  das  Mädchen  vom  zwölften  Jahre  ab  heiratsfähig.  Es 
kamen  auch  Kinderverlöbnisse  vor.  Jetzt  ist  das  heiratsfähige 
Alter  das  fünfzehnte  Lebensjahr. 

Das  Heiraten  geschieht  im  Umkreis  von  Radomir  fol- 
gendermaßen : 

1.  Das  Mädchen  wird  „beschaut".  2.  Nach  der  Beschau- 
ung seitens  des  Burschen  und  dessen  Eltern  kommt  die  Vor- 
bereitung (Takmez),  d.  h.  es  werden  die  Eltern  des  Mädchens 
befragt,  und  bei  einer  zustimmenden  Antwort  wird  das  Mädchen 
mit  Geldstücken  beschenkt.  3.  Das  Verlöbnis.  Im  Hause  der 
Auserwählten  erscheinen  fünfzehn  Personen,  lauter  Verwandte 
des  Burschen,  und  übergeben  dem  Mädchen  die  Blume 
(„Kitka").  Die  Anwesenden  werden  seitens  des  Mädchens 
beschenkt.  Das  ist  die  sog.  große  Verlobung,  wobei  die 
Braut  allen  Anwesenden  die  Hand  küßt.  4.  Die  Vermittler 
mit  dem  Schwiegervater  gehen  und  führen  das  Mädchen  (die 
Braut).  Ein  Fahnenträger  geht  von  Haus  zu  Haus,  um  die 
Vermittler  (Swatowe),  die  Verwandten  beider  Teile  einzuladen. 
Als  Fahnenträger  ist  immer  ein  Verwandter  oder  treuer  Freund 
fungierend.  So  bewegt  sich  der  Zug  mit  dem  Mädchen  in 
der  Richtung  nach  dem  Hause  des  Bräutigams.  Ist  der  Zug 
in  der  Nähe  des  Hauses  des  Bräutigams,  so  laufen  Burschen 
voran,  die  sog.  Utitschnjatzi,  um  die  Ankunft  der  Braut 
zu  verkünden.  Der  Utitschnjake  bekommt  eine  Flasche 
Schnaps  mit  dem  Auftrage,  die  Ankommenden  zu  bewirten. 
So  geht  dann  der  Zug  in  die  Kirche,  wo  man  die  Trauung 
vollzieht.  Nach  der  Trauung,  wenn  der  Brautzug  vor  dem 
Hause  ist,  wird  ein  Tuch  ausgestreckt,  daß  die  Junggetraute  auf 
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dem  Tuche  das  Haus  ihres  Gatten  betrete.  Die  Jungvermählte 
muß  dabei  einen  Krug  mit  Wasser  tragen,  damit  sie  Wasser  in 
die  Speise  schütte,  daß  die  Speise  schmecke.  Die  Braut  tritt 
mit  einem  Laib  Brot  ins  Haus.  Die  Braut  beschüttet  mit 
Wasser  auch  andere  Ecken  des  Hauses,  damit  es  Glück  bringe, 
und  schaut  durch  den  Schornstein  in  die  Höhe,  damit  ihr  die 
Kinder  fett  werden.  Beim  Verlassen  des  Wagens,  beim  Ab- 
steigen, wird  der  Braut  ein  Kind  männlichen  Geschlechtes  ent- 
gegengeführt, das  sog.  „Vorpferdchen".  Sie  gibt  ihm  eine  kleine 
Ohrfeige  und  beschenkt  es.  Sodann  muß  die  Braut  eine  Joch- 
stange (zegla)  über  das  Dach  des  Hauses  werfen,  um  damit 
festzustellen,  wer  in  dem  Hause  das  Greisenalter  erleben  wird, 
der  junge  Mann  oder  die  Frau. 

Oft  wird  der  Bursche  nicht  befragt,  wenn  dem  Vater  das 
Mädchen  gefällt.  Die  Mutter  des  Burschen  fragt  die  Mutter 
des  Mädchens,  ob  ihr  die  Partie  genehm  ist.  Sobald  der 
Vater  dem  Burschen  den  Heiratskonsens  erteilt  hat,  reicht  er 
dem  Sohne  die  Hand  zum  Küssen.  Den  Ring  gibt  man  dem 
Geistlichen  bei  der  Hochzeit.  Dieser  Ring  heißt  „der  Tausch- 
ring" und  wird  von  den  Verheirateten  wie  ein  Heiligtum  be- 
wahrt. Vor  dem  Verlöbnis  und  bei  demselben  wird  kein  Ring 
gegeben.  Der  Ring  vertritt  die  Trauung.  Sobald  man  den 
Blumenstrauß  vom  Mädchen  bekommen,  ist  die  Verlobung  ge- 
schehen. 

Brautgeschenke  sind:  Hemden  den  Verwandten,  Strümpfe 
den  weiter  entfernten  Verwandten,  Hemdärmel,  Sacktücher. 
Die  Geschenke  gibt  man  seitens  der  Braut.  Verwandte  des 
jungen  Paares  werden  nahe  Verwandte.  Die  Väter  bilden  eine 
Person.  Der  Bruder  des  Verlobten  kann  die  Braut  nicht 
heiraten.  Die  Frist  vom  Verlöbnis  bis  zur  Hochzeit  ist  eine 
Woche  bis  drei  Jahre,  je  nach  Vereinbarung.  Die  Braut  wartet 
ohne  Vereinbarung  ein  Jahr.  Der  Bräutigam  darf  keinem 
anderen  Mädchen  oder  Witwe  den  Hof  machen.  Derlei  Be- 
tragen seitens  der  Braut  oder  des  Bräutigams  gilt  als  Ver- 
stoß gegen  die  Ehebande  und  ist  verpönt. 
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Verlöbnisse  werden  getrennt,  sobald  es  feststeht,  daß  der 
eine  Teil  verstümmelt  oder  unmoralisch  ist.  Bei  der  Auf- 
lösung des  Verlöbnisses  hat  der  die  Auflösung  Fordernde  dem 
Gegenteil  allen  Aufwand  zu  ersetzen.  Alle  Geschenke  werden 
dem  Schenkenden  zurückerstattet.  Die  schenkungsweise  ver- 
richteten Arbeiten  werden  in  Geld  abgeschätzt.  Stirbt  eines 
der  Verlobten,  so  wird  nichts  zurückerstattet.  Hat  jedoch  der 
eine  Teil  der  Verlobten  dem  anderen  betrügerischerweise 
Sachen  zurückgenommen,  so  hat  die  Gegenpartei  das  Recht, 
die  Sachen  zurückzuverlangen.  Derlei  Streitigkeiten  hatten  in 
den  Türkenzeiten  der  Kadi  (Richter)  oder  der  Bjuljukbaschi 
zu  entscheiden,  wobei  der  Verlobte  oder  die  Braut  persönlich 
vor  der  Obrigkeit  zu  erscheinen  hatten.  Hat  jemand  ge- 
waltsam eine  Jungfrau  entehrt,  so  wird  er  gezwungen,  sie 
zu  heiraten.  Hat  ein  verheirateter  Mann  ein  Mädchen  ent- 
ehrt, so  hat  er  es  zu  heiraten  und  seine  erste  Frau  zu  ver- 
abschieden, sie  schlechtweg  davonzujagen.  Hat  man  jemanden 
gewaltsam  getraut,  so  ist  die  Ehe  ungültig  —  sie  geht  aus- 
einander. Es  ist  ein  Fall  bekannt,  wo  ein  Mädchen  gewaltsam 
von  der  türkischen  Obrigkeit  gezwungen  wurde,  einen  Bur- 
schen zu  heiraten,  das  Mädchen  wurde  sogar  öfiPentlich  miß- 
handelt, bis  man  endlich  einsah,  daß  die  Ehe  getrennt  werden 
müsse. 

Hat  eine  Frau  (Mädchen)  einen  Verheirateten  geehelicht, 
so  gilt  die  erste  Ehe  des  Verheirateten,  nicht  die  zweite.  Hat 
jedoch  die  erste  Frau  keine  Kinder  und  die  zweite  hat  Kinder, 
so  wird  die  erste  Frau  davongejagt.  Kinder  der  zweiten  Ehe 
verbleiben  bis  zum  zurückgelegten  siebten  Jahre  bei  der  Mutter, 
von  da  ab  gehen  sie  zum  Vater. 

Seit  alters  her  kennt  die  Umgegend  von  Radomir  keine 
Kebsweiberei.  Jetzt  ist  der  Mann  verpflichtet,  das  Kebsweib 
zu  ernähren  im  Alter,  da  sich  dieselbe  um  ihn  in  der  Jugend 
gekümmert.  In  früherer  Zeit  kamen  oft  Raubehen  vor.  Die 
Kirdzalij  heirateten  öfters  durch  Mädchenraub.  Dabei  be- 
stachen die  Kirdzalij  die  Ortsobrigkeit  und  entführten  Mädchen 
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ihres  Herzens.  Das  entführte  Mädchen  bleibt  eine  Woche  im 
Hause  des  Burschen,  wird  zwangsweise  entehrt  und  bleibt  end- 
lich seine  Frau.  Gegen  Entführer  ist  Notwehr  (Tötung)  zu- 
lässig. 

Es  werden  auch  Witwen  entführt. 

Die  Verbrüderungsarten  in  Bulgarien.  Eine 
nicht  zu  unterschätzende  Quelle  zum  Verständnis  der  Ver- 
brüderungen in  Bulgarien  ist  eine  Studie  des  Herrn 
N.  A.  Natschow  „lieber  Verbrüderungen''^^).  Vor  allem 
hebt  Herr  N.  A.  Natschow  hervor,  daß  die  Verbrüderungen 
heidnischen  Ursprunges  sind,  und  daß  das  Christentum  einiges 
an  Form  und  Charakter  bei  den  Verbrüderungen  geändert  hat. 
Man  unterscheidet  demnach  folgende  Verbrüderungsarten: 

A.  Verbrüderungen ,  die  man  mit  Absicht  und  gegen- 
seitigem Uebereinkommen  vornimmt.  B.  Verbrüderungen,  die 
zufällig  zustande  kommen. 

1.  Zu  den  Verbrüderungen,  die  auf  gegenseitigem  Ueber- 
einkommen beruhen,  gehört: 

a)  Die  Verbrüderung  durch  die  Segnung  in 
einem  Kloster.  Verbrüderungen  dieser  Art  in  den  Klöstern 
Rilo,  Kalofer  und  möglicherweise  noch  in  anderen  Klöstern. 
In  Stara  Zagora  kommen  Verbrüderungen  vor,  die  der  Geist- 
liche vor  dem  Altare  in  der  Kirche  segnet,  wobei  die  zu  Ver- 
brüdernden mit  angezündeten  Kerzen  den  Segen  des  Geist- 
lichen empfangen. 

b)  Verbrüderungen  durch  Gebet.  Diese  Verbrüde- 
rungsart zerfällt  in  zwei  Unterarten,  und  zwar  in  die  durch 
einfaches  Gebet,  wobei  ein  spezielles  Gebet  vorgelesen 
wird ;  die  sich  zu  Verbrüdernden  küssen  das  heilige  Kreuz  und 
küssen  sich  gegenseitig,  und  in  die  durch  Gebet  nebst 
Kreuzaufbürden,  ein  Brauch,  den  man  bei  Belgrader  Bul- 
garen zuerst  wahrgenommen.  Dabei  kommt  folgender  Brauch 
in  Betracht:    Ist  eine  Frau  schwer  krank,   so   wählt   sie    sich 


18)  Vgl.  Perioditschesko  Spisanie,  Buch  49,  50,  51,  Jahrg.  1895. 
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einen  Junggesellen  und  begibt  sich  mit  ihm  in  ein  Kloster 
oder  zu  einer  Kirche,  wo  man  der  Kranken  ein  Kreuz  auf- 
bürdet. Dabei  liest  der  Pfarrer  ein  entsprechendes  Gebet. 
Wird  die  Frau  gesund,  so  nennt  sie  den  Junggesellen,  der  sie 
ins  Kloster  oder  in  die  Kirche  begleitet  hat,  „Bruder**.  Es 
kommen  ferner  Verbrüderungen  durch  einfaches  Segnen  und 
Gebete  vor.  Diese  Verbrüderungsart  kommt  in  den  Dörfern 
der  Umgegend  von  Stara  Zagora  vor.  Dabei  bekommt  jeder 
der  sich  zu  Verbrüdernden  eine  Blume  Basilikum,  an  der  eine 
Gold-  oder  Silbermünze  angebunden  ist,  der  gegenseitige  Aus- 
tausch von  Geschenken  unter  den  sich  zu  Verbrüdernden  und 
Schmaus  ^^). 

Verbrüderung  durch  Gebet  und  Bespritzen  mit  Weih- 
wasser. Derlei  Verbrüderungen  kommen  in  Malko  Tirnowo 
vor  (Umgegend  von  Adrianopel),  wo  die  Sichzuverbrüdernden 
ihre  Verbrüderungsabsicht  dem  Geistlichen  bei  der  Messe 
kundgeben.  Der  Geistliche  ruft  sie  herbei,  gebietet  ihnen,  sie 
mögen  sich  verneigen,  und  umgürtet  sie  mit  einem  kleinen 
Gürtel,  mit  dem  der  Geistliche  die  Messe  liest,  zieht  seine 
Altarkleider  aus  und  gibt  sie  den  Sichzuverbrüdernden  auf 
den  Kopf,  liest  ihnen  das  spezielle  Verbrüderungsgebet  vor, 
bespritzt  sie  mit  Weihwasser  und  entläßt  sie,  nachdem  er  sie 
aufgefordert,  sich  gegenseitig  die  Hand  zu  küssen,  und  ihnen 
erklärt,  sie  seien  von  nun  an  Brüder  ^^). 

c)  Verbrüderung  durch  das  Evangelium.  Diese 
Verbrüderungsart  wird  vor  dem  Geistlichen  in  der  Kirche 
vorgenommen.  Die  Sichzuverbrüdernden  hören  dem  Verlesen 
des  Evangeliums  zu  und  heißen  „die  des  heiligen  Iwans" 
(Sweti  Jowaniti).  Dabei  küssen  sie  das  Evangelium  und 
empfangen  vom  Geistlichen  den  Segen.  Nach  der  Kirchen- 
zeremonie   folgt    ein    Schmaus    im    Hause    der    Verbrüderten. 


^9)  Details  vgl.  Bobtsc  hew  in  Ziwaja  Starina  II,  Wip.  3,  S.  32,  42, 
Jahrg.  1892. 

2")  MinisterialsammluEg  Bd.  IV,  S.  274. 
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Nach  dem  Schmause  hat  der  eine  der  Verbrüderten  den 
anderen  und  seine  Verwandten  zu  beschenken.  Einige  Tage 
später  hat  der  Beschenkte  sich  zu  revanchieren.  Die  gegen- 
seitigen Verbrüderungsgeschenke  —  wie  ich  sie  nennen  würde  — 
bestehen  aus  Hemden,  Strümpfen,  Kopftüchern,  Fessen,  Schuhen 
u.  dgl.  Alle,  die  derlei  Geschenke  bei  dieser  Verbrüderungsart 
bekommen,  können  sich  nicht  mehr  untereinander  ehelichen. 
Die  Kinder  der  auf  diese  Art  Verschwesterten  können 
einander  heiraten;  bei  den  Verbrüderten  dagegen  nur  deren 
Enkel.  Auf  diese  Art  kann  auch  ein  Bursche  mit  einem 
Mädchen  verbrüdert  werden.  Es  wird  ihnen  das  Evangelium 
vorgelesen,  das  die  Sichverbrüdernden  stehend  anhören,  sie 
küssen  einander  gegenseitig  und  beschenken  sich.  Es  leben 
sonach  der  Bursche  mit  dem  Mädchen  wie  Mann  und  Frau 
miteinander-^),  ohne  gemeinschaftliches  Domizil. 

In  der  Umgegend  von  Kukusch  (Mazedonien)  sind  Spuren 
dieser  Verbrüderungsart  in  einem  Volksliede  erhalten  ^^).  Da 
heißt  es: 

^Wir  sind  Verbrüderte, 

Auf  Evangelium  verbrüdert." 

d)  Verbrüderungen  durch  Eid.  Die  sich  Ver- 
brüdernden leisten  einen  Eid  vor  dem  Heiligenbilde  zu  Hause, 
daß  sie  von  nun  an  Verbrüderte  sind  und  es  bleiben  werden. 
Den  Eid  leisten  die  Parteien  auch  im  Felde  gegen  Osten 
gewendet,  und  am  Kreuze,  das  sie  am  Halse  tragen,  und 
tauschen  sodann  ihre  Kränzchen,  die  sie  am  Halse  tragen. 

Das  sind  die  Arten  der  Verbrüderungen  durch  gegen- 
seitiges üebereinkommen. 

2.  Verbrüderungen,  die  zufällig  zustande  kommen,  sind 
folofende,  unabhänorior  vom  Willen  der  sich  Verbrüdernden  und 
oft  sogar  gegen  ihren  Willen: 


2^)  Boew,  Studien  zum  bulgarischen  Eherecht.    Ministerialsamm- 
lung  Bd.  YIII,  S.  240. 

")  Schapkarew  Bd.  I,  Abt.  III,  Kr.  341.  S.  8Q. 
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a)  Verbrüderung  durch  das  Taufen  in  einem  und  dem- 
selben Taufwasser.  So  herrscht  der  Brauch  in  Stara  Zagora, 
Tschirpan  und  anderen  Orten,  die  Eltern  zu  warnen,  damit 
sie  nicht  ihre  Kinder,  und  zwar  Mädchen  und  Knaben,  in 
einem  Becken  taufen  lassen,  mit  einem  und  demselben 
Wasser.  Solche  Kinder  werden  dann  Geschwistern  gleichgestellt 
und  w^enn  sie  sich  heiraten,  gilt  es  als  sündhaft  ^^).  Diese 
Art  der  Verbrüderung  findet  ihre  Bestätigung  im  folgenden 
Volksliede  aus  dem  Dorfe  Bajaltzi  (Mazedonien,  Umgegend 
von  Gewgelij): 

Ei  Schwester  Suitana,  Suitana, 

Geh  und  hol  mir  Nikola, 

Kikola,  meinen  Bruder, 

Was  will  ich  ihn  fragen,  ausfragen  : 

Ob  er  noch  sich  erinnert, 

Als  wir  noch  beide  klein  waren, 

In  einem  Wasser  Getaufte, 

In  einer  Salbe  gesegnet, 

In  einem  Garten  erwachsen 

Wie  kleine  Basilikumblumen. 

In  selber  Schule  lernten  wir, 

Auf  einer  Bank  da  wir  saßen, 

Aus  einem  Buche  wir  lasen. 

Eines  sagten  wir  oft  uns : 

Wer  sich  von  uns  früher  verlobt, 

Der  solle  drei  Jahre  krank  liegen^*). 

b)  Die  Verbrüderung  durch  ein  Zusammenbaden 
im  Jordan.  In  alter  Zeit  sollen  Bulgaren  oft  die  Stadt 
Jerusalem  besucht  und  daselbst  das  heilige  Grab  Christi  be- 
sichtigt haben.  Dabei  soll  es  oft  vorgekommen  sein,  daß  sich 
Bulgaren  beider  Geschlechter  gleichzeitig  im  Jordan  badeten 
und  dadurch  eine  Verbrüderung  begründeten.  Dabei  müssen 
die   Badenden    folgendes    einhalten :    das    Hemd ,    womit   man 


2^)  Marinow,  Ziwa  Starina  II,  S.  180. 

^*)  N.  Natschow,  Pobratirastwo,  S.  45 ;  Perioditschesko  Spisanie, 


Jahrg.  IX,  Buch  49—50. 
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badet,  soll  ganz  neu  sein.  Xach  dem  Bade  wird  dieses  Hemd 
aufbewahrt  und  damit  der  Pilger  erst  nach  seinem  Tode  bei- 
gesetzt. 

c)  Verbrüderung  durch  gemeinsames  Besuchen  von  Heilig- 
tümern (heiligen  Orten).  Derlei  heilige  Orte  sind  Klöster, 
beispielsweise  das  des  heiligen  Johann  von  Rilo,  vom  heiligen 
Berg  auf  Athos,  das  Kloster  am  heiligen  Grabe  Christi. 
In  manchen  Orten  begründet  das  Besuchen  des  Klosters  am 
heiligen  Grabe  keine  geistige  Verwandtschaft.  So  wird  im 
Dorfe  Smolsko  (Pirdoper  Umgegend)  durch  den  Besuch  des 
Christi-Grab-Klosters  in  Jerusalem  Verbrüd  er  schaft,  aber 
keine  Verwandeschaft  begründet.  Desgleichen  ist  in  Stara 
Zagora  der  Besuch  des  Klosters  am  heiligen  Grabe  ohne  ge- 
meinsames Baden  im  Jordan  zur  Verwandtschaftsbegründung 
noch  nicht  ausreichend-^). 

d)  Verbrüderung  mit  dem  Erbeten  Gottes  Gnade.  Bei- 
spiele: In  der  Stadt  Tetewen  verunglückte  ein  Kind  dadurch, 
daß  es  in  einen  glühenden  Kessel  mit  Rinderfett  hineinfiel  und 
verbrannte.  Die  Eltern  deuteten  den  Unglücksfall  als  Strafe 
für  eine  Sünde,  die  sie  ihrerseits  begangen  haben  mögen, 
und  faßten  den  Entschluß  sich  zu  trennen,  also  das  Ehe- 
bündnis zu  lösen  und  eine  Verbrüderung  zu  begründen.  Ge- 
sagt, getan.  Beide  Eltern  zogen  in  ein  Kloster  und  blieben 
verbrüdert.  Doch  hat  dieses  Betragen  dem  Volke  mißfallen; 
es  wurde  vom  Volke  verpönt.  Einen  zweiten  Fall  berichtet 
uns  Herr  N.  Natschow,  der  darin  besteht,  daß  eine  Frau 
in  der  Stadt  Trojan  dreimal  nacheinander  Zwillinge  zur  Welt 
brachte,  so  daß  die  Geistlichen  des  Ortes  das  Ehepaar  von- 
einander trennten.  Im  Scheidungsgebete  wurde  den  geschie- 
denen Ehegatten  erklärt,  sie  seien  nunmehr  Verbrüderte.  Dem 
Manne  wurde  die  Erlaubnis  erteilt,  nochmals  zu  heiraten,  der 
Frau  wurde  dies  verweigert.  Diese  verblieb  nun  mit  ihren 
Kindern   in    der  Wohnung   ihres   von    ihr   getrennten  Mannes, 


•5)  N.  Ratschow,  a.  a.  0.  S.  48. 
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und  zwar  auf  Rechnung  des  letzteren.  In  Stara  Zagora  soll 
gleichfalls  der  Brauch  geherrscht  haben,  im  Falle  eine  Ehe- 
frau dreimal  Zwillinge  gebärt,  so  soll  sie  sich  von  ihrem 
Manne  trennen  und  sich  mit  ihm  verbrüdern  lassen  ^^).  In 
den  Liedern  über  den  Heroen  Krali  Marko  kommt  es  vor, 
daß  die  Frau  des  Marko  es  vernommen  hat,  Marko  würde  sie 
verlassen  und  eine  andere  heiraten.  In  solchem  Falle  bittet 
die  Frau  Marko witza  ihren  Gemahl,  er  möge  sie  doch  als 
Schwester  bei  ihm  lassen  2^).  Es  kommt  auch  der  Brauch 
vor,  die  erste  verlassene  oder  verstoßene  Frau  als  Dienerin 
oder  Verwandte  beim  gewesenen  Ehemanne  verbleiben  zu 
sehen  ^^). 

In  manchen  Ortschaften  existiert  eine  Verbrüderung  der 
Personen  geistlichen  Standes,  so  daß  sich  deren  Kinder  nicht 
ehelichen  können.  So  im  Dorfe  Lipnitza  (Orchanier  Um- 
gegend) ^^),  das  ist  die  sog.  Verbrüderung  des  Standes 
wegen.  Nach  bulgarischem  Kirchenrecht  ist  der  Beischlaf 
zwischen  einer  Nonne  und  einem  Mönch  als  Blutschande 
anzusehen  ^^). 

Zu  den  Verbrüderungen  durch  gegenseitiges  Ueberein- 
kommen  gehören  noch  folgende  Verbrüderungsarten : 

1.  Verbrüderung  durch  das  Blut.  Davon  habe  ich  eine 
kurze  Schilderung  im  vorhergehenden  schon  gegeben.  (Siehe 
Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswissenschaft  Bd.  XXVII,  Heft  3.) 

Es  ist  die  Verbrüderung  durch  gegenseitiges  Blutsaugen. 
Als  Rest  davon  ist  das  Vermischen  des  Weines  der  Braut  und 
des  Bräutigams  bei  manchen  Hochzeiten,  wobei  man  von  dem 
gemischten  Wein    trinkt,    um    damit    die  Friedenstiftung  zwi- 


26)  N.  Natschow,  a.  a.  0.  S.  48. 
^0  Ministerialsammlung  II,  18,  Nr.  4. 


2^)  Matow,   Notizen  über  bulg.  Yolksliteratur.     Ministerialsamm- 
lung  X,  320. 

^^)  Ministerialsammlung  X,  210. 
3°)  Ibidem. 
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sehen  den  Angehörigen  der  Braut  und  des  Bräutigams  hervor- 
zuheben^^). 

2.  Verbrüderung  vor  dem  Haus h erde  geschieht 
nach  einem  Volksbrauch  in  Stara  Zagora  folgendermaßen: 
Am  7.  Januar  kommen  die  zwei  Sich  verbrüdernden  in  der 
Wohnung  des  einen  derselben  am  Vorabend  zusammen.  Man 
ladet  den  Ortsgeistlichen  dazu  ein  und  beginnt  das  Feuer  am 
Herde  in  zwei  Haufen  zu  trennen.  Dazwischen  legt  man  ein 
Stück  Brett.  Auf  dem  Brette  zwischen  zwei  Feuerhäuflein 
sollen  nun  die  Sichverbrüdernden  festen  Fuß  fassen,  und 
zwar  mit  ihren  rechten  Füßen.  Der  eine  gibt  seinen  rechten 
Fuß  an  die  eine  Seite  des  Brettes,  der  andere  an  die  andere 
Seite.  Dieses  Hingeben  des  rechten  Fußes  zum  Feuerherd 
geschieht  auf  Wunsch  des  Geistlichen,  der  dem  Verfahren  bei- 
wohnt. Sonach  fragt  der  Geistliche,  ob  sich  die  Zuverbrüdern- 
den aufrichtig  und  von  Herzen  verbrüdern  wollen,  ob  sie  an 
Gott  Vater,  Sohn  und  den  Heiligen  Geist  glauben  und  an  das 
heilige  Evangelium ,  wobei  beide  Parteien  den  rechten  Fuß 
ununterbrochen  auf  dem  harten  Brette  halten,  worauf  der 
Geistliche  beiden  erklärt,  sie  seien  von  nun  an  Brüder,  sie 
seien  nun  zu  gegenseitiger  Liebe  und  zu  gegenseitigem  Bei- 
stand wie  Verwandte  untereinander  verpflichtet.  Der  Geist- 
liche ruft  dabei  die  anderen  Anwesenden  als  Zeugen,  herbei 
und  beglückwünscht  die  Zuverbrüdernden.  Beide  Verbrüderten 
küssen  das  heilige  Evangelium  und  die  Hand  des  Geistlichen, 
küssen  einander  gegenseitig  die  Hände :  zuerst  der  Jüngere 
dem  Aelteren,  sodann  dieser  jenem.  Dann  küssen  die  Ver- 
brüderten die  Hände  aller  Anwesenden.  Die  Verbrüderten 
schenken  einander  Hemden  und  überreichen  dem  Geistlichen 
ein  Sacktuch.     Das  Verfahren  endet  mit  einem  Schmaus^-). 

3.  Verbrüderung    durch    Gehen    um    Eschenwurz. 


^0  Tscholakow,   Volksliedersammlung.     Natschow,  a.  a.  0. 
^^)  N.   Natschow,    Verbrüderung,    in    der    Zeitschrift    ,Periodi' 


tschesko  Spisanie",  Jahrg.  IX,  Buch  49—50,  S.  61. 
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Kranke  Leute  suchen  sich  mit  Gesunden  zu  verbrüdern,  und  zwar 
indem  sie  sich  in  eine  Gegend  begeben,  wo  die  Eschenwurz 
wächst,  um  daselbst  zu  übernachten.  Das  Volk  glaubt,  die 
Eschenwurz  sei  ein  Lieblingsgewächs  der  Waldnymphen.  In 
der  Nacht  vor  Christi  Himmelfahrt  kommen  die  Nymphen  und 
sammeln  die  Eschenwurz.  Ist  der  Kranke  ein  Mann,  so  nimmt 
er  sich  eine  Frau  als  Verschwesterte ;  ist  eine  Frau  krank, 
so  nimmt  sie  sich  einen  Verbrüderten  (einen  Mann)  dazu. 
Der  Verbrüderte  oder  der  Zuverbrüdernde  und  die  Zuver- 
schwesternde  überwachen  den  ganzen  Tag  den  Kranken  ohne 
zu  schlafen,  bedienen  ihn  und  zünden  Kerzen  an,  stellen  einen 
Topf  voll  Wasser  unter  das  Gewächs,  die  Eschenwurz  (Diptam) 
nämlich ,  und  wachen  die  ganze  Nacht  über  den  Kranken. 
Am  frühen  Morgen  bei  Sonnenaufgang  bespritzen  sich  die 
Kranken  mit  dem  W^asser  aus  dem  Topfe,  den  man  unter  der 
Eschenwurz  gelassen,  trinken  davon  und  bringen  davon  in  einem 
Krug  etwas  nach  Hause,  da  das  Wasser  als  heilig  gilt. 
Beim  Verlassen  des  Ortes,  wo  man  im  Freien  bei  der  Eschen- 
wurz übernachtet,  sagt  der  Verbrüderte  oder  die  Verschwesterte 
dem  Kranken:  „Geh  und  bespritze  und  bete  dazu!"  worauf 
der  Kranke  den  Ort,  wo  er  gelegen,  bespritzt  und  sagt:  „Ver- 
zeiht uns,  wenn  wir  gesündigt!"  Am  selben  Ort  läßt  der 
Kranke  „den  Waldnymphen"  (Russalki)  den  Topf  mit  Wasser, 
einen  Kuchen,  eine  Holzflasche  voll  Wein,  ein  Brathuhn, 
manche  sogar  noch  eine  Schürze  oder  sonstiges  Geschenk. 
Diese  Sachen  darf  niemand  in  Besitz  nehmen  außer  den  Lieb- 
lingen der  Waldfeen  oder  Waldnymphen  —  den  Hirten. 
Die  so  Verbrüderten  können  einander  nicht  heiraten  ^^).  Es 
kommt  also  deutlich  in  dieser  Verbrüderungsart  ein  Speise- 
und  Trankopfer  zugunsten  der  Waldgöttinnen  —  der  Wald- 
feen (Russalki)  —  zum  Ausdruck. 

4.  Verbrüderung  durch  den  Kuß.    Im  Städtchen  Malko 
Trnowo,  im  Falle  sich  zwei  oder  mehrere  Personen  verbrüdern 


33 


)  Ziwa  Starina  I,  160 — 162,  von  D.  Marino w. 
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wollen,  sclienken  sie  sich  einander  je  eine  Blume,  an  der 
eine  kleine  Goldmünze  oder  „Rup''^^*)  angebunden  ist,  küssen 
sich  gegenseitig  die  Hände  oder  die  Stirne  und  sagen  einander 
-Verbrüderter"  oder  -Yerschwesterte".  In  der  Tlmgceofend 
von  Haskowo  kommt  am  heiligen  Johannestag  der  jüngere 
der  Verbrüderten  zu  dem  älteren ,  steckt  ihm  eine  Blume 
rechts  unter  die  Pelzmütze  mit  einem  Goldstück  und  küßt 
ihm  die  Hand.  Desgleichen  tut  der  ältere  Verbrüderte  dem 
jüngeren  gegenüber.  Man  schmaust  und  bewirtet  sich  gegen- 
seitig und  geht  zusammen,  mit  den  Blumen  geziert,  durchs 
Dorf.  Damit  ist  die  Verbrüderung  so  gut  wie  verlautbart. 
Dasselbe  wiederholt  sich  das  nächste  Jahr  —  Zechen  und 
Gelage  beim  jüngeren  Verbrüderten.  Vom  ersten  Kuß  an 
gelten  die  Sichzuverbrüdernden  verbrüdert.  Am  öftesten  wird 
der  Kuß  auf  die  Hände  gegeben.  Der  Kuß  ist  ein  Ueber- 
bleibsel  heidnischer  Zeiten  ^"^j. 

5.  Verbrüderung  durch  Versprechen.  In  Nord- 
bulgarien kommen  Verbrüderungen  durch  Versprechen  vor. 
Haben  sich  zwei  Personen  gegenseitig  Verbrüderungsver- 
sprechen abgegeben,  so  kommen  sie  im  Hause  des  einen  der 
Zuverbrüdernden  zusammen  und  laden  dazu  Gäste  und  allerlei 
Nachbarn  ein.  Dabei  stellen  sich  die  Zuverbrüdernden  senk- 
recht auf,  fassen  einander  die  Hände  und  erklären  allen  An- 
wesenden gegenüber,  sie  seien  von  nun  an  Verbrüderte.  Es 
folgt  ein  Schmaus  und  manchmal  ein  nicht  obligates  Beisein 
des  Geistlichen.  Ob  das  Versprechen  allein  oder  noch  manche 
symbolische  Handlungen  die  Verbrüderung  begründen,  steht 
dahin.  Das  gegenseitige  Zusammenessen,  das  einem  und  dem- 
selben Herde  entstammt,  dürfte  hier  als  ein  wesentliches 
Merkmal  und  Bindemittel  bei  dieser  Verbrüderungsart  gelten. 

6.  Die  zufällige  Verbrüderung,   a)  Aus  Dankbarkeit 


^^*)  Silbermünze,  ein  Viertel  eines  Groschen. 

'*)  N.  Natscliow,  Verbrüderung,  S.  65,  in  der  Zeitschrift  .Periodi- 
tschesko  Spisanie',  Jahrg.  IX,  Buch  49 — 50. 
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kann  einer,  der  dem  anderen  Dank  schuldet  wegen  Lebens- 
rettung und  dergleichen,  diesen  zum  Verbrüderten  wählen. 
So  ist  in  Tetewen  ein  Verbrüderungsfall  dadurch  zustande  ge- 
kommen, daß  eine  Frau,  die  ins  Wasser  fiel,  von  einem  Passanten 
zufällig  vor  dem  Ertrinken  gerettet  wurde.  Verbrüderungen 
kommen  auch  durch  den  Traum  vor.  So  im  Dorfe  Lokorsko 
(Sofiaer  Umgegend).  Ein  Kranker  träumt  von  einem  seiner 
Bekannten.  Dieser  wird  nun  eingeladen,  er  möge  beim  Kranken 
einen  Zeitraum  von  vierzig  Tagen  verweilen.  Wird  der  Kranke 
gesund,  so  ist  der  Bekannte,  der  den  Kranken  beaufsichtigte, 
sein  Verbrüderter,  und  unter  derlei  Verbrüderten  ist  die  Heirat 
ausgeschlossen. 

b)  Verbrüderung  durch  ein  Durchschlüpfen  durch  das 
Loch  im  Kloster  des  heiligen  Johannes  von  Rilo  (Rilo- 
kloster).  Man  begibt  sich  ins  Kloster  und  durchschlüpft  ein 
breites  Loch  durch  einen  bestimmten  Stein.  Dabei  kommt 
es  vor,  daß  mancher  dem  anderen  beim  Durchschlüpfen  helfen 
muß,  indem  er  ihm  die  Hand  dazu  reicht.  Dadurch  ist  eine 
Verbrüderung  zwischen  den  beiden,  die  einander  beim  Durch- 
schlüpfen geholfen  haben ,  vollzogen.  Nach  dem  Durch- 
schlüpfen gehen  die  Sichverbrüderten  zum  Geistlichen,  der 
ihnen  ein  Verbrüderungsgebet  vorliest  ^^). 

7.  Verbrüderung  mit  einem  Säugling  oder  mit 
einem  Zwilling.  Nach  dem  Volksglauben  können  zwei 
Kinder,  die  in  einem  und  demselben  Monate  geboren  worden 
sind,  nicht  getrennt  voneinander  leben.  Stirbt  das  eine,  so 
—  glaubt  man  —  müsse  das  andere  auch  sterben,  denn  „dem 
Bruder  ist  der  Bruder  lieb".  Will  man  nun  das  am  Leben 
gebliebene  Kind  retten,  so  muß  man  es  mit  einem  anderen 
so  rasch  als  möglich  verbrüdern,  oder  man  behandelt  es  mit 
verschiedenen  Zaubermitteln.     Wovon  näheres  später. 

Die  Verbrüderung  in  Trojan  geschieht  folgendermaßen: 
Man  nimmt  einen  Stein,  so  schwer  wie  das  lebende  Schwesterlein 


'^)  Ministerialsammlung  X,  210. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXXII.  Band. 
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(oder  Brüderchen)  ist,  und  gibt  ihn  in  das  Grab  des  verstor- 
benen Brüderchens  hinein.  Es  steigt  sodann  in  das  Grab  des 
toten  Kindes  das  lebende  hinein  und  ruft:  Ich  lasse  dir  an 
Bruders  Statt  diesen  Stein  und  nehme  mir  zum  Bruder  den  N 
(das  lebende  Brüderchen  bzw.  Schwesterlein).  Das  geschieht, 
bevor  man  das  tote  Kind  ins  Grab  hineingibt  ^^).  Um  das 
am  Leben  gebliebene  Kind,  das  mit  einem  verstorbenen  in 
einem  und  demselben  Monat  geboren  ist,  zu  retten,  wird  das 
lebende  mit  folgenden  Zaubergebräuchen  wie  ein  krankes  be- 
handelt. So  wird  in  der  Umgegend  von  Trnowo  der  Stein, 
den  man  dem  toten  Kinde  an  Bruders  Statt  mit  ins  Grab  gibt, 
in  dasselbe  hineingeschlagen.  Manche  binden  die  Füße  des 
lebenden  und  des  toten  Kindes  mit  Ketten  an  und  legen  beide 
Kinder  ins  Grab  hinein.  Sodann  nimmt  man  dem  lebenden 
die  Ketten  weg,  zieht  es  aus  dem  Grabe  heraus  und  hinterläßt 
nur  die  Ketten  im  Grabe.  In  Gabrowo  und  Kasanlyk  wird 
eine  Wachskerze,  die  der  Länge  nach  dem  lebenden  Brüderchen 
gleichkommt,  ins  Grab  gelegt,  und  man  beschüttet  die 
Höhlung,  die  die  Kerze  der  Länge  nach  verursachte,  mit  Erde. 
Dabei  werden  folgende  Worte  gesprochen:  „Willst  du  einen 
Genossen,  da  hast  du  ihn,  nimm  dir  ihn."  Anders  in  Lompa- 
lanka,  wo  man  Blumen  bei  dieser  Yerbrüderungsart  austauscht. 
Die  Blume  des  lebenden  Kindes  wird  mit  ins  Grab  gegeben 
neben  dem  Kreuze  des  verstorbenen^^). 

Man  glaubt  auch,  daß  bei  Zwillingen,  wenn  der  eine  stirbt, 
in  vierzig  Tagen  auch  der  andere  stirbt.  Um  das  lebende 
Zwillingskind  zu  retten,  wird  in  Elena  folgendes  Verfahren 
eingeleitet:  Man  ruft  eines  der  bei  der  Beerdigung  anwesenden 
Kinder,  gibt  es  ins  Grab  hinein,  wo  es  sich  niederlegt  und 
seine  Hände  zugebunden  hält,  und  zwar  so,  wie  sie  bei  Toten 
gefaltet  zu  sein  pflegen.    Der  lebende  Zwilling  bleibt  vor  dem 


^^)  Ministerialsammlung  X,  208. 

")Marinow.    Ziwa  Starina    III,   280.     Ministerialsammlung   V, 
126—127. 
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Grabe  stehen  senkrecht  zum  Kopfe  des  im  Grabe  liegenden 
Kindes.  Nach  einer  Weile  kommt  das  Kind  vom  Grabe  heraus 
und  umarmt  den  lebenden  Zwilling  mit  den  Worten:  „Von 
heute  an  bin  ich  dein  Bruder  (bzw.  Schwester)." 

In  Tetewen  begeben  sich  die  Verbrüderten  von  der  Grab- 
stätte (Friedhof)  direkt  in  die  Kirche,  indem  sie  sich  bei  den 
rechten  Händen  halten,  und  werden  von  den  beim  Leichen- 
zuge Beteiligten  begleitet,  wo  ihnen  der  Geistliche  ein  Gebet 
vorliest,  worauf  alle  sich  in  die  Wohnung  der  trauernden 
Familie  begeben  und  wo  geschmaust  wird^^). 

8.  Verbrüderung  durch  die  Milch.  Kommt  es  vor, 
daß  die  Gebärende  keine  Milch  für  den  zur  Welt  gekommenen 
Säugling  hat,  oder  stirbt  sie,  so  wird  das  Kind  von  einer 
dazu  gemieteten  Amme  genährt.  Dadurch  wird  das  Kind  mit 
den  Kindern  der  Amme  verbrüdert.  Im  Dorfe  Gybeni  (Um- 
gegend von  Sewliewo)  und  im  Dorfe  Konoptschi  (Umgegend 
von  Stara  Zagora)  wird  als  Bedingung  aufgefaßt,  daß  das 
neugeborene  Kind  den  ersten  Schluck  Milch  nicht  von  seiner 
leiblichen  Mutter  sauge,  sondern  von  einer  Frau,  die  ein 
Kind  säugt.  Eine  Frau,  die  ein  Kind  männlichen  Geschlechts 
säugt,  hat  das  Recht,  das  erste  Mal  sich  zu  weigern,  ein 
Kind  weiblichen  Geschlechts  zu  ernähren ,  weil  diese  derart 
von  der  Brust  einer  und  derselben  Mutter  genährten  Kinder 
sich  dereinst  nicht  heiraten  könnten,  da  sie  durch  das  Milch- 
saugen verbrüdert  sind.  Anderseits  ist  es  sündhaft,  wenn 
eine  Frau ,  die  ein  Kind  männlichen  Geschlechts  säugt ,  ein 
fremdes  Mädchen  zu  ernähren  sich  vreigert,  oder  im  Falle  die 
Frau  ein  Mädchen  säugt,  sie  einen  Knaben  nicht  ernähren 
v^ilP^).  In  Nordostbulgarien  ist  die  Heirat  zwischen  durch 
die  Milch  Verbrüderten  ausgeschlossen^^).  Desgleichen  im 
Dorfe  Konoptschi  ^  ^).     In  Tschepino  (Sjudkardaschlary)  lieben 

^^)  Ministerialsammlung  X,  209. 

^')  Ministerialsammlung  X,  209. 

^")  Marinow,  Ziwa  Starina,  S.  180. 

''O  N.  Natschow,  Die  Verbrüderung. 
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sich  die  Verbrüderten  und  ehren  sich  gegenseitig  wie  Brüder. 
Da  kommt  es  vor,  daß  Bulgarinnen  mohammedanische  Kinder 
säugen.  Die  Kinder  einer  solchen  Christin  und  die  türkischen 
lieben  sich  und  besuchen  einander  an  Feiertagen.  In  der 
Umgegend  von  Achytschelebi  existiert  der  Aberglaube ,  daß 
im  Falle  eine  Christin  die  Amme  eines  Türkenkindes  wird, 
so  werden  auf  der  anderen  Welt  Schlangen  ihre  Milch  essen, 
und  trotzdem  weigern  sich  die  Christinnen  nicht,  Ammen  von 
Türkenkindern  zu  werden  ^^).  Die  Verbrüderung  durch  die 
Milch  kommt  in  Prilep  (Mazedonien)  zwischen  Bulgaren  und 
Türken  vor,  jedoch  nicht  unter  den  Christen  daselbst.  Des- 
gleichen in  Stara  Zagora  und  Schumen.  Das  Volksepos  hat 
diese  Verbrüderungsart  in  einem  Liede  über  Krali  Marko 
verherrlicht^^).  Als  Krali  Marko,  der  bulgarische  Halbgott 
(den  Heroen  ähnlich) ,  klein  im  Kindesalter  war ,  und  Pferde 
weidete,  da  sah  er  zwischen  dem  Gestein  ein  kleines  Mädchen, 
das  er  an  sich  zog  und  es  küßte  und  umarmte,  indem  er 
sagte,  er  werde  sie  „für  eine  Schwester  haben".  Sobald  Krali 
Marko  das  ausgesprochen,  da  erschien  ein  Weib,  deren  Brüste 
über  die  Schulter  hinüberhingen,  und  sagte  zu  Marko:  „Du 
sollst  sie  zur  Schwester  haben ,  wenn  du  saugen  wirst  von 
denselben  Brüsten,  von  denen  sie  gesäugt  wurde."  Da  ging 
Marko  zu  der  Frau  hin,  saugte  mit  dem  Munde  zweimal  von 
den  Brüsten  und  erhielt  dadurch  seine  Riesen-(Heroen-)Kraft. 
Sodann  führte  Marko  auch  sein  Lieblingspferd  zu  derselben 
Frau,  ließ  es  von  den  Brüsten  dieser  saugen,  so  daß  es  über- 
natürliche Kräfte  erhielt.  Seitdem  hieß  das  so  mit  Krali 
Marko  verbrüderte  Mädchen  „Diwa  Samodiwa",  d.  h.  Diwa 
die  Nymphe  (Fee). 

9.  Die  Verbrüderung  bei  der  Brautführung.  Diese 
Verbrüderungsart  kommt  zufällig  zustande,  und  zwar  so:  Der 
Brautführer  hat  bei  der  Hochzeit  fols^ende  Funktionen  auszu- 


^■^)  Ministerialsammlung  V,  213. 
*^)  Ministerialsamralung  \I,  133. 
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führen:  a)  Er  hat  die  Braut  in  die  Kirche  hineinzuführen  und 
sperrt  sich  mit  der  Braut  ein,  so  daß  der  Bräutigam  sie  ab- 
kaufen muß  ^^).  b)  Er  hat  das  Brautbett  der  Eheleute  zurecht- 
zulegen. Das  Bett  wird  ebenfalls  vom  Bräutigam  dem  Braut- 
führer symbolisch  abgekauft*^).  Der  Brautführer  hat  den 
Bräutigam  über  die  Art  des  Beischlaf  Vollzuges  zu  belehren; 
desgleichen  erteilt  die  Brautführerin  derartige  entsprechende 
Belehrungen  der  Braut ^^).  In  Stara  Zagora  und  in  anderen 
Orten  hat  diese  Pflichten  der  an  Vaters  Statt  Bestellte  und  die 
an  Mutters  Statt  Bestellte  zu  erfüllen.  Es  sind  nämlich  Personen, 
die  dem  lateinischen  patrimi*  und  matrimi  entsprechen, 
d.  h.  deren  beide  Eltern  am  Leben  sind.  Es  obliegt  ferner 
dem  Brautführer,  die  festgestellte  Keuschheit  der  Braut  fest- 
zustellen und  das  Hemd  der  Braut  allen  Anwesenden  zur  Be- 
sichtigung auszustellen.  Der  Brautführer  geht  mit  „süßem 
Branntwein"  zu  den  Eltern  der  Braut  und  teilt  die  Unkeusch- 
heit  der  Braut,  falls  diese  vorliegt,  mit,  dabei  hat  er  einen 
Entschädigungsbetrag  für  die  Schande  zugunsten  des  ge- 
kränkten Eidams  von  den  Eltern  der  Braut  auszubedingen. 
In  Skopie  herrscht  der  Brauch,  daß  die  erste  und  zweite  Nacht 
nach  der  Trauung  der  Brautführer  mit  der  Braut  über- 
nachtet^^). Der  Verbrüderte  (Dewer)  wird  mit  den  Geheim- 
nissen auch  nach  der  Hochzeit  vertraut  gemacht.  So  im  Lied 
Nr.  399  der  Sammlung  Br.  Miladinow,  wo  das  Mädchen 
Menka  ihrem  lieben  Verbrüderten  klagt,  daß  ihr  Gemahl  kein 
Gemahl  ist,  und  daß  sie,  Menka,  wenn  auch  verehelicht,  trotz- 
dem Mädchen  blieb  und  es  auch  sei.  In  anderen  Liedern  ist 
es  der  Verbrüderte,  der  kinderlose  Witwen  bestraft  ^^). 

Weitere  Pflichten  des  Dewer,  die  einen  religiösen  Cha- 


^^)  Tscholakow,  Sammlung,  24. 
^^)  Ministerialsammlung  V,  46. 
*^)  Ministerialsammlung  V,  68. 
^')  Ministerialsammlung  VIII,  69. 

^®)  B  r.  M  i  1  a  d  i  n  0  w  Nr.  169  und  die  bei  Natscliow  angegebenen 
Lieder. 
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rakter  haben,  bestehen  in  folgendem:  Sie  haben  die  Ent- 
schleierung der  Braut  vorzunehmen*^).  Kommt  die  Braut  in 
die  Wohnung  des  Eidams  (des  ebengetrauten  Ehemannes)  und 
setzt  sich  vor  den  Herd,  so  nimmt  der  Dewer  auf  dem  Knie 
der  jungen  Ehefrau  Platz,  und  beide  halten  nun  die  Feuer- 
zange und  graben  das  Feuer  des  Herdes  auseinander,  wobei 
die  anderen  Anwesenden  Salz  ins  Feuer  hineinwerfen^^).  Die 
Dewers  (Brautführer)  begleiten  die  Ebengetraute  nach  der 
Brautnacht  zum  Wasserreservoir  (Brunnen,  Fluß  usw.),  und 
am  7.  Januar,  dem  heiligen  Johannestag,  wo  der  Pate  den 
Eidam  vor  Sonnenaufgang  badet  (in  einem  Flusse),  da  begeben 
sich  die  Brautführer  (Dewers)  in  die  Wohnung  der  Braut  und 
begießen  diese  mit  Wasser  ^^).  Eine  weitere  Pflicht  des  ver- 
brüderten Brautführers  ist  das  Rasieren  des  Bräutigams.  So 
rasiert  in  der  ümofeorend  von  Debar  der  ältere  Verbrüderte 
den  Bräutigam.  Im  Dorfe  Jakoruda  (Rasloger  Umgegend) 
wird  der  Junggeselle,  der  keinen  Bruder  hat,  von  einem 
Burschen  rasiert,  dessen  Eltern  noch  am  Leben  sind. 


^*)  Tscholakow  21.     Ministerialsammlung  V,  57;  VIII,  86;   IX, 
52;  X,  69  usw. 

^')  Ministerialsammlung  lY,  42. 

'^)  Ljubenow,  Baba  Ega  6.     Tscholakow  102.    Natschow, 
Verbrüderung.  S.  379.     Persp.  IX,  51. 

(Fortsetzung  folgt.) 
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Das  Pfand  nach  Talmudrecht. 

Von 

M.  J.  Flörsheim,  Hamburg. 

Verzeichnis  der  Abbreviaturen. 
1.  Traktate  des  Talmuds. 

B.B.  =  Baba  Bathra. 

B.K.  =  Baba  Kama. 

B.M.  =  Baba  Mezia. 

Git.  =  Gitin. 
Jebam.  =  Jebamoth. 

Ket.  =  Ketuboth. 

Kid.  =  Kiduschin. 

Pes.  =  Pesachira, 
Sann.  =  Sanhedrin. 

j  (vor  einem  Traktatnamen)  =  jerusalemischer  Talmud. 
R  (vor  einem  Eigennamen)  =  Rabbi,  Rab,  Rabbenu. 

2.  Teile  des  Schnlchan  Aruch, 

O.Ch.  =   Orach  Chajim. 

J.D.  =  Jore  Dea. 
Ch.M.  =  Choschen  Mischpat. 

E.H.  =  Eben  Haeser. 

3.  Talmudische  Schriftsteller  und  Werke. 

B.J.  =  Betli  Joseph,  Kommentar  zum  Tur. 

Bach  =  Bajith  Chadasch,  desgleichen. 

Kez.  Hach.  =  Kezoth  Hachoschen,   Kommentar  zum  Choschen  Mischpat. 

Maim.  =  Maimonides,  Mischne  Thora. 

M.M.  =  Maggid  Mischne,  Kommentar  zum  vorgenannten  Werke. 

Nethiwoth  =  Nethiwoth  Hamischpat,  Kommentar  zum  Choschen  Mischpat. 

Nim.  Jos.  =  Nimuke  Joseph,  Kommentar  Alfasi. 

Rabed  =  R.  Abraham  Ben  David,  Kommentator  des  Maimonides. 
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Ramban  =  R.  Moses  Ben  Nachman  (Nachmanides). 

Raschba  =  R.  Salomo  Ben  Aderet,  Tossafist  und  Respondent. 

Raschi  =  R.  Salomo  Jizchaki,  Kommentator  des  Talmuds. 

Ritba  =  R.  Jomtob  Ben  Abraham,  Kommentator. 

Rosch  =  R.  Ascher  Ben  Jechiel,  Kodifikator  und  Respondent. 

Schach  =  Sifse  Cohen,  Kommentar  zum  Schulchan  Aruch. 

S'ma  =  Sefer  Meirath  Enajim,  desgleichen. 

Tos.  =  Tosafoth. 


A.  Die  Intensität  des  Pfandrechts  in  Beziehung  auf 
den  Pfandgegenstand  im  allgemeinen. 

a)  Das  Pfandrecht  an  Immobilieu  ^). 

1.  Die  Generalliypotliek. 

a)   Begriff   der   gener alhypothekarischen   Haftung 
im  Talmud  und  ihre  Entwicklung. 

Als  Ausgangspunkt  diene  folgende  Mischna^):  Der  Mann 
soll  nicht  zu  seiner  Frau  sagen,  siehe,  deine  Morgengabe  liegt 
auf  dem   Tische,   sondern   alle   seine   Güter   sind  Schuldner^) 


*)  Schon  die  Mischna  unterscheidet  scharf  zwischen  Mobilien  und 
Immobilien  in  Beziehung  auf  Veräußerung  und  Belastung.  Da  das 
eigentliche  Vermögen  in  Grundstücken  bestand,  so  wurden  diese  wirt- 
schaftlich weit  höher  eingeschätzt  und  in  der  Rechtsordnung  bevorzugt 
(charakteristisch  Ket.  67  a).  Sie  heißen  in  dieser  höheren  Bewertung 
geradezu  „Sicherheit  gewährende  Güter"  gegenüber  den  „nicht  Sicher- 
heit gewährenden  Gütern"  (Raschi  Kid.  26  a  s.  v.  ni^HK  Dnb  T^r*  — 
Zur  Terminologie  vgl.  aber  auch  §  1  Anm.  3.  Aber  ob  das  Wort 
Sicherheit  oder  Schuld  bedeutet,  es  macht  für  die  Bedeutung  der  ge- 
dachten Wendung  keinen  Unterschied,  ob  mit  dem  Gegenstand  seine 
ökonomische  Funktion  oder  sein  juristisches  Korrelat  sprachlich  ver- 
bunden wird).  Der  Deportation  unfähig  konnten  sie  allein  hypotheziert 
werden  (Sklaven  unterlagen  einer  gemischten  Behandlung,  vgl.  unten 
§3),  im  übrigen  galt  das  Pignusprinzip.  Selbst  zu  genereller  Mit- 
hypothezierung  waren  sie  in  gewissen  Fällen  ungeeignet,  so  zur  Haftung 
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der  Morgengabe.  —  Ursprünglich  verschrieb  man  nämlich  — 
so  heißt  es  in  der  Beraitha  —  der  Jungfrau  200  und  der 
Witwe  100  Minen.  Da  die  Frauen  aber  alt  wurden  und 
nicht  heirateten^),  traf  man  die  Bestimmung,  daß  der  Mann 
das  Verschriebene  im  Hause  ihres  Vaters  deponierte.  Als 
aber  der  Mann  im  Zorn  noch  sagte:  „Gehe  zu  deiner  Morgen-, 
gäbe",  da  traf  man  die  weitere  Bestimmung,  daß  es  in  seinem 
Hause  deponiert  wurde  ^).  Als  aber  der  Mann  stets  die 
erwähnten  Worte  noch  sagte ,  da  ordnete  Schimeon  ben 
Schetach  ^)  an,  daß  er  schreibe:  Alle^)  Güter  seien  Schuldner 
ihrer  Morgengabe  ^). 


für  die  Morgengabe,  dem  Nachlaßgläubiger  gegenüber  (vgl.  unten  §  13). 
In  dieser  Beziehung  haben  vielfach  erst  die  Gaonim  Wandel  geschaffen. 
Als  das  jüdische  Volk  ein  „unstaatliches "  geworden  war,  war  natur- 
notwendig eine  Verschiebung  der  Gegenstände  seines  Vermögens  zu 
Ungunsten  des  Immobiliareigenturas  eingetreten.  Schon  in  früherer 
Zeit  wird  dem  durch  das  Institut  der  Veräußerung  von  Mobilien  in  Ver- 
bindung mit  Immobilien  Rechnung  getragen.  Vgl.  darüber  unten 
§§  14,  15. 

2)  Ket.  8,  8.   Tosefta  Ket.  12,  1  p.  274. 

^)  Das  Wort  DVinX  ist  identisch  mit  xpkoq  im  Sinne  von  8:o6|jLevov 
ÖTiEp  Xp^oüQ  (vgl.  Pappulias,  Pfandrecht  S.  14,  10)  sowohl  als  im  Sinne 
von  personifizierten  Schuldnern  (vgl.  Schönhak,  "T'^'i^^n,  Warschau 
1858,  S.  10). 

*)  Aus  Furcht,  daß  im  Falle  der  Auflösung  der  Ehe  die  Erben 
des  Mannes  das  Geld  verbergen  werden,  und  somit  die  Befriedigung  un- 
möglich sein  wird  (Raschi  Ket.  82  b  s.  v.  pKt2?13  'l^^  K^T,   Tos.  ibid.  s.  v. 

nbnnn). 

^)  Und  je  nach  der  wirtschaftlichen  Stellung  der  Ehefrau  dieser 
Gegenstände  des  häuslichen  Gebrauchs  angeschafft  wurden.  Dadurch 
war  dem  Manne  die  Möglichkeit  der  Nutzung  des  Kapitals  in  Gestalt 
dieser  Gegenstände  im  Bedarfsfalle  belassen.  Dieses  war  aber  nur  ein 
geringer  Vorteil  des  Mannes,  daher  die  Gefahr  der  Ehescheidung  be- 
stehen blieb.  Daher  die  weitere  und  letztere  Bestimmung  (s.  Text  u. 
Tos.  1.  c). 

«)  Mitte  2.  Jahrh.  v.  Chr. 

')  Nach  den  meisten  nicht  Mobilien. 

^)  Der  Form  nach  etwas  abweichende  Version  jKet.  8,  11. 
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Damit  war  für  die  Frau  eine  Generalliypothek  an  den 
Gütern  ihres  Mannes  begründet.  Daß  hier  nicht  etwa  bloß 
eine  Anweisung  zur  Exekution  von  bloß  schuldrechtlicher  Be- 
deutung vorliegt,  ergibt  die  ratio  legis.  Die  Ehescheidungen 
sollten  vermindert  werden,  die  vermögensrechtliche  Stellung 
beider  Ehegatten  aber  nicht  verschlechtert  werden.  Dies 
konnte  nur  durch  ein  dingliches  Recht  der  Frau  am  Ver- 
mögen des  Mannes  einerseits,  durch  das  Verbleiben  des 
Mannes  aber  im  Vollgenuß  seines  Vermögens  anderseits  er- 
reicht werden.  War  aber  das  Vermögen  des  Mannes  der  Frau 
generaliter  hjpotheziert,  so  war  ein  möglichst  dauerndes 
Eheband  ^)  sowohl  als  eine  nach  Maßgabe  des  Gesetzes  sichere 
Zukunft  der  Frau  gewährleistet. 

Daß  in  dieser  Mischna  die  Geburtsstunde  einer  Legal- 
generalhypothek für  das  talmudische  Recht  verzeichnet  ist, 
kann  keinem  Zweifel  unterliegen.  Jeder  Zweifel,  ob  diese 
Legalgeneralhvpothek  durch  Schimeon  ben  Schetach  über- 
haupt erst  eingeführt  oder  von  ihm  nur  auf  die  in  Frage 
stehende  Forderung  übertragen  worden  ist ,  wird  durch  fol- 
gende Erwägung  zugunsten  der  ersteren  Alternative  ge- 
gelöst. Zwar  operieren  die  tannaitischen  Quellen  mit  dem 
Begriffe  der  unbeschränkten  Sachhaftung  als  etwas  Allbe- 
kanntem, indessen  ist  nur  in  der  angezogenen  Stelle  über 
die  historische  Entwicklung  der  Sicherstellung  der  Morgen- 
gabe von  einer  ausdrücklichen  schriftlichen  Stipu- 
lation der  Generalhypothek  die  Rede.  Nach  Schimeon  ben 
Schetach  mußte  sie  expressis  verbis  begründet  werden  ^•^),  erst 


»)  Vgl.  jKet.  a.  a.  0.    Kim  irrK  r,nirr2  piii  Kn:  DiK-»r  y.n^v 

rr^^ib  rrrs  r.Z'p  «\n  n^inxt:,  d.  h.  die  unbeschränkte  Verfügungsbefugnis 
des  Mannes  ist  insoweit  eine  Kautel  gegen  die  Ehescheidung,  als  da- 
durch der  lukrative  Güterumsatz  leiden  würde. 

^°}  Sei  es,  daß  dieses  vordem  nur  in  geringem  Umfang  und  die 
Anordnung  gegen  eine  entgegenstehende  Sitte  gerichtet  war  (so  Raschi 
a.  1.  s.  V.  ■'Cr;  bz  u.  Tos.  a.  1.  s.  v.  nbnrs)  oder  dieselbe  eine  radikale 
Neuerung  war  (so  offenbar  Maim.  Isch.  16.  10). 
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später ^^)  galt  sie  als  gesetzlich,  als  stillschweigend  verein- 
bart. Nur  durch  die  Begründung  einer  Spezialhypothek  ^^^ 
konnte  sie  ausgeschlossen  werden. 

Die  Neuerung  des  Schimeon  ben  Schetach  bestand  dem- 
nach darin,  daß  er  zwar  nicht  eine  neue  Haftungsart  über- 
haupt einführte,  sondern  vielmehr  eine  solche  für  die  Morgen-- 
gäbe  zu  stipulieren  vorschrieb  ^^).  Die  unbeschränkt  sächliche 
Haftung  fand  vor  ihm  in  allen  Fällen  statt,  wo  sie  besonders 
stipuliert  wurde.  Die  aber  alsbald  für  den  Fall  der  Morgen- 
gabe eingeführte  Fiktion,  nach  welcher  die  Haftungsklausel 
als    geschrieben    behandelt    wird^^),    bereitete    dieselbe   Ent- 


^^)  Vgl.  Ket.  51a.   Maim.  Isch.  16,  5.   E.H.  100,  1. 

^2)  Darüber  vgl.  unten  §  5. 

'')  In  dem  aramäischen  Papyrus  G.  (The  Aramic  Papyri  discovered 
at  Assuan,  ed.  by  Saice  and  Cowley,  London  1906),  welcher  offenbar 
eine  Ketuba  darstellt,  heißt  es  in  Z.  17—20:  "linDK  mö''  pHK  DV  IK  ^HÖ 

M  niT'nn  nta^btr^  ri  n^nt:sö  nnnjK  n^ntasü  p  nb  ti'^k  k"?  nnp3i  "i^n  "im 

nbr  nb  ^n-'K  ^1  b::^  nr:pT  n^diJI  "nnOX.  Beachtet  man,  daß  es  für  den  Todes- 
fall der  Frau  in  Z.  21  heißt  Tli^ip)  rr^D^^n  riir\1\  also  von  einer  Beerbung 
die  Rede  ist,  außerdem  daß  das  hier  in  Z,  18  begegnende  Wort  t^'^b'^y 
(Uebers.  having  mastery  or  authority)  nicht  gerade  Eigentum  bedeuten 
muß  wie  z.  B.  in  Pap.  A.  11,  14,  sondern  auch  allgemein  für  einen  An- 
spruch, ein  Recht  gebraucht  wird  (Pap.  C.  6,  7,  9,  10,  11,  13),  ohne 
daß  dieses  näher  präzisiert  wird,  so  wird  man  in  der  zitierten  Formel 
die  Begründung  einer  Generalhypothek  recht  wohl  erblicken  dürfen. 
Die  Tatsache,  daß  Schimeon  ben  Schetachs  Korrestaurator  Juda  b.  Tabbai 
in  Aegypten  sich  aufgehalten  hat,  legt  eine  verlockende  Hypothese  nahe. 
Vgl.  Mitteis,  Reichsrecht  und  Volksrecht  S.  249,  4. 

^'*)  Diese  Ansicht  ist  schon  früh  zum  Durchbrach  gelangt.  Während 
sie  hinsichtlich  der  Ketuba  unzweifelhaft  ausgesprochen  ist,  besteht  hin- 
sichtlich anderer  Obligationen  Streit.  Dieser  im  Talmud  (Ket.  51  a, 
B.K.  95  b,  B.M.  12  b)  in  die  Worte  iib  IK  ^SID  m^ta  DinnK  die  Haftung, 
d.  h.  das  Fehlen  derselben  in  der  Urkunde  ist  ein  Versehen  des  Schreibers 
oder  nicht?  gekleidete  Streit  wird  im  ersteren  Sinne  entschieden  (Maim. 
Gesela  18,  1  Ch.M.  65,  6),  denn  '''lan ''ni  I^rx  ""^tt^  Kb  B.M.  14  a:  Man 
wirft  kein  Geld  umsonst,  d.  h.  ohne  reale  Sicherung  fort.  Daher  kommt 
auch  eine  ausdrückliche  Begründung  einer  Generalhypothek  in  der 
Schuldurkunde  in  späteren  Zeiten  gar  nicht  mehr  vor,  während  in  den 
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Wicklung  auch  für  die  übrigen  Obligationen  vor,  bei  denen 
die  vertragsmäßige  Begründung  der  Haftung,  d.  h.  der  general- 
hypothekarischen Sachhaftung  allgemein  Gebrauch  war. 

Die  später  von  Gesetzes  wegen  begegnende  generalhypo- 
thekarische Haftung  hat  sich  also  aus  einer  von  Fall  zu  Fall 
kraft  besonderer  Stipulation  erfolgenden,  alsdann  bei  einer 
bestimmten  einzelnen  Obligation  auf  Grund  gesetzlicher  Vor- 
schrift zu  stipulier enden,  darauf  ex  lege  eintretenden 
entwickelt.  Wie  bei  dieser  ließ  man  sie  bald  überall 
ex  lege  eintreten.  Als  ein  Abschluß  dieser  Entwicklung 
stellt  sich  so  folgende  Mischna  dar^^):  „Wenn  jemand  seinem 
Nächsten  auf  einen  Schuldschein  geborgt  hat,  so  kann  er  es 
von  verkauften  Gütern  einfordern,  wenn  aber  vor  Zeugen,  so 
kann  er  es  nur  von  freien  Gütern  einfordern.  Wenn  jemand 
einem  seine  Unterschrift  vorzeigt,  daß  er  ihm  Geld  schulde, 
so  kann  er  es  von  freien  Gütern  einfordern." 

Die  Begriffe  , freie"  und  „gebundene  Güter"  sind  danach 
nicht  aus  dem  Wesen  nach  verschiedenem  Haftungsrecht  ge- 
boren ,  ihr  Substrat  ist  nicht  die  persönliche  Haftung  einer- 
seits und  die  dingliche  Haftung  anderseits  ^^}.  Nur  die  letztere 
Art   der   Haftung   hat    diese   Begriffe    entstehen    lassen.     Der 


tannaitischen  Quellen  geradezu  Urkunden  mit  und  ohne  Haftung  unter- 
schieden werden. 

^5)  B.B.   175b:  ''"]?  c^i^rv^r^tt  CDiiö  nsi:  ntfirs  i'i^::n  nx  mbön 

P^nn  ''J2  Goldschmidt  übersetzt  vom  praktischen  Standpunkt  aus  „ver- 
kaufte Güter" ;  vom  rechtshistorischen  Standpunkt  hieße  es  „verstrickte 
Güter". 

^^)  Der  Gedanke  der  ursprünglichen  Unterschiedslosigkeit  von  per- 
sönlicher und  sächlicher  Haftung,  der  Unität  des  Haftungsbegriffs  ist 
noch  deutlich  merkbar  in  folgender  Interpretation  der  Mischna  B.M.  12b 
durch  Samuel  und  R.  Eleasar:  pK  m^^lHK  IS  pK27  Sin  ^^V  TKö  'n  n\n  nölK 
nn  •':ntt  xbl  ■'"rsyr^^  xb  rai:!  (vgl.  auch  §  2  Anm.  23).  ,R.  Meir  lehre, 
daß  wenn  in  einem  Schuldschein  die  Güterbürgschaft  fehlt,  man  (die 
Schuld)  weder  von  verkauften  noch  von  freien  (Gütern)  einziehen 
könne." 
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Ausdruck  gebundene,  verstrickte  oder  verpfändete  Güter  v^äre 
unverständlich,  wenn  nicht  eine  Bindunt^  irgendwelcher  Art 
begründet  worden  wäre.  In  der  Tat  geschah  das  nicht;  aber 
es  war  in  früheren  Perioden  geschehen.  Darum  der  Streit, 
ob  Haftungsbegründung  erforderlich  oder  nicht  ^'^),  darum  nach 
dessen  Erledigung  im  Sinne  der  Formerleichterung  noch  die- 
an  die  ältere  Rechtsperiode  erinnernde  Bezeichnung.  Überall, 
wo  die  Sachhaftung  in  Reinheit  und  Unbeschränktheit  auftrat, 
haften  daher  die  gebundenen  Güter,  nämlich  diejenigen,  die 
der  Schuldner  zu  binden  pflegte,  sei  es  durch  Vertrag  oder 
später  ex  lege,  wenn  er  ein  Schuldverhältnis  begründete,  d.h.  das 
gesamte  Vermögen.  Qui  s'oblige  oblige  le  sien,  und  zwar  mit 
dinglicher  Wirkung.  Indem  man  die  dingliche  Wirkung  fallen 
ließ,  war  man  praktisch  zu  der  Haftung  gekommen,  die  man 
im  modernen  Recht  als  die  persönliche  benennt ;  indem  man  je 
nach  der  Begründungsart  oder  nach  sonstigen  Unterscheidungs- 
merkmalen die  ursprünglich  hypothekarische  oder  die  nicht 
hypothekarisch  wirkende  anwandte ,  zu  einer  Duplizität  des 
Haftungsbegriffs,  welcher  in  der  Theorie  nicht  existierte,  son- 
dern lediglich  aus  der  auf  Grund  des  Verkehrsbedürfnisses 
notwendig  gewordenen  Praxis  sich  rein  äußerlich  ergab.  Die 
Termini  ergeben  daher  ursprünglich^^)  nicht  eine  qualitative, 
sondern  nur  eine  quantitative  Verschiedenheit:  „Die  , freien' 
Güter  sind  ein  Teil  der  , gebundenen',  d.  h.  von  Haus  aus 
obligierte  Güter"  ^^). 


1')  Vgl.  oben  Anra.  14. 

^^)  Später  —  nachtalmudische  Zeit  —  machte  man  den  praktischen 
Unterschied  P]1jn  ll'Z^^V  und  D^DSjn  ^inr^.  Unter  "inrt^  (Bindung)  ver- 
steht man  dann  die  Unmittelbarkeit  in  ihrem  praktischen  Wirksam- 
werden, während  ursprünglich  das  Recht  des  Gläubigers  an  dem  ge- 
samten zur  Zeit  der  Begründung  des  Schuldverhältnisses  vorhandenen 
schuldnerischen  Vermögen.  Die  verschiedenen  Unterbegriffe  bringen  die 
verschiedenen  modi  exequendi  zum  Ausdruck. 

^')  Bei  der  möglichen  allgemeinsten  untechnischen  Bedeutung  des 
Terminus  lOJ^iT  könnte  man  allerdings  den  Ausdruck  Ü'^lDJ^ItTÜ  C]''D33, 
gebundene  Güter  auch  in  dem  Sinne  einer  Bindung  gegenüber  dem  Er- 
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2. 


ß)  Die  Theorie  der  Generalhypothek  in  der 
talmudischen  Literatur. 

Die  also  in  der  talmudischen  Terminologie  der  Haftungs- 
objekte noch  zutage  tretende  ursprüngliche  Unität  der  Haftung 
wird  auch  von  den  Rechtslehrern  der  Gemara,  wo,  wie  über- 
haupt in  der  talmudischen  Literatur,  die  betreffenden  Termini 
als  zur  Bezeichnung  der  Objekte  zweier  tatsächlich  verschie- 
dener Haftungsrechte  verwendet  werden ,  als  solche  ange- 
nommen. Der  unmittelbare  Anschluß  der  betreffenden  Stelle 
an  die  angezogene  Stelle  der  Mischna  in  Verbindung  mit  der 
dortioren  Argumentation  macht  das  Motiv  der  in  ihr  enthal- 
tenen  Kontroverse  wahrscheinlich,  die  Auffassung  der  Mischna 
als  eines  das  Produkt  einer  langen  Rechtsentwicklung  kodi- 
fizierenden Satzes  und  die  Ueberschauunsj  eben  dieser  Entwick- 
lung^*^').     Die   Talmudstelle   lautet^^):    »üla  sagte:    Nach   der 


Werber  fassen  in  dem  Sinne,  daß  dieser  dem  Generalhypothekar  gegen- 
über die  exceptio  excussionis  personalis  hat.  Der  Ausdruck  deckt  sich 
mit  xpaTsIcO-ai  tiv:,  was  zunächst  Verfangenschaft  heißt,  welche  auch 
durch  bedingtes  Eigentum  begründet  sein  kann  (Mitteis.  Chrest.  Bd.  2, 
jur.  Teil  1.  Hälfte  S.  132).  Solches  wäre  aber  in  doppelter  Weise 
schwierig:  1.  ist  doch  in  Rechtssätzen  stets  die  Anwendung  technischer 
Ausdrücke  zu  präsumieren,  besonders  wo  solche  existieren  und  unzählige 
Male  verwendet  werden:  2.  wäre  der  Terminus  zu  schwach,  da  er  nur 
das  interimistische  und  beschränkte  Recht  an  der  Sache  trifft,  nicht  aber 
die  Veräußerung,  das  regelmäßig  definitive  und  unbeschränkte  dingliche 
Recht.  Sollten  dem  Wesen  nach  verschiedene  Güter  bezeichnet  werden, 
so  mußte  die  Gegenüberstellung  lauten  n"2  und  C'^i:p  oder  £'"^'20. 
Dieser  Unterschied  im  Talmud  zwischen  beschränkt  und  unbeschränkt 
dinglichen  Rechten  erhellt  weiter  auch  aus  Pes.  31b;  vgl.  unten  §  16; 
vgl.  auch  Ritba  Kid.  c.  I  und  unten. 

-")  Daß  die  Haftung-sofrundsätze  aach  zur  Zeit  des  Abschlusses  der 

J  OD 

Mischna  noch  nicht  unbestritten  waren,  zeigen  die  B.B.  17ob  sich  finden- 
den Aussprüche  der  zum  Teil  noch  als  Tannaim  geltenden  Amoraim  aus 
Palästina  wie  Babylon:  «b  nS"!:  T:^K  na  ■?!?  mbö  IT^nn  '»^CK'!  ^Klttn  Sn 
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Gesetzeslehre  kann  sowohl  ein  Darlehen  auf  einen  Schuldschein 
als  auch  ein  mündliches  Darlehen  von  verkauften  Gütern  ein- 
gefordert werden ,  denn  die  Haftpflicht  ist  eine  Bestimmung 
der  Gesetzeslehre,  und  nur  wegen  der  Schädigung  der  Käufer 
bestimmten  sie,  daß  ein  mündliches  Darlehen  nur  von  freien 
Gütern  eingefordert  werden  könne.  —  Demnach  sollte  dies, 
auch  von  einem  Darlehen  auf  einen  Schein  gelten?  —  Bei 
einem  solchen  haben  sie  sich  selbst  geschädigt  (Anm.:  Das 
Darlehen  auf  einen  Schuldschein  ist  durch  Zeugenunterschriften 
und  die  gerichtliche  Beglaubigung  bekannt,  und  die  Käufer 
sollten  es  wissen).  Rabba  aber  sagte :  Nach  der  Gesetzeslehre 
kann  sowohl  ein  Darlehen  auf  einen  Schuldschein  als  auch 
ein  mündliches  Darlehen  nur  von  freien  Gütern  eingefordert 
werden,  denn  die  Haftpflicht  ist  keine  Bestimmung  der  Ge- 
setzeslehre, und  nur  um  die  Tür  vor  den  Leihenden  nicht  zu 
verschließen ,  bestimmten  sie ,  daß  ein  Darlehen  auf  einen 
Schuldschein  auch  von  verkauften  Gütern  eingefordert  werden 
könne.** 

Es  liegt  hier  keine  Kontroverse  um  die  Authentizität 
dieser  oder  Haftungsform  vor,  zu  welcher  Annahme  die  bloßen 
Worte,  durch  welche  auch  in  der  talmudischen  Literatur  der 


mmpbn  p  pm  p-ir"irn  p  pn  nmj  s"j?  mba  in^^i"in  "«"lö«^  tr^pb  p  pr^t^ 

Kn^niK*!  K^inr'^r^  K^rta  ''KÜ.  „Rabh  und  Samuel  sagten  beide:  ein  münd- 
liches Darlehen  ist  weder  von  den  Erben  noch  von  den  Käufern  einzu- 
fordern, weil  die  Haftpflicht  keine  Bestimmung  der  Gesetzeslehre  ist. 
R.  Johanan  und  R.  Simon  ben  Lagis  sagten  beide,  ein  mündliches  Dar- 
lehen sei  sowohl  von  den  Erben  als  von  den  Käufern  einzufordern,  weil 
die  Haftpflicht  eine  Bestimmung  der  Gesetzeslehre  ist." 

2^)  B.B.  175  b:    ^)bJ2    'IhKI    "l'L^'vTn    ri)bl2    ^MK   n*1in   "Q"I   k'?!!?   "lÖK 

K^T^Ds  Dvrü  p"nn  ^J3  pDDiü  k'^k  nsij  ij'^k  a"r  ni^^  i^iök  üv^ 
in^''iyB:K  itddxi  ino'^j  inj-^K  onn  ""la:  i^^^  mbb  "»an  •'k  mmpbn 
CD^jö  K^^K  nmj  irx  na  bv  ni'?ö  nriKi  "itfltrn  ni'?^  nn«  "iök  nsii 
"itfi'^ra  T^ib^  nttK  Drifi  Hol  xn^niKi  ixb  KTori:^  K^ris  ''Kö  p"iin  ■'jn 
B"r  mb»  ■'rn  ^k  pnb  •'jan  nbn  bir^n  Kb>r  ^^d  d^is:??^^!::  d^djö  nmj 
♦«bp  n^b  n^b  Dnn  •'öj 
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Streit  prinzipiell  gekennzeichnet  wird--),  und  die  von  ver- 
schiedenen Seiten  gegebene  Erklärung  ^^)  zur  Stelle  verleiten 
könnte,  sondern  lediglich  eine  solche  um  die  historische  Ent- 
wicklung der  Haftung  und  der  inneren  Notwendigkeit  der- 
selben. Die  Lehrer  des  Talmuds  sind  darüber  einig,  daß  das 
primitive  Recht   sich  stets   in  Extremen  bewegt,   einseitig  die 


22)  '"-11K-I  IkS  IK  i<n""nK-:  X":ini?r.  .ist  die  Haftung  mosaisches 
oder  rabbinisches  Gesetz?" 

2»)  Vgl.  Raschbam  a.  1.  s.  v.  Kn''''"nK'1  Kl^rr.  —  Es  ist  darauf 
hinzuweisen,  daß  der  Gegensatz  vom  mosaischen  und  rabbinischen  Gesetz 
keineswegs  mit  dem  von  jus  divinum  und  traditio  divina  i.  S.  des 
kanonischen  Rechts  übereinstimmt.  Zwar  gilt  das  mosaische  Gesetz  als 
unmittelbar  göttlich,  das  rabbinische  Gesetz  wird  aber  keineswegs  etwa 
auch  als  mittelbar  göttlich  aufgefaßt.  Es  werden  allerdings  häufig  von 
Lehrern  des  Talmuds  erzeugte  oder  von  ihnen  niedergelegte  Sätze  mit 
einem  Bibelvers  belegt.  Doch  ist  dieses  nur  eine  ^Anlehnung"  (Kn^ÖDK), 
die  häufig  gezwungen  und  gesucht  den  betreffenden  Rechtssatz  —  sei  es 
auch,  wie  oft,  nur  rein  äußerlich  —  als  im  Geiste  des  göttlichen  Ge- 
setzes entstammend  und  bestehend  erscheinen  lassen  will.  Sehr  oft 
werden  auch  unter  Verzicht  auf  diese  , Anlehnung"  ohne  Erwähnung 
einer  Konformität  Rechtssätze  rein  rationell  entwickelt  (sog.  m*l-0;  Formel 
i<in  K^SD  Knp  ^b  ni2b:  B.K.  46b:  Ket.  22a;  Schebuot  22b;  Tos.  s.  v. 
Xtt''K  riij?2''X;  vgl.  Maim.,  Einleitung  in  den  Ordo  Seraim).  Auch  wird 
zur  in  Rede  stehenden  Kontroverse  im  Talmud  von  der  affirmativen 
Seite  ein  Bibelvers  gar  nicht  angezogen.  Raschbam  a.  a.  0.  u.  a.  zitierten 
in  Empfindung  einer  Lücke  einen  Bibelvers,  welcher,  abgesehen  von  der 
im  konkreten  Falle  obwaltenden  Entbehrlichkeit  desselben,  auch  im  anderen 
Falle  gänzlich  ungeeignet  wäre,  ja  —  wie  an  anderer  Stelle  dargelan 
ist  —  zu  einem  Mißverständnis  Anlaß  geben  könnte.  Es  ist  keine  Will- 
kür, wenn  ein  alter  Kommentator  hier,  einer  talmudischen  Regel  der 
Hermeneutik  (Chagiga  10b:  Nidda  23a:  B.K.  2b)  sogar  scheinbar  zu- 
wider, zur  Sache  den  Vers  Prov.  22,  7:  «der  Schuldner  ist  dem  Gläubiger 
Sklave"  anführt  (R.  Gersom  a.  1.  s.  v.  XII^I^kT).  Er  wählt  keinen  Vers 
aus  dem  Pentateuch,  da  solcher  nicht  erforderlich,  aber  gerade  diesen 
Vers,  weil  er  ein  einigermaßen  getreues  Bild  von  der  wahren  Rechts- 
lage gibt.  Auch  den  Tosafot  a.  1.  s.  v.  121  ist  zwar  nicht  ein  Zitat  an 
und  für  sich,  wohl  aber  gerade  dieses  des  Raschbam  unverständlich, 
wollte  man  nicht  auch  daraus,  daß  sie  an  Stelle  des  beanstandeten  Verses 
keinen  anderen  setzten,  zugleich  auf  ihren  Standpunkt  hinsichtlich  der 
Entbehrlichkeit  eines  Verses  überhaupt  schließen. 
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Interessen  der  einen  oder  der  anderen  Partei  wahrnimmt,  so 
in  concreto  eine  einseitig  gläubigerischeii  oder  einseitig  schuld- 
nerischen Interessen  günstige  Haftung  normiert:  generalhypo- 
thekarische Haftung  oder  gar  keine  Haftung  ^^). 


^*)  So  faßt  trotz  der  scheinbar  widerstreitenden  Termini  Nach- 
manides  (Novellen  Ende  B.B.,  Fürth  1751)  die  Kontroverse  auf,  so  ist 
sie  auch  nach  der  im  Text  vertretenen  Ansicht  von  der  Entwicklung 
der  Haltung  zu  begreifen.  Die  Termini  erklären  sich  aus  der  Praxis : 
grund begrifflich  gab  es  nur  eine  hypothekarische  Haftung.  Hir  Kontra- 
diktorium  ist  nicht  die  persönliche  Haftung,  diese  vielmehr  nur  quanti- 
tativ von  ihr  verschieden,  sondern  die  Nichthaftung.  Daher  sagt  Nach- 
manides  a.  a.  0.:  ^W)1^Si  ^::n  n"n   D^DSJÜ   k"?«   nSIJ   irK   ."ISI  "löK'l  Kü 

•'Kö  m::ö  ^:iv^b  K:^rs  xb  ^^k  nn^  n"na  nn^K^  "jTib  n^b  wptii 
^r  imx  pai3  n^'ir  ''J'k  hidid  niyii?  ^j^«  nbi*?  r"»^  b^i<  K^jniD  '^"k 

«■»tt^pn  «s^Ki  mi:»  «bK  Y'b^  n"nx:  "^sk*  nn^i':'  k^'?«  p"nn  ^n  K\^nn 

•T'rn^n  Dbtr''  ö'^ti?  übtr"»  D^Jtr^  D^^n  nbir^  i^"i5  nts^öi  in-iit?  nta^ü  n^nnn 
•'öi'^^n   D'^^iöv^r   n:?nnKm   pp^io   nisK  ibiai   D''b'''?as  pnji   n^i^rs.i   riK 

r\T^s,i  ])^^  irnttKp  ^^.i  pKi  K^trp  «b  ■'T'ibi  iD'^-irb  pn-'^n  *ns.i  byn 
pö^'^pöT  rDisob  pn'iT'  iJK  r]K  n'^^r  nnö  '^r  paiai  n"nü  m^rö  mn  brs 
sinrn  iniK  m::^^  ir\i  ü'^^r''  in^itr  sta^ö  ^n'^ns'i  xrri  3"rs  )b'^  v'"Q  ri^b 
n^-^j^b  pinv  i"n  n::"i  «^  dki  p  mtrrb  n^^n  Kint:?  p-'ai  nta^ön  iptj  Diba^b 

IMIiCÖ  ib  p^'^'^pül  )b''\V.  Da  Nachmanides  seine  Meinung  hier  nur  gegen 
etwas  fernliegende  Einwände  verteidigt,  kann  von  einer  wörtlichen  Ueber- 
setzung  abgesehen  werden.  Nachmanides  deduziert  folgendermaßen: 
das  mosaische  Verbot  der  Betretung  der  schuldnerischen  Wohnung  zum 
Zwecke  der  Pfändung  enthalte  eine  Leugnung  jeglicher  Haftung,  denn 
dasselbe  wäre  unverständlich,  wenn  der  Gläubiger  nur  das  geringste 
Recht  an  dem  schuldnerischen  Vermögen  hätte.  Die  sich  daran  an- 
schließende Pflicht  des  Gläubigers  zur  Herausgabe  der  Sache  sei  ledig- 
lich religiöser  Natur,  seiner  eigenen  Initiative  überlassen.  So  für  die 
Ansicht,  daß  es  vom  strengen  Recht  keine  Haftung  gebe.  Für  die  ent- 
gegengesetzte Ansicht  ließe  sich  geltend  machen,  daß  man  an  diesen 
Vers  die  Vorschrift  (üla  a.  a.  0.  und  B.K.  8a;  vgl.  Raschbam  a.  1. 
s.  V.  i''D  n''i''T  n''l?S)  anlehne,  der  Gläubiger  könne  sich  an  das  schlechteste 
Immobile  halten,  diese  aber  ein  Recht  des  Gläubigers  auch  am  übrigen 
Vermögen  des  Schuldners  voraussetzt,  denn  anderenfalls  wäre  dieselbe 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXXII.  Band.  8 
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So  sind   die  Lehrer   des  Talüiuds  nicht  im  Zweifel,   daß 
die  Mischna,   welche   die  Haftung  je   nach   der  privaten  oder 


überflüssig.  Der  richtige  Kern  der  Ausführungen  des  Nachmanides 
ist  im  Texte  weiter  unten  gebührend  gewürdigt.  Die  schon  prima  facie 
einleuchtende  Hinfälligkeit  vieler  Einzelheiten  sei  aber  der  Vollständig- 
keit wegen  noch  gesondert  betrachtet,  zumal  die  Stelle  pilpulistisch  sehr 
interessant  ist. 

1.  Nach  talmudischer  Auffassung  und  auch  im  Geiste  des  mosai- 
schen Gesetzes  bezieht  sich  das  Verbot  der  Wohnungsbetretung  ledig- 
lich auf  die  Exekution  wegen  Darlehensforderungen.  Da  aber  die  Kontro- 
verse um  den  Ursprung  der  Haftung  sich  auf  alle  Schuldverhältnisse, 
also  auch  z.  B.  Deliktsobligationen  bezieht  (vgl.  1.  c.  *1D  1£inn).  so  wäre 
die  angezogene  Stelle  nur  teilweise  beweiskräftig. 

2.  Außer  dieser  sich  aus  der  Nichtberücksichtigung  des  für  den 
Kommentator  als  solchen  maßgebenden  gesamten  Komplexes  der  tal- 
mudischen Gesetzgebung  ergebenden  Unzulänglichkeit  des  Verses  zum 
erforderten  Beweise  besteht  eine  solche  auch  darin,  daß  die  Voraus- 
setzungen desselben  ganz  andere  sind  als  eine  die  Generalhaftung  nor- 
mierende Vorschrift.  Denn  derselbe  bezieht  sich,  was  auch  in  der  Natur 
der  Sache  liegt,  lediglich  auf  Mobilien,  während  die  Generalhypothek 
sich  jedenfalls  auf  Immobilien,  nach  der  überwiegenden  Ansicht,  auch 
des  Nachmanides,  sich  auf  Mobilien  gar  nicht  erstreckt.  Man  könnte 
allenfalls  gerade  umgekehrt  die  persönliche  Haftung  aus  dem  strengen 
Recht  bekannt  —  und  auch  diese  für  sich  allein  ist  ja  nach  Nach- 
manides" dargelegter  Ansicht  unter  den  Talmudiehrern  kontrovers  — 
durch  arg.  e  c.  davon  herleiten. 

3.  Daß  die  Motivierung  der  Ansicht:  Haftung  non  stricti  juris  eine 
petitio  principii  enthält,  bedarf  keiner  Erörterung.  Außerdem  würde 
auch  diese  eine  Konsequenz  haben,  die  im  Talmud  niemals  zutage  tritt, 
nämlich  daß  eine  Haftung  für  die  Schuld  eines  NichtJuden  gegen  Juden 
oder  eines  Juden  gegen  einen  NichtJuden  niemals  Platz  greifen  könnte; 
vgl.  Pes.  31a  und  unten  §  10. 

Andere  Kommentatoren  (Ritba  Kid.  c.  I  cit.  in  Kez.  Hach.  39,  1) 
haben  zwar  eingesehen,  daß  es  sich  um  die  Auffindung  eines  bestimmten 
Verses  nicht  handeln  kann,  dessen  Verschweigen  von  seiten  der  Talmud- 
lehrer ja  in  diesem  Falle  auch  unerfindlich  wäre,  daß  es  sich  aber  doch 
darum  handelt,  ob  das  Wesen  der  Haftung  ganz  allgemein  im  Geiste 
des  mosaischen  Gesetzes  gelegen  ist.  Sie  formulieren  also  die  Frage 
nicht:  läßt  sich  das  Haftungsprinzip  an  eine  Spezialvorschrift  des  Alten 
Testaments  anlehnen,  sondern:    ist  deren  Grundgedanke  mit  dem  Alten 
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öffentlichen  Begründung  der  Schuld  gestaltet,  eine  Synthese 
darstellt  zwischen  einer  von  alters  her  vorhanden  gewesenen 
und  einer  für  eine  bei  derselben  gänzlich  unberücksichtigt  ge- 
bliebenen Seite  günstigsten,  vielleicht  daher  von  dieser  Seite 
gewünschten  Regelung  der  Haftung.  Welchem  Interesse  aber 
das  jus  strictum  ausschließlich  diente,  ist  unter  den  Talmud- 
lehrern streitig.  Sie  haben  mittelbar  also  eine  verschiedene 
Auffassung  der  Wirtschaftsgeschichte ,  die  die  Entwicklung 
des  Rechts  schrittweise  bestimmt.  Ula  meint,  das  strenge 
Recht  hätte  in  Ueberschätzung  des  gläubigerischen  Sicherheits- 
bedürfnisses die  generalhypothekarische  Haftung  durchgehends 
legalisiert  und  darüber  die  wirtschaftliche  Notwendigkeit  eines 
durch  nicht  ohne  weiteres  erkennbare  dingliche  Belastung 
seiner  Gegenstände  möglichst  nicht  beeinträchtigten  rechts- 
geschäftlichen Verkehrs  außer  acht  gelassen.  Rabba  da- 
gegen ist  der  Ansicht ,  daß  zwar  letzterer  Gesichtspunkt 
vom  strengen  Recht  nicht  nur  nicht  übersehen,  sondern  für 
es  der  einzig  maßgebende  gewesen  sei ,  dabei  sei  aber  das 
Interesse  des  Schuldners  nicht  genügend  berücksichtigt  worden, 
indem  dieser  bei  nicht  generell  hypothekarischer  Haftung  ^^) 

Testament  innerlich  nicht  im  Widerspruch?  Sie  formulieren  geradezu: 
würden  auch  schwächere  dingliche  Rechte  als  das  Eigentum,  „halbes 
Eigentum"  (pKitnb  \'^ip)^  dem  Alten  Testament  seiner  ganzen  Struktur 
nach  widersprechen?  Diese  Frage  wird  nach  ihnen  von  den  Talmud- 
lehrern weniger  durch  streng  juristische  als  durch  Billigkeitserwägungen 
verschieden  beantwortet.  Daß  auch  mit  dieser  Formulierung  lediglich 
ein  Ausgleich  mit  dem  mosaischen  Gesetz  bezweckt  wird,  liegt  auf  der 
Hand.  Er  ist  ebenso  schwach  begründet  wie  der  von  den  anderen  Kom- 
mentatoren versuchte,  denn  er  ist  auf  eine  Negative  abgestellt.  Mit  dem 
Nachweis,  es  bestehe  kein  Widerspruch,  ist  der  der  Uebereinstimmung 
nicht  geführt.     Vgl.  nochmals  oben  Anm.  23. 

^^)  Auch  der  vertragsmäßig  begründeten  (Tos.  a.  1.  s.  v,  tn^lin  iy^ 

p21öb  biy^  B"rK  mmpbn  JÖ  VD^J  DK  i:2V^b  welches  Verbot  unter 
diesem  Gesichtspunkt  freilich  nur  konsequent  ist,  ferner  Ritba  Kid.  c.  1. 

ininK^j  rT'DD'^jK  ^''''n  xbi  pKirnb  ]^:p  "nnrtri  pKirnb  nKJpn  pKiy  ^sh 
Kb'^r  "in^  njp^  D1K  pK^y  nib^  "inx  •'jpi  n''D3''0K  tr>"3i  .iKibn  nj?tr3 
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den  wirtschaftlich  nötigen  Kredit  einzubüßen  droht,   „die  Türe 
vor  ihm  sich  verschließt'''-'^). 

Nach  Ula  bedeutet  die  Mischna  mithin  eine  Synthese 
zwischen  den  Interessen  des  Gläubigers  und  der  dritten  Er- 
werber, indem  die  Unmittelbarkeit  der  Haftung  durch  die 
NichtÖffentlichkeit  der  Schuldbegründung  ausgeschlossen  ist, 
nach  Rabba  eine  solche  zwischen  denen  des  Gläubigers  und 
des  Schuldners  unter  der  analogen  Berücksichtigung  der  Dritt- 
erwerbsinteressen ^^)  ^^). 


p-^r^r'?  D^Dr;,-  lipT^nirr  b2i<  im::^  c"pb  :f)^^h  iniK  paiD  imtr^n  Kn 
•h^zi<  Krnx  i^ttpiK   na   bv   mbia   bzi^   rhi  n'^'^r:   ai^?»   xnjpr  pnn 

pr'nr    'Z^ib    schwierig    dagegen    Raschba   "12^'^    CK    1"b*^    n'^Qb    ib-'ai^-r) 

"1X1D  x^s:  'Tusrn  trn^sn  vd2:. 

'6)  pi^b  ^:£n  nbn  biyjn  i^^iT.  Diese  Wendung  kehrt  in  der  Regelung 
der  Kreditgeschäfte  oft  wieder.  So  wird  auch  die  mischnische  Bestim- 
mung, daß  dem  Gläubiger  die  Immobilien  mittlerer  Güte  in  erster  Linie 
haften  sollen  (rT'ili'^aS  mn  bys) ,  damit  begründet,  daß  dadurch  dem 
Schuldner  gerecht  geschieht.  Beste  Qualität  könnte  dem  Schuldner  in 
seinem  Immobiliarbesitz  empfindlich  schaden,  schlechte  ihm  den  Kredit 
nehmen.     Vgl.  Gittin  49  b:    nx^^  k'tU?  ns  n'':ir2n    n"'JZ    1*IÜ2K    nü    ''JBÜ 

■'ninn  i:njiXw'  n:  i:nbKi  piapK  "1!2K^"i  nxj  n^im  hk:  nTcr  n^nnb  p-rx 
nbn  '^ri:  nnx  :"k  nmn^n  k.t'  nnr«  k^k  n^jirrn  n"rn  "nöx  ^^^ab 
•»•nb  '':aa. 

^0  Daß  die  Mischna  auf  zwei  verschiedenen  Wegen  zu  demselben 
Resultat  gekommen  sein  könnte,  liegt  daran,  daß  der  beiden  gemeinsame 
als  berücksichtigungsbedürftig  eingeführte  Faktor  die  Besonderheit  hat, 
daß  er  dem  zu  nivellierenden  Extrem  das  unerwünschte  Plus  nimmt 
bzw.  das  unerwünschte  Minus  gibt. 

2^)  Welche  Haftungsart  im  konkreten  Falle  Platz  greift,  darüber 
entscheidet  die  vorhandene  oder  mangelnde  Publizität  des  Begründungs- 
aktes. Bei  Publizität  besteht  ein  Schutzbedürfnis  Dritter  nicht.  War 
der  Dritte  im  früheren  Rechtszustande  tatsächlich  geschützt,  so  ist  solches 
jetzt  für  diesen  Fall  zu  beseitigen  (Rabba).  Ließ  das  Gesetz  es  ursprüng- 
lich an  der  Anerkennung  eines  Schutzbedürfnisses  im  anderen  Falle 
fehlen,  so  ist  solche  jetzt  auszusprechen  (Ula,  bzw.  Rabba,  sofern  die 
Umgestaltung  der  Haftungsgrundsätze  sukzessive  in  der  Weise  vor  sich 
ging,  daß  an  Stelle  bloßer  persöulicher  Haftung  zunächst  die  generell 
hypothekarische  in  voller  ünbeschränktheit  trat). 
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Die  mit  dem  oben  dargelegten  Entwicklungsgang  über- 
einstimmende Ansicht  des  Ula  ist  die  der  natürlichen  Ent- 
wicklung adäquate  und  von  den  meisten  Kommentatoren  und 
Dezisoren  akzeptierte.  Das  primitive  Recht  ist  dem  Schuldner 
stets  ungünstiger  gesinnt.  Seine  Ungunst  zeigt  es  aber  nicht 
in  auf  Kreditentziehung  abzielenden  Maßnahmen,  vielmehr  in 
rücksichtsloser  Betonung  des  gläubigerischen  Interesses,  welches 
das  gesamte  Vermögen  des  Schuldners,  in  welcher  Hand  es 
sich  immer  befinden  mag,  beherrscht.  Erst  die  Beachtung 
des  Verkehrsbedürfnisses  schafft  hier  Wandel. 

Die  regelmäßige  Art  der  Haftung  ist  demnach  stets  noch 
die  generell  hypothekarische.  Nur  wo  ein  derselben  wider- 
streitendes Interesse  überwiegt,  muß  sie  weichen  ^^).  In  solchen 
Fällen  haften  nur  die  freien  Güter,  nicht  alle  von  stricti  juris 
wegen  obligierten,  es  tritt  hier  eine  lediglich  persönliche  Haf- 
tung ein.  Dabei  bleibt  aber  theoretisch  nur  die  Haftung  die 
dingliche  Haftung,  die  eigentliche  dem  Begriff  der  Schuld 
adäquate  Haftung.  In  praxi  sind  indessen  die  bloßen  Modi 
eines  und  desselben  Institutes  dadurch,  daß  diese  nach  be- 
stimmten Regeln  bestimmten  Arten  von  Schuldverhältnissen 
zugeordnet  wurden,  derart  selbständig  geworden,  daß  ihre 
grundbegriffliche    Identität    nicht   mehr    erkannt    wurde.      Die 


^^)  Die  Interessenabwägung  geschieht  endgültig  durch  Rab  Papa. 
Die  Gefährdung  des  Geldverkehrs  macht  auch  bei  einem  mündlichen 
Darlehen  die  Einforderung  von  den  Erben  des  Schuldners  erforderlich. 
Die  Gefährdung  des  gutgläubigen  Sachaustausches  macht  die  Einforde- 
rung von  den  dritten  Erwerbern  wegen  Mangels  der  Publizität  un- 
möglich. Während  er  also  hier,  B.B.  176a,  diese  Rechtsnorm  ökono- 
misch begründet,  tut  er  dies  in  Kid.  13  b  rechtshistorisch  und  deduziert 
folgendermaßen:  Daß  auch  bei  einem  mündlichen  Darlehen  die  Erben 
haften,  ist  bloß  eine  Anwendung  der  originalen  generalhypothekarischen 
Haftung,  von  der  erst  späterhin  Exemtionen  aus  wirtschaftlichen  Gründen 
stattfanden.  Daß  die  dritten  Erwerber  bei  einem  mündlichen  Darlehen 
die  Sache  lastenfrei  übernehmen,  ist  allerdings  eine  der  wirtschaftlichen 
Notwendigkeit  gemachte  Konzession.  Vgl.  Tos.  B.B.  176  a.  s.  v.  nmj 
und  Kid.  1.  c.  s.  v.  a""l  ^)2K. 
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tatsächlicli  sich  findende  Duplizität  der  Haftung  wird  nicht 
als  aus  praktischen  Rücksichten  entstanden,  sondern  als  von 
vornherein  quasi  rationell  gegeben  angesehen.  Dabei  wird 
der  Publizitätsgedanke  als  der  eines  entwickelteren  Rechts- 
zustandes nicht  kritisch  ins  Auge  gefaßt.  In  der  nachtalmu- 
dischen  Literatur  findet  sich  diese  Entwicklung  angedeutet 
nur  bei  Nachmanides  (vgl.  oben  Anm.  24). 

In  Erweiterung  und  Vertiefung  seiner  Argumente  sei 
hier  auf  das  Verhältnis  von  Schuld  und  Haftung  im  Sinne 
der  modernen,  von  Brinz  antizipierten  germanistischen  For- 
schungen im  Talmud  hingewiesen.  Daß  diese  Begriffe  dort 
streng  voneinander  geschieden  werden,  machen  die  voraus- 
gegangenen Erörterungen  wohl  nicht  nur  wahrscheinlich  son- 
dern unzweifelhaft,  wenn  man  auf  die  unterschiedliche  Termino- 
logie ^°)  und  einige  positive  Aussprüche  von  Talmudlehrern 
sein  Augenmerk  richtet.  Unter  letzteren  nimmt  Nachmanides 
Bezug  auf  den  Satz  des  Rab  Papa:  die  Befriedigung  des 
Gläubigers  ist  religiöse  Pflicht  ^^).  Durch  diesen  Satz  soll 
lediglich  ein  für  das  Verhältnis  eines  Individuums  zur  Gottheit 
maßgebender  Vorgang  zu  einem  für  das  Verhältnis  von  Men- 
schen untereinander,  die  sich  als  Gläubiger  und  Schuldner 
gegenüberstehen,  bedeutsamen  Vorgang  in  Gegensatz  gebracht 
werden.  Ueberträgt  man  Begriffe  des  modernen  Staats,  auf  den 
theokratischen,  welcher  sich  der  Idee  nach  auch  über  den  tat- 
sächlich  gewesenen   vielfach  in  den  Rechtssätzen   des  Talmud 


^°)  mn   bedeutet   Schuld    im    Sinne    des   juris    vinculum   schlecht- 
hin, "nnytt^ 

1.  i.  w.  S,  die  Bindung,  aber  nicht  die  Bindung  einer  Person, 
sondern  die  von  einer  Person  begründete  Bindung  an  einer 
Sache; 

2.  i.  e.  S. 

a)  die  Begriindug  der  Bindung,  als  solches  Yerbura  transitiv; 

b)  Zustand  der  Gebundenheit. 

Kur   in    der    Verbindung    .T'iC^SJ   12yiC>2    „seine    Seele    unterwerfen"    ist 
es  gleich  der  Begründung  einer  Schuld. 
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erhalten  hat,  so  will  Rab  Papa  die  Schuldentilgung  als  einen 
publizistischen  Anspruch  angesehen  wissen  und  damit  gleich- 
zeitig einen  Gegensatz  zu  der  Natur  eines  mit  diesem  An- 
spruch auf  irgendeine  Weise  nahe  verbundenen  anderen  An- 
spruchs zum  Ausdruck  bringen.  Während  der  jeder  religiösen 
Verpflichtung  immanente  Zwang  aus  eben  dieser  Kraft  und 
Prozedur  schöpft,  kann  die  juristische  Verbindlichkeit  nur 
nach  der  jeweils  durch  Parteiabrede  oder  Gesetz  fixierten 
Art  erzwungen  werden.  Würde  also  —  konkret  gesprochen 
—  eine  Haftung  nicht  begründet  sein,  so  wäre  ein  Zwang 
lediglich  von  Religions  wegen  möglich,  und  zwar  in  der  Weise, 
daß  unter  Auffassung  der  Person  als  einziges  Zwangsobjekt 
deren  wirtschaftliche  Pertinenz  als  praktikables  Mittel  zur 
Durchsetzung  des  Zwanges  in  Angriff  genommen  wird.  Auf 
diese  Weise  kommen  die  sog.  freien  Güter  stets  zum  Zuge. 
Soll  generalhypothekarische  Haftung  Platz  greifen,  so  bedarf 
es  Menschensatzung  ^^).  So  steht  also  Rab  Papa  wohl  auf  dem 
Standpunkt,  daß  die  beschränkte  Haftung,  diese  aber  als  der 
rein  religiösen  Verpflichtung  als  solcher  adäquate,  die  ur- 
sprüngliche war. 

Die  Meinung  des  Rab  Papa  ist  unwidersprochen.  Mit  der 
Schuld  verbindet  sich  demnach  kraft  derselben  eine  Zwangs- 
möglichkeit, diese  stellt  sich  aber  als  Haftung  erst  dar, 
wenn  etwas  Bestimmtes  als  zur  Satisfaktion  dienen  sollend 
durch  Vertrag  oder  Gesetz  bedungen  ist.  Danach  ist  von 
strengen  Rechtswegen  der  Passus,  „von  ihm  selbst,  sogar 
von  dem  Mantel  auf  seiner  Schulter" ^^)  ein  a  quo,  nicht  ein 
ad  quod.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ergibt  sich  auch 
eine  weitere  Beleuchtung  der  Kontroverse,  die  sich  uns  als 
eine  solche  um  Ursprung  und  Entwicklung  der  Haftung  dar- 
gestellt hat.  Ihr  Gegenstand  scheint  jetzt  das  Zwangsmoment 
nicht  nur  als  Merkmal  des  Obligationsbegriffs  in  seinen  Ver- 


^2)  Vgl.  oben  Anm.  25. 
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"änderungen  in  Beziehung   auf  die  Intensität,   sondern  auch  in 
Beziehung  auf  seine  Realisierung  zu  sein. 

Bei  der  Auffassung  der  Schuldentilgung  als  einer  reli- 
giösen Pflicht  kann  lediglich  von  einem  Vollstreckungszwang 
die  Rede  sein,  von  „einer  Herrschaft  des  Willens  über  den 
Willen,  konzentriert  jedoch  auf  einen  bestimmten  Punkt  in 
der  Willenssphäre  des  sonst  frei  bleibenden  Schuldners".  Erst 
mit  einer  besonderen  Bestimmung  von  durch  Zwang  zu  er- 
greifenden Gegenständen  fällt  diese  idealistische  Theorie,  und 
es  kann  zu  einer  Zwangsvollstreckung  kommen  (realistische 
oder  Werttheorie)  ^*),  diese  allmählich  durch  das  Satisfaktions- 
verfahren (restaurierter  Obligationsbegriff)  abgelöst  werden  ^^). 


3^)  lilttisn  irraiS  IEIJS  insirir  nr  (Nachraanides). 

•'^)  Wie  auch  andere,  die  den  Standpunkt  der  Haftung  non  stricti 
juris  'IKI  ixb  K^TISi^ifc'  vertreten,  notwendig  die  idealistische  oder  Willens- 
theorie der  Zwangsvollstreckung  teilen,  ergibt  eine  richtige  Würdigung 
der  zur  Diskussion  gestellten  Frage  Samuels,  welcher  seinerseits  die 
Ansicht  Haftung  non  stricti  juris,  '1K"r  IK^  «TSy^  vertritt  (B.B.  42a, 
157  a,  175b,  Kid.  13  b,  B.K.  104  a,  Erachin  6  b  sq.),  woher  die  vertrags- 
mäßige generalhypothekarische  Haftung  des  zukünftigen  Erwerbs  ihre 
juristische  Lebensfähigkeit  nehme  (1.110  r\:p'\  '':p^X1  bKlÖ'iT  "«I^n  , Samuel 
fragte,  wie  ist  es,  wenn  er  ihm  im  voraus  verpfändet  hat?"  B.B.  157  a). 
Zwar  sei  dieser  Erwerb  zweifellos  dem  Zugriff  des  Gläubigers  ausgesetzt, 
wenn  er  sich  in  der  Hand  des  Schuldners  befindet,  wie  Samuel  nach 
der  Formulierung  der  Frage  annimmt  (so  faßt  auch  Goldschmidts 
Uebersetzung  a.  a.  0.  Anm.  557  Samuels  Frage  auf).  Für  diesen  Fall 
bereitet  also  die  juristische  Konstruktion  keine  Schwierigkeiten  oder 
doch  nicht  die  nämlichen  wie  für  den  Fall  einer  erfolgten  Veräußerung. 
Da  es  sich  hier  um  eine  rein  theoretische  Frage  handelt,  denn  die 
praktische  Wirksamkeit  der  die  Verpfändung  des  zukünftigen  Ervverbs 
fixierenden  Klausel  steht  fest,  so  kann  auch  nicht  der  lediglich  aus  der 
Praxis  entstandene  Begriff  der  „freien  Güter",  das  bloße  Minus  der 
„gebundenen  Güter",  für  den  ausscheidenden  Fall  die  Erklärung  geben. 
Vielmehr  hat  Samuel  bei  seiner  Frageformulierung  an  den  nach  seiner 
Ansicht  von  strengen  Rechtswegen  obwaltenden  Vollstreckungszwang 
gedacht,  für  dessen  Anwendung  die  Begründung  oder  Kichtbegründung 
einer  Haftung  bedeutungslos  ist  (vgl.  auch  unten  §  16). 

Folgt  man  allerdings  nicht  dieser  idealistischen  Theorie,   wie  die 
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Diese  Entwicklung  erhellt  deutlich  aus  der  Kontroverse^^), 
ob  der  Eigentümer,  der  nicht  persönlicher  Schuldner  ist,  zur 
Geldzahlung  berechtigt  ist  oder  zur  Hingabe  der  Immobilie 
bzw.  eines  Teils  derselben  verpflichtet  ist.  Letztere  Ansicht 
steht  auf  extrem  realistischem  Boden,  indem  sie  Haftungs- 
und Leistungsgegenstand  identifiziert,  erstere  dagegen,  natür- 
lich zum  Durchbruch  gelangte,  sieht  in  dem  Haftungsgegen- 
stand lediglich  ein  in  eventum  zu  ergreifendes  Satisfaktions- 
objekt. Das  Recht  z.ur  Geldzahlung  wurde  auch  zum  Recht 
auf  Geldzahlung,  der  Exekutionsbegriff  ethisiert. 

So  lassen  sich  also  alle  Theorien  über  die  rechtliche 
Natur  der  Exekution  im  Talmud  finden,  die  eine  nur  theo- 
retisch ausgesprochen  mit  schwacher  praktischer  Stütze ,  die 
beiden  anderen  verschiedenen  Phasen  der  Rechtsentwicklung 
zugehörig,  eine  die  andere  ablösend^'). 

2.  Die  Spezialhypothek. 

§  3. 

Begriff,  Arten  und  Entwicklung. 

Zu  der  durch  ökonomische  Faktoren  notwendig  gewor- 
denen Einbuße  der  generalhypothekarischen  Haftung  in  Be- 
ziehung   auf  ihr   Anwendungsgebiet   gesellt    sich    eine    wegen 


Tosafot,  sondern  sieht  in  den  freien  und  gebundenen  Gütern  einen 
qualitativen  Unterschied ,  so  ist  die  Frage  als  praktische ,  mit  den  ge- 
wordenen Begriffen  rechnende  anzusehen. 

36)  B.K.  96  a,  B.M.  15  b,  110  b;  vgl.  Rami  b.  Chama  Ket.  91b, 
Tos.  a.  1.  s.  V.  KT'ÖS  "'KÖ.  Der  dem  Abfindungsprinzip  zugrunde  liegende 
Gedanke  wird  von  seinem  Vertreter  Raba  (B.K.  8a,  Erachin  31b,  Ket. 
a.  a.  0.  ähnlich  in  B.K.  96  a)  so  gefaßt  mS?  b^  '^y^b  ]Wi^^  ^:dö  ÜÜ 
H'^b  XlSritt?:  „Was  hat  der  erste  dem  zweiten  verkauft?  sein  gesamtes 
Recht",  d.  h.  auch  das  ihm  zustehende  jus  solutionis.  Dieser  Streit 
wurde  später  als  auf  die  Spezialhypothek  bezüglich  ausgelegt  (vgl. 
unten  §  4). 

3')  Vgl.   noch  die  interessanten  Worte   des   R.  Tam   in  Tos.  Ket. 

86  a  s.  V.  mn  bi^nb. 
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eben  derselben  Faktoren  wohl  erwünschte  Einbuße  an  In- 
tensität. Nicht  nur  numerisch  schwanden  die  Generalhypo- 
theken und  beschränkten  sich  auf  die  Fälle,  in  welchen  der 
Begründungsakt  der  Obligation  Publizität  genoß,  sondern  auch 
in  diesen  Fällen  wurden  sie  nach  Inhalt  ^^)  und  Umfang  ^^) 
eingeschränkt. 

Der  Inhalt  der  Generalhypothek  wurde  ein  anderer 
durch  Rezeption  der  Spezi alhypothek.  Diese  hatte  von 
Haus  aus  dieselbe  absolute  Wirkung  wie  die  Generalhypothek. 
Aber  die  Herrschaft  der  letzteren  führte  im  talmudischen 
Recht  nicht  „zu  der  Auffassung,  die  auch  in  dem  Individual- 
pfandrecht  nur  einen  Titel  für  eine  besondere  Berücksichti- 
gung im  Rahmen  der  allgemeinen  Vermögenshaftung  erblickte** 
(v.  Schwind  S.  173),  vielmehr  wurde  die  theoretische  Be- 
trachtung durch  das  neue  Institut  auf  die  alte  Auffassung 
der  Sachhaftung  gestoßen,  diese  aber  nicht  etwa  generell  zu 
neuem  Leben  erweckt,  vielmehr  in  richtiger  Erkenntnis  der 
ökonomischen  Bedürfnisse  vor  der  individuellen  Sachhaftung 
bewußt  zurückgedrängt,  so  daß  eigentlich  nur  die  Spezial- 
hypothek  echtes  Pfandrecht,  die  Generalhypothek  nur  ein 
Vorzugsrecht  hinsichtlich  der  Priorität  begründet.  Diese  Ent- 
wicklung wird  der  folgende  Blick  auf  die  Quellen ,  unter 
denen  auch  für  die  Spezialhypothek^^)  die  tannaitischen  be- 
reits fließen,  lehren.  Wenn  auch  für  den  Nachweis  der  er- 
wähnten Entwicklung  die  Quellenstellen  über  die  Immobiliar- 
hypothek  zu  genügen  scheinen,  so  sind  doch  auch  zur  Kenntnis 


^^)  Vgl.  weiter  unten  und  §§  4,  18. 
39)  Vgl.  unten  §  16. 
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')  Das  Wort  ''pTlIBK  mit  oft  abweichender  Schreibweise  und  von 
den  Auslegern  des  Talmuds  meist  als  ein  zusammengesetztes  und  kor- 
rumpiertes aramäisches  Wort  angesehen ,  welches  die  Sachlage  wieder- 
gibt CKp  i<^D  nSK  , darauf  sollst  du  stehen,  daran  dich  halten"),  be- 
deutet auch  die  Urkunde,  in  welcher  ein  Gegenstand  specialiter  hypo- 
theziert  wird  (vgl.  Sabbat  79a,  B.M.  20a,  jSabbat  8,  3,  jB.M.  1,  8, 
Tosefta  B.B.  11,  6  p.  413). 
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des  Wesens  der  talmudischen  Spezialhypothek  auch  die  die 
Hypotheken  an  Sklaven  und  Mobilien  behandelnden  Sätze 
heranzuziehen. 

Die  Mischna  über  die  Sklavenhypothek  ^^)  läßt  nicht  klar 
erkennen,  ob  es  sich  um  ein  Besitzpfand  oder  ein  besitzloses 
Pfandrecht  an  Sklaven  handelt.  Die  Schwierigkeit,  die  sich 
bei  ersterer  Annahme  ergeben  würde,  die  Unwahrscheinlich- 
keit  einer  Freilassung  durch  einen  Nichtbesitzer,  würde  durch 
den  Hinweis  darauf  beseitigt  werden,  daß  auch  in  der  voraus- 
gehenden Mischna  von  einer  Auslösung,  also  einer  Befreiung 
von  nichtbesitzender  Seite  die  Rede'^^),  die  ratio  sämtlicher 
hier  im  Zusammenhang  stehender  Sätze  aber  die  Begünsti- 
gung der  Sklaven  in  dem  Sinne  ist,  daß  demselben  ein  Ueber- 
gang  in  eine  fremde  Sphäre  zugute  kommen  soll.  Selbst  wenn 
es  feststände,  daß  lediglich  eine  fremde  Rechtssphäre,  nicht 
schon  eine  andere  Machtsphäre  diese  befreiende  Kraft  haben 
würde,  so  wäre  auch  dieser  Umstand  für  den  nicht  beweisend, 
der  an  manchen  Stellen  der  tannaitischen  Quellen  ein  Eigen- 
tumspfand annimmt  "^^j,  welches  ja  auch  bei  einem  Pfandrecht 
ohne  Besitz  angängig  wäre.  In  der  Tat  spricht  nicht  nur  leise 
der  Terminus,  sondern  mit  vollerer  Beweiskraft  auch  die  von 


^')  Git.  40b  pin  n^w  i"i"irt^tri  D''*iri«b  p'imBK  ui  )i^)DV'^  "inj? 
p  iniK  ntr^iri  in^  riK  pain  obirn  pp^ri  ''jb^  k^k  Dibn  n'-^n  "inrn  pK 
i"inr^  K^K  niiiD  ij^K  ^öiK  bK^'^öj  p  prbtr  pi  ria'i  bv  "1^^  :sm3i  pnin 

„ein  Sklave,  den  sein  Herr  verpfändet  hat  und  er  hat  ihn  freigelassen, 
so  schuldet  der  Sklave  von  Rechts  wegen  nichts,  aber  wegen  der  Ord- 
nung der  Welt  zwingt  man  seinen  Herrn ,  und  er  läßt  ihn  frei,  und  er 
schreibt  eine  Urkunde  auf  seinen  Wert.  R.  Simeon  ben  Gamliel  sagt: 
er  schreibt  nicht,  sondern  er  läßt  frei".  Die  Erklärung  hierzu  s.  unten 
Anm.  47. 

^2)  A.  a.  0.  37  b    DK    ^2^r\12;^    ISJ?    ÜWb    DK    *imK"lB1    ^^VW    "l^V 

narni:?''  rjD  pm  *]3  pn  iöik  ^K^'^bi  p  pr^'^  p^i  ^2vr\'^^  «b  p^iin  p  Ditt^b 

^Ein  Sklave,  der  gefangen  ist  und  man  hat  ihn  ausgelöst,  wenn  als 
Sklave,  so  ist  er  dienstbar,  wenn  als  Freien,  so  ist  er  nicht  dienstbar. 
R.  Simeon  ben  Gamliel  sagt:  er  ist  in  jedem  Falle  dienstbar." 

'3)  Vgl.  Goldmann  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  XXI  S.  215  und 
unten  §  6. 
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der  beim  Faustpfand  konstant  wiederkehrenden  Phrase  ^^)  ab- 
weichende Redewendung  für  eine  Hypothek.  Daß  diese  Rede- 
wendung auch  nicht  eine  für  Sklavenbelastung  besondere  ist, 
ergibt  die  auch  für  diese  vorkommende,  dem  pignus  eigen- 
tümliche Formel  (Beraitha  Git.  43  b).  Daß  in  letzterem  Fall 
pignus,  im  ersteren  Fall  hjpotheca  anzunehmen  ist,  ist  aber 
nicht  nur  terminologisch,  sondern  auch  nach  dem  inneren 
Zusammenhang  der  in  unmittelbarer  Umgebung  der  ange- 
zogenen befindlichen  Vorschriften  gewiß ,  durch  welche  sich 
der  Gedanke  zieht,  daß  Entnationalisierung  der  Sklaven,  sei 
es  durch  irgendeinen  dinglichen  Rechtserwerb  eines  Nicht- 
juden,  sei  es  durch  Verlassen  des  Heimatlandes^^)  ipso  jure, 
dagegen  im  Falle  der  bloßen  Belastung,  wie  in  der  in  Rede 
stehenden  Mischna  lediglich  die  vollzogene  Freilassung  wirk- 
sam Freiheit  begründet.  Der  augeführte  Gedanke  trifft  hier 
eben  nicht  zu,  selbst  dann  nicht,  wenn  die  Belastung  zu- 
gunsten eines  Xichtjudeu  erfolgt  ist,  was  die  Gegenüberstel- 
lung dieser  sämtlichen  Vorschriften  ergibt. 

Diese  Voruntersuchung  war  zur  Verscheuchungr  begrrün- 
deter  Zweifel  an  der  Tatsache,  ob  hier  überhaupt  eine  Hypo- 
thek im  technischen  Sinne  vorliegt,  unbedingt  erforderlich. 
Auf  ihrer  Grundlage  läßt  sich  aus  eben  derselben  Mischna 
bereits  Inhalt  und  Charakter  der  Hypothek  entnehmen,  ersterer 
aus  dem  Streit  der  Tannaim  um  die  Frage  einer  Schadlos- 
haltungspfiicht  des  Hypothekengläubigers ,  welcher  nur  bei 
Vorliegen  reiner  Sachhaftung  möglich  war^^),  der  juristische 
Charakter  aber  aus  dem  Umstände ,  daß  von  selten  des 
Schuldners  eine  Freilassung  erfolgt,    daß  dem  Gläubiger  kein 


**)  "iZ  y^n  ,])2Z'r2:i  bv  inib'n.    Auch  der  Ausdruck  prz'2  i:xi'tt^  Kösr 
deutet  auf  die  hypotheca  im  technischen  Sinne. 
*^)  Vgl.  dagegen  Codex  Hammurabi  §§  15  ff. 
^«)  Vgl.  Tos.  a.  1.  41a   s.  v.  p^':^^,   ebenso   U.  Kissim  a.  1.   r^r^'J 


Das  Pfand  nach  Talraudrecht.  125 

Eigentum   an  dem  Sklaven   zusteht '^'^).     An   der  reinen  Sach- 
haftung   bei    der    Sklavenhypothek    wird    weder    im    Talmud, 


*^)  Um  letzteren  Punkt,  ob  der  Verpfänder  Eigentümer  geblieben 
sei,  besteht  denn  auch  im  Talmud  im  Laufe  seiner  Diskussion  zu  obiger 
Mischna  kein  Streit.  Würde  man  in  der  Mischna  unter  dem  „Herrn" 
jedesmal  ein  und  denselben  verstehen,  so  wäre  dieselbe  sprachlich  recht 
schwierig.  Selbstverständlich  könnte  man  dann  darunter  nur  den  Ver- 
pfänder verstehen  und  müßte  dann  gleichzeitig  interpretierend  sagen: 
Wenn  jemand  .  .  .,  so  ist  er  .  .  .  Nur  wegen  der  Ordnung  der  Welt 
zwingt  man  seinen  ihn  freilassenden  Herrn,  eine  Urkunde  über 
seinen  Wert  auszustellen.  R.  Simeon  ben  Gamliel  sagt:  er  verschreibt 
nichts,  sondern  läßt  lediglich  frei,  d.  h.  es  bewendet  bei  der  Freilassung. 
Die  diskutierenden  Lehrer  des  Talmuds  aber,  Rab  und  Ula,  stehen  auf 
dem  Standpunkt,  daß  hier  die  beiden  Herren  eine  Rolle  spielen. 
Notwendigerweise  aber  muß  der  Freilasser  Eigentümer  des  Sklaven 
sein,  da  es  sich  doch  um  unentgeltliche  Befreiung,  nicht  etwa  um  Aus- 
lösung handelt.  (Uebrigens  bedürfte  es  auch  bei  der  entgeltlichen  Aus- 
lösung durch  Dritte  noch  der  formellen  Manumission  durch  den  Eigen- 
tümer.) Als  Eigentümer  ist  aber  der  Verpfänder  zu  bezeichnen.  Aus 
dieser  seiner  Eigenschaft  würde  sich  zwar  seine  Freilassungsbefugnis 
ohne  weiteres  ergeben,  immerhin  bedarf  die  absolute  Wirksamkeit  dieser 
Verfügung  auch  dem  Gläubiger  gegenüber,  zu  dessen  Lasten  sie  erfolgt, 
einer  Erklärung,  aber  nur  dieser.  Für  diese  Ansicht,  daß  Freilassung 
die  Belastung  aufhebt,  wird  aber  kein  innerer  Grund  angegeben,  sondern 
lediglich  der  Ausspruch  eines  Späteren,  welcher  diese  mischnischen  Vor- 
schriften mit  Verbindung  von  ähnlichen  generalisiert  (vgl.  Tos.  a.  1.  s.  v. 

^npn  :  mn^''"nn  ik  nnirü  nn'^  x^ibn  "»jn  k^k  s^'vi^n  Kbn,  d.  h.  Raba 

systematisiert  hier  lediglich  tannaitische  Quellen),  so  läßt  sich  doch  aus 
der  diesen  Fällen  gemeinsamen  Natur  ihre  exzeptionelle  Beurteilung 
erklären.  Es  wird  nämlich  davon  ausgegangen,  daß  Verfügungen  nicht 
rein  privatrechtlicher  Art  über  eine  Sache ,  die  aber  das  Wesen  dieser 
Sache  als  solcher  ändern,  auch  dem  Gläubiger  gegenüber,  zu  dessen  Un- 
gunsten sie  erfolgen,  absolut  wirksam  sind  (vgl.  jGit.  4,  4  Tos.  a.  1.  s.  v.  zit.). 
Die  je  nach  der  Art  der  Sache  in  verschiedener  Weise  (*n*intt^  ,  püh  ,  '\2^^pTl 
Sacrales,  Gesäuertes  am  Passahfest,  Manumission)  aber  eingetretene 
religiöse  Umwertung  der  Sache,  die  Unterwerfung  unter  neue  Vor- 
schriften namentlich  religiöser  Art,  hat  auch  die  Aufhebung  der  Haftung 
an  derselben  zur  Folge.  Der  Schuldner  kann  ändern,  der  Gläubiger 
aber  die  andere  Sache  als  Satisfaktionsobjekt  in  Anspruch  nehmen. 
Im  Gegenteil,  er  wird  gezwungen,  ebenfalls  freizulassen,  um  Zweifel  über 
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noch   in    seinen    Kodifikationen"^^)    abgegangen.     Mit   Wegfall 
der  Pfandsache  erlischt  die  Obligation,  es  bleibt  lediglich  eine 


den  Rechtszustand  zu  vermeiden  (.TK  "'n^J?  ib  "IttK^I  p't'S  ::X\*!2''  Kt:^'). 
Diese  Ansicht  kommt  allerdings  mit  der  Sprache  der  Mischna  stark  in 
Konflikt.  Es  bleibt  ihr  für  den  2.  Teil  derselben  nur  eine  sehr  ge- 
zwungene Erklärung  offen,  die  hier  nicht  weiter  interessiert. 

Es  sei  nur  noch  die  Ansicht  des  U 1  a  kurz  erläutert.  Danach  ist 
die  Freilassung  durch  den  „zweiten  Herrn",  d.  h.  den  Hypotheken- 
gläubiger   erfolgt.     Da   dieser   aber   nicht   Eigentümer   ist   (vgl.    Raschi 

Git.  40  b  s.  V.  ü?-:pn  Ket.  59  b  s.  v.  yrin  t  r^m  Crr'?  ^TniEK  liran  nrir 

p3ira  1T2  1*lCJ:r),  indessen  der  Sklave  durch  jene  Manumission  in  den 
Ruf  eines  Freien  gekommen  ist,  so  entspricht  dem  favor  libertatis  die 
Erzwingung  der  Freilassung  von  dem  Eigentümer,  „dem  ersten  Herrn". 
Der  nach  der  Mischna  dem  Gläubiger  zu  leistende  Ersatz  ist  nach  den 
verschiedenen  Ansichten  von  den  Sklaven  oder  von  dem  Manumissor 
zu  gewähren,  je  nachdem  man  die  Ansicht  des  Tanna  anonymua  oder 
des  R.  Simeon  ben  Gamliel  zugrunde  legt.  Wenn  in  der  Gemara  die 
Kontroverse  mit  der  Bemerkung  geschlossen  wird,  daß  dieselbe  in  dem 
Sinne  eine  terminologische  sei,  daß  der  Hypothekar  von  der  einen  Seite 
nur  —  wobei  wiederum  feststeht,  daß  nach  der  Auffassung  des  Talmuds 
in  der  Mischna  notwendig  mehrere  Personen  bei  der  Manumission 
handeln  müssen  —  in  dem  „Dominus",  von  der  anderen  Seite  nur  in 
dem  Manumissor  gesehen  werde    C:z'  ^^b    •'.^K    n^r    "^.^K    üb    i:"^    i^^l^ 

r\b  r'-.p  ^nnz'^  ^iz*  "]b  ^.^k  xb'.yr  ij^k  nb  a^v^  ^kd  nm  rb  r.^'^^p  inn), 

so  ist  daraus  nicht  etwa  zu  folgern,  daß  die  eine  Seite  dem  Hypothekar 
Eigentum  zuspreche.  Das  Gegenteil  folgt  vielmehr  aus  dem  für  die 
Ungültigkeit  der  von  ihm  ausschließlich  vorgenommenen  Freilassung 
geltend  gemachten  Grund,  dem  trotz  der  letzteren  gebliebenen  Mangel 
religionsgesetzlicher  Verpflichtung  der  Sklaven.  IS'ur  durch  Manumission 
des  Eigentümers  wird  er  als  Freier  dem  Religionsgesetze  unterworfen. 
Die  Halacha  schließt  sich  in  der  Auslegung  der  Mischna  der  Erklärung 
von  R  a  b  an  und  entscheidet  in  dessem  Sinne  zufolge  besonderer  Regel 

(n:mK  n-^xm  pTati  nnra  y'in  iniös  r,2bn  linr^rös  ynm  njrr  j2"d, 

z.  B.  Git.  75  a  B.M.  38  b  u,  a.)  nach  R.  Simeon  ben  Gamliel  (vgl.  Alfasi 
a.  1.,   Maim.  Malve  18,  6,    dagegen   Rabed    a.  1.    freilich    ohne    inneren 
Grund,  Ch.M.  117-  6).   ist   also  damit  in  Wahrheit  zu  dem  Standpunkt 
des  Tanna  anonymus  nach  der  obigen  Interpretation  zurückgekehrt. 
*^)  Vgl.  Anm.  47  und  unten  §  4. 
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Deliktsobligation  übrig,  deren  Rang  sich  nach  Späteren  ^^)  nach 
dem  tatsächlichen  Datum  ihrer  Entstehung  bestimmt ^^)» 
Die  reine  Sachhaftung  begegnet  auch  bei  der  Immobiliar- 
hypothek.  Ob  die  Quellen  diese  meinen,  ist  nur  dann  un- 
zweifelhaft, wenn  für  den  Fall  des  Untergangs  der  specialiter 
hypothezierten  Sache  die  generalhypothekarische  Haftung  aus- 
geschlossen wird*''^).    Wird  dagegen  ein  Untergang  durch  die 


*^)  Vgl.  im  Thur  Ch.M.  117  die  Zitate. 

^^)  Dagegen  sei  nochmals  betont,  daß  weder  nach  dem  Recht  der 
Mischna  noch  der  Gemara  der  Gläubiger  Eigentümer  der  Sklaven  ge- 
worden ist.  Das  ergibt  die  dem  Schuldner  verbliebene  Freilassungs- 
befugnis. Daß  diese  nicht  etwa  eine  Anwendung  von  einer  die  Un- 
mittelbarkeit der  Hypothek  ausschließenden  Regel  ist,  folgt  sowohl  aus 
dem  Zusammenhang,  in  welchem  sich  die  Vorschrift  findet  (s.  oben),  als 
aus  folgender  Beraitha  nnHV^rö  )^in^^  *113Ü  U^«  1^30  ^p^ms«  in^tt?  n^^)V^ 
(ein  verkauftes  hypotheziertes  Feld  ist  nicht  verkauft,  ein  freigelassener 
hypothezierter  Sklave  ist  freigelassen),  d.  h.  rechtsgeschäftliche  Ver- 
äußerung ist  unschädlich,  nicht  dagegen  absolute  Statusänderung,  Frei- 
lassung. 

^0  Git-  41a.    ^öK  ^,"!0  natfitri  D^^hKb  ^p'^r-A^ii  inTit?  nts^ij?M  ^^n^x 
raij  "ittK  b«iX2tyi   mnKi   d^dso   ^k'^tü   nmji   ij'^k   pm-'   i"k   hkj   "i^au? 

Ü^D^i  IKTTXi.  (Wenn  jemand  einem  anderen  sein  Feld  hypotheziert 
und  ein  Strom  schwemmt  es  weg,  so  sagt  Ami  Schapir  Naa  im  Namen 
von  R.  Jochanan,  er  könne  nicht  von  den  anderen  Gütern  einfordern, 
während  der  Yater  von  Samuel  lehrt,  er  könne  es),  ferner  1.  c.    nk£^1J?.1 

Ü^ü:::  "IK'iTÜ  nm:i  iri<  11Ö  K^K  pj^na  (Wenn  jemand  einem  anderen 
sein  Feld  hypotheziert  und  ein  Strom  schwemmt  es  weg,  so  kann  er 
von  den  übrigen  Gütern  einfordern.  Wenn  er  ihm  aber  gesagt  hat,  du 
sollst  nur  von  diesem  [sc.  Felde]  Befriedigung  erhalten ,  so  kann  er  es 
nicht.)  Im  Talmud  1.  c.  wird  scheinbar  zur  Frage  der  Sachhaftung  noch 
die  in  Anm.  53  an  erster  Stelle  zitierte  Beraitha  herangezogen.  Indessen 
bekundet  diese  keineswegs  etwas  über  die  Art  der  Haftung  als  solcher, 
vielmehr  lediglich  über  die  Stellung  der  Spezialhypothek  zu  den  General- 
hypotheken. Sie  enthält  nicht  eine  Lösung  des  Problems  des  der 
Spezialhypothek  zugrunde  liegenden  Haftungsbegriffes,  befaßt  sich  viel- 
mehr mit  deren  Wirkungen  gegenüber  den  sonstigen  Generalhypotheken 

(Raschi  s.  v.  "iKtt^H  |ö  pmj  fm  i^K  n«  131Ö  niT'T'  Dx  iiaibD  d^dd:  "iKi^ö  pmj , 

ebenso  Tosafot  s.  v.  pS'lJl.  Nur  zu  der  strittigen  Auslegungsfrage  (s. 
unten  Anm.  59)  wird  sie  in  der  Diskussion  auch  wohl  herangezogen. 


128  Flörsheim. 

dafür  feststehende  Formel  ^-j  nicht  erwähnt,  so  läßt  sich  über 
die  Haftungsform  als  solche  nichts  aussagen.  Vielmehr  wird 
in  diesem  Falle  lediglich  das  Verhältnis  der  Spezialhypotkek 
zu  den  sonst  bestehenden  Generalhypotheken  festgelegt  ^^)^ 
welches  sich  aus  der  Rechtsnatur  der  begründeten  speziellen 
Hypothek  ergibt  ^^). 


*2)  Vgl.  Anm.  51. 

53)  Vgl.  1.  c.  "iKtTü  pmj  n':;ii  n^inabi  n":?3b  •^f^^msK  i.-rnz?  n-^i^n 
"ni^nb  ntrK  br  nan^  pKti:?  c^an:  iK-^rö  nmj  n":?n  n^iK  i"n^^  d'^ddj 

pj''1  Tin  bj?.  Wenn  jenaand  seinem  Gläubiger  für  eine  Schuld  und 
seiner  Frau  für  die  Rückgabe  der  Morgengabe  ein  Feld  hypotheziert, 
so  können  dieselben  von  anderen  Gütern  einfordern,  R.  Simeon  ben 
Gamliel  sagt:  der  Gläubiger  fordert  von  anderen  Gütern  ein,  die  Frau 
nicht,  da  es  nicht  die  Art  und  Weise  der  Frau  ist,  sich  bei  den  Gerichten 
zu  bemühen ,  vgl.  ferner  j  Jebam.  7,  1.  Danach  reiht  sich  die  Spezial- 
hypothek  in  die  Reihe  der  sonst  bestehenden  Generalhypotheken  ein- 
fach ein.  Nur  im  Falle  keiner  erfolgten  Veräußerung  des  specialiter 
hypothezierten  Grundstücks  hat  Gläubiger  eine  bevorzugte  Befriedigung 
aus  demselben.  Lediglich  der  für  die  auf  Restitution  der  Morgengabe 
begründeten  Spezialhypothek  will  R.  Simeon  ben  Gamliel  eine  Befrie- 
digung extra  ordinem  gewähren.  Hier  erhebt  sich  für  einen  bestimmten 
Fall  aus  der  Mitte  der  vielen  Vorzugsrechte  ein  wahresPfandrecht. 
Deutlicher  tritt  diese  Tendenz  in  einer  anderen  Beraitha  hervor  (jJebam. 
7,  1,  zit.  in  Alfasi  Gitin  a.  1.):   1K  nrOlflDn   H^rKb   ''p'^mEK  "IHT^?   ntrirn 

n'krKb   'ittix   y'Dr*i    löi'r"?    •ki'in^    npi'^m    n^nrö    n"i2öT   ninn   n^ra"? 

Wenn  jemand  sein  Feld  seiner  Frau  zur  Sicherstellung  ihrer  Morgengabe 
hypotheziert,  oder  einem  Gläubiger  für  eine  Forderung  und  er  verkauft 
es,  so  ist  es  verkauft  und  der  Käufer  soll  sich  vorsehen.  R.  Simeon 
ben  Gamliel  sagt:  Hinsichtlich  der  Frauenforderung  ist  es  nicht  ver- 
kauft, da  er  nicht  die  Absicht  hatte,  daß  sie  sich  bei  den  Gerichten 
bemühe.  Diese  Beraitha  gibt  nur  konkret  den  abstrakten  Inhalt  der 
ersteren  wieder. 

5^)  Vgl.  oben  die  Ausführungen  zur  Sklavenhypothek  (dazu  jGit. 
4,  4  P'ne  Mose  a.  1.).  Die  Spezialhypothek  verleiht  dem  Gläubiger  kein 
Eigentum  an  der  Sache,  wohl  aber  alsbald  ein  anders  geartetes  Recht 
als  an  einer  bloß  generell  hypothezierten  Sache.     Vgl.  unten. 

Schwierigkeit  bereitet  das  Vorkommen  einer  Spezialhypothek  für 
die  Morgengabe  überhaupt,  da  doch  generalhypothekarische  Haftung 
dafür  obligatorisch  ist.    R.  Ascher  a.  a.  0.  c.  37  meint,  daß  bloße  Sach- 


Das  Pfand  nach  Talmudrecht.  129 

Aus  diesem  Verhältnisse  ergibt  sich  die  hohe  wirtschaft- 
liche Bedeutung  der  Spezialhypothek  im  Gefüge  des  general- 
hypothekarischen Haftungssystems.  Letzteres  sank  vollends 
zu  einer  Prioritätsordnung  herab,  dagegen  die  Spezialhypo- 
thek zunächst  nur  für  besondere  Fälle  (nach  R.  Simeon  ben 
Gamliel)  ^•''),  alsdann  allgemein  ein  Absonderungsrecht  ge- 
währte. Hier  findet  der  prior  creditor  keine  Berücksich- 
tigung mehr,  der  Eigentümer  mit  seiner  Einrede  der  Yoraus- 
klage^^)  kein  Gehör,  die  speziell  hypothezierte  Immobilie  gilt 
gleichsam  noch  als  freies  Gut  des  Schuldners.  Zunächst  galt 
zwar  der  Verkauf  der  speziell  hypothezierten  Immobilie;  war 
sie  jedoch  zur  Sicherung  der  Forderung  auf  Rückgabe  der 
Morgengabe  bestellt,  so  sollte  nach  einem  Tanna  aus  Billigungs- 
gründen, von  denen  der  angegebene  („sie  solle  sich  nicht  bei 
den  Gerichten  so  viel  bemühen")  aber  nur  ein  Glied  aus  deren 
Kette  ist,  der  Verkauf  ungültig  sein  (Tos.  s.  v.  n^^K).  Diese 
Normierung  findet  sich  in  einer  späteren  Beraitha  auf  jede 
Spezialhypothek,  gleichgültig  zur  Sicherung  welcher  Forde- 
rung bestellt,  übertragen.     Eine  vermittelnde  Meinung  nimmt 

indessen  im  schuldnerischen  Interesse  resolutiv  bedingten  Kauf 
an  5  7)  58)^ 


haftung  für  den  Fall  des  Unterganges  eine  in  der  Tat  unzulässige  Stipu- 
lation wäre.  Hier  sei  aber  nur  der  Fall  der  Veräußerung  getroffen. 
Indessen  ist  jedoch  die  reine  Sachhaftung  für  den  letzteren  Fall  aus- 
gesprochen. Aber  die  Spezialhypothek  —  so  läßt  sich  wohl  sagen  — 
bedeutet  nicht  eine  Schwächung  der  rechtlichen  Position  der  Ehefrau 
(nma  nt"i  i^h).    Vgl.  Maim.  Mechira  30,  3;  E.H.  90,  17;  B.Sch.  a.  1.  57 

meint  '^i^^s,:!  nhK  rp"ip  nb  nn^ü  ö"ü  VD33  b^  bv  «""in  .imn3  Tor^^y  :"Vi<. 

^5)  Vgl.  Anm.  58. 

°^)  müj'?  Dipü  "^b  Tinjn    „ich   habe   dir  einen  Platz  gelassen  ein- 
zufordern". 

57)  Schebiith   10,   1.     i^HK    O    r:^2Ö1    'Tjbm    )^'2r\b    in^tT   "lärtTön 

r^iT\  p  ''DI''  i"n  ri^b^^n  ^rw^b  n^iiDö  irK  "iüik  ••dv  •'i  nnrtrS  h^idö  iüi« 
in^*i::."i'?  b^::^  nntr  in''"Qnb  biD^  irK  "nir. 

5')  Die    Anerkennung    der    befristeten    Eigentumsübertragung    für 
diesen    Fall    hatte    somit    einen    doppelten    Vorteil.      Sie    beließ    dem 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXXII.  Band.  9 
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Diese  im  jerusalemischen  Talmud  sich  vollziehende  Ent- 
wicklung ist  wohl  als  eine  Folge  der  reinen  Sachhaftung  der 
Spezialbypothek  anzusehen.  Daß  dies  speziell  in  Palästina  als 
Regel  obwaltete,  ist  aus  einer  Diskussion  zwischen  einem  An- 
gehörigen der  palästinensischen  Schule  und  einem  Babylonier 
zu  entnehmen.  Im  Lande  des  letzteren  war  bei  Begründung 
einer  Hypothek  im  Zweifel  neben  der  besonderen  Sachhaftung 
auch  die  übrige  Haftung  nicht  ausgeschlossen,  in  Palästina 
dagegen  bloße  Sachhaftung  anzunehmen.  In  Babylonien  be- 
durfte es  zur  Begründung  reiner  Sachhaftung  einer  beson- 
deren Klausel  ^^).  Die  reine  Sachhaftung  aber  knüpfte  das 
Schicksal   der  Hypothek   an  den  Bestand    der  Pfandsache    zu- 


Schuldner eine  wenn  auch  beschränkte  Verfügungsbefugnis,  dem  Gläubiger 
aber  war  ein  ausschließliches  Recht  an  der  Sache  gegeben.  Die  Ver- 
wirklichung desselben  konnte  ihm  auch  nicht  etwa  in  der  Weise  un- 
möglich gemacht  werden,  daß  ein  im  Range  vorstehender  Gläubiger 
(Generalhj^pothekar)  bei  inzwischen  eingetretener  Fälligkeit  seiner  Forde- 
rung die  specialiter  hypothezierte  Immobilie  als  Satisfaktionsobjekt  ver- 
wendete. In  dieser  Befürchtung  hat  wohl  R.  Jose  (vgl.  A.  57)  auch 
einen  Verkauf  auf  Zeit  nicht  für  gültig  erklärt.  Lediglich  der  dritte 
Erwerber  war  schlechter  gestellt  als  der  eines  generell  hypothezierten 
Grundstücks.  Hatte  er  im  letzteren  Falle  die  Einrede  der  V'orausklage, 
so  war  ihm  diese  hier  versagt.  Daher  heißt  es:  „er  solle  sich  vorsehen" 
(jJebam.  1.  c.  IÖIT'?  U^IH^  nplbm).  Man  vergleiche  auch  Köhler  und 
Ungnad,  Hundert  ausgewählte  Rechtsurkunden  aus  der  öpätzeit  des 
babylonischen  Schrifttums  von  Xerxes  bis  Mithridates  II.  (485 — 93  v.Chr.), 
die  in  den  Urkunden  16,  17,  18,  20,  22,  23  stets  wiederkehrende  Formel: 
Das  Grundstück  steht  als  Pfand  zur  Verfügung  des  Pfandgläubigers. 
Ein  anderer  Gläubiger  wird  darüber  keine  Macht  haben,  bis  der  Pfand- 
gläubiger seine  Schuldforderung  erhält.  Die  Urkunden  stammen  aus 
der  Zeit  Darius  II.  (424 — 405).  Durch  diese  Formel  wird  offenbar  auch 
nur  eine  resolutiv  bedingte  Veräußerung  zugelassen;  vgl.  Rabel,  Ver- 
fügungsbeschränkungen des  Verpfänders  1909  p.  82  sq. 

^«)  Git.  41a  ■'^x  nno  .nEtfltt?i  ü^irtiib  •'iTmax  ihYiT  nrirn  nisn^K 
*h::k  :"t^  n^ij  "ick  bKiö-^ri  mnKi  3"tt?ö  nmj  ir«  pnv  Tk  n«:  "ristr 
p^r^r  i<bi  srr^'kT  lüK  Kin  hk:  n^B^y   ^öki  Dir»  pnr  "in  ]^n:  21 

IlS:  K^K  pr'IS  l"?  K.T'  Xb»  b"K"I  n^nrö'»iy  ü:^nn.  Die  Uebersetzung 
8.  oben  Anm.  51. 
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nächst  negativ,  indem  mit  Untergang  der  letzteren  die  Hypo- 
thek erlosch,  allmählich  aber  auch  positiv,  indem  die  Ver- 
äußerung der  Sache  für  den  Gläubiger  nicht  mehr  einen 
Untergang  im  Sinne  eines  Aufgehens  in  die  große  Masse  der 
Generalhypotheken  bedeutete ,  vielmehr  seine  Hypothek  der 
Sache  unter  allen  Umständen  und  in  jeder  Beziehung  folgte. 
Nur  die  tatsächliche,  nicht  die  Rechtslage  ist  für  den  Gläu- 
biger von  Interesse,  nur  der  Bestand  als  solcher,  nicht  in 
seinen  konkreten  juristischen  Beziehungen.  Mag  eine  erfolgte 
Veräußerung  der  Sache  unbedingt,  bedingt  oder  nicht  gelten, 
sie  ändert  an  dem  Zugriffsrecht  des  Gläubigers  nichts. 

Der  Behauptung,  daß  eine  Diskrepanz  in  der  Behand- 
lung der  Hypothek  zwischen  jerusalemischem  und  babyloni- 
schem Talmud  in  dem  bezeichneten  Sinne  bestehe,  steht  auch 
nicht  eine  scheinbar  mit  der  babylonischen  Regelung  überein- 
stimmende Stelle  des  jerusalemischen  Talmuds  entgegen  ^°). 
Diese  Stelle  hat  aber  als  Voraussetzung  nicht  Untergang  der 
Sache,  vielmehr  Veräußerung.  Für  letzteren  Fall  mußte  wohl 
noch  längere  Zeit  die  ausschließliche,  aber  unter  allen  Um- 
ständen platzgreifende  Haftung  der  Pfandsache  vereinbart 
werden,  aber  der  Nachdruck  liegt  nicht  auf  dem  Ausschluß 
aller  weiteren  Haftung,  sondern  auf  dem  absoluten  Charakter 
der  begründeten  Haftung.  Die  Formel  ist  dieselbe  geblieben, 
aber  ihre  Bedeutung  hat  sich  nach  Voraussetzung  und  Wir- 
kung gewandelt.  Sie  will  nicht  mehr  für  den  Fall  des  Unter- 
gangs die  bloße  Sachhaftung  als  solche  begründen,  die  sich 
jetzt  von  selbst  versteht,  vielmehr  für  den  Fall  der  Veräuße- 
rung die  Unmittelbarkeit  der  Spezialhypothek ,  ihre  Unab- 
hängigkeit von  allen  Generalhypotheken  fixieren.  Alsbald  kam 
aber  auch  die  Formel  in  dieser  Bedeutung  vermöge  still- 
et') jSchebiith  10,  1  iinjib  :i:ii  dk  ri^a^i  intrKb  riTii^  "irirvt^ön 

nittö  nb«  nni.T  nj^K  b"i< 
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schweigender,  inhaltlich  identischer  Parteienabsicht  in  Wegfall. 
So  steht  diese  Stelle  mit  der  Behauptung,  daß  die  reine  Sach- 
haftung die  Erhebung  der  Spezialhypothek  zum  echten  Pfand- 
recht im  Gegensatz  zu  den  zu  bloßen  Vorzugsrechten  degra- 
dierten Generalhypotheken  ermöglichte,  nicht  nur  nicht  in 
Widerspruch,  indem  sie  etwa  die  ex  lege  eintretende  bloße 
Sachhaftung  überhaupt  leugnet,  sondern  bestätigt  die  be- 
hauptete Entwicklung,  indem  sie  eine  mittlere  Phase  in  der- 
selben zum  mindesten  andeutet.  Diese  Entwicklung  ist  auch 
durchaus  verständlich,  da  die  Heraushebung  der  Spezialhypo- 
thek aus  dem  generalhypothekarischen  Haftungssystem  und 
die  dadurch  von  selbst  gegebene  Modifizierung  desselben  sich 
nur  allmählich ,  zögernd  vollzogen  haben  kann.  Die  Ver- 
äußerung soll  nur  bedingt  oder  überhaupt  nicht  gültig  sein. 
Die  speziell  hypothezierte  Immobilie  wird  als  zu  dem  Gläu- 
biger in  einem  dem  Eigentum  ähnlichen  Verhältnis  stehend 
angesehen  ^^). 

Die  befristete  Veräußerung  ist  im  Ausgleich  der  beiden 
Extreme,  die  sich  im  babylonischen  Talmud  gegenüberstehen, 
im  jerusalemischen  Talmud  die  alleingültige  geworden  ^2). 

§  4. 
Endgültige  Gestaltung. 

Die  endgültige  Gestaltung  ist  durch  die  Dezisoren  keines- 
wegs  einheitlich  erfolgt.     Die   beiden  Institute   der  Hypothek 


^^)  Daher  unter  den  Späteren  kontrovers,  ob  auch  bei  der  Im- 
mobiliarhypothek  der  Grundsatz  gilt  \M'C^  rr:ip  n"j?2.  Vgl.  z.  B.  Tos. 
Ket.  55  a  s.  v.  n^'^bl  t  Vr^ra  "|b  .T'^'iJp  ib  "lölKS  ^'H :  R.  Ascher, 
B.il.  c.  39. 

^2)  Das  folgt  ohne  weiteres  aus  der  ohne  Zusatz  erfolgenden  Heran- 
ziehung der  letzten  Beraitha  (Git.  41a)  —  hier  wird  vom  jerusalemischen 
Talmud  hinzugefügt  pDÜ  xb  CK  bnX  ]'^^'P  pK  nr^^b  p2J2V2  ^IH 
pro  frK  rT^b.  Diese  auch  von  den  Tosafot  a.  1.  s.  v.  ntTK  und 
Alfasi  zitierten  Worte  werden  später  allgemein  kodifiziert  (vgl.  Beth 
Joseph  Ch.M.  117). 
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und  der  Grundschuld  (nach  heutiger  Terminologie)  bleiben  ge- 
trennt bestehen.  Erstere  gilt  im  Zweifel  als  gewollt,  letztere 
als  nur  auf  besondere  Vereinbarung.  lieber  den  Inhalt  der 
Institute  herrscht  Uebereinstimmung  nur  hinsichtlich  der  bei 
Untergang  der  Pfandsache  eintretenden  verschiedenen  Rechts- 
folgen. Im  übrigen  besteht  Streit.  Es  lassen  sich  namentlich 
drei  Hauptansichten  unterscheiden. 

I.  Maimonides  ^^).  Nach  ihm  hat  die  Spezialhypothek 
eine  verschiedene  Bedeutung,  je  nachdem  der  Eigentümer  der 
Sache  persönlicher  Schuldner  ist  oder  nicht.  Im  ersteren  Falle 
kann  der  Gläubiger  trotz  Bestehens  der  unbeschränkt  säch- 
lichen Haftung,  also  sowohl  der  Grundschuld-  als  der  Hypo- 
thekengläubiger i.  e.  S.  niemals  auf  eine  andere  Sache  ver- 
wiesen werden,  wie  anderseits  auch  ein  prior  creditor,  der 
von  freien  Gütern  einfordert,  nicht  die  Spezialhypothek  an- 
greifen kann  (Bach  ad  Tur  117  Note  1).  Er  wird  also  in 
erster  Linie  in  Geld,  in  zweiter  aus  dem  speziell  verpfändeten 
Grundstück,  in  eventum,  d.  h.  wenn  das  bei  der  Hypothek 
i.  e.  S.  zur  Befriedigung  nicht  ausreicht,  aus  den  übrigen  von 
der  generalhypothekarischen  Haftung  ergriffenen  Gütern  nach 
allgemeiner  Regel  befriedigt.  Ist  der  Eigentümer  nicht  der 
persönliche  Schuldner,  so  hat  dieser  auch  bei  der  Hypothek 
i.  e.  S.  nicht  die  Einrede  der  Vorausklage  in  Beziehung  auf 
die  Rechtsnachfolger  ^^),  mit  anderen  Worten,  die  Einrede  be- 


63)  Malve  18,  4:  KS^tt^DI  nilDÖ  fn  n"13Ü1  ♦  ♦  ♦  ^,Tmsx  IM^IU^  .itt^^; 
n^iDö  nrK  üb^v  "i3ü^  n"i2)a  bnx 

^*}  R.  Nissim  a.  a.  0.  Es  sind  im  talmudisehen  Recht  zwei  ex- 
ceptiones  excussionis  zu  unterscheiden.  Beide  sind  exceptiones  ex- 
cussionis  realis,  da  als  in  subsidium  verpflichtet  stets  die  ZugrifFsobjekte 
selbst  gedacht  werden.  Die  eine  ist  die  gegenüber  dem  Hypothekar 
vom  Eigentümer  entgegengesetzte  Einrede  mSJlb  DIpÖ  *]b  Tinon  „Ich 
habe  dir  einen  Platz  zur  Einziehung  gelassen",  d.  h.  als  ich  erwarb, 
hatte  der  Aiiktor  noch  andere  Güter.  Geh  zu  denen,  die  in  diese  suk- 
zediert  sind.  Sie  soll  der  Kürze  halber  exceptio  excussionis  ratione 
successorum  im  Gegensatz  zu  der  dem  Grundsatz  D^^n^ltT^  D^DDJÖ  p2i:  r« 
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steht  nur  solange  noch  freie  Güter  vorhanden  sind.  Außer- 
dem mangelt  ihm  nach  unbestrittener  Ansicht  das  jus  solutionis 
bei  der  Grundschuld.  Das  Eigentum  einer  speziell  hypothe- 
zierten  Sache  kann  nur  resolutiv  bedingt  übertragen  und  er- 
worben werden.  Die  Bedingung  ist  eingetreten,  wenn  der 
Gläubiger  die  einer  Einrede  nicht  ausgesetzte^^)  Exekution 
betreibt  ^^).  Ein  unbedingt  erfolgtes  Veräußerungsgeschäft  in 
Ansehung  einer  speziell  hypothezierten  Sache  wäre  wegen 
des  durch  den  Ausschluß  der  vorbezeichneten  Einrede  dem 
Erwerber  drohenden  Nachteils  ^^)  ungültig.  Vielmehr  muß 
das  belastete  Grundstück  als  solches  bezeichnet  werden ;  die 
genannte  Wirkung  tritt  dann  dem  Erwerber  gegenüber  ipso 
jure   ein. 

II.  Tur^^).  Es  ergeben  sich  gegenüber  der  Meinung 
des  Maimonides  drei  Abweichungen: 

a)  Ist  der  Eigentümer  der  persönliche  Schuldner,  so  kann 


|mn  •':S  tr^U?  CipiSS  („Man  fordert  nicht  von  belasteten  Gütern  ein, 
wo  freie  vorhanden  sind")  entspringenden  exceptio  excussionis  ratione 
debitoris  genannt  werden.  Letztere  findet  nur  bei  der  Grundschuld 
keine  Anwendung  (vgl.  S'ma.  117  Note  8). 

65)  Vgl.  Anm.  64. 

66)  So  Maimonides  in  Interpretation  des  oben  zitierten  Talmud 
jer.  Trotz  des  Wortlautes  der  in  Anm.  63  zitierten  Stelle  wird  man 
nicht   befristetes ,    sondern   bedingtes  Rechtsgeschäft   annehmen  müssen. 

6")  So  hieß  es  ja  im  Talm.  jer.  Ittl'r':'  t'in*'  nplbm ;  vgl.  Magid 
Mischna  a.  1.     Ferner  Hamaor :    r>2rir   n"2   C'Cr:    iZnb   n^rs'  S^HT"  tTITB 

6^)  Der  Sch.A.  hat  keine  bestimmte  eigene  Ansicht,  kodifiziert 
vielmehr  die  verschiedenen  Ansichten.  Die  Formulierung  des  Tur  117 
am  Anfang  lautet:   ims*  r*l£K    «b    CS*    l'?    nXiXr    CnD    'K    imr    .r^nr" 

r^.'ii  ri^r^ii  n"n  ib  ki'^^  xb  cxi  tk:  dk  rpit:  ir«  n"2  ü:i^''v  ]i2i  bz^ 
■»pwe«  TKrr  D'or:  ns*rn  •ipbc'?  b)2^  n^irö  iib'^  iTn  K\-!rr  rxi 
3"KK  y'z'Z  ipbcb  biz^  -irK  '",7!2  iibi^  pr^s  "^b  Kn^  xb  b"Ktr  -^-iiBD 
n^r!2  CK!  :"''r!2  r,2::  'rx  "i,-;  r£t:-^'  i;s:!2  *.pbDb  b)2^  nr^-ty  nra  fr' 
nsiTj}  E"r?2;  r^rm  prnsn  (?2:  v'^s;  iv  niiDSD  rn  nnKb  nj3'»rö  iK 
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er  nur  bei  der  Grundschuld  den  Gläubiger  auf  nicht 
andere  als  das  mit  derselben  belastete  Grundstück  ver- 
weisen. 

b)  Ist  der  Eigentümer  nicht  der  persönliche  Schuldner, 
so  hat  er  bei  der  Hypothek  die  Einrede  der  Voraus- 
klage in  jeder,  bei  der  Grundschuld  in  keiner  Be- 
ziehung^^). 

c)  Die  Uebertragung  des  Eigentums  an  der  belasteten 
Sache  kann  bei  der  Hypothek  unbedingt,  muß  bei  der 
Grundschuld  bedingt  erfolgen.  Das  gleiche  gilt  von 
der  weiteren  Verpfändung. 

ni.  Die  schwierige  Formulierung  des  Tur,  nach  welcher 
ein  Unterschied  zwischen  Spezialhypothek  und  Generalhypothek 
in  wörtlicher  Auffassung  gar  nicht  zu  konstruieren  ist,  wird 
vielleicht  durch  eine  merkwürdige,  sehr  alte  Aeußerung  über  die 
Spezialhypothek  klar.  Letztere  soll  in  der  Einräumung  des 
Fruchtgenusses  nach  einem  bestimmten  Modus  bis  zu  einer  be- 
stimmten Zeit  bestehen,  wo  die  Exekution  stattfindet.  Sie  trete 
dadurch  in  Gegensatz  zu  dem  gewöhnlichen  Grundstückspfand, 
Amortisationspfand,  „wo  von  einer  Exekution  überhaupt  nichts 
erwähnt"  "^^j.  Danach  wäre  das,  was  oben  Spezialhypothek 
genannt  wurde,   nichts  anderes  als  eine  besondere  Art'^)  des 

^^)  Derischa  und  Bach  a.  a.  0.  meinen  zwar,  daß  Tur  in  diesem 
Punkte  mit  Maim.  einer  Meinung  ist.  wie  auch  der  Wortlaut  ergeben 
könnte,  also  auch  bei  der  Hypothek  i.  e.  S.  die  exceptio  excussionis 
ratione  successorum  ausschließen  würde.  Diese  Annahme  ist  aber  des- 
halb schwierig,  weil  Maim.  nur  durch  seine  Lehre,  es  käme  auch  bei 
der  Hypothek  nur  eine  bedingte  Uebertragung  zustande,  zu  der  Kon- 
sequenz des  Ausschlusses  dieser  Einrede  kommt.  Diesen  Grundsatz 
vertritt  Tur  aber  gerade  nicht  (vgl.  unter  II  c).  Nach  ihm  ist  die  Ueber- 
tragung hier  unbedingt.  In  dieser  Hinsicht  unterscheidet  sich  aber  dann 
die  Spezialhypothek   nicht   von  den  Generalhypotheken  (vgl,  unter  III). 

'°)  Nov.  Raschba  ad  Git.  49  (im  Namen  des  Nachmanides, 
R.    Chananel,    R.    Jitzchak):    bl^Kb    l^l^V    ptt^Ö*^^    Kin    •'p'-mSKtt^    riStt^Öl 

k"?  DK  ^jiba  p)b  iJü^  nm:i  k.i^^'  unm  Kn^'^^jn  ik  D.i^ün  •'n^n  nn''s 
'0  »«njatrö  njD  ddd  'k 
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Amortisationspfandes,  eines  dem  Talmud  geläufigen  Begriffes '^). 
Ist  bei  letzterem  die  Nutzung  die  Befriedigung ,  so  ist  jene 
bei  der  ersteren  nur  eine  vor  dem  Stadium  der  eigentlichen  Be- 
friedigung liegende  Intensivierung  des  gläubigerischen  Rechts, 
eine  Privilegierung  des  Spezialhypothekars  vor  dem  General- 
hypothekar ^^).  Xur  äußerlich  kann  von  einer  Unterart  die 
Rede  sein,  begrifflich  liegen  ganz  verschiedene  Institute  vor^^). 
Jedenfalls  wird  die  Fassung  des  Tur  verständlicher,  wenn 
man  vermutet,  daß  er  diese  Meinung  der  früheren  vor  Augen 
hatte.  Die  Vereinigung  derselben  mit  den  talmudischen  Grund- 
sätzen von  der  Spezialhypothek  ist  schwierig,  aber  durch  die 
auf  Verstärkung  der  Wirkungen  der  Spezialhypothek  gegen- 
über der  Generalhypothek  gerichtete  Tendenz  zu  erklären. 
Demnach  sind  die  abweichenden  Ansichten  hinsichtlich  der 
Spezialhypothek  in  der  nachtalmudischen  Literatur  nur  Re- 
flexe legislativpolitischer  Meinungsverschiedenheiten  bezüglich 
der  geeigneten  Mittel  zu  demselben  Zweck.  Nach  einem  Aus- 
spruch des  das  Recht  des  Spezialpfandrechts  an  Immobilien 
am  ausführlichsten  behandelnden  Schriftstellers'^)  scheint  das 
Nutzungspfand  schon  früh  mit  den  für  den  Gläubiger  günsti- 
geren Rechts  Wirkungen  der  Spezialhypothek  ausgestattet  zu  sein. 
Nach  seiner  Darstellung  ist  also  nicht  das  Nutzungspfand  als  Plus 
zur  Spezialhypothek  getreten,  vielmehr  das  der  Spezialhypothek 

'^)  S.  folgenden  Paragraph. 

'^)  Wofür  bei  Maim.  schon  durch  den  Ausschluß  unbedingter  Ver- 
äußerung gesorgt  ist  (vgl.  oben  unter  I). 

"*)  Bei  Zugrundelegung  dieser  Ansicht  ergeben  sich  folgende 
möglichen  Kombinationen: 

1.  Nutzungspfand  ohne  Hypothek,  d.  h.  ohne  der  letzteren  im- 
manente Exekution:  2.  Nutzungspfand  mit  Spezialhj-pothek,  d.  h.  mit 
der  letzteren  innewohnenden  Rechtswirkungen :  3.  iJvutzungspfand  mit 
Grundschuld;  4.  Grundschuld;  5.  nach  den  Ansichten  unter  1  und  2 
auch  noch  die  bloße  Spezialhypothek. 

'5)  R.  Nissim  ad  1.  c.  msnr  1'j  .Trrö  riTSj  "^riKr  Kn:Dro 
y.iiü  .'"•i;i  crD  'n:  nriu?  b":  c^rrx^n  :^'2cn  r>ü  nz:  b"iiz''  £"rK 
jein  y.rz  rrc^  CKr  ^p\*.i£K^  NE^iyi  -ir-rr  "inx  rp"^pö  *)«  •^"ti  ok 
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innewohnende  Verhältnis  zur  persönlichen  Haftung  im  gläubige- 
rischen Interesse  auf  das  Nutzungspfand  übertragen  worden. 
Wie  man  sich  diese  Kumulation  rechtlicher  Vorteile  auch  vor- 
stellen mag,  auf  jeden  Fall  hat  dieselbe  einen  doppelten  Inhalt: 
die  von  der  Spezialhypothek  gewährleistete  subsidiäre  persön- 
liche Haftung,  die  dem  Nutzungspfand  wesentliche  Verfügungs- 
beschränkung  des  Verpfänders   während   der  Nutzungszeit '^^). 

§  5- 
Insbesondere  die  Amortisationshypothek. 

Im  voraufgegangenen  Paragraphen  war  bereits  von  der 
Existenz  des  Nutzungspfandes  im  Talmud  die  Rede.  Das 
Nutzungspfand  begegnet  im  Talmud  infolge  des  Zinsverbots 
nur  in  der  Form  dar  Amortisationsantichrese.  Die  Nutzung 
dient  lediglich  der  Tilgung  der  Kapitalsschuld.  Das  Institut 
soll  daher  mit  dem  Ausdruck  Amortisationshypothek  bezeichnet 
werden.  Wird  dabei  auch  im  ökonomischen  Sinne  der  Gläu- 
biger Sachbesitzer,  so  liegt  doch  juristisch  kein  Besitzpfand 
vor,  weshalb  auch  —  wie  im  vorigen  Paragraphen  dargelegt  — 
dieses  Pfand  nur  als  eine  Unterart  der  Hypothek  augefaßt 
zu  werden  pflegt. 

Der  wirtschaftliche  Zweck  der  Amortisationshypothek 
wurde  bereits  im  Alten  Testament  durch  die  Tupäaig  stcI  Xdgbi 
erreicht.  Sie  fand  zeitliche  und  inhaltliche  Schranke  an  dem 
Institut  des  Jobeljahres  und  dessen  Regelung.  Nur  bis  zu 
diesem  Jahre  war  eine  Veräußerung  gültig,  der  Kaufpreis  je 
nach  der  Entfernung  von  diesem  Jahre  nach  Billigkeit  zu 
berechnen.  Oekonomisch  gesprochen :  die  Rückgabe  des  Dar- 
lehens mußte  in  der  Höhe  desselben  angemessenen  Nutzungen 
erfolgen.  Juristisch  standen  Kaufpreis  und  Grundstück  (dieses 
im  Hinblick  auf  das  Institut  des  Jobel  nicht  als  absolute, 
sondern  als  relative  Größe  nach  Maßgabe  der  wirtschaftlichen 


76 


)  Vgl.  auch  Ch.M.  117,  2. 
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Konjunktur)  in  einem  Aequivalenzverhältnis ,  wirtschaftlich 
Darlehen  und  Nutzungen  ^'^).  Mit  dem  Aufhören  der  prakti- 
schen Geltung  des  Jobeljahres  hat  sich  grundsätzlich  an  diesem 
zu  Sicherungszwecken  vorgenommenen  Rechtsgeschäft  nichts 
geändert.  Nur  die  zeitlichen,  durch  das  Jobeljahr  bedingten 
Schranken  sind  gefallen,  während  die  inhaltlichen  wegen  des 
Zinsverbots  grundsätzlich  bestehen  blieben.  Infolgedessen  aber 
haben  sich  verschiedene  Arten  der  Amortisatioushypothek  aus- 
gebildet. Sie  unterscheiden  sich  nur  durch  technische  Merk- 
male, während  sie  alle  als  ein  einheitliches  Institut  charakte- 
risiert, daß  der  Gläubiger  durchgehends  durch  ein  und  das- 
selbe Mittel  befriedigt  wird,  durch  Nutzung. 

1.  Die  Amortisationshypothek  unter  Vorbehalt  der  dem 
Schuldner  freistehenden  Befriedigung  nach  in  der  Regel  einem 
Jahre  oder  den  im  Vertrag  festgesetzten  Zeitraum  ^^).  Die 
Amortisation  geht  dabei  in  der  Weise  vor  sich,  daß  der  Gläu- 
biger sich  jedes  Jahr  ein  im  Vertrage  fixiertes  Quantum 
Früchte  als  Tilgungsquote  zu  bestimmter  Höhe  anrechnen 
lassen  muß.  Die  Befugnis  des  Schuldners  besteht  in  der  ein- 
seitigen Aufhebung  dieses  Rechtsverhältnisses  nach  der  ver- 
abredeten Zeit  durch  Leistung  des  noch  nicht  amortisierten 
Betrages.  Die  aus  dieser  Gestaltung  resultierende  Möglich- 
keit eines  unbeschränkten  Sachwuchers  wird  durch  das  von 
dem  Gläubiger  getragene  Risiko  reduziert.  Das  Geschäft  trägt 
einen  durchaus  aleatorischen  Charakter. 

2.  Die  Amortisationshypothek  ohne  den  unter  I  bezeich- 
neten Vorbehalt''^).  Läßt  sich  die  als  Amortisationshypothek 
mit  Vorbehalt  bezeichnete  Belastungsform  als  eine  dem  nach 
Maßgabe  des  Gesetzes  oder  Vertrages  bestehenden  Kündigungs- 


")  Lev.  25, 16.  Maim.,  Schemita  11, 5, 6  —  zum  folgenden  vgl.  übrigens 
rechtsvergleichend  Manigk,  Gläubigerbefriedigung  durch  Nutzung,  Berlin 
1910,  Kohler-üngnad,  Hundert  ausgewählte  Rechtsurkunden  usw. 

■8)  ^pbDJ2l  «^inKn  KrT'^rin  Krurt^Ö.  B.M.  63,  Erachin  31  a,  B.J.  ZQ 
Tur  I.  D.  172. 

'«)  pbDö  ^b^i  K'nnKs  Kn^^ia  «n^str^  i.  c. 
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recht  des  Schuldners  unterliegende  Trpäacg  ItüI  Xb^zi  kenn- 
zeichnen ,  so  ist  die  vorbehaltlose  Amortisationshypothek  eine 
nicht  nach  Belieben  einer  Partei  lösbare  Tcpäatt;  km  Xüosi.  Bei 
letzterer  steht  die  Schuldfrist  von  vornherein  unabänderlich 
fest.  Das  Institut  wird  deshalb  als  dem  Zinsverbot  nicht  zu- 
widerlaufend einstimmig  erlaubt.  Das  Risiko  des  Gläubiger 
ist  hier  an  und  für  sich  kleiner  als  bei  der  Amortisations- 
hypothek mit  Vorbehalt,  doch  wird  die  Verringerung  des 
Risikos  anderseits  durch  den  Wegfall  der  Aussicht  auf  vor- 
zeitige Befriedigung  reichlich  kompensiert.  Der  nach  dieser 
Erwägung  hier  in  höherem  Maße  statthabende  Ausgleich 
zwischen  möglichem  Sachwucher  und  bestimmtem  Risiko  min- 
dert den  aleatorischen  Charakter.  Die  Amortisation  vollzieht 
sich  hier  in  gleicher  Weise  wie  unter  I.  Nach  der  Ansicht 
mancher  darf  sie,  da  das  aleatorische  Moment  erhalten  bleibt, 
statt  durch  periodische  Quotendeduktion  auch  durch  unbe- 
schränkte Fruchtüberlassung  während  der  gesamten  Dauer 
des  Rechtsverhältnisses  erfolgen.  Das  ist  nichts  anderes  als 
das  in  Freiheit  erwachsene,  oben  besprochene  Pfandrechts- 
institut des  Alten  Testaments.  Als  Kauf  betrachtet  kann  es 
Schranken  nur  an  den  für  diesen  bestehenden  Schutzvorschriften 
finden  ^^). 

3.  Die  sog,  syrische  Amortisationshypothek  ^^),  die  reinste 
und  einfachste  Art  der  Gläubigerbefriedigung  durch  Nutzung, 
indem  dabei  der  Gläubiger  für  die  Forderung  auf  eine  be- 
stimmte   Zeit     den    Fruchtgenuß     eines    Grundstücks     erhält. 


"?5 


Während  dieser  Zeit  trägt  der  Gläubiger  die  Gefahr  der 
Sache.  Zum  Unterschied  von  den  vorerwähnten  Arten  be- 
freit hier  Untergang   der  Sache   den  Schuldner,   da  der  über- 


^°)  Insbesondere   wird   das  Institut   von  Raschi  a.  o.  0.  auch  sine 
deductione    für  erlaubt  erklärt.     Vgl.  Nim.  Jos.  a.  1.    Kö'rr  il.'l^  KJTKni 

«in   i<inn^   i^:^2i^   n^b^   xnb^ö   «nn   ''StiDi   Kn^^n:n   Knjstrü    ^n:?öb 
'1D1  Kn^''3on  b^ax  Krs"i  ]^pb  "•"i^«'! 

^0  B.M.  1.  c.  p)s^''n  p^^K  K^Jt:?  Dbt^^Dn  •'sn  ^^n^i  xniD'i  Kniströ 
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lassene  Fruchtgenuß  als  Zahlungsmittel  gilt,  wenn  auch  die 
juristische  Konstruktion  der  Talmudisten  diesbezüglich  teil- 
weise abzuweichen  scheint  ^^). 

4.  Folgende  Belastungsform  verdient  als  ökonomisch  inter- 
essant noch  besondere  Erwähnung  ^^):  der  Schuldner  erhält 
das  von  ihm  verpfändete  Grundstück  von  dem  Gläubiger  pro 
parte  quanta  in  Pacht.  Hier  kann  die  vom  Gläubiger  er- 
sparte Arbeit  nur  durch  die  Höhe  des  Pachtzinses  wieder 
ausgeglichen  werden.  Der  Sachwucher  ist  problematisch,  Risiko 
trägt  der  Gläubiger  überhaupt  nicht.  Die  Zulässigkeit  des 
Instituts  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Zinsverbotes  ist  äußerst 
bestritten  ^■*). 

b)  Das  Pfandrecht  an  Mobilien. 

§  6. 
1.  üebersiclit. 

Das  pignus^^)  mobilium^^)  kommt  im  Talmud  in  zwei 
verschiedenen  Anwendungsformen  vor,  in  dem  pignus  tem- 
pore   contractus    datum    und    pignus   non   tempore    contractus 


82)  Vgl.  Tos.  B.M.  67  b  s.  v.  ::b'Z'^^.  Maim.  Malve  6,  Tur  1.  c. 
Es  ist  namentlich  bestritten,  ob  der  Schuldner  nicht  doch  auch  hier  ein 
Kündigungsrecht  unter  Anrechnung  der  gezogenen  Früchte  nach  be- 
stimmtem ^lodiis  habe. 

83)  B.M.  68  a  ^nrA  Kr^iK  >5";bB  r.^b  ]2^^  •'r.T  ^rrri  ^t<^^:  ''^''^pt 
.T'ra  r:"irn 

8^)  Vgl.  a.  a.  0.  die  Erwägung  mit  Rücksicht  auf  den  Schutz  des 
armen  Schuldners  (J'^Tlb  "^IZZ  r^hl  '^ll^^n  KS^^•),  ferner  auch  Raschi  a.  1. 
s.  V.  K^;p  n^^K,  B.J.  zu  Tur  J.D.  164  und  die  dort  Zitierten. 

8^)  Es  findet  sich  im  Talmud  auch  eine  hypotheca  mobilium 
(B.M.  48  a,  wo  das  Vergreifen  des  Schuldners  an  einer  solchen  Sache 
besprochen  wird  ^b^  )b  in^^Z^  p:r  T  n^vm).  Vgl.  R.  Akiba  Eger 
Nov.  a.  1.,  der  sich  über  die  Tatsache  wundert,  daß  die  Dezisoren  auf 
dieses  Institut  nicht  eingehen.  Die  Mobiliarhypothek  wird  aber  in 
B.B.  44  b  ausdrücklich  ausgeschlossen  in  ihrer  Wirksamkeit  gegenüber 
den  Erwerbern  der  Sache,  und  zwar  wegen  mangelnder  Publizität.     Es 
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datum^"^).     Diese  Bezeichnungen   finden   sich  zwar  noch  nicht 
in    den    tannaitischen    Quellen,    aber    der    Sache    nach    sind 


existiert  aber  ein  Surrogat  in  dem  Institut  der  „Verpfändung  von  Mo- 
bilien  in  Verbindung  mit  Immobilien". 

^^)  Die  Tiieorie  des  Faustpfandvertrages  nach  talmudischem  Reclit 
behandelt  Goldmann  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  XXI  S.  198  ff.,  dazu  das 
meines  Erachtens  durchaus  zutreffende  Nachvirort  von  Kohl  er  S.  240.  Da 
es  für  die  im  Text  zu  gebenden  Ausführungen  wichtig  sein  wird,  sei  es 
hier  kurz  wiedergegeben.  Man  braucht  nicht,  wie  G.  zur  Entwicklung 
des  Pfandbegriffes,  wenn  es  reines  Wertrecht  (analog  der  Grundschuid) 
ist  und  die  Forderung  aufsaugt,  ein  Eigentumspfand  anzunehmen,  denn 
alle  juristischen  Folgerungen  lassen  sich  auch  aus  dem  Wertrecht  ab- 
leiten. Die  Schuld  lebe  bei  Untergang  der  im  Wertrecht  befindlichen 
Sache  wie  auch  sonst  im  Völkerleben  unter  Umständen  wieder  auf, 
wobei  lediglich  diese  Umstände  im  Laufe  der  Zeit  sich  vermehren  (vgl. 
a.  a.  0.  und  für  das  deutsche  Recht  Kohl  er,  Pfandrechtliche  Forschungen 
S.  115,  242).  G.,  der  also  ursprünglich  Eigentumspfand  annimmt,  kommt 
zu  dem  Resultat,  daß  die  Tendenz  der  tannaitischen  Quellen  eben  sei, 
das  allzu  große  Eigentumsrecht  des  Gläubigers  zu  verringern,  ihm  aber 
im  Interesse  des  Schuldners  möglichst  viel  Verantwortung  aufzuerlegen 
(S.  200,  215).  In  der  Gemara  sei  die  Tendenz  vorhanden,  der  Besitz- 
theorie zum  Siege  zu  verhelfen  (S.  228).  Bestehe  sie  hier  noch  nicht 
für  die  Zeit  nach  dem  Verfall  und  die  Pfändung,  so  werde  auch  dieses 
von  den  Dezisoren  beseitigt  (Alfasi  1.  c.  S.  230,  Maim.  S.  233,  noch 
schärfer  die  Tosaphisten  und  Bosch  234,  239).  Auf  Irrtümer  Gold- 
manns wird  weiter  aufmerksam  gemacht  werden. 

^0  ^^^n  dürfe  leicht  geneigt  sein  anzunehmen,  daß  diese  Begriffe 
sich  mit  denen  von  pignus  conventionale  und  pignus  iudiciale  decken, 
wie  Goldmann  ohne  weiteres  annimmt;  indessen  sind  sich  die  Rechts- 
lehrer der  nachtalmudischen  Zeit  hierüber  durchaus  nicht  einig.  Es 
stehen  sich  vielmehr  drei  Ansichten  in  bezug  auf  die  Abgrenzung  dieser 
Arten  des  Pfandrechts,  die  im  Talmud  nirgends  definiert  wird,  gegenüber. 

a)  Nach  Raschi  B.M.  114  a  p^  n-'nä  1313^^0  )b  K^nrTvT  heißt  tempore 
das  Vertragspfand  schlechthin ,  mag  es  auch  noch  —  wenn  nur  unter 
gegenseitigem  Konsens  —  nach  dem  obligatorischen  Vertrage  bestellt 
sein,  non  tempore  das  gerichtliche  Pfand  schlechthin. 

b)  Nach  Ri  Migasch  (zit.  in  Nim.  Jos.  c.  1.  B.M.)  kann  es  nur  ein 
pignus  conventionale,  welches  tempore  strictissimo  sensu  bestellt  ist, 
oder  ein  pignus  non  tempore,  d.  h.  nach  ihm  pignus  iudiciale  geben. 
In  allen  anderen  Fällen  würde  der  Pfandgläubiger,    welcher  eben  nach 
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beide    Institute    dort     unzweifelhaft    in    reinlicher    Scheidung 
vorhanden. 

Das   pignus  non  tempore  contractus  datum   wird  an   ver- 
schiedenen   Stellen    der    tannaitischen    Quellen    geregelt    (B.M 


dieser  Ansicht  in  solchen  Fällen  nicht  als  solcher  anzusehen  ist,  nur 
wie  ein  unentgeltlicher  Depositar  haften  (sehr  scharfsinnig  abgewendet 
von  Kez.  Hach.  72  ISIote  2). 

c)  Nach  Maim.  lieißt  tempore  nur  das  pignus  conventionale ,  non 
tempore  sowohl  das  pignus  iudiciale  als  das  nach  Abschluß  des  obliga- 
torischen   Pfandvertrags   bestellte   pignus    conventionale   (Malve  6   fT^SS 

Zu  erwähnen  ist  ferner  eine  vermittelnde  Meinung  des  Nethiwoth  72 

Note  6  'i:rrö  '^£X  1K  ^"2  B"j?  i:rrttr2  p"i  n"rn  i^b]:;  listris  np^j2  xbi 
lirtt^Db  nw^  Tnnb  nri'iy  jöin  p"i  mbn  rr"fö  pn  ^^r-  pn  lai'yö 
ror:  isnö  mbm  a"ni  cnip  ix  iniK  r:nn  mb^i  pr^s  jö'  "ihk  p:3 
•U2^)a  "'2S  inr'iü  ib  piTö  nibn  i:rrttb  Tnnb  niir^  p^'^r  |)2n  bnK 

n"rn  IJD^yöS  "'in  n"irn  K^T.  Dadurch,  daß  bezüglich  so  häufig  vor- 
kommender termini  so  erhebliche  Meinungsverschiedenheit  herrscht, 
welche  in  der  Literatur  nicht  immer  zum  Bewußtsein  gelangt  ist,  konnte 
es  kommen,  daß  ein  Kommentator  des  Maim.  einen  anderen  (Maharitaz), 
welcher  Maim.  Meinung  vertrat,  nicht  verstand,  weil  ihm  dieses  nicht 
bewußt  wurde,  da  er  selbst  Raschis  Meinung  war.  Ein  Späterer,  der 
ebenfalls  Maimonides  Ansicht,  aber  bewußt,  vertrat,  konnte  den  einen 
rechtfertigen,  den  anderen  aber  in  Unkenntnis  von  dessen  Ansicht  nicht 
verstehen  (vgl.  Mischne  Lamelech  zu  Sechiruth  10,  1;  Kez.  Hach.  72 
Note  2).     Dieses  zur  Illustrierung  der  herrschenden  Verwirrung." 

ad  a)  Die  Ansicht  Raschis  ist  am  verständlichsten,  und  es  ist  ihr 
beizupflichten,  ebenso  Goldmann  a.  a.  0.  198. 

ad  b)  Seine  Ansicht  begründet  Ri  Migasch  rein  formal  juristisch. 
Nur  tempore  contractus  oder  per  Judicium  sei  es  dem  Gläubiger  möglich, 
ein  Pfand  zu  erwerben,  indem  im  ersteren  Falle  das  hingegebene  Geld, 
im  letzteren  der  Rechtssatz  des  R.  Jizchak ,  siehe  unten,  der  sich  eben 
nach  seiner  wie  der  herrschenden  Ansicht  (außer  Ramban  Milchamoth 
in  Schebuoth  c.  IV  und  Raschba  Nov.  Git.)  nur  auf  das  pignus  judiciale 
bezieht,  einen  Erwerbstitel  des  Pfandes  bilde.  In  allen  anderen  Fällen 
ermangele  es  aber  an  einem  solchen. 

ad  c)  Die  Ansicht  des  Maimonides  entspricht  offenbar  sozialpoliti- 
schen Erwägungen :  auch  der  Schulder,  der  im  Vertragswege  verpfändet, 
soll  möglichst  die  streng  genommen  nur  für  das  pignus  judiciale  aus- 
gesprochenen Rechtswohltaten  haben  (vgl.  darüber  unten). 
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113a— 116a;  Tosefta  B.M.  394,  6—20  ed.  Zuckermandel).  Es 
ist  daher  unrichtig,  wenn  Gold  mann  a.  a.  0.  198  behauptet, 
erst  in  späterer  Zeit  bestehe  im  jüdischen  Recht  ein  großer 
Unterschied  zwischen  Pfändung  und  Verpfändung.  Erstere 
begegnet,  wie  gezeigt,  bereits  im  Alten  Testament,  beide 
streng  geschieden  schon  in  der  Mischna.  An  die  Vorschriften 
des  Alten  Testaments  lehnen  sich  diese  Quellen   zunächst  an. 

§  9. 
2.  Das  pignus  judiciale. 

Geregelt  wird  in  erster  Linie  die  Frage  der  Selbsthilfe. 
„Wenn  jemand  seinem  Nächsten  (Geld)  geliehen  hat,  so  darf 
er  ihn  durch  das  Gericht  pfänden.  Er  darf  nicht  in  sein 
Haus  gehen,  um  das  Pfand  zu  holen,  denn  es  heißt:  draußen 
sollst  du  warten  (Deut.  24,  11).  Hat  er  zwei  Geräte,  so 
nehme  man  ihm  das  eine  und  lasse  ihm  das  andere ;  man 
gebe  ihm  nachts  das  Polster  und  tags  den  Pflug  zurück.  Ist 
er  gestorben,  so  braucht  man  das  Pfand  seinen  Erben  nicht 
zurückzugeben.  R.  Simeon  ben  Gamaliel  sagt,  auch  ihm  selber 
brauche  man  es  nur  30  Tage  zurückzugeben.  Nach  30  Tagen 
verkaufe  man  es  vor  Gericht  (B.M.  113  a).** 

Es  kann  zweifelhaft  sein ,  ob  das  Verbot  des  Betretens 
der  schuldnerischen  Wohnung  nur  eine  Erklärung  oder  ein 
Anwendungsfall  der  nur  durch  das  Gericht  zulässigen  Pfän- 
dung sein  sollte.  Die  Gemara  interpretiert  jedenfalls  so  strenge, 
daß  von  einer  eigentlichen  Pfändung,  d.  h.  einer  zielbewußten 
Wegnahme  von  Gegenständen ,  kaum  die  Rede  mehr  sein 
kann^^).     Allerdings  ist  diese  Regelung   ohne  Abweichung  in 


^^)  B.M.  113a.  , Samuel  sagte:  Der  Gerichtsdiener  darf  ihm  etwas 
wegnehmen,  aber  pfänden  darf  er  nicht."  MDOÖ  Y'n  n^b'iS?  bi<)^^  "lÖK 
»b  ^:)2'^J2  b2i<  pK  "mnj  d.  h.  nach  Raschi:  der  Gerichtsdiener  darf 
nicht  „pfänden".,  sondern  nur  das  ohne  Gewalt  außer  dem  Hause  (!) 
Erwischbare  dem  Schuldner  abnehmen. 
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der  Hauptsache  von  den  Kodifikatoren  aufgenommen^^),  nicht 
die  andere  Beraitha^'''),  welche  sagt,  daß  der  Gerichtsdiener  das 
Haus  betreten  dürfe.  Allerdings  wird  auch  die  bereits  besprochene 
Meinung  ^^)  mitkodifiziert,  wonach  sich  das  Verbot  des  Betretens 
der  Wohnung  durch  den  Gerichtsdieuer  nur  auf  den  Fall  der 
Beschlagnahme   zu   bloßem  Sicherungszweck    beziehen  solP*), 


*^)  Maim.  3,  4:  Ch.M.  97,  6.  Indessen  werden  auch  andere  Mei- 
nungen vertreten.  So  will  Rosch  B.M.  IX  c.  46  die  Samuelische  Regel 
durch  andere  Erklärung  des  Verbums  so  aaslegen ,  daß  der  Gerichts- 
diener .rücke",  den  Schuldner  herbeiziehe  und  ihn  zwinge,  in  das  Haus 
hineinzugehen  und  die  Vermögensgegenstände  herauszuholen.  Sonst 
könnte   man    —    meint   Rosch    —    auch    dem    ethischen    Zahlungsgebot 

v^'£;  x::r*^  nr  iriiK  p-^  r>z':^  rrr^rz^,  mi:^  n"r^  r.r'^is  nicht  gerecht 

werden.  Ferner  unterscheidet  R.  Tarn  zwischen  Exekution  zum  Zwecke 
der  Befriedigung  und  Exekution  zum  Zwecke  der  Sicherung  und  läßt 
die  strengen  Vorschriften  nur  bei  letzterer  Anwendung  finden  (Tos. 
B.M.  114  a  s.  V.  irfli).  Endlich  Maim.  a.  a.  0.  gibt  dem  Gerichtsdiener 
das  Recht,  gewaltsam  vorzugehen.  Daraus  schließt  R.  Jerucham  39,  2 
(zit.  in  Beth  J. Ch.M.  97),  daß  demselben  sogar  das  Züchtigungsrecht 
gegen  den  obstinenten  Schuldner  zustehe. 

9ö)  B.M.  113  b.  i:r^'^b  :r:zb  c:2^  k'?  r^i'^izb  K3u^  n'^rn  "ith  »':r\^ 

•Uirr»  ^b  K^::iX21  C:2:  nbm  pnn  lair  i^bi^  „Wenn  der  Gerichtsdiener 
ihn  pfänden  kommt,  so  darf  er  nicht  in  sein  Haus  hineingehen,  um 
ihn  zu  pfänden,  vielmehr  muß  er  draußen  bleiben,  und  jener  gehe 
hinein  und  bringe  ihm  das  Pfand  heraus."  Wie  gesagt,  wird  allgemein 
nach  der  im  Sinne  von  Samuel,  dessen  Entscheidungen  in  Zivilsachen 
fast  durchgängig  als  Norm  gelten ,  ausgelegten  Mischna  entschieden, 
obgleich  eigentlich  die  andere  Meinung  dem  Wortlaut  des  Alten  Testa- 
ments näher  kommt.  Ganz  emphatisch  ruft  daher  Rabinovicz  1.  c.  p. 
S.  462  aus:  ,La  maison  du  debiteur  est  sacree  meme  pour  la  justice 
qui  n'a  pas  le  pouvoir  d'y  penetrer.  Quelle  belle  loi  rabbinique !  Quel 
respect  des  Rabins  pour  Tinterieur  des  particuliers!"  Darüber  aber, 
daß  diese  Bestimmungen  in  praxi  nicht  so  streng  gehandhabt  wurden, 
s.  Kez.  Hach.  97  Note  2,  4  Note  1,  der  dies  bedauertj  Nim.  Jos.  B.M.  c.  9. 

»0  Vgl.  Anm.  89. 

^^)  Ch.M.  97,  15.  Aber  auch  im  Falle  einer  beabsichtigten  Be- 
friedigung muß  die  Person  des  Schuldners  intakt  bleiben,  selbst  wenn 
das  Gegenteil  vertraglich  ausgemacht  sein  sollte  (Ascheri  resp.  68,  7; 
Raschbah  resp.  1069).  Von  einem  abweichenden  Gebrauch  spricht  aller- 
dings Tumim  a.  1.  Note  18,  „um  den  Kredit  nicht  zu  stören";   vgl.  Tur 
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welche    indessen   auch    unter  Umständen    durch  bereits  einge- 
tretene Fälligkeit  nicht  entfällt  ^^j. 

Die  angezogene  Beraitha  stellt  weiterhin  einen  Katalog 
von  unpfändbaren  Gegenständen  auf,  im  wesentlichen  zur 
Bereitung  von  Nahrungsmitteln  erforderliche  Geräte  und  das 
je  nach  der  sozialen  Stellung  des  Schuldners  unentbehrliche 
Mobiliar^*).  Hier  setzt  nun  eine  große  Meinungsverschieden- 
heit unter  den  Dezisoren  ein,  die  sich  in  solche  teilen  lassen, 
welche  den  letzten  Teil  der  Beraitha  auf  eine  Beschlagnahme 
zum  Zwecke  der  Befriedigung,  und  in  solche,  die  denselben 
auf  eine  Beschlagnahme  zum  Zwecke  der  bloßen  Sicherung 
beziehen.     Erstens    Mairaonides^^)    bezieht    die    Stelle    auf 


Oh.M.  97,  26;  eine  freiere  Ansiclit  des  R.  Meir  Halevi  und  resp.  Alfasi; 
dazu  Bedek  Habajit  a.  1.  Voraussetzung-  ist  aber  stets  Ablationsgefahr 
von  Mobilien. 

^^)  S'ma  a.  ).  Note  28:  Der  Gläubiger  will  vielleicht  trotz  Fälligkeit 
noch  nicht  exequieren ,  da  er  bei  Belassung  der  Korapetenzstücke  nicht 
voll  befriedigt  werden  würde,  bei  einem  bloßen  Arreste  braucht  er  aber 
—  nach  noch  zu  erörternder  Ansicht  —  diese  nicht  freizulassen. 

^*)  Aehnlicli  in  Anlehnung  und  Verallgemeinerung  des  bekannten 
Bibelverses  Mischna  B.M.  115a:  „Er  darf  ihm  nicht  pfänden  Dinge,  die 
zur  Herstellung  von  Lebensmitteln  dienen,  ferner  muß  er  einem  Reichen 
ein  Lager,  ein  Lager  und  ein  Polster  und  einem  Armen  ein  Lager,  ein 
Lager  und  eine  Matte  zurücklassen;  für  ihn  selber,  nicht  aber  für  seine 
Frau,  seine  Söhne  und  seine  Töchter." 

®^)  Maimonides  unterscheidet  notwendige  Gegenstände,  d.  h.  solche, 
die  nicht  unbedingt  dem  Schuldner  bleiben  müssen,  sondern  z.  B.  nur 
periodisch,  also  relativ  unpfändbare  (Malve  3,  5)  und  schlechthin  un- 
pfändbare (ffT''?  *1^DK  '^^'\2^').  Zu  diesen  rechnet  er  auch  die  in  der 
obigen  Beraitha  aufgezählten  (Malve  3,  6;  vgl.  Maimonides,  Erachin  3,  13). 
In  bezug  auf  die  nur  relativ  unpfändbaren  Sachen  besteht  periodische 
Restitutionspflicht.  Nach  Maimonides  ist  nicht  nur  eine  Pfändung, 
sondern  nach  dem  Wortlaut  seiner  Kodifikation  auch  eine  Verpfändung 
solcher  eximierter  Gegenstände  ausgeschlossen.  Er  bezieht  also  m.  a.  W. 
die  betreffende  Vorschrift  des  Alten  Testaments  auch  auf  das  pignus 
conventionale.  Nur  bezüglich  der  Verbote  des  Wohnungsbetretens,  der 
Restitutionspflicht  und  des  Schlafens  bei  dem  Pfand  macht  er  eine  Aus- 
nahme gemäß  B.M.  114  b. 
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einen  bloßen  Arrest  und  deduziert,  daß  durch  Nichtaufzählung 
der  dem  Schuldner  bei  der  definitiven  Exekution  zu  be- 
lassenden Gegenstände  hier  nur  die  aufgezählten  als  Kom- 
petenzstücke gelten  sollen.  Zweitens,  Nachmanides  und 
Raschba^^)  beziehen  die  Stelle  ebenfalls  auf  den  Arrest, 
wollen  aber  auch  die  bei  einer  Exekution  außerdem  dem 
Schuldner  noch  zu  belassenden  Gegenstände  ihm  auch  hier 
belassen.  Drittens,  Ascheri^')  bezieht  die  Beraitha  auf  die 
Exekution  zum  Zweck  der  Befriedigung  und  schließt  e  con- 
trario, daß  es  beim  Arrest  schlechterdings  keine  Kompetenz- 
stücke gebe,  sondern  lediglich  die  periodische  Restitutions- 
pflicht hinsichtlich  der  von  ihr  betroffenen  Gegenstände  Platz 
greife. 

Ueber  die  endgültige  Gestaltung  kann  erst  gesprochen 
werden,  wenn  die  übrigen,  bereits  in  den  tannaitischen  Quellen 
angeordneten  Beschränkungen  durchgegangen  sind.  Das  Verbot 
des  Alten  Testaments  wird  in  der  die  Pfändung  des  Ver- 
mögens der  Witwe  schlechthin  verbietenden  Mischna^^)  als 
Quelle  angezogen.  In  einer  Beraitha  dagegen  wird  das  allseits 
in  bezug  auf  das  Vermögen  erweiterte  Verbot  von  verschie- 
denen Seiten  verschieden  ausgelegt  ^^). 


5^)  Vgl.  R.  Tarn  in  Anm.  89. 

'')  Dieser  entscheidet  in  B.M.  IX  47  wie  R.  Tara  in  Tos.  s.  v.  ina. 
Dieses  bestreitet  allerdings  sein  Sohn ;  nach  Beth  Joseph  97,  38  liege 
keine  Entscheidung,  sondern  lediglich  ein  Zitat  vor;  er  stehe  vielmehr 
auf  dem  Standpunkt  der  Gaonim  wie  Alfasi  a.  1.  Ebenso  Karo,  welcher 
in  Ch.M.  97,  16  u.  17  Maimonides  Malve  3,  5  u.  6  zitiert. 

98)  B.M.  115. 

99)  A.  a.  0.  und  Sanhedrin  21a.  .Eine  Witwe  darf  man,  einerlei 
ob  sie  arm  oder  reich  ist,  nicht  pfänden,  denn  es  heißt,  du  sollst  das 
Gewand    einer  Witwe   nicht  pfänden  (Deut.  24,  17).''     X''^>^    f-    n2ö7>K 

n^''2?r  "löiK  -vT""!  rTn\'i^  "1  "»"inn  nniii  p:sri::ö  pK  n^i-'rr  «r^r  ps  .t:j? 

nm«  pjr;rctt  px  .T:r  nniX  p:r2?)2Ö  mit  eigentümlicher  Begründung  (!) 
Tm:rr2  r"i  er  K'i'l?:  rr}<)  r\b  Ttnnb  2^^n  nnxr.  —  Bemerkens- 
wert ist  die  Anmerkung  von  Rosch  a.  1.  c.  48,  nämlich  daß  der  Aus- 
druck ^sn  stets  das  pignus  judiciale  bedeute,  das  entspreche  dem  Aus- 
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Ein  besonderes,  aus  dem  Alten  Testament  stammendes 
Institut  ist  die  Restitutionspflicht ^°^).  Durch  die  zur  Herr- 
schaft gelangte  ^^^)  Ansicht  des  R.  Simeon  ben  Gamaliel, 
welcher  nach  30  Tagen,  während  deren  die  Restitutionspflicht 
obligatorisch  war,  den  gerichtlichen  Verkauf  erlaubte,  ist 
dieses  Institut  seiner  praktischen  Bedeutung  zum  Teil  ent- 
kleidet. Diese  Bedeutung  bestand  nämlich  darin,  daß  keine 
Verjährung  und  kein  Ausschluß  der  Erbenhaftung  hinsichtlich 
der  Pfandsache  eintritt  ^^^).  An  der  Restitutionspflicht  kann 
auch  Großgrundeigentum  nichts  ändern  ^^^). 

Die  endgültige  Regelung  in  Beziehung  auf  den  Umfang 
der  Kompetenzstücke  ist  in  der  Weise  erfolgt,  daß  dieser  Umfang 
größer  ist,  wenn  es  sich  um  eine  Beschlagnahme  zum  Zwecke 


druck  und  dem  angegebenen  Grunde.  Anderer  Meinung,  wie  bereits 
bemerkt,  Maimonides,  welcher  auch  die  Verpfändung  von  selten  einer 
Witwe  für  unzulässig  erklärt  (Malve  3,  1  unter  dem  Widerspruch  von 
Rabed).  Dagegen  Ch.M.  97,  14.  Daß  auch  eine  geschiedene  Frau  unter 
dieses   Verbot   falle,   wird   von  S'ma  a.  1.  Note  22    ''piaKb    Ht^nj    .Y'ni 

imtr"iö   r\i^T  ^zy^   n^nKü   «bi   nir-'Kö  «b  'tüdi  nir  ^h  pKtr  nbms 

mit  Hinweis  auf  die  gleiche  physische  Lage  bejaht,  von  Schach  a.  1. 
Note  1  mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  psychischen  Ver- 
fassung verneint. 

^°°)  B.M.  113.  In  der  Mischna  dort  heißt  es:  Hat  er  zwei  Geräte, 
so  nimmt  er  eines  und  läßt  ihm  eines  und  bringt  ihm  das  Kissen  zurück 
zur  Nachtzeit  und  die  Pflugschar  am  Tage ,  und  wenn  er  stirbt ,  so 
bringt  er  es  seinen  Erben  nicht  zurück.  R.  Simeon  ben  Gamaliel  sagt: 
auch  ihm  selbst  bringt  er  es  nur  30  Tage  lang  zurück,  alsdann  kann 
er  es  durch  das  Gericht  verkaufen  lassen. 

i°i)  Maim.  Malve  3,  6;  Ch.M.  97,  18. 

^•2)  B.M.  114b  und  115a  oben.  Dadurch,  daß  der  Gläubiger  das 
Pfand  stets  zurücknahm,  war  er  eben  ein  Pfandgläubiger,  zu  dessen 
Gunsten  eine  Verjährung  nicht  lief.  Ebenso  hafteten  die  Erben  nicht 
mit  dem  beweglichen  Vermögen  des  Erblassers,  aber  in  diesem  Falle 
hatte  der  Gläubiger  schon  ein  sehr  starkes  Recht,  ja  Eigentumsrecht 
daran  (interessant  Raschi  a.  1.  s.  v.:  ItfiÖlttT  :  n^^Jp  n^JDt^Ö^  P''3'l).  Anders 
läßt  sich  diese  Vorschrift  ja  tatsächlich  nicht  erklären;  vgl.  ferner 
R.  Elchanan  in  Tos.  a.  1.  s.  v.  Hob 

^03)  Ch.M.  97,  20. 
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der  Befriedigung,  als  wenn  es  sich  um  einen  bloßen  Arrest  in 
dem  vorher  bezeichneten  Sinne  handelt  ^^^).  Die  schon  be- 
sprochene Restitutionspflicht  bleibt  hierdurch  unberührt.  „Wenn 
aber  auch,  wie  ausgeführt,  bei  Yertragspfandern  und  beim 
Arrest  die  Würdigung  der  wirtschaftlichen  Wertverhältnisse 
zwischen  Pfand  und  Schuld  als  Privatsache  den  Parteien  über- 
lassen bleiben  konnte,  muß  dies  bei  der  definitiven  Exekution 
von  Anfang  an  rechtlich  Beachtung  finden.  Die  Exekution, 
die  durch  die  Pfandnahme  dem  Gläubiger  ein  Surrogat  ver- 
schafi'en  soll,  muß  von  vornherein  in  der  wirtschaftlichen  Aus- 
gleichung Maß  und  Ziel  finden."  Nur  nach  einer  Meinung 
beziehen  sich  die  Vorschriften  über  das  beneficium  compe- 
tentiae  nur  gerade  auf  die  Pfandnahme  zwecks  Sicherung  ^^^), 
dagegen  kann  die  Pfandnahme  zwecks  Befriedigung  zur  Kahl- 
pfändung „sogar  vom  Mantel  auf  dem  Leibe"  führen.  Aller- 
dings wird  in  Anwendung  des  Grundsatzes  von  der  vollen 
Vertragsfreiheit  auf  dem  Gebiete  des  Vermögensrechts  all- 
gemein Zulässigkeit  des  vertragsmäßigen  Ausschlusses  des 
beneficium  competentiae  angenommen.    Die  Klausel  muß  aber 


^°*)  Es  wird  beim  Arrest  die  von  Maimonides  herrührende  Unter- 
scheidung zwischen  pDU?»  CmX  fn''b  X"Kttr  D^"im  und  D'^D^Xn  D^nT 
gemacht.  In  bezug  auf  letztere  besteht  periodische  Restitutionspflicht. 
Erstere,  wie  das  Kleid  auf  dem  Leibe,  Speisegeräte,  das  im  Talmud 
genannte  Wohnungsmobiliar  sind  beim  Arreste  unpfändbar.  Viel  be- 
günstigter ist  der  Schuldner  bei  der  definitiven  Exekution  zum  Zwecke 
der  Befriedigang.  Hier  findet  ein  sog.  Sidur  statt,  d.  h.  eine  vom 
Schuldner  zu  bewirkende  ordnungsmäßige  Vorweisung  seiner  sämtlichen 
Vermögensgegenstände.  Sein  beneficium  competentiae  besteht  nun  in 
der  Belassung  von  mäßiger  (Nim.  Jos.  B.M.  a.  1.  c.)  Nahrung  auf  30  Tage 
und  für  ihn  angemessener  (B.M.  113  b)  Kleidung  für  12  Monate  (Erachin 
23  b),  ferner  der  sonst  zum  Leben  notwendigen  Gegenstände,  insbesondere 
auch  zum  besonderen  wirtschaftlichen  und  religiösen  Leben  (Phylakterien) 
der  betreffenden  Person,  nicht  dagegen  Betriebsmittel,  Schiff  usw. 
(Mischna  Erachin  24  b),  dem  Gelehrten  auch  seine  Bücher  nicht.  Ueber 
die  Sorge  für  die  Frau  vgl.  Ch.M.  97,  24  ff. 

1°^)  Resp.  Raschba  zitiert  in  B.Jos.  97,  48. 
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ausdrücklich^^**)  und  für  den  bestimmten  FalP^^)  besonders 
beigefügt  sein.  Die  Stipulierung  einer  Generalhypothek  ent- 
hält eine  derartige  Klausel  als  solche  noch  nicht. 

Aus  formalen  Gründen  ^^*)  haben  das  beneficium  corape- 
tentiae  nicht  diejenigen,  die  wohl  Schuldner,  aber  nicht  Dar- 
lehnsschuldner  sind,  ferner  Bürgen  ^^^),  endlich  diejenigen, 
die  zu  zahlen  geschworen  haben. 


^<'«)  Tiir   im  Namen   des  Baal  Hatrumoth    h   11*10^  xbtt^  Ittl?   :i:r\T^ 

btos"?  ''Kjn  n7D  pK  ro^:  b^  h  iar*i2?'*i'  nön  "^ax  ü^^p  •'K^n  n?  mnn 

Kn"»   K'?*»y   ö"r  "löK   DKi  ib   nnK'^rr   niDS   ni^K^  ni   nxü  nn  Kbiarx 
«btt?   ö"r  iü::   n"'2^v   ö"r   njniÄ  ynn  b'^rtö  i:*««  "iitd   p"i  n?  ains 

*»0  Siehe  S'ma  a.  1.  c.  Note  66. 

^^*)  Es  werden  zwar  rein  äußere  Gründe  dafür  angegeben  (analog 
angewendete  Bibelverse;  vgl.  B.Jos.  97,  49),  indessen  sprechen  auch 
innere  Gründe  für  diese  Regelung,  indem  diese  Personen  gesteigerte 
Verpflichtungen  übernehmen.  Darlehen  muß  ein  Armer  schließlich  auf- 
nehmen ,  aber  andere  Obligationen  eingehen  oder  gar  Bürgschaften 
leisten ,  ist  Luxus ,  für  welchen  man  büßen ,  nutzloser  Eid  geradezu 
Uebermut,  für  welchen  man  gestraft  werden  soll.  —  Eine  abweichende 
Meinung  hat  allerdings  R.  Meir  Halevi  (Tur  Ch.M.  97,  50;  teilweise 
abweichend  Rabed). 

^**'3  Diese  Personen  werden  bereits  in  B.M.  115  namhaft  gemacht 
und  mit  bezug  auf  sie  pfandrechtliche  Normen  aufgehoben.  „Die 
Jlabbanan  lehrten :  Du  darfst  nicht  in  sein  Haus  hineingehen,  um  ein  Pfand 
von  ihm  zu  erheben,  in  sein  Haus  darfst  du  nicht  hineingehen,  wohl  aber 
darfst  du  in  das  Haus  des  Bürgen  hineingehen.  Ebenso  heißt  es :  Nimm 
ihm  sein  Kleid,  wenn  er  für  einen  Fremden  gebürgt  (Prov.  20,  16). 
Ferner  heißt  es  (ebenda  6,  1,  2,  3):  Mein  Sohn,  bist  du  Bürge  geworden 
für  deinen  Nächsten,  hast  du  für  einen  anderen  deinen  Handschlag  ge- 
geben, bist  du  verstrickt  durch  die  Reden  deines  Mundes,  so  tue  doch 
dies  mein  Sohn,  daß  du  dich  errettest,  denn  du  bist  in  die  Gewalt 
deines  Nächsten  geraten ;  gehe  hin ,  wirf  dich  nieder  und  bestürme 
deinen  Nächsten.  Hat  er  Geld  bei  dir,  so  öffne  ihm  deine  Hand,  wenn 
aber  nicht,  so  bestürme  ihn  durch  Freunde.  Eine  andere  Auslegung: 
In  sein  Haus  (sc.  des  Darlehen  s  Schuldners)  darfst  du  nicht  hinein- 
gehen ,   wohl    aber  darfst  du  wegen  des  Lohnes  für  Lasttragen ,   wegen 
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Bevor  auf  das  pignus  conventionale  eingegangen  wird,  soll 
noch  ein  Exkurs  über  das  pignus  legale  im  Talmud  folgen. 
Ein  solches  hat  im  Talmud  selbst  bereits  der  gewerbliche  Ar- 
beiter (,t*i;kk  r^h  D^am).  Es  besteht  allerdings  unter  den  Aus- 
legern des  Talmuds  Streit,  ob  dies  ein  eigentliches  Pfandrecht 
oder  nur  ein  Retentionsrecht  sei^^^).  Ein  pignus  legale  existiert 
im  Talmud  ferner  für  die  gesetzliche  Wohltätigkeitspflege  ^^^). 
Für  dieses  Pfand  gilt  nicht  die  strenge  Haftung  für  Diligenz, 
wie  beim  pignus  conventionale  oder  judiciale  ^^-).  Dies  verlangt 
der  öffentliche  Charakter  der  Träger  dieses  Pfandrechts,  welchen 
ein  Ersatz  nicht  zugemutet  werden  kann  ^^^).  Die  Träger  haften 
vielmehr  als  unentgeltliche  Depositare,  ein  besoldeter  Bevoll- 
mächtigter allerdings  ^^^)  als  entgeltlicher  Depositar,  sofern 
nicht  überhaupt  eine  abweichende  Uebung  obwaltet. 


des  Lohnes  für  Eseltreiben ,  wegen  des  Lohnes  für  Logis  und  wegen 
des  Lohnes  für  Malerarbeiten  hineingehen;  man  könnte  glauben,  auch 
wenn  man  ihn  in  ein  Darlehen  umgewandelt  hat,  so  heißt  es:  irgend- 
eine Forderung."  Vgl.  Maim.  Malve  3,  7:  Ch.M.  97.  14.  Hier  ist  also 
die  sonst  verbotene  Selbsthilfe  erlaubt. 

^^^)  Im  späteren  Recht  scheint  es  als  Pfandrecht  aufgefaßt  worden 
zu  sein.  So  heißt  e?  in  E.H.  28,  15  Glosse:  nu^npl  ibl'K  r^^V  '^2^  Dkl 
p32?)a  vb*J  ^"^  rAbü2  b"rn  n^mpis  r'-"?  nr-vTS  In  Beth  Samuel 
a.  1.  c.  Kote  40  werden  allerdings  drei  verschiedene  Ansichten  namhaft 
gemacht:  1.  nach  Kachmanides  entsteht  aucli  hier  ein  Pfandrecht  nur 
durch  ausdrückliche  Bestellung:  2.  nach  Tur  und  R.  Jerucham  durch 
konkludente  Handlung  des  Arbeiters:  3.  nach  R.  Nissim  entsteht  ein 
Pfandrecht  ipso  jure  in  dem  Momente,  wo  der  Arbeiter  seinen  Lohn 
fordert  und  fordern  kann. 

^^0  Vgl.  B.B.  7b,  LD.  248,  2.  Tur  Ch.M.  97,  27:  Bei  allen  öffent- 
lichen Abgaben  könne  man  gegen  den  obstinenten  Schuldner  mit  Ge- 
walt und  durch  Eindringen  in  sein  Gewahrsam  vorgehen.  Dagegen 
Baal  Hatrumoth,  der  hier  eine  Ausnahme  von  der  von  Alfasi  gestatteten 
Maßnahme  (siehe  oben)  machen  will.     hrr.   pn-\12  X^K  p  C^'^ir  liK  pK 

uni\TT,i  minnsr  r.ibr^  bnx  nKi'r'n  "pn  vby  ik3  x'rr  \'Kr  doi  npnxn 

''-)  So  Ch.M.  72.  5. 

^")  S'ma  a.  1.  Kote  24. 

^'*)  Kach  Schach  a.  1.  Kote  34. 
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§  8. 
3.  Das  pignus  conventionale. 

Das  pignus  conventionale  ^^^)  findet  sich  in  den  tanaiti- 
schen  Quellen  an  verschiedenen  Orten.  Es  wird  dort  in  der 
Theorie  ganz  allgemein  als  ein  deposituni  aufgefaßt  und  auch 
an  einer  Stelle  (Mischna  Schebuoth  6,  7)  als  solches  bezeichnet. 
Bei  der  Normierung  der  Haftung  des  Gläubigers,  der  Begren- 
zung des  Inhalts  des  Pfandrechts,  mußte  sonach  die  Frage 
entstehen,  als  welcher  Art  Depositar  der  Gläubiger  anzusehen 
sei.  In  dieser  Hinsicht  heißt  es  in  der  Mischna  B.M.  80  b: 
Der  Pfandgläubiger  ist  ein  entgeltlicher  Depositar,  R.  Jehuda 
sagt,  bei  Geld  ein  unentgeltlicher,  bei  Früchten  ein  entgeltlicher 
Depositar.  Demgegenüber  bestimmt  eine  Beraitha  1.  c.  81b: 
Der  Pfandgläubiger,  dem  das  Pfand  abhanden  gekommen  ist, 
schwört  und  nimmt  sein  Geld,  so  sagt  R.  Elieser.  R.  Akiba 
aber  sagt:  er  (sc.  der  Schuldner)  kann  ihm  sagen:  Nur  auf 
das  Pfand  hast  du  mir  geliehen.  Da  nun  dein  Pfand  ver- 
loren ist,  so  ist  auch  dein  Geld  verloren.  Hat  dagegen  der 
Gläubiger  1000  Sus  gegen  eine  Schuldurkunde  geliehen  und 
—  nachträglich  ^^•^)  —  ein  Pfand  genommen,  so  ist  nach  An- 
sicht aller  mit  dem  Verlust  des  Pfandgegenstandes  auch  das 
Geld  dem  Gläubiger  verloren.  Nach  der  Ansicht  des  R.  Elieser 
gilt  der  Gläubiger  demnach  jedenfalls  als  unentgeltlicher  De- 


^^^)  Es  wird  also  jetzt  Identität  der  termini  pignus  conventionale 
und  pignus  tempore  contractus  datum  angenommen.  Vgl.  oben  §  6  die 
verschiedenen  Ansichten,  dazu  noch  Raschi  1.  c.  81b  s.  v.  liDt^Ötf  \^'D 
n"tt?l,  wo  seine  obige  Ansicht  wiederum  klar  zutage  tritt. 

^^^)  Eine  andere  Erklärung  ist  nicht  möglich.   Vgl.  Raschi  a.  1.  s.  v. 

'^^  imbn  b^i<  =-)i3r  Dnoi  i:ör-t  nnab  b^p^  Kj^m:'?  "'K^i  pstt^ö  i^n'i 
^la"«  ir«  ^laa*?  qjt  Kirr  mtam  ma:i'?  id\-tü  ib  ^^)  :i)^p^p  inj^ttr  ii 

nnopj  D'-'ian  ])1^lb  1K*?  ^Db.l  X^ta»:;  ^Xp  Xnn.  Auch  Raschi  muß  an- 
nehmen —  wie  Tos.  s.  V.  nn'l  — ,  daß  es  sich  hier  um  ein  nachträg- 
liches Pfand  (.Y'tyn  K^tT)  handelt.  Wenn  er  aber  sagt  nilSi'?  ^V^ ,  so 
meint  er  damit  nur  die  provisorische  Exekution  zwecks  Sicherung. 


152  Flörsheim. 

positar,    welcher  für   das   unfreiwillige  Abhandenkommen   der 
anvertrauten  Sache  an  und  für  sich  nicht  haftet. 

Diesen  Widerspruch  zwischen  den  Tanaim  löst  die  Qe- 
mara  82a  endlich  damit,  daß  die  Kontroverse  zwischen  R.  Elieser 
und  R.  Akiba  auf  den  speziellen  Fall  bezogen  wird,  wo  der 
Gläubiger  das  Pfand  nötig  hat  pirrü:b  y^rj  r^bni.  Hier  ist 
nach  R.  Akiba  das  Darlehen  doch  noch  eine  religiös  wert- 
volle Tat  (nii'^),  nach  R.  Elieser  dagegen  lediglich  eine  Ab- 
machung zum  Nutzen  des  Gläubigers,  daher  die  strengere 
Diligenzpflicht.  Da  diese  Lösung  keineswegs  befriedigte^'),  ist 
folgendermaßen  deduziert  worden  e^^).    Die  anscheinend  älteste 


^^')  Rabbinowicz  a.  a,  0.  Bd.  2  S.  242  ff.  findet  es  schwer,  die 
Mischna  in  der  oben  angegebenen  Weise  zu  erklären.  „On  voit  que  ce 
cas  est  presque  impossible  (nämlich  die  Kollision  von  Almosenpflicht 
und  Aufbewahrungspüicht).  Du  reste  en  admettant  l'interpretation  de 
ces  commentaires,  l'idee  de  rab  Joseph  serait  ici  tres-differente  de  celle 
que  la  ghemara  attribue  ä  d'autres  docteurs:  d'apres  les  premiers,  il 
gagne  en  etant  affranchi;  d'apres  les  autres  docteurs,  il  ne  gagne  rien, 
seulement  il  est  assimile  a  un  gardien  pour  salaire,  parce  qu'il  a 
l'obligation  de  garder  l'objet,  et  il  ne  peut  se  soustraire  ä  cette 
Obligation  comme  un  homme  qui  recoit  un  salaire  qui  a  egalement 
l'obligation  de  le  faire  pour  le  salaire  qu'il  prend.  S'il  en  etait 
ainsi ,  la  ghemara  aurait  demande,  quelle  est  la  difference  practique 
entre  ces  deux  opinions.  D'apres  mon  interpretation,  au  contraire,  les 
premiers  docteurs  disent  en  d'autres  termes  la  meme  chose  que  les 
derniers,  les  uns  et  les  autres  admettent  que  celui  qui  garde  l'objet  ne 
tire  aucun  profit  materiel  de  ce  objet,  les  uns  et  les  autres  pensent 
qu''on  Tassimile  a  un  gardien  pour  salaire,  par  suite  de  robligation 
de  garder  l'objet  que  la  loi  lui  impose,  et  a  laquelle  11  ne  peut  se 
soustraire.  Seulement,  les  derniers  s'expriment  simplement,  en  disant: 
,Dieu  le  charge  de  garder  l'objet:  il  est  donc  oblige  de  le  faire  comme 
un  gardien  pour  salaire. *■  Les  premiers  s'expriment  autrement:  II  a 
Tcbligation  de  faire  en  sorte  que  l'objet  retoume  dans  la  possession  de 
EOn  proprietaire  qui  l'a  perdu ;  il  pourrait  satisfaire  a  cette  Obligation 
s'il  en  chargeait  un  pauvre  moyennant  salaire  (en  pain  ou  en  argent) 
et  il  economise  ce  salaire  en  gardant  l'objet,  c'est  donc  toujours 
l'obligation  imposee  par  la  loi  qui  le  fait  assimiler  a  un  gardier 
pour  salaire.*' 

^'8)  Von  Goldmann  a.  a.  0.  S.  202  ff. 
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Quelle  sei  die  den  Streit  zwischen  den  genannten  Tanaim 
darstellende  Beraitha  ^^^).  R.  Elieser  komme  nun  der  Auf- 
fassung des  Gläubigers  als  unentgeltlichen  Hüters  fast  gleich; 
man  brauche  nur  —  und  das  tat  schon  die  tanaitische  Zeit  — 
den  Schwur  anders  zu  interpretieren  Omir?"!:}  nrKtt^  ni?iaiy). 
R.  Elieser  fasse  eben  die  Hingabe  des  Pfandes  als  Sicherungs- 
mittel mit  bloßem  Besitzwechsel,  R.  Akiba  aber  als  Befrie- 
digungsmittel unter  Eigentumsübertragung  mit  gewissen  Be- 
schränkungen auf.  Für  den  Standpunkt  Akibas  werden  dann 
andere  tanaitische  Quellen  angeführt,  nämlich  die  Mischna 
Pes.  31a,  ferner  Tosephta  Pes.  2,  21,  22  ed.  ZuckermandP^o)^ 
ferner  Schebiit  10,  2;  Tosephta  ibid.  8,  6,  Beraitha  Schebuoth 
44 b.^^^),  endlich  Beraitha  Kid.  8  b.  In  der  Abgrenzung  der 
Diligenzpflicht  nach  Art  des  entgeltlichen  Depositars  wird  das 
„Ausgleichungsprodukt"  gesehen.  Der  in  diesem  Gedanken- 
gang störende  Satz  des  R.  Jizchak  (pr»rö  r\:)p  mn  bv^  »der 
Gläubiger  erwirbt  das  Pfand")  wird  als  vor  dem  Ausgleich 
entstanden,  aber  als  alte,  gleichsam  geläufige  Rechtsregel  um- 
gedeutet, auch  nach  dieser  Zeit  beigehalten  angesehen  ^^^). 

Im  folgenden  sei  eine  andere  Erklärung  versucht.  Für 
die  Entscheidung  der  Frage  nach  dem  Grade  der  Diligenz- 
pflicht  des  Pfandgläubigers    war    das    wirtschaftliche  Interesse 


11«)  Vgl.  auch  Kasein  a.  a.  0.  S.  81a,  Abot  de  R.  Nathan  c.  XIII. 
Sanh.  86  a.  —  R.  Akiba  hat  nämlich  die  erste  Mischnasammlung  an- 
gelegt, seine  Schüler  haben  die  besonderen  Gebiete  weiter  geordnet. 

^K")^""  HKiHD  y^tsi  nb-^^KS  "in*ö  HDsn  iMK  ^b  "nrö  rT".i  noab 
-1120  :i"r,  HDs':'  Diip  ^nK2  x*?  dk  y«!  i^ticn  ^r  ''"i5:n  dk  nibriv 
*r\b^ix'2  y^fKi  nxjro  "iidk  noan  ^in«  ^^p 

121)  Die  Auffassung,  daß  es  sich  hier  um  eine  Eigentumsüber- 
tragung handelt,  vertritt  mit  Schärfe  auch  Maim.  im  Komm,  zu  Mischna 
Schebiit  10,  2.  Indessen  rechtfertigte  sich  diese  Auffassung  ja  auch 
aus  der  Begründung  für  die  Restitutionspflicht  beim  pignus  judiciale 
(vgl.  oben). 

12')     R.  Jizcliak   wird    als  Tanna  bezeichnet  in  Ket.  35  b    K3n    fXÖ 

pr\T  'n  'K  "^■'Ktt  '"^  ^K  n:pn  p  r^:in:  'm  r^bv  :'''?£i"i  (vgl.  Makkot  13  b). 
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der  Parteien  maßgebend.  Das  mosaische  Zinsverbot  hatte  das 
Interesse  des  wirtschaftlich  Schwächeren  bevorzugt.  Einer 
Begünstigung  des  Pf  and  gläubiger  s  als  solchen  bei  der  Aus- 
übung seines  dinglichen  Rechts  hätte  aber  nichts  im  Wege 
gestanden.  Trotzdem  hat  die  bald  maßgebend  gewordene 
Lehre  eine  solche  Privilegierung  abgelehnt.  ,Wer  einem 
andern  gegen  ein  Pfand  leiht,  gilt  als  entgeltlicher  Depositar.* 
Daß  eine  so  strenge  Diligenzpflicht  (bis  zur  vis  major)  Platz 
greift,  kann  lediglich  damit  begründet  werden,  daß  das  Pfand- 
recht als  Sicherungsmittel  aufgefaßt  wird.  Die  dem  Gläubiger 
in  dem  Pfand  gegebene  Sicherheit  bildet  gewissermaßen  das 
Entgelt.  R.  Jehuda,  welcher  nach  Gold  mann  a.  a.  0. 
S.  204 ff.  eine  vermittelnde  Meinunsj  einnimmt,  steht  eben- 
falls  auf  dem  Standpunkt  der  Sicherungsfunktion  des  Pfandes. 
Während  aber  den  tanna  auonymus  die  formaljuristische  Stel- 
lung des  Gläubigers  leitete,  war  für  R.  Jehuda  die  realöko- 
nomische Lage  desselben  maßgebend.  Der  Gläubiger  hat  nach 
R.  Jehuda  zwar  den  provisorischen  Vorteil  der  Sicherung, 
nicht  aber  einen  definitiven  Gewinn  in  Form  von  Zinsen, 
daher  nach  ihm  prinzipiell  schwache  Haftung.  Bei  einem 
Darlehen  von  einer  Quantität  generischer  Sachen ,  außer 
Geld  dagegen ,  hat  er  zwar  auch  keinen  endgültigen  posi- 
tiven Vorteil.  Aber  ein  lucrum  cessans  war  hier  unmöglich. 
Daher  soll  er  bei  Früchten  wie  ein  entgeltlicher  Depositar 
haften  (vgl.  B.M.  82  b,  auch  Tos.  80  b  s.  v.   o^ar  xpn). 

Die  Unterscheidung  ist  also  —  anders,  wie  ohne  Prüfung 
der  Frage  Goldmann  meint  —  wohl  logisch  und  vom  Stand- 
punkt des  R.  Jehuda  aus  zwingend.  Mag  man  nun  bei  der 
so  unterscheidenden  Ansicht  dieses  tanna  die  stärkere  oder 
schwächere  Haftung  als  prinzipielle  ansehen,  in  jedem  Falle 
kann  man  die  Kontroverse  in  der  Mischna  als  eine  solche 
um  die  Beachtlichkeit  oder  Nichtbeachtlich keit  des  lucrum 
cessans  auffassen.  Daß  aber  hinsichtlich  der  Theorie  des 
pignus  keine  Meinungsdifferenz  besteht,  vielmehr  dieses  von 
jeder  Seite  als  Sicherungsmittel  aufgefaßt  wird,    ergibt  außer 
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dem  angeführten ,  für  diese  Tanaim  maßgebend  gewesenen 
Gesichtspunkt  auch  der  an  ihre  Lehre  unmittelbar  ange- 
schlossene Satz  des  Abba  Saul,  der  Gläubiger  dürfe  das 
Pfand  eines  Armen  gegen  Abzug  des  Mietzinses  von  der 
Schuldforderung  vermieten  ^^^),  da  er  wie  der  Rücksteller 
einer  verlorenen  Sache  zu  betrachten  sei.  Wäre  das  Pfand 
in  der  Theorie  Befriedigungsmittel,  so  hätte  es  der  Aus- 
sprechung dieses  Satzes  nicht  bedurft.  R.  Elieser  steht  also 
wie  R.  Jehuda  auf  realökonomischem  Standpunkt,  und  das 
Pfandrecht  ist  zunächst  aufzufassen  als  Sicherungsmittel.  Es 
ist  nur  eventuelles  Befriedigungsmittel,  und  darin  liegt  sein 
eigentümlicher  Charakter  als  Wertrecht,  welcher  die  Ehe- 
schließung mittels  eines  pignus  ermöglicht,  die  Verjährung 
ausschließt  und  bezüglich  des  von  einem  NichtJuden  in  Ge- 
stalt von  Chamez  zur  Zeit  des  Pesach  empfangenen  Pfandes 
dem  Juden  die  Nutzungsbefugnis  abspricht  ^^'^)  (so  Kohler 
a.  a.  0.;  die  Zitate  vgl.  oben  bei  Anm.  120  u.  121)  ^^s). 


123-)  Yg\.  darüber  unten  §  9. 

*^*)  Hier  scheint  allerdings  die  andere  Alternative,  durch  welche 
das  Pfand  eines  Juden,  welches  einem  NichtJuden  gegeben  wurde,  erlaubt 
ist,  in  Verbindung  mit  der  im  Text  genannten  Alternative  für  das 
Eigentumspfand  zu  sprechen.  Indessen  bleibt  eben  das  Eigentum  trotz 
des  an  dem  Gegenstand  bestehenden  Wertrechts  vermöge  seiner  Elasti- 
zität juristisch  ungeschmälert  fortbestehen,  das  macht  ja  gerade  sein 
Wesen  aus.  Es  besteht  nun  allerdings  in  Pes.  1.  c.  eine  Umdeulung  der 
dortigen  Misclina  in  der  Weise,  daß  dieselbe  unter  die  beiden  Voraus- 
setzungen gestellt  wird,  erstens  "hn^  13\'Tlf1tt'S,  zweitens  ''Jp  T^^b  *1ÜKI3!1 
V12?DJ?Ö  ^b .  Aber  diese  Voraussetzungen  entspringen  dem  besonderen 
Recht  zwischen  Nationalen  und  Nichtnationalen,  was  Groldmann  ver- 
kennt. Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen  folgenden  dem  talmudischen 
Recht  eigentümlichen  und  hier  in  Betracht  kommenden  Klauseln: 
a)  Vii^Di^Ü,  d.  h.  unter  der  auflösenden  Bedingung,  daß  bei  Fälligkeit 
gezahlt  werde;  b)  i^'HBüS,  d.  h.  unter  der  aufschiebenden  Bedingung, 
daß  bei  Fälligkeit  nicht  gezahlt  werde,  wobei  aber  die  an  den  Eintritt 
der  Bedingung  geknüpften  Folgen  auf  den  ZeitjDunkt  der  Uebergabe 
zurückbezogen  werden;  c)  KSnSl  |t<2Ü,  d.  h.  unter  der  aufschiebenden 
Bedingung,  daß  bei  Fälligkeit  nicht  gezahlt  werde,  aber  ohne  die  vor- 
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Da  es  also  ein  Eigentumspfand  nicht  gegeben  hat,  so 
kann  auch  der  Satz  des  R.  Jitzchak  in  keiner  Beziehung 
zu  einem  solchen  stehen.  Will  man  ihn  nicht  auf  die  vor- 
tanaitische  Zeit  zurückbeziehen,  wo  es  wohl  noch  eine  fiducia 
gegeben  hat,  und  ihn  als  eine  geläufig  gebliebene  Rechtsregel 
auffassen,  so  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als  in  ihm  den  Aus- 
druck dafür  zu  sehen,  daß  der  Gläubiger  ein  dingliches,  ab- 
solutes, auf  Befriedigung  zielendes  Recht  an  der  Sache  habe. 
Kinjan  bedeutet  ja  durchaus  nicht  immer  den  Eigentums- 
erwerb, sondern  lediglich  ein  Erwerbssymbol.  Gegenstand 
des  Erwerbes  kann  dabei  ein  Recht  jedweder  Art  sein.  So 
wird  von  einem  Kinjan  auch  bei  der  Entstehung  der  Obli- 
gation gesprochen,  obgleich  bei  einer  solchen  von  Eigentum 
nicht    die   Rede    sein    kann  ^2*^).     Der   Kinjan    ist   auch    beim 


bezeichnete  Retrotraktion.  Hier  liegt  also  eine  bloße  Anwartschaft,  die 
nur  gewisse  Rechte  auslöst,  vor.  Aus  diesen  Unterscheidungen  ergibt 
sich  die  —  für  die  Systematik  des  nachtalmudischen  Rechts  charakte- 
ristische und  daher  im  folgenden  v^iedergegebene  —  endgültige  Ent- 
gcheidung  über  die  Interpretation  der  Mischna  (Rosch  Pes.  II  c.  10) : 

1.  Ist  der  Nichtnationale  Pfandgläubiger,  so  ist 

a)  wenn  der  Fälligkeitstermin  nach  Pesach  war,  sogar  Genuß 
des  Chamez  erlaubt, 

aa)   wenn  der  Pfandgläubiger  es  im  Besitz  hat  und 
bb)  die  ex  tunc-Klausel  vorliegt, 

b)  wenn  der  Termin  vor  Pesach  war,  sogar  wenn  die  ex  tunc- 
Klausel  fehlr. 

2.  Ist  der  Nationale  Pfandgläubiger,  so  ist  das  Chamez 

a)  unter  den  beiden  obigen  Voraussetzungen  zum  Genuß  ver- 
boten ,  sogar  dann ,  wenn  der  Gläubiger  eine  Haftung  nicht 
übernommen  hat, 

b)  erlaubt  nur 

aa)  ohne  ex  tunc-Klausel  und 
bb)  ohne  Haftungsübernahme. 
'")  Vgl.  auch  Tos.  B.M.  81b  s.  v.  Kim;  Git.  37a  s.  v.  nnro  k"?« 
und  p.  V.  '':Ktr;  B.M.  82b  s.  v.  1^)Ä"'K. 

^'•)  Zwar  heißt  es  in  Raschba  Toldot  Adam  resp.  99  (Tamim 
55,  2,  zit.  in  Auerbach  a.  a.  0.  166),  das  Forderungsrecht  entstehe 
eigentlich    durch    eine  Uebertragung   der  Forderung   vom  Schuldner   an 
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Pfandrecht  von  beweglichen  Sachen  erforderlich,  denn  dieses 
ist  ja  nur  eine  Modifikation  der  mit  generalhypothekarischer 
Haftung  ausgestatetten  Obligation  überhaupt,  es  ist  nur  eine 
den  Besitz  einer  individuellen  Sache  potenzierte  Form  einer 
gewöhnlichen  Obligation.  Eben  jenes  absolute  Recht,  welches 
der  Gläubiger  durch  eine  vermittelst  des  Erwerbssymbols  erlangte 
Forderung  am  gesamten  Vermögen  des  Schuldners  erhält,  er- 
hält er  auch  an  der  aus  dem  Vermögen  des  Schuldners  in  seinen 
Besitz  übergegangenen  individuellen  Sache  durch  bloße  Ueber- 
gabe.  Letztere  vertritt  den  sonst  erforderlichen  förmlichen 
Akt,  die  Symbolisierung  des  Erwerbs  eines  unsichtbaren,  ab- 
strakten, nur  in  der  Vorstellung  vorhandenen  Rechts  ^^'^). 


den  Gläubiger.    Aber  das  ist  lediglich  als  ein  Bild,  nicht  als  eine  streng 
juristische  Konstruktion  aufzufassen. 

'-')  Man  vergleiche  dagegen  die  oben  schon  angedeuteten  Er- 
klärungsversuche Goldmanns  a.  a.  0.  S.  212.  „Der  Satz  ist  natürlich 
ursprünglich  nicht  Ausdruck  der  Pfandtheorie,  sondern  er  bat  sicherlich  (!) 
die  praktische  Bedeutung  gehabt,  daß  er  das  Pfandstück  bei  Ablauf  der 
Darlehensfrist  ohne  weitere  gerichtliche  Intervention  endgültig  in  das 
Eigentum  des  Gläubigers  übergehen  ließ.  Insofern  hat  der  Talmud 
recht,  wenn  er  hervorhebt,  daß  der  Satz  nur  für  die  Zeit  nach  Verfall 
des  Pfandes  und  dann  für  die  Pfändung  gilt;  nur  muß  dieses  bei  Ver- 
fall und  Pfändung  eintretende  Eigentumsverhältnis  theoretisch  wenigstens 
für  die  vorhergehende  Zeit  eine  Grundlage  haben.  In  diesem  Sinne 
gilt  also  der  Satz  für  die  Darlehenszeit  als  Ausdruck  der  Eigentums- 
theorie. Das  Gesetz  nun,  daß  der  Gläubiger  das  Pfand  bei  Verfall  be- 
halten darf,  statt  es  verkaufen  zu  lassen,  und  dem  Schuldner  den  Ueber- 
schuß  herauszuzablen,  ist  für  den  Schuldner  ungemein  drückend.  Eine 
derartige  Klausel  existierte  auch  im  römischen  Recht,  verschwand  aber 
später.  Als  nun  im  jüdischen  Recht  die  Eigentumstheorie  aus  der  Praxis 
verschwand  ,  nahm  man  dem  Satze  pSi^^Ü  Hilp  Sin  b^'Z  die  allgemeine 
Geltung  und  deutete  ihn  auch  theoretisch  nur  auf  die  Pfändung,  wo  ja 
der  Gläubiger  —  allerdings  durch  Vermittlung  des  Gerichts  —  tat- 
sächlich Eigentumsrechte  erwirbt:  die  angeführte  praktische  Bedeutung, 
daß  der  Gegenstand  ohne  weiteres  bei  Verfall  dem  Gläubiger  verblieb, 
muß  auch  im  jüdischen  Recht  früh  verschwunden  sein."  Vgl.  dagegen 
sich  mit  den  obigen  Ausführungen  vielfach  deckend  Nethiwot  72  N.  .5, 
welcher  sich  gegen  Schach  a.  1.  N.  9  wendet,  der  die  Eigentumstheorie 
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Es  bleiben  für  die  Betrachtung  der  historischen  Entwick- 
lung des  Pfandrechts  an  beweglichen  Sachen  noch  zwei  Fragen 
übrig,  die  nach  der  Ziilässigkeit  des  Nutzungspfandes  und 
insbesondere  die  nach  der  Behandlung  der  Hyperocha. 

Das  Nutzungspfan  d  ^^^)  war  bereits  oben  begegnet. 
Abba  Saul  sagt,  man  dürfe  das  Pfand  eines  Armen  vermieten, 
um  (die  Schuld)  zu  amortisieren.  R.  Chanan  ben  Ami  sagte  im 
Namen  Samuels,  die  Halacha  ist  nach  Abba  Saul  zu  ent- 
scheiden. Aber  Abba  Saul  sagte  es  nur  von  einer  Schaufel, 
einem  Meißel  und  einer  Axt,  weil  bei  diesen  der  Gewinn 
bedeutend  und  die  Abnutzung  unbedeutend  ist.  Die  Befugnis 
des  Abba  Saul  wird  also  nur  auf  Dinge  von  bedeutendem 
Ertrage  und  geringer  Abnutzung  in  der  Ghemara  bezogen  ^2^). 
Während  Maimonides  ^^^)  diese  Regeln  wieder  abschwächt, 
heißt  es  im  Schulchan  Aruch  ^^^)  wieder  so  wie  in  der  Ghemara. 
Hier    wird    die    für    das    jüdische    Recht    selbstverständliche 

im  Sinne  Raschis  (pD:iK  STH)  vertritt,  und  sagt,  daß  schon  deshalb  kein 
wahres  Eigentum  bestehe,  weil  der  Gläubiger  weder  Verkaufsrecht 
(Ch.M.  97.  22)  noch  Nutzungsrecht  habe.  Der  sog.  Kinjan  begründet 
nach  ihm  vielmehr  die  folgenden  Rechte  des  Gläubigers,  1.  r"^Eüb  nvnb 
nsi:  (s.  Raschi  Pes.  31b,  32  b).  2.  rr*w^2  C^'-iHK'?  mnn  ?]"U  msö'? 
pStTtt*  (s.  Ch.M.  c.  66).  Daraus  zieht  er  die  im  Text  gezogenen  Kon- 
sequenzen. 

^-^)  Im  Resultat  richtig,  aber  in  der  Art  der  Anführung  falsch 
bemerkt  Gold  mann  a.  a.  0.  S.  214  Anm.  40.  daß  das  antichretische 
Pfand  im  Talmud  verboten  sei,  und  bezieht  sich  auf  j.B.M.  VI,  IIa. 
Aber  hier  spricht  Samuel  ja  von  Immobilien.  —  Recht  gewagt  ist  auch 
die  a.  a.  0.  aufgestellte  Behauptung,  daß  das  Amortisationspfand  ein 
Beweis  —  freilich  der  einzige  —  dafür  ist,  daß  das  jüdische  Recht  das 
römische  zumindest  gekannt  habe. 

^")  B.M.  82  b  b^iiv  Kzsr  nrbn  bi^i^f  "i^K  ■'sk  "^2  ]:n  n^  "iok 

1!T'T.na  112171.  Etwas  modifiziert  nach  der  erleichternden  Seite,  nämlich 
Zulässigkeit  aussprechend  für  jeden  Fall,  wo  die  Abnutzung  im  Miß- 
verhältnis zum  eingenommenen  Entgelt  steht.  Maim.  3.  8   Ti^V  n\i  DK 

130)  Siehe  Anm.  129. 

131)  Ch.M.  72,  1. 
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Regel  ausgesprochen,  daß  die  Nutzungen  auf  die  Forderung 
angerechnet  werden  müssen,  da  andernfalls  Zins  vorliegen 
würde  ^^^).  Es  gibt  also  nur  eine  Kapitalsantichrese ,  keine 
Zinsantichrese.  Aber  diese  braucht  nicht  besonders  stipuliert 
zu  werden,  da  das  Präjudiz  auf  das  Einverständnis  des  Schuld- 
ners zu  stellen  ist.  Die  Vermietung  muß  aber,  um  Verdacht 
des  Gebrauchs  sine  deductione  zu  vermeiden ,  an  Dritte  er- 
folgen, so  daß  der  Schuldner  nicht  selbst  die  Sache  in  Be- 
nutzung nehmen  kann.  Bei  anderen  Gegenständen  als  den 
in  der  zitierten  Ghemara  genannten  und  ähnlichen  ist  aus- 
drückliche Vereinbarung  der  Nutzungsbefugnis  möglich  ^^^). 


§  9. 
4.  Hyperoclia  und  EUeipon. 

Hier  kommt  zunächst  folgende  Mischna  in  Frage  ^^*): 
Wenn  jemand  einem  etwas  auf  ein  Pfand  geborgt  hat  und 
das  Pfand  abhanden  gekommen  ist  und  der  eine  sagt:  Ich 
habe    dir    darauf   einen    Sela   geborgt,    und    es    war   nur    ein 


132)  Vgl.  S'ma  72  Note  1,  I.D.  166,  1.    Vgl.  auch  S'ma  a.  1.  Note  2. 

13^)  Eine  Kontroverse  unter  den  Dezisoren  besteht  lediglich  hin- 
sichtlich der  Verpfandung  von  Büchern.  Hier  stellen  sich  einige  auf 
den  Standpunkt,  daß  in  dem  Lesen  aus  denselben  ein  religiöses  Gebot 
liege  und  daher  dieses  erlaubt  sei,  während  andere  keinen  Unterschied 
machen.  Manche  w^ollen  einen  Unterschied  machen,  w^enn  der  Pfand- 
gläubiger ein  Gelehrter  ist,  da  dann  das  Einverständnis  des  Schuldners 
unterstellt  werden  könne.  Vgl.  a.  a.  0.  Glosse,  S'ma  Note  6,  Schach 
Note  6. 

^^*)  Schebuoth  43a  ^'K  pr^rün  ^ISKI  ])2'j:f2rt  ^J?  i'T'sn  iii^  m'^ö.n 
^Dfr^ibn  :jbö  k^k  ■'id  ab  "i^i«  nbm  nw  .Tn  bp-^^i  ^^bv  ^n^ibn  ^bü 
"1Ö1«  nbr\'\  mty  n\^  bpiri  rb:>  yr))bn  vbü  "ntss  r^w  n\n  ^^bü)  rbi? 
^iti^ibr^  vbü  a-^Ti  m^r  n\'i  D''^r"i  r^-^bv:)  rbr  ^:n^^bn  :^bü  xbK  "'s  xb 
vbo)  vb:>  T'rT'iSr!  vbü  k^k  -^a  «^  iiäix  nbm  t\w  .th  D^ntri  vbv 
''ü  Kb  *iöiK  nbm  niir  r\^n  ü^ti^^)  rbv  ^arr^ibn  vbü  "ntaa  ^r^  n\n 
pipE)!T»r  ^ü  v^"-^:  ^^)  n^-Ti  nw  n^n  d^^ij^i  n-iTöm  rbv  "i^rr'i'?.*!  vbü  k^k 
.^'i'ipSin  DK  r\bn  H^^D'^i  m  v^*^^  xiatr»  ib^tK 


160  Flörsheim. 

Schekel  wert  (=  ^|2  Sela),  während  der  andere  sagt:  Nein, 
du  hast  mir  darauf  einen  Sela  geborgt,  und  es  war  nur  einen 
Sela  wert,  so  ist  er  frei;  wenn  aber:  Ich  habe  dir  einen 
Sela  geliehen,  und  es  war  nur  einen  Schekel  wert,  während 
der  andere  sagt:  Nein,  du  hast  mir  darauf  einen  Sela  ge- 
borgt, während  es  drei  Denare  wert  war  (=  ^,4  Sela),  so  ist 
er  schuldig.  (Sagt  der  eine) :  Du  hast  mir  darauf  einen  Sela 
geborgt,  und  es  war  zwei  wert,  während  der  andere  sagt: 
Nein,  ich  habe  dir  darauf  einen  Sela  geborgt,  und  es  war 
ein  Sela  wert,  so  ist  er  frei;  wenn  aber:  Du  hast  mir  darauf 
einen  Sela  geborgt  und  zwei  war  es  wert,  während  der  andere 
sagt:  Nein,  ich  habe  dir  darauf  einen  Sela  geborgt,  und  es 
war  fünf  Denare  wert  (=  ^,'4  Selaim),  so  ist  er  schuldig. 
Wer  schwört?  —  Derjenige,  bei  dem  der  verwahrte  Gegen- 
stand sich  befindet,  damit  nicht,  wenn  jener  schwört,  dieser 
den  verwahrten  Gegenstand  hervorhole  ^^^). 

Diese-  rein  prozessuale  Vorschrift  gestattet  den  Rückschluß 
auf  das  materielle  Recht,  welches  dieses  Recht  der  Hyperocha 
und  des  EUeipon  in  der  Weise  anerkennt,  daß  in  bezug  auf  diese 
Ausgleichungspflicht  besteht.  Es  gibt  kein  Verfallspfand,  wo  mit 
Verlust  der  Sache  die  Lage  eintritt,  daß  die  Parteien  einander 
gegenüber  keine  Rechte  und  Pflichten  mehr  haben.  Vielmehr 
behält  der  Gläubiger  das  Recht  auf  den  den  Wert  der  Pfand- 
sache übersteigenden  Teil  seiner  Forderung,  der  Schuldner 
ein  Recht   auf  Ersatz   des   den   Betrag   der   Forderung   über- 


^^^)  Raschi  meint,  der  Schuldner  beobachte  vielleicht  bei  der  Ab- 
schätzung nicht  die  genügende  Sorgfalt,  und  die  Vorzeigung  des  Gegen- 
standes durch  den  Gläubiger  würde  ihn  dann  zeugnis-  und  eidesun  fähig 
machen.  So  auch  zur  Stelle  Rabbenu  Chananel  nr^'n  Kl'!2:i  '):r^1^^^ 
nj^l-CT  bj^.  Tosafot  nehmen  an  dieser  Erklärung  Anstoß,  da  sie  dem 
Grundsatz  ""T'^^h  n:pn  im^i»  sb  zuwiderläuft.  Der  Grund  sei  vielmehr 
darin  zu  suchen,  daß  man  einen  unnützen  Eid  vermeiden  wollte.  Aus- 
führlicher Tos  B.M.  34b  s.  v.  ü^'ü .  Dort  auch  derselben  Meinung 
R.  Chananel  (oder  sind  die  Worte  desselben  ]b  K''2^pT  bis  r.b'^^b  HKrttr 
ein  späterer  Zusatz?). 
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steigenden  Wertteils  der  Pfandsache.  Aus  diesem  in  der 
prozessualen  Vorschrift  enthaltenen  Gedanken  des  materiellen 
Rechts  entspringt  auch  die  Frage  des  Talmuds  a.  1. ,  welche 
sich  ihm  gegenüber  bei  Anblick  folgenden  Rechtssatzes  er- 
hebt: „Samuel  sagte  nämlich,  wenn  jemand  seinem  Nächsten 
1000  Sus  geborgt  hat  und  dieser  ihm  einen  Sichelstiel  als 
Pfand  gegeben  hat ,  so  sind ,  wenn  der  Sichelstiel  verloren, 
die  1000  Sus  verloren;  bei  zwei  Sichelstielen  dagegen  nur, 
wenn  beide  verloren  gehen.  Rab  Nachmann  sagt:  Geht  von 
den  zweien  einer  verloren,  so  hat  er  500,  gehen  beide  ver- 
loren, so  hat  er  1000  verloren.  Hat  er  dagegen  einen  Sichel- 
stiel und  ein  Stück  Silber  gegeben,  so  hat  der  Verlust  des 
Silberstiels  nicht  den  Verlust  der  halben  Summe  zur  Folge. 
Die  Nehardeer  sagen:  Sogar  auch  im  letzteren  Falle  verliert 
er,  wenn  er  das  Stück  Silber  verliert  500,  wenn  noch  dazu 
den  Handgriff,  die  ganze  Summe  ^^^)''.  Der  Widerspruch  wird 
zunächst  damit  gelöst,  daß  gesagt  wird,  Samuel  beziehe  sich 
auf  den  Fall,  wo  die  Parteien  nichts  vereinbart,  die  Mischna, 
wo  sie  Fragliches  vereinbart  haben  ^^^).  Es  wird  hier  in- 
dessen als  Erklärung  anzunehmen  sein,  daß  Samuel  sich  auf 
einen  ganz  bestimmt  ausgeprägten  Geschäftstypus  bezieht, 
wofür  die  Verwendung  konkreter  Pfandobjekte,  die  sonst  nir- 
gends begegnen,  spricht.  Seine  Entscheidung  wird  als  Norm 
daher  auch  nicht  angenommen  ^^^). 

Die  endgültigen  Entscheidungen  hinsichtlich  der  Diligenz- 
pflicht  und  der  Hyperocha  lassen  sich  in  zwei  Gruppen  teilen  ^^^). 

'^BK  "löK  pn:  n'ni  i<b  Tip  ^nin  bn«  ^ii)  ^a'?«  ISK  «np  "iSK  x'r^jDn 
Knp  bsx  nxö  trxsn  "idk  "ji^k  "qk  nxö  tt^ön  *rsK  in  i:ik  Tip  ^mr\ 
iODj  inK  K;i'7a  ms*  Knp  idk  «ddji  xnp  "'SK  •'"iök  ■'r^r^irrj  «■?  «:dji 

^3')  Mit  gutem  Grunde  umgekehrte  Lesart  R.  Chananel  und  R.  Tam; 
8.  Tos.  a.  1.  s.  V.  '^:nö. 

138)  Vgl.   Tos.  s.  V.  zit.  Rosch  Schebuoth  IV  c.  29,   B.M.  VI  c.  18 
als  Nebenansiclit  auch  kodifiziert  tt^''*1BlS  bi^)^'^  (Ch.M.  72,  2  Glosse). 

^3^)  Scharf  getrennt  in  Tur  Ch.M.  72  am  Anfang. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXXII.  Band.  11 
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1.  Der  Pfandgläubiger  gilt  in  bezug  auf  diligentia  schlecht- 
hin als  entgeltlicher  Depositar  nach  Alfassi  und  Maimonides, 
Dabei  wird  zwischen  pignus  tempore  contractus  datum  und 
non  tempore  contractus  datum  ein  Unterschied  nicht  gemacht. 
Damit  im  Zusammenhang  steht  ihre  Ansicht  über  die  obige 
Lehrmeinung  Samuels.  Sie  findet  nach  ihnen  keine  Anwendung, 
sondern  der  Gläubiger  büßt  im  Falle  eines  unfreiwilligen  Ver- 
lustes des  Pfandes  nicht  seine  ganze  Forderung  ein  —  wie 
Samuel  lehrt  — ,  sondern  lediglich  den  Teil  derselben,  welcher 
dem  Pfände  entsprach  ^^^).  Natürlich  kann  ein  Yerfallspfand 
auch  nach  ihrer  Ansicht  stipuliert  werden.  Aus  dieser  ihrer 
prinzipiellen  Entscheidung  ergeben  sich  folgende  Sätze  für 
den  unfreiwilligen  Verlust  der  Pfandsache. 

a)  Entsprach  der  Wert  des  Pfandes  dem  der  Forderung, 
so  ist  auf  keiner  Seite  ein  Anspruch  mehr  vorhanden. 

b)  Ueberstieg  der  Wert  des  Pfandes  die  Forderung,  so 
hat  der  Gläubiger  dem  Schuldner  das  Plus  herauszugeben. 

c)  Ueberstieg  die  Forderung  den  Wert  des  Pfandes,  so 
hat  der  Schuldner  das  Plus  zu  bezahlen.  Dabei  macht  es 
keinen  Unterschied,  ob  der  Gläubiger  beim  Vertragsschlusse 
ausdrücklich  Haftung  des  Pfandes  lediglich  bis  zum  W^erte 
desselben  übernommen  hatte  oder  nicht. 

d)  Ist  die  Pfandsache  durch  Casus  untergegangen,  so  hat 
der  Gläubiger  Anspruch  auf  volle  Befriedigung  ^^^). 

2.  Die  andere  von  1  abweichende  Entscheidung  ist  die 
des  Ri,  der  bei  dem  pignus  tempore  contractus  datum  dili- 
gentia des  Pfandgläubigers  gleich  einem  unentgeltlichen  Depo- 
sitar statuiert,  soweit  der  den  Betrag  der  Forderung  über- 
steicrende  Wert  der  Pfandsache  in  Betracht  kommt  ^*^).  Dafür 
aber    läßt   Ri    die    Lehrmeinungen    des    Samuel    gelten.     Die 


'*^)  Ygl.  die  Worte  rr^i^s:  T;r  k^k  rcen  xb. 

^^^)  Nach    Raschi    Pes.   1.    c.    dagegen    haftet   der    Gläubiger    beim 
pignus  judiciale  für  Casus  (pC;'S). 

»*2)  Das    ist   der   Sinn   der   Worte    w-'.'i    'hi^2    ^in    riH.-:    'ill    n::3 
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oben  entwickelten  Folgesätze  fallen  nach  ihm  daher  folgender- 
maßen aus: 

a)  Entsprach  der  Wert  des  Pfandes  dem  der  Forderung, 
so  ist  jeder  Anspruch  erloschen  ^'^^). 

b)  Ueberstieg  der  Wert  des  Pfandes  die  Forderung,  so 
ist  die  Herauszahlung  der  Hyperocha  an  den  Schuldner  aus- 
geschlossen ^**). 

c)  Ueberstieg  die  Forderung  den  Wert  des  Pfandes,  so 
hat  der  Schuldner  das  Plus  zu  bezahlen.  Diese  Regel  greift 
aber  nur  subsidiär  mangels  anderer  Vereinbarung  Platz.  Sie 
greift  nicht  Platz,  wenn 

aa)  eine  Vereinbarung  vorliegt,  welche  die  Folge  des 
Verlustes  der  ganzen  Forderung  bei  Verlust  der  Pfandsache 
bestimmt  oder  auch  nur 

bb)  eine  Erklärung  des  Gläubigers  beim  Vertragsschlusse, 
die  Sache  trotz  des  geringeren  Wertes  als  Pfand  anzunehmen. 
In  diesen  beiden  Fällen  ist  eine  Zahlung  des  Elleipon  durch 
den  Schuldner  ausgeschlossen^*^). 

Im  Schulchan  Aruch^^^)  wird  die  herrschende  Meinung  ^*^) 


^*^)  Dies  gilt  in  gleicher  Weise  für  alle  Arten  pignora. 

^^0  Hier  ist  natürlich  der  nur  zu  Eingang  genannte  Satz  von  der 
Unterschiedslosigkeit  der  Behandlung  des  pignus  conventionale  und 
judiciale  in  diesen  Fällen  analog  anzuwenden.  Lediglich  bei  der  Regel 
zu  0  greift  er  naturgemäß  nicht  Platz.  Der  Samuelische  Satz  kann  sich 
nur  auf  pignus  conventionale  beziehen.  Meinungsdifferenz  besteht  also 
in  Wahrheit  nur  in  puncto  c,  wo  der  Gläubiger  nach  Meinung  von  Ri 
eventuell  im  Nachteil  ist. 

^^5)   Es   heißt   a.   a.  0.    ]^r:^12h    "OK*    1)1    ?]^K    K^p    bv    l.^ll^.l    '''BK 

DJ?  Knp   Sr   1K   1)1  ^i^K   mnp   ^w   b::   im"?,-?   ük  pi  sinn  ba  "ok 
^:»rrf  nsK  mnn  ''::n  TDsn  \)^'^^n   ix  Knpn  i:ki  ht  ?]■?«  nnx  p::irD 

^^«)  Ch.M.  72,  2. 

^*')  So  Maim.  Sechirut  10,  1,  Alfasi  Schebuoth  c.  IV.  Nim.  Jos. 
a.  1.  zitiert  die  Meinung  des  Nachmanides  und  des  R.  Nissim,  wonach 
der  mehrerwähnte  Satz  des  R.  Jitzchak  nur  beim  pignus  judiciale  An- 
wendung finde.  Das  ergebe  die  Diskussion  des  Talmuds,  innerhalb 
welcher  der  Satz  nur  als  Argument,  nicht  aber  als  Norm  gebraucht  würde. 
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unter  1  kodifiziert,  die  andere  nur  als  Nebenansiclit  in  der 
Glosse  erwähnt.  Im  einzelnen  wird  dort  noch  folgendes  be- 
stimmt : 

Der  Pfandgläubiger  haftet  selbst  dann  wie  ein  unentgelt- 
licher Depositar,  wenn  er  mit  dem  Schuldner  in  bezug  auf 
die  Pfandsache  einen  Depositalvertrag  schließt,  diesem  aber 
die  Sache  unfreiwillig  verloren  geht^^^).  Der  Nutzungspfand- 
gläubiger  ist  —  offenbar  wegen  seiner  gesteigerten  Befug- 
nisse —  wie  ein  Kommodatar  diligenzpflichtig,  d.  h.  auch  für 
Casus  (a.  a.  0.  §  4).  Die  Haftung  kann  durch  Vertrag  von 
vornherein  ausgeschlossen  werden  (§  7).  Weiterverpfändung 
ist  nicht  gestattet.  Der  Dritte  ist,  sofern  in  mala  fide,  zum 
Ersatz  der  Abnutzung  dem  Schuldner  verpflichtet  (vgl.  §  33). 
Sehr  logisch  §  43,  wonach  nach  Befriedigung  des  Gläubigers 
nur  mehr  noch  nach  allgemeiner  Regel,  also  diligentia  minor 
zu  prästieren  ist  (Resp.  Ascheri  90,  3).  Ist  der  Pfandgegen- 
stand vorhanden,  ohne  daß  der  Wert  der  Sache  dem  der 
Forderung  gleichkommt,  so  kann  der  Gläubiger  den  Schuldner 
zwingen,  ihn  ganz  zu  befriedigen  (§  45).  Der  Pfandvertrag 
begründet  also  die  Verpflichtung  des  Schuldners  zu  voller 
realer  Deckung. 

§  10. 
c)  Das  Pfandrecht  an  Forderungen. 

Eine  im  Talmud  oft^^^)  zitierte  Beraita  lautet:  R.  Nathan 
lehrt:  Woher  weiß  ich,  daß,  wenn  einer  dem  anderen  eine 
Mana  schuldet  und  dieser  wieder  einem  anderen,  daß  man  sie 
dem  ersten  wegnimmt  und  dem  Dritten  gibt?    Es  heißt  (folgt 


'*^)  Ch.M.  a.  a.  0.  §  3,  Quelle  Mordechai  B.M.,  Ende  c.  VII.  „Denn 
wenn  es  auch  dem  Schuldner  (sc.  unfreiwillig)  verloren  gegangen  ist, 
so  war  es  diesem  doch  nur  in  Verwahrung  gegeben  und  im  Eigentum 
des  Gläubigers  verblieben"  (vgl.  aber  auch  Schach  a.  1.  Note  25). 

^^9)  Kid.  15  a,  Ket.  19a,  82  a,  Git.  37  a,  Pes.  31a,  B.K.  40b.  Vgl. 
hierüber  auch  Auerbach  a.  a.  0.  S.  185  fF. 
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ein  irrelevanter  Bibel vers)  ^^^).  Dieser  Satz  läßt  auf  das  Vor- 
handensein des  pignus  nominura  zu  sehr  früher  Zeit  schließen. 
Ob  es  ursprünglich  die  Bedeutung  hatte,  die  nachträglich  ganz 
selbstverständlich  in  diesem  Institut  gesehen  wird,  nämlich  die 
Einbeziehung  der  dem  Schuldner  zustehenden  Forderung  in 
die  generalhypothekarische  Haftung,  kann  füglich  bezweifelt 
werden.  Es  genügt,  festzustellen,  daß  der  Satz  später,  wie 
bereits  seine  Benennung  sagt,  im  angegebenen  Sinne  inter- 
pretiert wurde  ^^^).    Wie  weit  die  Regel  ausgelegt  wird,  zeigt 


•h  D'kTK  ^Z'Kb  |nj1  K'^  n)b  p^nui  ntö.  Nach  dem  Urheber  des  Satzes 
heißt  das  Institut  allgemein  in  der  talmudisch-rabbinischen  Literatur: 
|n:  ni  K^ini^tr  („Die  R.  Nathansche  Verstrickung"). 

^^^)  Ueber  die  Halacha  siehe  Maim.  2,  6.  Der  Satz  steht  im 
Talmud  noch  nicht  als  Halacha  fest  (Kid.  15  a,  Tos.  s.  v.  "^TKI,  Ket. 
19  a  8.  V.  pOÖ,  Git.  37  a  s.  v.  ''n'l'IÖ).  Er  wird  lediglich  als  für  Aus- 
sprüche A'on  Amoräern  beweiserheblich  zitiert.  In  Kid.  a.  a.  0.  {ygh 
Tos.  Ipin  ^"^,  a.  a.  0.)  sowie  in  Ket.  82  a  wird  der  Satz  lediglich  als 
Ausnahme  von  der  Zulässigkeit  der  Einrede  der  mangelnden  Aktiv- 
legitimation (MK  ^T1  D^n^  bl?n  IKb)  angewendet.  Daß  die  Haftung 
sich  auch  auf  die  Güter  des  Schuldners  vermöge  der  R.  Nathanschen 
Regel  erstreckt,  daß  durch  ihn  also  auch  die  Forderung  zu  Vermögens- 
gegenständen gestempelt  wird,  die  der  generalhypothekarischen  Haftung 
folgeweise  unterliegt,  wird  vollends  erst  aus  Kid.  37  a  und  Pes.  31a 
klar:  Es  genügt  Immobiliareigentum  des  Drittschuldners  zur  Ausfertigung 
eines  Prosbul.  Der  Gläubiger  hat  vollends  unmittelbares  ZugrifiFsrecht 
gegen  die  Güter  des  Drittschuldners.  Die  Entwicklung  ergibt  sich  aus 
dem  vorstehenden  mit  Notwendigkeit.  Zunächst  steht  dem  Dritt- 
schuldner gegenüber  dem  Gläubiger  seines  Gläubigers  die  Einrede  der 
mangelnden  Aktivlegitimation  nicht  zu ,  alsdann  aber  tritt  darüber 
hinaus  der  Eintritt  des  Gläubigers  in  das  Schuldverhältnis  seines 
Schuldners  zum  Drittschuldner  ipso  jure  ein. 

Es  entsteht  die  Frage,  ob  der  Gläubiger  Zessionar  ist  oder  Pfand- 
gläubiger. Für  die  Nichtannahme  einer  Zession  sprechen  schon  äußerlich 
die  Wendungen  ^D^^  ^^  i^^K-lb  .n-'b  ^tt:  K^nrn-yTÖ  ^l^^b  Kiin^nt^Öl  ^D\1  ''D 

p2inK"i  n"rib  ■'ö:  Kj^nrii^ö  p^isK^  n-'b  «jinrntr^i  (B.k.  40b,  Pes.  31  a; 

vgl.  Auerbach  a.  a.  0.  S.  188  ff.).  „In  derselben  Weise,  wie  die 
körperlichen  Sachen  in  der  Regel  verpfändet  sind ,  sind  es  auch  die 
Forderungen.     Die   Immobilien    sind    nach    dem   Grundsatz:   die   Güter 
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die  Bestimmung,  daß  der  Gläubiger  ohne  weiteres  von  dem 
Drittschuldner  einziehen  kann,  selbst  wenn  der  Schuldner  ge- 
storben oder  die  Forderung  später  erlangt  oder  sogar  der 
Drittschuldner  die  zu  exequierenden  Gegenstände  erst  nach 
Begründung  der  Schuldverhältnisse  zwischen  Gläubiger  und 
Schuldner  erworben  hat^^^). 

eines  Menschen  bürgen  für  ihn,  infolge  ihrer  Bürgschaftsnatur  subsidiär 
verpflichtet,  d.  h.  es  kann  nur  dann  von  ihnen  eingezogen  werden, 
wenn  der  Gläubiger  vorher  vom  Schuldner  persönlich  gefordert  bzw. 
diesen  verklagt  hat;  ebenso  sind  auch  die  Nachschuldner  als  Bürgen 
für  ihren  Gläubiger  gegen  den  Hauptgläubiger  subsidiär  zur  Erfüllung 
der  Obligation  verpflichtet  (Baal  Hatr.  51,  1,  2,  Raschba  resp.  422, 
R.  Kissim  zu  Ket.  19  a,  Ribasch  resp.  322,  Ch.M.  86,  2,  M.M.  zu  2,  6)." 
^*-)  So  bekommt  also  praktisch  der  Drittschuldner  selbst  Bürgen- 
stellung.    Er  ist  subsidiär  verpflichtet  (vgl.  R.  Nissim  a.  a.  0.   ]"^1  Km 

cnö  p2i:  pKu?  C'*iZ*jrz'^  c^Dr:r  rri  2ir  b"ni  r.:b  p:n'.;i  ht^  pK-'ym 
n"n  C^p!22  ebenso  B.  Hatr.  a.  a.  0.;  Raschba  resp.  1122).  Aus  ihren 
Aeußerungen  scheint  Beth  Josef  Ch.M.  86  zu  folgern,  daß  hier  Nicht- 
eintritt  der  Fälligkeit  vorausgesetzt  ist,  denn  er  sagt  k'^'^-I  J^ökTQI 
psyvris  p-7  -ib  pK  [iSin  r':nrn  •'«"I  py^isn  JJ^T  r^*.  Nach  Ribasch 
steht  dem  Mangel  an  Immobilien  das  Vorhandensein  solcher  in  einer 
anderen  Gegend  gleich  (Ch.M.  86,  2).  Im  übrigen  Ch.M.  86,  1,  111,  21, 
S'ma  a.  1.  Note  34,  35. 

Die  Frage  nach  dem  unterschiede  von  dem  Institut  des  R.  Nathan 
und  der  eigentlichen  Zession  von  Forderungen  (nnict'  r"l^wb)  wird 
bereits  von  Tosafot  Ket.  19  a  s.  v.  piil  angeschnitten  und  von  R.  Nissim 
a.  a.  0.  fortgesponnen.  Resultat:  Es  liege  hier  keine  nur  rabbanitisch 
zulässige  Zession  vor,  vielmehr  eine  nach  striktem  Recht  gebotene  Ver- 
pfändung. Daher  sei  hier  die  Möglichkeit  des  Erlasses  der  Forderung 
wie  bei  der  Zession  überhaupt  ausgeschlossen  (cf.  Ch.M.  66,  5).  Das 
Institut  wird  also  jedenfalls  als  wahres  Pfandrecht  aufgefaßt.  Die  Frage, 
weshalb  das  Institut  überhaupt  einer  besonderen  Erwähnung  bedurfte, 
da  es  doch  nur  einen  Modus  der  Generalhypothek  darstelle,  wird  damit 

abgewendet  jBij  pK»r  b^i  pcö  fEii  pKS'  i.Tr:  Kr^z"!:  ■':n  ikS  mifi^m 

1^  £■'2:0  Y'n  pK  pttö.  Aehnlich  Rosch  Raschba  Nov.  Ende  Kid. 
'rnir:  nb  ^b^rzi  in:^:  ^b^ü^,  s.  auch  Kez.  Hach.  86  Note  1,  der  aller- 
dings wahre  Zession  anzunehmen  scheint,  bei  welcher  der  (ursprüngliche) 
Schuldner  ganz  aus  dem  Schuldverhältnis  herausfällt.  Dagegen  freilich 
scharf  und  mit  guten  Gründen  Nethiwot  a.  1.  Note  3. 
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Im   einzelnen  gilt  nach   dem  Schulchan  Aruch  folgendes: 

1.  Der  bereits  zitierte  Satz,  wonach  es  auf  den  Zeitpunkt 
der  Entstehung  der  verpfändeten  Forderung  gegenüber  der  zu 
sichernden  Forderung  nicht  ankommt,  ist  praktisch  herrschende 
Meinung.  Daneben  wird  ein  abweichender  logischer  Stand- 
punkt ebenfalls  vertreten  ^^^). 

2.  Das  Institut  gilt  für  alle  Arten  von  Obligationen^^*). 

3.  Der  Gläubiger  hat  in  Ermangelung  schuldnerischen 
Vermögens  nicht  die  Befugnis,  dem  Schuldner  aufzutragen, 
von  seinem  Schuldner  für  ihn  die  Forderung  einzuziehen  ^^^). 

B.  Die  Realisierung  des  Pfandrechts, 
a)  Das  Besitzpfand. 

§  n. 

1.  Das  pignus  mobilium. 

lieber  die  Realisierung  des  Pfandrechts  existieren  im 
Talmud  nur  spärliche  Vorschriften.  Solche  ermangeln  dort 
gänzlich  für  die  Pfandrechte,  welche  dem  Gläubiger  den 
Sachbesitz  gewähren.  Vielmehr  finden  sich  nur  Normen  über 
die  Pfändung  von  Vermögensgegenständen,  also  über  die 
Pfandnahme  von  Mobilien  und  die  Beschlagnahme  verhafteter 
oder  auch  nicht  verhafteter  Immobilien  und  Nomina.  In 
Wahrheit   enthält  also    der  Talmud   hinsichtlich   der  Realisie- 


»")  Zit.  in  Schach  Ch.M.  85  Note  1. 

^^*)  Eine  Ausnahme  galt  im  Talmud  Kid.  15  a  in  hezug  auf  ^piV» 
Hier  konnte  der  Gläubiger  des  Sklaven  nicht  gegen  den  Herrn  diesen 
Anspruch  geltend  machen.  Diese  Ausnahme  konnte  Karo  aber  wegen 
seines  Prinzips,  nur  die  in  der  Diaspora  geltenden  Gesetze  zu  kodi- 
fizieren, fortlassen  (S'ma  a.  1.  Note  2,  Schach  a.  1.  Note  2).  Maim.  a.  a.  0. 
verallgemeinert  diese  Ausnahme  in  Beziehung  auf  alle  aus  Wohltätigkeit 
entspringenden  Obligationen  (s.  Schach  a.  a.  0.,  Kez.  Hach.  Note  3). 

^^')  Diese  Regel  spricht  in  der  Tat  stark  für  eine  Zession,  wie 
Kez.  Hach.  Note  1  offenbar  angenommen  hat. 


168  Flörsheim. 

rung  der  Pfandrechte  lediglich  Vorschriften  bezüglich  der 
General-  und  Spezialbypothekeu.  Alles  andere,  was  erwähnt 
wurde,  ist  im  eigentlichen  Sinne  Exekutionsrecht.  Anders 
Terhält  es  sich  in  den  Kodifikationen  des  Talmuds.  Obwohl 
dort,  wie  oben  dargelegt,  die  Generalhypotheken  zu  bloßen 
Prioritätsrechten  herabgesunken  sind ,  so  werden  doch  diese 
formell  stets  noch  als  Pfandrechte  behandelt.  So  ergibt  sich 
für  das  Exekutionsrecht  eine  Dreiteilung,  welche  scheinbar 
auf  der  verschiedenen  dinglichen  Verhaftung  der  Gegenstände 
beruht  ^^^),  in  Wahrheit  aber  jedes  inneren  Grundes  entbehrt, 
da  sie  lediglich  auf  das  rechtliche  Schicksal  der  Gegenstände 
abgestellt  ist,  das  den  Träger  ändernde  Eigentum  an  den 
sonstigen  dinglichen  Rechten,  an  der  Sache  aber  doch  nichts 
ändert.  In  diesem  Vorschriftenkomplex  wird  aber  nur  die 
zwangsweise  Realisierung  behandelt,  während  die  allgemeinen 
Endigungsgründe  der  Obligation  sich  an  anderer  Stelle  be- 
finden (Ch.M.  73 ff.)  Dort  wird  auch  die  Realisierung  des 
pignus  conventionale  abgehandelt,  da  diese  lediglich  als  eigen- 
tümlich gearteter,  aus  der  Existenz  des  als  accessorium  be- 
stehenden Pfandrechts  sich  ergebender  Endigungsgrund  der 
persönlichen    Schuld    aufgefaßt   wird^^').     Im    folgenden    soU 


^^*)  Die  Einteilung  ist  folgende:  1.  Exekution  wegen  Geldforde- 
rungen (Ch.M.  97 — 106),  allgemeine  Vorschriften,  2.  Exekution  gegen  die 
Erben  (107 — 110).  3.  Exekution  in  die  „verhafteten  Güter'  (welche  Be- 
zeichnung zur  Annahme  der  scheinbaren  Bedeutung  der  Einteilung  rer- 
leitet;  indessen  bezeichnet,  wie  oben  wiederholt  bemerkt,  diese  Wendung 
nur  die  , veräußerten  Güter")  (111  —  120).  Die  Abschnitte  117—120 
haben  die  gemeinsame  Ueberschrift  "'pTi"£K  =  Spezialhypothek ,  aber 
nur  117  enthält  besondere  Vorschriften  über  dieses  Institut.  Die  Ein- 
teilung bedeutet  also  nichts  weiter  als  1.  Exekution  gegen  den  persön- 
lichen Schuldner,  2.  seine  üniversalsukzessoren,  3.  seine  Singularsukzes- 
soren in  die  Pfandgegenstände.  Dagegen  bebandelt  Maim.  die  Geld- 
forderung ohne  gesetzliches  Pfandrecht  und  die  mit  einem 
solchen  ausgestatteten  getrennt,   erstere  in  Malve  1  ff.,  letztere  in  18  ff, 

^^')  Gänzlich  ohne  Zusammenhang  wird  das  pignus  nominis  be- 
handelt,   nämlich    inmitten    der   prozessualen   Vorschriften   (Ch.M.   86), 
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die  Einteilung  danach  zugrunde  gelegt  werden,  ob  der  Gläu- 
biger Besitz  am  Pfandgegenstande  hat  oder  nicht. 

I.  Der  Gläubiger  hat  den  Besitz. 

1.  Das  pignus  mobilium.  Während  der  Talmud  wohl 
darüber  handelt,  daß  zu  der  nicht  vertragsmäßigen  Begrün- 
dung des  pignus  mobilium  gerichtliche  Mitwirkung  erforderlich 
ist,  verlautet  über  die  Realisierung  desselben  im  Talmud  gar 
nichts.  Erst  in  den  Kodifikationen  begegnen  Vorschriften 
über  Voraussetzungen,  Inhalt  und  Wirkungen  der  Realisierung, 

A)  Voraussetzungen  sind 

a)  nach  unbestrittener  allgemeiner  Ansicht  ^^^)  Fälligkeit 
der  Schuld.  Diese  bestimmt  sich  entweder  nach  den  Bestim- 
mungen des  Vertrages  oder  in  Ermangelung  solcher  nach- 
der  Ortsüblichkeit.  Fehlt  es  auch  daran,  so  wird  die  Schuld 
nach  30  Tagen  fällig  ^^  9)^ 

b)  Nach  der  Ansicht  mancher  ist  erst  noch  eine  Mahnung 
nach  Fälligkeit  erforderlich,  wobei  es  wiederum  streitig  ist^ 
ob  solche  auch  bei  Schulden  mit  einem  bestimmten  Fälligkeits- 
termin zu  erfolgen  hat.  (Vgl.  darüber  S'ma  a.  1.  Note  37.)' 
Diese  braucht  aber  nicht  durch  das  Gericht  zu  geschehen,  ist 
vielmehr  auch  lediglich  unter  Zeugen,  ja  selbst  ohne  diese 
wirksam,  wenn  der  Schuldner  ihre  Vornahme  zugesteht  (Ch.M. 
73,  14,  Glosse).  Erst  30  Tage  nach  dieser  Mahnung  kann 
dann  die  Realisierung  vor  sich  gehen.  Verlangt  das  nicht- 
jüdische Recht  an  dem  betreffenden  Orte  für  einen  nicht- 
jüdischen Schuldner  eine  längere  Frist  (1  Jahr) ,  so  ist  diese 
nach   einer  Meinung  maßgebend  (Mordechai  B.K.  c.  ult.)^*^").. 


ofifenbar  durch  die  Formulierung  des  darauf  bezüglichen  Rechtsgrund- 
satzes verursacht  (vgl,  oben  §  10). 

^^^)  Eine  Ausnahme  gilt  für  dem  Verderb  ausgesetzte  Sachen 
(Ch.M.  73,  13). 

1^9)  Beraitha  Makkoth  8  b,  Maim.  18,  5.  Ch.M.  73,  1,  2. 

^^°)  (Mordechai,  Ein  deutscher  Glossator  im  18.  Jahrhundert);  vgl». 
Ch.M.  369,  8,  Glosse.  —  Bei  der  langen  —  vom  nichtjüdischen  Recht 
normierten  —  Frist  entfällt  aber  die  sonst  übliche  Mahnung  (Schach  a.  U 
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c)  Weitere  Voraussetzung  ist  Androhung  durch  das  Ge- 
richt, „daß  im  Falle  der  Nichtzahlung  dem  Gläubiger  Ver- 
kaufsbefugnis zuteil  werde"  ^'^^).  Diese  Voraussetzung  entfällt 
aber,  wenn  der  Schuldner  nicht  ortsanwesend  ist  (Maim.  13,  3, 
€h.M.  73,  12)1^-2)163). 


Note  39,  teilweise  gegen  S'ma  a.  1.  Kote  39).  Eben  weil  der  obliga- 
torische Charakter  der  Mahnung  bestritten  sei,  deshalb  soll  deren  Mangel 
<iurch  die  lange,  dem  nichtjüdischen  am  betreffenden  Orte  geltenden 
Recht  zu  entnehmende  Frist  geheilt  werden.  Das  nichtjiidische  Recht 
könne  nicht  dem  jüdischen  derogieren,  welches  ausdrücklich  eine  dreißig- 
tägige  Frist  genügen  läßt,  es  könne  ihm  lediglich  in  dem  Sinne  sub- 
sidiieren ,  daß  ein  Mangel  des  jüdischen  Rechts  durch  ein  vom  nicht- 
jüdischen Recht  aufgestelltes,  nach  diesem  zur  Auslösung  eben  und  der- 
selben Wirkung  genügendes  Erfordernis  geheilt  werden  könne,  sofern 
das  jüdische  Recht  dieses  zugibt,  so  daß  letzteres  also  die  Blankettnorm 
aufstellt.  —  üeber  Inhalt  und  Umfang  des  Grundsatzes  Kri  Kn^'^Ü*!  Kr*! 
(„Das  Recht  des  Wirtstaates  ist  Recht")  und  seine  Literatur  ist  Schach 
1.  c.  sehr  ergiebig. 

^®^)  In  dieser  Fassung  liegt  ein  Widerspruch  mit  dem  tatsächlichen 
Hergang  der  Realisierung,  nämlich  durch  das  Gericht  selbst.  S'ma  a.  1. 
Tlote  35  sucht  diesen  Widerspruch  dadurch  zu  lösen,  daß  ron  einem 
Gericht  im  eigentlichen  Sinne  nicht  gesprochen  werden  könne,  da  das 
Kollegium  der  Versteigerungsrichter  aus  Laien  zusammensetzbar  sei. 

^^*)  Maim.  13,  3:  „Wenn  ein  Gläubiger  zum  Gericht  kommt  und 
sagt:  Hier  ist  ein  Pfand  des  N.  N.,  ich  möchte  es  verkaufen  und  mich 
davon  bezahlt  machen,  so  darf  das  Gericht  nicht  sagen:  Warte,  bis  der 
Schuldner  kommt  und  verhandele.  Denn  wenn  er  (der  Gläubiger) 
wollte,  könnte  er  sagen,  ich  habe  die  Sache  gekauft.  Man  rät  ihm  aber, 
es  vor  Zeugen  zu  verkaufen,  damit  der  Schuldner  wisse,  wie  teuer  es 
verkauft  ist."  Nach  Maim.  braucht  also  in  keinem  Falle  eine  gericht- 
liche Androhung  des  im  Texte  bezeichneten  Inhalts  zu  erfolgen. 

^")  Ob  man  überhaupt  in  absentia  debitoris  in  bona  mittleren 
kann,  darüber  herrscht  in  Ket.  88  a  Streit.  Es  heißt  dort,  daß  R.  Jitzchak 
in  Antiochia  dieses  zwar  in  einem  besonderen  Fall  zugeben  wollte. 
Generell  ließ  es  aber  nach  Rabha  bereits  R.  Nachmann  zu,  ,um  die 
Türe  vor  den  Gläubigern  nicht  zu  verschließen"  (vgl.  auch  Tos.  a.  1.  s.  ▼. 
K2'ni  mit  dem  dort  zit.  R.  Chaim).  Wenn  nämlich  jeder  Gläubiger 
mit  einer  wegen  Flucht  seines  Schuldners  Platz  greifenden  Inexequibilität 
zu  rechnen  habe,  so  würde  er  sich  zu  einer  Darlehenshingabe  nicht 
verstehen.    —    lieber   eine   ähnliche  Kontroverse  vgl.  B.K.  112b,   deren 
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B)  Die  Realisierung  erfolgt  in  aller  Regel  durch  Verkauf, 
und  zwar  unter  Mitwirkung  des  Gerichts  (Ribasch  396  per 
arg.  e.  c.  aus  Maim.  a.  a.  0.;  Ch.M.  73,  15).  Letzteres  wird 
aus  drei  Laien  ^*'*)  gebildet,  die  sich  aber  auf  das  Schätzen 
verstehen  müssen.  Sie  sind  auch  lediglich  zur  Schätzung  be- 
rufen ,  an  welche  der  Gläubiger  beim  Verkauf  gebunden  ist. 
Diesem  steht  also  der  Verkauf  zu,  welcher  aber  unter  Zeugen 
erfolgen  soll,  damit  für  die  Höhe  des  Erlöses  Beweis  be- 
gründet sei.  Die  Realisierung  geschieht  demnach  durch  Privat- 
verkauf unter  sachverständiger  Arbitrierung.  Die  Sachver- 
ständigen müssen  lediglich,  wie  schon  erwähnt,  zu  dieser  be- 
stimmten Handlung  besonders  qualifiziert,  können  im  übrigen 
aber  ungelehrt  sein.  Indessen  ist  diese  Ansicht  nicht  unbe- 
stritten. Die  Gegner  zerfallen  in  zwei  Lager.  Die  einen 
stellen  niedrigere,  die  anderen  höhere  als  die  vorstehend  be- 
zeichneten Anforderungen.  Kesef  Mischne  ad  Malve  13,  3 
hält  die  Abschätzung  für  überflüssig,  vielmehr  lediglich  die 
Erlaubnis  zum  Verkauf  seitens  des  Gerichts  für  erforderlich 
und  genügend  ^^^).  Nach  Schach  a.  a.  0.  ist  ein  gelehrtes 
Kollegialgericht  erforderlich  ^^^)  ^^'^).     Diese  Ansichten   stehen 


Ergebnis  ist  |n  brn  ''ian  üb^  ^IlS'^n  nK  pö^^pü  (Maim.  Eduth  3,  11, 
Ch.M.  46,  5).  —  Alfasi  a.  1.  schränkt  den  Lehrsatz  des  R.  Nachmann 
bereits  dahin  ein,  daß  er  nur  bei  Unerreichbarkeit  zu  gelten  habe  (Be- 
gründung aus  B.B.  174  a).  Ebenso  R.  Ascher  Ket.  c.  IX  27,  Maim.  13,  1. 
üeber  den  Begriff  der  Erreichbarkeit  herrscht  Streit.  Die  Ansichten 
sind  in  Lechem  Mischne  a.  1.  c.  zusammengestellt. 

"*)  mravin  biy  Y'n,  IStonai,  Privatleute,  Laien.  Sie  gelten  aber 
als  ein  Gericht. 

^•^)  Dagegen  Schach  73  Note  40,  welcher  bemerkt,  daß  die  Kodi- 
fizierung der  entgegengesetzten,  herrschenden  —  im  Text  zitierten  — 
Ansicht  (des  Ribasch  a.  a.  0.)  durch  Karo,  welcher  auch  Verfasser  von 
Kesef  Mischne  zu  Maim.  ist,  auf  die  Meinungsänderung  desselben 
schließen  läßt. 

^•*')  Seine  Beweise,  die  w^esentlich  pilpulistischer  Natur  sind,  werden 
auf  dieselbe  Weise  vom  Kez.  Hach.  a.  1.  Note  10  widerlegt. 

*'^)  Ein  gelehrtes  Kollegialrecht  ist  schon  dann  vorhanden,  wenn 
nur   ein   Rechtsgelehrter   (vgl.  Schach  Note  45)    sich   in   demselben   be- 
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indessen  nicht  im,  sondern  nur  neben  dem  Gesetzeskodex.  Aber 
aiicn  die  erstere  Meinung  geht  so  weit,  daß  sie  den  ohne 
Schätzung  vollzogenen  Verkauf  für  unwirksam  erklärt.  Ist 
derselbe  nicht  mehr  rückgängig  zu  machen,  so  tritt  Ersatz-  , 
pflicht  des  Gläubigers  gegenüber  dem  Schuldner  ein,  und  zwar 
in  Höhe  des  wahren  Wertes  der  Sache  zur  Zeit  des  Verkaufes. 
In  der  Schätzung  liegt  nämlich  die  zweckgebundene  Ueber- 
eignung  an  den  Gläubiger  (vgl.  unten).  Ist  also  eine  Schätzung 
nicht  vorgenommen,  so  verkauft  der  Gläubiger  eine  fremde 
Sache  und  handelt  deliktisch  ^^^). 

Wird  das  Pfand  auf  Grund  der  Schätzung  eines  Laien- 
gerichts durch  den  Gläubiger  verkauft,  so  darf  letzterer  nicht 
selbst  Käufer  sein  ;  wohl  aber  nach  manchen,  wenn  die  Schätzung 
durch  ein  gelehrtes  Gericht  erfolgt  ist^^^).  Dagegen  ist  die 
impetratio  dominii  an  und  für  sich  nicht  zulässig  ^^"^). 

Der  Vertragsfreiheit  hinsichtlich  der  Realisierung  des 
Pfandrechts  werden  unter  dem  Gesichtspunkt  der  sog.  As- 
raachta^^^)  mannigfache  Schranken  gezogen.     Eine  Asmachta 


findet,  während  beim  Laiengericht  sämtliche  Mitglieder  nicht  rechts- 
gelehrt sind-,  vgl.  jedoch  Ch.M.  3.  1  Glosse. 

168)  So  Ribasch  a.  a.  0.  auf  Grund  von  B.K.  103  a:  vgl.  S'ma  73 
Note  40. 

165)  Ribasch  a.  a.  0.  Ch.M.  73.  16.  Dagegen  freilich  Schach  Note  46, 
welcher  auch  bei  der  Mitwirkung  eines  gelehrten  Gerichts  dem  Gläubiger 
dieses    Recht    nicht    gibt.     (p^EI    rr::i:    r,:^bn    '£1    r,"!S^i:f2    ',bi<    'a    'D)n 

'cz  ";nv  tt"rT  np^n  'cz  j".x:n  cm  J2"r,n  •'"ir^o  nT.xrb  c"ri  c^nofin 
rivz?  'xn  c^x:n  ':  ^n  tr  i'?!*«  prw!::n-»r  rv,  b"n  'i  "ir^  iöit  nparr 
•in^x  np^  xbs^  'nn  opa  "iniK^  ix::?  Kin  ex  in^i^zö  cmp  pr:s^ön  h:^:i, 
r\"r.z2  J2"ri  b"zv  "'-^  xSx  inix  ^)2ri^  x'?r  ':n  viann  '^exi  ■»xr'? 
n^rr^n  'in  x'?  "i2r*"n  '^ex*!  'circ  cnn  rarx:!  r"r  n"n  t2"ö  'u 
D-n^iD  n"n  ')r\i  T'zn  pria  cnc-i  "■.p'^r  "^'"J^h:  pi  m:?  r"ri  n"i^2D 
(.i!::i*r'?  p-i!a  i:'Xi  Tzn  priö  TipEian  'an  "i:;!  n'^EXi  'ö  p"D  b''r'?  2"cro2i 

1"°)  Vgl.  Anra.  169,  das  Zitat  aus  npCI  1ED  in  seinem  zweiten 
Punkt    '^^12    "EXT    :^'^:jb    imX    Hp""    x'rr. 

1^1)  Ueber  diesen  Begriff  vgl.  Bloch,  Der  Vertrag  nach  mosaisch- 
talmudischem  Recht,  Budapest  1893,  S.  29  ff.  Asmachta  ist  —  unter 
Zugrundelegung    der   Ansicht   von  Raschi  —  ein    aleatorischer  Vertrag, 
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ist  nur  dann  nicht  vorhanden,  wenn  dem  Gläubiger  das  Pfand 
bei  der  Bestellung  unter  der  auflösenden  Bedingung  der 
Zahlung  zu  Eigentum  übertragen  wird^'^).  Sie  liegt  aber 
vor ,  wenn  sich  die  bedingte  Uebereignung  nur  auf  die 
Hyperocha  bezieht,  oder  nur  eine  lex  commissoria  des  Inhalts 
getroffen  ist,  daß  im  Falle  der  Nichteinlösung  bis  zu  einer 
bestimmten  Zeit  der  Gegenstand  verfallen  solle  ^'^^). 

Zugunsten  des  Gläubigers  wird  ferner  die  Ansicht  ver- 
treten, daß  wenn  der  Schuldner,  sogar  nach  Fälligkeit,  seine 
Zustimmung  zum  Verkauf  gegeben  hat,  oder  eine  lex  com- 
missioria  beredet,  diese  Abmachung  im  Zweifel  nur  als  „Hin- 
haltung" gelte,  so  daß  ein  auf  Grund  derselben  erfolgter  Ver- 
kauf dadurch  ohne  weiteres  nicht  gültig  ist^^^).  Diese  An- 
sicht wird  aber  im  Schulchan  Aruch  ausdrücklich  verworfen  ^'^^). 


bei  dem  der  Beschwerte  die  zuversichtliche  Hoffnung  hegt,  daß  der 
Umstand,  welcher  ihm  zum  Nachteile  gereichen  könnte,  nicht  eintreten 
-werde,  und  zwar  so,  daß  diese  Hoffnung  das  Motiv  des  Vertragsab- 
schlusses bildet;  oder  auch  ein  solcher  Vertrag,  bei  welchem  es  vom 
Zufall  (Glück)  abhängt,  für  welche  der  Parteien  Vorteil  oder  Nachteil 
■daraus  entstehen  werde,  und  jede  derselben  mit  Zuversicht  erwartet, 
daß  das  Glück  sie  begünstigen  werde  (Maim.  Mechira  11,  2  ff.,  Ch.M.  207). 

^")  Ch.M.  73,  17  f^T  "iv  i:is:k  Kb  DS*  v*^::'m'^  nip  )b  "i^i<  dki 

«nSÖDK  ni  Kb*!  "lÜIXiT  ''Ü  ^^  Mbs.  Dieser  Satz  wird  also  nach 
dem  Wortlaut  nicht  allgemein ,  vielmehr  nur  von  einzelnen  vertreten 
(Ö"nb  nnVvrn  D^O  'b  S-^ni  P])Ö  Ü^^-^'^^y  Nach  Schach  a.  a.  0.  Note  50 
freilich  müßte  er  als  allgemeine  Ansicht  gelten.  Dazu  Kez.  Hach.  a.  1. 
Note  11,  12,  welcher  den  Grund  in  dem  Prinzip  „der  Gläubiger  erwirbt 
das  Pfand"  (pi-^t'Ö  ^lilp  nin  bi^n)  findet,  aber  nicht  bedenkenlos. 

*")  Resp.  Ascheri  90,  5,  Ch.M.  a.  a.  0.,  S'ma  a.  1.  Note  44,  gibt 
die  ratio  an,  daß  sich  die  Hyperocha  nicht  von  dem  Wert  bis  zum 
Betrage  der  Schuld  trennen  ließe,  daher,  wenn  letztere  ohne  Mitwirkung 
des  Gerichts  verkauft  werden  solle,  die  in  dieser  Abrede  steckende 
Asmachta  sich  auch  auf  die  Hyperocha  mitbezieht. 

*^*)  Vgl.  Nimuke  Josef  ad  B.M.  118  b:    ':^^':;    ''Ü'r    [KrX2    I^ISsbsr    ttr"«! 

^:p  «bi  "[bu^   ]M]D^   i^n^  nbn  ^ki  innab  ipmm  n^nnia  rrv^ö  iTn 

*^')  Ch.M.  73,  17,  72,  26,  Quelle  resp.  Ascheri  a.  a.  0.,  dessen 
formaljuristische,  von  Schach  a.  1.  Note  51  zitierte  Begründung  lautet: 
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Dem  Schuldner  wird  bei  solchen  Erklärungen  lediglich  die 
Zurücknahme  derselben  gewährt  ^'•*^). 

C)  Wirkungen  der  Realisierung,  Durch  den  Verkauf  er- 
hält der  Schuldner  durch  den  Gläubiger  Eigentum  am  Erlös. 
Diesen  hätte  er  dem  Schuldner  in  voller  Höhe  abzuliefern, 
wenn  er  nicht  eine  Gegenforderung  hätte,  so  daß  er  nur  cum 
deductione  restituiert.  Dagegen  bleibt  ihm  der  Schuldner  für 
ein  etwaiges  EUeipon  verhaftet.  Maßgebend  ist  der  in  Wahr- 
heit erzielte  Erlös,  nicht  der  vom  Schuldner  vorher  genehmigte. 
Die  Kosten  des  Verkaufs  trägt  der  Schuldner  (Ascheri  resp. 
90,  6  Ch.M.  73,  18,  dazu  S'ma  Note  40  u.  70;  ferner  Ch.M. 
72,  45). 

Wenn  mehrere  Sachen  als  Pfand  für  eine  Forderung 
bestellt  sind,  so  hat  keineswegs  der  Schuldner  das  Recht,  den 
Verkauf  auf  einzelne  derselben  zu  beschränken,  insoweit 
nämlich  ihr  Erlös  ausreichend  sein  würde,  ebenso  kann  er 
nicht  die  Annahme  derselben  an  Zahlungs  Statt  fordern  im 
Falle,  daß  ihr  Wert  gleich  dem  Betrag  der  Forderung  ist 
(Ch.M.  74,  6). 

§  12. 
2.  Das  pignus  immobilium. 

Da  hier  die  Befriedigung  des  Gläubigers  in  den  Nutzungen 
des  Gegenstandes  besteht,  so  kann  hier  von  einem  einmaligen, 
dem    Gläubiger   die   Surrogatleistung   verschaffenden   Realisie- 


Ein  Erwerbssymbol  (Kinjan)  sei  wohl  zur  Bekräftigung  irgend  eines 
obligatorischen  Rechtsgeschäfts  (soll  heißen  Uebertragung  ex  aliqua 
causa)    erforderlich,   nicht   aber   bei  einem  rein  tatsächlichen  , Befehl" : 

pp  ^"K  Vr:f  nnj?T  "l^n.  Daraus  ergibt  sich  die  Rechtsstellung  des  ver- 
kaufenden Gläubigers.  Er  ist  lediglich  Stellvertreter;  vgl.  auch  in  der 
folgenden  Kote  von  Schach  die  Worte  inirT'br  ':^l22rj.  Ferner  S'ma  a.  1. 
Kote  4.5. 

^'^)  Dazu  resp.  Raschba  1010.    Es  liegt  nur  ein  Widerruf  der  Voll- 
machtserteilung  vor,  S  raa  a.  a.  0.    ^n^^b   'fT^S^  K^K  IKtTl?  xb. 
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rungsakt  im  eigentlichen  Sinne  die  Rede  nicht  sein,  vielmehr 
wird  das  so  gestaltete  Recht  gleichsam  in  jedem  Augenblicke 
der  Innehabung  realisiert.  Trotzdem  heißt  es  in  den  Quellen^ 
daß  die  Regeln  über  den  Verkauf  des  pignus  mobilium  auch 
auf  das  pignus  immobilium  Anwendung  finden,  ohne  daß  der 
Gesichtspunkt  von  der  vorbezeichneten  andauernden  Reali- 
sierung verkannt  wird.  Sie  werden  indessen  von  einem  Späteren 
auf  das  richtige  Maß  ihres  wahren  Sinnes  reduziert^'').  So 
soll  auch  bei  einem  pignus  immobilium ,  bei  welchem  zum 
verschieden  gearteten  Vorteil  beider  Parteien  ^'^^)  ein  jus  solu- 
tionis bis  zu  einer  bestimmten  Zeit  nicht  besteht,  der  Gläubiger 
wie  ein  auf  Zeit  Fruchtberechtigter  angesehen  werden,  so  daß- 
er  nur  gegen  Belassung  des  Fruchtgenusses  sich  vorzeitige 
Befriedigung  gefallen  zu  lassen  braucht  ^'^). 

In  betreff  der  Verpfändung  mehrerer  Immobilien  gilt  das- 
oben  bei  den  Mobilien  unter  I,  1  Bemerkte  analog  (Ch.M^ 
75,  5). 

II.  Der  Schuldner  hat  den  Besitz  des  Pfand- 
gegenstandes. 

Wie  bereits  bemerkt,  gilt  hier  Exekutionsrecht,  welches 
bereits    im    Talmud   zum    Teil   normiert   ist^^^).     Dabei   muß^ 

»'')  Schach  73  Note  36.    '"2?^  n"nD  snD  b'"i'\  Y'^   i!?"nri^n  ''"n  nriD 

DrT«jn  irriptt^  p''  "^nxb  -,«  üt  'b  ^rv^b  rp^ipn  ^y2i:h  inai3  ■Ti'^^nT 
pK  DK1  ni:nx2n  jn:ttn  "a-in  ThT\v   ^b'A   X''^r\   ^th   Tnxnn   n^»:rn   pi 

y^r  "»iDin  jn:öÖ  pnx:b  bx^r^?'''?  JHJ^.  Wie  Schach  hier  aber  bemerkt, 
hätten  Beth  Josef  und  die  sonst  bei  ihm  Zitierten  den  Nachmanides 
falsch  verstanden.  Dieser  wollte  lediglich  untersuchen,  ob  beim  pignus 
immobilium  überhaupt  Verkauf  stattfände  wie  beim  mobilium.  Die 
Zeit,  nach  welcher  dies  frühestens  geschehen  konnte,  konnte  wegen  der 
Regel  ^rw  Xnia^Ö  DnD  (B.M.  68a)  gar  nicht  zweifelhaft  sein.  Ein  Ver- 
kauf  vor  Ablauf  eines  Jahres  wäre  geradezu  sinnlos.  In  der  Stelle  lies 
statt  S""?  p"D  r"^D  :  Tb  p"^. 

*'^)  S'raa  74  Note  7  und  dessen  wichtige  Konsequenzen. 

1'')  Ch.M.  74,  3,  Quelle  Baal  Hatrumot  porta  30. 

^"0)  Cf.  B.K.  112b,  llBa;  Ket.  18,  104. 
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natürlich   die  Exekution   in   unbelastete  und  belastete  Gegen- 
stände (vgl.  oben  §  1)  auseinandergehalten  werden  ^^^).     Nur 
letztere  interessiert  hier.     Ob  ein  Pfandrecht  vorliegt,   ist  an 
•der  Schuldurkunde  sofort  erkennbar. 
1.  Voraussetzungen  ^^^). 

a)  Mitteilung  an  den  Schuldner  von  der  in  Aussicht  ge- 
kommenen Maßnahme,  sofern  dieser  erreichbar  ist^^^). 

b)  Die  Führung  dreier  Beweise,  sofern  in  absentia  debi- 
toris  realisiert  werden  soll,  nämlich,  daß  die  Schuldurkunde 
ratifiziert,  daß  der  Schuldner  ortsabwesend  sei  und  nicht  ver- 
handeln könne  und  daß  die  in  Anspruch  genommenen  Gegen- 
-stände  dem  Schuldner  gehören  ^^^). 

c)  Ein  förmliches  Verfahren.  Dieses  besteht  darin,  daß 
auf  Vorweisung  der  ratifizierten  Schuldurkunde  ^^^)  ein  Mandat 
an  den  Gläubiger  ergeht,  alsdann  in  strikter  Anwendung  des 
"Grundsatzes  von  der  Subsidiarität  des  Pfandrechts  ^^^)  auch 
noch  eine  Mitteilung  an  den  Schuldner  von  der  beabsichtigten 
Exekution  ^^"),  worauf  eventuell  ein  Verfahren  über  die  Echt- 
heit der  Schuldurkunde  folgt  ^^^). 


^•^)  Daß  die  Kodifikationen  bei  der  Darstellung  der  Exekutions- 
vorschriften  eine  solche  Einteilung  nicht  zugrunde  legen,  war  bereits 
-oben  bemerkt,  ferner  auf  ein  auf  Grund  der  tatsächlichen  Anordnung 
leicht  entstehbares  Mißverständnis  hingewiesen  worden. 

^'2)  Nicht  notwendige  Voraussetzung  ist  Fälligkeit;  vielmehr  kann 
•eine  Beschlagnahme  vor  derselben  erfolgen,  wenn  ein  besonderer  Grund 
vorliegt  (Verdacht  der  Verschleppung,  Verschwendung,  Fluchtverdacht, 
Prozesse  in  Beziehung  auf  die  belastete  Sache,  Ch.M.  73,  10,  11). 

*^^)  Ueber  diese  Voraussetzung  und  den  Begriff  der  Erreichbarkeit 
vgl.  bereits  oben  S.  171. 

i8*j  Maim.  23,  2;  Ch.M.  106,  2. 

^^')  Mit  der  Ratifizierung  der  Schuldurkunde  beginnt  das  Verfahren 
bereits   nach   Ket.    19  a    ir-^Tk^r  *,J2^^p  ^b^t  inb  pni^K  Wnb  ]^ph  IDK  ^Z 

is6^  Vgl.  S'ma  93  Note  4,  welcher  den  Satz  aus  B.B.  174  a  anführt. 

^^')  Diese  Mitteilung  geschieht  also  durch  das  Gericht  im  Laufe 
-des  Verfahrens.  Voraussetzung  ist  natürlich  wieder  Erreichbarkeit  des 
Schuldners  im  Sinne  von  Ch.M.  106,  1. 
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d)  Eine  nach  nutzloser  Yerstreichung  einer  Frist  vom 
Gericht  ausgefertigte  Einweisungsurkunde,  die  den  Gläubiger 
zur  Geltendmachung  seiner  Generalhypothek  zunächst  nur  hin- 
sichtlich der  noch  beim  Schuldner  befindlichen  Sachen  be- 
rechtigt i«»). 

e)  Eine  besondere  Einweisungsurkunde  auch  in  die  nicht 
mehr  beim  persönlichen  Schuldner  befindlichen,  von  der  Hypo- 
thek ergriffenen  Sachen  ^^®). 

2.  Die  Realisierung  selbst  geschieht  durch  Beschlagnahme 
nach  einer  vom  Gericht  vorgenommenen  Schätzung  ^^^).     Der 


^^®)  Darüber  Ch.M.  98,  4.  Auf  das  Erbieten  des  Schuldners,  durch 
namentlich  angeführte  Zeugen  die  Falschheit  der  ratifizierten  Urkunde 
beweisen  zu  wollen,  muß  das  Gericht,  sofern  ihm  die  Erbringung  des 
Beweises  wahrscheinlich  erscheint  und  der  Antrag  nicht  etwa  lediglich 
auf  eine  Verschleppung  abzielt,  demselben  eine  Frist  gewähren,  in  der 
Regel  von  30  Tagen.  Nach  nutzloser  Yerstreichung  der  Frist  werden 
noch  drei  Gerichtstage  abgewartet.  Alsdann  wird  ein  Eröffnungsbeschluß 
(nriTiB  vgl.  S'ma  a.  1.  Note  10)  erlassen,  auf  Grund  dessen  ein  90tägiger 
Bann  über  den  Schuldner  verhängt  wird  (so  bereits  Talmud  B.K.  a.  a.  0.), 
woselbst  die  Länge  der  Frist  begründet  wird.  Ist  diese  verstrichen,  so 
kann  die  Einweisungsurkunde  (Xn3l*lK)  dem  Gläubiger  ausgehändigt 
werden  (vgl.  Anm.  189,  auch  Bloch,  Zivilprozeßordnung  nach  mosaisch- 
rabbinischem  Recht,  Budapest  1882).  Auf  S.  92  ergänzt  Bloch  nach 
B.K.  113a  (Raschi)  richtig,  nur  muß  es  statt  „Mahnung"  „Ladung* 
heißen  (imK  pJÖlö). 

^^^)  Die  Einweisungsurkunde  bezieht  sich  auf  Immobilien  wie  auf 
Mobilien.  Doch  ist  zu  beachten,  daß  im  Falle,  wo  der  Schuldner  eine 
Frist  zur  Beschaffung  der  Beweise  für  die  von  ihm  behauptete  Un- 
echtheit  der  Schuldurkunde  erlangt,  eine  Ausnahme  gilt.  Alsdann  be- 
zieht sich  die  Einweisungsurkunde  nicht  auf  die  Mobilien,  da  trotz  der 
Ausschlußfrist  der  Schuldner  stets  noch  den  Beweis  erbringen  könnte, 
die  Mobilien  aber  dann  beim  Gläubiger  nicht  mehr  vorhanden  sind. 
Dieselben  sollen  aber  sequestriert  werden  (Ch.M.  98,  6,  7). 

19«)  Ch.M.  1.  c.  8. 

1^')  Das  Verfahren,  welches  sich  bereits  im  Talmud  findet  (B.K. 
1.  c. ,  Ket.  91b,  B.B.  169  u.  a.),  findet  im  einzelnen  folgendermaßen 
(Maim.  23,  6  ff.,  Ch.M.  1.  c.)  statt:  Ausfertigung  der  Adrachta  zunächst 
auf  ein  bestimmtes,  beim  Schuldner  befindliches  Grundstück,  welches 
von  drei  Sachverständigen  abgeschätzt  und  alsdann  meistbietend  ver- 
Zeitschrift für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXXII.  Band.  12 
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Schuldner  hat  nach  Erschöpfung  und  Erledigung  aller  seiner 
Einwendungen  einen  von  den  Gaonim  eingeführten  Offen- 
barungseid ^^^)  dahin  zu  leisten,  daß  er  nur  noch  die  von 
Gesetzes  wegen  ihm  zu  belassenden  Gegenstände  in  seinem 
Besitze,  nichts  bei  anderen  verborgen  und  keine  Schenkung 
unter  Rückgabepflicht  ^^^)  vollzogen  habe,  daß  er  ferner  ^^*) 
von  jedwedem  Erwerb  seine  Frau  und  Kinder  nicht  werde 
genießen  lassen ,  sie  davon  weder  kleiden  noch  schmücken, 
auch  niemanden  eine  Schenkung  davon  machen  werde ,  viel- 
mehr nur,  soweit  Kleidung  und  Nahrung  unbedingt  notwendig 
sind,  ohne  jeden  Ueberfluß  und  Luxus,  daß  er  vielmehr  aber 
dem  Gläubiger  nach  und  nach^^^)  das  über  das  Notwendige 
Hinausgehende  bis  zur  vollständigen  Abtragung  seiner  Schuld 
bezahlen  werde.  Es  folgt  dann  eine  Bannbelegung  aller,  die 
von  dem  Schuldner  gehörigen  Yermögensgegenständen  wissen 
und  das  Gericht  nicht  davon  in  Kenntnis  setzen  ^^^). 

3.  Wirkungen  der  Realisierung.  Die  Realisierung  ist  mit 
dem  Ablauf  der  Lizitationsfrist  beendet  ^^'^).  Mit  Abschluß 
derselben  beginnt  der  Fruchtgenuß  des  Gläubigers. 


steigert  wird  (p£''D'lttri  1pca''w^  15?).  Besitzeinweisung  des  Gläubigers 
nach  dem  Verhältnis  seiner  Forderung,  Vernichtung  der  Schuldurkunde. 
Bei  Kichtvorhandensein  von  freien  Gütern  wird  die  Adrachta  sogleich 
auf  veräußerte  Güter  gestellt,  mit  dem  Bemerken,  daß  sich  keine  freien 
Güter  gefunden  hätten.  Dann  folgt  Vernichtung  der  Adrachta  und  Aus- 
fertigung der  sog.  Tirfa,  welche  auf  ein  bestimmtes  Grundstück  sich 
bezieht  und  worauf  die  stattgehabte  Vernichtung  der  Adrachta  sowie 
die  Befugnis  zur  Beschlagnahme  enthalten  sein  muß.  Diese  erfolgt  dann 
nach  Abschätzung  wie  oben. 

i«2)  Sog.  Trnn  f^rir^y  Maim.  3.  2.  Ch.M.  99,  1. 

*^^)  Vgl.  darüber  S'ma  a,  1.  Kote  5,  welcher  eine  Einschränkung 
hinsichtlich  der  Zeit  und  der  Fraudulosität  macht. 

^^^)  Dieser  zweite  Teil  findet  sich  bei  Maim.  noch  nicht,  er  ist  erst 
späterer  Schöpfung  (cf.  Baal  Hatrumoth  p.  2,  1).  Er  soll  im  Text,  da 
er  sehr  interessant  ist,  vollständig  wiedergegeben  werden. 

^*^)  Es  muß  stets  —  wie  es  auch  im  Eide  heißt  —  Kleidung  für 
zwölf  und  Nahrung  für  einen  Monat  vorrätig  sein. 

^96)  Ch.M.  a.  a.  0. 

'^')  Vgl.  die  Kontroverse  in  B.M.  35  b  TiK   ."^rn  ''"■.''2   '?''rK  ntt*»«»"} 
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Die  Wirkung  einer  Versteigerung  unter  falscher  Schätzung 
ist  Ungültigkeit  derselben  in  dem  Falle,  wo  die  Grundstücke 
nicht  im  Eigentum  des  Schuldners  stehen  ^^^),  im  anderen 
Falle  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  ^^^). 


§  13. 
b)  Das  Pfandrecht  ohne  Besitz:  die  Hypotheken. 

Wesentlich  anders  gestaltet  sich  die  Realisierung  der 
Hypotheken,  wenn  sich  der  mit  denselben  belastete  Gegen- 
stand nicht  mehr  beim  Schuldner  befindet,  mag  eine  Universal- 
sukzession (unter  A)  oder  eine  Singularsukzession  (unter  B) 
in  dieselben  stattgefunden  haben. 

A.  Der  Talmud  kennt  keine  eigentliche  Universalsukzession 
als  successio  in  omne  jus  defuncti^^^).  Daher  ist  es  nur  eine 
religiöse  Verpflichtung  (niittt)  der  Erben ,  die  Schulden  des 
Erblassers  zu  tilgen,  die  allerdings  —  ein  Atavismus  aus  der 
Theokratie  —  erzwungen  werden  kann  2^^),  aber  eine  eigent- 
liche Haftung  bestand  nicht.  Die  Erzwingbarkeit  haben  in- 
dessen die  Gaonim  auf  Mobilien  ausgestreckt.  —  Sie  haben  erst 
eine  Universalsukzession  im  Rechtssinne  geschaffen,  indem  sie 
—  auch  den  bloß  chirographarischen  Schuldner  —  die  Erben 


^212  *i^«  KS"i  )b  pDT  r^innn  i-^ir  "ixsk  "»^dk  ir^Tb  KnDnii<  K'^toö  ^aü 

KflHDK  ■'Ö'^  lö''^^,  welche  letztere  Meinung  zum  Durchbrucli  gelangt 
ist  (Maim.  22,  12;  Ch.M.  108). 

^98)  Maim.  22,  15;  Ch.M.  103,  4. 

i«9)  Ch.M.  a.  a.  0.  109,  5  ff. 

^°°)  Auch  die  rein  religiösen  Verpflichtungen,  z.  B.  Opferpflicht, 
waren  unvererblich;  vgl.  Bechoroth  50a.  —  Recht  bezeichnend  ist 
Pes.  31  a :  Würde  hier  nicht  die  R.  Nathansche  Regel  über  die  Forderungs- 
pfändung gelten,  so  müßte  in  jedem  Falle  der  Gläubiger  dort  leer  aus- 
gehen. Denn  die  Erben  des  Schuldners,  denen  zwar  der  Drittschuldner 
verpflichtet  ist,  sind  dem  Gläubiger  nicht  verpflichtet;  vgl.  darüber 
Auerbach  a.  a.  0.  S.  192  Anm.  27. 

2«»)  Ket.  86a,  91b;  Maim.  11,  8;  Ch.M.  107,  1. 


180  Flörsheim. 

SO  haften  ließen  wie  den  Erblasser  ^®^),  auch  mit  den  nach 
der  Schuldbegründung  erworbenen  Gütern -^^).  ohne  daß  eine 
entsprechende  Klausel  in  die  Schuldurkunde  aufgenommen 
war.  Es  gilt  jetzt  der  Satz:  heres  loco  defuncti^^^).  Als 
üeberbleibsel  des  alten  Rechts  ^°^)  ist  ihnen  nur  die  Befugnis, 
den  Gläubiger  nach  ihrer  Wahl  zunächst  mit  Immobilien  zu 
befriedigen,  verblieben.  Die  Erben  haften  ferner  nur  cum 
viribus  hereditatis  ^°^).  Eine  Exekution  ist  allerdings  aus- 
geschlossen gegen  minderjährige  Erben  (=  unter  13  Jahren)^^^). 
Sie  ist  hier  nur  unter  den  Voraussetzungen  zulässig,  welche 
zur  Exekution  einer  nur  mündlich  begründeten  Schuld  stets 
vorliegen  müssen  ^"^^j  *^^). 


2°2)  Vgl.  Ch.M.  111,  20:  Auch  ohne  die  ,Zukunfts*-Klausel  CJpKn) 
kann  nach  Ansicht  der  meisten  gegen  die  Erben  exequiert  werden  (nach 
S'ma  a,  1.  Note  31),  eben  weil  ,-"12«"?  Kr*=  K*11"!  r.^bn  n)^^2  riV  r.'Z'^ 
«in,   vgl.  den   in  Kez.  Hach.  66  Note  26  zit.  K.  Nissim    aus  Ket.  c.  VII 

'^p'T^:^'  'Sib  rp2  s*b  c^cz:  i^z:^z'  rps  isiJ  Ti-r^'C''  E"rK  r^bn  nüs^D 
'ii'^iy  mn  ^-j^  mb,"i  xr  xb:r  i"zv  x-in  m  p;r3  a^cr:  bv  [ninny 
ö^crj  b':;  msrtr  r-jX  mbön  risnc  rpsrvT  t"2  bnx  pa  r^is^i  rcz:"? 

b"2*J    ^p^:.    Aehnlich  S'ma  Ch.M.  66  Note  55,  wo  zit.  wird  Nov.  Ritba 

Kid.  47  s.  V.  K"2K  :  cr"?  rl^br,  •^czifz  riSi^n  rrzin  nbn  n^b  non  irKi 

rrib^n  i"l^n^  r'hn  ^'^t^:  xb.  Hier  liegt  noch  die  alte  Auffassung  von 
der  Erbschaft  zugrunde.     Anders  Tumim. 

^°^3  Und  auch  mit  den  von  dem  Erblasser  veräußerten  (Ch.M. 
107,  3);  natürlich  besteht  Abfindungsrecht  nach  allgemeiner  Regel  und 
mit  der  regelmäßigen  Ausnahme  der  Grundschuld. 

^o-*)  Wörtlich   \Sp  ?2K  LpriZ  ril\ 

2»^)  S'ma  a.  1.  Note  6. 

206)  Ch.M.  a.  a.  0.  Glosse. 

2°')  Ch.M.  108,  3.  Sie  kann  weder  vertragsmäßig  noch  durch 
cachträ,gliche  Umstände  anders  möglich  werden  als  durch  die  in  der 
folgenden  Anmerkung  aufgeführten  Bedingungen. 

208)  Vgl.  schon  B.B.  174b  das  Prinzip:  pyisb  V^nb  2?T  DIpQ  bz 
C''Öin\1  |S2  pz::  px.  Ferner  Ch.M.  108,  1:  Es  ist  erforderlich:  1.  An- 
erkenntnis des  Erblassers  und  diesbezügliche  Anordnung  während  seiner 
letzten  Lebenszeit  oder  2.  noch  nicht  eingetretene  Fälligkeit  oder  3.  Ver- 
sterben in  der  Exkommunikation  wegen  Zahlung.  Bei  Nichtvorliegen 
einer    dieser    Voraussetzungen    bedarf   es    eines    Eides    des    Gläubigers. 
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B.  Die  Exekution  gegen  den  Singularsukzessor  des 
Schuldners.  In  der  Möglichkeit  derselben  kommt  erst  der  un- 
mittelbare, absolute  Charakter  der  Hypotkek  zum  Ausdruck, 
wenn  auch  zum  Teil  schon  nach  talmudischer  Auffassung  bei 
der  Exekution  gegen  die  Erben. 

1.  Der  Kreis  der  in  Betracht  kommenden  Singularsukzes- 
soren wird  von  den  entgeltlichen  und  unentgeltlichen  Erwerbern 
gebildet  (auch  der  Tempel  gilt  bei  Empfang  von  Gegenständen 
als  solcher)  2^^),  welche  nach  oder  bei  frauduloser  Absicht  des 
Schuldners  vor  der  Begründung  des  Schuldverhältnisses  in  den 
Besitz  der  Sache  gelangt  sind^^^).  Dieser  Kreis  bleibt  auch 
dann  bestehen,  wenn  der  Schuldner  unter  der  Bedingung,  daß 
der  betreffende  Gegenstand  von  Hypotheken  nicht  ergriffen 
werden  soll,  diesen  ex  causa  onerosa  erworben  hat.  Ein 
donator  dagegen  kann  jedwede  Bedingung  an  die  Schenkung 
knüpfen  2-^). 

2.  Der  Unterschied  bei  der  Realisierung  von  Hypotheken 
gegen  den  persönlichen  Schuldner  oder  seine  Singularsukzes- 
soren zeigt  sich  namentlich  bei  der  Art  der  Gegenstände,  in 
welche  exequiert  werden  soll.  So  sind  dem  Gläubiger  trotz 
einer  Generalhypothek  unter  bestimmten  Voraussetzungen  be- 
stimmte Gegenstände  entzogen.  Solches  gilt  hinsichtlich  der 
Mobilien,  bestimmter  Quoten  der  Immobilien,  endlich  der  bei 
einer  Generalhypothek  sonst  allgemein  haftenden,  erst  nach 
dem  Schuldverhältnis  erworbenen  Gegenstände. 


Dieser  entfällt  aber,  wenn  es  sich  um  ein  pignus  iramobiliura  handelt 
(Ket.  72a,  Maim.  13,  3,  Ch.M.  108,  12;  ratio:  S'ma  a.  1.  Note  41). 

*°*)  Ratio  in  Ch.M.  110,  besonders  §  2.  Ausnahmen  im  §  1.  — 
Das  Verfahren  interessiert  hier  nicht  weiter. 

2^°)  Raschba  resp.  1110;  Ch.M.  111,  1,  2. 

2»»)  Ch.M.  a.  a.  0.  99,  7. 

^^')  A.  a.  0.  §  3.  —  Interessant  ist  das  im  §  4  a.  a.  0.  angezogene 
Resp.  Ascheri  74,  3  Ü)^  rb^^  bin^  K^tT  ''Kjn  br  IJ^'?  rp"lp  ]ir\:v  ''Ü 
l^ttü:  nmj  p.^  b^  ri"l?n  SKn  ^ö^  "inK  »n  )b  pKT  "TOrtr.  Selbstverständ- 
liche ratio  S'ma  a.  1.  Note  8. 
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a)  Mobilien  gelten  nicht  als  mithypotheziert  wegen 
mangelnder  Publizit'ät  ^^^).  Dagegen  kann  der  Gläubiger  sich 
auch  durch  ein  allgemeines  Kaufsverbot  nicht  schützen  ^^*): 
über  Mobilien  soll  dem  Schuldner  die  freie  Verfügung  nicht 
entzogen  werden.  Lediglich  eine  Vergabung  von  Todes  wegen 
schadet  dem  Gläubiger  nicht,  da  diese  erst  vom  Zeitpunkt  des 
Todes  an  wirkt  ^^^).  Auch  die  zu  Zeiten  des  Talmuds  mit 
der  Wirkung  möglich  gewesene  „Verpfändung  von  Mobilien 
in  Verbindung  mit  Immobilien"  ^^^) ,  daß  sie  sich  sogar  auf 
die  nach  der  Veräußerung  der  Immobilien  erworbenen  Mobilien 
bezog  ^^^),  wenn  nur  dieselbe  in  der  richtigen  Form  erfolgt 
ist^^^),  ist  in  späterer  Zeit^^^)  im  Interesse  des  Verkehrs  für 


'13)  B.B.  44b  "inrb  c^bynn  i^t  k^t  i<bp  inb  ri^bi  cirtt.    Der 

Satz  gilt  auch  für  die  Spezialhypothek,  für  die  Generalhypothek  kommt 
als  ratio  hinzu,  daß  der  Gläubiger  wegen  ihrer  Transportabilität  sie 
nicht  in  Rechnung  zieht  (S'ma  113  Note  1). 

21^)  B.Htr.  p.  43. 

215)  Ch.M.  113,  1,  117,  3,  252,  1. 

2*^)  B.B.  a.  a.  0.  Dieses  Institut  findet  sich  analog  auch  beim 
Eigentumserwerb:  C"'?  '^"2?  C^Cr:  Cr  D'jp:  r^HK  Cnb  pK2?  CDS: 
"12    nnn«.     Eine  Anlehnung  findet  man  in  Chron.  II,  21,  3:    DH'?    in**! 

nmn^n  rmi'ö  "«"i:?  er  rin:ö'?i  nn^bi  rp^b  nsi  m:no  cn^n«.    Siehe 

S'ma  1.  c.  Note  3,  202  Note  2,  60  Note  1. 

21')  Maim.  18,  2,  M.M.  a.  1. 

21«)  Dazu  ist  entweder  der  Zusatz  erforderlich  kSt  Kr:öDK3  k"?"! 
*'1i:r"T  "^ceVkir  (Erklärung  bei  S'ma  a.  1.  Note  7)  oder  der  Zusatz, 
daß  ex  tunc  (^wTJ?!::)  verpfändet  werde,  oder  die  Verpfändung  muß  ge- 
richtlich geschehen  (S'ma  a.  1.  Note  8). 

21')  Diese  Normierung  findet  sich  zuerst  in  einem  resp.  Ascheri 
(zitiert  in  Schilte  Hagiborim  zu  Alfasi  B.B.  157  und  Tur  Ch.M.  111 
in  fine).  Im  Interesse  des  Verkehrs  hat  dieser  den  schon  bestehenden 
Gebrauch,  den  dritten  Erwerber  von  in  Verbindung  mit  Immobilien 
verpfändeten  Mobilien  trotz  formularmäßig  bestehender  Berechtigung 
des  Gläubigers  im  Besitze  der  Sache  zu  belassen,  zum  Gesetz  erhoben. 
Dieses  sei  zwar  nicht  im  Sinne  des  strengen  Rechts,  aber  lediglich  auf 
die  lokale  Uebung  komme  es  hierbei  an.  Ist  diese  nicht  zu  ermitteln, 
so  sei  das  Präjudiz  allerdings  auf  die  Geltung  des  strengen  Rechts  zu 
stellen.     In   einem  anderen  resp.  erklärt  Ascheri ,   daß  die  als  Mobilien 
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unwirksam  erklärt  worden  ^^^).  Diese  Regel  greift  aber  nicht 
Platz,  wenn  die  Veräußerung  offenbar  in  fraudem  creditorum 
erfolgt  (Ch.M.  60,  1  i.  f.)  und  bei  der  Uebertragung  von 
Forderungen  (s.  unten  Anm.  219). 

b)  Die  Frage  nach  dem  Umfang  der  Exekution  in  nicht 
mehr  beim  persönlichen  Schuldner  befindliche  Güter  wird  in 
anderem  Zusammenhang  behandelt. 

c)  Ebenso  die  Frage  über  die  Exekution  von  durch  den 
Schuldner  erst  nach  Begründung  des  Schuldverhältnisses  er- 
worbenen Gütern,  denn  beide  gehören  in  die  Lehre  vom 
Umfang  der  Hypothek,  insbesondere  der  Generalhypothek. 
Anhangsweise  sei  hier  nur  noch  über  zwei  dem  exequendus, 
welcher  nicht  persönlicher  Schuldner  ist,  zustehende  Rechte 
gesprochen. 

a)  Das  Befriedigungsrecht  zur  Abwendung  der  Exe- 
kution ^  2^).  Ueber  die  Höhe  der  Befriedigungssumme  besteht 
Streit.     Nach   richtiger   Ansicht   beträgt    sie    die    volle   Höhe 


geltenden  Schuldurkunden  (siehe  aber  auch  die  Kontroverse  ob  mitflttr 
K3''''21J  ''3Ü  zwischen  Rosch  und  Raschba  in  B.Jos,  Ch.M.  101)  nicht  unter 
diese  Regel  fallen,  da  die  ratio,  das  Verkehrsinteresse,  hier  nicht  ob- 
walte (IT'Ü'  Kb*!),  ferner  aber  doch  dem  Schuldner  noch  die  Erlaß- 
möglichkeit verbleibe  {lii':?:  pnr'vi'  ^'^^^b  Miw^^  itDirn  xr  K^tr  "nri 
in  niai"?  uiöö  "i^ssr  ^^]i;n  "jabn  ^ita^'n  binöb  hd  its),  mithin  auch 

ein  formaljuristischer  Grund  für  diese  Ausnahme  spreche.  Maßgebend 
für  diese  Entscheidung  war  aber  wohl  die  Erwägung,  daß  durch  Zes- 
sionen alsdann  die  Gläubiger  überaus  benachteiligt  werden  können.  Der 
Schuldner  brauchte  seine  Forderung  nur  zu  zedieren,  um  ihre  Pfändung 
seinen  Gläubigern  unmöglich  zu  machen.  Wegen  dieses  ökonomischen 
Gesichtspunktes  fallen  daher  die  Schuldurkunden  nicht  unter  die  Mo- 
bilien  im  Sinne  der  von  Rosch  aufgestellten  Regel.  Für  Schuldurkunden, 
aber  nur  für  solche,  hat  also  die  Formel  noch  Bedeutung.  Ueber 
ältere  und  aus  anderen  Ländern  stammende  Ansichten  vgl.  Schach 
Ch.M.  60  Note  4;  vgl.  auch  Schach  50  Note  7  über  den  Verkehr  mit 
Mamrems. 

^^'^)  Eine  Reminiszenz  an  das  alte  Recht  begegnet  noch  in  Ch.M. 
113,  3  i.  f.,  nämlich  bezüglich  des  Ranges. 

2»i)  Ket.  91b,  Ch.M.  lU,  3. 
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der    Forderung  ^2').     Dieses    jus    solutionis    entfällt    bei    der 
Grundschuld"  2  23), 

b)  Das  Regreßrecht  gegen  seinen  auctor,  eventuell  den 
persönlichen  Schuldner  ^  2"^).  Es  geht  auf  den  vollen  Weri 
des  abgenommenen  Grundstücks.  Das  liegt  in  dem  Kauf- 
vertrag 2^^)  und  wäre  auch  ohne  dies  billig.  Nach  der  kodi- 
fizierten Ansicht  ist  auch  der  höhere  Wert  maßgebend,  wenn 
das  Grundstück  an  Wert  verloren  hatte  ^^®).  Der  Singular- 
sukzessor hat  ein  Regreßrecht  nicht,  wenn  er  aus  lukrativem 
Titel  ohne  Urkunde  erworben  hatte  2^'^)  oder  wenn  dasselbe 
ausdrücklich  im  Vertrage  ausgeschlossen  worden  ist  2*®).  Im 
letzteren  Falle  ist  dem  Sukzessor  jedoch  ein  Rechtsbehelf  ge- 
geben. Solange  nämlich  der  Gläubiger  sein  Pfandrecht  noch 
nicht  realisiert,  also  in  das  betreffende  Grundstück  noch  nichi 
exequiert  hat,  kann  er  mit  dem  Gläubiger  vereinbaren,  daß 
dieser  ihm  sein  Recht  abtrete.  Er  ist  also  dann  in  der  Hand 
des  Gläubigers.  Ihm  wird  aber  auf  keinen  Fall  eine  Ein- 
weisungsurkunde (Tirfa)  ausgestellt. 

§  u. 

c)  Das  pignus  nominum. 

Erst  mit  der  gerichtlichen  Feststellung  des  Bestehens  der 
Forderung  tritt  die  Realisierung  des  Forderungspfandrechts 
ein  in  der  Form  des  arrestatorium  mit  der  Wirkung,  daß  der 
trotzdem  an  den  Schuldner  zahlende  Drittschuldner  wiederholt 


^")  So   entscheidet   Schach  a.  1.  Kote  1    gegen  S"ma  Note  4;   vgl, 
auch  Netiwoth  Note  2. 
"»)  B.M.  16  b. 

22<)  B.K.  9,  Ket.  1.  c,  Ch.M.  116,  1. 
225)  S'ma  a.  1.  Note  3. 

^^26)  Dagegen  Maim.  25;  Schach  a.  1.  Note  3. 
22')  Maggid  zu  11,  5,  Ch.M.  1.  c.  Glosse. 
228)  Ch.M.  116,  2. 
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zahlen  muß^^^).  Vorher  schon  kann  ihm  vom  Schuldner 
—  auf  Grund  eines  an  diesen  zu  ergehenden  inhibitorium  — 
die  Forderung  nicht  gestundet  oder  erlassen  werden,  da  dies 
eine  dem  begründeten  Pfandrecht  zuwiderlaufende  Verfügung 
sein  würde  ^^^).  Einwendungen,  die  in  der  Person  des  Dritt- 
schuldners begründet  sind,  können  von  diesem  dem  Gläubiger 
nur  dann  entgegengesetzt  werden,  wenn  sie  aus  der  Schuld- 
urkunde erhellen  ^^^). 


2^')  Dieser   Fundamentalsatz    ist   in    den    Worten    enthalten   B"I?K^ 

Kbn  pmiö  ^3.nn  piK"i  ^*ip^ö  üb  pr»^"?  ris'  «'^it^  ^1':'^  .irt^ü  pix'^ijr 
ib  2^^n  prö**:?ty  TS3  n^isn"''»:?  ^r  fnj  "i"iö  piK^ib  ^)b  ^art^ö,  Ch.M. 

86,  6  nach  Rosch  resp.  90,  1 ;  Schach  a.  1.  Note  15. 

23<>)  Nur  so  sind  die  Worte  Ch.M.  86,  5  pr»'^"?  ^""ty  *Tiar*vi^H  rpD 
p1K"lb  "inrn^JI  ^ib  bv  und  S'ma  a.  1.  Note  ^ibü  ^^^^b  ir^'^^  pbndn 
zu  verstehen. 

231)  Ch.M.  86,  9.     Quelle  resp.  Ascheri  69,  3. 

Anhang.  Von  prinzipieller  Bedeutung  ist  das  resp.  Raschba  1122,. 
kod.    in    Ch.M.    86,   4    mrö    Cn    '^)b    Tn    vl^^tr?    nö    DKt^    "lÖlK'^    ''Ö    'vT'^ 

i2''K  mrö  ib  '^'"^  ban  piKib  r'^s'^irr  •»riiibi  Dt:?''Bnnb  i"'2  a^bia''  pipsa 

rp")p  bitfl  ib  "lölb  blD\  Mit  Recht  bemerkt  S'ma  a.  1.  Note  7,  daß  selbst 
bei  noch  nicht  vollendeter  Frist  für  das  Depositalgeschäft  das  Depositum 
eben  nicht  als  „gebundenes  Gut",  sondern  als  freies  gilt.  Daher  schließt 
Beth  Josef  a.  a.  0.  ebenso  richtig  daraus  die  Zulässigkeit  der  Inanspruch- 
nahme des  Depositums  auch  bei  Vorhandensein  anderer  Güter.  Vgl, 
dazu  Kez.Hach.  a.  1.  Note  4,  der  die  Anwendbarkeit  des  R.  Nathanschen 
Instituts  hier  ausschließen  will;  gegen  ihn  Netiwoth  a.  1.  Note  1. 
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Einleitung. 

§  1. 
Das  Wesen  des  Rechtes  überhaupt 

liegt  in  dem  Wesen  des  Menschen  und  seines  sozialen  Lebens. 
Das  Recht  ist  ein  Produkt  des  menschlichen  Gesellschafts- 
lebens und  hat  sich  nach  Rassen,  Völkern,  Stämmen  sowie 
nach  Epochen  gebildet.  Die  Rechtsgeschichte  eines  Volkes 
bildet  einen  Bestandteil  seiner  Kulturgeschichte.  Auf  der 
Rechtsgeschichte  der  einzelnen  Völker  baut  sich  die  Universal- 
rechtsgeschichte auf,  welche  einen  Teil  der  Weltkultur- 
geschichte darstellt  ^). 

^)  Der  Begriff  des  Rechtes  bleibt  in  seinem  Wesen  einheitlich 
und  gleichmäßig.  Dagegen  sind  die  von  ihm  bestimmten  einzelnen 
Geschehnisse  wandelbar  und  veränderlich. 

Vgl.  besonders  Hegel,   Grundlinien   der  Philosophie   des  Rechtes 
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§  2. 

Allgeineiue  Betrachtung:  des  Problems  der  Entstehung 
des  rumänischen  Gewohnheitsrechtes. 

Früher    haben   auch    die    Rumänen,   wie   andere   Völker, 
nach  einem  jus  non  scriptum  gelebt^). 

Seitdem  von  einer  Geschichte  des  rumänischen  Rechtes*) 


§§  1  f.;  Kohl  er.  Moderne  Reclitsprobleme,  Das  Problem  der  Rechts- 
philosophie: Lehrbuch  der  Rechtsphilosophie,  S.  1  f.;  Rechtsphilosophie 
und  Universalrechtsgeschichte ,  in  der  von  ihm  herausgegebenen  Enzy- 
klopädie der  Rechtswiss.  I,  §§  1  f.;  Das  Recht  (1909  s.  Gesellschaft 
Bd.  130):  Das  Recht  als  Kulturerscheinung;  Das  Recht  als  das  Lebens- 
element der  Völker;  Lasson,  Rechtsphilosophie  S.  242  f.;  Wundt, 
Logik  Bd.  III,  bes.  S.  568  f.;  Ethik  Bd.  I,  bes.  S.  12,  II,  S.  44  f.,  III,  bes. 
S.  2b  f.:  Stammler,  Theorie  der  Rechtswissenschaft;  Begriff  und  Be- 
deutung der  Rechtsphilosophie  in  Zeitschr.  f.  Rechtsphil.  I,  1;  Die  Lehre 
vom  richtigen  Recht.  Vgl.  auch  Antone scu,  Scrieri  juridice  I,  bes 
S.  40  f.;  Rechtsphilosophie  und  Rechtswissenschaften;  P.  Missir,  Filo- 
sofia  dreptului  bes.  S.  28  f.;  Draganescu,  in  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswiss. 
Bd.  XXIV,  bes.  S.  108  f. 

Vgl.  ferner  Kant,  Metaphysik  der  Sitten,  Metaphysische  Anfangs- 
gründe der  Rechtslehre,  Einleitung  in  die  Rechtslehre;  Montesquieu, 
Esprit  des  lois  bes.  14;  Rousseau,  Du  contrat  social  .  .  .;  Arnold, 
Kultur  und  Rechtsleben:  Bernhöft,  Zweck  und  Mittel  der  vergleichen- 
den Rechtswissenschaft,  in  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswiss.  I,  S.  1  f. 

^)  Vgl.  Draganescu,  Quellen  des  rumänischen  Rechtes,  in  Zeitschr. 
f.  vergl.  Rechtswiss.  Bd.  XXIV,  S.  101  f. 

"*)  Vgl.  D.  Alexandresco,  Droit  ancien  et  moderne  de  la  Rou- 
manie  etc.,  Paris  1898;  in  der  Einleitung  zu  Dr.  civ.  rom.  I;  Dim. 
C a n  t  e m i r ,  Descrierea  Moldovei  Ja^i  1851,  deutsch  übersetzt,  Beschreibung 
der  Moldau,  Frankfurt-Leipzig  1771;  C.  Dissescu,  Originele  dreptului 
romän,  Bukarest  1899;  Draganescu,  a.  a.  0.;  Häjdeu,  Archiv,  istor. 
a.  Romän.  IIL  S.  122,  Bukarest  1865;  Michail  Kogalniceanu,  Cuvänt 
introductiv  la  curs  de  istor.  nationala  rostit  la  24  Nov.  1843,  in  Akad. 
Michäileanä  Ja§i  (.  .  .  ,das  rumänische  Volk  bewahrte  seine  Nationalität, 
Gesetze,  Sprache  und  Gewohnheiten  als  eine  teure  Hinterlassenschaft . . ."); 
bei  Konst.  Cogalniceanu,  Istor.  romän.,  Jasi  1903,  Bd.  I,  S.  XXIV; 
Longinescü,  Istoria  drept.  romän,  Bukarest  1908;  Kacu,  Drept.  civil 
rumän  I,  S.  21;  Kadejde,  Din  vechiul  drept.  romän,  Bukarest  1895; 
Negulescu,    Studii   de   istor.   drept.    rom.    Bukarest   1900;   Popovici, 


Das  rumänische  Näherrecht  vergleichend  dargestellt.  193 

die  Rede  ist,  herrscht  ein  großer  Streit  über  die  Entstehung 
des  früheren  rumänischen  Gewohnheitsrechtes.  Auch  die  Nicht- 
juristen, einige  dem  Abendlande  wohlbekannte  rumänische 
Gelehrte,  versuchten  eine  Lösung  dieses  Problems  zu  geben. 
Man  hat  viel  insbesondere  darüber  gestritten,  ob: 

1.  das  früher  geltende  rumänische  Gewohnheitsrecht  als 
eine  überlieferte  Fortsetzung  des  früheren  —  größtenteils 
römische  Grundsätze  enthaltenden  —  Rechtes  oder 

2.  ob  es  als  ein  besonders  von  den  Slawen  entlehntes 
Recht  aufzufassen  sei  ^). 

Die  Theorie  der  Kontinuität  des  römischen  Rechtes  läßt 
sich  insbesondere  deshalb  nicht  vertreten,  weil  mit  dem  dauern- 
den völligen  Rückgang  der  Kultur,  nachdem  Kaiser  Aurelian 
(im  Jahre  270  n.  Chr.)  die  römischen  Legionen  aus  Dacien 
zurückgezogen  hatte  ^),  während  des  Aufenthaltes  der  zurück- 
gebliebenen Völkerschaften  im  Karpathengebirge  und  der  nun- 
mehr folgenden  barbarischen  Epoche,  auch  eine  Verkümme- 
rung des  Rechtes  Hand  in  Hand  ging  '^).  Dennoch  haben  sich 
einige    Rechtsgewohnheiten    und    Rechtsgrundsätze ,    die    eng 


Convorbiri  literare  1886,  Bd.  XX,  S.  660  f.;  Pic,  Die  rumänischen  Ge- 
setze und  ihr  Nexus  mit  dem  byzantinischen  und  slawischen  Recht, 
Vortrag  gehalten  am  8.  November  1886,  Prag;  Xenopol,  Histoire  des 
roumains  Bd.  II,  S.  25  f.;  Istoria  romänilor  Bd.  IV,  S.  87  f. 

Vgl.  noch  Blaremberg,  Essai  compare  sur  les  institutions,  les 
lois  et  les  moeurs  de  la  Roumanie,  S.  49  f.,  750  f.,  Bukarest  1886;  Neuge- 
bauer,  Rechtsverwaltung  in  der  Moldau  und  Walachei,  in  Mittermaiers 
Zeitschr.  Bd.  XX,  S.  39,  1848,  Teil  II.  ,Die  Römer  brachten  ihre  Gesetze 
überall  mit,  wo  sie  mit  ihren  Legionen  neue  Provinzen  eroberten  .  .  . 
Als  Aurelian  .  .  .  die  Provinz  aufgeben  mußte  .  .  .  mag  wohl  auch  in 
Dacien  ein  Zustand  von  Gesetzlosigkeit  eingetreten  sein  .  .  .* 

^)  Vgl.  vor  allem  Dissescu,  a.  a.  0.,  S.  27/28;  Longinescu, 
a.  a.  0.,  S.  10/11;  Negulescu,  a.  a.  0.,  S.  2  f.;  vgl.  über  diese  Theorien 
Draganescu,  a.  a.  0.,  S.  103  f.,  bes.  Anm.  10,  20. 

«)  Vgl.  Mommsen,  Römische  Geschichte  VIII,  6,  S.  226,  Berlin  1904. 

0  Vgl.  Dissescu,  a.  a.  0.,  S.  11,  18;  Draganescu,  a.  a.  0., 
S.  104  f. 
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yerknüpft  sind  mit  dem  Dasein  des  Volkes,  überhaupt  er- 
halten"^*). 

Der  Theorie  einer  Entlehnung  des  fremden,  besonders 
slawischen  Rechtes  kann  nicht  beigetreten  werden,  insbeson- 
dere deshalb,  weil  die  Slawen  auf  einer  (viel)  höheren  Stufe 
der  Kultur  nicht  standen  und  ein  besser  entwickeltes  Recht 
nicht  besaßen  ^). 

Bei  einer  näheren  Betrachtung  der  Struktur  und  der  In- 
stitute des  früheren  rumänischen  Rechtes,  wie  z.  B.  Familie, 
Eigentum  usw.^),  ersieht  man,  daß  das  charakteristische  Merk- 
mal weder  rein  römisch  noch  slawisch  ist.  Vielmehr  tragen 
die  Struktur  und  die  meisten  rumänischen  Rechtsinstitute  in 
sich  einen  besonderen  einheimisch-rumänischen  Charakter. 

Wir^^)  halten  daran  fest,  daß  die  Entstehung  des  früheren 
ungeschriebenen  rumänischen  Rechtes  als  eine  neue  Rechts- 
bildung und  Rechtsentwicklung  aufzufassen  ist,  welche 
Hand  in  Hand  mit  der  allgemeinen  Entwicklung  der  Kultur 
ging.  Sie  besteht  darin,  daß  neben  einzelnen  beibehaltenen, 
zumeist  römischen  Rechtsgrundsätzen  ein  neues  Recht  sich 
gebildet  und  entwickelt  hat.  Diese  neue  Rechtsbildung  und 
Entwicklung  hat  in  dem  Verkehr,  in  dem  Zusammenleben  der 
Rumänen  mit  den  anderen  Völkern,  welche  diese  Gebiete  be- 
wohnt haben,  insbesondere  den  Slawen  ^^),  stattgefunden.  Es 
handelt  sich  hier  aber  im  Ergebnis  nicht  um  eine  Entlehnung 
des  slawischen  Rechtes,    sondern  um  eine  neue  Rechtsbildung 


'^)  Vgl.  Draganescu,  a.  a.  0.,  S.  105  f.  und  in  Zeitschr.  f.  vergl. 
Bechtswiss.  Bd.  23,  bes.  S.  77  f. 

^)  Draganescn,  Zeitschr.  f,  vergl.  Rechtswiss.  Bd.  24,  S.  106  f. 

5)  Vgl.  bes.  Xenopol,  Istoria  Romänilor  Bd.  IV,  S.  87  f.;  Negu- 
lescu  a.  a.  0. 

^°)  ^'^gl-  Quellen  des  rumänischen  Rechtes,  a.  a.  0.  S.  103  f., 
insbes.  S.  108. 

^^)  Für  eine  bereits  frühere  Existenz  von  Rechtssitten  und  Gewohn- 
heiten bei  den  Slawen  vgl.  Hermengild  Jirecek,  Das  Recht  der 
Böhmen  und  Mähren,  S,  8  (Prag  1866). 
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und  Entwicklung  unter  einem  fremden,  besonders  slawi- 
schen Einfluß,  aus  welcher  dennoch  ein  einheimisches 
rumänisches  Recht  hervorgegangen  ist^^). 

Eine  definitive  Lösung  des  Problems  der  Entstehung  und 
des  Daseins  des  einheimischen  rumänischen  Rechtes  findet  man 
durch  intensive  Studien  über  die  einzelnen  rumänischen  Rechts- 
institute. 

Wir  wollen  nunmehr  ein  Rechtsinstitut,  welches  in  einem 
bestimmten  Stadium  der  Entwicklung  des  rumänischen  Ge- 
wohnheitsrechtes hervorgetreten  ist,  untersuchen. 

Dies  ist  das  Näherrecht,  das  dingliche  Vorkaufs-  und 
Retraktrecht. 

I.  Begriff  und  rechtliche  Natur  des  Näherrechtes. 

§3. 

1.  Ueberhaupt. 

Das  Näherrecht  überhaupt^')  ist  ein  auf  Gewohnheitsrecht, 
Gesetz    oder    Vertrag    beruhendes,    besonders    sich    ent- 

^^)  Der  Beginn  dieser  Entwicklung  ist  vor  der  Begründung  der 
rumänischen  Prinzipate  zu  setzen. 

Ueber  eine  Bewohnung  dieser  Gebiete  durch  die  Slawen  bereits 
seit  dem  6.  Jahrhundert  vgl.  Xenopol,  Histoire  des  roumains  I,  S.  129/30, 
Paris  1896;  Jorga,  Geschichte  des  rumänischen  Volkes  Bd.  I,  S.  63  f., 
vgl.  auch  110  f.,  Gotha  1905;  Slavici,  Die  Rumänen,  S.  53f.;  Pic,  in 
Sitzungsbericht,  d.  Böhm.  Ges.  f.  Wiss.,  S.  109  f.,  Prag  1886.  Vgl.  auch 
Konst.  Cogälniceanu,  Istoria  romän.  I,  S.  10  f.,  Ja§l  1903. 

Ueber  den  Ursprung  der  rumänischen  Prinzipate  vgl.  die  anonyme 
Chronik  bei  Bogdan,  Vechile  cronici  moldovenesli,  S.  23  f.,  62  f.,  143  f., 
185  f.,  234  f.,  Bukarest  1891;  Cronici  inedite  .  .  .,  S.  34  f.,  Bukarest  1895; 
Magazin  istoric  p.  Dacia  IV,  S.  231  f.;  Onciul,  Origin.  principatelor 
romäne,  S.  5  f.,  69  f.,  Bukarest  1899;  Jorga,  a.  a.  0.  S.  120  f.,  248  f.; 
Xenopol,  Istoria  romänilor  II,  S.  7  f.,  131  f.,  Ja§i  1889;  Tocilescu, 
Istor.  romän.,  S.  88  f. ,  Bukarest  1899;  M.  Cogälniceanu,  Cronicele 
romänie  I,  S.  3  f. ,  Bukarest  1872;  Istoria  ^arii  romäne§ti  ed.  Joanid, 
S.  86  f.,  Bukarest  1858,  Bd.  II,  1859. 

^^)  Im   deutschen  Recht  jus   retractus,   Zugrecht,   Einstandsrecht, 
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faltendes  dingliches  Recht  an  einer  Sache,  kraft  dessen  der 
Begünstigte  dem  Eigentümer  gegenüber  zum  Verkauf  berech- 
tigt ist  (dingliches  Vorkaufsrecht)  und,  falls  die  Sache  an 
einen  Minderberechtigten  verkauft  wird,  sie  binnen  bestimmter 
Zeit  gegen  Erstattung  der  Kaufunkosten  an  sich  zurückziehen 
kann.  In  diesem  letzten  Falle  heißt  es  auch  R  e  t  r  a  k  t- 
recht. 

Das  Näherrecht  besteht  grundsätzlich  an  einem  Grund- 
stück. 

Ueber  die  rechtliche  Natur  des  Näherrechtes  überhaupt 
hat  von  jeher  großer  Streit  geherrscht  ^^j. 


Abtriebsrecht,    Geltung,   Kähergeltang,  Lösung,  Beispruch,  Näherkauf-, 
dingliches  Vorkaufsrecht. 

Vgl.  V.  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  II,  §§  152  f.,  S.  766  f.  (1905) 
in  Enzyklopäd.  d.  Rechtswissensch.,  herausg.  von  Kohler,  6.  Aufl.,  Bd.  I 
§  79,  3.51814;  Martin  Wolff,  Sachenrecht,  §  126,  S.  405  f.  (1910) 
Dernburg,  Preußisches  Privatrecht  I,  §§  380  f.:  Heusler,  Inst.  d.  d 
Privatrechts  II,  S.  60/64;  Brunn  er,  Gr.  d.  d.  Rechtsgeschichte,  S.  226/27 
auch  S.  210  f.  (1908);  Lab  and,  Die  rechtliche  Natur  des  Retracts  .  .  . 
in  Arch.  f.  Ziv.  Prax.  52,  S.  151  f.;  Walch,  Näherrecht,  III.  Aufl.,  1795 
Seuffert,  .  .  .  das  Näherrecht,  S.  119  f.,  Würzburg  1819;  Dahlmann 
De  retractu  legali  .  .  .,  Dissertation,  Berlin  1869;  Mittermaier,  Privat 
recht  II,  §  284.  S.  .39f.,  Regensburg  1847;  Phillips,  Gr.  d.  gem.  d 
Privatr.,  §§  93,94;  Bluntschli,  Deutsches  Privatrecht  §  118  (III.  Aufl. 
München  1864);  Lehmann  bei  Stobbe,  Deutsches  Privatrecht,  §  118  f. 
Cosack  bei  Gerber,  Syst.  d.  d.  Privatr.,  §§  178  f.;  Eccius,  Preußisches 
Privatrecht,  §§  119  f. 

Im  französischen  Recht,  retrait  de  voisinage,  retrait  lignager, 
r.  successoral,  r.  conventionel.  Vgl.  bes.  Planiol,  Droit  civil  II,  1647 
8uiv..  p.  514  suiv.  („On  appelle  .retrait"  le  droit  accorde  ä  certaines  personnes 
de  prendre  pour  elles  un  achat  fait  par  une  autre  en  se  substituant  ä 
celle-ci  comme  acheteur");  Pothier,  T.  III,  p.  259,  et  suiv.,  Vente 
Nos  385  et  suiv..  Retraits  No.  531;  Merlin,  Rep.  de  jurisprud,  T.  15, 
p.  356  et  suiv.;  T errat.  Des  retraits,  p.  123  et  suiv.  (Paris  1872); 
Guyot,  Rep.  de  jurisprud.  art.  retrait.  lignager  (R.  d.  coherit.,  s.  auch 
art.  V,  VI). 

1^)  Vgl.  Gierke  in  Kohlers  Enzyklopädie  Bd.  I,  S.  513/14,  §  79; 
Gierke,  Deutsches  Privatrecht  II,  §  152,  S.  769  f.,  auch  S.  766;  Dern- 
burg,  Preußisches   Privatrecht   §  380  f.,    1894;   Beseler,   Syst.  d.  d. 
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Seinem  Wesen  nach  ist  das  Näherrecht  überhaupt  ding- 
liches Recht.  Das  Näherrecht  besteht  an  der  Sache  selbst. 
Die  dingliche  Natur  ergibt  sich  aus  der  Geschichte  des  Näher- 
rechtes. Auf  dem  Boden  des  liegenschaftlichen  Sachenrechtes 
wuchsen  die  gesetzlichen  Näherrechte  hervor  aus  dem  das 
Sondereigentum  an  Grund  und  Boden  beschränkenden  Ge- 
meinschaftsrecht ^^). 

Das  Näberrecht  ist  ein  besonders  geartetes  dingliches 
Recht.  Erst  durch  den  Verkauf  des  Grundstückes  an  einen 
Fernstehenden  entfaltet  es  sich  zu  einer  konkreten  Rechts- 
macht. Gleichwohl  wird  durch  die  Veräußerung  keineswegs 
das  Näherrecht  erst  begründet,  sondern  nur  die  Voraussetzung 
für  seine  Geltendmachung  verwirklicht.  Diese  ist  nicht  Be- 
gründungs-, sondern  nur  E  n  tf  al  tungstatsache.  Das  Näher- 
recht besteht  schon  vorher  als  ein  das  Eigentum  beschränken- 
des dingliches  Recht  ^^). 

Die  unter  dem  Einfluß  der  romanistischen  Jurisprudenz 
vertretene  Theorie,  daß  das  Näherrecht  ein  Forderungsrecht 
sei,  dessen  dingliche  Wirkung  aus  dem  Begriffe  der  Zustands- 
obligation  unter  Zuhilfenahme  einer  actio  in  rem  scripta  zu 
erklären  wäre,  ist  bereits  über  Bord  geworfen  ^^). 

Privatr.  II,  §§  93—94,  S.  393  f.,  Berlin  1885;  Eccius,  Preußisches 
Privatrecht  Bd.  III,  §  189,  S.  446,  1886;  Cosack  bei  Gerber,  Syst.  d.  d. 
Privatr.,  17.  Aufl.,  §  178,  S.  310  f.,  1895;  Lehmann  bei  Stobbe,  Handb. 
d.  d.  Privatr.,  3.  Aufl.,  II,  §  119,  S.  482  (auch  Note  10),  1896;  Adolf 
Lasson,  Syst.  d.  Rechtsphilosophie,  §55,  S.  616,  Berlin  1882;  Mitter- 
mai er,  a.  a.  0.  §  286;  Phillips,  a.  a.  0.  §  77;  Bluntschli,  a.  a.  0. 
§  118,  3;  auch  Walch,  a.  a.  0.  S.  89  und  233  f.  (jedoch  nicht,  wie  er 
annimmt,  auch  ein  Gesamteigentum  oder  stillschweigendes  Miteigentum 
des  Retrahenden). 

Dagegen  Dahlmann,  De  retractu  legali  etc.  s.  oben;  Paul 
Laband,  a.  a.  0.  S.  151  f.;  Gerber,  Syst.  d.  d.  Privatr.,  §  175;  an- 
fänglich auch  Stobbe,  I.  Aufl.,  §  89. 

^^)  V.  Gierke,  a.  a.  0. ;  Kohler  in  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswiss. 
Vn,  S.  183;  Enzyklopädie  I,  S.  24;  Wolf  f,  a.  a.  0.  S.  405. 

'*)  v.  Gierke,  a.  a.  0.  S.  771/72;  Lehmann,  a.  a.  0.  S.  484. 

>')  V.  Gierke,  Privatrecht  S.  770;  Walch,  a.  a.  0. 
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Auch  die  scharfsinnige  Auffassung  von  SeckeP^),  daß 
das  dingliche  Vorkaufsrecht  ein  „dingliches  Gestaltung s- 
recht"  sei,  bedarf  einer  Modifikation. 

Das  dingliche  Vorkaufsrecht  erzeugt  für  den  Berech- 
tigten ein  Gestaltungsrecht.  Dieser  kann  im  Falle  eines  Ver- 
kaufes des  Grundstückes  durch  einseitige  Willenserklärung  die 
Verpflichtung  des  Eigentümers  zur  Uebereignung  des  Grund- 
stückes an  ihn  gegen  Zahlung  der  Kaufunkosten  bewirken  ^^). 

§4. 
2.  Rumänisches  Recht. 

Das  Näherrecht  —  jus  protimiseos  —  bestand  früher  in 
Rumänien  als  dingliches  Vorkaufs-  und  Retraktsrecht.  Der 
bereits  formulierte  Begriff  ist  auch  für  das  rumänische  Näher- 
recht anzuwenden.  Für  seine  Entstehung  kommen  hier  alle 
drei  genannten  Entstehungsgründe  in  Betracht:  Gewohnheits- 
recht, Gesetz  oder  Vertrag.  Seinem  Wesen  nach  ist  es  ein 
besonders  sich  entfaltendes  dingliches  Recht ^^). 

Das  auf  Vertrag  beruhende  Vorkaufsrecht,  das  pactum 
protimiseos,  das  im  römischen  Recht  ^^)  nur  ein  persönliches 
Recht  erzeugte,  ist  in  dem  Gesetzbuch  Calimach^^)  besonders 
geregelt  und  seine  dingliche  Natur  anerkannt.  Es  darf  den- 
noch mit  dem  Näherrecht  tam  ratione  consanguinitatis  quam 
ratione  loci  nicht  verwechselt  werden. 


1»)  Gestaltungsrechte,  in  Festgabe  für  Koch,  S.  250  (1903). 

")  Wolff,  a.  a.  0.  S.  408. 

2°)  Vgl.  die  unten  angeführten  Urkunden ;  Gesetzgebung  Ypsilantes, 
Tit.  pentru  protimis  §§  1  f. ;  Ges.  Donicis ,  Kap.  25 ,  §§  1  f . ;  Gesetzbuch 
Carageas,  Teil  KI,  Kap.  II,  §§1  f.;  Gesetzbuch  Calimachs,  Kap.  27, 
§§  1432  f. 

^0  Vgl.  1.  122,  8,  Dig.  de  verb.  oblig.  45,  1;  1.  6,  1.  75,  Dig.  de 
rescind.  vendit.  18,  15;  1.  21 ,  §  5,  Dig.  19,  1.  Vgl.  Winds  cheid- 
Kipp,  §  388,  2;  Seckel,  Gestaltungsrechte,  a.  a.  0.;  Dernburg- 
Sokolowski  II,  §  352,  5,  bes.  S.  751. 

22)  §§  1444,  1445. 
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Nach  der  Gesetzgebung  Ypsilantis  ^^)  konnte  bei  einer 
unbeweglichen  Sache  der  erste  Verkäufer  (vorige  Eigentümer) 
ein  gesetzliches  Vorkaufsrecht  selbst  ausüben,  wenn  die  Ver- 
wandten und  Nachbarn  des  Verkäufers  ihr  jus  protimiseos 
nicht  ausübten  und  die  Verwandten  und  Nachbarn  des  ersten 
Verkäufers  ihr  Recht  nicht  schon  früher  erhoben  hatten.  Der 
Unterschied  zwischen  diesem  gesetzlichen  Vorkaufsrecht  des 
Verkäufers  und  dem  jus  protimiseos  tam  ratione  consanguini- 
tatis  quam  ratione  loci  der  Verwandten  und  Nachbarn  des 
Verkäufers  besteht  darin,  daß  die  letzteren  ihr  Recht  auch  er- 
heben konnten,  wenn  der  neue  Käufer  das  Grundstück  be- 
halten wollte,  der  erstere  dagegen  nur  dann,  wenn  derselbe 
das  Grundstück  wiederum  verkaufen  wollte.  In  diesem  letz- 
teren Falle  kann  auch  ein  gesetzliches  ius  protimiseos  der 
Verwandten  und  Nachbarn  des  (neuen  Käufers  nunmehr) 
zweiten  Verkäufers  entstehen. 

Neben  diesem  gesetzlichen  Vorkaufsrecht  des  Verkäufers 
kann  beim  Verkauf  einer  unbeweglichen  Sache  ein  solches 
Recht  desselben  auch  durch  einen  früher  abgeschlossenen 
Vertrag  entstehen,  wenn  sich  der  erste  Verkäufer  in  einer 
besonderen  Bestimmung  das  Vorkaufsrecht  vorbehalten  hat. 
Hierbei  hat  aber  der  Vertrag  konstitutive  Wirkung,  obwohl 
das  so  hervorgerufene  Recht,  das  sogenannte  „dritul  protimi- 
sirei  prin  tocmeala"  —  das  aus  dem  Vertrage  entstandene 
ius  protimiseos  —  ebenfalls  im  Gesetz  anerkannt  ist  (vgl. 
Cod.  Calimach,  §  1444).     In  §  1445   erklärt   der  Gesetzgeber 

^^)  So  sagt  Ypsilanti  in  seiner  Gesetzgebung  a.  a.  0.  §  13:  „Wenn 
eine  unbewegliche  Sache  verkauft  wird,  und  der  Verkäufer  keine  Ver- 
wandten hat  und  seine  Nachbarn  ihr  jus  protimiseos  nicht  erheben, 
dann  hat  der  erste  Eigentümer  und  Verkäufer  dieser  Sache,  oder  seine 
nächsten  Verwandten  binnen  30  Tagen  oder  4  Monaten  (je  nachdem 
ob  sie  anwesend  sind  oder  nicht)  ein  Vorkaufsrecht.  Wenn  diese  aber 
die  Sache  nicht  kaufen  wollen  und  sie  in  die  Hand  eines  Dritten  über- 
gegangen war,  dann  haben  sie  kein  jus  protimiseos  mehr;  der  Verkäufer 
aber  ist  verpflichtet,  dem  ersten  Eigentümer  und  seinen  Verwandten 
Kenntnis  zu  geben." 
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„den  vertraglichen  protimis  regelmäßig  für  ein  persönliches 
Recht,  jedoch  in  bezug  auf  unbewegliche  Sachen  als  dingliches 
Recht"  2*).  Der  Gesetzgeber  wollte  mit  dieser  Bestimmung 
sagen,  daß  auch  in  diesem  Falle  des  vertraglichen  ius  proti- 
miseos  ein  dingliches  Recht  vorläge.  Das  ius  protimiseos  ge- 
währt eine  höchstpersönliche  Befugnis  des  Verkäufers,  da  es 
weder  durch  Vertrag  übertragen  werden  kann,  noch  durch 
letztwillige  Verfügung  oder  durch  Intestaterbrecht  auf  den 
Erben  übergeht;  es  ist  also  weder  übertragbar  noch  vererb- 
lich 2^)  (vgl.  Gesetzb.  Calimachs,  §§  1445  und  1446). 

Ein  derartiges  Recht  ist  zwar  gesetzlich  anerkannt,  es 
ist  jedoch  keineswegs  ein  gesetzliches  jus  protimiseos  als 
solches.  Das  vertragliche  entsteht,  wie  bereits  gesagt,  ledig- 
lich aus  einem  Vertrag,  das  gesetzliche  jus  protimiseos  ent- 
steht kraft  Gesetzes,  conservandi  causa,  aus  einem  gemein- 
schaftlichen Interesse  (der  Verwandten  und  Nachbarn)  zur 
Erhaltung  des  Grund  und  Bodens  zwischen  bestimmten  Per- 
sonen und  stellt  sich  als  ein  Residuum  der  ursprünglichen 
Bodengemeinschaft  dar. 


^^)  Hier  weicht  der  rumänische  Gesetzgeber  Caliinach  von  dem 
österreichischen  Gesetzbuch  ^on  1811  ab,  das  Calimach  seiner  Gesetz- 
gebung zugrunde  gelegt  hat.  Das  vertragliche  Vorkaufsrecht  hat  nach 
österreichischem  Gesetzbuch  nur  insofern  eine  dingliche  Wirkung,  als 
die  Beschränkung  des  Grundeigentums  durch  Fertigung  im  Grundbuch 
gekräftigt  worden  ist.  Oesterr.  Gesetzb.  §  1073:  „Das  Vorkaufsrecht  ist 
in  der  Regel  ein  persönliches  Recht.  In  Rücksicht  auf  unbewegliche 
Güter  kann  es  durch  Eintragung  in  die  öffentlichen  Bücher  in  ein 
dingliches  verwandelt  werden"  (vgl.  auch  Franz  v.  Zeiller,  Kom- 
mentar zum  österreichischen  Gesetzbuch  Bd.  II,  2  zu  §  1073,  S.  377, 
Wien  1812). 

^*)  Eine  betreffende  Bestimmung  finden  wir  für  letzteres  im  öster- 
reichischen Gesetzbuch  1811,  §  1074:  .Auch  kann  das  Vorkaufsrecht 
weder  einem  Dritten  abgetreten  noch  auf  die  Erben  des  Berechtigten 
übertragen  werden."  (Vgl-  auch  v.  Zeiller,  Kommentar  über  d.  allg. 
bürgerl.  Gesetzb.  d.  österr.  Monarchie,  Wien  1812,  S.  377.) 
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II.  Geschichtliche  und  vergleichende  Darstellung 

des  Näherrechtes. 

(Hebräisches,  indisclies,  byzantinisches,  deutsches,  französisches, 
italienisches,  slawisches,  Islamrecht  n.  a.) 

1.  Entstehung  des  Näherrechtes. 

§  5. 

a)  Allgemeines. 

Aus  den  Studien  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft 
ersieht  man  bei  verschiedenen  Völkern ,  die  auf  dem  Erden- 
rund lebten  und  leben,  das  Vorhandensein  eines  Näherrechtes, 
so  z.  B.  bei  den  Hebräern,  im  Talmud,  bei  den  Indiern,  Chi- 
nesen, im  byzantinischen  sowie  im  deutschen,  französischen, 
italienischen  und  rumänischen  Rechte,  bei  den  Slawen  (so  auch 
in  der  Gesetzgebung  Montenegros  von  1888),  im  Islamrecht, 
bei  den  Ungarn  sowie  bei  mehreren  anderen  Völkern.  Dieses 
Rechtsinstitut  tritt  in  die  Erscheinung  in  einem  bestimmten 
Stadium  der  Rechtsentwicklung,  durch  die  Förderung  des 
Kulturlebens  und  des  volkswirtschaftlichen  Aufschwunges  be- 
dingt, als  ein  charakteristisches  Symptom  für  den  allmählichen 
Sieg  des  Sondereigentums  an  Grund  und  Boden  über  das  Ge- 
samt- und  Familieneigentum  ^^). 

§  6. 
b)  Gesamteigentum  als  Vorläufer  des  Näherrechtes. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  die  Geschichte  des 
Grundeigentumsrechtes  mit  Gesamtheiten  beginnen  mußte, 
schon  deshalb,  weil  für  die  primitiv  kultivierten  Menschen  der 


*^)  Köhler,  Enzyklopädie  I,  S.  24;  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswiss. 
VII,  S.  183:  „Daß  das  Retraktsrecht  ein  Residuum  ursprünglicher  Boden- 
gemeinschaft ist  .  .  .,  das  lehrt  uns  die  Geachichte  des  Rechtes  so 
deutlich,  daß  ein  Widerspruch  hiergegen  gar  nicht  mehr  in  Rücksicht 
kommen  kann.* 
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früheren  Zeit  die  natürliche  Waffe  im  Kampfe  mit  der  Sprödig- 
keit  des  Bodens  und  den  mannigfachen  Gefahren  der  sie 
umgebenden  Natur  eben  ein  gruppenweiser  Zusammenschluß 
bildete  2-). 

Mit  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  und  mit  der 
Yermehrung  der  Kulturerfordernisse  hat  man  die  Veräuße- 
rung des  Grund  und  Bodens  gestattet,  aber  durch  Xäherrechte 
beschränkt. 

Das  Eigentum  an  Grund  und  Boden  gehörte  ursprüng- 
lich der  Gemeinschaft  und  die  einzelnen  besaßen  nur  ein 
Nutzungsrecht.  Es  bildete  sich  zunächst  ein  beschränktes 
Sondereigentum  nicht  als  Eigentum  des  einzelnen,  sondern  der 
einzelnen  Gemeinschaften.  Erst  allmählich  entwickelte  sich 
die  volle  rechtliche  Herrschaft,  das  Sondereigentum  an  Grund 
und  Boden.  Mit  dem  Eintritt  desselben  verlangte  man  ur- 
sprünglich bei  Veräußerung  Zustimmung  der  früheren  Ge- 
nossen. Sie  behielten  zunächst  negative  Herrschaftsrechte, 
nämlich  die  Veräußerung  des  Bodens  zu  hindern.  Oder  die 
Veräußerung  wird  gestattet,  beim  Verkauf  desselben  wird 
aber  den  Mark-,  Dorfgenossen  usw.  ein  Näherrecht  gewährt  2^). 


'")  ^g^-  Laveleye,  Dela  propriete  et  de  ses  formes  primitives, 
S.  166  f.,  Paris  1891:  Kohler,  Kollektivismus  und  Individualismus,  in 
d.  Gesch.,  in  Zeitschr.  f.  Sozialwiss.  I,  S.  262  f.  (Berlin  1898);  Lehrb.  d. 
Rechtsphilosophie  S.  33,  34,  81  f.;  Rechtsphilosophie  und  Universal- 
rechtsgesch. ,  in  der  von  ihm  herausg.  Enzyklopädie  d.  Rechtswiss.  I, 
S.  22  f.,  bes.  2425;  Lasson,  Rechtsphilosophie  §  54,  S.  603/04,  592  f. ; 
Bücher,  Entstehung  der  Volkswirtschaft  S.  3  f.,  85  f.  (Tübingen  1908); 
Die  Wirtschaft  der  Naturvölker  (1898);  v.  Seh  moller,  Gr.  d.  Volks- 
wirtschaft S.  371,  368  f.  (1900);  Wagner,  Grundl.  d.  polit.  Oek.,  Volks- 
wirtsch.  u.  Recht  S.  391  f.,  210  f.  (Leipzig  1894);  weitere  Literatur  und 
eine  kritische  Darstellung  einzelner  Theorien  f.  d.  Begründung  d.  Privat- 
eigentums daselbst;  Wundt,  Ethik  Bd.  I,  4.  Kap.,  S.  266.'67.  Vgl.  auch 
Kant,  Metaphysik  der  Sitten,  I.Teil,  zweites  Hauptstück,  S.  57,  60  f. 
(Leipzig  1868);  John  Stuart  Mill,  Principles  of  political  economy 
with  some  of  their  applications  to  social  philosophy  Bd.  I,  Buch  II, 
Kap.  I,  §§  1  f.  (London  1871);  P.  Missir,  a.  a.  0.  S.  29;30. 

2*)  Vgl.   V.   Gierke,   Deutsches   Geaossenschaftsrecht   I,   S.  76  f., 
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Als  „Souvenirs  de  la  propriete  collective"  sind  auch  die 
französischen  Retraktrechte,  wie  „le  retrait  de  voisinage  et  le 
retraifc  fcodale**,  aufzufassen^^). 

Eine  Behauptung  des  rumänischen  Gelehrten  Häsdeu 
(Arch.  ist.  a  Rom.,  Bd.  III,  S.  143  jff.)  geht  dahin,  daß  das 
Näherrecht  von  den  Römern  auf  die  Germanen  übergegangen 
sei.  Dieser  Ansicht  darf  man  sich  nicht  anschließen,  da  das 
Soudereigentum  der  Römer  schon  früher  ausgebildet  war,  da- 
gegen hatten  die  Germanen,  wie  uns  Caesar  (Com.  B.  Gal.  VI, 
22)  und  Tacitus  (Germ.  XVI  u.  XXVI)  berichten,  die  Form 
des  gemeinschaftlichen  Eigentums.  Wenn  auch  eine  in  Italien 
ausgebildete  Theorie  über  das  Näherrecht  im  Mittelalter  mit 
der  Rezeption  des  fremden  Rechtes  in  Deutschland  aufgenommen 
wurde,  so  ist  dagegen  zu  erwidern,  daß  damit  nicht  das  Näher- 
recht als  solches  aufgenommen  worden  ist,  sondern  eine  Rechts- 
formel, welche  zum  Zwecke  der  Rechtfertigung  und  Kon- 
struktion solcher  in  Deutschland  bereits  bestehenden  einheimi- 
schen Rechtsinstitute  in  Anwendung  gebracht  wurde.  Es  ist 
ohne  Zweifel  anzunehmen,  daß  auch  der  Entstehungsgrund  des 
deutschen  Näherrechtes  in  der  Gebundenheit  des  Grundeigen- 
tumes und  in  der  Entwicklung  des  Sondereigentumes  an  Grund 
und  Boden  sowie  in  der  eigentümlichen  deutschen  Behandlung 
der  Liegenschaftsrechte  zu  suchen  ist^^). 

Bekanntlich    sind   die   Römer   schon   sehr  frühzeitig   zum 


s.  auch  S.  60  f.,  162  f.,  187,  604  f.;  Bd.  II,  S.  201/02  (Berlin  1868/73); 
Privatrecht  II,  S.  766  f.;  Kollier,  Enzyklopäd.  a.  a.  0.;  Zeitschr.  f. 
vergl.  Rechtswiss.  a.  a.  0.;  Wolff  a.  a.  0. 

Graff  und  Dietherr,  Deutsche  Rechtssprichwörter  104,  Nr.  229: 
,Der  nächste  über  dem  Graben  nimmt  mit  Näherkauf. " 

^^)  Vgl.  Paul  Viollet,  Hist.  de  droit  civil  frangais  Nr.  558, 
p.  604.  Vgl.  auch  Nr.  560,  p.  606:  „Droit  de  vaine  päture  .  .  .  ün  autre 
debris  des  droits  de  la  communaute  subsiatant  cä  et  lä  sur  les  proprietea 
privees"  ... 

^'')  V.  Gierke,  Deutsch.  Privatr.  II,  S.  767;  Kohl  er  in  der 
Zeitschr.  a.  a.  0.  Bd.  7,  S.  184. 
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Sondereigentum  gelangt  ^^).  Dagegen  begegnen  wir  in  dem 
bereits  entwickelten  römischen  Recht  keinem  Näherrecht  im 
wahren  Sinne  des  Wortes. 

Wohl  aber  finden  wir  das  Gesamteigentum  bei  den  Ger- 
manen, wo  es  Caesar  ^^)  in  folgender  Weise  beschreibt:  »neque 
qnisquam  agri  modum  certum  aut  fines  habet  proprios,  sed 
magistratus  et  principes  in  annos  singulos  gentibus,  cognatio- 
nibusque  hominum,  qui  tum  una  coierunt  quantum  et  pro  loco 
visum  est  agri,  attribuunt  atque  anno  post  alio  transire  cogunt"; 
ferner  sagt  Tacitus^^);  „agri  pro  numero  cultorum  ab  uni- 
versis  (vices)  occupantur,  quos  inter  se  secundum  dignitatio- 
nem  partiuntur,  facilitatem  partiendi  camporum  spaciapraestant; 
arva  per  annos  mutant  et  superest  ager." 

Die  Daken^*)  kannten  eine  Form  des  Gesamteigentumes 
bis  zur  Zeit  der  römischen  Kolonisation.  Im  Gegensatz  zu 
der  ersten  hatten  die  Römer,  wie  bereits  erwähnt,  Individual- 
eigentum.  Dies  System  führten  sie  nunmehr  auch  in  Dacien 
ein ;    sie    gaben    den    einzelnen    Kolonen    Grund    und    Boden. 


3^  Mommsen,  Rom.  Staatsrecht  III,  S.  22  f.  (Leipzig  1887); 
Kariowa,  Rom.  Rechtsgesch.  II,  1,  S.  346  f.  (Leipzig  1901);  Bruns- 
Lenel  in  Enzyklop.  d.  Rechtswiss.,  lierausg.  von  Kohler,  I,  S.  84  (1904); 
Girard,  Droit  romain,  S.  259,  252  f.  (Paris  1901);  s.  noch  unten  S.  223. 

32)  Coram.  d.  bei.  Gal.  lib.  VI,  22. 

33)  Germ.  XVI,  a.  XX VL 

^*)  Was  die  Völker,  die  früher  in  Dacien  lebten,  betriflft,  so  sagt 
Strabo :  ,.  .  .  xe  tos  cxuO'a(;  ...  aWa.  xal  xiva  xexTYjpievot)^  navxa  itX-rjv 
li^oü?  xal  7iOTY|piou,  ev  Bl  xol?  upcüxovxa?  ^ovalina^  aXaxtuvixui^  ej^ovxä? 
xoiva?  xal  xexva"   (Geograph.  Lib.  VII,  Cap.  III,  7). 

In  Horatii  Flacii  Carmin.  liber.  III,  24,  vers.  9  f.  finden  wir  eine 
Stelle,  wo  er  davon  spricht,  daß  ein  solches  Gesamteigentum  bei  den 
Scythen  und  Daken  bestand : 

„campeßtres  melius  Scythae, 

quorum  plaustra  vagas  rite  trahunt  domos 

Tivunt  et  rigidi  Getae, 

immetata  quibus  jugera  liberas 

fniges  et  cererem  ferunt, 

nee  cultura  placet  longior  annua." 
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Anders  aber  wurde  es,  als  Kaiser  Aureliau  die  Legionen  von 
jenseits  der  Donau  aus  Dacien  zurückzog  und  in  der  nun  fol- 
genden barbarischen  Epoche  das  Volk  sich  wieder  zu  Gemein- 
schaften zusammenfand  (s.  oben). 

Das  Gesamteigentum  finden  wir  auch  bei  den  Slawen, 
die  das  Plattland  schon  besaßen,  als  die  Dako-Römer  nach 
und  nach  aus  dem  Gebirge  hinabstiegen;  bei  den  letzteren 
hatte  wegen  ihres  fast  nomadischen  Lebens  während  des  Auf- 
enthaltes im  Gebirge  das  Sondereigentum  an  Grund  und  Boden 
an  Bedeutung  verloren ,  so  daß  sich  nunmehr  hier  ebenfalls 
eine  Art  von  gemeinschaftlichem  Eigentum  zu  bilden  beginnt. 
So  sehen  wir,  daß  die  Dako-Römer  mit  den  Slawen  in  einer 
Art  von  Gesamteigentum  lebten.  Durch  dieses  Zusammen- 
leben erklärt  sich  der  allmähliche  Einfluß  der  Slawen  auf  das 
rumänische  Recht  bezüglich  des  Eigentums. 

Spuren  des  Gesamteigentums  finden  sich  auch  später  in 
verschiedenen  Teilen  Rumäniens  ^^). 

In  einer  rumänischen  Urkunde  (Verordnung  vom  23.  Juli 
1786  des  Fürsten  N.  Mavrogheni  für  die  Gemeinde  Cära- 
pulung  [Walachei])  werden  besondere  Vorschriften  bezüglich 
der  Veräußerung  von  Grundstücken  aufgestellt.  Daraus  geht 
die   Unveräußerlichkeit    der    Güter    an    einen   Nichtgemeinde- 


'*)  So  in  Cämpulung  [(Distr.  Muscel,  Walachei),  vgl.  V.  Urechia, 
Istoria  Romänilor  Bd.  III,  S.  28 ;  Aricescu,  Istoria  Cämpulungului], 
Cämpulung  [(Mold.,  Buk.),  vgl.  Di  in.  Cantemir,  Descrieria  Moldovei, 
243  f.;  Codrescu,  Uricarul  VI  u.  IX,  S.  164,  170],  Vrancea  [(Mold.), 
vgl.  Dim.  Cantemir  a.  a.  0.\  Fr.  A.  Wicken  hauser  „Molda" 
Moldavisch  und  russ.  Kimpolung,  S.  1 — 31,  Czernowitz  1891;  Codrescu, 
Uricarul  II  und  IV,  S.  1,  6;  Jonescu,  Agricult.  jud.  Putna;  vgl.  auch 
Politisch,  und  Ökonom.  Beschreib.  Bucovinas  von  General  Enzenberg 
vom  25.  Februar  1786,  abgedr.  in  Hurmuzaki,  Dokumenten  VII, 
S.  454/57]  und  in  Tigheciu  (vgl.  Dim.  Cantemir  a.  a.  0.;  Analele 
Acad.  rom.  1880).  Im  Cämpulung  (Walachei)  z.  B.  besaßen  die  Orts- 
bewohner die  Gebirge  und  Felder  gemeinsam;  sie  waren  aber  Eigentum 
der  Gemeinde.  Im  Cämpulung  (Mold.,  Buk.)  waren  die  Wälder  und 
die  Weiden  noch  im  18.  Jahrhundert  zur  gemeinsamen  Benutzung  ver- 
fügbar.    (S.  auch  I.  Nädejde,  Diu  vechiul  Drept.  romän,  S.  85  f.) 
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genossen  deutlich  hervor;  „Niemand,  sei  es  auch  ein  großer 
Bojar  oder  eine  Person  vom  fürstlichen  Hof,  oder  irgendein 
anderer  Bojar,  sollte  in  der  Gemeinde  eine  Baustelle  für  ein 
Haus,  für  eine  Mühle,  oder  einen  Acker,  oder  ein  Landgut, 
oder  einen  Weinberg  .  .  .  kaufen,  auch  nicht  die  Erlaubnis  des 
Fürsten  dazu  verlangen  dürfen,  sondern  nur  die  Einwohner 
der  Gemeinde  sollten  fähig  sein,  einer  vom  anderen  zu  kaufen, 
und  auch  wenn  einige  von  diesen  Schulden  haben  .  .  .,  sollen  sie 
nicht  berechtigt  sein,  an  einen  anderen  zu  verkaufen,  und  alles, 
was  nach  ihrem  Tode  übrig  bleibt,  darf  nur  an  einen  Gemeinde- 
genossen  veräußert  werden  ^^)  ^^).*'     (Vgl.  ferner   unten  §  9.) 


^*)  Die  Urkunde  ist  von  V.  Urechia  in  Istor.  romänüor,  seria 
1786—1800,  Bd.  III,  S.  28  f.,  Bukarest  1891,  abgedruckt. 

^^)  Das  Bild  des  Gesarateigentums  sehen  wir  noch  in  der  schweize- 
risch-agrarischen Kommunität.  Almenden,  und  in  der  russisch-agrarischen 
„mir"  (vgl.  Kulische  r,  Zeitschr.  f.  Völkerpsychologie  Bd.  10,  S.  370  f., 
Berlin  1878;  Kawelin,  Tübing.  Zeitschr.  f.  Staatsw.  Bd.  20,  S.  6  f., 
1864",  EmiledeLaveleye,  Dela  propriete  et  de  ses  formes  primi- 
tives, Paris  1891,  S.  166  f. :  Kohl  er,  in  Enzykl.  d.  Rechtswiss.  a.  a.  0. 
S.  24;  Kohl  er,  in  Jherings  Jahrbüchern  Bd.  18,  S.  183:  „Das  Autors- 
recht, zugleich  ein  Beitrag  zur  Lehre  vom  Eigentum  etc." 

Das  gemeinschaftliche  Eigentum  ist  noch  heutzutage  bei  den  Kegern 
vorhanden .  ebenso  wie  bei  den  Malaien  und  anderen  Stämmen.  Der 
durchschlagende  Gedanke  ist  der:  das  Landgut  gehört  dem  Stamm,  es 
kann  aber  einem  einzelnen  oder  einer  Familie  zur  Bearbeitung  über- 
geben werden,  und  dann  ist  der  Besitzer  geschützt,  solange  er  die  Sache 
verwendet  oder  bebaut.  Das  ist  der  Gesichtspunkt,  mit  dem  wir  in 
Afrika  noch  heutzutage  zu  rechnen  haben.  Gesamten  Grund  und  Boden 
gibt  es  noch  in  Ost-  und  Westsumatra.  (Kohler  in  Enzykl.  d.  Rechts- 
wiss.. a.  a.  0.  S.  24;  vgl.  für  letzteres  Moskowsky,  Zeitschr.  f.  vergl. 
Rechtswiss.  Bd.  21,  S.  324,  auch  S.  351  52.) 

Desgleichen  kann  man  bei  den  Völkern,  die  ein  Nomadenleben 
führen,  von  einem  Sondereigentum  an  Grund  und  Boden  kaum  reden. 
So  bieten  die  Urstämme  auf  der  Halbinsel  Malaka  das  Beispiel  solcher 
Völkerschaften,  die  kaum  zur  Ackerwirtschaft  vorgedrungen  sind;  diese 
Völker,  die  hin  und  her  ziehen  und  von  einfachen  Naturokkupationen 
leben,  nur  auf  kurze  Zeit  primitiv  das  Land  bebauen,  haben  nur  ein 
primitives    Grundeigentum.     (Kohl er,    Zeitschr.    f.    vergl.   Rechtswiss. 
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§  7. 
c)  Familieneigentum  als  Vorläufer  des  Näherrechtes 

der  Verwandten. 

Als  ein  üeberbleibsel  des  Familieneigentums  stellt  sich 
das  Näherrecht  der  Verwandten  dar.  Neben  der  Dorfgemein- 
schaft und  den  Gemeinschaften,  die  auf  Grund  des  Gesamt- 
eigentums bestanden,  gibt  es  nähere  Gemeinschaften  der  Ver- 
wandtschaft-, hier  entwickelte  sich  ein  Sondereigentum  an 
Grund  und  Boden  in  beschränktem  Sinne,  nicht  als  Eigentum 
des  einzelnen,  sondern  der  Familie  in  Form  von  Familien- 
stammgütern.  (Die  Verwandtschaft  äußerte  sich  Avirtschaftlich 
im  Familieneigentum.)  Die  unter  die  einzelnen  Genossen- 
schaften nicht  aufgeteilten  Stücke  der  Familiengemarkung 
blieben  Gemeineigen  oder  Almende  (vgl.  Kohler:  ^ Rechtsphil.  u. 

Bd.  21,  1908,  S.  247  f.;  s.  auch  Fr.  Oppenheimer ,  Der  Staat,  S.  12  f., 
30  f.,  Frankfurt  a.  M.  1907.) 

Der  gesteigerte  Individualismus  und  die  Perpetuität  des  Eigentums 
sind  bezüglich  des  Grund  und  Bodens  eine  historische  Form,  sie  ist» 
nicht  die  einzig  mögliche  und  gangbare  Appropriation  des  Kulturbodens, 
Wo  die  Völker  aus  der  Stufe  der  gemeinsamen  Feldbenutzung  hervor- 
treten, finden  w^ir  die  Einrichtung,  daß  einzelne  Feldparzellen  den  Dorf- 
bewohnern zeitweise  zugeteilt  werden,  um  nach  Ablauf  der  Zeit  wieder 
entweder  zur  neuen  Verteilung  oder  gemeinsamen  Bodenbenutzung  der 
Gemeinscliaft  zuzufallen.  (Kohl  er  a.  a.  0.,  Jherings  Jahrbücher  Bd.  18, 
S.  183,  Jena  1880  ;  s.  auch  K  o  h  1  e  r ,  Rechtsphil,  und  Universalrechtsgesch., 
in  Enzykl.  d.  Rechtswiss.,  a.  a.  0.  S.  24.)  Aehnliches  findet  man  in  der 
Geschichte  der  deutschen  Bodenbenutzung  (Kohler,  Jherings  Jahrb., 
a.  a.  0.  S.  183f.;  Röscher,  Syst.  d.  Volkswirtschaft,  Bd.  II,  IL  Teil, 
S.  49f. ,  Leipzig  1861;  Kohl  er  in  Enzykl.  a.  a.  0.).  Auch  wo  sich 
bereits  das  Sondereigentum  herausgebildet  hat,  bleiben  immer  noch 
große  Strecken  für  die  Gesamtbenutzung  übrig,  so  das  Weide-  oder 
Waldland,  oder  man  sieht  oft  noch  die  Einrichtung,  daß  nach  einer 
bestimmten  Zeit  individueller  Benutzung  das  Feld  der  gemeinsamen 
Benutzung  der  Dorfbewohner  auf  längere  Zeit  übergeben  wird,  so  wenn 
nach  mehreren  Jahren  der  Ackerwirtschaft  eine  gemeinschaftliche  Weide- 
wirtschaft, Graswirtschaft  eintritt  (Kohler,  Jherings  Jahrb.  Bd.  18, 
S.  183 — 185;  Kohl  er  in  Enzykl.  a.  a.  0.;  vgl.  auch  Kohl  er,  Lehrb. 
d.  Rechtsphil.  S.  82). 
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Universalrechtsgescb."  in  seiner  Enzykl.  der  Rechtswiss.,  S.  24/25; 
ders.  in  seinem  Lelirb.  d.  Rechtspbil.,  S.  34/35;  s.  auch  S.  74). 

Als  Beispiel  des  Familien eigentums^^)  können  wir  die 
französische  communaute,  die  consortia  in  Oberitalien,  die 
kuca  Muntenegrus  (dgl.  auch  bei  den  Nordslawen) ,  dann  die 
serbische  „Zadruga"  sowie  auch  die  einfache  Dorffamilie 
„Inokosna"   oder   „Inokostina*"   geben  ^^). 

Wie  bereits  gesagt,  war  das  Familieneigentum  bei  den 
Slawen  bekannt,  die  auch  in  Ansehung  desselben  einen  be- 
deutenden Einfluß  auf  die  Entwicklung  des  Eigentums  bei  den 
Rumänen  gehabt  haben. 

Was  uns  noch  deutlicher  den  slawischen  Einfluß  erkennen 
läßt,  ist  auch  die  Tatsache,  daß  meistens  die  entsprechende 
Terminologie  slawisch  ist;  so  z.  B.  das  Wort  „ocina"  für 
väterliches  Gut  „bonum  avitum"  ^^). 


'')  Das  Gut  ist  auch  bei  den  Sakai  Familiengut,  und  der  Sohn, 
der  sich  von  der  Hausgemeinschaft  trennt,  tritt  ebenfalls  aus  dem 
Familiengut  aus  (vgl.  Ko  hier,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  Bd.  21,  S.  249). 

Eine  Art  von  Familiengemeinschaft  ist  die  Hausgemeinschaft  im 
heutigen  spanischen  Gewohnheitsrechte  (vgl.  Castillejo  y  Du  arte  und 
Rüben  in  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswiss.  Bd.  17,  S.  115  f.). 

^^)  ^o^-  Bogisic,  De  la  forme  dite  Inokosna  de  la  famille  rurale 
chez  les  Serbes  et  les  croates ,  Paris  1884;  für  die  verschiecjenen  Arten 
des  Familieneigentums  bei  diesen,  und  einen  Vergleich  zwischen  städti- 
scher Familie  und  Zadruga  siehe  a.  a.  0.  S.  11 — 13,  weitere  Literatur 
daselbst;  vgl.  0.  ütieschenovic.  Die  Hauskommunionen  der  Süd- 
slawen, Wien  1859;  Fr.  Krauß.  Sitte  und  Brauch  der  Südslawen, 
S.  64  f.,  Wien  1885;  vgl.  auch  Kohler  in  seiner  Enzykl.  d.  Rechtswiss. 
S.  25  ;  K  0  h  1  e  r ,  Jherings  Jahrb.  Bd.  18,  S.  183  ;  v.  S  c  h  m  o  1 1  e  r ,  Grundr. 
d.  allg.  Volkswirtschaftslehre,  I.  Teil,  S.  244,  a.  402,  Leipzig  1908;  s.  auch 
L.  Marko  witsch  in  Kohlers  Archiv  für  Rechts-  und  Wirtschaftsphil. 
II,  1,  S.  100  f.;  für  Nordslawen  vgl.  Wlad.  v.  Smiko witsch,  Feld- 
gemeinsch.  in  Rußl,,  Jena  1898,  s.  auch  Bücher,  Entstehung  der  Volks- 
wirtschaft, S.  9596,  Tübingen  1903. 

*^)  Siehe  Dok.  v.  Jahre  1596-,  abgedr,  in  Covorbiri  literare  XX, 
1886,  S.  1080;  siehe  hier  S.  230  in  den  angegebenen  Dokumenten,  auch 
S.  231  f.;  opere  compl.  ale  lui  Miron  Costin,  herausg.  v.  Urechia,  Bd.  I, 
S.  69  f.,  Bukarest  1886;   Jorga,  Gesch.  d.  rumänischen  Volkes,  a.a.O. 
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Spuren  einer  solchen  Art  des  Eigentums  ^^)  finden  wir 
auch  bei  den  Rumänen '^2)  (s.  a.  S.  62  u.  63  ff.).  Dies  ersieht 
man  auch  aus  dem  Umstände,  daß  in  den  alten  rumänischen 
Oesetzgebungen  die  Kinder  männlichen  Geschlechts  ein  Erb- 
recht hatten,  nicht  aber  auch  die  weiblichen  Geschlechts, 
wenn  beide  Geschlechter  unter  den  Erben  vertreten  waren. 
Die  ersteren  waren  verpflichtet,  falls  die  letzteren  keine  Mit- 
gift hatten,  ihnen  eine  solche  zu  beschaffen.  War  aber  der 
Gegenstand  der  Erbschaft  ein  väterliches  Gut  (bonum  avitum, 
Familienstammgut),  dann  hatten  stets  die  Kinder  männlichen 
Geschlechts  den  Vorrang,  mit  der  Verpflichtung,  denen  des 
anderen  Geschlechts  ihr  Teil  in  Geld  zu  bezahlen  ^^)  (vgl. 
ferner  unten  §  9). 

In  der  familienrechtlichen  Gebundenheit  des  Grundeigentums 
hat  auch  der  sog.  retractus  gentilitius  oder  ex  jure  consanguini- 
tatis  —  die  Erblosung  des  deutschen  Rechtes  —  ihre  Wurzel**). 

S.  84f.;    auch    P.  Negulescu,   a.  a.  0.  S.  206/07;    I.  L.  Pic,  a.  a.  0. 
S.  139/40;  Tiktins,  Wissenschaftl.  Wörterb.,  Rumänisch-Deutsch. 

*^)  Eine  Art  von  künstlichem  Familieneigentum  wurde  durch 
Schenkungen  unter  dieser  Bedingung  begründet.  Solche  Fälle  kamen, 
wie  verschiedene  Dokumente  zeigen,  häufig  vor. 

In  einem  Dokument  vom  26.  Juli  1790  sieht  man  das  Wlad.  T^P^?) 
Fürst  der  Walachei  und  der  Dukaten  Amla§  und  Fägära§  (Siebenbürgen), 
•die  vom  Bojaren  La|,(z)ko ,  seinen  Brudersneffen  Adrian  und  Lupul  ge- 
machte Schenkung  der  Dörfer  Tope§ti,  halb  Ohaba  und  halb  Petreni 
sanktioniert,  als  Brudersvermögen,  mit  der  Bestimmung,  daß  die  oben- 
genannten Landgüter  nicht  verkauft  werden  dürften ,  sondern  in  der 
Familie  bleiben  mußten.  Und  wenn  einer  starb,  so  sollte  sein  Teil  an 
die  anderen  fallen.  (Das  Dokument  ist  in  Archiv  istor.  a  Rom.  Tom.  I, 
Teil  I,  S.  5,  Nr.  3  des  Dokuments  abgedruckt.) 

*2)  Siehe  Uricarul  Codrescus  II,  S.  253f.,  XVIII,  S.  129  f.,  Jassi 
1892;  Revista  pentru  istorie,  archeologie,  philologie  anul  II,  vol.  IV, 
S.  700f.;  Const.  G.  Dissescu,  Orig.  dr.  rom.  S.  34,  Bukarest  1899; 
P.  Negulescu,  a.  a.  0.  S.  203. 

^')  Vgl.  Gesetzgeb.  Ypsilantis,  pentru  trimirie,  §  5,  Ges.  Carageas, 
Part.  IV,  Kap.  III,  pentru  mo§tenire,  §  17,  s.  auch  §  20. 

**)  Graff    und    Dietherr,     Deutsche    Rechtssprichwörter    104, 
Nr.  222:   „Ein  (Bluts-)  Freund  ist  näher  zum  Kaufe  als  ein  Fremder." 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXXII.  Band.  14 
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Die  nächsten  Angehörigen  hatten  im  deutschen  Recht 
bereits  bei  Lebzeiten  des  Erblassers  eine  Anwartschaft  auf 
den  künftigen  Anfall.  Sie  konnten  durch  das  „Beispruchs- 
recht" die  Veräußerung  des  liegenden  Gutes  verhindern. 
Dieses  Recht  wird  später  zu  einem  Näherrecht  umgewandelt,, 
und  dem  Berechtigten  steht  nunmehr  beim  Verkauf  des  Grund- 
stückes ein  dingliches  Vorkaufs-  bzw.  Retraktsrecht  zu*^). 

Hinsichtlich  des  französischen  Rechtes  drückt  sich  sehr 
deutlich  aus  PaulViollet*^):  „La  copropriete  de  famille  a 
donne  naissance  a  une  institution  analogue  au  retrait  de  voi^ 
sinage,  retrait  lignager." 

§  8. 
2.  Das  Näherrecht  einzelner  Völker. 

a)  Eine  älteste  Art  eines  Näherrechtes  scheint  dereinst 
auch  bei  den  Juden  bestanden  zu  haben  (IIL  Mos.  25  ff.; 
Jerem.  XXXII,  7  ff.;  Buch  Ruth  IV,  3  u.  4;  vgl.  auch  Merlin, 
Rep.  de  jurisprud.,  T.  15,  S.  356,  Paris  1828;  auch  Walch, 
Näherrecht  [Jena  1795],  §  1,  S.  2  u.  3). 

Im  Talmud  haben  wir  den  Retrakt  als  Nachbarrecht 
derart,  daß  der  Nachbar  ein  veräußertes  Feld  wieder  einlösen 
durfte.  Kaufte  aber  ein  Jude  von  einem  NichtJuden,  so  galt 
das  Retraktrecht  nicht;  ebenfalls  dann  nicht,  wenn  ein  Nicht- 
jude  der  Käufer  war,  weil  der  Retrakt  auf  einer  Billigkeits- 
vorschrift begründet  war,  die  für  die  NichtJuden  keine  Geltung 
hatte.  Der  Jude  aber,  der  sein  an  das  Feld  eines  anderen 
Juden  grenzendes  Grundstück  veräußerte,  verfiel  in  den  Bann. 


^^)  Lewis,  De  origine  facultatis  heredibus  in  jure  Germanico 
concessae  prohibendi  alienationes  rerum  imraobilium ,  Berolin.  1862; 
Brunner,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  germ.  Wartrechts  in  d.  Festgabe  f.  Dem- 
bürg,  1890;  Gr.  d.  deutsch.  Rechtsgesch.,  §  57 ,  S.  239  f.;  v.  Gierk  e, 
Privatrecht  II,  bes.  §  153,  S.  780  f.;  Wolff  a.  a.  0. 

'*^)  Histoire  de  droit  civil  francais,  Nr.  563,  p.  609. 


Das  rumänische  Näherrecht  vergleichend  dargestellt.  211 

Nur  wenn  er  die  Verpflichtung  auf  sich  nahm,  für  allen 
Schaden  aufzukommen,  den  der  NichtJude  anrichtete,  konnte 
er  befreit  werden.  Aehnlich  wie  das  Nachbarrecht  ist  der 
Retrakt  des  Bodeneigentümers  gegenüber  der  Veräußerung 
durch  den  Baumberechtigten,  und  derjenige  des  Pfandgläubi- 
gers  gegenüber   der  Veräußerung   durch    den   Pfandschuldner. 

Der  Retrakt  bezieht  sich  nicht  auf  Schenkungen ,  abge- 
sehen in  dem  Falle,  daß  sie  einen  verschleierten  Kauf  dar- 
stellen, desgleichen  nicht  auf  Verpfändungen.  Privilegiert  ist 
der  Verkauf  in  Not  (zum  Zwecke  der  Steuerzahlung);  der 
Retrakt  fällt  hier  fort. 

Aehnlich  der  Verkauf,  der  wirtschaftlich  besonders  be- 
gründet ist:  so,  wenn  ein  entfernt  gelegenes  Grundstück  für 
ein  näher  liegendes,  ein  schlechteres  für  ein  besseres  verkauft 
wird;  desgleichen  der  Verkauf  der  Witwen  und  Waisen.  Von 
mehreren  Nachbarn  geht  der  im  Retrakt  vor,  der  sich  zuerst 
meldet,  sonst  teilen  sie;  gewisse  Nachbarn  haben  jedoch  den 
Vorzug,  so  die  Stadtnachbarn. 

Wer  den  Retrakt  ausübt,  muß  die  Geldsumme  bereit 
haben  oder  sicherstellen.  Bringt  der  Berechtigte  nicht  gleich 
gutes  Geld,  so  braucht  sein  Retrakt  nicht  angenommen  zu 
werden  (Kohl er,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswiss.  1907,  Bd.  20, 
S.  209:   „Darstellung  des  Talmudrechtes"). 

b)  In  Indien  entwickelte  sich  ähnlich  wie  im  deutschen 
Rechte  (s.  unten)  der  Erbretrakt,  der  Retrakt  des  Gemein- 
schaftsgenossen, des  Nachbarn,  des  Ober-  und  Untereigen- 
tümers, des  Erbbeständers  und  der  Retrakt  des  Dorfgenossen. 
Sie  sind  aber  nicht  mehr  in  gleich  lebendiger  Uebung  (vgl. 
Kohler,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswiss.  1887,  Bd.  7,  S.  184  ff.). 

Das  Retraktrecht  bei  den  Pendschabvölkern  (vgl.  Kohl  er 
a.  a.  0.,  S.  164  ff.)  muß  in  bestimmter  Frist  geltend  gemacht 
werden,  welche  mit  der  Besitzergreifung  beginnt.  Genügt 
hier  constitum  possessorium?  Die  Frage  ist  verneint  (Kohl er 
a.  a.  0.,  S.  186). 

c)  Das   byzantinische    Recht   —    dessen    ausführliche 
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Behandlung  hier  gerechtfertigt  ist  durch  seine  Bedeutung  für 
das  rumänische  Näherrecht  und "  die  Entstehung  desselben 
(s.  unten)  —  hat  etwa  seit  Konstantin  dem  Großen  (306 — 337) 
den  Satz:  „proximis  consortibusque  concessum  erat  ut  ex- 
traneos  ab  emtione  removerenf^  (Gothofred.  ad.  1.  6.  C.  Th. 
3,  1).  Hiervon  haben  wir  jedoch  nur  sehr  geringe  Kenntnis, 
und  wir  wissen,  daß  es  im  Jahre  391  als  zu  große  Beschrän- 
kung der  Verfügungsfreiheit  abgeschafft  wurde  (1.  6  C.  Th.  de 
contrahenda  emptione  ...  3,  1 ;  auch  1.  14  Cod.  Just,  de  contra- 
henda  emptione  et  venditione  IV,  38:  „sed  quia  gravis  haec 
videtur  iniuria ,  quae  inani  honestatis  colore  velatur  .  .  .  su- 
periore  lege  cassata  .  .  .").  Später,  im  Jahre  415,  wurde  von 
den  Kaisern  Honorius  und  Theodosius  verordnet,  daß  niemand 
außer  den  convicani  Grundbesitz  in  den  Metrokomien  zu  er- 
werben berechtigt  sein  solle.  Leo  und  Anthemius  bestimmten 
(im  Jahre  468),  daß  kein  extraneus  in  den  Metrokomien 
Grundbesitz  erwerben  dürfe,  und  daß  „non  Heere  habitatoribus 
metrocomiae  loca  sua  ad  extraneum  transferre". 

Weiter  hat  sich  das  justinianeische  Recht  nicht  ent- 
wickelt, sondern  es  verharrte  bei  den  obigen  Bestimmungen, 
die  auch  unverändert  in  die  Basiliken  aufgenommen  wurden 
(vgl.  Cod.  Th.  m,  L  6;  Cod.  Just.  IV,  38,  14;  vgl.  a.  oben; 
Basilik.  Lib.  XIX,  Tit.  V,  20  (Tom.  IL  S.  280  b.  Heimbach): 
„y.al  G"'.  o'jSslc^^)  Sovatai,  ooSs  :uapa  aoYT^^^'''i  ^'-^^^  Tuapa  xoi- 
vcovwv  y.coX'jsaO'ai ,  sl  ßoüXerai  zb  1'§lov  «xspov  Ix-oi-^aai  tlvl." 
Cod.  Just.  XI,  56,  1:  „  .  .  .  si  quis  ex  isdem  vicanis  loca  sui 
iuris  alienare  voluerit,  non  licere  ei  nisi  ad  habitatorem  ad- 
scriptum  eidem  metrocomiae  .  .  .  transferre  .  .  .";  Basilik.  Lib. 
LV,  Tit.  V:   „[iTJ  l^saiü)  xoi«;  ol7,r^zopy.  iwv  {xr^TpoxcD|j.'.ü)v  *  ^)  Toig 


^')   ,y.al    0-'.    oüSsl;)    zobzo     avY^psö-Tj    -apä    tr^?    vsaoä;    xoü    v.opioo 
^^)   ,lav    }j.YjTpoxü)[jL-/jtTj(;    lxK0'.Yj3ai    0'£/>r3S'.    TrpäYLLa ,    jat^SsvI    fe^uittxü) 
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Durch  die  Novelle  des  Kaisers  Roman.  Lacapenus  (im 
Jahre  922)  über  das  Näherrecht  (abgedruckt  in  ius  graec. 
rom.  Zachariäs  III,  coli.  III,  Nov.  2.;  s.  a.  Manuale  legam 
sive  Hexabibios,  Harraenopolus ,  Lib.  III,  T.  III,  S.  372  ff. 
b.  Heimbach,  Leipzig  1851)  wurde  dieses  ausführlicher  und  ge- 
nauer geregelt;  danach  hatten  die  Berechtigten  bei  Veräuße- 
rung eines  Grundstückes  ein  dingliches  Vorkaufsrecht  (vgl. 
auch  Zachariae  v.  Lingenthal ,  Gesch.  d.  griech. -römisch.  R., 
III.  Aufl.  S.  238/39;  s.  auch  237,  Berlin  1892). 

Nach  der  obigen  Novelle ,  die  maßgebend  war  für  die 
spätere  Zeit  in  bezug  auf  das  jus  protimiseos,  und  nach  den 
Basiliken  sowie  auch  nach  dem  Hexabibios  Harmenopolus 
(a.  a.  0.  Lib.  III,  Tit.  III,  103,  104,  S.  372—375)  bestand  nicht 
ein  solches  Recht  zugunsten  der  bloßen  Verwandten ;  es  be- 
steht aber  im  alten  rumänischen  Rechte,  als  eine  Reminiszenz 
des  früher  bei  diesen  vorhandenen  Familieneigentums ,  auch 
ein  jus  protimiseos  zugunsten  der  bloßen  Verwandten  (d.  h. 
auch  ohne  eine  communio). 

d)  Im  deutsch  en  Recht ^^)  erscheint  das  Näherrecht  im 
Mittelalter  als  eine  Abschwächung  gesetzlicher  Veräußerungs- 
beschränkungen. Sie  sind  besonders  in  den  Partikularrechten 
ausgebildet.  Das  Näherrecht  erscheint  hauptsächlich  in  der 
Formeines  dinglichen  Vork  aufsrechtes,  — in  welchem 
Falle  die  Sache  dem  Näherberechtigten  zum  Verkaufe  an- 
zubieten ist,  —  und  eines  Re traktrechtes.  In  diesem 
letzten  Falle  wird  das  Recht  des  Näherberechtigten  erst  nach 
dem  Verkauf  der  Sache  an  einen  Minderberechtigten,  und 
zwar  vor  oder  erst  nach  der  Uebereignung  ausgeübt.  Das 
Näherrecht  besteht  grundsätzlich  an  einem  Grundstück. 
Der  Verkauf  ist  die  regelmäßige  Voraussetzung  für  die 
Ausübung   des   Näherrechtes.      Der   oben   angegebene   Begriff 


^^)  Vgl.  die  eingehende  Darstellung  von  Gierke,  Privatrecht  II, 
§  152  IT.,  S.  766  ff.  (1905);  W  alch,  :Näherrecht  a.  a.  0.  Ueber  die  Ent- 
stehung des  deutschen  Näherrechts  vgl.  hier  auch  §§  6,  7  u.  8,  1. 
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findet  hier  Anwendung.  Das  Näherrecht  ist  ein  besonders 
sich  entfaltendes  dingliches  Recht,  welches  sich  nämlich 
erst  im  Augenblicke  des  Verkaufes  entfaltet.  Es  gewährt 
dem  Berechtigten  ein  Gestaltungsrecht. 

Das  Xäherrecht  kann  mit  einer  dinglichen  Klage  gel- 
tend gemacht  werden. 

Die  gesetzlichen  Näherrechte  sind  je  nach  der  Art  der 
Gebundenheit  des  Eigentums  in  verschiedene  Gruppen  ein- 
geteilt : 

a)  In  der  familienrechtlichen  Gebundenheit  des  Grund- 
eigentums hat  seine  Wurzel,  wie  bereits  erwähnt,  die  Erb- 
losung (retractus  gentilitius  oder  retractus  ex  jure  consan- 
guinitatis).  Der  Erbe  hatte  im  älteren  Recht  schon  bei  Leb- 
zeiten des  Erblassers  ein  dingliches  Anwartschaftsrecht  auf 
die  künftige  Erbschaft.  Darum  hatte  er  gegen  die  Veräuße- 
rung von  Grundstücken  ein  Beispruchsrecht.  Eine  solche  Ver- 
äußerung bedurfte  nämlich  der  Zustimmung  des  nächsten 
Erben  („Erbenlaub").  Der  Erbe  hatte  im  Falle  der  Ver- 
äußerung auf  Grund  des  ihm  infolge  Rechtsverwirkung  des 
Erblassers  verfrüht  angefallenen  Eigentums  die  actio  revoca- 
toria^*^),  mit  welcher  er  das  Grundstück  an  sich  ziehen  konnte. 
Aus  der  Abschwächung  der  germanischen  Erbanwartschafts- 
rechte^^)  entstammt  die  Erblosung.  Sie  griff  Platz  beim 
Verkauf    von    Erbgütern    an    Nichtberechtigte.     Das    Näher- 


^°)  Sachsenspiegel  I,  Art.  52,  §  1. 

Die  Veräußerung  ohne  Zustimmung  des  Erben  (, Erbenlaub')  war 
nichtig  und  bewirkte  zugleich  erfrühten  Erbanfall.  Der  Erbe  konnte 
mit  dinglicher  Klage  —  actio  revocatoria  —  das  liegende  Gut  an  sich 
ziehen.  Vgl.  Sachsenspiegel  I,  a.  53,  §  1  (, .  .  .  als  of  he  dot  si  jene 
de't  dar  gaf ). 

Eine  Sammlung,  wo  die  Stellen  des  deutschen  Sachsenspiegels  in 
Bildern  veranschaulicht  sind  und  wo  auch  die  Veranschaulichung  des 
Näherrechts  enthalten  ist,  befindet  sich  in  der  Bibliothek  des  juristischen 
Seminars  zu  Berlin. 

'^)  Brunner,  Wartrecht  a.  a.  0.;  Lewis  a.  a.  0. 
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recht  stand  in  diesem  Falle  grundsätzlich  den  nahen  Ver- 
wandten zu^^). 

ß)  Kraft  Rechtsgemein  Schaft,  und  zwar  kraft  des 
Zusammenhanges  der  Rechtsanteile  mit  der  Abschwächung 
•der  gesamten  Hand  bei  Gemeinschaften  des  früheren  deutschen 
Rechts  entwickelte  sich  das  Näherrecht  der  Gemein- 
schaft er  (retractus  ex  iure  condominii)  bei  Veräußerung 
eines  Anteiles  an  einen  Dritten. 

Hierher  gehört  das  Näherrecht  der  Ganerben  und  Mit- 
<eigentümer. 

7)  aa.  Das  Näherrecht  der  Geraeindegen ossen  — 
-die  Marklosung  (retractus  ex  iure  incolatus)  —  beim  Verkauf 
-des  Grundstückes  an  einen  Gemeindefremden.  Es  hat  seine 
Wurzel  in  der  genossenschaftlichen  Gebundenheit  des 
^Grundeigentums.  Ein  solches  Näherrecht  stand  dem  Mark-, 
Dorf-,  Hofgenossen  zu.  Es  erscheint  auch  als  Bürger-  und 
Territorialretrakt  in  den  einzelnen  Städten  und  Ländern. 

bb.  Hierher  gehört  auch  der  ritterschaftliche  Re- 
trakt,  welcher  aus  der  reichsritterschaftlichen  Körperschaft 
•entsprungen  ist  und  den  Mitgliedern  derselben  beim  Verkauf 
solcher  Güter  an  Nichtmitglieder  zustand. 

S)  aa.  Das  Näherrecht  des  Grundherrn  (retractus  ex 
iure  dominii  directi)  entstammt  aus  dem  Zusammenhang  des 
Grundeigentums  kraft  Herrschaftsrechtes.  Es  stand 
ursprünglich  dem  Grundherrn  bei  Veräußerung  der  verliehenen 
Bauerngüter  zu. 

bb.  Hierher  sind  auch  die  Näherrechte  des  Obereigen- 
tümers bei  Veräußerung  des  Untereigentums  bzw.  des  Unter- 
Eigentümers  bei  Veräußerung  des  Obereigentums  zu  erwähnen. 

cc.  Als  eine  besondere  Art  der  Näherrechte  kraft  Herr- 
schaftrechtes stellt  sich  der  Lehnsretrakt  (retractus  feu- 
dalis)  dar. 


")  V.  Gierke,  Privatrecht  II,  §  153,  I;  Walch  a.  a.  0.  S.  313  ff., 
361  if.,  377  ff. 
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Die  Veräußerung  des  Lehens  seitens  des  Vasallen  ist 
nach  gemeinem  Recht  in  der  Regel  nichtig.  Dem  Lehnsherrn 
steht  eine  actio  feudi  revocatoria  zu.  Beim  Verkauf  des 
Lehens  stand  sowohl  dem  Lehnsherrn  als  auch  den  Lehns- 
anwärtern der  Lehnsretrakt  ergänzend  zu. 

s)  Aus  der  äußeren  Gebundenheit  des  Grundeigentums 
entstammt  das  Näherrecht  der  Nachbarn  —  Nachbar- 
losung (retractus  ex  iure  yicinitatis).  Es  entwickelte  sich  später 
zu  einem  selbständigen  Näherrecht  der  Nachbarn  beim  Ver- 
kauf des  Nachbargrundstückes  an  einen  Nichtnachbar. 

0")  Auch  das  sog.  Gespilderecht  —  Teillosung  (re- 
tractus ex  iure  congrui)  —  hat  seine  Wurzel  in  der  früheren 
Gebundenheit  des  Grundeigentums ,  welche  durch  die  Eintei- 
lung eines  einheitlichen  Grundstückes  in  mehrere  zustande 
kam.  Das  Näherrecht  steht  hier  den  „Geteilten"  zu,  beim 
Verkauf  eines  Grundstückes ,  welches  früher  zu  einem  ein- 
heitlichen größeren  Grundstücke  gehörte ,  an  einen  zu  den 
„Geteilten"   nichtgehörenden  Dritten. 

e)  In  ähnlicher  Weise  wie  im  älteren  deutschen  Rechte 
entwickelte  sich  das  Näherrecht  auch  in  dem  früheren  fran- 
zösischen ^^)  ^^)    Rechte.      Es    erscheint    auch    hier    sowohl 


^3j  Vgl.  besonders  Paul  Viollet,  Histoire  d.  droit  fran9ais, 
3.  Aufl..  Nr.  559,  S.  605,  Nr.  560,  S.  606,  Nr.  563,  S.  609,  Paris  1905; 
Planiol,  Droit  civil  II,  Nr.  1647  et  suiv. ,  p.  514  et  suiv. ;  Pothier, 
Tom.  III,  p.  259  et  suiv.,  Vente  Kr.  385  et  suiv.,  Retraits-,  Ter  rat.  Des 
retraits,  Diss.  Paris  1872;  Merlin,  Rep.  de  jurisprud.  T.  15,  p.  356  et 
euiv.;  Guyot,  Rep.  a.  a.  0. 

^0  Der  Erwerb  von  Grundeigentum  durch  Ausländer  war  im  all- 
gemeinen entweder  ganz  ausgeschlossen  oder  durch  Retraktsrechte  be- 
schränkt (s.  auch  Kohler  in  Jherings  Jahrbüchern  Bd.  18,  S.  207,  1880). 

Eine  Art  von  Retrakt  gegen  die  Juden  wurde  im  Elsaß  eingeführt 
durch  die  Rechtsprechung  des  „Conseil  souverain  de  Colmar".  Der 
erste  Beschluß,  der  dazu  beigetragen  hatte,  die  Rechtsprechung  zu 
befestigen,  ist  datiert  vom  30.  Mai  1747.  Ein  anderer  Fall  hat  sich  in 
Bolleviller  1760  zugetragen.  Zwei  Juden,  denen  ein  Grundstück  durch 
Versteigerung  verkauft  worden  ist,  erklärte  der  Einwohner  Antoine 
Vintzer,  daß  er  das  Grundstück  an  sich  zu  ziehen  beabsichtige,  vermöge 
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unter  der  Form  eines  dinglichen  Vorkaufs- ,  als  auch  eines 
Retraktrechtes. 

Gegenstand  des  Näherrechtes  ist  in  der  Regel  ein  Grund- 
stück. Die  Voraussetzung  für  die  Entfaltung  dieses  Rechtes 
ist  auch  hier  grundsätzlich  Verkauf  desselben. 

a)  Aus  der  familienrechtlichen  Gebundenheit  des  Grund- 
eigentums entstand  „le  retrait  lignager".  Gegenstand 
derselben  waren  die  Familienstammgüter,  „biens  patrimoniaux^^ 
und  zwar  insbesondere  „immeubles  avenus  ä  la  famille  par 
heredite  directe  ou  collaterale". 

Bevorzugt  war  derjenige  Näherberechtigte,  der  sein  Recht 
zunächst  ausübte.  Zwischen  zwei  gleichzeitig  Ausübenden  war 
der  nächste  Verwandte  bevorzugt. 

Ebenso  wie  im  deutschen  Recht  mußte  es  binnen  Jahr 
und  Tag  vom  Verkauf  ausgeübt  werden. 

ß)  Dem  Miteigentümer  einer  Erbschaft  (coproprietaire 
d'un  heritage)  stand  ein  Näherrecht  (le  retrait  de  bienseance) 
beim  Verkauf  eines  ideellen  Anteiles  seitens  eines  anderen 
Miteigentümers  zu. 

7)  Den  Nachbarn  wurde  wie  im  deutschen  Rechte  ein 
Näherrecht  (le  retrait  de  voisinage)  im  Falle  des  Ver- 
kaufes eines  Nachbargrundstückes  gewährt. 

S)  Kraft  des  Herrschaftsrechtes  entstand  das  Näherrecht 
des  Grundherrn  —   „le  retrait  feodalou  seigneurial". 

s)  Das  französische  Recht  kennt  ferner  auch  das  Näher- 
recht der  Bürger,  le  retrait  de  bourgeois. 

seines  Vorzugsrechtes.  Er  bot  ihnen  den  Kaufpreis,  den  sie  bezahlt 
hatten,  an.  Nach  ihrer  Verweigerung  hinterlegte  er  die  Sunnme.  Der 
Stadtrichter  sprach  ihm  durch  Urteil  das  Grundstück  zu.  Worauf  die 
Juden  appellierten.  Der  Beklagte  führte  aus  :  „ .  .  .  les  chretiens  seraient 
obliges  ou  de  quitter  le  lieu  de  leur  naissance  ...  ou  ...  de  louer 
ensuite  ces  menaes  maisons  des  juifs;  qu'en  fin  la  question  estprejugee 
par  les  arrets  de  31  Mai  et  de  23  Juin  1747."  Auf  solche  Gründe  hin 
verwarf  der  Beschluß  vom  26.  Januar  1762  die  Berufung  mit  Kosten. 
Diese  Rechtsprechung  wurde  aufgehoben  durch  Gesetz  von  1791,  V.  Art. 
juifs,  sect.  5,  §  1   (Merlin,   Rep.  de  jurispr.  T.  16,  p.  269,  Paris  1826. 
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f)  So  wie  im  byzantinischen  Recht ,  wo  aus  dem  Vor- 
kaufsrecht eine  Klage  hervorging,  ist  es  auch  für  den  süd- 
lichen Teil  Italiens,  wo  sich  aus  dem  byzantinischen  Rechte 
«ine  Rechtsformel  über  das  dingliche  Vorkaufsrecht  (ius  pro- 
timiseos)  entwickelt  hatte.  Das  gleiche  gilt  auch  für  Sizilien. 
Mancherorts  wurde  das  jus  protimiseos  als  eine  Servitut  auf- 
gefaßt. Ein  solches  Recht  bildete  einen  integrierenden  Teil 
des  Grundstückes:  „in  praediis  invicem  Servitutes  inhaeret.^' 
Zu  Caltagirone  z.  B.  wurde  das  Retraktsrecht  gegen  die  Er- 
werber des  Grundstücks  ausgeübt  („.  .  .  Potest  ipsum  praedium 
recuperare  et  habere  ab  emptore  .  .  .  vel  alio  pro  parte  sua 
de  ipso  bono  vendito").  Zu  Catania  konnte  die  res  empta 
nicht  wieder  verkauft  werden,  solange  die  Berechtigten  noch 
das  ius  protimiseos  hatten.  Vito  la  Mantia  beweist,  daß  ein 
solches  Recht  im  Mittelalter  in  Sizilien  sehr  verbreitet  war, 
und  daß  die  Nachbarn,  die  keine  Verwandten  waren,  und  auch 
die  Verwandten,  die  keine  Nachbarn  waren,  das  ius  protimi- 
seos hatten  (ius  protimiseos  competit  tam  ratione  consanguini- 
tatis  quam  ratione  loci)^^)  (vgl.  Vito  la  Mantia:  „Consuetu- 
dini  e  legi  su  la  protimisi,  prelatione  a  retratto,  in  Sicilia  dal 
secolo  XIII  al  XVIIP,  Palermo  1895). 

g)  Ein  solches  Recht  findet  man  auch  bei  verschiedenen 
anderen  Völkern,  so  z.  B.  auch  bei  den  Dänen,  Englän- 
dern, iRnssen,  Spaniern. 

h)  Im  Islamrecht  (vgl.  die  eingehende  Darstellung  von 
K  0  h  1  e  r  in  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswiss.  1886,  Bd.  6,  S.  272  ff.) 


°^)  Hieraus  ersehen  wir,  daß  Friedrich  II.  durch  seine  Konstitution 
das  Retraktsrecht  in  Italien  auch  zugunsten  der  bloßen  Verwandten 
eingeführt  hat,  und  nicht  einfach  in  der  Weise,  wie  es  im  byzantinischen 
Rechte  (wie  aus  der  Novelle  des  Kaisers  Romanus  Lacapenus  [922] 
hervorgeht,  die  maßgebend  für  die  späteren  Zeiten  war),  bestanden 
hatte.  (Siehe  auch  hier  oben;  Brünneck,  Siziliens  mittelalterliche 
Stadtrechte,  III.  Buch  Sachenrecht,  S.  107  f. ,  Halle  1881;  v.  Gierke, 
Deutsches  Privatrecht  II,  S.  767,  Leipzig  1905;  s.  weiter  Antonio 
Pertile,  Storia  del  diritto  italiano  III,  S.  363,  St.  Padova  1871.) 
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erscheint  das  Retraktsrecht  (Schaffa)  als  ein  Recht  des  Mit- 
eigentümers, sodann  dessen,  auf  dessen  Grundstück  eine  Ser- 
vitut lastet,  wohl  auch  desjenigen ,  der  mit  dem  veräußerten 
Gut  ein  Nebenrecht  gemeinsam  hat;  nach  den  Hanefiten  gibt 
es  auch  noch  ein  Retraktsrecht  der  Nachbarn  (Kohler,  Zeit- 
schrift f.  vergl.  Rechtswiss.,  Bd.  7,  S.  184).  Gemäß  den  Male- 
kiten  gibt  es  nur  einen  Miteigentümerretrakt,  ein  Schaffa  des 
Miteigentümers,  und  keinen  Retrakt  der  Nachbarn  oder  derer, 
die  sonst  eine  gemeinsame  Sachbenutzung  haben.  Gleiches 
findet  sich  bei  den  Schaffiiten  (Kohler,  Zeitschr.  f.  vergl. 
Rechtswiss.,  auch  Bd.  12,  §  8,  S.  59). 

i)  lieber  die  Retraktsrechte  auf  der  Halbinsel  Ma- 
lakka vgl.  K  0  h  1  e  r  in  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechts w.  1908,  Bd.  21, 
S.  242. 

Was  diese  Rechte  bei  den  Suahelis  (Deutsch- Ostafrika) 
betrifft,  vgl.  Wedell,  in  derselben  Zeitschr.  a.  a.  0.,  Bd.  18, 
S.  131:   „Das  Sachen-  und  Vertragsrecht  der  Suahelis." 

Für  den  Retrakt  bei  den  Mixteken  und  Azteken 
vgl.  Kohler  in  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswiss.,  Bd.  11,  S.  71 
(1895):   ,Das  Recht  der  Azteken.« 

k)  Bei  den  Ungarn  (vgl.  Dareste,  Memoire  sur  les 
anciens  monuments  du  droit  de  la  Hongrie,  S.  21  ff.)  finden 
wir  ebenfalls  ein  Retraktsrecht.  Was  das  der  Verwandten 
betrifft,  so  sieht  man  in  einem  Dokument  aus  dem  Jahre  1263, 
daß  der  Verkauf  eines  Grundstückes  mit  Einwilligung  der 
Verwandten  gerechtfertigt  wird:  „Ad  notitiam  igitur  .  .  .  con- 
fessa  est,  maritum  suum  Leustachium  vendidisse  terram  ad 
unum  aratrum  sufficientem  de  portione  sua  in  villa  Usud, 
consentientibus  suis  cognatis  .  .  ."  (Dies  Dokument  ist 
in  Monumenta  Hungariae  historica  Diplom.,  Bd.  8,  Nr.  48 
[Pest  1862]  abgedruckt.) 

1)  Entsprechend  der  agnatischen  Familienfassung  und  dem 
Prinzip  der  Unteilbarkeit  der  Stammgüter  bei  den  Arme- 
niern besteht  ein  absolutes  Veto  der  nächsten  Erben,  in 
erster  Linie   der   Söhne  und   Töchter,    gegenüber  dem  Vater, 
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dann  der  Geschwister  gegeneinander  und  gegenüber  dem 
Vater,  gegen  alle  willkürlichen  Veräußerungen  der  Familien- 
stammgüter.  Diese  werden  nichtig  durch  die  Geltendmachung 
des  Erbretraktes  oder  Zugrechtes.  Ein  Näherrecht  haben  auch 
die  Anverwandten ,  Geschlechtsgenossen  und  Xachbarn  (vgl. 
Karst  in  Kohlers  Zeitschr.  a.  a.  0.  Bd.  20,  S.  66'^  vgl. 
auch  S.  55  56). 

m)  In  D  a  1  m  a  t  i  e  n  in  der  kleinen  Republik  Poglita  (Kap.  32 
der  Statuten)  „wollte  das  alte  Gesetz,  daß  die  bona  avita  ohne 
Einwilligung  des  Geschlechtsgenossen  nicht  verkauft  werden 
sollten.  Nach  den  Gebräuchen  in  Poglita  mußte  der  Ver- 
käufer dreimal  auf  dem  Markt  vor  den  Behörden  seine  Ab- 
sicht ,  zu  verkaufen ,  und  den  Wunsch ,  daß  die  Verwandten 
es  verkaufen  möchten,  äußern;  dennoch  behielten  sie  das 
Recht,  binnen  eines  Jahres  zu  kaufen"  (vgl.  Archiv,  istor.  a 
Rom.  III,  S.  143  fiP.). 

Dies  ist  nach  Ansicht  des  rumänischen  Gelehrten  Hä^deu 
nur  eine  Ausnahme  in  slawischen  Gesetzgebungen,  wo  sich 
nur  selten  etwas  dem  Institut  des  jus  protimiseos  Analoges 
und  besonders  gar  nichts  im  Zakonnic  des  Stephan  Duschan 
findet,  zurückzuführen  auf  den  Einfluß  Italiens,  der  begründet 
ist  in  der  nahen  Lage  Dalmatiens  bei  Italien. 

Er  versucht  aus  dieser  obigen  Erscheinung  die  Entstehung 
des  ius  protimiseos  im  rumänischen  Recht  auf  römisches  Recht 
zurückzuführen  und  weist  darauf  hin,  daß  auch  bei  den  übrigen 
neo-latinischen  (romanischen)  Ländern,  wie  Spanien,  Frank- 
reich^^), Italien,  das  Institut  des  ius  protimiseos  vorhanden, 
und  daß  es  ebenfalls  von  den  Römern  auf  die  Germanen  über- 
gegangen sei;  diese  letztere  Ansicht  ist  nicht  als  die  richtige 
anzuerkennen,  vielmehr  hat  man,  wie  bereits  erwähnt,  ohne 
Zweifel  den  Entstehungsgrund  des  deutschen  Näherrechtes  in 

^^)  Montesquieu  sagt:  „Le  retrait  lignager  fonde  sur  l'ancien 
droit  des  parents  qui  est  un  mystere  de  notre  ancienne  jurisprudence 
francaise  .  .  ."  (Esprit  de  lois,  Buch  XXXI,  Art.  31  (Bd.  3,  S.  481/32, 
Amsterdam  1758). 
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der  Gebundenheit  des  Grundeigentums  und  in  der  eigentüm- 
lichen deutschrechtlichen  Behandlung  der  Liegenschaftsrechte 
zu  suchen.  (Gierke,  Deutsches  Privatr. ,  Bd.  2,  S.  767 
[1905]:  „.  .  .  frühzeitig  hatten  sich  auch  in  den  romanischen 
Ländern  auf  Grund  des  germanischen  Liegenschaftsrechtes 
Näherrechte  entwickelt  .  .  .;  vgl.  auch  Kohl  er  in  seiner 
Zeitschr.  1887  a.  a.  0.,  Bd.  7,  S.  184.) 

Obwohl  die  im  Mittelalter  über  das  Näherrecht  ausge- 
bildete Theorie  der  italienischen  Jurisprudenz  in  Deutschland 
aufgenommen  wurde,  bestand  das  Näherrecht  schon  früher  als 
nationales,  auf  Grund  der  Bodengemeinschaft  entwickeltes 
germanisches  Recht,  so  daß  diese  Aufnahme  nur  zur  Formu- 
lierung und  Konstruktion  solcher  Rechte  angewendet  wurde 
(vgl.  Gierke  a.  a.  0.;  Kohl  er  a.  a.  0.). 

Bezüglich  des  slawischen  Einflusses  über  dies  Institut  in 
Rumänien  siehe  unten. 

n)  Was  Serbien  betrifft,  so  sieht  man  in  einem  Hrisov 
von  Stephan  Duschan,  wahrscheinlich  aus  dem  Jahre  1348 
(gedruckt  in  Archiv,  istoric.  a  Romäniei,  Tom.  III,  S.  85  ff., 
s.  insbes.  S.  141  ff.,  Bukarest  1867),  wie  er,  als  er  durch 
Tausch  eine  Kirche,  der  mehrere  Dörfer,  Mühlen,  Weinberge 
gehörten,  erwerben  wollte,  selbst  erklärt,  daß  er  diese  erlangt 
habe  mit  Einwilligung  der  Verwandten  des  Eigentümers,  da- 
mit auch  die  Verwandten  keinen  Anspruch  auf  diese  ba^tine 
(bona  avita,  Familiengüter)  mehr  hätten. 

Dieses  Dokument  enthält  Andeutungen  über  die  terrae 
avitae,  die  nicht  veräußert  werden  dürften  ohne  Zustimmung 
des  Geschlechts  des  Veräußerers.  Siehe  weiter  serb.  Code 
(1844),  art.  670  ff. 

o)  In  Montenegro  finden  wir  ähnlich  ein  Näherrecht, 
das  kraft  der  Gewohnheit  von  jeher  unter  Anliegern  bestanden 
hat,  d.  h.  unter  Mitgliedern  einer  und  derselben  Fratrie,  unter 
angrenzenden  Nachbarn,  Einwohnern  desselben  Dorfes  und  im 
allgemeinen  desselben  Stammes,  in  bezug  auf  den  Verkauf  von 
unbeweglichen  Gütern,  das  auch  in  der  Zukunft  weiterbesteht. 
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Infolgedessen  muß  jeder,  welcher  ein  Landgut  oder  irgendein 
anderes  unbewegliches  Gut  verkaufen  will,  obgleich  er  die 
Berechtigung  hat,  an  jeden  Montenegriner  zu  veräußern,  der 
am  meisten  bietet,  nichtsdestoweniger  in  der  gewohnheits- 
mäßigen Form  den  Verkauf  all  den  Berechtigten  anbieten,  die 
dieses  Recht  genießen,  und  zwar  in  der  entsprechenden  Reihen- 
folge. Wenn  irgendeiner  von  den  Anliegern,  die  an  erster 
Stelle  berechtigt  sind,  das  zum  Verkauf  stehende  Gut  nicht 
kaufen  will,  oder  den  Kauf  nicht  zum  vorgeschlagenen  Preis 
oder  den  gestellten  Bedingungen  vornehmen  will,  so  kann  der 
Eigentümer  dieses  Gut  verkaufen  an  einen  Anlieger  von  ge- 
ringerem Rang.  Falls  keiner  von  ihnen  kaufen  will,  so  kann 
der  Eigentümer  an  jeden  Montenegriner  verkaufen,  auch  an 
einen  Fremden  seines  Tribus. 

Die  Reihenfolge  der  Berechtigten  ist  folgendermaßen  ge- 
regelt: zuerst  kommen  die  Mitglieder  der  Fratrie  des  Ver- 
käufers bis  einschließlich  der  sechsten  Parentel,  darauf  folgen 
die  dem  zu  verkaufenden  Grundstück  benachbarten  Grund- 
stückseigentümer, nach  ihnen  die  Einwohner  aus  demselben 
Dorfe  wie  der  Verkäufer,  endlich  die  übrigen  Mitglieder  des 
Tribus  (vgl.  Code  Montenegros  vom  Jahre  1888,  art.  47 — 64; 
s.  auch  art.  873). 

III.  Entstehung  des  rumänischen  Näherreehtes. 

§  9. 

Was  die  Entstehung  des  Näherrechtes  im  rumänischen 
Rechte  betrifft,  sind  nun  folgende  Ansichten  zu  erwähnen: 

I.  Nach  einer  Behauptung  wäre  die  Entstehung  dieses 
Instituts  bei  den  Rumänen  auf  das  römische  Recht  zurück- 
zuführen. 

II.  Die  zweite  Behauptung  gründet  sich  darauf,  daß  das 
Institut  des  Näherrechtes  aus  dem  byzantinischen  Rechte  herein- 
gedrungen ist. 

III.  Eine  dritte  Theorie  spricht  dafür,    daß  dieses  rumä- 
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nische  Rechtsinstitut  von  den  Slawen  übernommen  worden  ist, 
nachdem  diese  ihrerseits  es  früher  aus  Byzanz  übernommen 
hatten. 

I.  Was  die  erste  Behauptung  anbetrifft  ^ ^) ,  so  stützt  sie 
sich  darauf,  daß  das  Institut  des  Näherrechtes  nur  eine  Aus- 
nahme bei  den  Slawen  sei,  indem  sich  in  deren  Gesetzgebungen 
nur  selten  und  im  Zakonnic  des  Stephan  Duschan  gar  nichts 
Analoges  finde,  während  dieses  Rechtsinstitut  bei  den  roma- 
nischen Völkern  vorhanden  sei.  An  Hand  dieser  Erscheinung 
versucht  Hä§deu  die  Entstehung  des  rumänischen  Näher- 
rechtes auf  das  römische  Recht  zurückzuführen. 

Die  Behauptung,  daß  das  rumänische  Näherrecht  seinen 
Ursprung  aus  dem  nach  Dazien  eingeführten  römischen  Rechte 
herleite,  ist  zu  verwerfen.  Denn  das  Individualeigentum  war 
bei  den  Römern  bereits  in  der  höchsten  Blüte  ausgebildet. 
Das  Gemeinwesen  (Familien-,  Gesamteigentum)  war  bei  den 
Römern  zu  jener  Zeit  schon  längst  verdrängt^*).  Das  Indi- 
vidualeigentum der  Römer  verpflanzte  sich  auch  zu  den  Dakern, 
indem  an  die  Kolonen  Grund  und  Boden  verteilt  wurde. 
Und  wie  überall  das  römische  Recht,  welches  auf  einer  hohen 
Stufe  der  Kultur  stand,  seine  Kraft  in  vollem  Maße  entfaltete, 
so  geschah  es  auch  in  Dazien  mit  dem  Prinzip  des  Individual- 
eigentumes.  Das  römische  Recht  fand  zu  jener  Zeit  in  Dazien 
um  so  leichter  Eingang  und  faßte  allerorts  schnell  Wurzel 
um  so  mehr,  als  die  Völkerschaften  Daziens  im  Wege  der  fast 
60jährigen  nachfolgenden  Friedenszeit  eine  gewisse  kulturelle 
Bedeutung  durch  die  Römer  erreichten  ^^).  Infolge  dieser 
schnellen  Verpflanzung  des  römischen  Rechtes  im  allgemeinen 
und  des  Sondereigentumes  insbesondere  blieb  für  das  Näher- 
recht kein  Raum.  Was  die  Einwendung  betrifft,  daß  zu  jener 
Zeit  ein  Näherrecht  bei  den  Dakorömern  sich  vorfinden  könne  — 


")  Vgl.  Hä§deu  in  Arch.  ist.  a  Rom.  Bd.  III,  S.  143/144,  Buka- 
rest 1865. 

0  Siehe  oben  S.  203/04. 

0  Draganescu,   Zeitschr,  f.  vergl.  Rechtswiss.  XXIV,  S.  101  f- 
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jedenfalls  nicht  von  den  Römern  überliefert,  sondern  mög- 
licherweise dort  mit  der  Entwicklung  des  Sondereigentums  an 
Grund  und  Boden  entwickelt  — ,  so  ist  demgegenüber  anzu- 
führen, daß  mit  dem  dauernden  völligen  Rückgang  der  Kultur, 
nach  dem  Verlassen  Daziens  durch  die  römischen*  Kaiser,  wäh- 
rend des  Aufenthaltes  dieser  Völkerschaften  in  den  Gebirgen 
auch  ein  Rückorano:  des  Rechtes  zu  verzeichnen  ist  und  von 
einem  Verkauf  der  Grundstücke,  mithin  auch  von  einem 
Näherrechte,  kaum  die  Rede  sein  konnte. 

Auch  finden  wir  zu  jener  Zeit  bei  den  Römern  ein  solches 
Näherrecht  nicht. 

IL  und  III.  Was  die  zweite  und  dritte  Behauptung  an- 
betrifft, nämlich  ob  das  Xäherrecht  aus  Byzanz  teils  unmittel- 
bar nach  Rumänien  eingeführte*^),  teils  mittelbar  durch  die 
Slawen  verpflanzt  worden  ist*"^),  so  ist  hiergegen  zu  erwidern, 
daß  weder  eine  unmittelbare,  noch  —  wie  man  vielleicht  an- 
zunehmen geneigt  wäre  —  eine  mittelbare  Einführung  des 
Näherrechtes  nach  Rumänien  stattgefunden  hat.  Vielmehr  ist 
der  Ursprung    desselben   als    ein   Produkt   der   neuen  Rechts- 


^°)  Der  rumänische  Rechtsgelehrte  Prof.  C.  Nacu  ist  der  Meinung, 
daß  dieses  Institut  aus  Byzanz  eingedrungen  ist.  Er  führt  aus:  „Ein 
Institut,  das  in  den  alten  Gesetzen  eine  große  Rolle  gespielt  hat  und 
aus  dem  römischen  Recht  von  der  Zeit  des  byzantinischen  Kaisertums, 
in  der  Entwicklung,  die  es  dort  genommen  hatte,  eingedrungen  ist,  ist 
der  Verkauf  mit  dem  sog.  jus  protimiseos."  C^gl.  Breptul  civil  romän 
Bd.  3.  S.  179,  Bukarest  1903.) 

^^)  So  meint  Prof.  Paul  Negulescu,  daß  dieses  Institut  aus 
dem  byzantinischen  Rechte  mittels  der  Slawen  in  Rumänien  eingedrungen 
ist.  Er  sagt:  „Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  der  slawische  Einfluß 
bei  uns  bedeutend  war,  nichtsdestoweniger  aber  ist  es  richtig,  daß  das 
slawische  Recht  von  dem  byzantinischen  Recht  beeinflußt  worden  ist, 
so  daß  man  durch  den  slawischen  Einfluß  byzantinische  Institute  über- 
liefern konnte.     Dies  ist  der  Fall  mit  dem  Insitut  des  jus  protimiseos." 

Das  wertvolle  Verdienst  dieser  Theorie  liegt  in  der  Annahme  eines 
slawischen  und  byzantinischen  Einflusses  auf  die  Entwick- 
lung des  rumänischen  Käherrechts.  Vgl.  Negulescu,  Stud. 
de  bist.  dr.  roraän  S.  209,  Bukarest. 
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bildung  aufzufassen,  welche  entstanden  ist  aus  dem  Zusammen- 
leben der  aus  den  Bergen  herabsteigenden  und  der  in  der 
Ebene  ansässigen  Völker.  Dieses  Rechtsinstitut  trat  nämlich 
ein  mit  der  neuen  Entwicklung  des  Sondereigentumes  an 
Grund  und  Boden,  mit  der  Behandlung  der  rumänischen 
Liegenschaftsrechte  unter  dem  slawischen  und  byzantinischen 
Einfluß.  Was  die  unmittelbare  Einführung  des  Näherrechtes 
nach  Rumänien  anbetrifft ,  so  ist  zunächst  die  Frage  aufzu- 
werfen :  auf  welchem  Wege  konnte  dieses  Institut  von  Byzanz 
nach  Rumänien  Eingang  finden?  Es  konnte  das  geschehen 
teils  auf  Grund  schriftlicher  Quellen,  teils  im  Wege  des  Ge- 
wohnheitsrechtes, das  sich  nach  jener  Ansicht  verbreitet  und 
verpflanzt  hat  auf  Grund  des  Einflusses  dieses  Instituts,  welches 
infolge  seiner  Entwicklung  eine  große  Rolle  zu  jener  Zeit  ge- 
spielt habe,  teils  endlich  durch  eine  Vermittlung  anderer 
Völker,  wie  z.  B.  der  Slawen,  welche  dieses  Institut  aus  Byzanz 
übernommen  hätten. 

Was  die  Einführung  des  Näherrechtes  durch  eine  schrift- 
liche Quelle  anbetrifft,  so  ist  anzunehmen,  daß  die  byzantini- 
schen Quellen  wie  bei  anderen  Völkern  meist  nur  zur  Kon- 
struktion dieses  Instituts  benutzt  wurden. 

Daß  das  byzantinische  Recht  betreffs  des  rumänischen 
jus  protimiseos  nicht  im  Wege  schriftlicher  Quellen  eingeführt 
und  nur  zu  dem  obengenannten  Zwecke  gebraucht  wurde,  geht 
besonders  daraus  hervor,  daß  dieses  in  den  rumänischen  Ge- 
setzgebungen viel  später  eingeführt  worden  ist,  als  es  bei  den 
Rumänen  als  Gewohnheitsrecht  bestanden  hatte. 

Letzteres  ergibt  sich  aus  den  verschiedensten  Doku- 
menten ^2).     Daß    das    rumänische    Näherrecht    als    eine    Re- 


^^)  Vgl.  Dokument  vom  1.  Februar  1596,  abgedruckt  in  Convorbiri 
literare  Bd.  20,  S.  1066 ,  von  1886—1887 ;  Archiv,  historic.  a  Romäniei 
Bd.  I,  Teil  1,  S.  8,  Nr.  6  des  Dokuments,  Bukarest  1865;  Dokument  vom 
29.  Juni  1636,  a.  a.  0.  Dokument  Nr.  15;  Dokument  vom  21.  Juli  1627 
a.  a.  0.  S.  12;  Dokument  vom  25.  August  1629,  abgedruckt  a.  a.  0. 
Nr.  14  des  Dokuments;  Dokument  Nr.  23  a.  a.  0.  S.  23;  die  Dokumente, 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXXII.  Band.  15 
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miniszenz  des  bei  den  Rumänen  vorhandenen  gemeinschaft- 
lichen Eigentums  aufzufassen  ist,  ergibt  sich  daraus,  daß  beim 
Verkauf  von  Grund  und  Boden  der  Verkäufer  sein  Grund- 
stück seinen  „Anteil  aus  dem  Dorfe  an  Feld,  Wald^ 
Wasser  ..."   nannte  (s.  Note  18). 

Ein  weiterer  Beweis,  daß  das  jus  protimiseos  nicht  durch 
eine  schriftliche  Quelle  aus  Byzanz  eingeführt  worden  ist,  ist 
auch  der,  daß  es  erst  durch  Verordnungen  der  Fürsten  ge- 
regelt wurde.  In  diesen  Verordnungen  betreffend  Regelung 
einheimischer  Streitigkeiten  wird  nämlich  ausdrücklich  das 
Näherrecht  als  eine  alte  Sitte  bestätigt  ^^). 

Hätte  das  byzantinische  Gesetz  bezüglich  des  Näher- 
rechtes Anwendung  gefunden,  so  hätte  es  in  den  Dokumenten 
oder  in  den  Chrisoven ,  welche  diese  Frage  zuerst  behandelt 
haben,  oder  in  den  Promulgationsverordnungen  derjenigen 
Gesetzgebungen .  die  zuerst  das  Institut  des  jus  protimiseos 
aufgenommen  haben,  sicherlich  Erwähnung  gefunden.  Statt 
dessen  wird  gerade  gesagt,  daß  es  als  eine  alte  Sitte  be- 
standen hatte  ^'^). 

Die  schriftlichen  Gesetzgebungen  (nämlich  die  Gesetz- 
gebungen des  Fürsten  V.  Lupu  [Moldau,  J.  1646]  und  des 
Fürsten  M.  Bassarab  [Walachei  1652])^^)  enthalten  keine  Be- 
stimmungen betreffs  des  Näherrechtes. 


abgedruckt  im  Magazin  istoric  pentni  Dacia  Bd.  5,  S.  331  f.;  aus  diesem 
letzten  Dokument  ersieht  man  auch,  daß  früher  eine  Dorfgemeinschaft 
in  Rumänien  bestanden  hat  und  daß  das  rumänische  Näherrecht  der 
Dorfgenossen  hier  gerade  infolge  dieser  früher  bestehenden  Dorfgemein- 
schaft entstanden  ist. 

^')  Vgl.  Dokument  Nr.  28.  abgedruckt  in  Archiva  istorica  a  Rom. 
Tom.  L  S.  28:  Dokument  Nr.  12  a.  a.  0.  S.  14  vom  21.  Juli  1627;  siehe 
ferner  oben. 

^•*)  Dokument  des  Fürsten  Radu,  des  Fürsten  M.  Bassarab;  siehe 
Magazin  istoric.  pentru  Dacia  Bd.  V,  S.  331  f.;  s.  den  Hrisov  (Erlaß) 
des  Fürsten  Ypsilanti.  abgedruckt  in  Istor.  Roman  von  V.  Urechia  Bd.  1, 
S.  71  f.,  79  f.;  vgl.  auch  Dokument  vom  19.  Februar  1782,  abgedruckt  in 
üric.  Th.  Codrescus  Bd.  11,  S.  252  f.,  bes.  S.  257,  Jassi  1889. 

^^)  Vgl.  über  diese  Gesetze  Lon  gi  n  e  s  c  u  a.a.O.  S.  12f. ;  Fravila 
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Ferner  konnte  von  einer  Geltung  der  byzantinischen  Ge- 
setze in  Rumänien,  wie  oben  erwähnt,  kaum  die  Rede  sein, 
da  selbst  die  rumänischen  schriftlichen  Gesetze  nur  in  äußerst 
seltenen  Fällen  angewendet  wurden,  während  im  allgemeinen 
fast  alles  nach  ungeschriebenem  Recht  geschlichtet  und  ge- 
regelt wurde  ^^).  Was  die  einzelnen  Verordnungen  und  Er- 
lasse der  Fürsten  betrifft,  so  wurden  diese  erlassen,  um  das 
Gewohnheitsrecht  zu  regeln.  Das  Näherrecht  hat  weder  durch 
ein  byzantinisches  noch  durch  ein  rumänisches  Gesetz  in  Ru- 
mänien Eingang  gefunden;  es  bestand  zu  jener  Zeit  daselbst 
als  Gewohnheitsrecht  (s.  die  angef.  Urkunden). 

Daraus  geht  hervor,  daß  die  byzantinischen  Quellen  be- 
treff'end  das  jus  protimiseos,  als  diese  später  vom  Gesetzgeber 
benutzt  wurden,  nur  zum  Zwecke  der  Formulierung  und  Kon- 
struktion eines  schon  bestehenden  einheimischen  Rechtsinstituts 
Anwendung  gefunden  haben. 

Was   nun   die  Ansicht  betriffst,  nach    der   das  rumänische 


Vasile  Lupu  §i  Farrinacius,  Bukarest  1909;  Draganescu,  Quellen  des 
rumänischen  Rechts,  a.  a.  0.  S.  113  f. 

®*)  Gemäß  des  rumänischen  Gewohnheitsrechts  wurde  an  Fürsten- 
höfen sowie  in  den  niedrigsten  Kreisen  des  Volkes  alles  geregelt  und 
geschlichtet,  sowohl  in  kleinen  wie  in  großen  Streitsachen  und  auch  bei 
Verträgen,  Man  erwähnt  es  in  verschiedenen  lateinischen  Urkunden 
und  Schriften,  wo  er  als  „ritus  Valachie",  „lex  districtum  volachiacalium 
universorum"  bezeichnet  wird;  es  —  dreptul  consuetudinar  romän  — 
war  wie  eine  lex  antiqua  et  approbata  (s.  Jorga,  Gesch.  des  rum. 
Volkes,  a,  a,  0.  S.  234/35;  s.  auch  Dissescu,  Origin.  dr.  rora.,  Bukarest 
1899,  insbesondere  S.  33  u.  65;  P.  Negulescu,  a.  a.  0.  S.  17).  Das 
sieht  man  in  einem  Dokument  aus  1499:  »...  disponere  potuissent 
iuxta  ritum  volachie  .  .  ."  (abgedruckt  von  E.  Hurmuzaki  in  Docu- 
mente  privitoare  la  istor.  Romänilor  Bd.  II,  2,  S.  419 — 420,  Nr.  365  des 
Dokuments).  In  einem  Dokument  vom  Jahre  1478  heißt  es:  „duodecimo 
88  personis  sacramentum  deponere  teneatur  juxta  antiquam  et  appro- 
batam  legem  districtum  volachicalium  universorum,  ..."  So  auch  in 
einem  weiteren  Dokument  aus  dem  Jahre  1500:  »iure  volachie  requirente 
coram  nobis  probare  potuerunt:  nos  judicando  decrevimus  .  .  ."  (abge- 
druckt a.  a.  0.  S.  553,  Nr.  379  des  Dokuments). 
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Näherrecht  aus  dem  byzantinischen  Recht  unmittelbar  im 
Wege  des  Gewohnheitsrechtes  eingeführt  worden  sei,  so  spricht 
hiergegen  schon  die  einfache  Erwägung,  daß  ein  Gewohn- 
heitsrecht sich  nicht  auf  dieselbe  Weise  einführen  läßt  wie 
ein  geschriebenes  Gesetz.  Die  Einführung  des  Gewohnheits- 
rechtes in  unserem  Falle  konnte  bei  der  natürlichen  Lage 
Rumäniens  zu  Bvzanz  vielmehr  nur  auf  mittelbare  Weise 
vor  sich  gehen. 

Der  Umstand,  daß  das  Näherrecht  seine  Wurzeln  in  dem 
gemeinschaftlichen  Eigentum  (Gesamt-  und  Familieneigentum) 
hat,  und  daß  es  in  einer  gewissen  Stufe  der  Entwicklung  des 
Sondereigentums  an  Grund  und  Boden  in  der  Rechtsgeschichte 
der  Völker  erscheint,  spricht  aber  auch  gegen  eine  mittel- 
bare Uebernahme  dieses  Instituts.  Gerade  aus  der  Art  des 
gemeinschaftlichen  Eigentumes  in  Verbindung  mit  der  neuen 
Entwicklung  des  Sondereigentumes  hat  sich  das  Näherrecht 
entwickelt.  In  Byzanz  war  aber  diese  Stufe  der  Entwicklung 
bereits  weit  überschritten  und  das  Sondereigentum  stand  auf 
hoher  Stufe.  Der  beste  Beweis,  daß  das  rumänische  Näher- 
recht weder  unmittelbar  noch  mittelbar  aus  Byzanz  übernom- 
men worden  ist,  besteht  in  der  besonderen  Weise,  in  welcher 
das  Näherrecht  allmählich  in  die  rumänischen  schriftlichen 
Quellen  Aufnahme  gefunden  hat.  So  ersieht  man  aus  den 
Urkunden,  daß  bei  der  Entwicklung  des  Näherrechtes  in  Ru- 
mänien von  einer  Art  Dorf  gemein  schaft  die  Rede  ist, 
ferner  vom  Verkauf  der  Anteile  aus  dem  Dorfe  sowie 
vom  Verkauf  der  Grundstücke  nur  an  die  Dorfgenoss  en, 
welche  allein  als  solche  berechtigt  waren  kraft  einer  alten 
Sitte  und  kraft  ihrer  Qualität  als  Anteilsberechtigte  der  Dorf- 
gemeinschaft. Hieraus  ergibt  sich,  daß  weder  von  einer  un- 
mittelbaren noch  mittelbaren  Uebernahme  des  Näherrechtes 
aus  dem  byzantinischen  Rechte  die  Rede  sein  kann. 

Nunmehr  wollen  wir  zu  unserer  Behauptung  zurück- 
kehren und  dartun,  daß  das  Näherrecht  als  ein  Produkt  der 
neuen  Rechtsentwicklung,  und  zwar  der  neu  entwickelten  Form 
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des  Eigentums  nach  dem  Herabsteigen  der  Dako-Römer  aus 
dem  Gebirge  aufzufassen  ist,  und  zwar,  daß  es  in  der  neuen 
Entwicklung  des  Sondereigentums  an  Grund  und  Boden  und 
der  legislativen  Behandlung  der  rumänischen  Liegenschafts- 
rechte unter  dem  slawischen  und  byzantinischen  Einfluß  in 
Erscheinung  getreten  ist. 

Als  Kaiser  Aurelian  die  Legionen  aus  Dazien  zurück- 
gezogen hatte  (270  n.  Chr.;  s.  oben),  zogen  sich  die  Rumänen 
nach  und  nach  in  die  Berge  zurück,  um  dort  besonders  als 
Hirten  zu  leben  und  Viehzucht  zu  treiben.  Um  das  drohende 
Eindringen  der  Feinde  zu  verhindern,  fingen  sie  an,  sich  zu 
Schutzgemeinschaften  und  Gruppen  zusammenzuschließen.  Hier- 
durch verlor  das  Sondereigentum  allmählich  an  Bedeutung, 
zumal  das  leer  gelassene  Plattland  zu  Weidezwecken  benutzt 
wurde,  da  sich  wegen  der  Einfälle  der  Barbaren  kaum  jemand 
getraute,  das  Land  ausschließlich  als  Sondereigentum  zu  be- 
setzen. In  dieser  Zeit  fingen  nun  die  Slawen  an,  von  der 
freigewordenen  Ebene  Besitz  zu  ergreifen. 

Als  nun  die  Völkerschaften,  welche  sich  ins  Gebirge 
zurückgezogen  hatten,  allmählich  in  die  Ebene  zurückkehrten, 
fanden  sie  dort  die  Slawen  vor,  welche  ebenfalls  eine  Art  des 
gemeinschaftlichen  Eigentums  (Gesamt-  und  Familieneigentum) 
kannten.  Da,  wie  bereits  gesagt,  das  Sondereigentum  bei  den 
Dako-Römern  an  Bedeutung  verloren  hatte,  insbesondere  von 
einer  Veräußerung  der  Ländereien  von  Hand  zu  Hand  kaum 
die  Rede  war,  fand  auch  die  slawische  Form  des  gemein- 
schaftlichen Eigentums  bei  ihnen  keinen  Widerstand,  und 
mehr  und  mehr  entwickelte  sich  in  dem  Verkehr  der  späteren 
Rumänen  mit  den  Slawen  ein  einheitliches  Gemeinschafts- 
eigentum. Diese  Art  des  gemeinschaftlichen  Eigentums  hat 
sich  erhalten  und  wir  finden  Spuren  davon  bis  in  die  Zeit  der 
letzten  Jahrhunderte^"^).    So  bestand  auch  die  Gewohnheit  bis 


•')  Siehe   die  Dokumente   unten;   s.  auch  Magazin   istor.  p.  Dacia 
Bd.  II,  S.  259;   vgl.  auch  J.  L.  Pic,   Die   rumänischen  Gesetze  und  ihr 


230  Draganescu. 

in  die  letzten  Zeiten,  gemeinsam  die  Wälder  und  die  Weiden 
zu  benutzen  sowie  auch  die  Landgüter  pro  indiviso  zu  be- 
sitzend^). Dafür,  daß  sich  Spuren  des  gemeinschaftlichen 
Eigentums  (Gesamt-  und  Familieneigentum)  bis  in  die  letzten 
Jahrhunderte  erhalten  haben,  spricht  auch  die  Tatsache,  daß 
in  den  Dokumenten  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  bei  der 
Veräußerung  von  Landgütern  vom  Verkauf  eines  „Anteiles 
aus  dem  Dorfe"  oder  von  einem  Anteil  aus  dem  väterlichen 
Gute  (bonum  avitum)^^)  gesprochen  wird. 

Daß  die  allmähliche  stufenmäßige  Entwicklung  des  Eigen- 
tums in  seiner  ursprünglichen  Art  als  gemeinschaftliches 
Eigentum  bis  zu  der  Form  des  Sondereigentums  in  dem  Ver- 
kehr der  Rumänen  mit  den  Slawen  vor  sich  gegangen  ist, 
geht  auch  aus  dem  Umstände  hervor,  daß  die  Wörter  wie 
z.  B.  „Anteil  an  dem  gemeinsamen  Eigentum"  —  dealni^a  '^°) 
(siehe  die  hier  angeführten  Dokumente)  —  oder  „das  väter- 
liche Gilt**   —  ocina  —  slawisch  sind^^).    Als  dann  nach  und 


Nexus  mit  dem  byzantinischen  und  slawischen  Recht,  Vortrag,  s.  Sitzungs- 
bericht d.  böhmisch.  Gesellsch.  d.  Wiss.  S.  137  f.,  s.  auch  S.  123  f.,  Prag 
1886;  Xenopol,  Histoire  des  Roumains  II,  S.  38  f.:  C.  Dissescu, 
Origin.  dr.  roman.  S.  34,  Bukarest  1899 ;  P.  N  e  g  u  1  e  s  c  u  ,  a.  a.  0.  S.  205  f. 

^8)  S.  Pic,  a.  a.  0.  S.  138  f.;  Const.  Dissescu,  a.  a.  0.  S.  34; 
Nädejde,  Din  Vechiul  dr.  romän  S.  129  f. 

®®)  Siehe  Dokum.  unten;  s.  auch  Dokument  vom  3.  April  1602, 
abgedruckt  in  Miron  Costin,  Opere  complete  von  V.  A.  ürechia, 
T.  I,  S.  89,  Bukarest  1886. 

'•)  S.  auch  Archiva  istorica  a  Rom.  I,  S.  28  Dok.  Jsr.  23  u.  24; 
Revista  p.  istorie,  archeologie  ^i  philologie  II,  IV,  S.  209 ;  auch  Dok. 
abgedr.  in  Magazin  istorie  pentru  Dacia  Bd.  V,  S.  331f. ;  Dok.  vom 
7.  Mai  1615,  wo  auch  ein  Dok.  vom  Jahre  1392  erwähnt  wird;  Dok. 
vom  12.  April  1636;  Dok.  vom  3.  Mai  1656;  Dok.  vom  15.  Juni  1659  usw 
(s.  a.  a.  0.  S.  350  f.);  P.  Negulescu,  a.  a.  0.  S.  205  f.;  N.  Jorga, 
Gesch.  d.  rum.  Volkes  Bd.  II,  S.  84  f.,  1905  ;  M  i  k  1  o  s  i  c  k ,  Die  slawischen 
Elemente  im  Rumänischen,  in  Denkschriften  d.  Kais.  Akad.  d.  Wiss. 
Bd.  XII,  S.  22,  Wien  1862. 

")  Siehe  unten;  s.  Archiva  istor.  a.  Rom.  I,  S.  8 ,  14,  auch  S.  23, 
Dok.  23;    s.  auch  Dok.,   abgedr.  in  Convorb.  liter.  XX,  S.  1080,   Jahrg. 
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nach  durch  den  Verkehr  der  späteren  Rumänen  mit  den 
Slawen  der  Kulturzustand  sich  gehoben  hatte,  war  eng  damit 
verbunden  eine  Neubildung  des  Rechtes,  welches  sich  der  neu- 
entwickelten höheren  Kultur  anpassen  mußte.  Mit  der  Ent- 
wicklung der  Kultur  machte  auch  die  Volkswirtschaft  stufen- 
mäßig weitere  Fortschritte.  Die  natürliche  Folge  davon  war 
die  Notwendigkeit  der  Zirkulation  der  Güter  und  die  Ver- 
äußerung der  Ländereien  von  Hand  zu  Hand.  In  das  Be- 
wußtsein des  Volkes  war  aber  das  Institut  des  gemeinschaft- 
lichen Eigenturas  so  tief  eingedrungen,  daß  sich  der  einzelne 
zu  einer  Veräußerung  seiner  Anteile  an  den  Landgütern  schwer 
bewegen  ließ.  Der  zunehmende  Kulturzustand  machte  es  aber 
zur  Notwendigkeit,  daß  die  Gemeindeanteilsgenossen  immer 
mehr  zu  einer  Veräußerung  ihrer  Anteile  getrieben  wurden. 
Infolge  des  tief  eingedrungenen  Bewußtseins  der  Zusammen- 
gehörigkeit zu  einem  gemeinsamen  Eigentum  hielten  sich  die 
Genossen,  z.B.  Gemeinde-,  Dorfgenossen  sowie  Nachbarn 
und  Verwandte,  für  berechtigt,  an  erster  Stelle  den  zu  ver- 
äußernden Anteil  zu  erwerben ,  da  früher  alle  diese  Anteile 
zur  Verfügung  aller  Genossen  gestanden  hatten.  In  enger 
Verbindung  mit  der  Idee  der  Zugehörigkeit  der  Genossen 
und  Verwandten  untereinander  entwickelte  sich  das  Näher- 
recht. 

Ferner  sehen  wir  aus  zahlreichen  Dokumenten,  daß  schon 
früher  (also  auch  bevor  das  Institut  des  Näherrechtes  in  die 
rumänischen  Gesetzgebungen  aufgenommen  worden  ist),  wenn 
auch  nicht  ausdrücklich  ein  Näherrecht  erwähnt  wird,  doch 
bei  Veräußerungen  von  Grundstücken  (insbesondere  von  Land- 
gütern, so  z.  B.,  wenn  jemand  seinen  Anteil  aus  einem  Dorfe 


188()— 1887;  Dok.  vom  3.  April  1602,  abgedr.  in  Miron  Cos  tin,  Opere 
complete  de  V.  A,  Urechia  I,  S.  89,  Bukarest  1886;  Dok.  vom  30.  Juli 
1604,  a.  a.  0.  S.  71;  Dok.  vom  21.  Januar  1669,  a.  a.  0.  S.  109;  Dok. 
vom  9.  u.  12.  Mai  1676,  a.  a.  0.  S.  137—139,  auch  S.  151;  Miklosick 
a.  a.  0.;  Negulescu,  a.  a.  0.  S.  206/207 ;  J.  L.  Pic,  a.  a.  0.  S.  139 
bis  140;  Tiktins  Wörterbuch  a.  a.  0. 


232  Draganescu. 

verkaufte)  von  der  Einwilligung  der  Verwandten 
und  der  Nachbarn  des  Verkäufers  häufig  gesprochen  wird. 

In  dem  Dokument  vom  1.  Februar  1596,  worin  Fürst 
Mihail  das  Dorf  Sularu  kauft,  heißt  es:  „au  vindut  mo^ia  .  . . 
^i  cu  ^tirea  tuturor  megie^ilor  din  prejurul  locului"  (haben 
das  Landgut  verkauft  .  .  .  auch  mit  Einwilligung  aller 
Nachbarn,  die  um  das  verkaufte  Landgut  herum- 
liegen)'2). 

In  einem  Dokument  vom  24.  Juli  1627  verkauft  eine 
gewisse  Dobra,  Tochter  Barbus',  einem  Logophet  Hrizea  ihr 
bonum  avitum  (väterliches  Gut)  „partea  sa  de  ocina"  aus  dem 
Dorfe  Voine^ti  mit  Einwilligung  —  ^tirea  —  aller  Nach- 
barn von  oben  und  unten  und  die  um  das  zu  ver- 
kaufende Gut  herumliegen''^). 

Aus  einem  anderen  Dokument  vom  29.  Juni  1636  ersieht 
man,  wie  ein  Grundstück  „mit  Einwilligung  aller  Ver- 
wandten und  aller  Nachbarn  von  unten  und  oben" 
verkauft  wird.     Hier  folgen  viele  Zeugenunterschriften  ''*). 

Aus  einem  Dokument  vom  21.  Juli  1627,  Petrariu,  er- 
sieht man,  wie  Arraa^ul  Fanä  „mit  Einwilligung  seiner 
ganzen  Familie  (darunter  können  wir  auch  die  weiteren 
Verwandten  verstehen)  und  aller  Nachbarn  von  oben 
und  unten  seinen  Anteil  aus  dem  Dorfe  Voine^ti  und  dazu 
auch  einen  „rumän*'  Oana  mit  dessen  Söhnen  (s.  über  letzteres 
auch  unten)  verkaufte. 

Nach  einem  weiteren  Dokument  vom  25.  August  1629 
heißt  es  gegen  Ende:  „Ich  habe  mit  Einwilligung  aller 
meiner  Brüder  von  meinem  Teil  aus  dem  väterlichen 
Gute   (ocina)   und   vom  Landgut    aus    dem  Dorfe  Gemenele 


'2)  Das  Dok.  ist  Ton  V.  Urechia  in  Ist.  rora.  Bd.  I,  S.  226—227; 
g.  auch  a.  a.  0.  Bd.  II,  S.  366/67,  Bukarest  1892  (abgedruckt  in  ,Con- 
vorbirl  literare"  XX,  S.  1066,  Jahrg.  1886/87). 

'^)  Das  Dokument  ist  in  Archiv,  ist.  a.  Romänici  Tom.  I,  Teil  I, 
S.  8,  Nr.  6  des  Dokuments,  Bukarest  1865,  abgedruckt. 

'^)  Archiv,  istor.  a.  Rom.  a.  a.  0.,  Dokument  Nr.  15. 
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zwei  Teile  und  dazu  zwei  ,rumini  mit  ihren  Söhnen'  ver- 
kauft« '5). 

Man  ersieht  ferner  aus  einem  Dokument  vom  11.  De- 
zember 1638,  daß  vom  Verkauf  eines  „rumin"  die  Rede  ist, 
mit  dem  zu  ihm  gehörenden  Anteil  aus  dem  Dorfe 
an  Feld,  Wald,  Wasser  .  .  .  „mit  Einwilligung  aller 
unserer  Brüder  und  Nachbarn  von  oben  und  unten" 
(.  .  .  am  vindut  un  rumän  al  meu  den  Gemenele  .  .  .  cu 
fecioriicä^i  ii  va  da  Dzeu  ^i  cu  dealni^a  lui,  cäta  se  va 
alege,  partea  lui  den  camp,  den  padure,  den  apa,  den  ^edutul 
satului  .  .  .  cäta  se  va  alege  partea  lui  de  ocina  .  .  .  cu  §tirea 
tuturor  fra^ilor  no^tri  §i  a  megie^ilor  (vecinilor), 
den  sus  §i,  den  Jos,  den  prejurul  locului  .  .  .).  (Das 
Dokument  ist  in  Archiv,  istorica  a  Roman.  Tom.  I,  part.  I, 
S.  23,  Nr.  23  des  Dokuments,  Bukarest  1865,  abgedruckt.) 

Jedenfalls  können  wir  hieraus,  auch  ohne  daß  vom  Näher- 
recht direkt  die  Rede  ist,  ein  sehr  deutliches  Bild  desselben 
erkennen,  denn  es  war  überhaupt  Brauch,  den  Verwandten  des 
Verkäufers  und  den  Nachbarn  des  zu  verkaufenden  Gutes  die 
Veräußerung  kundzutun,  damit  sie  nicht  ein  Retraktsrecht  er- 
heben sollen. 

Wie  aus  den  angeführten  Dokumenten  hervorgeht,  be- 
stand das  Näherrecht  als  Gewohnheitsrecht.  Hingegen  finden 
wir  in  den  früheren  Gesetzgebungen  keine  Bestimmungen  dar- 
über. So  enthält  die  Gesetzgebung  des  Fürsten  Mathei  Bas- 
sarab  vom  Jahre  1652  keine  Bestimmungen  betrefi's  eines 
Näherrechtes.  Daß  aber  zu  jener  Zeit  tatsächlich  eine  Ge- 
wohnheit hinsichtlich  des  Näherrechtes  bestand,  geht  aus 
einem  Dokument  hervor,  in  dem  ein  Erlaß  dieses  Fürsten 
enthalten  ist^^).  Hier  werden  die  Sitten  und  Gewohnheiten 
einer   Gemeinde   geregelt,    und    es   wird    darauf   hingewiesen, 


'^)  Abgedruckt  a.  a.  0.,  Dokument  Nr.  14. 

'^)  Siehe  dieses  Dokument  im  Magazin,  istoric.  pentru  Dacia  Bd.  5, 
S.  336—347,  Bukarest  1848. 
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Recht  zu  sprechen  nach  den  Gewohnheiten  dieser  Gemeinde. 
Bei  dieser  Gelegenheit  werden  auch  die  Tatbestandsmerkmale 
eines  Näherrechtes  auseinandergelegt,  wenn  auch  der  Namen 
eines  Näherrechtes  nicht  gebraucht  wird.  So  wird  erwähnt, 
daß  nur  die  Gemeindegenossen  berechtigt  sein  sollten,  die 
Landgemeindegüter  zu  kaufen,  und  daß  im  Falle  der  Zwangs- 
vollstreckung eines  Anteiles  dieser  nur  an  die  Gemeinde- 
genossen verkauft  werden  sollte.  Ebenso  geht  aus  demselben 
fürstlichen  Erlaß  hervor,  daß  im  Falle  einer  Erbschaft  aus 
Mangel  an  Verwandten  der  Anteil  nur  an  die  Gemeinde- 
genossen und  so  weder  an  andere  noch  an  den  Fürsten  fallen 
sollte.  Inhalt  und  Art  der  Abfassung  dieses  Erlasses  lassen 
erkennen,  daß  der  Fürst  das  Institut  des  Näherrechtes  geregelt 
hat,  ohne  aber  auch  im  geringsten  sich  bewußt  zu  sein,  daß 
er  das  Näherrecht  als  solches  geregelt  hat.  Durch  diesen 
Erlaß  werden  die  Gewohnheiten  der  Gemeinde  und  auch 
die  früheren  Erlasse  seiner  Vorgänger  bestätigt  ^")  ^^). 

Die    geschilderte   Entwicklung   des   Näherrechtes   in   Ru- 
mänien  brachte    es   mit   sich,    daß  die  Fürsten  in  besonderen 


'^)  Hiermit  erledigt  sich  auch  die  gegenteilige  Ansicht  des  Neuge- 
bauer  (Mittermaier  Zeitschr.  a.  a.  0.  20,  S.  47),  nach  welcher  diese 
ChrysobuUen  als  Kompilationen  der  byzantinischen  Gesetze  zu  betrachten 
sind.  Gerade  in  diesen  Erlassen  finden  wir  auch  einzelne  legislatorische 
Momente,  welche  eine  Originalität  darstellen,  indem  die  Fürsten  die 
Angelegenheiten,  die  im  damaligen  Volksleben  vorkamen,  regelten. 

'^)  Siehe  auch  Dokument  betreffs  des  Hrisov  des  Fürsten  Radu 
(Walachei)  vom  7.  Mai  1615,  welches  auch  die  Erlasse  seiner  Vorgänger: 
Michael  Woiwod  vom  Jahre  1392,  VVlad.  Woiwod  vom  Jahre  1439  usw. 
erwähnt  (abgedruckt  Magazin  istoric  pentru  Dacia  Bd.  5,  S.  831 — 333); 
Dokument  betreffs  des  Erlasses  des  Fürsten  Leon  Ww.  vom  25.  März 
1633,  abgedruckt  a.  a.  0.  S.  334 — 336;  Hrisov  des  Fürsten  Michael  Woiwod, 
15.  Juli  1659;  dasjenige  des  Fürsten  George  Ghika  vom  21.  Januar 
1660  usw.,  a.  a.  0.  S.  353f. ;  Hrisov  des  Fürsten  Ypsilanti  vom  Jahre 
1775,  abgedruckt  von  V.  A.  Urechia,  a.a.O.  Bd.  I,  S.  71,  72,  78—81; 
Hrisov  des  Fürsten  AI.  Mawrokordat  (abgedruckt  in  üricarul  Th.  Co- 
drescus  Bd.  11,  S.  252  f. 
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Erlassen  (Hrisove)  sich  mit  seiner  Regelung  im  einzelnen 
befaßten. 

Fürst  Ypsilanti  (Walachei),  welcher  zuerst  dieses  Institut 
in  seine  Gesetzgebung  aufgenommen  hat,  erließ  zunächst 
einen  besonderen  Hrisov  im  September  1775'^^),  wo  er  die 
Frage  bezüglich  der  Veräußerung  von  Grundstücken  und  des 
Näherrechtes  regelt,  und  dann  erst  im  September  1780  läßt 
er  seine  Gesetzgebung  erscheinen. 

In  einem  Dokument  vom  19.  Februar  1782^*^),  durch  das 
der  Divan  Moldaus  der  österreichischen  Regierung  Bukowinas 
(General  Enzenberg)  antwortete,  finden  wir  auch  die  Frage 
bezüglich  der  Veräußerung  von  Landgütern,  das  Näherrecht 
der  mündigen  Söhne  und  der  Verwandten  des  Verkäufers  so- 
wie auch  das  der  raze§ilor  (die  ein  Recht  an  dem  zu  ver- 
kaufenden Grundstück  haben)  berücksichtigt. 

Fürst  Alex  Mavrokordat  drückt  sich  (in  einem  synodalen 
Hrisov  vom  28.  Dezember  1785  über  Schenkung,  Tausch,  Ver- 
kauf von  Landgütern,  Grundstücken  usw.,  worin  er  auch  die 
von  seinem  verstorbenen  Vorgänger  bezüglich  dieser  Frage 
gegebenen  Erlasse  erwähnt)  in  folgender  Weise  aus:  Wegen 
unaufhörlicher  Klagen  und  wegen  unaufhörlicher  Streitig- 
keiten bezüglich  der  Schenkung  von  Landgütern  .  .  .  muß 
die  Frage  über  solche  Schenkungen  geregelt  werden. 

'»)  Abgedr.  v.  Urechia  in  Istor.  Rom.  Bd.  I,  S.  71,  72  u.  79—81. 
In  dieser  besonderen  Vorschrift  drückt  er  sich  in  folgender  Weise  aus: 
„De  vreme  ce  ni  s'au  adus  aminte  pentru  unele  pricini, 
ce  sunt  cu  indoila ,  in  ce  chip  cade  a  se  cauta  dupa  pravila  .  .  .  §i 
Intal  ni  s'au  aratat  pentru  dreptul  de  protimis,  ce  au 
rudele,  pärta§ii,  vecinii,  datornicii  la  lucrurile  nemi^catoare  ce  se  vind. . . . 
„Da  wir  aufmerksam  gemacht  wurden  auf  einige  Streitigkeiten ,  wo 
Zweifel  darüber  herrschten,  wie  sie  geschlichtet  werden  sollten  und  nach 
welchem  Gesetz  das  zu  geschehen  habe ,  .  .  .  und  zuerst  hat  man  uns 
aufmerksam  gemacht  auf  das  jus  protimiseos,  welches  den  Verwandten, 
Mitgenossen ,  Nachbarn  und  Schuldnern  bei  Verkäufen  von  unbeweg- 
lichen Saclien  zustehe  .  . ." 

^^)  Das  Dokument  ist  abgedruckt  in  Uricarul  Codrescus  Bd.  11, 
S.  252  f. 
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Aus  dem,  was  Ypsilanti  in  der  Einleitung  zu  seiner  Ge- 
setzgebung vom  Jahre  1780  (abgedr.  von  Urechia  in  Istor. 
Roman.,  Bd.  I,  S.  72,  Bukarest  1891)  sagt,  ersieht  man,  daß 
diese  auf  dem  Gewohnheitsrecht  begründet  ist.  So  sagt  er: 
«...  am  aflat  pe  locuitorii  Valahiei,  cari  .  .  .  uneori  urmau 
imparate^tilor  pravili  celor  de  ob^te,  ^i  alte-ori  obiceiurilor 
pamänte§ti,  care  ....  se  sirguia  spre  a  avea  intarire.  Dar  . .  ., 
nici  vechimea  obiceiurilor  nesmintit  ^inea.  .  .  .  Drept  acea  .  .  . 
am  sträns  .  .  .  din  pravile  cele  mai  trebuincioase  .  .  .  din  obi- 
ceiuri  .  .  .  cele  mai  des  urmate  in  ^ara"  usw.  („Ich  habe 
gefunden,"  sagt  Fürst  Ypsilanti,  „daß  die  Einwohner  der 
Walachei  manchmal  nach  den  bekannten  kaiserlichen  Gesetzen, 
manchmal  nach  Landesgewohnheiten,  welche  in  Kraft  waren, 
lebten.  Aber  .  .  .  weder  wurden  die  Gesetze  beobachtet,  noch 
an  den  überlieferten  Gewohnheiten  streng  festgehalten, 
und  infolgedessen  habe  ich  die  am  meisten  notwendigen  Ge- 
setze gesammelt  und  aus  den  Gewohnheiten  das,  was  im 
Lande  üblich  war,  genommen.") 

In  einem  Hrisov  vom  Jahre  1775  (abgedr.  v.  V.  Urechia 
a.  a,  0.  Bd.  I,  S.  64  ff.)  sagt  Ypsilanti:  „.  .  .  De  vreme  ce 
vedem,  cum  ca  la  pricinele  ce  se  cauta,  une-ori  se  arata  obi- 
ceiurile  pamäntului,  alte-ori  se  anerisesc  §i  hotaririle  se  fac 
dupa  gändul  fie-caruia,  fara  de  a  nu  le  intimeia  in  pravli  §i 
aceasta  pentru-ca  nu  au  o  oränduita  pravila  a  obiceiurilor; 
cercetänd  obiceiurile  ...,  adunänd  ^i  alte  pravile  am 
facut  o  pravila,  care  .  .  .  vom  ^i  tipari-o."  („Weil  wir  sehen, 
daß  bei  den  verschiedenen  Streitigkeiten  die  Landesgewohn- 
heiten in  Anwendung  gebracht  werden,  manchmal  dagegen 
nicht,  und  die  Entscheidungen  ganz  beliebig  gefällt  worden 
sind,  ohne  daß  sie  auf  irgendein  Gesetz  gegründet  werden, 
daß  es  keine  Zusammenfassung  der  Gewohnheiten  gibt,  so 
haben  wir  die  Gewohnheiten  erforscht  .  .  .  und  auch  andere 
Gesetze  zusammengefaßt,  und  auf  diese  Weise  ein  Gesetzbuch 
gemacht,  das  wir  auch  drucken  lassen  werden.") 

W^enn    man    die   Gesetzgebung   des   Fürsten  Ypsilanti  — 
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die  erste  Gesetzgebung,  die  das  ius  protimiseos  behandelt  — 
näher  prüft,  ersieht  man ,  daß  gerade  diese  die  erste  rumä- 
nische praktische  Gesetzgebung  ist^^),  welche  sich  an  das  Ge- 
wohnheitsrecht anschließt;  sie  behandelt  die  Fragen,  die 
damals  in  dem  rumänischen  Volksleben  bereits  vorhanden 
waren ;  gerade  das  Institut  des  ius  protimiseos  wurde  in  diese 
Gesetzgebung  so  ausführlich  aufgenommen,  wie  es  in  dem 
rumänischen  Gewohnheitsrechte,  nicht  aber  etwa,  wie  es  in 
den  Basiliken  (s.  oben  §  8c,  Geschichte)  oder  auch  nur  in 
dem  Entwürfe  des  Const.  Harmenopolus^*)  (s.  auch  unten) 
bestand.  Ferner  spricht  man  von  einem  ius  protimiseos  beim 
Verkauf  von  Zigeunern,  wovon  weder  in  den  Basiliken  noch 
in  dem  Entwürfe  Harmenopolus  die  Rede  ist.  Es  unterliegt 
keinem  Zweifel ,  daß  der  Fürst  Ypsilanti  für  seine  Gesetz- 
gebung die  byzantinischen  Rechtsquellen  hier  nur  zur  For- 
mulierung und  Konstruktion  des  rumänischen  Näherrechtes  in 
Anwendung  gebracht  hat. 

Andronaki  Donici  sagt  in  seiner  Gesetzgebung  (Moldau): 
„.  .  .  Man  übte  in  der  Moldau  die  Gewohnheit,  beim  Verkauf 
der  Landgüter  den  raze^ilor  (die  ein  Recht  an  dem  zu  ver- 
kaufenden Gute  haben)  ein  Vorkaufsrecht  zu  gewähren  ..." 
(s.  a.  a.  0.  Titel  pentru  protimis,  §  4). 

In   der    späteren   Gesetzgebung    Calimach^*)    findet    sich 


*0  Mit  Recht  erwähnten  die  rumänischen  Gelehrten  Jorga  (Ge- 
schichte d.  rum.  Volkes  II,  S.  189)  und  Negulescu  (a.  a,  0.  S.  18), 
daß  diese  Gesetzgebung  die  erste  rumänische  praktische  Gesetzgebung 
sei,  die  auf  das  rumänische  Gewohnheitsrecht  begründet  ist. 

^^)  Manuale  legum  sive  Hexabibios  (ed.  Heimbach  Lib.  III,  tit.  III, 
S.  373  1'. ,  Leipzig  1851),  das  nichts  anderes  als  „ein  kläglicher  Auszug 
aus  den  Auszügen  der  Auszüge  ..."  ist  (vgl.  Bruns-Lenel,  a.  a.  0. 
in  Kohlers  Enzykl.  Bd.  I,  S.  162;  s.  über  dieses  auch  Th.  Kipp,  Gesch. 
d.  Quellen  d.  röm.  Rechts  S.  173,  Leipzig  1909. 

*')  lieber  diese  Gesetzgebung  sagt  Zachariae  v.  Lingenthal: 
„Das  moldavische  (Gesetzbuch)  ist  vortrelTlich  gearbeitet  und  empfiehlt 
sich  insbesondere  dadurch,  daß  es  nicht  aus  abstrakten  Theorien  hervor- 
gegangen  ist,   sondern  sich  eng  an  das  byzantinische  Recht  anschließt, 
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auch  ein  Anhang  mit  dem  Titel:  Verkauf  durch  licitatio  ge- 
mäß obiceiul  pamäntului  (Landesgewohnheit),  wo  der  Gesetz- 
geber auch  über  protimis  spricht  ^■^);  und  im  §  13  ferner  sagt 
er,  daß  die  Landessitte  noch  für  die  Zukunft  subsidiär  gelten 
solle:  „.  .  .  a  se  urma  pamäntescul  obicei  carele  in  curgere  de 
mul^i  ani  de  ob^te  pazindu-se,  ^i  intru  judecatori  cercetandu- 
se,  s'a  intarit  §i  cu  chipul  acesta  a  dobändit  putere  legiuitä." 
(„Die  Landesgewohnheit  soll  befolgt  werden,  da  sie  im  Laufe 
vieler  Jahre  sich  eingebürgert  hat^^)  und  durch  die  Richter 
beobachtet  wurde ,  so  daß  sie  infolgedessen  befestigt  wurde 
und  gesetzliche  Kraft  erlangte.") 

Was  die  spätere  Gesetzgebung  Carageas  (Walachei)  be- 
trifft, so  hat  der  Gesetzgeber  bezüglich  des  Näherrechtes  auch 
die  Gesetzgebung  Ypsilantis  berücksichtigt. 

Daß  das  rumänische  Gewohnheitsrecht  hinsichtlich  des 
Näherrechtes  vom  Gesetzgeber  berücksichtigt  wurde,  unter- 
liegt keinem  Zweifel. 

Aus  den  angeführten  Gründen  und  den  dabei  erwähnten 
Dokumenten  geht   überzeugend   hervor,    daß  weder  von  einer 


und  in  der  Tat  eine  Kodifikation  des  überkommenen  Rechts  darstellt. 
Es  ist  daher  sehr  zu  bedauern,  daß  man  dieses  Gesetzbuch  in  Griechen- 
land zur  Zeit  der  Unabhängigkeitserklärung  nicht  gekannt  zu  haben 
scheint.  Man  hätte  gewiß  zweckmäßiger  gehandelt,  wenn  man  dasselbe 
einfach  rezipiert  hätte,  statt  die  Gesetze  der  byzantinischen  Kaiser, 
soweit  im  Harmenopolns  enthalten  sind,  für  gültig  zu  erklären  und  auch 
jetzt  noch  möchte  den  Gesetzgebern  in  Griechenland  das  moldavische 
Gesetzbuch  als  Grundlage  für  das  erwartete  neue  Zivilgesetzbuch  zu 
empfehlen  sein,  da  es  sich  weit  mehr  als  der  Code  civil  oder  irgend  ein 
anderes  abendländisches  Zivilgesetzbuch  zu  diesem  Zwecke  eignen  dürfte" 
(Zach.  V.  Ling. ,  Gesch.  d.  griech.-röm.  Rechts,  II.  Aufl.,  S.  16  u.  17, 
Berlin  1892,  s.  auch  Vorrede  zur  II.  Aufl.).  Diesem  Gesetzbuche  liegt 
besonders  das  österreichische  Gesetzbuch  von  1811  zugrunde.  Vgl. 
Draganescu.  Quellen,  a.  a,  0.  S.  167  f. 

^'*)  Siehe  Gesetzbuch  des  Fürsten  Calimach,  Annexa,  auch  dieselben 
Art.  4  in  der  Sammlung  Const.  Hamangius,  a.  a.  0.  unter  „Legiuiri 
vechi"  S.  236. 

®^)  Siehe  Gesetzgebung  Calimach  a.  a.  0.  §  13. 
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Beibehaltung  des  Näherrechtes  von  den  Römern  noch  von 
einer  Uebernahme  dieses  Instituts  von  den  Slawen  noch  end- 
lich von  einer  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Uebernahme  des 
Näherrechtes  aus  Byzanz  die  Rede  sein  kann.  Vielmehr  er- 
sehen wir,  daß  das  rumänische  Näherrecht  ein  Pro- 
dukt der  neuen  Bildung  des  Rechtes  ist,  die  in 
dem  späteren  Verkehr  der  Rumänen  mit  den  Slawen 
stattgefunden  hat,  und  zwar  trat  dieses  Institut  in  Ver- 
bindung mit  der  kulturellen  und  volkswirtschaft- 
lichen Entwicklung,  insbesondere  mit  der  neuen  Ent- 
wicklung des  Sondereigentums  an  Grund  und  Boden 
und  der  Behandlung  der  rumänischen  Liegen- 
schaftsrechte unter  dem  slawischen  und  byzantini- 
schen Einflüsse  ein. 

Wenn  das  Näherrecht  später  in  den  rumänischen  Gesetz- 
gebungen behandelt  wird,  so  sind  die  diesbezüglichen  Be- 
stimmungen als  Ausführ ungs-  und  Ergänzungsbestimmungen 
aufzufassen,  w^elche  zur  Erläuterung  eines  im  Wege  des 
Gewohnheitsrechtes  schon  lange  bereits  bestehenden 
einheimischen  rumänischen  Rechtsinstituts  dienten. 

In  der  neuen  Entwicklung  des  Rechtes ,  die  eng  ver- 
knüpft war  mit  der  allgemeinen  Kulturentwicklung,  welche 
nach  den  barbarischen  Einfällen  stattgefunden  hat,  ist  auch 
die  Grundlage  des  rumänischen  Gewojinheitsrechtes  überhaupt 
zu  finden. 

IV.   Gegenstand  des  rumänischen  jus  protimiseos. 

§  10. 

Aus  dem  Hrisov  (Spezialvorschrift)  Ypsilantis  vom  No- 
vember 1775  ersieht  man,  daß  ein  jus  protimiseos  im  Falle 
des  Verkaufes  einer  unbeweglichen  Sache  Platz  greift 
(abgedr.  v.  V.  Urechia  in  Istoria  romänilor  I,  S.  79;  s.  auch 
S.  80/81). 

Nach   der  Antwort   des   moldavischen  Divans  an  die  Re- 
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gierung  Bukowinas  (Generalmajor  Enzenberg)  vom  19.  Fe- 
bruar 1782  Ziffer  8  besteht  ein  solches  Recht  im  Falle  des 
Verkaufes  von  Landgütern  (abgedr.  in  Uricarul  Codrescus, 
XI,  S.  252  ff.). 

Betrachten  wir  die  Gesetzgebungen  Ypsilantis  (Titel 
pentru  protimis,  §  1:  „wenn  jemand  eine  unbewegliche 
Sache  verkaufen  will  .  .  .'*),  Carageas  (Teil  III,  Kap.  II, 
Titel  pentru  vinderi,  §  7:  „derjenige,  der  eine  unbeweg- 
liche Sache  verkauft  .  .  ."  [vgl.  auch  §  8]),  Calimachs 
(Kap.  27,  Titel  despre  contractul  cumpararei,  ^i  al  vlnderii, 
§  1433:  „wenn  ein  Landgut  verkauft  wird  .  .  ."),  so  sehen 
wir,  daß  fast  in  allen  Fällen  der  Gegenstand  des  jus  proti- 
miseos  eine  unbewegliche  Sache  ist. 

Das  jus  protimiseos  griff  auch  dann  Platz,  wenn  ein 
Zigeuner ^'')    verkauft   werden   sollte.     So   finden    wir  im  Cod. 


^*')  lieber  die  Uebersiedlung  der  Zigeuner  nach  Südost-Europa 
siehe  eine  Urkunde  von  Stephan  Duschan,  Zar  Serbiens,  vom  Jahre  1348, 
die  in  Archiv,  istor.  a.  Rom.  Bd.  III,  S.  191  93  abgedruckt  ist.  Ueber 
die  Geschichte  der  Zigeuner  vgl.  J.  Schwicker.  Die  Zigeuner;  Grell- 
mann, Gesch.  d.  Zigeuner;  Pray,  Annales  Hungariae  part.  IV;  Heister, 
Notizen  über  die  Zigeuner,  Königsberg  1842;  Kogal  nicean  u,  Histoire 
de  la  Valachie,  Tom.  I,  S.  154;  e.  auch  Dim.  Cantemir,  Descr.  Mol- 
dovei,  S.  243,  Jassi  1851. 

Aus  einem  Dokument  vom  Jahre  1387  des  Fürsten  Mircea  der 
Walachei  —  in  welchem  er  die  einem  Kloster  seitens  seines  Vorgängers 
gemachte  Schenkung  von  40  Zigeunerfarailien  bestätigt  —  geht  hervor, 
daß  die  Zigeuner  schon  vor  der  Regierung  Mirceas  in  Rumänien  vor- 
handen waren  (und  wie  Hä^deu  behauptet,  wahrscheinlich  vor  dem 
Jahre  1300),  und  daß  diese  schon  damals  verschenkt  werden  konnten 
(vgl.  Archiv,  istor.  a.  Rom.  Bd.  III,  S.  193). 

Aus  einem  andern  Dokument  (Nr.  174,  abgedr.  im  Arch.  ist.  a. 
Rom.  I,  S.  121)  vom  8.  Juli  1712  erkennt  man,  wie  Fürst  Alex,  der  Gute 
(Moldau)  einem  Kloster  81  Zigeunerfamilien  und  12  Tatarenhäuser  nebst 
Einwohnern  geschenkt  hat.  Die  Zigeuner  waren  meistenteils  entweder 
,adscripti  glebae",  ^servi  terrae",  auf  dem  Landgut,  wo  sie  sich  be- 
fanden, oder  Sklaven. 

Nach  dem  Dokument  (Nr.  187,  abgedr.  in  Arch.  istoria  Rom.  I, 
Nr.  187)  vom  Jahre  1622  verkauft  sich,  zusammen  mit  seiner  Frau  und 
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Ypsilantis,  Titel  pentru  „Gigant"  (über  Zigeuner),  §  9,  daß, 
wenn  Zigeuner  verkauft  werden,  die  Verwandten  der  Herren 
dieser  Zigeuner  ein  jus  protimiseos  haben  (s.  auch  unten). 

Die  Zigeuner  waren  nicht  immer  eigentliche  Haussklaven, 
weil  sie  im  allgemeinen  nicht  persönlich,  sondern  mit  dem 
ganzen  sola?  (Wohnung  nebst  Familie)  verkauft  wurden, 
und  weil  sie  damals  weniger  zu  Hausarbeiten,  als,  wie  die 
Jobagen,  auch  zur  Bebauung  der  Felder  Verwendung  fanden 
(Arch.  istor.  Bd.  I,  S.  121;  N.  Jorga,  Geschichte  des  rumä- 
nischen Volkes,  Bd.  I,  S.  334,  1905).  Mit  der  Zeit  wurden  sie 
auch  im  einzelnen  verkauft,  und  so  finden  wir  ein  jus  proti- 
miseos auch  beim  bloßen  Verkauf  eines  Zigeuners. 

Caragea  (Teil  III,  Kap.  II,  §  10)  sagt,  der  Verkauf  des 
Zigeuners  müsse  in  derselben  Weise  vorgenommen  werden 
wie  derjenige  einer  unbeweglichen  Sache  (a.  a.  0.  §  8).  Der 
Verkäufer  kann  ihn  an  andere  veräußern,  wenn  die  Verwandten 
bis  zum  vierten  Grade,  denen  das  jus  protimiseos  zusteht,  ihn 
nicht  haben  wollen.  Sie  müßten  dann  den  Vertrag  unter- 
schreiben, und  zwar  binnen  20  Tagen  die,  welche  in  Bukarest 
wohnen,  und  innerhalb  40  Tagen  die,  welche  auf  dem  Lande 
waren.     Solche,  welche  sich  außerhalb  aufhielten,  sollten  das 


aller  Habe,  ein  Zigeuner,  um  auf  einem  Landgut  Zigeuner  zu  bleiben 
'(adscriptus  glebae,  servus  terrae).  So  konnte  also  ein  Zigeuner  nicht 
nur  von  Geburt  Sklave  sein,  sondern  auch  durch  Vertrag  vermochten 
sich  freie  Zigeuner  als  adscripti  glebae  oder  als  Sklaven  zu  verkaufen, 
(Für  die  Abschaffung  der  Sklaverei  bezüglich  dieser  siehe  nächste  Note, 
Ende.)  Wenn  nun  ein  Zigeuner  von  seinem  Herrn  verkauft  wurde, 
■dann  griff  das  jus  protimiseos  der  Verwandten  des  Herrn,  wie  angeführt, 
Platz.  (S.  auch  Dokum.  vom  20.  Dezember  1749,  abgedr.  von  G.  Laho- 
vari  in  Convorb.  liter.  An.  XXU,  Nr.  10,  Januar  1889,  S.  905  f.;  s.  auch 
Dok.  vom  17.  November  1667,  abgedr.  in  opere  Compl.  ale  lui  Miron 
•Costin  de  V.  A.  Urechia,  T.  I,  Bukarest  1886,  S.  101;  s.  auch  Dok. 
vom  27.  Juni  1669,  a.  a.  0.  S.  115;  Dok.  vom  5.  November  1759;  Dok. 
vom  7.  Januar  1760;  Dok.  vom  4.  September  1769,  a.  a.  0.  S.  906  f.; 
«iehe  über  die  Sklaverei  der  Zigeuner  auch  G.  Lahovari,  a.  a.  0. 
5.  897  f.) 
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Recht   nicht   haben;   auch   brauchten   sie   vom  Verkaufe  nicht 
benachrichtigt  zu  werden  (vgl.  a.  a.  0.  §  10;  s.  auch  §  11). 
Auch  beim  Verkauf   eines    „rumän'^^'^)   gelangte    das  jus- 


*0  Iii  Rumänien  gab  es  früher  verschiedene  Klassen  von  Be- 
wohnern: solche,  die  Freiheit  und  Eigentuno  hatten,  solche,  die  frei 
waren  in  bezug  auf  Fürstentum,  Staat,  Regierung,  ihre  Gemeinden 
(Dörfer)  aber  waren  Untertan  z.  B.  einem  Kloster  oder  einem  Bojaren 
(hierfür  vgl.  Dokument  vom  1.  Juni  1429,  Nr.  175,  abgedruckt  in  Arch^ 
istor.  Bd.  I,  S.  121/22,  vgl.  auch  Dokument  vom  20.  Mai  1459  a.  a.  0. 
Nr.  91)  und  mußten  ihnen  eine  bestimmte  Abgabe  in  Geld  leisten^ 
Hierher  gehörten  die  Freigelassenen  (oameni  slobozi,  lätura^T),  die  gegen- 
über dem  Fürstentum  frei  waren ,  keine  Steuern  zu  zahlen  und  keine 
Dienste  zu  leisten  brauchten.  In  einem  Dokument  vom  5.  August  1424: 
(abgedruckt  in  Arch.  istor.  Rom.  Bd.  I,  Nr.  20  des  Dok.,  S.  19/21),  be- 
stätigt Fürst  Jon  Dan  die  von  seinem  Vorgänger  einem  Kloster  ge- 
machten Schenkungen  und  gleichzeitig  macht  auch  er  solche,  die  zum 
Teil  aus  mehreren  Dörfern  bestanden  und  sagt,  „daß  diese  letzteren 
dem  Kloster  Untertan  sein  sollen ,  aber  bestimmte  Summen  zahlen 
müssen  . . .  ihre  Dörfer  sollen  frei  von  allen  Diensten  sein,  und  40  Zigeuner- 
familien sollen  von  allen  Dienstleistungen  und  Steuerabgaben,  insbeson- 
dere auch  von  den  an  den  fürstlichen  Hof  zu  bewirkenden  befreit  sein*, 
(Interessant  ist  ein  Dokument  vom  27.  Februar  1627,  Jassi,  abgedr.  in 
Arch.  istor.  I,  11,  woraus  man  erkennt,  daß  der  Fürst  Miron  die  Vogte 
des  Distrikts  Neamtz  verwarnt,  weil  sie  sich  in  Gerichtsangelegenheiten 
des  Dorfes  Petricani  gemischt  hatten,  das  durch  Privilegium  der  Recht- 
sprechung eines  Klosters  unterworfen  war,  und  gleichzeitig  auch  den 
anderen  Behörden  verbietet,  ihres  Amtes  zu  walten  oder  Steuern  zu 
erheben.)  In  dieselbe  Klasse  gehörten  die  Kolonen,  welche  auf  die  den 
Klöstern  oder  Bojaren  gehörenden  Landgüter  geschickt  waren;  solche 
Dörfer  hießen  „Slobozii". 

Es  folgen  endlich  die  §erbi ,  cläca§T,  vecini  oder  rumäni,  ,servi 
terrae",  ,adscripti  glebae",  sie  durften  das  Landgut  nicht  verlassen  und 
mußten  dem  Bojaren  Dienste  leisten  (vgl.  Dim.  Cantemir,  a.  a.  0, 
S.  242  f.;  N.  Jorga,  a.  a.  0.  Bd.  I,  S.  333  f.;  auch  Bd.  H,  S.  84/85,  auch 
S.  158).  Durch  die  Gesetze  von  1855  und  1856  wurde  die  Sklaverei  für 
ganz  Rumänien  endgültig  aufgehoben.  Schon  früher  (1749  für  Moldau) 
befreite  Fürst  Mawrokordat  die  Bauern  und  hob  die  Knechtschaft  auf. 
In  der  Walachei  war  die  Abschaffung  bezüglich  solcher  Sklaven,  die  dem 
Staat  gehörten,  durch  Gesetz  vom  22.  März  1843  erfolgt,  bezüglich  derer^ 
die    einem  Kloster    oder  einer  öflfentlichen  Anstalt  gehörten ,    durch  da» 
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protimiseos  zur  Anwendung.  Diese  durften  das  Landgut  nicht 
verlassen;  sie  waren  adscripti  glebae,  servi  terrae  (s.  auch 
Anm.  letzte  Klasse)  und  mußten  den  Bojaren  Dienste  leisten 
(vgl.  Dimitrie  Cantemir,  Descrierea  Moldovei,  S.  242  ff., 
Jassi  1851;  vgl.  auch  N.  Jorga,  Geschichte  des  rumänischen 
Volkes,  Bd.  II,  Kap.  II,  S.  153;  auch  S.  84/85,  sowie  auch 
Bd.  I,  S.  333  ff.,  1905). 

Diese  „rumäni"  sind  dieselben,  von  denen  in  mehreren 
oben  angeführten  Dokumenten  die  Rede  ist.  Sie  wurden  ge- 
wöhnlich mit  dem  zu  ihnen  gehörenden  Anteil  des  Land- 
gutes verkauft  (vgl.  auch  Dim.  Cantemir  a.  a.  0.;  N.  Jorga 
a.  a.  0.);  es  kommen  aber,  wie  man  aus  den  Dokumenten  er- 
sieht, sehr  häufig  Fälle  vor,  wo  diese  nur  persönlich,  also  auch 
ohne  den  zu  ihnen  gehörenden  Anteil  des  Landgutes  verkauft 
wurden. 

In  einem  Dokument  vom  28.  September,  ohne  Jahres- 
angabe, jedenfalls  aber  aus  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahr- 
hunderts, da  es  sich  um  dieselben  Personen  wie  in  einem  Do- 
kument vom  Jahre  1638  handelt  (siehe  hier  unten),  spricht 
man  von  Verkauf  von  zwei  rumäni,  einem  aus  dem  Dorfe 
Gemenele  mit  seinem  Anteil  aus  dem  gemeinsamen  Eigentum 
(cu  dealni^a  lui)  und  seinem  Sohne,  und  einem  anderen  aus 
dem  Dorfe  Pietraru  mit  seiner  dealni^.  Wenn  diese  beiden 
fortlaufen  sollten,  so  dürfe  sich  der  Käufer  nach  Belieben 
andere  wählen. 

In  einem  Dokument  vom  10.  August  1627  (abgedr.  in 
Arch.  istor.  Rom.  I,  Nr.  13)  werden  die  ganzen  Anteile,  die 
ein  gewisser  Preda  an  Grundstücken  im  Dorfe  Gemenele  hat 
(als  da  sind  Feld,  Wald  und  Wasser),  dazu  auch  noch  einen 
„rumän"  mit  seinen  Söhnen,  die  er  hat  und  haben  wird,  ver- 


Gesetz vom  13.  Febraar  1847.  (Ueber  den  Stand  der  früheren  Bewohner 
Rumäniens  s.  auch  Magazin,  istor.  pentru  Dada  Bd.  II,  S.  229  f.,  Bukarest 
1846*,  s.  auch  AI.  Papadopol  Calimach  in  Convorb.  liter.  Bd.  XXI, 
1887—1888.) 
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kauft.   Hier  wird  der  rumin  ohne  die  zu  ihm  gehörige  Scholle 
verkauft. 

Bei  Verkäufen  von  rumini  finden  wir  häufig  die  Erwäh- 
nung: ich  verkaufe  „mit  Einwilligung  aller  meiner 
Verwandten  oder  auch  aller  Nachbarn  von  oben 
und  unten";  man  spricht  auch  von  Einwilligung  der  Nach- 
barn (wenn  diese  mit  ihren  de alni^^a  verkauft  wurden);  auch 
wurde  der  Verkauf  häufig  in  Gegenwart  mehrerer  Zeugen 
vorgenommen,  was  beides  die  Bedeutung  hatte,  daß  ein  jus 
protimiseos  seitens  der  Verwandten  des  Verkäufers  auch  beim 
Verkauf  eines  rumin  stattfand.  So  heißt  es  in  einem  Doku- 
ment vom  11.  Dezember  1638  (der  mit  cyrillischen  Buchstaben 
in  Arch.  istor.  I,  Nr.  23,  S.  23  abgedruckt  ist):  „am  vindut 
noi  (arma^ul  Marko  cu  femea  mea  Maria)  acest  rumin  .  .  . 
cu  ^tirea  tuturor  frajiilor  no^tri  §i  a  megie^ilor 
din  sus  ^i  din  Jos."  („Haben  wir  ,  .  .  diesen  rumin  .  .  . 
mit  Einwilligung  aller  unserer  Brüder  [darunter 
können  wir  auch  die  anderen  Verwandten  verstehen]  und 
Nachbarn  von  oben  und  unten  verkauft..."  [vgl. 
auch  Dok.  Nr.  12  a.  a.  0.  v.  21.  Juli  1627,  Nr.  14  v.  25.  Aug. 
1629;  s.  noch  oben  S.  233]). 

V.  Die  Berechtigten  beim  jus  protimiseos. 

§  n. 

Nach  dem  byzantinischen  Rechte,  und  zwar  nach  der 
Novelle  des  Kaisers  Romanus  Lacapenus  (s.  Zachariae  v. 
Lingenthal:  ius  graecoromanum  III,  col.  III,  Nov.  2,  c.  1.) 
aus  dem  Jahre  922  über  das  Näherrecht  (Trepl  7:poTL[iYJO£ü)<;) 
hatten  ein  jus  protimiseos : 

1.  Diejenigen,  deren  Grundstücke  mit  dem  verkauften 
Grundstücke  vermengt  zusammenliegen  (ava[JL'4  a'JYy.ai{X2V0L 
öUYYsvsLc  oder  avauL=a'.Y|J'^vo'.) ,  die  also  in  einer  communio 
stehen,  und  zwar  zunächst  a)  die,  welche  das  Grundstück  kraft 
Verwandtschaft  pro  diviso  oder   pro    indiviso   gemeinschaftlich 
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besitzen,  also  in  communio  mit  Verwandtschaft ;  b)  ferner  ge- 
hören hierher  die,  welche  das  Grundstück  durch  gemeinsamen 
Kauf  oder  eine  andere  ähnliche  gemeinschaftliche  Erwerbsart 
gemeinschaftlich  besitzen,  also  die,  welche  eine  unbewegliche 
Sache  in  gemeinschaftlichem  Eigentum  haben;  c)  endlich 
werden  solche  ava[jL£(JLiY(J''£Voi ,  obgleich  sie  dem  Veräußerer 
völlig  fremd  sind,  d.  h.  in  keinem  Verwandtschafts-  oder  Ge- 
meinschaftsverhältnis zu  ihm  stehen,  von  der  Novelle  ange- 
führt, welche  mit  dem  veräußerten  Grundstücke  zu  einem 
Teile  im  Gemenge  liegen. 

2.  Die  zweite  Klasse  enthält  die  Anlieger  oder  Angrenzer 
des  zu  veräußernden  Grundstückes  (die  OD[JL:rapa7tSL[j.£vot) ,  die 
als  solche  ein  Näherrecht  haben:  a)  solche,  die  ihre  Steuern 
zusammen  bezahlen ;  b)  die  kraft  einfachen  Anliegens  oder 
Angrenzung  an  einem  Teile  des  veräußerten  Grundstückes  ein 
Näherrecht  haben  (vgl.  auch  Zachariae,  Geschichte  des 
griech.-röm.  Rechtes,  S.  238  ff.). 

Im  alten  rumänischen  Rechte  dagegen  finden  wir  im  all- 
gemeinen auch  ein  jus  protimiseos  der  bloßen  Verwandten  des 
Verkäufers,  und  zwar  nicht  allein  der  Verwandten,  die  in 
einer  communio  stehen,  wie  im  byzantinischen  Rechte  nach 
seiner  Regelung  durch  Kaiser  R.  Lacapenus  (922) ,  sondern 
auch  ein  Näherrecht  der  bloßen  Verwandten  des  Verkäufers, 
die  nicht  noch  außerdem  besondere  Qualifikationen  hatten 
(vgl.  Cod.  Ypsilante ,  Titel  pentru  protimis,  §  1 ;  c.  Andr. 
Donici,  Kap.  XXV,  Titel  pentru  protimis,  §  1 ;  Cod.  Caragea, 
Teil  III,  Kap.  II,  Titel  pentru  vinderi,  §  7,  Ziffer  a  bis  d; 
Cod.  Calimach,  §  1432  a). 

Aus  der  Antwort  des  moldavischen  Divans  an  die  Re- 
gierung Bukowinas  vom  19.  Februar  1782  (abgedr.  v.  Th. 
Godrescu  in  „Urciarul" ,  Bd.  XI,  S.  252)  erhellt,  daß  neben 
den  Verwandten  und  den  „raze^i"  (solche,  die  einen  Anteil 
an  einem  gemeinsamen  Landgut  hatten)  auch  die  Söhne  des 
Verkäufers  ein  ius  protimiseos  hatten,  und  zwar  nur  die, 
welche  mündig  waren. 
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In  der  Gesetzgebung  Ypsilantis  (a.  a.  0.  §  1)  und  Cali- 
machs  (a.  a.  0.  §  1432,  la)  wird  ein  jus  protimiseos  zunächst: 

a)  den  Verwandten  gegeben,  die  auch  in  einer  communio 
standen,  und  zwar  in  der  ersteren  allen  Deszendenten,  Brüdern, 
Brüderneffen,  Onkeln  und  deren  Abkömmlingen.  Dagegen 
gab  Calimach  ein  solches  Recht  nur  den  Verwandten  bis  zum 
sechsten  Grade.  Unter  diesen  zunächst  denjenigen,  die  auch 
einen  Anteil  am  verkauften  Grundstück  hatten,  die  in  einer 
communio  standen.  Wir  sehen  also,  daß  in  erster  Linie  die 
Verwandten,  die  in  einer  communio  stehen,  ein  solches  Recht 
haben,  und  in  zweiter  Linie  die,  die  bloß  Verwandte  sind, 
ohne  einen  Anteil  am  verkauften  Grundstück  zu  haben,  ohne 
daß  sie  in  einer  communio  stehen.  Nach  Cod.  Andr.  Donitsch, 
Kap.  25,  Titel  despre  protimis,  §  1  haben  das  jus  protimiseos 
zunächst  die  Verwandten,  dann  die  „räze«;i''  (s.  oben),  dann 
die  Nachbarn  (megie^i  ^i  latura^i)  und  nachher  die  Gläubiger 
(s.  a.  a.  0.  §  4). 

Gemäß  Cod.  Caragea  (Teil  III,  Kap.  II,  Titel  pentru 
vinderi,  §  7,  a  bis  f)  haben  ein  solches  Recht  zunächst  (aa) 
die  Aszendenten  und  Deszendenten ,  (bb)  Verwandte  in  der 
Seitenlinie  bis  zum  vierten  Grade,  die  auch  in  einer  communio 
stehen,  dann  (cc)  die  Verwandten  in  der  Seitenlinie  bis  zum 
vierten  Grade,  die  bloß  Nachbarn  sind  (also  ohne  communio), 
weiter  (dd)  die  bloßen  Verwandten  in  der  Seitenlinie  bis  zum 
vierten  Grade,  ferner  (ee)  die,  welche  nur  in  einer  communio 
stehen,  ohne  daß  Verwandtschaft  vorhanden  ist,  endlich  (ff) 
die,  welche  bloß  Nachbarn  sind,  und  zwar  (a)  die,  welche  an 
der  Längsseite,  (ß)  die,  welche  an  der  Breitseite,  (y)  die, 
welche  an  den  Ecken  des  Grundstückes  liegen. 

b)  Außer  den  Verwandten  wurde  den  Fremden,  die  ein 
Recht,  einen  Anteil,  an  dem  zu  verkaufenden  Grundstücke 
hatten,  oder  denen  eine  Personal-  oder  Realservitut  am  Grund- 
stücke zustand ,  oder  endlich  die  im  Miteigentum  mit  dem 
Verkäufer  stehen ,  ein  Näherrecht  gewährt  (vgl.  Ypsilanti 
a.  a.  0.  §  1,  Satz  2;  c.  Donitsch,  Kap.  25,  Titel  despre  prot.. 
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§  1,  s.  auch  §  4;  Caragea  a.  a.  0.  Ziffer  e;  Calimach  a.  a.  0. 
§  1432  b). 

c)  Neben  diesen  obengenannten  Berechtigten  stehen  nach 
der  Gesetzgebung  Ypsilantis  (a.  a.  0.  §  1,  Satz  2)  die  Nach- 
barn und  die  Leute,  die  mit  dem  Verkäufer  in  demselben 
Bezirk  oder  derselben  Gemeinde  (Dorf)  Steuern  bezahlen  (qui 
«üb  eodem  censitore  descripti  sunt),  und  die  einfachen  Nach- 
barn des  Grundstückes  (vgl.  Ypsilanti  a.  a.  0.  §  1,  Satz  3; 
Donitsch  a.  a.  0.  §  1;  Caragea  §  7,  Ziffer  f;  Calimach  a.  a.  0. 
§  1432  c). 

d)  Hatten  keine  von  den  obigen  Berechtigten  ihr  Recht 
geltend  gemacht,  so  konnten  bisweilen  auch  die  Gläubiger 
des  Verkäufers  das  ins  protimiseos  ausüben,  und  zwar  unter 
ihnen  an  erster  Stelle  der,  welcher  die  größere  Summe  zu 
«mpfangen  hatte  (vgl.  Gesetzgeb.  Ypsilantis  a.  a.  0.  §  8; 
s.  auch  Donitsch  §  1). 

e)  Wenn  der  Verkäufer  keine  Verwandten  hatte  oder 
seine  Verwandten  das  jus  protimiseos  nicht  ausüben  wollten, 
•dann  hatte  ein  solches  gesetzliches  Recht  der  vorige 
Eigentümer  und  Verkäufer  einer  unbeweglichen  Sache,  sowie 
die  Verwandten  der  zuletzt  genannten  Personen.  (Gesetzgeb. 
Ypsilanti  §  18;  s.  noch  oben.) 

Wenn  es  sich  um  Grundstücke  in  Emphyteusis  handelte, 
dann  war  der  Emphyteuta  berechtigt,  sein  an  dem  Bau  be- 
stehendes Recht  zu  veräußern.  Beim  Verkauf  seines  Rechtes 
hatte  aber  der  bloße  Eigentümer  des  Grundstückes,  ähnlich 
wie  im  römischen  Rechte,  ein  Vorkaufsrecht  („protimisere") 
binnen  2  Monaten  von  der  Zeit  an,  wo  der  Emphyteuta  ihm 
vom  Verkauf  Kenntnis  gegeben  hatte.  Hatte  der  Eigentümer 
innerhalb  der  Ausübungszeit  sein  Recht  nicht  geltend  gemacht, 
so  konnte  der  Emphyteuta  sein  Recht  veräußern,  aber  nur  dann, 
wenn  der  dem  Eigentümer  von  der  Verkaufsabsicht  Kenntnis 
gegeben  hatte ,  widrigenfalls  er  sein  Recht  verlor  (vgl. 
Gesetzgeb.  Calimach  »s),  §§  1528,  1524,  1527;    über  letzteres 


88 


)  Hier   weicht   der   rumänische   Gesetzgeber  Calimach   von    dem 
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Tgl.  auch  Dem.  Alexandresco,  Droit  ancien  et  moderne  de  la 
Roumaine  etc.,  S.  235,  Bukarest  1898). 

Ferner  heißt  es  in  der  Gesetzgebung  Carageas  (a.  a.  0. 
§  9):  „Wenn  jemand  eine  auf  einem  gepachteten  fremden 
Grundstücke  angepflanzte  oder  eingebaute  Sache  verkauft,. 
dann  hat  zuerst  ein  Vorkaufsrecht  der  Eigentümer  des  Grund- 
stückes vor  dem  Verwandten  und  Nachbarn,  und  nur  wenn 
er  verzichtet  und  den  Kaufvertrag  unterzeichnet,  haben  die 
letzteren  ein  Vorkaufsrecht." 

Nach  der  Gesetzgebung  Ypsilantis  (a.  a.  0.  §  15)  haben 
die  „Rumänen",  die  einem  klösterlichen,  bojarischen  oder 
bäuerischen  Landgut  zugehören,  ein  ins  protimiseos,  wenn  die 
Einkünfte  eines  solchen  Landgutes  verkauft  werden  („sä  se 
protimiseascä  la  vindarea  acelui  venit  Romäni  ce  sälä^luesc 
pe  acea  mo§ie"). 

Die  Berechtigten  beim  Verkauf  eines  Zigeuners  waren 
nach  der  Gesetzgebung  Carageas  (a.  a.  0.  §  10)  die  Verwandten 
bis  zum  vierten  Grade  (s.  weiter  oben). 

Wollten  mehrere  Berechtigte  gleichzeitig  ihr  jus  proti- 
miseos ausüben,  so  wurden  sie  nur  in  der  gesetzlichen  Reihen- 
folge zugelassen.  Waren  es  Verwandte,  so  kamen  zunächst 
die  an  die  Reihe,  welche  auch  in  einer  communio  waren,  und 
erst  dann  die  übrigen  Verwandten  entsprechend  dem  Ver- 
wandtschaftsgrade. 

Handelte  es  sich  um  mehrere  Nachbarn,  so  wurden  wäh~ 


österreichischen  Gesetzbuch  (1811)  ab,  das  Calimach  seiner  Gesetzgebung 
zugrunde  gelegt  hat  (vgl.  Österreich.  Gesetzb.  art.  1140:  ,Der  Kutzeigen- 
tümer  bedarf  zur  Veräußerung  die  Einwilligung  des  Obereigentümers 
nicht;  doch  muß  er  ihm  den  Nachfolger  zur  Beurteilung,  ob  derselbe 
dem  Gute  vorzustehen  und  die  darauf  haftenden  Lasten  zu  entrichten 
fähig  sei,  namhaft  machen.  Auf  ein  Vorkaufs-  oder  Einstandsrecht  hat 
der  Obereigentümer  keinen  Anspruch";  vgl.  auch  v.  Zeil  1er,  Komm.  z.. 
österr.  Gesetzb.,  zu  art.  1140,  Wien  1812).  —  Für  ein  solches  Näherrecht 
im  deutschen  Rechte  siehe  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  Bd.  II,  S.  792  f., 
weitere  Literatur  daselbst:  siehe  auch  Martin  Wol ff,  Der  Bau  auf 
fremdem  Boden  usw.  S.  15,  Jena  1900. 
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rend  der  Geltung  der  Gesetzgebung  Ypsilantis  die  privilegiert^ 
welche  die  Steuern  in  demselben  Bezirk  oder  derselben  Ge- 
meinde (Dorf)  wie  der  Verkäufer  bezahlten.  Ueber  die  Gel- 
tungszeit der  Gesetzgebung  Carageas  verweisen  wir  auf  das- 
Obengesagte. 

Zwischen  mehreren  für  das  ius  protimiseos  Gleichberech- 
tigten, die  ihr  Recht  ausüben  wollten,  wurde  das  Grundstück^ 
um  das  es  sich  handelte,  gleichmäßig  geteilt.  So  gemäß  Ge- 
setzgebung Carageas  a.  a.  0.  §  7,  letzter  Absatz. 

Durch  die  Ausübung  des  ius  protimiseos  seitens  eines 
zunächst  Berechtigten  werden  grundsätzlich  die  Minderberech- 
tigten ausgeschlossen. 

Andronaki  Donitsch  spricht  in  seiner  Gesetzgebung 
(Kap.  25,  Titel  despre  protimis,  §  2)  von  einem  Retraktsrecht 
des  Sohnes  für  die  Sachen,  die  er  von  einem  Elternteil  hatte 
und  die  der  andere  überlebende  Teil  (zur  Zeit  der  Unmün- 
digkeit des  Sohnes)  veräußerte.  Hier  kann  jedoch  gar  nicht 
von  jus  protimiseos  die  Rede  sein,  vielmehr  handelt  es  sich 
einfach  um  rei  vindicatio  einer  Sache,  die  durch  einen  Nicht- 
berechtigten veräußert  worden  ist. 


VI.  Ausübung  des  jus  protimiseos. 

§  12. 

Grundsätzlich  greift  das  Näherrecht  —  wie  im  Worte 
„Vorkaufsrecht"  zum  Ausdruck  kommt  —  dann  Platz,  wenn 
die  Sache  einem  Minderberechtigten  verkauft  wird.  Die 
verschiedenen  Gesetzgebungen  Ypsilantis,  Carageas,  Cali- 
machs  usw.  bestätigen  dies  (s.  oben  §  10). 

Der  Verkauf,  der  ein  Näherrecht  übergeht,  ist  nicht 
nichtig,  aber  er  ist  wie  unter  einer  stillschweigenden  auf- 
lösenden Bedingung  abgeschlossen,  da  der  Verkäufer  das  Grund- 
stück nur  unter  der  Beschränkung  veräußern  konnte,  daß  eine 
gewisse    Person    das    dingliche    Vorkaufs-    bzw.    Retraktrecht 
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hatte  ^^).  [Es  ist  nicht  etwa  gemeint,  daß  das  Näherrecht  das 
Produkt  einer  solchen  Bedingung  ist.]  Der  zum  Vorkaufs- 
oder Retraktrecht  nicht  berechtigte  Käufer  wird  während 
■dieser  Zeit  zwar  Eigentümer  der  Sache ,  sein  Recht  hängt 
aber  von  dem  Rechte  seines  Rechtsvorgängers  ab  und  kann 
dies,  insofern  es  beschränkt  ist,  an  Inhalt  und  Umfang  nicht 
übertreffen^^). 

Uebt  ein  Berechtigter  sein  Retraktsrecht  aus,  so  hört  das 
Recht  des  Käufers  auf  zu  bestehen.  Wie  bei  der  auflösenden 
Bedingung:  resoluto  iure  dantis,  resolvitur  jus  accipientis. 

Die  Ausübung  des  Retraktrechtes  wirkt  wie  die  auf- 
lösende Bedingung  mit  rückwirkender  Kraft,  in  praeterituni 
tempus  ex  tunc^^). 

Nun  ist  die  Frage  die,  wie  es  sich  verhielt,  wenn  es 
sich  um  einen  freiwilligen  oder  Zwangsvollstreckungsverkauf 
handelte,  ferner,  ob  die  Ausübung  des  Rechtes  beim  Verkauf 
■einer  Sache  in  verschiedenen  Zeiten  und  nach  den  verschie- 
denen Gesetzgebungen  eine  gleiche  war;  endlich  ist  zu  prüfen, 
ob  das  Näherrecht  auch  bei  anderen  Rechtsgeschäften  anofe- 
wandt  wurde,  wie  z.  B.  Tausch,  Schenkung. 


*')  Vgl.  auch  Planiol,  a.  a.  0.  Nr.  1647,  p.  514:  ,Le  retrait  ne 
r^sout  pas  le  contrat;  il  change  seulement  la  personne  de  racheteur." 

•°)  So  findet  hier  auch  der  nachstehende  römische  Grundsatz  An- 
wendung: nemo  ad  alium  plus  iuris  transferre  potest  quam  ipse  habet. 
Es  iet  aber  verkehrt,  anzunehmen,  daß  dieser  Grundsatz  ein  allgemein 
gültiger  auch  in  dem  Sinne  sei,  daß  der  Erwerber  unter  keinen  Um- 
ständen nicht  mehr  Rechte  erwerben  kann  als  der  Vorgänger  hatte. 
Vielmehr  ist  dies  sehr  möglich.  (Vgl.  auch  Kohler,  Rechtsphilosophie 
S.  88;  Bürgerliches  Recht  I,  S.  165  f.)  In  unserem  Falle  selbst,  wo  der 
Käufer  unter  der  Beschränkung,  daß  gewisse  Personen  ein  Retraktsrecht 
Ausüben  können,  die  Sache  hat,  entstehen,  wenn  er  an  einen  Zunächst- 
berechtigten innerhalb  der  Ausübungszeit  dieselbe  verkauft,  für  den 
Erwerber  mehr  Rechte  als  der  Vorgänger  hatte,  insofern  niemand  mehr 
•das  Retraktsrecht  ausüben  kann. 

^0  Vgl.  Ges.  Ypsilanti  Tit.  p.  protimis  §§  4,  5  f . ,  auch  §  3;  Ges 
DonicT  Cap.  XXV,  D.  prot.  §  4;  Caragea  Teil  III,  Kap.  3  §  6;  Caliraach 
§§  1434,  1435;  Negulescu,  a.  a.  0.  S.  187. 
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Nach  der  Antwort  des  moldavischen  Divans  an  die  Re- 
gierung Bukowinas  (Generalmajor  Entzenberg)  vom  19.  Fe- 
bruar 1782,  Ziff.  8,  greift  ein  jus  protimiseos  nicht  Platz, 
wenn  ein  Grundstück  wegen  Schulden  durch  licitatio  verkauft 
werden  sollte.  Es  ist  nicht  einmal  notwendig,  den  Berech- 
tigten vorher  Kunde  zu  geben,  und  diese  können  auch  nach- 
träglich nicht  zurückverlangen,  „denn  es  handelt  sich  um 
«inen  Verkauf  mit  Publikation*.  (Das  Dokument  ist  im 
„Uricarul"   Codrescus  Bd.  11,  S.  252  ff.  abgedruckt.) 

In  der  Gesetzgebung  Carageas  (Teil  III,  Kap.  II,  §  48) 
heißt  es:  „Bei  den  Verkäufen,  die  infolge  von  Versteigerung 
stattfinden  —  vinderi  cu  mezat  (licitatio)  — ,  greift  das  jus 
protimiseos  nicht  Platz.  Der  Meistbietende  kann  kaufen.  So 
ist  es  auch  nach  der  Gesetzgebung  des  Fürsten  Calimach 
(§  1437),  wo  sich  ausdrückliche  Bestimmungen  finden,  aus 
denen  wir  ersehen ,  daß ,  wenn  der  Verkauf  im  Falle  der 
Versteigerung  erfolgte ,  das  Retraktsrecht  nicht  mehr  aus- 
geübt werden  konnte  (s.  auch  den  Anhang  [art.  4]  dieses 
Gesetzbuches:  „Despre  licita^ie  dupä  obiceiul  pamäntului" 
[lieber  Versteigerung  nach  der  Landesgewohnheit  Rumäniens]). 

Diese  Vorschrift  ist,  was  die  Gesetzgebung  Calimachs 
betrifft,  wohl  erklärlich,  da  nach  ihr  der  Verkauf  mit  vielen 
Umständlichkeiten  versehen  war,  um  den  Berechtigten  die 
Möglichkeit  zu  geben,  ihr  Recht  auszuüben  (§§  1433  ff.). 
Ferner  konnte  das  jus  protimiseos  von  denen ,  die  im  Lande 
sich  aufhielten,  nur  ausgeübt  werden,  bis  die  Publikation  des 
Verkaufes  erfolgt  war.  Die  Ausübung  hatte  binnen  sechs 
Monaten  von  der  Publikation  an  zu  geschehen  (also  weder 
a  die  venditionis  noch  a  die  scientiae).  Innerhalb  dieser  Zeit 
mußten  sie  ihr  Vorkaufsrecht  geltend  machen,  widrigenfalls 
sie  es  verloren  (vgl.  §§  1433  ff.  des  Ges.  Calimachs;  auch 
den  Anhang  dieses  Gesetzbuches,  art.  4). 

Nach  dem  Gesetzbuche  Carageas  (Teil  III,  Kap.  II, 
§§  45  ff.)  wurden  sehr  viele  Förmlichkeiten  beim  Verkauf  im 
Wege   der  Versteigerung   —   vinderi    cu    mezat   (licitatio)    — 
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gefordert,  um  so  die  Berechtigten  in  die  Lage  zu  setzen,  ihr 
Recht  auszuüben.  Demgemäß  konnte  also  nach  Calimachs  und 
Carageas  Gesetzgebungen  bei  den  Verkäufen  durch  licitatio 
ein  Retraktsrecht  nicht  stattfinden. 

Dagegen  griff  nach  der  Gesetzgebung  Ypsilantis  (Titel 
„pentru  protimis",  §  14)  das  jus  protimiseos  auch  beim  Ver- 
kauf im  Wege  der  licitatio  Platz.  Der  höchste  Preis,  der  in 
der  Versteigerung  eines  Grundstückes  geboten  wurde,  mußte 
den  Verwandten  und  Nachbarn,  mit  anderen  Worten  den  Be- 
rechtigten, mitgeteilt  werden ,  damit  sie  ihr  jus  protimiseos 
ausübten.  Uebten  diese  ihr  Recht  nicht  aus,  dann  wurde  der 
Verkauf  durch  die  Regierung  bestätigt  und  sie  verloren  ihr 
Recht. 

In  bezug  auf  unsere  nächste  Frage,  ob  ein  jus  protimiseos 
auch  in  anderen  Fällen  vorkommt,  finden  wir  ein  Vorrecht 
auf  Seiten  der  Eltern  und  Brüder  des  Erblassers  im  Falle  des 
Erbfalles,  wenn  unter  den  Gütern  der  Erbschaft  auch  unbe- 
wegliche Sachen  sind.  Das  ersieht  man  aus  dem  Hrisov  Ypsi- 
lantis vom  Jahre  1775  (abgedr.  in  Istor.  rom.  v.  V.  ürechia, 
Bd.  I,  S.  79);  durch  seine  spätere  Gesetzgebung  (1780)  wurde 
dasselbe  bei  der  Erbschaft  beibehalten.  Die  Erbschaft  des 
ohne  Kinder  Verstorbenen  zerfiel  in  drei  Teile.  Ein  Teil 
wurde  im  Namen  des  Erblassers  als  Almosen  hingegeben,  ein 
anderer  Teil  wurde  dem  überlebenden  Ehegatten  überlassen 
und  der  letzte  Teil  an  Eltern  oder  Aszendenten  des  Toten 
gegeben.  Das  letztere  war  jedoch  nur  der  Fall ,  wenn  die 
verstorbenen  Kinder  das  14.  bzw.  das  12.  Lebensjahr  nicht 
erreicht  hatten. 

Die  Einteilung  des  Vermögens  in  drei  Teile  geschah  in 
bestimmter  Weise  unter  Mitwirkung  eines  Repräsentanten  des 
Fürsten.  Der  Teil,  der  als  Almosen  gegeben  wurde,  und 
ebenso  der,  welcher  an  die  Eltern  fiel,  mußten  in  Geld  be- 
zahlt werden.  Wenn  beim  Verkauf  dieser  Teile  unbeweg- 
liche Sachen  veräußert  wurden,  dann  hatten  ein  Vorkaufs- 
recht  die  Aszendenten  des  Verstorbenen ,    ebenso   die  Brüder, 
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auch  wenn  hiergegen  eine  schriftliche  Bestimmung  vorhanden 
war.  Wenn  das  Vermögen  aus  väterlichen  Gütern  (bona  avita, 
caminuri)  gebildet  war,  dann  stand  allen  Verwandten  des  Ver- 
storbenen ein  Vorrecht  zu  (vgl.  auch  Gesetzgebung  Ypsilantis, 
Titel  pentru  trimirie,  §  5). 

Caragea  sagt  (im  Teil  IV,  Kap.  III,  §  20),  daß  bei  Erb- 
schaft der  caminuri  —  bona  avita  — ,  wenn  Verwandte  in 
gerader  Linie  oder  in  Seitenlinie  vorhanden  sind,  die  männ- 
lichen Verwandten  ein  Vorrecht  haben  sollten  und  den  Anteil 
des  weiblichen  Geschlechtes  in  Geld  zahlen  mußten. 

Auch  bei  Tausch  von  Grundstücken  kommt  das  jus 
protimiseos  vor,  und  außerdem  konnte  ein  solcher  Tausch  nur 
mit  Genehmigung  des  Fürsten  vorgenommen  werden  (vgl. 
Art.  5  u.  6  des  Hrisovs  v.  Alexander  Mavrokordat  vom 
28.  Dezember  1785,  abgedr.  in  Ist.  rom.  v.  V.  Urechia,  Bd.  I, 
S.  227,  Bukarest  1891);  dies  hatte  aber  keine  nachwirkende 
Kraft. 

Caragea  (Teil  III,  Kap.  III,  Titel  pentru  schimb  [Tausch], 
§  4)  dagegen  sagt  ausdrücklich,  daß  bei  Tausch  das  jus  pro- 
timiseos nicht  stattfindet.  Bei  der  Schenkung  findet 
grundsätzlich  kein  Näherrecht  statt.  Dies  ist  der  Fall  nach 
dem  Hrisov  Ypsilantis  vom  Jahre  1775  und  seiner  Gesetz- 
gebung vom  Jahre  1780.  Dasselbe  geht  auch  aus  dem 
synodalen  Hrisov  des  Fürsten  Alexander  Mavrokordat  der 
Moldau  vom  Jahre  1785  hervor.  Wegen  unaufhörlicher 
Streitigkeiten  über  die  Schenkungen  von  Landgütern,  Wein- 
bergen, Häusern,  Grundstücken  usw.,  die  insofern  einen  Miß- 
brauch darstellten,  als  man  sich  durch  Veräußerungen  unter 
dem  Deckmantel  der  Schenkung  dem  jus  protimiseos  ent- 
ziehen wollte  (die  Schenkungen  wurden  gerade  von  armen 
Leuten  zugunsten  der  Reichen  gemacht),  rief  der  Fürst  Alex- 
ander Mavrokordat  den  Erzbischof,  die  Geistlichkeit,  den  Adel 
zusammen,  um  diese  Streitfragen  zu  entscheiden.  In  der 
ersten  Anaphora  (vom  14.  August  1785)  wurde  festgestellt, 
daß  das  jus  protimiseos  nicht  zurückwirken  könne   auf  solche 


254  Draganescu. 

Schenkungen,  die  schon  früher  gemacht  waren.  Für  die  Zu- 
kunft aber  wurden  nur  Schenkungen  erlaubt,  die  an  die  Ver- 
wandten oder  Personen  in  gleicher  Vermögenslage  gemacht 
werden.  Insbesondere  die  Schenkungen  von  Armen  an  Reiche 
wurden  verboten.  Ausnahmsweise  war  es  gleichgültig,  ob  der 
Schenker  ärmer  oder  reicher  als  der  Schenkungsempfänger 
war,  wenn  es  sich  um  eine  Schenkung  zugunsten  einer  Kirche 
oder  eines  Klosters  handelte  ^^). 

VII.   Die  Zeit  der  Ausübung  des  jus  protimiseos. 

§  13. 

Nach  der  Novelle  des  Kaisers  Rom.  Lacapenus  (922) 
konnten  die  Berechtigten  im  byzantinischen  Rechte  binnen 
einer  Frist  von  sechs  Monaten  ihr  Recht  ausüben. 

Für  das  rumänische  Recht  dagegen  ergibt  sich  aus  der 
Antwort  des  moldavischen  Divans  an  die  Regierung  Buko- 
winas  (Ziff.  8)  vom  19.  Februar  1782,  daß  die  Berechtigten 
auch  binnen  zehn  Jahren  a  die  venditionis  ihr  Retraktsrecht 
ausüben  konnten,  wenn  diese  keine  Kenntnis  vom  Verkauf 
hatten;  dies  mußten  sie  aber  beweisen. 

Fürst  Alexander  Mavrokordat  stellt  in  seinem  synodalen 
Hrisov  von  1785  eine  Frist  von  sechs  Monaten  für  die  Publi- 
kationen im  Falle  der  Verkäufe  von  Grundstücken  fest,  binnen 
derer  die  Berechtigten  ihr  Recht  ausüben  sollten  ^^). 

Was  die  Ausübungszeit  nach  dem  Hrisov  Ypsilantis  vom 
Jahre  1775  betrifft,  siehe  hier  unten,  denn  dieselbe  wurde  auch 
durch  seine  Gesetzgebung  beibehalten^^). 


^^)  Der  Hrisov  ist  abgedruckt  in  Istoria  Romänilor  von  V.  Urechia 
I,  S.  226  f.;  vgl.  auch  Derselbe  Bd.  II,  S.  366  u.  867. 

*')  Vgl.  art.  1,  2,  3,  4  des  Hrisovs,  abgedr.  iu  Istor,  Roman,  von 
V.  Urechia  Bd.  I,  S.  227,  Bukarest  1891. 

9*3  Siehe  V.  Urechia,  Istoria  Rom.,  a.  a.  0.  S.  79  f.,  wo  der  Hrisov 
abgedruckt  ist. 
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Nach  der  Gesetzgebung  Ypsilantis  war  jeder,  der  seia 
Grundstück  verkaufen  wollte,  verpflichtet,  dies  allen  Berech- 
tigten kundzutun.  Nur  dann  konnte  er  die  Veräußerung  vor-- 
nehmen,  wenn  alle  Berechtigten  ihr  Recht  nicht  ausüben 
wollten®^). 

Die  Berechtigten ,  die  in  demselben  Orte  wohnten  und 
beim  Verkauf  anwesend  sein  konnten  („die  zugegen  sind  und 
den  Verkauf  sehen  und  hören")  hatten  eine  Frist  von  30  Tagen 
zur  Ausübung;  die,  welche  abwesend  waren,  konnten  von 
ihrem  Rechte  innerhalb  vier  Monaten  Gebrauch  machen  ^^)» 
Diese  Frist  lief  a  die  scientiae  des  Verkaufes,  welchen  Zeit- 
punkt der  Berechtigte  selbst  durch  Eidesschwur  vor  dem 
Gericht  zu  bezeichnen  hatte,  nicht  aber  a  momento  vendi- 
tionis^"^). 

Für  besondere  Ausnahmefälle  bestand  eine  Ausübungs- 
frist von  vier  Jahren.  So  für  die,  die  im  Staatsdienst  über 
größere  Entfernungen  abwesend  waren;  ebenso  für  Sklaven 
und  Verbannte;  ferner  für  solche,  die  zwar  nicht  entfernt^ 
aber  durch  besondere  Umstände,  z.  B.  Militärdienst,  verhindert 
waren ;  endlich  Personen ,  die  noch  nicht  25  Jahre  alt  und 
ohne  Vormund  oder  Pfleger  waren  (denn  wenn  einer  von 
diesen  schon  auf  das  ius  protimiseos  verzichtet  hatte ,  dann 
hörte  das  Recht  des  Pupil  auf  [vgl.  a.  a.  0.  §  7]. 

lieber  die  Frist  beim  gesetzlichen  ius  protimiseos  de& 
ehemaligen  Eigentümers    und   seiner  Verwandten   siehe    oben. 

Nach  der  Gesetzgebung  des  Andronaki  Donitsch  hatten 
die,  welche  keine  Kenntnis  von  dem  Verkauf  des  Grundstückes 
erhielten,  eine  Frist  von  zehn  Jahren  zur  Ausübung,  die, 
welchen  der  Verkauf  kundgetan  worden  war,  eine  solche  von 
vier  Monaten  (vgl.  a.  a.  0.  §  3). 

Gemäß    Gesetzgebung    Carageas    hatten    die,    welche    in 

®^)  Vgl.  Gesetzg.  Ypsilantis  a.  a.  0.  §  1. 

96)  Vgl.  Gesetzg.  Ypsilantis  a.  a.  0.  §  3. 

'0  Vgl.  Gesetzg.  Ypsilantis  a.  a.  0.  §  6;  siehe  auch  Istoria  Rom, 
a.  a.  0.  S.  80. 
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Rumänien  sich  aufhielten ,  eine  Frist  von  40  Tagen ,  die 
anderen,  die  sich  im  Auslande  befanden,  eine  solche  von 
1^2  Jahren  (vgl.  a.  a.  0.  §  8).  Beim  Verkauf  eines  Zigeuners 
war  das  Recht  auszuüben  binnen  20  Tagen  von  denen,  die 
in  Bukarest  waren,  innerhalb  40  Tagen  von  den  sonst  in 
Rumänien  wohnenden;  die  im  Auslande  sich  Aufhaltenden 
hatten  ein  solches  Recht  nicht  ^^). 

Nach  der  Gesetzgebung  Ypsilantis  hatten  beim  Verkauf 
eines  Zigeuners  die  Verwandten  des  Verkäufers,  die  abwesend 
waren,  eine  Frist  von  50  Tagen,  die,  welche  anwesend  waren, 
eine  solche  von  30  Tagen ;  diese  Frist  konnte  nicht  verlängert 
werden  (a.  a.   0.  §  9). 

Gemäß  der  Gesetzgebung  Calimachs  mußte  die  Behörde 
des  Ortes,  in  dem  das  Grundstück  lag,  an  jedem  Markttage 
der  Woche  binnen  sechs  Monaten  Publikationen  über  den 
Verkauf  vornehmen.  Wenn  niemand  innerhalb  dieser  Zeit 
sein  Recht  ausgeübt  hatte ,  dann  blieb  der  Verkauf  gültig 
(vgl.  a.  a.  0.  §§  1434,  1436).  Dies  traf  zu  für  diejenigen, 
die  im  Lande  und  anwesend  waren.  Für  die,  die  zur  Zeit 
der  Publikationen  im  Auslande  waren,  wurde  eine  Frist  von 
fünf  Jahren  gewährt,  die  von  dem  Tage  an  lief,  an  dem  die 
Publikationen  stattfanden.  Diese  Zeit  wird  also  nicht  etwa 
a  die  scientiae  gerechnet,  sondern  lediglich  vom  Tage  der 
Publikation.  Hatten  die  Berechtigten  diese  Frist  verstreichen 
lassen,  ohne  ihr  Recht  auszuüben,  dann  verloren  sie  ihr  Recht 
(vgl.  Gesetzgeb.  Calimachs  a.  a.  0.  §§  1435,  1436). 

VIII.  Besondere  Vorschriften. 

§  14, 

Nach  der  Antwort  des  moldavischen  Divans  vom  19.  Fe- 
bruar 1782  (Ziff.  8)  war  der  Verkäufer,  wenn  er  ein  Landgut 
veräußern  wollte,  verpflichtet,  seinen  mündigen  Söhnen,    den 


»s 


)  Vgl.  a.  a.  0.  §  10;  s.  auch  hier  oben  Gegenstand  d.  j.  pr.  §  10. 
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Verwandten  und  den  „raze^ilor"  (solche,  die  einen  Anteil  am 
Grundstück  hatten)  seine  Absicht  kundzutun  und  bei  den  Be- 
teiligten anzufragen ,  ob  sie  bereit  seien ,  das  Höchstgebot  zu 
zahlen  ^^). 

Durch  den  Hrisov  vom  28.  Dezember  1785  wurden  be- 
sondere Vorschriften  für  die  Veräußerung  von  unbeweglichen 
Sachen  erlassen,  insbesondere  eine  Publikation  des  Verkaufes 
vorgeschrieben,  die  sechs  Monate  dauern  mußte,  um  den  Be- 
rechtigten die  Möglichkeit  zu  geben,  von  ihrem  Rechte  Ge- 
brauch zu  machen  (s.  Urechia,  Istoria  rom.  a.  a.  0.  Bd.  I; 
S.  226—227;  auch  Bd.  II,  S.  366—367,  wo  dies  abgedruckt 
ist;  s.  auch  Gesetzgeb.  Donitsch  a.  a.  0.  Kap.  11,  Titel  despre 
vinderT  §  17). 

Nach  der  Gesetzgebung  Ypsilantis  dürfen  Verkäufe  von 
unbeweglichen  Sachen  nicht  an  einem  verborgenen  Orte  oder 
überhaupt  an  jedem  beliebigen  Platze  vorgenommen  werden, 
sondern  nur  in  einer  großen  oder  kleinen  Stadt,  und  der  Ort 
des  Verkaufes  soll  im  Kaufvertrage  angegeben  sein.  Zur 
größeren  Sicherheit  soll  der  Vertrag  noch  vom  Fürsten  be- 
stätigt werden ,  der  durch  eine  seitens  mehrerer  Bojaren  ihm 
unterbreitete  „Anaphora"  von  dem  Verkaufe  Kenntnis  erhielt 
(vgl.  Gesetzgeb.  Ypsilantis  a.  a.  0.  §§  1  u.  2). 

Waren  einige  der  Berechtigten,  die  noch  nicht  auf  ihr 
Recht  verzichtet  hatten,  in  gutem  Glauben,  und  übten  sie  ihr 
Recht  einige  Zeit  nach  dem  Verkaufe  der  Sache  aus,  dann 
waren  sie  nicht  verpflichtet,  für  die  Zwischenzeit  Zinsen  zu 
zahlen ,  sondern  sie  konnten  gegen  bloße  Rückzahlung  des 
Kaufpreises  die  Sache  an  sich  ziehen.  Anderseits  aber  be- 
hielt der  erste  Käufer  die  Früchte  der  Sache  (vgl.  a.  a.  0. 
§  4). 

Jedoch  sollte  der  fremde  Käufer  nicht  vor  Ablauf  der 
Ausübungspflicht     Anpflanzungen    vornehmen    oder    auf    dem 
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^')  S.  Uricarul,  Codrescus  Bd.  11,  S.  252  f.,  wo  dieses  Dokument 

kabgedruckt  ist. 
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Grundstück  bauen  oder  sonstige  Aufwendungen  zugunsten  der 
Sache  machen,  da  die  Berechtigten  nicht  verpflichtet  waren, 
dergleichen  zu  ersetzen  (vgl.  a.  a.  0.  §  5;  s.  auch  Gesetzgeb. 
Carageas  a.  a.  0.  §  8b). 

Hatte  jemand  eine  unbewegliche  Sache  veräußert,  ohne 
den  Berechtigten  Kenntnis  zu  geben,  und  war  er  auch  gegen- 
über dem  Käufer  nicht  gutgläubig,  dann  mußte  er,  falls  ein 
Berechtigter  sein  Recht  geltend  machte ,  dem  Käufer  sämt- 
lichen diesem  entstandenen  Schaden  ersetzen,  und  überdies 
konnte  der  Richter  ihm  nach  Ermessen  noch  eine  Strafe  auf- 
erlegen (vgl.  Gesetzgeb.  Ypsilantis  a.  a.  0.  §  9).  Handelte 
auch  der  Käufer  mala  fide  und  schloß  er,  trotzdem  er  von 
der  Existenz  der  Berechtigten  Kenntnis  hatte,  den  Kaufvertrag 
in  der  Hoffnung  ab,  die  Sache  nach  Ablauf  der  Ausübungs- 
frist für  sich  behalten  zu  können ,  dann  sollte  er  die  Sache 
verlieren  und  allen  Schaden  nach  Ermessen  des  iudex  ersetzen 
(vgl.  Gesetzgeb.  Ypsilantis  a.  a.  0.  §§  9  u.  10). 

Der  Kaufvertrag  mußte  von  allen  Berechtigten,  die  auf 
ihr  Recht  verzichten  wollten,  unterzeichnet  werden;  diese 
konnten  auf  Verlangen  des  Verkäufers  durch  die  Regierung 
gezwungen  werden,  entweder  Unterschrift  zu  geben  oder  zu 
kaufen  (vgl.  a.  a.   0.  §  11). 

Der  größeren  Sicherheit  halber  und  zur  Vermeidung  aller 
Streitigkeiten  mußte  der  Kaufvertrag  dem  Gerichte  vorgelegt 
werden,  welches  dann  sämtliche  Schriftstücke  genau  zu  prüfen 
hatte,  desgleichen,  ob  den  Berechtigten  die  erforderliche  Be- 
nachrichtigung gegeben  worden  war. 

In  der  Gesetzgebung  Carageas  finden  wir  die  Bestim- 
mung, daß  ein  Verkauf  einer  unbeweglichen  Sache  oder  eines 
Zigeuners  nur  in  schriftlicher  Form  gemacht  werden  könne 
(vgl.  a.  a.  0.  §  6,  Teil  HI,  Kap.  II).  In  §  7  heißt  es  aus- 
drücklich, daß  jemand  nur  dann  eine  unbewegliche  Sache  an 
einen  anderen  verkaufen  konnte,  wenn  er  vorher  den  Berech- 
tigten des  jus  protimiseos  Kunde  gegeben  hätte. 

Ferner  war  der  Verkäufer  verpflichtet,  falls  er  in  Buka- 
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rest  wohnte,  dem  „großen  Logophet"  des  Oberlandes,  wenn 
anderswo  an  den  ,Ispravnic"  des  Distriktes  schriftlich  den 
Verkauf  mitzuteilen  sowie  den  Namen  des  Käufers,  den  Preis, 
die  Berechtigten  des  jus  protimiseos  und  ihren  Aufenthaltsort 
anzugeben  ^^^).  Der  „große  Logophet"  mußte  die  Berech- 
tigten unter  Umständen  zwingen,  sich  zum  Kauf  oder  Ver- 
zicht auf  ihr  Recht  zu  entschließen  (vgl.  Gesetzgeb.  Carageas 
a.  a.  0.  §  8). 

In  der  Moldau  mußten  die  Parteien  sich  vor  dem  richter- 
lichen Divan  einfinden  und  den  Kaufvertrag  vorlegen.  Der 
Divan  war  verpflichtet,  den  Behörden  des  Ortes,  in  dem  das 
Grundstück  lag,  Kunde  zu  geben,  und  diese  mußten  dann 
die  Publikationen  an  jedem  Markttage  in  der  Woche  vor- 
nehmen. Nur,  wenn  niemand  von  den  Berechtigten  seinen 
Anspruch  erhob,  hatte  die  Behörde  diese  Tatsache  dem  Divan 
mitzuteilen,  worauf  dann  dieser  den  Kaufvertrag  bestätigen 
konnte  (vgl.  Gesetzgeb.  Calimachs,  §§  1433,  1434). 

Verheimlichte  der  Verkäufer  einer  unbeweglichen  Sache 
oder  eines  Zigeuners  den  Verkauf  irgend  einem  Berechtigten 
und  erhob  dieser  dann  seinen  Anspruch,  so  mußte  der  erstere 
ihm  den  zehnten  Teil  des  Preises  der  verkauften  Sache  er- 
setzen (vgl.  Gesetzgeb.  Carageas  a.  a.  0.  §  11). 

IX.  Beschränkung  und  Beseitigung  von  Näherrechten. 

§  15. 
1.  Allgemeines. 

Seit  dem  18.  Jahrhundert  fing  man  an,  die  Näherrechte 
als  eine  Last  der  Verkehrsfreiheit  einzuschränken  und  zu  be- 
seitigen. 

Durch  das  französische  Gesetz  vom  Jahre  1793  wurden 
die  Näherrechte    auf    dem    linken   Rheinufer   und   durch    den 


*^*)  In   ähnlicher  Weise   auch  beim  Verkauf  eines  Zigeuners  (vgl. 
Gesetzg.  Carageas  a.  a.  0.  §  10). 
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französischen  code  civil  die  meisten  Näherrechte  —  so  „le 
retrait  de  voisinage"   und   „le  retrait  lignager"  —  beseitigt. 

In  Deutschland  beseitigten  die  neueren  Agrargesetze  die 
meisten  älteren  Näherrechte. 

In  Preußen  sind  im  Oktober  1807  die  Erblosung,  im 
März  1850  die  meisten  älteren  Näherrechte  beseitigt  worden. 

In  Baden,  Bayern,  Hannover,  Kurhessen,  Nassau,  Sachsen, 
Schleswig-Holstein,  in  fast  allen  Gebieten  Deutschlands,  in 
der  Schweiz  und  0 esterreich  sind  besonders  seit  dem  19.  Jahr- 
hundert die  meisten  älteren  Näherrechte  beseitigt  ^^^)  worden. 

§   lö. 
2.  Beseitigung  des  rumänischen  jus  protimiseos. 

Im  Jahre  1836  wurde  das  jus  protimiseos  für  die  Städte 
Braila  und  Giurgewo  (Walachei)  aufgehoben.  Durch  ein  Gesetz 
vom  15.  März  1840  wurde  dieses  Recht  für  die  ganze  Walachei 
abgeschafft.  In  der  Moldau  blieb  es  noch  in  Kraft,  bis  der 
„codul  civil"   in  Geltung  trat  (1865). 

X.  Geltendes  Recht. 

§  17. 
1.  Allgemeines. 

Besonders  im  deutschen  Rechte  sind  nach  dem  Vorbilde 
des  älteren  Näherrechtes  neue  gesetzliche  Näherrechte  ein- 
geführt und  das  gewillkürte  Näherrecht  unter  der  Form  eines 
dinglichen  Vorkaufsrechtes  geregelt. 

Beibehalten  ist  nach  Landesrecht  das  Näherrecht  der 
Erben   bei  Stammgütern  ^'^^).     So   z.  B.  in  Württemberg  und 


i°i)  V.  Gierke,  a.  a.  0.  §  152,  S.  768. 

^^^)  Einführungsges.  z.  BGB  art.  59:  „Unberührt  bleiben  die  landea- 
gesetzlictien  Vorschril'ten  über  .  .  .  Stammgüter." 
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das  vom  Bremer  Ritterrecht  vom  19.  April  1847  gewährte 
Näherrecht  der  Agnaten  an  den  ritterschaftlichen  Erbstamm- 
gütern nach  preußischem  Gesetz  vom  Dezember  1872.  Ferner 
sind  hier  zu  erwähnen  die  gesetzlichen  Näherrechte  an  An- 
erbengütern in  Preußen  (Ges.  vom  8.  Juni  1896,  §  27, 
westfäl.  Ges.  vom  2.  Juli  1898,  §  33)  und  in  Mecklenburg- 
Schwerin,  das  Gespilderecht  (ein  gesetzliches  dingliches  Vor- 
kaufsrecht) bei  Enteignung  eines  Grundstücksteiles,  das  gesetz- 
liche Vorkaufsrecht  des  Grundherrn  und  die  Näherrechte  der 
Miteigentümer  in  Braunschweig  ^^^). 

Das  Deutsche  Bürgerliche  Gesetzbuch  hat  das  ge- 
setzliche Vorkaufsrecht  der  Miterben  ^'^^)  zu  einem  Institut 
des  gemeinen  deutschen  Rechtes  erhoben. 

§  2034:  „Verkauft  ein  Miterbe  seinen  Anteil  an  einen 
Dritten ,  so  sind  die  übrigen  Miterben  zum  Vorkaufe  be- 
rechtigt. 

Die  Frist  für  die  Ausübung  des  Vorkaufsrechtes  beträgt 
zwei  Monate.     Das  Vorkaufsrecht  ist  vererblich.** 

Die  allgemeinen  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches §§  504  ff.  finden  beim  Mangel  besonderer  Bestim- 
mungen Anwendung.  Das  Vorkaufsrecht  wird  durch  einseitige 
Willenserklärung  gegenüber  dem  jeweiligen  Gegner  ausgeübt. 


i<»3)  V.  Gierke,  Privatrecht  II,  §§  152  f.,  S.  767  f.;  Woifl",  Sachen- 
recht §  126,  S.  405  f. 

^^4}  BGB  §§  2084  f.;  Crome,  System  d.  bürgerl.  R.  V,  §  738,  S.  699 
und  S.  7  (1912);  Co  sack,  Bürgerl.  R.  II,  §  414,  III,  2  b  S.  795,  §  425, 
I,  5b  S.  824  C1913);  Dernburg,  Bürgerl.  R.  V,  S.  560  (1911);  Ende- 
mann, Bürgerl.  R.  III,  §  110,  S.  428  f.;  v.  Gierke,  a.  a.  0.  S.  794; 
Kipp,  Erbrecht  §  83,  S.  215  (1911);  Komm.  z.  deutsch.  BGB;  Erbrecht 
zu  d.  §§  2034  f.;  v.  Planck  Bd.  V,  S.  254  f.,  1908;  Leonhard  I,  5, 
S.  176  f.,  Berlin  1912;  Frommhold,  Erbrecht  S.  89  f.  (1900);  Herz- 
felder b.  Staudinger  V,  S.  301  f.,  München  1911;  Das  BGB  erläut.  von 
Reichsgerichtsräten  Bd.  II,  S.  485/487,  Nürnberg-Leipzig  1910;  Strohal, 
Erbrecht  I,  S.  19;  II,  S.  99f.,  370  f.  (1903104);  Schmiege,  Vorkaufs- 
recht der  Miterben,  Diss.  Leipzig  1904;  Meyer,  in  Gruchot,  Beitr.  51, 
S.  785  f.  . 
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Es  kann  sowohl  gegen  den  Käufer  als  auch  gegen  den  wei- 
teren Erwerber  des  Anteiles  geltend  gemacht  werden  ^'^^). 

Eine  besondere  Regelung  findet  im  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch das  gewillkürte  dingliche  Vorkaufsrecht  ^^^). 

§  1094:  „Ein  Grundstück  kann  in  der  Weise  belastet 
werden,  daß  derjenige,  zu  dessen  Gunsten  die  Belastung  er- 
folgt, dem  Eigentümer  gegenüber  zum  Vorkaufe  be- 
rechtigt ist." 

Das  Vorkaufsrecht  besteht  in  diesem  Falle  an  dem  Grund- 
stücke und  ist  ein  besonders  geartetes  dingliches  Recht.  Es 
gewährt  dem  Berechtigten  beim  Verkaufe  des  Grundstückes 
ein  Gestaltungsrecht  ^'''^)  (vgl.  oben  §  3). 

Das  dingliche  Vorkaufsrecht  wird  durch  Einigung  und 
Eintragung  in  das  Grundbuch  begründet  ^'^^). 

Das  Vorkaufsrecht  beschränkt  sich  auf  den  Fall  des  Ver- 
kaufes durch  den  Eigentümer  des  Grundstückes  zur  Zeit  der 
Bestellung  oder  durch  dessen  Erben;  es  kann  jedoch  auch  für 
mehrere  oder  für  alle  Verkaufsfälle  bestellt  werden  ^°^). 

Das  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Berechtigten  und 
dem  Verpflichteten  bestimmt  sich  gemäß  §  1098  BGB 
nach  den  Vorschriften  der  §§  504 — 514  BGB. 


*°^l  §§  2035,  2037;  näheres  s.  Anm.  104. 

'''«)  §§  1094  f.;  Wolff,  Sachenrecht  §  126,  S.  405f.;  v.  Gierke, 
a,  a.  0.  §  154,  S.  797  f. ;  Biermann,  Sachenrecht  zu  §§  1094  f.,  S.  283  f. 
(1903);  Crome,  Bürgerl.  R.  III,  S.  568  f.  (1905);  Cosack,  Bürgerl.  R. 
II,  §  248,  S.  330  f.  (1913);  Dernburg,  Bürgerl.  R.  III,  S.  545  f.  (1908); 
Endemann,  Bürgerl.  R.  II,  1,  §  111,  S.  692  f.  (1905);  Goldmann- 
Lilienthal  II.  zu  §§  1094  f. ,  S.  441  f.  (1912);  Plank  zu  §§  1494  f., 
Bd.  III,  S.  480  f.  (1906);  Kober  b.  Staudinger  III,  S.  596  f.  (1910);  Das 
BGB  erläut.  von  den  Reichsgerichtsräten  I,  S.  106  f.  (1910);  Turnau- 
Förster,  Liegenschaftsrecht  I,  S.  633  f.  (1906);  Immerwahr,  D.  dingl. 
Vorkaufsrecht  im  BGB,  Jahrb.  f.  Dogm.  40,  S.  279  f. 

>°0  Näheres  Wol ff  S.  406  f.;  v.  Gierke  §  154;  s.  noch  oben 
Anm.  103. 

108)  BGB  §  873. 

»09)  BGB  §  1097. 
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Der  Vorkaufsberechtigte  kann  das  Vorkaufsrecht  aus- 
üben, sobald  der  Verpflichtete  mit  einem  Dritten  einen  Kauf- 
vertrag geschlossen  hat  (§  504).  Er  kann  sein  Recht  durch 
Erklärung  gegenüber  dem  Verpflichteten  ausüben.  Die  Er- 
klärung bedarf  nicht  der  für  den  Kaufvertrag  bestimmten 
Form.  Uebt  der  Verkaufsberechtigte  sein  Recht  aus,  so 
kommt  der  Kauf  zwischen  ihm  und  dem  Verpflichteten  unter 
den  Bestimmungen  zustande,  welche  der  Verpflichtete  mit  dem 
Dritten  vereinbart  hat  (§  505). 

Der  Eigentümer  des  Grundstückes  ist  verpflichtet,  dem 
Vorkaufsberechtigten  das  Grundstück  zu  übergeben  und  zu 
übereignen.  Hat  er  aber  das  Grundstück  dem  dritten  Käufer 
bereits  aufgelassen ,  so  ist  diese  Auflassung  dem  Vorkäufer 
gegenüber  unwirksam  (§  1098  II  BGB;  vgl.  §  883  II). 
Unter  der  relativen  Unwirksamkeit  fällt  auch  jede  weitere 
Uebereignung. 

Daß  das  dingliche  Vorkaufsrecht  Dritten  gegenüber  die 
Wirkung  einer  Vormerkung  zur  Sicherung  des  Anspruches 
auf  Uebertragung  des  Eigentums  hat,  ist  im  §  1098  II  BGB 
ausdrücklich  bestimmt. 

Nach  schweizerischem  Zivilgesetzbuch  besteht  auch 
ein  gesetzliches  Vorkaufsrecht  für  Miteigentümer  (art.  682): 
Miteigentümer  haben  ein  Vorkaufsrecht  gegenüber  einem  jeden 
Nichtmiteigentümer,  der  einen  Anteil  erwirbt. 

Nach  art.  959  des  schweizerischen  Zivilgesetzbuches 
können  „persönliche  Rechte  im  Grundbuche  vorgemerkt 
werden,  wenn  deren  Vormerkung  durch  das  Gesetz  aus- 
drücklich vorgesehen  ist".  Dies  ist  der  Fall  beim  Vor- 
kaufsrecht. 

Vgl.  art.  681  des  schweizerischen  Zivilgesetzbuches: 
Wird  ein  Vorkaufsrecht  im  Grundbuch  vorgemerkt  (art.  959), 
so  besteht  es  während  der  in  der  Vormerkung  angegebenen 
Zeit  gegenüber  jedem  Eigentümer. 

Von  einem  Verkaufe  hat  der  Verkäufer  den  Vorkaufs- 
berechtigten in  Kenntnis  zu  setzen. 
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Das  Vorkaufsrecht  erlischt  mit  dem  Ablauf  eines  Monats, 
nachdem  der  Berechtigte  von  dem  Verkaufe  Kenntnis  erhalten 
hat,  und  in  jedem  Falle  mit  Ablauf  von  zehn  Jahren  seit 
der  Vormerkung. 

Der  französische  code  civil  hat  ein  Retraktrecht  der 
Erben   .le  retrait  successoral"  beibehalten. 

Cod.  civ.  art.  841:  Toute  personne,  meme  parente  du 
defunt,  qui  n'est  pas  son  successible.  et  ä  laquelle  un  co- 
heritier  aurait  cede  son  droit  ä  la  succession,  peut  6tre  ecartee 
du  partage  soit  par  tous  les  coheritiers,  soit  par  un  seul,  en 
lui  remboursant  le  prix  de  la  cession. 

Der  , retrait  successoral"  ist  das  Recht  der  Miterben, 
jeden  Dritten  —  selbst  einen  nichterbberechtigten  Verwandten 
des  Erblassers  — ,  dem  ein  anderer  Miterbe  seinen  Erbrechts- 
anteil abgetreten  hat,  von  der  Erbteilung,  gegen  Zahlung  des 
Abtretungspreises,  auszuschließen. 

Es  kann  jeder  ausgeschlossen  werden,  der  nur  auf  Grund 
eines  Zessionstitels  einen  Teil  der  Erbschaft  beansprucht. 

Der  Dritte  kann  Universal-  oder  Singularsukzessor  des 
Miterben  sein. 

Das  Rechtsgeschäft  muß  ein  entgeltliches  sein.  Dies  geht 
aus  art.  841  code  civil  [„cede  .  .  .  en  lui  remboursant  le  prix 
de  la  cession"]  deutlich  hervor. 

Le  retrait  successoral  kann  ausgeübt  werden  „par  tous 
les  heritiers",  oder   „par  un  seul". 

Die  Begründung  eines  gewillkürten  Näherrechtes  ist  nach 
code  civil  möglich.  Vgl.  art.  1659:  La  faculte  de  .  .  .  remere, 
est  un  pacte  par  lequel  le  vendeur  se  reserve  de  rependre 
la  chose  vendue ,  moyennant  la  restitution  du  prix  principal 
et  le  remboursement  dont  il  est  parle  ä  Tarticle  1673  (vgl. 
auch  art.   1660  et  suiv.). 

Das  spanische  Bürgerliche  Gesetzbach  enthält  ein  Näher- 
recht des  Nachbarn  bei  kleineren  Grundstücken  als  von  zwei 
Hektar  (art.   1523). 
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2.  Rumänisches  Recht. 

Die  Begründung  eines  gewillkürten  Näherrechtes  ist  nach 
heutigem  rumänischen  Recht  möglich. 

(lieber  die  rechtliche  Natur  des  Näherrechtes  oben  §§  3 
und  4.) 

Die  Frist  kann  in  einem  solchen  Falle  —  wie  die  des 
Wiederkaufsrechtes  —  nicht   länger   als   fünf  Jahre   sein^^^). 


110 


)  So  auch  Nacu,  Drept.  civil  Bd.  III,  S.  181. 


IV. 

Einige  türkische  Gesetze  und  Verordnungen 
vom  Jahre  1865/1866-1876'). 

Von 

Leo  Barbar,  Sofia  (Bulgarien). 

I. 

Um  das  Jahr  1865  stellte  die  türkische  Regierung  den 
christlichen  Ländern  ein  allgemeines  Gesetz  über  die  Steuer- 
arten „Bedel"  und  „Wergija"  in  Aussicht.  Bis  dahin  be- 
gnügte sich  die  Regierung  mit  einer  Verordnung,  die  die  zwei 
Steuerarten  folgendermaßen  regelte  ^*): 

§  1.  Der  Betrag  der  Steuer,  „Wergija"  genannt,  d.  h. 
Grundsteuer,  soll  dem  Betrage  des  Vorjahres  gleichkommen 
und  nicht  erhöht  werden.  Am  1.  März  haben  alle  Einwohner 
eines  Bezirkssprengeis  (Kaasa)  ein  Steuerzahlungsprotokoll  zu 
entwerfen.  Dieses  wird  „Masbata"  genannt  und  es  wird  dem 
„Mjudjurin*  (Kreispolizeichef)  zugestellt.  Es  werden  darin 
die  Steuernachweise  seitens  des  Gemeindeverwaltungsrates 
(Idare  Medzilissi)  eingetragen. 

§  2.  Dasselbe  Verfahren  soll  in  den  Kreisstädten  einge- 
halten werden,  d.  h.  nach  dem  Protokollsbeschluß.  Die  in 
diesem  Beschluß  verzeichnete  Summe  der  Wergijasteuer,  die 
sich  auf  die  einzelnen  Dörfer  fürs  laufende  Jahr  (1865)  be- 
zieht, soll  mit  dem  Betrage  dieser  Steuer,  die  vom  Kreisamte 


^)  [Anliegende  Verordnungen  geben  ein  lebhaftes  Bild  der  primi- 
tiven türkischen  Verwaltungsbestrebungen  vor  einem  halben  Jahr- 
hundert. —  Kohl  er]. 

^*)  Landesgesetzblatt  der  türkischen  Regierung  in  Bulgarien, 
,Dunaw*,  vom  Jahre  1365—66,  Nr.  3,  März,  17  u.  flF. 
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in  dasselbe  Dokument  eingetragen  wird,  übereinstimmen.  Steht 
dies  fest,  so  werden  diese  Masbata  dem  Kreisverwaltungsrate 
(dem  Idare  Medzilissi)  der  betreffenden  Umgegend  übergeben. 
In  jedem  dieser  Masbata  steht  genau  der  Betrag  der  „Wergija", 
den  jedes  Dorf  oder  Stadtteil  dem  Kreise  zu  entrichten  hat, 
ohne  Rest  fest.  Kurzum,  die  Summe  der  Beträge  der  Mas- 
bata, die  sich  auf  Dörfer  und  Stadtteile  beziehen,  soll  dem 
Betrage  des  Masbata,  das  der  Kreisfinanzbeamte  entworfen, 
gleichkommen. 

§  3.  Diese  Masbata  (Protokollbeschluß)  werden  den  Dör- 
fern und  Stadt-  bzw.  Dorfteilen  durch  ihre  Bürgermeister  über- 
geben. Ist  das  geschehen,  so  versammeln  sich  die  Beamten  Ichtijar 
Medzilissi  (Kreisfinanzbeamte)  nebst  einigen  auserwählten  Per- 
sonen und  verteilen  die  Steuer  (Wergija),  wobei  jedem  in 
seinem  Steuerzettel  (Quittung)  sein  Beitrag  bestimmt  ist.  Diese 
Verteilung  geschieht  nach  der  Steuerkraft  der  Steuerzahler. 
Ist  diese  Steuerrepartition  geschehen,  so  werden  die  Namen 
derer,  die  Wergija  zahlen  werden,  in  zwei  Bücher  eingetragen, 
wo  auch  der  Teilbetrag  der  ihrerseits  zu  entrichtenden  Steuer 
eingetragen  wird.  Am  Ende  dieser  Bücher  werden  die  Siegel 
der  Bürgermeister  beigedrückt  und  die  Mitglieder  der  Ichtjar 
Medzilissi^)  haben  ihre  Unterschriften  beizufügen  nebst 
anderen  Mitgliedern,  die  der  Schrift  kundig  sind.  Das  eine 
dieser  Bücher  wird  im  Stadtteil  aufbewahrt  oder  in  der  Dorf- 
kanzlei, das  zweite  Buch  wird  in  die  Hauptstadt  des  Kreises 
eingetragen.  Von  einer  derartigen  Steuer  Verteilung  werden 
auch  die  Taksildare  des  betreffenden  Dorfes  oder  Stadtteiles 
verständigt. 

Die  Provinz  (Wilaet)  darf  um  keine  Aspra  den  Betrag 
der  Wergija  erhöhen.  Man  berechnet  die  Wergija  so,  daß 
man  einen  Betrag  derselben  seitens  des  ganzen  Stadtteiles 
oder  Dorfes  verlangt,  und  nach  der  Repartition  des  ganzen 
Steuerbetrages  kann  es  sich  ereignen,  daß  unter  allen  Steuer- 


^)  Kreisverwaltungsbehörde. 
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Zahlern  Leute  vorkommen,  denen  die  nötige  Steuerkraft  mangelt. 
Um  den  Teil  dieser  Leute,  die  ihre  Steuer  nicht  zahlen  können, 
nicht  von  neuem  repartieren  zu  müssen,  so  muß  man  mit 
Vorsicht  derlei  Repartitionen  vornehmen,  um  dadurch  den 
Steuerbetrag  nicht  zu  erhöhen.  Die  Beträge,  die  dazu  da  sind, 
um  Lehrer  zu  besolden,  Bedürfnisse  der  Dzamijas  (Moscheen) 
und  Kirchen  sollen  unter  den  Einwohnern  des  betreffenden 
Stadtteiles  oder  Dorfes  nachbarmäßig  aufgebracht  werden,  ohne 
damit  die  Wergija  zu  berühren.  W  er gi ja  bedeutet  Grund- 
steuer. 

§  4.  Der  Betrag  der  Jahresgrundsteuer  eines  jeden  Stadt- 
teiles und  Dorfes,  es  mag  ihr  Betrag  noch  so  hoch  sein,  wird 
in  zwanzig  Teile  geteilt.  Diese  Teile,  von  denen  ein  Teil  im 
Juni  und  Juli  fällig  wird,  drei  weitere  im  August,  September, 
Oktober,  zwei  im  November  und  Dezember,  ein  Teil  am 
Januar  bis  Ende  des  Jahres,  werden  nun  in  zehn  Terminen 
eingezogen.  Die  Steuertermine  werden  in  den  Protokoll- 
beschlüssen (Masbata),  Steuerzetteln  eingetragen,  die  man  je 
nach  dem  Betrage  eines  jeden  Dorfes  und  Stadtteiles ,  dem 
Betrage  der  Steuer  Wergija  (Grundsteuer)  nämlich,  jedem 
Dorfe  und  Stadtteile  übermittelt.  Desgleichen  werden  diese 
„Taksidi"  (Beträge)  in  den  Büchern  der  Gemeindefinanz- 
beamten eingetragen.  —  Ist  ein  Betrag  der  Grundsteuer  eines 
Stadtteiles  oder  Dorfes  vorhanden,  der  nicht  in  zwanzig  gleiche 
Teile  zerlegt  werden  kann,  so  daß  eine  Zahl  übrig  bleibt,  die 
kleiner  als  zwanzig  ist ,  so  soll  dieser  Rest  mit  dem  ersten 
Fälligkeitstermin  gezahlt  werden.  Ist  beispielsweise  die  Grund- 
steuer (Wergija)  eines  Dorfes  oder  Stadtteiles  1039  Groschen, 
so  wird  nun  diese  Zahl  durch  zwanzig  geteilt,  und  man  be- 
kommt einen  Quotienten  von  51  Groschen  und  einen  Rest  von 
19  Groschen.  Diese  19  Groschen  sind  mit  dem  ersten  Fällig- 
keitstermin, dessen  Betrag  dadurch  die  Summe  von  70  Groschen 
erreicht,  zu  bezahlen  bzw.  einzutreiben.  So  wird  man  bei 
allen  Steuerbeträgen  mit  dem  Rest  nach  einer  Division  mit 
zwanzig  verfahren. 
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§  5.  Nach  dem  Vorhergesagten  soll  in  zehn  Taksidi^) 
die  Summe  der  Grundsteuer  für  jeden  Stadtteil  und  Dorf  ein- 
getrieben werden,  und  diesen  Betrag  muß  man  in  zehn  gleiche 
Teile  teilen.  In  vielen  Dörfern,  wo  man  sich  nur  mit  Säen 
und  Ackern  befaßt,  werden  die  Steuerbeträge  vom  Monate 
April,  Mai  und  auch  vom  Monate  Juni  zu  einer  Zeit  getilgt,  wo 
kein  Getreide  reif  ist.  Der  Betrag,  den  man  für  diese  Termine 
in  Dorf  und  Stadt  auszahlen  muß,  wird  den  Steuerbeiträgen 
der  reichen  Leute,  Kaufleute  und  Handwerker  und  in  den 
Dörfern  den  Steuerbeiträgen  der  reicheren  Landleute  ent- 
nommen. —  Diese  Regel  soll  genau  eingehalten  werden,  damit 
die  Einwohner  sich  nicht  in  einer  Zwangslage  befinden,  die 
während  des  Gedeihens  der  Getreidearten  keine  Ware  und 
keine  Produkte  in  Händen  haben. 

§  6.  In  den  Stadtteilen  und  den  Dörfern  bekommt  jeder, 
der  seinen  Steuerbetrag  für  seine  Grundsteuer  (Wergija)  zahlt, 
einen  Zettel,  den  man  Taksid  nennt,  und  hat  dafür  vom  Steuer- 
einnehmer eine  Quittung  zu  bekommen.  Diese  Quittung  ist 
eine  Bestätigung  für  die  als  Steuersumme  geleistete  Zahlung, 
wobei  der  Steuerbetrag  für  jeden  einzelnen  Steuerzahler  Taksid 
genannt  wird.  Diese  Quittungen  haben  die  Kraft  eines  Wert- 
papieres,  Senet  genannt.  Die  Quittungen,  die  man  Eda- 
Teskeressi  nennt,  bekommt  jeder  Steuerzahler  gegen  einen 
Betrag  von  5  Groschen  und  sind  frisch  gedruckt  auf  weißem 
Papier  zu  haben.  Derlei  Quittungen,  wieviel  deren  nötig  sind, 
sind  in  alle  Departements,  Sandzaks  hingeschickt  und  von  da 
aus  nach  dem  Betrage  der  Steuersumme  in  die  Kaasas  (die 
Bezirkssprengel).  Die  Quittungen  werden  in  den  Hauptstädten 
der  Kaasa  (des  Bezirkssprengeis)  aufbewahrt,  von  denen  man 
den  Stadtteilssteuereinnehmern  oder  den  Dorfsbürgermeistern 
so  viel  Quittungen  übergeben  soll,  wieviel  man  für  den  ersten 
Fälligkeitstermin  (Taksid-)betrag  der  Grundsteuer  für  jedes  Dorf 
oder  Stadtteil  benötigt.  —  In  den  Stadtteilen  und  Dörfern  sind 


*)  Steuerzumessungsbetrag. 
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alle  Einwohner  aufzuklären,  daß  jeder  verpflichtet  sei,  dem 
Ortsbürgermeister  den  Steuerbetrag  zu  überreichen,  und  zwar 
den  Steuerbetrag  für  jeden  Steuerteilbetrag  der  Grundsteuer, 
der  in  dem  betreffenden  Stadtteil  oder  Dorfe  fällig  wird.  Da- 
für hat  jeder  Steuerzahlende  das  Recht,  eine  Quittung  für 
seinen  Teilbetrag  zu  verlangen.  Ohne  Quittung  soll  niemand 
Steuern  zahlen.  Jeder  hat  somit  seine  Grundsteuer  dem  Bürger- 
meister hinzutragen,  und  veranlaßt  den  Bürgermeister  seinen 
Stempel  auf  jede  Quittung  am  Rücken  der  Quittung  aufzu- 
drücken. Die  Quittungen  hat  der  Steuerzahler  aufzubewahren. 
Jede  Quittung  bestätigt  den  Empfang  von  5  Groschen  und  hat 
jemand  beispielsweise  50  Groschen  gezahlt,  so  bekommt  er  zehn 
Quittungen  auf  einen  Papierbogen  ohne  die  Quittungen  einzeln 
zu  zerschneiden.  Jede  Quittung  ist  mit  einem  Siegel  auf  dem 
Rücken  zu  versehen.  Die  Bürgermeister,  nachdem  sie  das 
Geld  gesammelt,  sollen  die  einkassierten  Beträge  nicht  bei  sich 
behalten,  sondern  sie  haben  derlei  Summen  sogleich  dem 
Staatsschatz  gutzuschreiben.  Die  Bürgermeister  haben  den 
Schatzmeister  aufzufordern,  den  Betrag,  der  ihnen  seitens  der 
Bürgermeister  zukommt,  aufzuschreiben  und  haben  ihren  Siegel 
auf  die  Steuerzettel,  die  ihnen  gegeben  sind,  aufzudrücken. 
Die  abgedruckten  Quittungsscheine  sind  entweder  für  Beträge 
von  5  Groschen  oder  sie  beziehen  sich  auf  Beträge  zu 
1  Groschen.  Die  letztere  Quittungsart  wird  nur  für  Steuerreste 
zu  gebrauchen  sein.  Unter  einem  Steuerrest  ist  jeder  Betrag 
zu  verstehen,  der  kleiner  als  5  Groschen  ist,  die  von  der 
ganzen  Summe  der  Grundsteuer  eines  Steuerpflichtigen  übrig 
bleiben.  Wenn  wir  nun  einen  Teilsteuerbetrag  durch  zwanzig 
teilen,  so,  wenn  der  Rest  dabei  einen  Groschen  oder  drei  bis 
vier  ausmacht,  so  hat  die  steuereinnehmende  Behörde  für  diesen 
Rest  keine  Quittung  auszustellen.  Diese  Restbeträge  sind  dem 
nächsten  Steuerterminscheine  einzurechnen.  —  Es  folgen  nun 
die  Bestimmungen  über  die  Art  der  Repartition  und  des  Ein- 
sammelns  der  Militärsteuer,  „Bedel"  genannt,  und  über  die 
Folgen  der  Steuerverweigerung. 
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§  9.  Die  Militärbefreiungssteuer,  wenn  auch  jedes  Jahr 
beginnend,  soll  im  September  repartiert  und  aufgeteilt  werden. 
Die  Grundsteuer  soll  im  März  repartiert  und  aufgeteilt  werden. 
Dieses  Repartieren  verursacht  eine  Unordnung  bei  Leuten  und 
in  den  Geschäftsbüchern.  Beginnt  die  Repartition  im  Sep- 
tember, so  kann  die  Steuer  bis  Ende  des  Jahres  nicht  bezahlt 
werden.  In  vielen  Orten  beginnt,  wenn  auch  die  Steuer  im 
September  repartiert  ist,  doch  ihre  Einsammlung  schon  früher. 
Deswegen  sollen  von  nun  an  nach  der  festgesetzten  Ordnung 
die  Militärsteuer  und  die  Grundsteuer  parallel  verwaltet  werden, 
und  zwar  beginnt  das  Einnehmen  der  Militärsteuer  im  März 
des  Jahres  81  (türkischen  Kalenders)  zusammen  mit  der  Grund- 
steuer und  wird  in  zwanzig  Teile  geteilt.  Nach  den  Teilen 
der  Militärsteuer  für  einzelne  Stadtteile  und  Dörfer  türkischer 
Staatsangehöriger  bekommt  jedes  Departement  die  bestimmte 
Zahl  Steuerterminscheine  vom  Provinzialverwaltungsamte  (Idare 
Medzilissi) ,  wo  man  diese  Steuerterminscheine  (Masbata)  mit 
den  im  Departement  geführten  Büchern  vergleicht.  Die  Steuer- 
terminscheine,  die  seinerseits  der  Departementfinanzbeamte 
ausstellen  muß,  werden  am  1.  März  geschrieben  und,  wie  bei 
der  Grundsteuer,  wird  oben  am  Scheine  die  Steuerhauptsumme 
(Taksidit)  angegeben  und  in  die  Dörfer  und  Stadtteile  ge- 
schickt. —  Wie  hoch  die  Summe  ist,  die  der  Steuerhaupt- 
summe (Taksidit)  der  Militärsteuer  in  jedem  Dorfe  und  Stadt- 
teile entspricht,  so  viel  Steuerscheine  von  roter  Farbe  sind, 
speziell  gedruckt,  den  Steuereinnehmern  der  Hauptstadt  gut- 
zuschreiben und  dem  ersten  Finanzbeamten  (Steuereinnehmer) 
in  den  Stadtteilen  und  Dörfern  zuzustellen ,  daß  damit  der 
ganze  Stadtteil  bzw.  Dorf  den  ganzen  Betrag  der  Steuerhaupt- 
summe des  betreffenden  Ortes  aufzubringen  imstande  sei. 

§  10.  Die  Art  des  Einsammelns  der  Militärsteuer,  „Bedel" 
genannt,  sowie  die  Art  des  Vorgehens  gegen  diejenigen,  die 
ihren  Steuerbetrag  nicht  rechtzeitig  einzahlen,  ist  dem  Ver- 
fahren der  Grundsteuer  gleich.  Wie  im  §  5  gezeigt  worden 
ist,    sollen   die    ersten   Steuerbetragscheine    seitens    der   Kauf- 
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leute  und  der  Begüterten  ausbezahlt  werden,  damit  nicht  die- 
jenigen darunter  leiden,  die  sich  mit  Landbau  befassen.  Sollte 
es  nach  der  Repartition  der  Militärsteuer  feststehen,  daß  man 
manchen  diese  Steuer  nachlassen  soll,  so  muß  doch  ein  Modus 
vorhanden  sein,  um  diesen  Steuerpflichtigen  die  Tilgung  ihrer 
letzten  Steuerrate  zu  ermöglichen. 

Es  folgen  sodann  die  Bestimmungen  der  Auszahlung  der 
Ascharermilitärsteuer  (Militärzehnt),  sowie  das  Verfahren  gegen 
Steuerpflichtige,  die  im  Verzuge  sind. 

§  11.  Die  Steuer  (Militärzehnt  genannt)  in  Orten, 
die  von  der  Provinzbehörde  verwaltet  werden,  soll  dem  Volke 
zur  Last  fallen,  und  zwar  eine  Steuer,  deren  Betrag  nach 
fünf  bekannten  Militärsteuerjahresbeträgen  ausgerechnet  ist, 
soll  dem  Volke  gegen  einen  Pauschalbetrag  (Maktu  genannt) 
übergeben  werden ,  wie  es  in  den  vergangenen  vier  Jahren 
geschehen  ist.  So  soll  diese  Steuer  auch  im  laufenden  Jahre 
verwaltet  werden.  Der  Pauschalbetrag  (Maktu  genannt)  bildet 
eine  Art  Steuerhauptsumme  für  jedes  Departement  und  jedes 
Dorf  einer  Provinz.  Dieser  Betrag  ist  für  jedes  Dorf  und 
Stadtteil  extra  fixiert  und  es  werden  deswegen  für  jedes  De- 
partement Protokollsbeschlüsse  (Masbata),  deren  Betrag  dem 
in  den  Büchern  eingetragenen  gleich  sein  muß,  vorbereitet. 
Diese  Steuerscheine  haben  die  Steuerhauptsumme  für  den  be- 
trefi'enden  Teil  des  Finanzjahres  zu  enthalten  (Taksiditi) 
und  sollen  in  alle  Departements  seitens  des  Provinzialsteuer- 
einnehmers  (Idare  Medzilissi)  bestätigt  und  mit  dem  Provinzial- 
siegel  versehen  sein. 

§  12.  Da  man  auch  in  den  Departements  den  Betrag  des 
Militärzehnten  eines  jeden  Dorfes  feststellt  und  da  man  diesen 
Betrag  in  die  betrefi'enden  Steuerbücher  eintragen  muß,  so  muß 
man,  nachdem  man  diese  Steuerbücher  mit  dem  Betrage  der 
Steuer,  die  sich  im  Steuerzettel  des  Departements  befindet, 
vergleicht,  diesen  Betrag  für  jede  Stadt  oder  Dorf  repartieren 
und  die  gefundenen  Teile  der  Hauptsumme  in  Steuerscheine 
(Masbata     genannt)    aufzeichnen.      In    diesen    Steuerscheinen 
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werden  oben  die  Hauptsteuerbeträge  verzeichnet  und  sodann 
den  Ortsbürgermeistern  in  Städten  und  Dörfern  zugeschickt, 
wobei  diese  Steuerscheine  mit  einem  Siegel  seitens  des  Provinzial- 
verwaltungsamtes  zu  versehen  und  zu  bestätigen  sind. 

§  13.  Der  Militärzehnt  ist  mit  der  Grundsteuer  und 
der  einfachen  Militärsteuer  unvereinbar,  denn  es  wird  überall 
der  betreffende  Steuerteil  nach  den  Produkten  des  Steuer- 
pflichtigen bemessen,  wobei  der  Steuerteil  nach  dem  Ende  der 
Produktionszeit  zu  bestimmen  ist.  Die  rückständigen  Steuer- 
teilbeträge werden  den  Inhalt  einer  Rechnung  bilden  (Alel 
Hessab)  und  sobald  die  Zeit,  wo  die  Steuerteilbeträge  fällig 
sind,  gekommen  ist,  soll  den  Bauern  Zeit  gelassen  werden^  sich 
die  nötigen  Mittel  zu  verschaffen,  um  die  Steuer  bezahlen  zu 
können,  da  man  diese  Steuer  von  allen  Einwohnern  des  Dorfes 
einfordert  und  sie  das  ganze  Dorf  belastet.  Man  möge  darauf 
achten,  damit  man  nicht  mehr  Geld  von  Steuerpflichtigen  ein- 
nehme, als  ihre  Produktionsfähigkeit  es  erlaubt  und  man  möge 
die  Steuerportionen  nicht  denen  aufbürden,  die  keine  Möglich- 
keit besitzen  sie  zu  tilgen,  wobei  die  Steuerbetragsteile  jener, 
die  reich  und  wohlhabend  sind,  außer  Betracht  bleiben  sollen. 

§  14.  Der  für  die  gesamte  Dorfsteuersumme  bestimmte 
Preis  soll  in  zwanzig  Teile  zerteilt  werden,  deren  Betrag  in 
acht  Terminen  zahlbar  ist.  Der  erste  Termin  ist  im  Juni 
fällig,  zwei  weitere  Termine  im  Juli  und  August,  vier  im 
September,  Oktober  und  November,  zwei  im  Dezember  und 
einer  im  Januar.  —  Für  die  Einnahmen  aus  der  Gesamtdorfs- 
steuer (Aschar-Bedel  genannt)  werden  Quittungen  ausgestellt, 
je  zu  5  Groschen,  die  auf  gelbem  Papier  gedruckt  sind  und 
allen  Steuerzahlern,  die  ihre  Steuerbeträge  einzahlen,  ausge- 
stellt werden. 

§  15.  Mit  diesen,  die  weder  ihre  Steuern  bezahlen  noch 
ihre  Steuerbemessungsscheine  (Taksiditi)  über  die  gesamte 
Steuerhauptsumme  für  ein  Dorf  (Aschar-Bedel)  überreichen, 
wird  dasselbe  Verfahren  eingeleitet  werden  wie  bei  dem  Ein- 
treiben der  Grundsteuer. 
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Dieser  Gesetzentwurf  soll  von  dem  Provinzialverwaltungs- 
rat  beraten  werden,  um  die  Fragen  über  das  Eintreiben  der 
Grundsteuer,  der  Militärsteuer  und  der  Gesamtdorfssteuer  zu 
erledigen.  Der  Inhalt  dieses  Gesetzentwurfes  wurde  sonach 
gebilligt  und  weil  der  Monat  März  des  Jahres  1865  heran- 
naht, so  wurde  dem  Gesetzentwurfe  Kraft  verliehen.  Einzelne 
Exemplare,  dem  Bedarfe  entsprechend,  wurden  den  Polizei- 
präfekten  zugestellt. 

n. 

Befehle    über    die   Verlöbnisse   und   Heiraten,    die 

seitens    der   türkischen   Verwaltung   in    Bulgarien 

im  Jahre  1865  erlassen^)  wurden. 

§  1.  Jeder,  der  heiratet,  darf  für  das  Mädchen  weder 
etwas  zahlen,  wie  vor  der  Verlobung,  so  auch  nach  derselben, 
noch  wird  dabei  seitens  des  Mädchens  etwas  in  der  Form 
eines  sog.  „Nischans"  (Zeichen)  gegeben.  Es  ist  also  das  sog. 
Brautgeschenk  (Agyrlyk)  und  das  sog.  „Nischan" -Zeichen,  das 
das  Mädchen  dem  Bräutigam  hinschickt,  verboten.  Ist  im 
Heiratsschriftakt  außer  dem  bestimmten  Tausch  ( Michri  Mjündzel) 
noch  ein  sog.  unbestimmter  Tausch  (Michri  Müadzil)  vorge- 
sehen, so  soll  der  Betrag  des  letzteren  Tausches  höchstens 
1000  Groschen  ausmachen  für  Personen  der  ersten  Klasse  an- 
gehörend, 500  Groschen  für  Personen  der  zweiten  Klasse  an- 
gehörig und  100  Groschen  bei  Personen  der  dritten  Klasse. 
Die  Armen  und  Unvermögenden  sind  steuerfrei. 

§  2.  Der  Austausch  von  Geschenken  ist  verboten,  nämlich 
von  Geschenken,  die  man  gelegentlich  der  Vergnügungen  bei 
Verlöbnissen  ausgetauscht  (Nikjach)  und  anläßlich  des  Beschnei- 
dens  (Sjunet-Hatan)  und  anderen  Versammlungen,  sei  es  auch 
seitens  der  eingeladenen  Gäste  oder  derer  Verwandten  und 
Nächsten.    Wer  dem  zuwiderhandelt,  wird  bestraft,  und  zwar 


^)  ,Duna\v".  Nr.  11  vom  Jahre  1865. 
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diejenigen,  die  Geschenke  geben ,  sowie  jene,  die  derlei  Ge- 
schenke empfangen.  Das  Beschenken  mit  Sacktüchern,  Hemden, 
Unterhosen  und  ähnlichen  Dingen,  sei  es  seitens  der  Hoch- 
zeitsgäste oder  seitens  der  Nächsten  des  Burschen  oder  des 
Mädchens,  sei  es  unter  den  Brautleuten  gegenseitig,  ist  ver- 
boten^), d.  h.  weder  sollen  die  Brautleute  jemanden  der  Aus- 
wärtigen (Gäste)  beschenken  noch  sollen  manche  Außenleute 
die  Brautleute  beschenken.  Das  Brautpaar  darf  keine  Ge- 
schenke empfangen.  Nicht  einmal  Süßigkeiten,  Kuchen  und 
dergleichen  oder  Halwa  sind  erlaubt.  Nach  der  Hochzeit  ist 
das  Geschenkgeben  seitens  des  Bräutigams  den  nahestehenden 
Personen  der  Braut  (Ehefrau)  aufgehoben.  Das  Beschenken 
nach  der  Hochzeit  anläßlich   einer  Ehegründung   ist  verboten. 

§  3.  Die  Gäste  werden  nicht  beschenkt.  Die  dem  zu- 
widerhandeln, sei  es,  daß  sie  viel  oder  wenig  geben,  sind  ver- 
antwortlich. 

§  4.  Bei  der  Verabredung  des  Verlöbnisses  und  bei 
Feststellung  seiner  Bedingungen  gebührt  nur  dem  Imam 
(Geistlichen)  und  dem  Bürgermeister  ein  Geschenk  oder  Geld- 
gebühr. Niemand  anderer  darf  dabei  schenken  oder  Geschenke 
empfangen. 

§  5.  Die  Hochzeit  darf  nicht  länger  als  ein  bis  zwei 
Tage  dauern,  auch  die  reichste  und  größte  Hochzeit  nicht. 
Es  möge  nun  jeder  darauf  achten ,  daß  die  Hochzeiten  nicht 
länger  als  zwei  Tage  dauern,  damit  die  Armen  sich  nicht 
veranlaßt  sehen,  keine  Hochzeiten  zu  begehen. 

Bei  sehr  großen  und  reichen  Versammlungen  (Festen) 
sollen  außer  „Tschorba"  (Brühe)  und  Pilaf  mehr  als  fünf  oder 
sechs  Speisearten  nicht  vorkommen.  Wenn  jemand  mehr  Speise- 
arten machen  würde ,  wovon  jemand  der  Versammelten  er- 
krankt, so  wird  derlei  Betragen  getadelt  und  mißbilligt.  Bei 
gewöhnlichen  Hochzeiten  soll  nur  Brühe,  eine  Fleischspeise 
und  ein  Pilaf  verzehrt  werden.     Alles  übrige  ist  verboten. 


^)  Zeitung  „Dunaw"  vom  Jahre  1865,  12.  Mai. 
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§  6.  Begibt  sich  das  junge  Ehepaar  ins  Bad,  so  haben 
sie  nur  dem  Badeherrn  und  dessen  Dienstleuten  zu  zahlen. 
Niemand  anderer  darf  dabei  beschenkt  werden. 

§  7.  Seitens  des  Bräutigams  ist  das  Schicken  von  Haar- 
farbe und  Farbstoff  zum  Bemalen  der  Nägel  und  ähnlicher 
Dinge,  die  dem  Verzieren  der  Braut  dienen,  verboten. 

§  8.  Es  mag  der  Hochzeitsbeteiligte  noch  so  sehr  reich 
sein,  es  ist  ihm  verboten,  eine  Steppdecke  aus  Filigran  zu 
schenken  oder  machen  zu  lassen,  desgleichen  eine  Bettdecke 
aus  Filigran  und  einen  Strohsack  aus  Farbstoff;  es  ist  auch 
verboten,  das  Zimmer  der  Braut  mit  vielen  Sachen  zu  be- 
hängen, wie  mit  Hemden,  Unterhosen,  Sacktüchern. 

§  9.  Das  Einladen  der  Nächsten,  Verwandten  und  der- 
gleichen der  Brautleute  (Braut  wie  des  Bräutigams)  sind  gänz- 
lich aufgehoben.     Diese  Sitte  soll  demnach  nie  geschehen. 

§  10.  Es  ist  verboten,  die  junge  Ehefrau  nachts  durch 
die  Straßen  zu  führen;  es  ist  auch  verboten,  wenn  die  Braut 
vom  Wagen  hinuntersteigt,  derselben  Kleider,  Geld  und  ähn- 
liche Dinge  zu  versprechen.  Wird  eine  jungverehelichte  Frau 
nachts  auf  der  Straße  angetroffen,  so  wird  sie  die  Regierung 
vom  Wagen  hinwegnehmen  und  den  Wagen  beschlagnahmen, 
desgleichen  wird  die  Regierung  diejenigen  verhören  und  tadeln, 
die  der  Braut  Kleidungsstücke  versprechen  bzw.  andere  zum 
Versprechen  von  Kleidungsstücken  und  Schuhen  angetrieben 
haben. 

Die  Sitte,  das  Gesicht  der  Braut  mit  Draht  zu  beschmücken, 
ist  strengstens  verboten  und  aufgehoben.  Es  ist  ebenfalls 
untersagt,  aus  Waffen  bei  Hochzeiten,  welcher  immer  Art,  in 
Städten  wie  am  Lande  abzufeuern.  In  manchen  Städten  be- 
geben sich  die  Angehörigen  des  Mädchens  und  des  Burschen 
in  die  Häuser,  um  daselbst  „Djunur  zu  nehmen"  (Djunur  Almak), 
wovon  manche  Zerrüttungen  entstehen.  Das  soll  demnächst 
aufgehoben  werden. 

Die  erlaubten  und  unerlaubten  Dinge  bei  Verlöbnissen 
werden  in  vier  Vermögensklassen  einffeteilt.    Jede  Klasse  soll 
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nach  ihrem  Einkommen  und  ihrer  Steuerkraft  weder  etwas 
mehr  geben  noch  nehmen  von  diesen ,  die  weiter  unten  be- 
stimmt sind.  Dabei  wisse  man,  daß  sich  dieses  Verbot  nur 
auf  die  Zeit  der  Hochzeit  und  der  Unterhaltung  bezieht.  Nach 
der  Verlobung  steht  es  dem  Burschen  und  Mädchen  frei,  sich 
gegenseitig  zu  beschenken. 

Die  erste  Klasse  bilden  Personen,  die  vermögend  sind, 
deren  Vermögen  und  Reichtum  gegenüber  den  anderen  Teilen 
der  Bevölkerung  die  erste  Klasse  bildet.  Die  dieser  Klasse  an- 
gehören, geben  ein  bestimmtes  Tauschgeschenk ,  dessen  Wert 
nicht  den  Betrag  von  zwei  Goldstücken  a  100  Groschen  aus- 
mache. Die  Kleider  der  Braut  sollen  nicht  mit  Metalldraht 
(Metallfaden)  oder  Gold-  und  Silberfaden  genäht  werden  und 
bestehen  aus  der  Decke  eines  Zimmers,  einem  Bett  oder  Tuch, 
aus  einem  Tuchüberwurf  (Frauenkleidung)  und  aus  einem 
Handsilberspiegel,  deren  Silberwert  250  Dramm  nicht  über- 
schreiten darf.  —  Der  Schleier  der  Braut  soll  aus  Seiden- 
gaze gemacht  sein,  wobei  Schleier,  die  teurer  als  100  Gro- 
schen sind,  nicht  gebraucht  werden  sollen.  —  Bei  Hochzeiten 
unter  Personen  der  ersten  Klasse  sollen  die  Kleidungsstücke 
nicht  mit  Drahtfaden  oder  Gold-  und  Silberfaden  genäht 
werden,  weder  sollen  die  Kleidungsstücke  aus  Dzanfess^), 
sondern  sie  sollen  aus  Tuch  oder  „Gesia"  oder  Damask  oder 
Merino  bestehen.  Die  Ausstattung  der  Braut  soll  aus  einem 
Teppich  bestehen,  einem  Bettzeug,  einem  Badeanzug,  einer 
Silberflasche  für  Rosenöl,  ein  Beräucherungsgefäß,  Weihrauch- 
gefäß und  endlich  aus  zwölf  Bratpfannen ,  fünf  Töpfen ,  drei 
Pfannen,  einem  Teller,  einem  Wasserkessel,  einem  Kessel, 
einem  großen  Kessel,  einem  Mangal,  einem  Waschbecken, 
ein  Tischzeug,  3 — 4  Trinkbecher,  einem  Becken  mit  Krug  und 
drei  Koffer  (Kästen).  Die  Hemden,  Unterhosen,  Bademäntel 
und  Leibriemen  sollen  die  Zahl  zwanzig  nicht  überschreiten. 
Diese  Tuchstücke  sollen  nicht  mit  viel  Metallfaden,  Gold-  und 
Silberfaden  genäht  werden. 

«)  Seide. 
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Die  zweite  Klasse  —  das  bestimmte  Tauschgeschenk, 
das  man  beim  Verlöbnis  unter  reichen  Brautleuten  gibt,  deren 
Vermögen  und  Reichtum  zur  zweiten  Klasse  gehört,  darf  den 
Wert  von  5  Goldstücken  zu  100  Groschen  nicht  übersteigen. 
Die  Kleidungsstücke,  die  der  Bursche  der  Braut  schenken  wird, 
sollen  weder  mit  Drahtfaden  noch  mit  Gold-  und  Silberfaden 
genäht  werden  und  sollen  nur  einen  Anzug  bilden  aus  allerlei 
Stoffen  oder  Dzanfess'^).  Will  jemand  mehr  als  das  geben,  so 
kann  er  ein  Bettzeug  für  ein  Zimmer  aus  Damast  machen, 
einen  Frauenüberwurf  aus  Tuch ,  ein  einfaches  Bettzugehör, 
einen  gewöhnlichen  Spiegel  und  einen  Schleier,  der  den  Preis 
von  70 — 80  Groschen  nicht  übersteigen  soll. 

Die  Mitgift  bei  Hochzeiten  unter  Angehörigen  zweiter 
Klasse  besteht  aus  einem  Bettzeug  oder  Schawl,  einem  Teppich, 
einem  einfachen  Badezugehör,  einem  Tischzeug,  Kaffeegeschirr, 
drei  Bechern,  zwei  Leuchtern,  einem  Waschbecken  mit  Krug, 
drei  Töpfen,  zwei  Pfannen,  acht  Bratpfannen,  einem  Tisch, 
einem  kleinen  Mangal,  einem  Wasserkessel,  Kessel  und  zwei 
Kästen.  Die  Hemden,  Unterhosen  und  ähnlichen  sollen  den 
Preis  von  80  Anzügen  nicht  übersteigen. 

Die  dritte  Klasse:  das  bestimmende  Brautgeschenk  bei 
Verlöbnissen  zwischen  Personen ,  die  der  dritten  Vermögens- 
klasse angehören,  Handwerkern  und  ähnlichen  Leuten  darf  den 
Betrag  von  drei  Goldstücken,  jedes  Goldstück  zu  100  Groschen, 
nicht  übersteigen.  Die  Kleidungsstücke,  die  der  Bräutigam 
der  Braut  geben  darf,  sind  ein  Anzug  aus  Kattun  oder 
aus  anderem  Stoffe  um  denselben  Preis.  Will  er  noch 
etwas  schenken,  so  soll  es  ein  Kanapee,  eine  Sofadecke  und 
sechs  Polster  aus  Baumwollstoff  zur  Möblierung  eines  Zimmers, 
einen  Strohsack  und  eine  Decke  aus  Hanftuch  sein.  Der 
Schleier  darf  nicht  teurer  als  30  Groschen  sein.  Die  junge 
Ehefrau  darf  nur  folgende  Sachen  dem  Manne  mitbringen: 
eine    einfache    Steppdecke,    ein    Polster,    eine    Decke,    sechs 


^)  Dzanfe33  =  Seide. 
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Kupferschüssel,  zwei  Töpfe,  zwei  Pfannen,  einen  kleinen  Kessel, 
einen  Leuchter,  zwei  Becher,  einen  Kasten  und  zwei  Bade- 
mäntel. Hemden,  Unterhosen  und  sonstige  Wäsche  soll  die 
Zahl  von  4 — 5  Anzügen  nicht  überschreiten. 

Die  vierte  Klasse.  Bei  Verlöbnissen  zwischen  Leuten, 
die  der  vierten  Vermögensklasse  angehören,  sollen  weder  Ge- 
schenke gegeben  noch  empfangen  werden.  Der  Geistliche  und 
der  Bürgermeister  haben  kein  Recht,  eine  Vergütung  zu  be- 
anspruchen. So  bei  Verlöbnissen  unter  armen  und  unvermögen- 
den Leuten.  Das  Verlöbnis  muß  in  solchen  Fällen  mit  Hilfe 
der  Stadtteilbewohner  oder  der  Mitbewohner  des  betreffenden 
Bauern  geschehen. 

Die  einzutauschenden  Geschenke  sollen  den  Betrag  von 
50 — 100  Groschen  nicht  übersteigen.  Es  ist  auch  ein  Ge- 
schenk im  unbestimmten  Betrage  bei  derlei  Verlöbnissen 
möglich. 

Kommen  Verlöbnisse  nach  oben  erwähnten  Umständen 
und  Vorgehen  zustande,  sind  hiermit  die  gesetzwidrigen  Geld- 
vergeudungen und  Vernichtungen,  die  die  Vermehrung  der 
Generationen  des  Volkes  verhindern,  abgeschafft,  so  wird  sich 
diese  Generation  vermehren  und  vergrößern  wie  es  sich  ge- 
bührt. —  Diejenigen,  die  diesen  Vorschriften  zuwiderhandeln, 
wollen  damit  ihren  Zweck  vereiteln.  Derlei  Personen  werden 
getadelt  und  sind  straffällig.  Deswegen  ist  darauf  zu  achten 
und  zu  beharren,  damit  das  Gesetz  ins  Leben  trete. 

Weder  dem  Manne  noch  der  Frau  soll  es  zur  Last  fallen, 
daß  sie  sich  vermögenslos  verlobt  haben,  und  jedem  wird  die 
Verlobung  leicht  fallen,  wenn  diese  den  Vermögensverhält- 
nissen entspricht.  Dadurch  wird  es  auch  17 — 18jährigen  Mäd- 
chen, die  armen  Eltern  entstammen,  möglich,  sich  nach  ihrem 
Verraögensstande  zu  verehelichen. 

Die  Steigerung  der  Generation  ist  vom  Eifer  und  der 
Achtsamkeit  aller,  für  die  dieses  geschrieben  ist,  abhängig. 
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III. 

1.  Gesetz^)  über  die  Art  der  Einnahmen  und  der 
Auszahlungen  der  Auslagen,  die  der  Staatskasse 
(Mirie)  zufallen  für  die  Privatscheine  (Seneti),  die 
man  bei  Prozessen  übergibt,  d.  h.  bei  Prozessen 
vor    geistlichen  Gerichten   des  Scheriates   und  auf 

Grund  des  Gesetzes  in  der  Donaupro v in z. 

2.  Ueber  die  Art  der  Einnahmen  und  der  Aus- 
zahlung der  Gebühr,  -Ressim"  genannt,  die  dem 
Staatsschatze  zufallen  in  Fällen  von  Gerichtsent- 
scheidungen   und    die    man   seitens    der   Regierung 

eintreibt. 

Es  folgt  nun  die  Regelung  der  ,  Dinge,  die  gerichtliche 
Entscheidung  erfordern",  wo  derlei  Dinge  zuzuweisen  sind  und 
wo  man  Prozeßkosten  und  Gebühren  (Ressit)  zahlen  soll. 

§  1.  Sucht  jemand  Gerechtigkeit  in  einer  großen  oder 
kleinen  Angelegenheit  und  wendet  er  sich  schriftlich  oder 
mündlich  an  den  Mjudirin  im  Bezirke  oder  an  den  Kajma- 
kamin  oder  seinen  Gehilfen  (Muawin)  in  den  Kreisen,  so  ist 
die  Streitsache  an  das  Scheriatgericht,  d.  h.  an  das  geistliche 
Gericht  zu  weisen.  Ist  die  betreffende  Streitsache  nach  dem 
Gesetze  zu  entscheiden,  so  wird  der  Prozeß  an  das  Gemeinde- 
gericht (Gemeinderat)  —  Dawin  —  Medzilissi  gewiesen  oder  an 
das  Kassationsgericht  in  den  Provinzen  (Sandzaks)  —  Temisi 
—  Hukuk  genannt.  Ist  die  Streitsache  vor  dem  Handels- 
gericht zu  entscheiden,  so  ist  die  Streitsache  dem  Handels- 
gerichte zuzuweisen. 

Die  Kaimakams,  die  Muawiten  und  die  Mjudjuri  des  be- 
treffenden Umkreises  haben  kein  Recht  Prozesse  zu  entscheiden. 
In  Fällen,  wo  der  Wert  der  Streitsache  nicht  den  Betrag  von 
40  Groschen  übersteigt  und  die  Schlichtung  des  Streites  zur 
Befriedigung   beider  Parteien   möglich   ist ,   ist  die  Streitsache 


^)  Zeitung  ,Dunaw*   vom  Jahre  1865-  Nr.  24.   11.  August. 


Einige  türkische  Gesetze  und  Verordnungen  vom  Jahre  1865 — 1876.     281 

an  kein  Gericht  zu  weisen,  sondern  es  soll  mittels  Ver- 
gleiches geschehen.  Bei  derlei  Prozessen  geringen  Wertes, 
die  mittels  Vergleichen  zu  schlichten  sind,  soll  weder  Prozeß- 
kosten noch  Gebühren  entrichtet  werden. 

§  2.  Die  Einnahmen,  die  mit  dem  Ausstellen  der  Steuer- 
protokolle und  der  Iljamiti  verbunden  sind,  die  von  den 
Handelsgerichten  ausgestellt  werden ,  sind  zur  Deckung  der 
Gehalte  eines  Präsidenten  des  Gerichtes  oder  der  Gerichtsräte 
bei  diesen  Gerichten  zu  verwenden.  Es  sind  diese  Auslagen 
den  Handelsgerichten  zu  entnehmen.  Die  Auslagen,  die  bei 
Ueberweisung  von  Strafsachen  eines  Gerichtes  an  das  andere 
vorkommen,  sei  es  bei  geistlichen  Entscheidungen  wie  Hjud- 
zeti,  Kassami,  Isinamet,  die  seitens  der  geistlichen  Gerichte  ge- 
geben werden,  oder  seitens  des  obersten  Gerichtes  ausgestellt 
werden,  werden  seitens  des  Bezirkssprengeis  (Kaasa)  gedeckt  und 
bei  Prozessen  von  dem  obersten  Gerichtshofe  vom  Sandzak  — 
Kreisverwaltung.  Die  Gerichtsgebühren  bei  entschiedenen  Pro- 
zessen, sowie  von  Waren,  die  der  Regierung  zufallen,  werden 
bei  Bezirksgerichtsprozessen  vom  Bezirke,  bei  Kassationspro- 
zessen dagegen  vom  Kreise  gedeckt. 

§  3.  Um  es  zu  ermöglichen,  das  Datum,  die  Nummer  und 
den  Betrag,  sowie  der  Auslagen  und  Kanzleispesen  beim  Aus- 
folgen der  Briefe,  Geldbriefe,  die  vom  geistlichen  Gerichte  aus- 
gestellt werden,  genau  zu  verzeichnen,  sowie  die  Spesen ,  die 
Steuerzahlungsprotokolle  verursachen ,  zu  verzeichnen ,  des- 
gleichen vom  Medzilissi-Dawin  und  der  obersten  Gerichts- 
kommission nebst  Gebühren  für  Fälle  abgeurteilter  Sachen  ein- 
zutragen, werden  drei  Arten  gedruckter  Bücher  begründet, 
die  von  den  Schreibern  der  Kreisgerichte  bzw.  des  obersten 
Gerichtes  verwaltet  werden.  Bei  jedem  Kreisgericht  und  beim 
obersten  Gerichte  wird  eine  Kasse  gegründet,  die  seitens  aller 
Mitglieder  des  Kreisgerichtes  zu  überwachen  ist  und  zwar  der 
Reihe  nach  von  einem  der  Mitglieder  bewacht  und  verwaltet 
werden  soll.  Die  drei  gedruckten  Hefte,  nachdem  sie  seitens 
der  Gerichtsschreiber  gehörig  ausgefüllt  werden,  werden  in  die 
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Gerichtskasse   gelegt,    die   jeden  Abend  von   einem   Schreiber 
und  einem  Gerichtsmitglied  zu  versiegeln  ist. 

§  4.  Wie  aus  obigem  §  3  ersichtlich  ist,  enthalten  die 
drei  Arten  der  gedruckten  Hefte  den  Betrag  der  Auslagen  in 
Streitsachen  vor  dem  geistlichen  Gerichte  und  für  Steuer- 
zahlungsprotokolle, die  von  der  Gemeindekommission,  Kreis- 
und  obersten  Kommission  gemacht  werden,  so  auch  die  Spesen 
für  Ressimiti,  die  mau  für  die  Abgeurteilten  gezahlt.  Am 
Ende  dieser  Hefte  sind  kleine  Coupons,  die  man  wegschneidet, 
nachdem  man  sie  mit  dem  Amtssiegel  versehen.  Der  Coupon  hat 
dieselbe  Nummer  zu  tragen,  wie  das  Heft  selbst.  Die  Coupons 
befinden  sich  nun  in  der  betrefi'enden  Kasse  mit  den  Heften 
zusammen.  Einer  weiter  unten  zu  bestimmenden  Regel  ent- 
sprechend werden  diese  Coupons  von  den  Schreibern  des  Medzi- 
lissi,  die  jeden  Monat  darüber  Rechnung  ablegen,  verzeichnet. 

Die   Auslagen    vor    den   geistlichen   Gerichten   für 
die   Ausstellungen  von  Senete  =  Schriftsätzen. 

§  5.  Die  Hjudzatiti  =  Buch  für  Beweisaufzeichnung,  Ile- 
miti,  Kassamiti,  Isinnamet,  d.  h.  alle  kleinen  und  großen  geist- 
lichen Bücher  und  Seneti,  seien  es  solche,  die  die  Art  mancher 
Entscheidungen  enthalten,  bei  Streitsachen,  die  direkt  an  das 
geistliche  Gericht  kommen  oder  demselben  überwiesen  sind, 
sowie  Papiere,  die  für  ein  Landgut  gegeben  werden,  alle  diese 
Seneti,  nachdem  sie  geschrieben  werden  und  bevor  sie  ver- 
siegelt werden,  nachdem  man  den  Betrag  dieser  Dokumente 
eigenhändig  vom  Naib  Effendi  in  Ziffern  und  Worten  fest- 
gestellt, werden  direkt  den  Dawin  Medzilissi  (Kreisgerichts- 
koramission)  oder  den  obersten  Gerichten  zugestellt. 

Vor  den  geistlichen  Gerichten  ist  das  Verfahren  gebühren- 
frei, es  darf  daselbst  weder  eine  Auslage  gemacht  werden, 
noch  eine  kjatibie  (Schreibtaxe) ,  noch  kalemie  (Bureautaxe) 
oder  ikramie  (Prämie)  verausgabt  werden. 

Vor  den  geistlichen  Gerichten  muß  man  nur  folgende 
Gebühren  zahlen: 
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1.  Den  Wert  des  Papiers  wazakaj-sachicha  =  Autheii- 
tizitätsschriftsatzgebühr,  auf  dem  Senete  gedruckt  werden ;  den 
Betrag  hat  die  Partei  zu  bezahlen. 

2.  Den  Gehalt  des  Meimuzin ,  den  man  um  einen 
keschf  (Entdeckung)  schicken  muß,  und  den  Gehalt  eines 
Mubaschir  =  Boten,  Amtsdieners,  den  die  Regierung  fest- 
stellen muß.  Diese  Beträge,  Belohnung  des  Mubaschirin 
(Amtsdieners)  und  des  M  ei  murin  (Beamten)  werden  vom 
Medziliss  (Gemeinde Verwaltungskommission)  bestimmt  und 
sind  sodann  von  der  Partei  zu  zahlen. 

Ist  es  notwendig,  wegen  keschf  =  Entdeckung,  Eruierung 
seitens  des  geistlichen  Gerichtes,  wegen  eines  Verbrechens,  sei 
es  eines  Mordes  oder  Verwundung  nachzuforschen,  so  sind 
keine  Gebühren  oder  Belohnungen  oder  Bemühungen  von  nie- 
manden weder  zu  empfangen  noch  zu  fordern. 

§  6.  Sind  die  Senete  (Schriftsätze)  von  den  Gerichts- 
kommissionen (Medziliss)  empfangen ,  so  werden  die  Auslagen 
nach  der  Anmerkung  am  Rücken  des  Scheines  (Senet  genannt) 
gezahlt  und  nachdem  man  den  Betrag  in  das  Heft  eingetragen, 
wird  man  nach  der  Anmerkung  des  Naib  Effendi  folgendes 
hinzufügen:  Die  Auslage  ist  gemacht  worden,  und  sie  wird 
mit  dem  Siegel  des  Gemeindegerichtes  versehen,  wobei  man 
die  Nummer  des  Heftes  beilegt.  Nach  all  dem  sind  die  Senets 
dem  Naib  Effendi  zurückzustellen. 

Derjenige,  der  das  Geld  gegeben  hat,  um  damit  vom  Ge- 
richt den  Senet  (Schriftsatz)  zu  bekommen,  bekommt  eine 
Quittung  (Makbuz-Tesskere),  von  denen  im  §  4  die  Rede  war, 
daß  sie  für  derlei  Auslagen  bestimmt  sind.  In  dieser  Quittung 
ist  der  Betrag  der  Auslagen,  Name  der  Partei  und  die  Num- 
mer des  Eintragebuches  einzutragen  und  die  Quittung  ist  so- 
dann mit  dem  Gerichtssiegel  zu  versehen. 

Der  Naib  Effendi  ^)  wird,  nachdem  er  diese  Quittungen  ge- 
sehen, den  Gerichtssiegel  des  geistlichen  Gerichtes  daraufdrücken, 


®)  Ein  Beamter. 
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ein  Protokoll  darüber  aufnehmen  (Sidzil)  und  denselben  der 
Partei  ausfolgen.  Die  Quittung,  die  man  seitens  des  Medziliss 
zur  Deckung  der  Auslagen  ausstellte  und  der  Gemeindegerichts- 
kommission zugeschickt  wurde ,  wird  bis  zum  ersten  Tag 
jedes  Monates  aufbewahrt,  wo  man  eine  Rechnung  darüber 
entwirft. 

§  7.  Diese  Quittungen  w^erden  bei  Gericht  gesammelt  und 
aufbewahrt ,  wobei  die  Schreiber  des  Mechkeme  am  ersten 
jeden  Monates  sich  mit  den  Gerichtsschreibern  des  Medziliss 
zu  versammeln  haben,  um  die  Quittungen  mit  dem  Stande  der 
Bücher  zu  vergleichen.  Dem  Muster  gemäß  haben  sie  ein 
Heft  anzulegen,  das  die  einzelnen  Quittungsbeträge,  einen  nach 
dem  anderen,  die  der  Medziliss  gegeben  hat,  enthalten  soll. 
Dieses  Heft  soll  sodann  von  den  Schreibern  des  Mechkeme 
und  von  den  Gerichtsschreibern  des  Medzilisses  mit  Siegel 
versehen  und  von  den  Mitgliedern  des  Verwaltungsrates  be- 
stätigt werden.  So  ist  das  Heft  dem  Verwaltungsrate  zu  über- 
geben. 

§  8.  Dieses  Buch  wird,  wie  im  vorigen  Paragraphen  ge- 
sagt wurde,  vom  Gemeindegerichte  (Idare  Medzilissi)  durch- 
gesehen und  bestätigt. 

Ein  Fünftel  der  Auslagen,  d.  h.  20  *^/o  der  Auslagen,  die 
nach  dem  Gesetze  von  den  Gebühren  für  die  von  dem  geist- 
lichen Gerichte  ausgestellten  Schriftsätze  erwachsen,  fallen 
den  Schreibern  des  Gerichtes  und  den  Amtsdienern  zu.  Des- 
wegen ist  der  fünfte  Teil  der  Auslagen ,  die  man  im  Laufe 
des  einen  Monates  eingetrieben ,  zu  buchen  seitens  des  Ver- 
waltungsrates und  entweder  zugunsten  des  obersten  Gerichts- 
hofes oder  des  Appellationsgerichtes,  falls  der  ganze  Medziliss 
(Rat)  beisammen  ist,  durch  den  Naib  Effendi  unter  den 
Gerichtsschreibern  und  Amtsdienern  zu  verteilen.  Der  Rest 
wird  dem  Staatsschatze  gutgeschrieben.  Die  Scheine,  die 
man  diesbezüglich  von  beiden  Seiten  bekommen  wird,  werden 
in  ein  spezielles  Buch  eingetragen  und  im  Schatzkasten 
verwahrt. 
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lieber  Auslagen  anläßlich  der  Protokoll })e Schlüsse 
des  obersten  Gerichtshofes  und  des  Kreisgerichtes. 

§  9.  Bei  Streitsachen,  deren  Wert  den  Betrag  von  40  Gro- 
schen nicht  übersteigt,  und  in  Fällen,  wo  der  Streit  durch  Ver- 
gleich beendet  werden  kann,  ist  das  Verfahren  gebührenfrei. 
In  Fällen,  wo  der  Streit  nicht  vergleichsweise  beendet  werden 
kann ,  muß  der  Rechtsstreit  entweder  an  das  oberste  Gericht 
gewiesen  werden  oder  an  das  Kreisgericht,  in  Sachen,  bei  denen 
nach  dem  Gesetze  eine  Voruntersuchung  nötig  erscheint,  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  der  Streitgegenstand  den  Betrag  von 
40  Groschen  übersteigt  oder  nicht,  und  in  Fällen,  wo  der  Streit 
nicht  friedlich  verglichen  werden  kann.  In  diesen  Fällen  werden 
Protokollverordnungen  (Masbata)  erlassen.  Diese  Protokollver- 
ordnungen sollen  detailliert  ausgefertigt  werden;  dem  Reglement 
der  Provinz  entsprechend  werden  derlei  Protokollverordnungen 
den  Bezirkspolizeichefs  in  den  Bezirken  und  den  Kreispolizei- 
chefs in  den  Kreisen  gegeben.  W^ie  es  erlaubt  ist,  daß  man 
mit  dem  Gerichtssiegel  des  obersten  Gerichtes  oder  des  Kreis- 
gerichtes die  Protokollverordnungen,  die  bei  kleinen  geringen 
Angelegenheiten  erlassen  werden,  siegelt,  so  ist  es  auch  erlaubt, 
ganz  kurz  eine  Bestätigung  (Ilmichaber)  auf  einem  kleinen 
Stück  Papier  aufzuschreiben,  in  Angelegenheiten,  die  keine 
Untersuchungen  und  Ausforschungen  erheischen.  Dieses  Schrift- 
stück, Ilmichaber  genannt,  muß  mit  dem  großen  Siegel 
versehen  sein. 

Es  wird  ein  Heft  über  die  Quittungsbeträge  errichtet, 
worin  man  den  Betrag  einer  jeden  Quittung,  die  der  Gemeinde- 
gerichtskommission zugekommen  ist,  bucht.  Das  Heft  (Buch) 
wird  sodann  von  den  Schreibern  des  Geistlichengerichtes  und 
der  Gemeindegerichtskommission  versiegelt  und  von  den  Mit- 
gliedern des  Gemeindegerichtes  bestätigt. 

§  10.  Die  Protokollentscheidungen  sollen  auf  authen- 
tischem Staatspapier  geschrieben  sein,  dessen  Wert  dem  Be- 
trage der  Streitsache  entsprechen  soll. 
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Von  den  Beträgen  der  Streitsachen  wird  1  Para  vom 
Groschen  als  Gerichtskostenbetrag  berechnet.  Diese  Auslagen 
wie  auch  der  Wert  des  authentischen  Papieres  werden  von 
den  Parteien  gezahlt,  die  Protokollverordnung  wird  dem  Orts- 
polizeichef bzw.  dem  Kreispolizeichef  zugestellt.  Bei  Auslagen 
für  Schriftsätze,  die  das  geistliche  Gericht  ausstellt,  wird 
1  Para  vom  Groschen  als  Auslage  in  das  betreffende  Heft  ein- 
getragen. Dafür  wird  der  Partei  eine  Quittung  ausgestellt, 
worin  der  Name  der  Partei,  der  Betrag  der  Auslagen  und  die 
Nummer  einzutragen  sind.  Diese  Quittung  wird  der  Partei 
übergeben,  damit  diese  ihren  Schriftsatz  vom  Ortspolizeichef 
oder  Kreispolizeichef  verlangen  kann. 

§  11.  Die  Partei  übergibt  die  Quittung  dem  Kreispolizei- 
chef oder  dem  Ortspolizeichef  und  bekommt  dafür  den  Schrift- 
satz, für  dessen  Ausstellung  sie  die  Gebühren  im  voraus  be- 
zahlt hat.  Die  so  übergebenen  Quittungen  sind  an  einem  Orte 
aufzubewahren. 

Will  die  Partei  eine  Geldeintreibung  im  Verwaltungswege 
durchsetzen,  so  ist  folgendes  Verfahren  maßgebend. 

Ueber  die  Art  der  Auszahlung  der  Gebühren. 

§  12.  Will  jemand  im  Verwaltungswege  Gebühren  oder 
bei  einem  Rechtsstreite  die  Gerichtsgebühren  seitens  der  unter- 
legenen Partei  eintreiben,  oder  gebührt  einer  Partei  etwas  auf 
Grund  eines  Protokollbeschlusses  oder  auf  Grund  von  Beweis- 
mittelheften, die  von  den  geistlichen  Gerichten  ausgestellt  sind, 
oder  von  der  Kreisgerichtskommission  Spesen ,  die  die  Partei 
im  voraus  gemacht  hat,  so  wird  der  Partei  der  beanspruchte 
Betrag  auf  Grund  der  Schriftstücke,  die  sie  in  Händen  hat, 
eingetrieben. 

Die  Eintreibung  der  Gebühren,  die  nach  dem  Gesetze 
einzutreiben  sind,  wobei  man  1  Para  auf  1  Groschen  rechnet, 
vom  Wert  der  Streitsache  ausgehend,  muß  nach  Befriedigung 
beider  Parteien    geschehen,    sei    es   nach   dem  bevorstehenden 
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oder  abgeschlossenen  Vergleiche.  Demzufolge  werden  beide 
Parteien  an  das  oberste  Gericht  oder  an  das  Kreisgericht  ge- 
wiesen, wo  man  folgendes  Verfahren  einleitet. 

Vor  allem  wird  in  ein  spezielles  Buch  die  Nummer ,  das 
Datum  und  der  Name  des  Schuldners  und  des  Gläubigers  ein- 
getragen, der  Schriftsatz,  h-ihhiih,  oder  die  Protokollverordnung, 
die  Zahlungsfristen,  der  Name  des  Bürgen  oder  das  Pfand. 
Werden  die  Summen  eingetrieben  und  der  betreibenden  Partei 
übergeben,  so  werden  die  leeren  Plätze  im  Buche  (Gebühren- 
eintreibungsbuch) ausgefüllt,  und  die  Partei,  die  den  Betrag 
empfangen  hat,  muß  unterfertigen  und  ihr  Siegel  bei- 
drücken. Ist  die  Partei  des  Schreibens  unkundig,  so  soll  sie 
nur  ihren  Finger  aufs  Buch  drücken  und,  damit  man  weiß, 
daß  die  Partei  selbst  den  Finger  daraufgedrückt  hat,  müssen 
zwei  •  Zunftgenossen  der  betreibenden  Partei  das  Heft  mit 
unterfertigen  und  mit  besiegeln. 

Auf  diese  Art  wird  der  zugesprochene  Betrag  seitens  der 
Regierung  eingetrieben  und  der  betreibenden  Partei  übergeben. 
Wird  die  Gebühr  eingetrieben,  so  wird  vom  Betrage  dieser 
1  Para  für  je  1  Groschen  der  Partei  abgeschrieben  und 
dieser  Betrag  in  eine  Quittung  eingetragen,  die  für  derlei  Ge- 
bühren bestehen.  Die  Quittung  wird  mit  der  Nummer  des 
Eintragbuches  versehen ,  von  dem  sie  abgeschnitten  ist,  und 
wird  in  die  Hände  desjenigen  übergeben,  der  die  Gebühr  ent- 
richtet hat. 

§  13.  Alle  Protokollbeschlüsse  sind  im  Laufe  des  Monats 
seitens  des  obersten  Gerichtes  oder  des  Kreisgerichtes,  nach- 
dem die  Spesen  für  dieselben  bezahlt  werden ,  vom  Gerichts- 
schreiber an  den  Kreispolizeichef  und  den  Präfekten  oder 
Kreispolizeichef  zu  schicken.  Die  Quittungen ,  die  der  Ge- 
bühr wegen  gegeben  werden ,  verbleiben  in  den  Händen 
der  Partei,  die  die  Gebühr  entrichtet,  und  deswegen  ist 
es  unmöglich,  diese  Quittungen  zu  sammeln  und  an  einem 
Orte  zu  bewahren.  Doch  kann  man  ihre  Qualität  leicht 
dadurch    feststellen,    daß    sie   im    Buche    verzeichnet   und   mit 
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einer  Nummer  versehen  sind.  Die  Rechnung  dieser  Quittungen 
ist  aus  diesen  Eintragungen  im  Quittungsbuche  jeden  Monat 
alten  Stils  zu  ersehen.  Die  Auslagen  sind  mit  dem  Betrage  der 
Quittung  zu  vergleichen;  für  die  Beträge,  die  für  die  Protokoll- 
beschlüsse entrichtet  sind  und  bei  einem  besonderen  Protokoll- 
beschluß für  die  Protokollbeschlußspesen  und  für  den  ganzen 
Betracr  der  cranzen  Gebühr,  die  den  Gegenstand  des  Protokoll- 
beschlusses  bildet,  werden  Eintragebücher  gegründet,  die  die 
Einnahmen  eines  jeden  Monats  enthalten.  Diese  Eintragebücher 
werden  von  den  Inspektoren  versiegelt  und  von  den  Schreibern 
des  Gemeindegerichtes  werden  sie  dem  Kreisgerichte  zugestellt, 
wo  sie  untersucht  werden,  ob  die  Eintragebücher  richtig  ge- 
führt sind  und  werden  von  unten  bestätigt.  Mit  den  Geld- 
beträgen werden  diese  Eintragebücher  dem  Staatsschatze 
übergeben. 

Die  Quittung,  die  dafür  der  Staatsschatzmeister  (Sandyk- 
Effendi)  ausstellt,  wird  dem  obersten  Gerichte  und  den  Kreis- 
gerichten übergeben,  in  das  Eintragebuch  eingeschrieben  und 
in  dem  Staatsschatzkasten  verwahrt. 

§  14.  Die  drei  Arten  gedruckter  Eintragebücher,  die  man 
für  derlei  Einnahmen  führt,  werden  immer  im  Staatsschatz- 
kasten versiegelt  aufbewahrt. 

Man  soll  dabei  achtgeben,  damit  man  bei  den  Nummern 
nicht  fehlgehe  beim  Gebrauche  dieser  drei  Arten  Eintrage- 
bücher. Sollte  etwas  auf  dem  unrichtigen  Platze  eingetragen 
sein,  so  soll  es  weder  ausgelöscht  noch  abgewetzt,  es  soll  nur 
darüber  ein  Strich  gezogen  werden. 

§  15.  Die  Eintragebücher,  die  man  dem  Staatsschatze 
übergibt,  worin  man  Posten  für  Posten  den  Betrag  der  drei 
Arten  Auslagen  und  Gebühren,  die  man  in  jedem  Umkreise  im 
Laufe  eines  Monats  einkassiert,  einschreibt,  werden  in  das  Monats- 
einschreibebuch  eingetragen   und   dem   Präfekten   zugeschickt. 

Diese  Eintragebücher,  wie  die  Eiutragehefte,  die  man  nach 
dem  Yorhergesagten  bezüglich  der  Gebühreneinnahmen  der 
obersten  Gerichte  einrichten  wird,   werden  den  Finanzbureaus 
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überwiesen,  dem  Bureau  (Mal-Kalerai  genannt).  In  dieser 
Kanzlei  wird  man  nachrechnen,  wieviel  und  bis  zu  welchem 
Posten  man  von  den  Beträgen  einer  jeden  Quittung  ausgegeben 
hat,  die  man  in  spezielle  Eintragebücher  einschreibt,  werden 
jeden  Monat  gebucht  und  den  allgemeinen  Einkünften  gutge- 
schrieben. Desgleichen  wird  man  mit  allen  Eintragebüchern 
eines  jeden  Bezirkes  vorgehen,  und  nachdem  man  die  Richtig- 
keit dieser  Eintragebücher  festgestellt,  werden  diese  Eintrage- 
hefte dem  Bureau  der  Archivare  überwiesen.  Stehen  welche 
Mängel  in  den  Eintragebüchern  fest,  so  werden  sie  dem  Kreis- 
präfektenrate  zur  Untersuchung  überwiesen. 

Die  Kreispräfekten  schicken  jeden  Monat  zur  Kenntnis- 
nahme in  die  Hauptstadt  des  Wilaetes  (Provinz)  eine  Schrift, 
die  versiegelt  ist  und  worin  die  drei  Gebührenarten  und  Aus- 
lageposten des  Kreises  eingetragen  sind. 

§  16.  Wenn  man  die  Ausführung  dieser  Rechtsordnung 
erprobt  und  wenn  man  manche  Stellen  verbessern,  verändern, 
vervielfältigen  oder  vermindern  will,  so  hat  die  Hauptstadt 
der  Provinz  das  Nötige  zu  veranlassen. 

Ein  Ergänzungsparagraph  (Entscheidung  des 
Kreisverwaltungsrates). 

Will  jemand  ein  Duplikat  eines  Protokolls  oder  anderer 
Schriftakte,  die  ein  Urteil  des  obersten  Gerichtes  oder  des 
Kreisgerichtes  enthalten ,  haben ,  so  soll  die  Partei  eins  von 
fünf  (20  ^/o)  von  der  Auslage,  die  man  für  die  Ausstellung  des 
Originals  gegeben,  bezahlen.  Beispiel:  Hat  man  100  Groschen 
für  die  Ausstellung  eines  Schriftsatzes  gezahlt,  so  muß  man  fürs 
Duplikat  ein  Fünftel  davon  bezahlen,  d.  h.  20  Groschen.  Den 
gleichen  Betrag  entrichtet  man  auch  beim  Ausstellen  des 
Schriftsatzes  zum  drittenmal. 

Die  Gebühren  für  Duplikate  und  Triplikate  bekommt  der- 
jenige der  Schreiber  des  obersten  Gerichtes  und  des  Kreis- 
gerichtes, der  seitens  des  Kreisrates  dazu  ausgewählt  wird. 
Am  28.  Muharet  1282  erlassen. 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXXII.  Band,  19 
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IV. 

Gesetz    über    die    Eintreibung    der    Militärsteuer 
(Be del)  s eiten s  derjenigen,   der en  Namen  ausgelost 

werden. 

§  1.  Die  Xamen  derjenigen,  die  man  als  railitärsteuer- 
pflichtig  ausgelost,  sollen  von  den  kaiserlichen  Armeen,  die 
außerhalb  Konstantinopels  disloziert  sind,  von  den  kaiserlichen 
Armeeräten  und  seitens  einer  Untersuchungskommission  fest- 
gestellt werden.  Von  nun  an  werden  Personen,  die  Bedel 
zahlen,  nicht  mehr  persönlich  ihren  Dienst  leisten,  sondern 
man  wird  anstatt  dessen  Geld  einnehmen.  Der  Betrag,  der 
dafür  als  Militärsteuer  kraft  §  28  des  kaiserlichen  Auslosungs- 
gesetzes seitens  der  Person,  die  Militärsteuer  zahlt,  entrichtet 
wird,  soll  derart  sein ,  daß  ihn  auch  der  Steuerpflichtige  im- 
stande ist  zu  zahlen,  ohne  eines  seiner  unbeweglichen  Güter 
dazu  verkaufen  zu  müssen,  wie  Weinberg,  Garten,  Feld,  Haus 
und  das  zum  Feldbau  Nötige. 

§  2.  Der  Betrag  dieser  Militärsteuer,  den  man  jedes  Jahr 
einnimmt,  wie  es  bei  den  kaiserlichen  Armeen  nach  der  Lei- 
stungsfähigkeit und  den  Erfordernissen  bestimmt  werden  wird, 
wird  manches  Jahr  vermehrt  werden  und  manches  vermindert. 
Die  bestimmte  Quantität  wird  im  Ferman  bestimmt  werden, 
den  man  aaf  das  Los  herausgeben  wird.  Das  Minimalmaß 
des  Betrages  ist  50  Liras  türkischen  Geldes  und  der  Maximal- 
betrag ist  120  türkische  Liras  jährlich,  wobei  man  für  jede 
Armee  den  Preis  der  Militärsteuer  bestimmen  wird  innerhalb 
der  Rahmen  dieser  zwei  Grenzen. 

§  3.  Die  Verzeichnisse  der  Steuerpflichtigen,  die  dem  Los 
zufolge  Bedel  nachträglich,  d.  h.  bevor  sie  eingerückt,  zahlen 
werden,  müssen  vorbereitet  sein,  bevor  die  Einberufenen  in  ihre 
Truppenteile  einrücken  und  sie  müssen  der  Ortsbehörde  des 
Bezirkes  oder  dem  Ortsverwaltungsbeamten  (Kaimakam)  über- 
reicht werden.  Will  jemand  der  Steuerpflichtigen  seinen  Steuer- 
betrag später  einzahlen,  so  wird  er  ihn  dem  Beamten  und  dem 
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Redifkommandanten ,  der  den  Betrag  einsammelt,  übergeben; 
dieser  Beamte  wird  sich  immer  im  Auslosungsrate  befinden. 
Der  Beamte,  der  die  Steuersumme  bekommt,  überreicht  dem 
Ueberbringer  einen  provisorischen  Schein ,  den  mau  zurück- 
nimmt, sobald  man  dem  Steuerpflichtigen  ein  Steuerheft  seitens 
der  Reserveeinberufungsbehörde  übermittelt.  In  das  Steuerheft 
wird  der  Militärsteuerbetrag,  den  der  Steuerpflichtige  der 
Obrigkeit  des  Umkreises  und  des  Bezirksrates  überreicht  hat, 
es  wird  der  Umkreis,  dem  der  Steuerpflichtige  angehört,  sein 
Dorf,  Hausnummer,  Nummer,  Gesichtszüge,  der  Steuerbetrag 
und  das  Jahr,  in  dem  er  ausgelost  wurde,  eingetragen.  Gleich- 
zeitig werden  seitens  dieser  Behörden  zwei  motivierte  Entschei- 
dungen (Masbata)  entworfen,  den  Steuerheften  ähnlich,  und  es 
werden  alle  Steuerpflichtigen,  die  ihren  Steuerbetrag  gezahlt 
haben,  in  jedem  Umkreis  aufgezeichnet.  Deren  Dörfer,  Haus- 
nummern, deren  materielle  Lage,  die  Form  des  Geldes  (Wäh- 
rung), in  der  sie  ihre  Steuer  gezahlt  nebst  des  ganzen  Steuer- 
betrages wird  in  diese  Schriftsätze  (Masbata)  eingetragen.  Von 
diesen  beiden  Schriftstücken  (Masbata)  wird  eines  dem  Beamten, 
dem  Steuersammler  gegeben,  das  zweite  Schriftstück  bekommt 
direkt  der  Siegelbewahrer  der  betrefi'enden  Armee.  Für  das  Geld, 
das  man  von  der  Militärtaxe  einsammelt,  nachdem  es  dem  Be- 
amten (Einsammler)  übergeben  wird,  hat  die  Lokalverwaltung 
das  Nötige  zu  veranlassen  und  diese  Einnahmen  bis  zum  Mittel- 
punkt des  Armeesprengels  zu  befördern.  Sind  diese  Protokoll- 
beschlüsse bezüglich  der  Militärsteuer  abgefaßt,  so  ist  der  Be- 
trag dem  Armeerate  zu  übergeben  und  es  werden  die  Häuser- 
scheine (Kaidi)  der  Steuerzahler  mit  den  Personen ,  die  die 
Grundsteuer  wirklich  gezahlt,  den  Büchern  für  Volkszählung 
und  mit  den  Büchern,  worin  man  die  Lospflichtigen  einträgt, 
verglichen.  Diese  Beträge  werden  seitens  des  Lokalrates 
(Medziliss)  bestätigt  und  in  besondere  Bücher  (Joklamin)  ein- 
geschrieben. Sodann  sollen  den  Steuerzahlenden  erst  die  for- 
mellen Steuerbücher  zugestellt  und  den  Steuerzahlern  diese 
Bücher  durch  ihre  Militärvorgesetzten  übergeben  werden.    Die 
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Steuerbücher  werden  durch  die  lokalen  Militärbehörden  hin- 
geschickt und  diese  haben  dafür  die  früher  hingelangten  ge- 
druckten Blankette  zu  empfangen.  Das  Verfahren  ist  dem 
lokalen  Militärvorgesetzten  seitens  der  Armeeverwaltung  mit- 
zuteilen. Die  Steuerbücher  werden  den  Steuerpflichtigen  über- 
reicht durch  die  Vorgesetzten  der  Redifen,  wo  sie  in  Büchern 
einzutragen  sind  und  es  sollen  dafür  die  provisorischen  Scheine 
eingezogen  und  der  Hauptgarnisonsstadt  der  Armeeleitung  zu- 
gestellt werden.  Fällt  das  Los  auf  Unbekannte  und  es  wollen 
die  Väter  dieser  Ausgelosten  die  Steuerbeträge  erlegen,  so  wird 
dabei  das  oben  beschriebene  Verfahren  eingehalten,  lieber 
den  Betrag  der  Militärtaxe,  den  man  im  Laufe  des  Jahres  für 
jedes  Armeebereich  einkassierte,  wird  ein  allgemeiner  Protokoll- 
beschluß  ausgestellt,    den    man    dem  Kriegsminister   zusendet. 

§  4.  Hat  man  diese  Protokollbeschlüsse  durchgesehen  und 
sind  dieselben  seitens  der  Kreisbehörde  und  des  Rates  des 
Vorstehers  einer  Kaaza  direkt  in  die  Hauptstadt  der  Armee- 
leitung geschickt  worden,  wovon  man  eine  Abschrift  dem  Be- 
amten (Steuersammler)  gibt,  und  nachdem  man  das  Buch  über 
die  Zahl  der  Bevölkerung,  das  Buch  für  Volkszählung  mit  dem 
obigen  Protokollbeschluß  verglichen,  so  im  Falle  man  einen 
Unterschied  findet,  sei  es  betreffend  des  Namens  des  Steuer- 
zahlers, der  materiellen  Lage  oder  etwas  anderem,  woraus  ein 
Verdacht  entstehen  könnte,  so  sind  sofort,  mit  der  nötigen 
Sorgfalt,  seitens  des  Armeerates  die  nötigen  Untersuchungen 
einzuleiten. 

§  5.  Diejenigen,  welche  ihre  MilitUrsteuer  zahlen  wollen, 
nachdem  sie  eingerückt  sind,  haben  einen  Betrag  für  fünf 
Jahre  zu  entrichten.  Derlei  Militärsteuerbeträge  sollen  dem 
Preise  dieser  Steuer  für  den  betreffenden  Zeitraum  entsprechen. 

§  6.  Die  Militärsteuerpflichtigen,  die  in  Konstantinopel 
wohnen,  haben  einen  Ilmihaber  (Bestätigung)  an  ihre  Stadt- 
viertelbürgermeister vorzulegen.  Werden  sie  aus  der  Armee 
der  Hauptstadt  ausgeschrieben,  so  haben  sie  diesen  Zuschlag 
dem    lokalen    Ortsverwaltungsrat    (Medziliss)     zu    entrichten. 
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Werden  dagegen  diese  Steuerpflichtigen  den  außerhaupt- 
städtischen Armeen  ausgeschrieben,  so  wird  diese  Bestätigung 
der  Assentierungskommission  gegeben.  Die  auswärtigen  Be- 
wohner bekommen  einen  Protokollbeschluß  seitens  des  lokalen 
Verwaltungsrates  (Medziliss)  derjenigen  Armee,  in  der  sich  die 
Kaaza  der  Abteilung  befindet  und  haben  diesen  Ilmihaber 
(Bestätigung)  nebst  einem  Gesuche  diesem  Verwaltungsrate 
(Medziliss)  vorzulegen.  Vor  allem ,  nachdem  man  ihnen  die 
Scheine  ausgestellt,  sind  für  Konstantinopel,  dem  Verwal- 
tungsrate dieser  Armee  und  der  Kommission  entsprechend,  für 
die  außerhalb  Konstantinopels  liegenden  Armeen  den  Verwal- 
tungsräten dieser  kaiserlichen  Armeen  entsprechend,  die  Vor- 
schriften der  §§  2  und  9  des  28.  Titels  des  Losgesetzes  betrefiend 
der  Militärsteuer  maßgebend,  und  es  werden  die  auswärtigen  Be- 
wohner den  bekannten  Bedingungen  gemäß  aufgenommen.  In 
den  oben  erwähnten  Verwaltungsräten  und  Kommissionen  sollen 
spezielle  Bücher  geführt  werden,  worin  man  die  Namen  der 
Militärsteuerzahlenden  einträgt.  Wird  die  Militärsteuer  einge- 
trieben, so  ist  der  eingelaufene  Betrag  in  das  Militäreintragebuch 
gleichzeitig  mit  dem  Gelde,  das  man  eingenommen,  einzuschreiben. 

Für  diejenigen  Konstantinopler  Einwohner,  deren  Plätze 
noch  nicht  unter  das  Los  gefallen  sind,  da  sie  insgesamt  von 
der  Militärpflicht  befreit  sind ,  falls  manche  derselben  sich 
steuerpflichtig  einschreiben  wollen ,  ist  das  Alter  von  20  bis 
30  Jahren  ausschlaggebend.  Diesen  Militärsteuerzahlenden 
wird  der  Betrag,  den  sie  freiwillig  entrichtet,  nicht  in  die 
Hände  gegeben,  sondern  man  wird  ihnen  jährlich  ein  Fünftel 
davon  zurückzahlen,  im  Falle  sie  dennoch  dienen  wollen. 
Und  damit  sie  in  den  Händen  eine  Kaution  haben,  so  be- 
kommen sie  ein  wechselartiges  Dokument  seitens  des  Alai 
oder  des  Bataillons. 

§  7.  Gehört  jemand  den  auswärtigen  kaiserlichen  Ar- 
meen an  und  will  er  die  Militärsteuer  in  Konstantinopel  zahlen 
bis  sie  ausbezahlt  wird,  so  sind  die  so  eingelaufenen  Beträge 
ins  Magazin  des  Dari  Schura  einzutragen. 
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Es  soll  demnach  der  Milit'ärsteuerbetrag  mittels  eines  Ge- 
barungsausweises verlautbart  werden  und  wird  in  ein  Ver- 
zeichnis der  der  Auslosung  für  das  betreffende  Jahr  anheimr 
fallenden  Besteuerung  eingetragen. 

V. 

Bestimmungen  über  die  allgemeinen  Eigenschaften 
der  Beamten,  Mjufetischi  (Mjuf ettisch)  ^*^). 

§  1.  Jeder,  der  sich  den  Dienst  eines  Mjufetisches  wählt, 
soll  im  20. — 50,  Lebensjahre  sein,  gesund  und  aus  gutem 
Hause  herstammen.  Er  darf  nie  abgestraft  gewesen  sein.  Er 
soll  eines  Staatsdienstes  fähig  und  dessen  würdig  sein.  Er 
soll  die  Absicht  haben,  den  Dienst  nicht  zu  verlassen.  Viertens 
soll  er  zufrieden  sein  und  soll  die  Kraft  besitzen,  die  ihm 
untergebenen  Wachleute  zu  regieren,  die  er.  wie  es  sich  gehört, 
regieren  soll.  Fünftens  soll  er  schriftlich  und  mittels  Bürgen 
versprechen,  daß  er  seinen  Dienst  gut  und  gesetzmäßig  aus- 
üben wird. 

Die  Eigenschaften   der  Tef tischbeamten  I.  Klasse. 

§  2.  Er  muß  vor  allem  des  Lesens  und  Schreibens  kundig 
sein,  so  daß  er  erzählen  kann.  Zweitens,  ist  er  nur  des  Lesens 
mächtig,  und  nicht  des  Schreibens,  so  soll  er  dafür  außer 
Türkisch  auch  noch  eine  der  Sprachen,  Französisch  oder  Deutsch 
oder  Italienisch  oder  Rumänisch  verstehen,  oder  es  soll  be- 
kannt sein,  daß  er  längere  Zeit  im  Verwaltungsdienste  ge- 
standen ist.  Der  Monatsgehalt  dieser  Mjufetische,  der  ersten 
Klasse  angehörig,  ist  500  Groschen. 

Die  Eigenschaften  der  Beamten,  Teftische 

IL  Klasse  genannt^^). 
§  3.    Vor   allem   muß    der  Beamte   halbwegs  des   Lesens 
und  Schreibens  kundig  sein.     Zweitens,  außer  Türkisch  soll  er 

^^)  Mjufettisch  =  Inspektor. 

**)  Mufetiscli  =  Revisor,  Teftisch  =  Inspektor. 
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noch  eine  der  in  diesen  Ländern  üblichen  Sprachen  verstehen 
oder  durch  seine  Erfahrung  als  Beamter  bekannt  sein.  Der 
Monatsgehalt  dieser  Klasse  beträgt  320  Groschen. 

§  4.  Kann  der  Beamte  schreiben,  so  muß  er  auch  unbe- 
dingt lesen  können  und  muß  entweder  als  Wachmann  oder 
Soldat  oder  bei  den  Regierungsbeamten  gedient  haben  oder  er 
muß  durch  seine  Fähigkeiten  in  der  Vervi^altung  bekannt  sein. 
Der  Monatsgehalt  dieser  dritten  Beamtenklasse  ist  220  Groschen. 

§  5.  Jene  der  kaiserlichen  Untertanen,  Türken  und 
Christen,  die  die  eben  erwähnten  Eigenschaften  besitzen,  können 
durch  Regierungsbeamte  und  den  Gendarmeriekommandanten 
entsprechende  Stellen  bekommen,  wobei  ihre  Ernennungen 
von  der  Hauptstelle  des  Landes  zu  bestätigen  sind  ^^). 

Die  Hauptpflicht  der  Teftische. 

§  6.  Sie  haben  alle  Sachen,  auf  die  sich  die  Polizeivor- 
schriften beziehen,  durchzusehen  und  auszuführen.  Es  obliegt 
ihnen,  das  Verhältnis  der  Beamten  zu  den  Regierungsangelegen- 
heiten, wie  auch  zu  den  Angelegenheiten  des  Volkes  zu  wissen. 
Sie  müssen  die  nötigen  kleinen  und  großen  Dinge,  welche 
immer  es  auch  sein  mögen,  provisorisch  und  richtig  erfahren 
und  sie  rechtzeitig  mitteilen;  die  nötigen  Ausforschungen 
haben  die  Teftische  offiziell  und  offen  zu  verrichten.  Im 
Falle  es  nötig  ist,  die  Nachrichten  umzugestalten  (Tedbil), 
so  soll  das  geheim  geschehen  und  sie  haben  das  den  lokalen 
Beamten  wahrheitsgetreu  mitzuteilen.  Im  Falle  sie  manche 
Sachen  wahrnehmen ,  die  gesetzeswidrig  sind  und  den  Vor- 
schriften zuwiderlaufend,  so  haben  diese  Teftische  derlei  Dinge 
den  Gesetzen  gemäß  und  den  Reglements  gemäß  zu  regeln. 
Das  ist  die  erste  Pflicht  der  Beamten  (Teftische).  So  sollen 
nun  die  Teftische,  wenn  ihrer  eine  Mehrzahl  an  einem  Orte 
vorhanden  sind,    insgesamt  immer  in  der  Regierungsabteilung 


^2)  Zeitung  „Dunaw"  vom  Jahre  1865,  Nr.  38,  17.  November. 
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zugegen  sein  und  sie  sind  verpflichtet  und  bestimmt  die 
Arbeiten  auszuführen ,  die  von  ihren  wesentlichen  Pflichten 
abhängen.  Dieser  Grundpflicht  entsprechend,  die  die  Dinge 
im  Innern  des  Landes  feststellt,  haben  die  Teftische,  sobald  in 
den  Bezirkssprengeln  (Kaasa)  des  Landes  etwas  Gesetzwidriges 
oder  Reglementwidriges  sich  ereignen  oder  eine  außergewöhn- 
liche Angelegenheit  vorkommen  sollte ,  sogleich  die  Sachen 
und  die  Wichtigkeit  zu  erfahren,  und  ist  jemand  da,  der  sich  in 
einer  derartigen  Angelegenheit  etwas  hat  zuschulden  kommen 
lassen,  so  haben  sie  sich  darüber  zu  erkundigen  und  der  Re- 
gierung darüber  Bericht  zu  erstatten.  Zweitens  obliegt  diesen 
Beamten  (den  Teftischen  nämlich),  sich  einen  Begriff  über  den 
Zustand  der  Reisenden  zu  bilden;  es  handelt  sich  um  Reisende, 
die  aus  dem  Ausland  kommen  und  um  solche,  die  das  In- 
land verlassen,  insbesondere  um  Reisende,  die  in  den  Meeres- 
ufergegenden verweilen ,  von  wo  sie  mit  Dampfer  und  Boote 
her-  und  hinfahren;  sie  müssen  den  Charakter  dieser  Reisen- 
den genau  ausforschen  und  falls  sie  etwas  Bemerkenswertes 
feststellen ,  haben  sie  sofort  die  Regierungsbeamten  davon  zu 
verständigen.  Drittens  haben  diese  Beamten  die  Pässe  der 
Reisenden,  die  hin-  und  herfahren,  und  ihre  Reisedokumente  zu 
besichtigen;  und  im  Falle  sie  sehen,  daß  manche  derselben 
verdächtig  sind  oder  ohne  Reisepaß  oder  Reisedokumente,  oder 
im  Falle  deren  Papiere  nicht  regelrecht  mit  Siegelverfahren  be- 
stätigt sind,  so  sind  derlei  Personen  gleich  denjenigen,  die  sich 
im  Lande  ohne  Bürgen  aufhalten  und  die  seitens  der  Regierung 
gesucht  werden,  zu  verhaften  und  den  Behörden  abzuliefern. 
Viertens  obliegt  den  Teftischen  die  Aufsicht  darüber,  ob  die 
veröffentlichten  Regierungsverordnungen  genau  ausgeführt  wer- 
den. Finden  sie  etwas  dem  Erwähnten  Entgegenstehendes, 
das  sie  nicht  wieder  gut  machen  können,  so  haben  sie  darüber 
unverzüglich  die  Regierung  zu  verständigen,  so  auch  im  Falle 
eine  derartige  Entscheidung  gesetzmäßig  gefunden  wird.  Fünf- 
tens, den  Teftischen  obliegt  die  Aufsicht,  selbst  und  persönlich, 
über  den  Verkauf  von  Nahrungswaren   nach  den  ortsüblichen 
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Preisen,  wobei  man  keine  falschen  Gewichte,  Maße,  Drams, 
falsche  Kilogrammgewichte  und  Ellen  anwenden  darf;  sie  haben 
darauf  zu  sehen,  daß  kein  rohes  und  verdorbenes  Brot  feilgeboten 
wird;  man  soll  kein  krankes  Vieh  schlachten,  kranke  Schafe 
und  Kühe;  man  soll  kein  grünes  und  verdorbenes  Obst  ver- 
kaufen ;  man  soll  die  Straßen  rein  halten ;  man  soll  die  Bau- 
vorschriften nicht  verletzen,  und  man  wahre  die  Ortsreinlich- 
keit, und  alles,  was  man  ausbessern  kann,  soll  ausgebessert 
werden.  Alle  Angelegenheiten,  die  diesen  Beamten  seitens  der 
Staatsbeamten  auferlegt  werden ,  auszuführen ,  gehört  zu  den 
Pflichten  der  Teftische.  Jeder  der  Teftische,  der  diesen  Ob- 
liegenheiten nicht  nachkommt,  wird  als  solcher,  der  seinem 
Dienste  nicht  nachkommt,  angesehen.  Damit  der  Teftisch 
regelrecht  seinen  Pflichten  nachkomme,  so  muß  jeder  derselben 
ein  Heft  besitzen,  worin  er  die  Hauptsachen  aufzeichnet  und 
vor  allem  die  Namen  und  Zeichen  der  Verdächtigen,  die  sei- 
tens der  Behörden  gesucht  werden.  Um  gründlich  die  dazu 
nötigen  Regeln  und  Vorschriften,  die  diesen  Obliegenheiten 
entsprechen,  ausführen  zu  können,  sollen  die  Teftische  immer 
das  Strafgesetzbuch  bei  sich  haben  oder  mindestens  eine  Ab- 
schrift desselben,  die  die  Vorschriften  des  dritten  Kapitels  ent- 
hält, den  sie  immer  lesen  sollen. 

§  7.  Die  Teftische  haben  den  Rang  und  die  Stellung 
von  Polizeichefs  und  sind  in  Militärfragen  (Nisamfragen) 
diesen  Beamten  untergeben,  in  anderen  Angelegenheiten  unter- 
stehen sie  dem  höchsten  Zivilbeamten  des  Aufenthaltsortes. 
In  jedem  Orte  werden  ihre  Monatsgehalte  seitens  der  Zivil- 
beamten bestätigt,  werden  in  ein  Buch  (Heft)  eingetragen, 
dem  Heft  für  Wachmannsgehalte ,  und  werden  sodann  aus- 
geteilt. Außer  den  Teftischen,  Beamten  der  dritten  Klasse, 
haben  diese  Beamten  in  der  Hauptstadt  der  Provinz  einen 
Hauptbeamten  und  einen  Gehilfen ,  und  falls  den  Außen- 
teftischen  in  den  Bezirken  (Kaimakamlyk)  eine  Dienstsache 
vorkommt,  in  der  die  Teftische  einzugreifen  haben,  oder 
im   Falle   sie    wegen    Privatsachen    verhindert  sind,    falls    sie 
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dabei  etwas  Außerordentliches  mitzuteilen  haben,  so  wenden 
sich  die  Teftische  schriftlich  an  den  Hauptteftisch  in  der 
Hauptstadt  des  Landes. 

§  8.  Von  der  festgesetzten  Uniform  für  Beamte  (Teftische) 
der  dritten  Klasse  wurde  auswärts  eine  Probe  hingeschickt. 
Die  Uniform  und  den  Säbel,  den  die  Teftische  gebrauchen, 
müssen  sie  sich  aus  ihren  Monatsgehalten  bestreiten.  Wollen 
die  Teftische  zweiter  und  dritter  Klasse  billigere  Kleider 
haben,  so  können  sie  dieselben  aus  Braschower  oder  Sliwnaer 
Tuch  (Loden)  oder  aus  grobem  Wollstoff,  der  hellblau  sein  muß, 
anfertigen  lassen.  Die  Kleider  der  Mjufetische  erster  Klasse 
sollen  gleichfalls  hellblau,  doch  müssen  dieselben  unbedingt 
aus  Tuch  sein  und  alle  Kleidungsstücke  müssen  nach  ihrer 
Schnittart  sehr  rein  gehalten  werden  und  müssen  gut  gebraucht 
werden,  dabei  sollen  diese  Beamte  ununterbrochen  im  Dienste 
diese  Uniform  tragen.  Wird  diese  Uniform  während  des  Jahres 
verdorben  oder  zerrissen,  so  sind  sie  verpflichtet,  dieselbe  so- 
fort zu  reparieren. 

§  9.  Im  Dienste  ist  den  Mjufetischen  erlaubt,  wenn  es 
ihr  Verwaltungsdienst  erfordert,  sich  der  Wachleute  zu  be- 
dienen. Die  Militärwachleute  sind  den  Anordnungen  der  Tef- 
tische unterordnet.  Diese  Anordnungen  sind  dem  Gesetze  und 
den  Reglements  gemäß  erlassen. 

§  10.  In  den  Bezirkssprengeln  (Kaasaj,  aus  denen  ein  Bezirk 
(Sandzak)  besteht,  haben  die  Teftische  alle  Mordtaten,  Raubfälle 
und  sonstige  außergewöhnliche  Ereignisse,  die  im  Laufe  des 
Monats  vorgefallen,  am  Ende  des  Monats  in  ein  Buch  einzutragen. 
Die  Teftische  werden  derlei  Register  führen  und  haben  dieselben 
an  den  Teftisch  der  ersten  Klasse,  der  sich  in  der  Hauptstadt 
des  betreffenden  Bezirkes  aufhält,  einzusenden.  In  der  Haupt- 
stadt des  Sandzak  (Bezirk)  werden  derlei  Register  der  dem 
Hauptteftisch  unterstehenden  Teftische  gesammelt. 

In  Orten,  wo  keine  Mjufetische  vorhanden  sind,  sollen 
die  oben  erwähnten  Ereignisse  durch  die  Chefs  der  Militär- 
wachleute ausgeforscht  werden  und  haben   infolgedessen  diese 
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Ereignisse  des  Bezirkes  beizufügen.  Sie  machen  einen  Aus- 
zug und  schicken  denselben  mit  den  Registern  (Journals)  der 
Kaasa  jeden  Monat  seitens  des  Bataillonskommandanten  (Tabur- 
agalar)  an  den  Alai  Bei.  Ist  im  Laufe  des  Monats  in  dem 
betreffenden  Bezirkssprengel  (Kaasa)  oder  in  dem  betreffenden 
Bezirk  (Sandzak)  nichts  vorgekommen,  so  ist  der  Bericht 
(Journal)  trotzdem  einzusenden  mit  dem  Inhalte,  es  sei  nichts 
vorgefallen. 

§  11.  Alle  Teftische  einer  Umgegend  (Kaasa),  wie  oben 
erwähnt,  sollen  sich  immer  im  Amtsgebäude  (Konak)  des 
Mjudjur  aufhalten  oder  an  einem  Orte ,  den  die  Regierung 
dazu  gutheißen  wird.  Die  Mjufetische,  die  sich  in  der  Haupt- 
stadt des  Sandzak  befinden,  sollen  ein  Zentralzimmer  haben, 
wo  sich  die  Teftische  erster  Klasse  immer  aufzuhalten  haben. 
Im  Nebenzimmer  amtieren  die  Teftische  zweiter  und  dritter 
Klasse. 

§  12.  Die  Beamten,  Teftische  genannt,  dürfen  ohne  Er- 
laubnis oder  ohne  gesetzmäßige  Entschuldigung  ihren  Dienst 
nicht  verlassen. 

§  13.  Jener  der  Teftische,  der  sich  den  obigen  Vor- 
schriften gemäß  nicht  verhält,  wird  als  seine  wesentlichen 
Pflichten  nicht  erfüllend  angesehen.  Das  erstemal  wird  ein 
derartiger  Mjufetisch  getadelt  und  gemahnt.  Das  zweitemal 
wird  ihm  eine  Geldstrafe  im  Betrage  eines  Monatsgehaltes 
auferlegt  und  sollte  er  dennoch  unverbesserlich  und  ungehor- 
sam den  Anordnungen,  die  man  ihm  gemacht,  zuwider  seinen 
Pflichten  nicht  nachkommen,  so  wird  er  entlassen.  Sollte  ein 
derartiger  unangemessener  Fall  bei  einem  der  Teftische  vor- 
kommen, so  sind  derlei  Fälle  vom  Idare  Medzilissi  zu  erledigen 
und  im  Falle  es  bewiesen  wird,  wird  der  Fall  mit  einem  Be- 
richt dem  Kaimakam  (Polizeipräfekten)  mitgeteilt,  und  kommt 
es  zum  Entlassen  des  betreffenden  Mjufetisch,  so  ist  das  in 
die  Hauptstadt  des  Wilaetes  mitzuteilen,  wo  man  das  Nötige 
besorgen  wird.  Bezüglich  der  mit  einer  Monatsgehaltsentziehung 
als  Geldstrafe  Betroffenen ,    so   sind  deren  Beträge  mit  einem 
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Bericht  an  die  Hauptstadt  des  Sandzak  zu  richten,  wo  der 
Betrag  in  der  Zentralkanzlei  als  Pfand  behalten  wird.  Im 
nächsten  Jahre  werden  mit  diesen  verpfändeten  Beträgen  die 
guten  und  eifrigen  Teftische  belohnt,  wobei  der  Betrag  nach 
dem  Grade  ihrer  Verdienste  und  ihrem  Eifer  zu  verteilen  ist. 
Jedes  Jahr  wird  einmal  darüber  ein  Registerbericht  (Journal 
genannt)  in  die  Hauptstadt  des  Wilaetes  geschickt.  Auf  diese 
Art  werden  die  Mjufetische  mit  Geldstrafen  und  Entlassung 
bestraft:  und  findet  man  in  ihrem  Gebaren  verbrecherische 
Merkmale  und  strafbare  Mängel ,  hauptsächlich  wenn  sie  bei 
ihrem  Verwaltungsdienste  (Ausforschungsdienste)  jemanden  ver- 
teidigen oder  nicht  verfolgen,  oder  aus  irgendwelchen  Gründen 
ihre  Ausforschungen  verheimlichen,  so  sind  solche  Teftische 
zu  vernehmen,  als  eines  Mißbrauchs  der  Amtsgewalt  schuldig 
anzusehen  und  sind  nach  dem  Strafgesetze  zu  verfolgen. 

Bis  man  die  nötigen  Vorerhebungen  über  die  Wirkung 
der  Regeln  dieses  Talimats  (Belehrung)  gepflogen  hat,  wird  es 
freistehen,  manche  Stellen  dieses  Gesetzes  zu  verbessern,  um 
manches  entweder  anzuwenden  oder  zu  streichen,  worüber  man 
in  der  Hauptstadt  des  Wilaetes  zu  verhandeln  hat. 

Regeln  über  die  Pflichten  der  Beamten,  die  den 
Stadtmedzilissen  angehören,  Behörden,  die  man 
erst  in  den  Städten  und  Dörfern  des  Wilaetes 
errichtet  und  von  denen  man  das  erste  Amt  in 
Rustschuk  eröffnen  wird,  sowie  die  Art  der  Bildung 

dieses  Amtes. 

§  1.  Dieser  Medziliss  (Stadtrat)  soll  aus  einem  Präsidenten, 
einem  Muawinin  und  sechs  Mitgliedern  (Beisitzer,  Aasa)  be- 
stehen. Ihnen  sind  ein  Ingenieur,  ein  Stadtarzt  und  die  nötige 
Zahl  Teftische  beizugeben ,  den  verschiedenen  Klassen  dieser 
Beamtenart  angehörig.  Es  wird  dem  Amte  noch  ein  Schreiber 
mit  Gehalt  und  ein  Sandyk-Emini  ernannt  werden. 

§  2.    Der   Vorsitzende    wird    von    den    Beamten   gewählt, 
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der  dazu  fähig  ist;  von  den  sechs  Beisitzern  sollen  zwei  Bul- 
garen, ein  Armenier  und  ein  Jude  gewählt  sein,  den  fähigen 
Bürgern  angehörig,  alle  sollen  Großgrundbesitzer  sein  und 
sollen  zwei  Jahre  unbesoldet  dienen,  um  sodann  wieder  ge- 
wählt werden  zu  können.  Da  man  jedoch  jährlich  die  Hälfte 
der  Stadträte  neu  wählen  soll,  so  ist  die  Art  der  Wahl  fol- 
gendermaßen vorzunehmen:  in  den  Dörfern  werden  die  Räte 
von  den  Dorfältesten  gewählt  und  nachher  von  der  Regierung 
bestätigt  und  ernannt.  Die  Ernennung  der  Schreiber  und 
der  Schatzbe wahrer  erfolgt  nach  einer  Vereinbarung,  so  daß 
sie  sich  gegenseitig  im  Dienste  ersetzen  können. 

§  3.  Der  Gehilfe  des  Vorsitzenden  soll  immer  im  Med- 
ziliss  verweilen.  Die  Teftische  sollen  der  ersten  Klasse  an- 
gehören, der  Ingenieur  wird  von  der  Kommission  für  allge- 
mein nützliche  Arbeiten  gewählt.  Die  Wachleute  sind  vom 
Alai  Bei  zu  wählen. 

§  4.  Dieser  Verwaltungsrat  (Medziliss)  soll  einen  spe- 
ziellen Ort  haben,  wo  er  sich  zweimal  wöchentlich  versammeln 
soll,  um  darüber  nachzudenken  und  über  Sachen  zu  beschließen, 
die  sich  auf  seine  wesentlichen  Pflichten  beziehen.  Mitunter 
hat  sich  dieser  Verwaltungsrat  auch  außergewöhnlich  zu  ver- 
sammeln. Der  Gehilfe  des  Vorsitzenden  mit  den  Teftischen, 
der  Schreiber  und  der  Schatzbe  wahrer,  sowie  die  Wachleute 
sollen  täglich  in  der  Abteilung  des  Ratsgebäudes  verweilen. 
An  Feiertagen  und  bei  Nacht  soll  sich  daselbst  ein  Beamter 
der  Reihe  nach  aufhalten.  Von  nun  an  soll  der  Beamte  für 
Kontrakte  in  dieser  Abteilung  und  vor  diesem  Verwaltungs- 
rate seinen  Dienst  ausüben. 

Die  Einkünfte,    die    sich   auf  diese  Stadtabteilung 

beziehen. 

§  5.  Die  Gemeindebehörde  der  Stadt  Rustschuk  muß  da- 
für sorgen,  daß  sie  sich  Einkünfte  verschafft,  um  ihre  Bedürf- 
nisse durch  ein  ständiges  Kapital  aus  den   Einkünften  decken 
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zu  können.  Es  hat  demnach  der  Landesverwaltungsrat  (Wilaet 
idare  Medzilissi)  darüber  folgendes  beschlossen:  Man  soll  ent- 
sprechend dem  Gebäudegesetzbuche  (Ressim)  für  Konstanti- 
nopel und  bei  Reparaturbauten  von  je  fünf  eins  nehmen  (20  ^/o). 
Es  soll  ferner  von  jedem  Reisepaß  bei  Reisenden,  die  sich  nach 
Rumänien  begeben  .  .  .  und  worüber  man  jeden  Monat  einen 
Rechnungsabschluß  über  die  Kasse  des  Medziliss  entwerfen 
muß  und  wie  noch  weiter  unten  bestimmt  sein  wird,  wird  die 
Summe  zusammengerechnet  und  vom  Rate  versiegelt. 

lieber  Auslagen  der  Abteilung  und  des  Stadt- 
verwaltungsrates (Medziliss)  der  Stadt  Rustschuk. 

§  6.  Der  Präsident  und  die  Mitglieder  dieses  Medziliss,  da 
sie  denjenigen  angehören,  die  sonstiges  Einkommen  besitzen, 
werden  ohne  Gehalt  dienen,  wie  auch  dessen  Gehilfe,  der 
Ingenieur,  der  Stadtarzt,  die  Teftische  und  die  Militärwach- 
leute, die  von  der  Regierung  besoldet  werden.  In  diesem 
Medziliss  wird  nur  ein  Schreiber  und  ein  Schatzbewahrer  mit 
einem  Monatsgehalt  von  höchstens  500  Groschen  bezahlt,  nebst 
einem  Diener  der  Abteilung,  der  mit  150  Groschen  Monats- 
gehalt ernannt  ist.  Außer  diesen  Auslagen  ist  das  Ausgeben 
für  Besen,  Holz,  Kohle,  Oellampen,  Papier,  Zimmermiete  und 
ähnlichen  Dingen  monatlich  zu  500  Groschen  erlaubt.  Jeden 
Monat  soll  eine  Quittung  gemacht  werden,  die  diese  Auslagen 
bestätigt  und  die  seitens  des  Medziliss  versiegelt  und  be- 
stätigt wird. 

Von  diesen  Reisepaßgebühren  wird  der  Betrag,  der  zu- 
gunsten des  Staatsschatzes  eingezogen  wird,  diesem  eingeliefert 
und  ein  Zuschlag  von  2  Groschen  nach  dem  kaiserlichen  Be- 
fehl für  jeden  Reisepaß  behoben.  Diese  Reisepaßgebühren 
sind  von  den  bisherigen  Einkünften  in  Rechnung  zu  bringen 
und  sind  fernerhin  zu  entrichten  und  zwar  jeden  Monat.  An 
Stelle  der  aufgehobenen  Stadtschlachthäuser,  da  die  bisherigen 
unzweckmäßig  waren,  sollen  allgemeine  Schlachthäuser  für  die 
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Metzger  errichtet  werden.  Nachdem  man  die  Auslagen  für 
diese  Schlachthäuser  gedeckt  hat,  so  werden  die  Einkünfte, 
die  diese  Schlachthäuser  abwerfen,  zugunsten  des  Staatsrates 
verwendet.  Ferner  gehört  jede  Vermehrung  der  Stadtsteuer 
nach  dem  neuen  Steuereinnahmereglement  der  Stadtkasse  an. 
Vorläufig  sind  die  erwähnten  Zuflüsse  als  Kapital  anzu- 
sehen. Dabei  wird  man  auch  weiterhin  Quellen  nachsuchen, 
die  die  Einnahmen  der  Stadt  vermehren.  Sind  neue  Erwerbs- 
quellen festgestellt,  so  hat  man  das  dem  Hauptlandespräfekten 
mitzuteilen,  der  über  die  neuen  Steuer-  bzw.  Gebührenarten 
oder  sonstigen  neuen  Einnahmequellen  der  Gemeinde  zu  ent- 
scheiden hat.  Die  eingelaufenen  Stadteinnahmen  sind  täglich 
in  der  Einnahmerubrik  zu  buchen. 


Die  Pflichten  dieses  Medzlisses  (Verwaltungsrates). 

§  7.  Die  Arbeit  und  Pflicht  dieses  Medzillisses  besteht 
darin ,  wie  es  in  den  Instruktionen  geschrieben  steht  —  die 
Reinlichkeit  der  Stadt  zu  überwachen  und  sich  nicht  in 
Dinge  außerhalb  der  Stadt  zu  mengen.  So  beispielsweise 
in  Steuersachen ,  die  man  fürs  Militär  gibt ,  für  den  Zehnt 
und  Taxe,  die  man  der  Lokalobrigkeit  und  dem  Kaiser- 
schatze hingibt,  oder  in  Dingen,  die  den  Wachleuten  obliegen, 
wie  das  Aburteilen  wegen  Verbrechen  und  Unrechten,  sowie 
in  Prozessen,  die  man  in  den  Mechkemeten  entscheidet. 

§  8.  Wie  es  in  den  speziellen  Verordnungen  über  den  Dienst 
in  dieser  Behörde  aufgezählt  ist,  soll  er  Straßenreparaturen, 
Minen-  und  Pflastersachen  erledigen. 

Nachts  hat  diese  Behörde  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Larapen 
in  den  Straßen  brennen;  man  soll  das  Baugesetz  nicht  verletzen; 
es  soll  die  Behörde  die  Qualität  der  Eßwaren  besichtigen;  es 
soll  den  Gebrauch  von  falschen  Maß  und  Gewichten  verbieten, 
wie  Wagen,  Dramme,  Kilogramme,  Ellen  u.  dgl.,  desgleichen 
Dinge,  die  die  Gesundheit  im  allgemeinen  beschädigen  und  in 
den  Gasthäusern  und  Schenken  verkauft  werden,  es  sollen  die 
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Werkzeuge  und  Schneidegeräte  und  das  sonstige  Zugehör,  das 
zum  Löschgeräte  gehört,  sorgfältig  bewahrt  und  entsprechend 
gebraucht  werden.  Es  soll  kein  Anlaß  geboten  werden ,  daß 
die  Spitaldiener,  die  Wächter  und  die  Diener  der  Oellampen 
das  Gesetz  übertreten;  es  soll  den  Armen  die  Pflege  er- 
leichtert werden.  Alles  dies  ist  auszuführen,  denn  es  ist  un- 
möglich momentan  weitere  Dinge  aufzuzählen,  die  man  wird 
ausführen  müssen.  Deswegen  soll  der  Rat  bauen,  und  ist  das 
eine  beendet,  so  wird  sich  schon  das  Nötige  in  Lokalsachen 
von  selbst  ergeben.  Da  dieser  Rat  die  Pflicht  hat.  seine  Ob- 
liegenheiten zu  erfüllen,  die  bestimmt  und  durch  seine  Rat- 
schläge begrenzt  sind,  so  muß  man  derlei  Sachen  den  Ge- 
setzen gemäß  sofort  ausführen.  Sind  manche  nötige  Dinge 
bemerkbar,  so  hat  der  Rat  mittels  eines  Protokollbeschlusses 
sich  an  die  Regierung  um  Erlaubnis  wegen  Erledigung  dieser 
Sachen  zu  wenden. 

§  9.  Da  es  dem  Stadtrate  nicht  erlaubt  ist,  Auslagen 
zu  machen,  die  seine  Einnahmen  während  des  Jahres  über- 
steigen, so  hat  er  sich  Mühe  zu  geben,  wenig  Auslagen  zu 
machen,  so  daß  sich  der  Rest  dieser  Einkünfte  vermehren 
und  zu  größeren  und  wichtigeren  Dingen  des  allgemeinen 
Wohles  verwendet  werden  soll.  Auf  diese  Art  soll  der  Zu- 
schuß, der  verausgabt  wird,  um  nicht  ohne  Nutzen  in 
der  Kasse  zu  liegen,  wobei  die  Prozente  oder  Summe  diese 
vermehren  werden ,  mittels  eines  wechselartigen  Papieres  der 
allgemeinen  nützlichen  Stadtkasse  übergeben  werden,  und 
sobald  es  nötig  ist,  wird  der  Betrag  mittels  desselben 
Papieres  herausgenommen ,  um  ihn  auszugeben.  Die  Rech- 
nung, die  zwischen  den  beiden  Kassen  entstehen  wird,  soll 
einmal  im  Jahre  durchgesehen  werden  ^^). 

Die  Kosten  der  Straßen  (Straßenpflasterung)  haben  die 
angrenzenden  Hausbesitzer,  Ladenbesitzer  und  dergleichen  zu 
beiden  Seiten   der  Straße  zu  tragen,    und  sie  sind  von  diesen 


^^)  Zeitung  „Dunaw"  vom  Jahre  1865,  Nr.  42,  15.  Dezember. 
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«inzutreiben.  Wie  es  nun  schwer  ist,  auf  einmal  alle  Pflaster 
ausbessern  zu  lassen,  so  daß  für  die  Anreiner,  die  unvermögend 
sind,  die  Kosten  dieser  Pflasterung  bestreiten ,  die  Stadtkasse 
gezwungen  wäre,  diese  Straßenanreinerbeträge  an  deren  Stelle 
zu  bezahlen,  —  und  das  könnte  die  Stadtkasse  auf  einmal  nicht 
tun,  so  sollen  vor  allem  die  Hauptstraßen  gepflastert  werden  und 
die  übrigen  sind  dann  von  Jahr  zu  Jahr  zu  verbessern.  Ist 
der  Weg  beendet  (gepflastert),  so  sind  die  Auslagen  auf  die 
Anreiner  zu  repartieren,  und  sollte  unter  diesen  Wakyfs- 
bauten  vorkommen,  so  ist  dieser  Teil  vom  Wakyf  (Geistliche 
Güter)  zu  zahlen.  Der  Betrag,  den  die  armen  Angrenzenden 
nicht  aufbringen  können,  wird  seitens  der  Kasse  des  Stadt- 
rates bezahlt. 

VI. 

Vorschriften   über   die   allgemeinen   Pflichten   des 

Stadtrates. 

§  1.  Die  Straßen,  Gebäude,  Pflastern  und  andere  ver- 
schiedene Dinge  werden  den  Regeln  des  Gebäudegesetzes  ge- 
mäß gebaut;  so  soll  vor  allem  bestimmt  werden,  wie  viel  Ellen 
breit  jede  Straße  sein  soll,  so  daß  man  ein  Buch  anlegen 
wird  über  den  Namen  und  Plan  der  Bauten  und  man  dieses 
Buch  aufbewahren  wird,  so  daß  im  Falle  von  Umbauten  und 
Reparaturen  die  Breite  der  Straßen  den  Aufzeichnungen  im 
Buche  zu  entsprechen  haben,  desgleichen  die  Form  der  Ge- 
bäude soll  dem  Gesetze  gemäß  sein. 

§  2.  Alle  Pflaster,  die  zerstört  sind,  sollen  repariert 
werden ;  an  den  größten  Straßen,  wo  Lasten  geführt  werden, 
sollen  an  beiden  Seiten  Trottoirs  errichtet  werden,  in  der  Mitte 
des  Weges  soll  eine  Chaussee  gebaut  werden.  Die  Auslagen 
der  Bepflasterung  sollen  unter  die  Personen  aufgeteilt  werden, 
welche  Häuser,  Läden  und  sonstige  Gebäude  besitzen  von 
beiden  Seiten  des  Weges  je  nach  den  Steuerpflichten,  die  sie 
belasten.    Da  gleichzeitiges  Auseiandergraben  aller  verdorbenen 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXXII,  Band.  20 
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Pflaster  schwer  ist,  da  die  armen  Anrainer  die  Auslagen  zu 
bezahlen  nicht  imstande  sind,  so  ist  deren  Teil  von  der  Rats- 
kasse zu  entrichten.  Diese  wird  jedoch  auch  nicht  imstande 
sein,  den  Betrag  zu  bezahlen.  Darum  soll  man  mit  der  Pflaste- 
rung der  größten  Straßen  beginnen  und  die  übrigen  sollen 
jahraus  jahrein  gebaut  werden.  Die  Pflasterungsauslagen  nach 
dem  Ende  der  Pflasterung  sind  unter  den  Anrainern  der  Straße, 
den  Grenznachbarn  an  beiden  Seiten  der  Straße  zu  repartieren, 
unter  den  angrenzenden  Haus-,  Laden-  und  Gebäudebesitzern 
an  beiden  Seiten  der  zu  bepflasternden  Straße.  Die  Lage  der 
Vorderseite  dieser  Gebäude  ist  dabei  ausschlaggebend.  An 
Orten,  die  geistlichen  Gütern  angehören,  soll  der  auf  diese 
Güter  entfallende  Teil  den  geistlichen  Fonds  belasten.  Die 
Auslagen,  die  dem  Teile  der  armen  Angrenzenden  entsprechen, 
sind  von  der  Stadtratskasse  zu  bezahlen. 

§  3.  Der  Betrag  der  monatlichen  Einnahmen  und  Aus- 
lagen des  Stadtrates  soll  derart  beschaö'en  sein,  daß  man  den 
allgemeinen  Rechnungsabschluß  am  Ende  des  Jahres  dem 
Kreisverwaltungsrate  vorlegt,  nachdem  diese  Rechnung  der 
Stadtrat  durchgesehen.  Desgleichen  sollen  die  Bücher  vom 
selben  Medziliss  (Kreisverwaltungsrat  —  Kaimakam  an  der 
Spitze)  bestätigt  werden,  wovon  sie  an  den  Landesverwaltungs- 
rat zugesendet  werden  sollen,  wo  sie  durchgesehen  und  seitens 
des  Hauptlandespräfekten  bestätigt  werden.  Von  da  aus  sind 
die  Bücher  dem  Stadtrate  des  Eintragens  halber  zu  retour- 
nieren. 

§  4.  Für  die  Stadtreinigung  (Kehren  der  Straßen)  sollen 
Mistwägen  soviel  als  nötig  errichtet  werden,  deren  Verwaltung 
so  billig  als  möglich ,  und  so  nützlich  als  nur  möglich  zu 
führen  ist. 

§  5.  Es  soll  ein  Ort  bestimmt  sein  für  die  Löschgeräte, 
Aexte,  Haken,  die  ein  Amtsdiener  zu  bewachen  hat.  —  Wenn 
es  nötig  ist  die  Löschgeräte  irgendwohin  zu  übertragen,  so  soll 
man  mit  dem  Transportverein  in  Rustscbuk  und  dessen  Beamte 
im  Einvernehmen  stehen  des  Inhaltes,  der  Transportverein  möge 
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fein  Paar  oder  auch  zwei  Paar  Pferde  dem  Stadtrate  zur  Ver- 
fügung stellen.  Sind  leichtere  und  andersartige  Transport- 
mittel vorhanden,  so  bediene  man  sich  derselben.  Der  Beamte, 
der  die  Löschgeräte  und  Werkzeuge  überwachen  wird,  soll 
immer  die  Löschfässer  beobachten,  die  man  an  einen  an- 
gemessenen Ort  stellen  soll.  Im  Falle  einer  Feuersbrunst 
sollen  bis  zu  der  Zeit,  wo  die  Löschmänner  herankommen, 
diese  Geräte  unter  Aufsicht  der  Polizeiwache  zur  Anwendung 
kommen. 

§  6.  Der  Stadtrat  hat  unablässig  durch  Beamte  (Teftische 
genannt)  jeden  Ort  der  Stadt  der  Reinlichkeit  wegen  zu  be- 
sehen. Im  Falle  nun  ein  Vergehen  gegen  die  Reinlichkeit 
bemerkbar  ist,  so  ist  dasselbe  zu  entfernen  und  dem  Gesetze 
gemäß  zu  regeln.  Im  Notfalle  ist  auf  Geldstrafe  zu  er- 
kennen. 

§  7.  Wenn  die  Beamten  (Teftische  genannt),  im  Falle 
sie  Erhebungen  pflegen ,  einen  Fremden  krank  antreffen ,  so 
haben  sie  ihn  in  einem  speziellen  Wagen  in  ein  Spital  zu 
befördern.     Den  Fuhrlohn  zahlt  die  Stadtratskasse. 

§  8.  Es  sollen  immer  Gewichte  überprüft  werden,  Meß- 
geräte und  allerlei  Gewichte,  die  in  der  Bäckerzunft,  Gemischt- 
warenhändlerzunft  und  Metzgerzunft  vorkommen.  Dabei  ist 
die  Qualität  der  zu  veräußerten  Eßwaren  und  Dingen  festzu- 
stellen. Meßwerkzeuge  (Elle)  bei  anderen  Handwerkerzünften 
sollen  untersucht  werden  und  im  Falle  man  etwas  Verdorbenes 
oder  von  üblem  Gerüche  unter  den  zum  Verkaufe  angebotenen 
Waren  vorfindet,  so  ist  der  Vorfall  zu  ahnden  und  es  sollen 
auch  die  Schuldigen  mit  Geldstrafe  belegt  werden. 

§  9.  Da  es  verboten  ist,  daß  Viehstücke  frei  durch  die 
Stadt  herumgehen  und  die  Schweinezucht  in  den  Privathäusern 
verboten  ist,  so  haben  diejenigen,  die  ihr  Vieh  dem  Vieii- 
hirten  überlassen ,  die  Viehstücke  zu  einer  bestimmten  Zeit 
dem  Viehhirten  anzuvertrauen.  Sollte  demnach  in  einer  anderen 
Zeit,  also  zu  unrechter  Zeit  ein  freies  Viehstück  gefangen 
werden,  an  welchem  Orte  immer  der  Stadt,  und  wenn  manche 
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immerwährend    in    ihren    Stadthäusern   Schweine    züchten,    so 
sind  sie  mit  Geldstrafe  zu  belegen. 

§  10.  Männer,  die  in  der  Stadt  und  in  den  Straßen  herum- 
betteln, die  dabei  körperlich  gesund  sind,  nicht  krüppelig, 
sollen  verhaftet  werden,  und  falls  sie  das  Alter  von  12  bis 
13  Jahren  überschritten  haben,  sind  derlei  Bettler  der  Regie- 
rungsbehörde zu  übergeben,  wo  sie  für  angemessene  Arbeiten 
zu  verwenden  sind.  Diejenigen,  die  das  oben  erwähnte  Alter 
noch  nicht  erreicht  haben,  sollen  den  Isslach-chane  übergeben 
werden,  und  sind  sie  schwach  und  krüppelhaft,  so  sollen  sie 
den  Machbelij  ^^)  überwiesen  und  gepflegt  werden.  Fremde, 
die  herumbetteln,  und  dabei  schwach  und  krüppelig  sind,  sind 
in  die  Plewnaer  Anstalt  zu  schicken  (Imaret),  wobei  die  Spesen 
des  Transportes  der  Stadtkasse  zur  Last  fallen.  Frauen  die  in 
der  Stadt  herumbetteln,  sollen  von  den  Mitbewohnern  des  be- 
treffenden Stadtviertels  ernährt  werden ,  oder  sie  sollen  zu 
anständigen  Arbeiten  verwendet  werden,  d.  h.  man  wird  dar- 
nach trachten,  derlei  Frauen  der  Bettlerei  fernzuhalten. 

§  11.  Die  Beamten  (Teftische)  haben  dafür  zu  sorgen, 
daß  die  Dorfswägen  bei  der  Durchfahrt  durch  die  Straßen 
den  Weg  nicht  versperren.  Desgleichen  sollen  weitere  Fuhr- 
wägen und  die  Wägen  der  Transportgesellschaft  beim  gegen- 
seitigen Begegnen  nicht  aufeinander  fahren,  und  sollen  nicht 
aufeinander  vor  Haustüren ,  Gebäuden  und  vor  Stadtläden 
warten.  Die  Fuhrleute  sollen  ferner  nicht  rasch  fahren, 
und  es  sollen  nicht  furchtsame  und  schlechte  Tiere  ohne  Auf- 
sicht gelassen  werden.  Jeder,  der  diesen  Vorschriften  zuwider- 
handelt, soll  mit  einer  Geldstrafe  belegt  werden.  Ist  dabei 
ein  Schaden  eingetreten,  so  ist  der  Schuldige  der  Regie- 
rung zu  übergeben  und  das  Nötige  bezüglich  des  Schadens 
zu  veranlassen. 

§  12.  Bälle  und  öffentliche  Belustigungen  sollen  mit  Er- 
laubnis eröffnet  werden,  wofür  man  eine  spezielle  Gebühr  ent- 


^*)  Stadtteilbewohnern. 
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richten  muß  (Ressim  genannt).  Während  eines  Balles  oder 
einer  öffentlichen  Belustigung  soll  am  Orte  des  Balles  oder 
der  Belustigung  ein  Mjufetisch  mit  der  nötigen  Zahl  Wach- 
leute zugegen  sein. 

§  13.  Der  Unrat,  der  sich  infolge  des  Wagenverkehrs 
auf  den  Märkten  ansammelt,  soll  von  den  Bauern  gereinigt 
und  weggetragen  werden. 

§  14.  Da  es  seit  jeher  verboten  ist  Buden  ^^)  an  den 
Straßen  aufzustellen,  an  Orten  vor  den  Läden  und  das  Feil- 
bieten von  Sachen  wie  Fässer  und  ähnlichen  Dingen,  die 
den  Verkehr  (Passanten)  stören,  so  muß  man  unablässig 
darüber  wachen,  daß  dem  nicht  zuwidergehandelt  wird,  und 
diejenigen,  die  dieses  Verbot  verletzen,  werden  mit  Geld- 
strafen belegt. 

§  15.  Für  die  ebenerwähnten  Dinge  und  wegen  falscher 
Gewichte  (falschen  Abwiegens),  wenn  es  auch  nach  dem  Gesetz- 
buche wohl  zulässig  ist,  für  derlei  Fälle  auf  Geldstrafe  seitens 
des  Stadtrates  zu  erkennen,  so  ist  es  doch  dem  Stadtrate 
verboten,  in  solchen  Fällen  Geldstrafen  zu  verhängen,  sowie 
in  Fällen,  wo  Sträflingen  und  Frevlern  wegen  kleinen  Delikten 
die  Freiheit  auf  lange  oder  kurze  Zeit  entzogen  ist. 

Kommen  solche  Fälle  vor,  so  ist  das  im  betreffenden  Buch 
(Journal)  einzutragen,  und  es  sind  die  Schuldigen  der  Staats- 
behörde abzuliefern. 

§  16.  Wenn  außer  den  Fällen  dieser  Verordnung  Dinge 
vorkommen,  die  mit  der  Reinlichkeit  der  Stadt  verknüpft  sind, 
so  sind  derlei  Fälle  mitzuteilen  und  es  sind  diese  Verordnungs- 
bestimmungen auf  sie  anzuwenden,  nachdem  man  den  Rat 
des  Landesverwaltungsrates  (Wilaet-Idare  Medzilissi)  ein- 
geholt. 


")  Warenan häufen  vor  den  Läden  auf  dem  Straßenraura. 
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Besprechungen 
von  Josef  Kohler. 

Funk,  Neumann,  Wünsche,  Monumenta  Hebraica,  Monumenta 
Talmudica.  1.  Bd.  Bibel  und  Babel,  bearbeitet  von  Salomon 
Funk,  Orionverlag  G.m.b.H.,  Wien-Leipzig  1913. 

Das  Bestreben ,  den  immensen  Kulturstoff  des  Talmud  syste- 
matisch zu  gliedern,  ist  schon  Jahrhunderte  alt.  Ich  brauche  nur 
an  Maimonides  und  sein  grandioses  Werk  zu  erinnern.  Heutzutage 
ist  der  Gedanke  neu  hervorgetreten,  und  in  den  Monumenta 
Hebraica,  Monumenta  Talmudica  hat  man  begonnen ,  den  Plan  zu 
verwirklichen. 

Der  erste  Band  unter  dem  Titel  Bibel  und  Babel  liegt  vor; 
er  enthält  die  Talmudstellen,  welche  sich  auf  das  Verhältnis  der 
Juden  in  Babylon  beziehen,  und  greift  dabei  in  manchem  über  den 
Talmud  hinaus,  indem  auch  der  Sohar  und  die  Hauptquellen  der 
Kabala  zur  Darstellung  und  Charakteristik  des  Weltbildes  heran- 
gezogen werden,  welches  man  den  uralten  chaldäischen  Vorstellungen 
entnommen  hatte.  Von  einem  weiteren  Bande,  welcher  das  Recht 
des  Talmud  enthält ,  ist  das  erste  Heft  erschienen ,  welches  wir 
späterer  Besprechung  vorbehalten,  sobald  auch  dort  der  ganze  Band 
vorliegt.  Die  Wiedergabe  ist  ein  punktierter  Text,  der  mit  Ueber- 
setzung  versehen  und  von  reichlichen  Anmerkungen  und  Erläute- 
rungen begleitet  ist. 

Jeder  Kenner  des  Talmud  weiß ,  wie  die  jüdischen  Schrift- 
gelehrten ,  namentlich  an  den  Hauptstätten  des  jüdischen  Kultes, 
in  Nehardea  und  in  Sura  Religion  und  Recht  fortzubilden  suchten ; 
dabei  konnte  es  nicht  fehlen ,  daß  neben  den  Verhältnissen  der 
Juden    im    babylonisch-persischen    Reiche    auch    die    Zustände    des 
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regierenden  Volkes  der  Perser  besprochen  wurden.  Auch  auf  die 
vergangenen  babylonischen  Verhältnisse  werden  einige  Streiflichter 
geworfan. 

Die  Juden  hatten  in  Persien  eine  beachtenswerte  Selbstregierung 
mit  einem  Reichsbeamten ,  dem  Oberexilarchen  an  der  Spitze.  Sie 
bildeten  eigene  Gemeinden ,  bei  welchen  der  Grundsatz  galt ,  daß 
sieben  Gemeindevertreter  zusammen  das  Gemeindeverraögen  ver- 
walten und  veräußern  durften.  Ihre  Rechtsstreitigkeiten  kamen  ent- 
weder an  einen  Schiedsrichter  oder  an  staatlich  angestellte  Richter ; 
die  staatliche  Anstellung  erfolgte  durch  den  Exilarchen.  Dabei 
wird  folgender  Unterschied  aufgestellt:  der  Schiedsrichter  haftet 
für  seinen  Fehlspruch ,  nicht  aber  der  staatliche  Richter,  weshalb 
ein  Rabane,  wenn  er  einen  Schiedsspruch  zu  geben  hatte,  sieben, 
acht  oder  neun  Mitrichter  herbeizog,  um  die  Haftung  abzumildern. 
Im  übrigen  wird  noch  die  altsemitische  Steinigungsstrafe  erwähnt 
und  für  den  Mord  das  Augausstechen ,  eine  Strafe ,  welche  dem 
israelitischen  Rechte  fremd  und  ausländischen  Völkern  entlehnt  ist. 

Die  Israeliten  trieben  Ackerbau,  aber  auch  der  Handel  war 
ihnen  schon  damals  sehr  sympathisch:  es  wird  hervorgehoben,  daß 
man  beim  Handel  mehr  verdiene  als  bei  der  Bodenkultur.  Erwähnt 
wird  auch  ein  Gesellschaftsverhältnis  von  Gartenbauern ,  sodann 
aber  besonders  der  Kommissionshandel.  Der  Kommissionär,  der 
neben  dem  Kommissionshandel  auch  noch  Eigenhandel  treibt,  darf 
nicht  etwa  seinem  Auftraggeber  die  schlechte  Ware  anhängen  und 
die  gute  für  sich  behalten :  er  hat  Anspruch  auf  die  Auslagen,  hat 
aber  auch  allen  Ertrag  herauszugeben  und  kann  sich  4%  als 
Provision  anrechnen. 

Ganz  besonders  reiche  Ausbeute  finden  wir  für  die  Geographie 
des  Zweistromlandes;  auch  für  die  Geschichte,  namentlich  die  Kultur- 
geschichte, wird  uns  eine  Reihe  wichtiger  Daten  gegeben. 

Die  Erläuterungen  sind  gründlich  und  zeugen  von  einem 
tüchtigen  Studium  der  assyriologischen  Ergebnisse. 

Hans  Bächtold,  Die  Verlobung  im  Volks-  und  Rechtsbrauch. 
Verlag  der  Schweizerischen  Gesellschaft  für  Volkskunde,  Basel 
1913. 

Die  Verlobung  im  Volks-  und  Rechtsbrauch  ist  ein  wichtiges 
Kapitel  der  Volkskunde,   welches  tief  in   das  Rechtsleben  und  die 
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Rechtsgeschicbte  einschlägt.  Die  Studien  der  Volksübung  zeigen 
uns  dabei,  daß  die  verschiedenen  Formen  sehr  häufig  nicht  ein- 
deutig, sondern  vieldeutig  sind;  so  kann  z.  B.  das  Zutrinken  bei 
der  Verlobung  einfach  als  Vertragsbestätigung  gelten,  es  kann  aber 
auch  den  Charakter  einer  Nahrungsvermischung  enthalten,  wie  dies 
beispielsweise  aus  dem  Sansankudo  der  Japaner  deutlich  hervorgeht. 
Frauenraub  und  Frauenkauf  sind  Rechtsbräuche ,  die  so  fest 
stehen  ,  daß  sie  nicht  bestritten  werden  sollten ,  und  es  ist  völlig- 
unzutreflFend ,  wenn  der  Verfasser  auf  S.  IBO  meine  bestimmte 
Aeußerung  darüber  bemängelt.  Auf  der  anderen  Seite  ist  es  richtig, 
daß  nicht  alles,  was  auf  diese  Gedanken  zurückgeführt  wird,  auch 
wirklich  diesen  Ursprung  hat;  so  haben  z.  B.  Exogamie  und 
Schwiegerscheu  eine  andere  Quelle:  sie  haben  durch  den  Frauen- 
raub höchstens  eine  Steigerung  erfahren  ;  und  wenn  es  auf  der  einen 
Seite  sicher  ist,  daß  die  Kleidergabe  beim  Hochzeitsbrauch,  wie 
dies  ja  auch  Cor  so  nachgewiesen  hat,  vielfach  den  Gedanken 
zum  Ausdruck  bringt :  im  Kleide  liege  die  Persönlichkeit  und  mit 
der  Uebergabe  des  Kleides  vollziehe  sich  eine  mystische  Seelen- 
vereinigung, so  ist  dies  nicht  auf  den  Fall  zu  beziehen,  wo  der 
Bräutigam  mit  dem  Schwiegervater  um  das  pretium  mulieris  feilscht. 
Ueberall  sind  diese  Gebräuche  mit  Unterscheidung  und  mit  wissen- 
schaftlicher Akribie  zu  beurteilen. 

Viviana  Baronio,  II  vacuf  secondo  11  rito  Malekito  con  qualche 
raffronto  col  diritto  italiano  e  coli"  inglese.  Verlag,  Tipografia 
Olivero  &  Co.,  Turin  1913. 

Aus  dem  Werk  ist  insbesondere  die  erfreuliche  Tatsache  zu 
ersehen,  daß  der  italienische  Kolonialminister  die  Uebersetzung  des 
Khalil  eingeleitet  hat.  Ein  Teil  der  Uebersetzung,  welcher  die 
Darstellung  des  Vacüf  (habou)  enthält,  findet  sich  im  Anhang. 

Stammler,  Sohm,  Gareis,  Bar,  Seuffert,  Liszt,  Kahl,  La- 
band,  Anschütz,  Bernatzik,  Martitz,  Systematische 
Rechtswissenschaft.     Verlag  B.  G.  Teubner,  Leipzig  1913. 

Von  diesem  Bande  der  Kultur  der  Gegenwart  ist  die  2.  Auf- 
lage erschienen ,  die  hier  nicht  nach  allen  Seiten  hin  besprochen 
werden  kann,  weil  der  Inhalt  in  das  Enzyklopädische  hineinreicht. 
Daß  wir  über  Stammlers  Ausführungen,  welche  das  Werk  beginnen 
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und  das  Werk  enden  und  so  das  Ganze  wie  mit  einem  A  und  0 
umschließen,  zur  Tagesordnung  übergehen,  versteht  sich  von  selber 
nach  alledem,  was  wir  über  Rechtsgeschichte  und  Rechtsphilosophie 
ausgeführt  haben.  Ich  will  nur  noch  folgendes  bemerken  :  Stammler 
erklärt,  daß  seine  Methode  nicht  ungeschichtlich  sei,  nur  müsse 
die  systematische  Methode  vor  der  historischen  den  Vorrang  haben. 
Dies  ist  verfehlt;  die  Systematik  kann  erst  aus  der  Genesis  erkannt 
werden ;  die  einzelnen  Rechtsinstitute  sind  bei  den  verschiedenen 
Völkern  so  verschiedenartig,  daß  wir  sie  durchaus  nicht  auf  ge- 
meinsame systematische  Typen  reduzieren  können.  Richtig  ist  nur 
so  viel,  daß  sich  aus  der  Geschichte  der  Völker  gewisse  Elemente 
des  Rechts  ergeben,  welche  bei  den  geschichtlich  gebildeten  Insti- 
tuten als  Faktoren  zusammenwirken.  Wenn  wir  aber  z.  B.  das 
Eigentum  auf  der  einen  Seite  und  das  Pfandrecht  auf  der  anderen 
Seite  in  Betracht  ziehen,  so  ist  der  Begriff  des  Eigentums  zwar  bei 
allen  Kulturvölkern  vorhanden ,  er  zeigt  sich  aber  in  den  ver- 
schiedensten Gestaltungen,  und  es  wäre  völlig  unrichtig,  das  indische 
oder  germanische  Eigentum  mit  dem  römischen  oder  islamischen 
identifizieren  zu  wollen.  Ebenso  ist  das  Pfandrecht  in  den  ver- 
schiedensten Typen  vertreten,  welche  nur  den  einen  Vergleichs-  und 
Angelpunkt  haben,  daß  überall  ein  Recht  an  Sachen  oder  sonstigen 
Gütern  vorhanden  ist,  welches  der  Erlangung  gewisser  pekuniärer 
Güter  zustrebt.  Und  was  die  Ehe,  was  die  Adoption,  was 
die  Blutsbrüderschaft  und  was  alle  die  Institute  betrifft,  welche 
wir  als  künstliche  Verwandtschaft  zusammenfassen !  Wenn  bei- 
spielsweise die  Rothäute  die  besten  ihrer  Kriegsgefangenen  in  ihren 
Stamm  aufnehmen  in  der  Art,  daß  sie  die  im  Kriege  Gefallenen 
ersetzen  und ,  vollkommen  an  ihre  Stelle  tretend ,  als  Ehemänner, 
Väter,  Söhne  und  Brüder  fungieren,  so  möchte  ich  wissen,  welchem 
Stammlerschen  Typus  dies  entsprechen  kann!  Oder  wenn  wir 
die  Sklaverei  in  Betracht  ziehen,  so  ist  dies  ein  Typus,  den  wir 
heutzutage  nicht  mehr  haben,  der  aber  in  so  verschiedenen  Varianten 
vorkommt,  daß  wir  durchaus  nicht  einen  einheitlichen  Begriff  bilden 
können.  Die  ganze  Methode,  mit  solchen  vorgefaßten  Begriffen  die 
Rechtsgeschichte  einschließen  zu  wollen,  heißt,  sie  auf  ein  Prokrustes- 
bett legen ;  und  es  ist  ebenso  unrichtig,  ein  Lehrbuch  der  systema- 
tischen Rechtswissenschaft  mit  Stammler  zu  beginnen  und  mit 
Stammler  zu  schließen,  als  wenn  man  etwa  nach  den  in  Deutsch- 
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land    erkannten   Pflanzentypen   die   Flora   der  Erde  systematisieren 
wollte. 

Auch  die  S oh m sehe  Darstellung  des  Systems  des  bürgerlichen 
Rechts  gibt  reichlichen  Bedenken  Raum.  Sie  hebt  viel  zu  wenig 
die  großen  Mängel  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  hervor ,  sein 
üngenüge,  den  sozialen  Forderungen  der  Gegenwart  zu  entsprechen, 
und  die  mangelhafte  Art  und  Weise,  wie  es  gerade  die  modernen 
Rechtsverhältnisse  behandelt.  Unrichtig  ist  es  z.  B. ,  wenn  der 
Verfasser  behauptet ,  daß  die  Aufgabe  der  Regelung  des  Dienst- 
vertrages vom  Bürgerlichen  Gesetzbuch  gelöst  worden  sei;  gibt  er 
doch  anderseits  die  Unzuträglichkeiten  zu ,  welche  aus  der  Be- 
handlung des  Mietverhältnisses  entspringen.  Und  wenn  er  gegen- 
über dem  Schweizer  Zivilrecht  hervorhebt ,  daß  unser  Bürgerliches 
Gesetzbuch  die  deutsche  Art  enthalte  und  dem  deutschen  Recht 
auf  den  Leib  geschrieben  sei,  dessen  Pflichttreue  gegen  das  Gesetz 
eine  der  stärksten  Grundsäulen  des  Gemeinwesens  darstellt,  so 
muß  gesagt  werden,  daß  die  heutige  deutsche  Art  dahin  strebt, 
dem  Richter  eine  seinem  Gewissen  entsprechende  Freiheit  zu  geben, 
und  daß  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  im  Gegensatz  dazu  den  Richter 
vielfach  wie  einen  Unmündigen  behandelt,  dem  man  die  einfachsten 
logischen  Dinge  sagen  muß  und  dem  man  Schritt  für  Schritt  ein 
Beweislastsystem  vorlegt ,  während  doch  die  Beweislast  nach  der 
vernünftigen  Erwägung  des  einzelnen  Falles  zu  verteilen  ist.  Ein 
Tropfen  sozialen  Oeles  ist  im  Gesetzbuch  zu  finden,  aber  auch  nur 
ein  verschwindender  Tropfen,  der  in  keiner  Weise  genügt,  um  die 
Reibung  des  Räderwerkes,  unter  welchem  so  viele  Interessen  zer- 
knittert werden,  genügend  zu  mildern.  Unrichtig  ist  es  auch,  wenn 
der  Verfasser  annimmt,  daß  die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft eine  wirkliche  Scheidung  sei,  die  nur  eben  eine  Wiederher- 
stellung zuließe ;  wenn  dies  der  Fall  wäre,  so  wären  die  berechtigten 
Interessen  der  Millionen  katholischer  Bevölkerung  verkannt.  Das  an 
sich  recht  mangelhafte  Gesetzbuch  sollte  aber  nicht  so  ausgelegt 
werden,  daß  es  noch  mehr  seinem  Zwecke  widerstrebt. 

Auch  im  Zivilprozeßbeitrag  von  Lothar  Seuffert  hätten  die 
Bedenken,  welche  man  gegen  unsere  Zivilprozeßordnung  erheben 
muß,  mehr  hervorgehoben  werden  sollen.  Es  ist  unrichtig,  wenn 
er  die  Stärkung  der  richterlichen  Macht  als  Rückschritt  bezeichnet ; 
dies   ist   kein   bureaukratischer  Geist:    es  ist  der  Geist  der  tieferen 
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Welterfabrung,  es  ist  die  Erfassung  der  Dinge  vom  Standpunkt  ge- 
läuterter Menschheitsbetrachtung.  Unrichtig  ist  es,  wenn  man  die 
Verhandlungsmaxime  als  empfehlenswertes  Institut  lobt :  die  Folgen 
der  österreichischen  Zivilprozeßordnung  zeugen  gründlich  dagegen. 
Wie  überall,  hängt  natürlich  vieles  nicht  vom  Prozeßgesetz,  sondern 
von  der  Ausübung  ab ;  aber  das  Prozeßgesetz  soll  in  einem  Geiste 
geschrieben  sein ,  welcher  den  Richter  zur  selbständigen  Materialr 
behandlung  führt  und  sein  freies  Wirken  nicht  im  Formalismus 
der  Verhandlungsmaxime  erstickt. 

Doch  wir  müssen  uns  hier  bescheiden  und  können  das  Kirchen- 
recht von  Kahl,  das  Staatsrecht  von  Anschütz  und  Bernatzik 
nicht  weiter  verfolgen,  ebensowenig  die  Darstellung  von  Bar  über 
das  internationale  Privatrecht  und  das  von  Martitzsche  Völker- 
recht, von  dem  anderwärts  zu  handeln  ist. 

D.  Sarason,  Das  Jahr  1913.   Verlag  B.  G.  Teubner,  Leipzig  1913. 

Der  übergroße  Reichtum  dieses  Buches  kann  in  dieser  Zeit- 
schrift nicht  dargelegt  werden ;  denn  wo  nicht  nur  Rechtspolitik 
und  Volkswirtschaftslehre,  Kulturgeschichte  und  Psychologie,  son.- 
dern  auch  die  Naturwissenschaften:  Botanik,  Zoologie,  Astronomie, 
Chemie  und  Technik  behandelt  werden ,  reicht  das  Gebiet  weit 
über  unsere  Sphäre  hinaus ,  und  wir  können  nur  erklären ,  wie 
förderlich  es  ist,  wenn  in  einer  solchen  Zusammenfassung  das  ganze 
Gebiet  der  Kulturwelt  eines  Jahres  uns  entgegentritt  und  ein  jeder 
Forscher  eines  bestimmten  Gebietes  auf  seine  Weise  Berührung  mit 
anderen  Zweigen  menschlicher  Bildung  gewinnt;  denn  der  ganze  Zug 
unserer  heutigen  Zeit  ist,  im  Gegensatz  zu  der  jahrzehntelangen  Zer- 
splitterung und  Zerfaserung ,  ein  enzyklopädischer ,  und  mehr  und 
mehr  erkennt  man ,  daß  nur  die  Gesamtbildung  und  die  Gesamt- 
weltanschauung den  Menschen  macht  und  daß  namentlich  auch  der 
Einzel  forscher  von  einer  solchen  tieferen  Auffassung  der  Natur  und 
Menschheit  gesättigt  sein  muß.  —  Hier  kann  nur  wie  zufällig  auf 
einiges  hingewiesen  werden. 

So  hebe  ich  insbesondere  den  vorzüglichen,  geistreich  geschrien 
benen  Aufsatz  über  das  Zivilrecht  von  Rudolf  Leonhard  her- 
vor: er  berührt  in  seiner  philosophischen  Art  die  verschiedensten 
Gebiete  des  Zivilrechts;  wenn  er  allerdings  als  Rechtsphilosophen 
mich    mit    Stammler    zusammenkoppeln    will ,    so    müssen    be- 
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deutende  Zweifel  aufsteigen :  denn  wenn  ich  in  dem  Rechte  die 
Entwicklung  als  wandelbar  schildere,  so  schildere  ich  zu  gleicher 
Zeit  auch  das  feste  Prinzip,  welches  diesen  Wandel  vergeistigt. 
Dem  Satz  , Zurück  zu  Kant"  kann  ich,  nachdem  ein  Hegel 
gelebt,  keine  Berechtigung  zuerkennen;  es  ist  ebenso,  wie  wenn 
man  in  der  Rechtsgeschichte  sagen  wollte:  von  Savigny  zurück 
zu  Heineccius. 

Preuß  in  seiner  Darstellung  der  Verwaltung  hebt  mit  Recht 
die  Napoleonische  Verwaltung  Frankreichs  hervor,  welche  zwar  eine 
kommunale  Selbständigkeit  nicht  aufkommen  ließ,  aber  im  übrigen 
seiner  Zeit  gesunde  Verhältnisse  geschaffen  hat;  auch  sonst  bietet 
der  Verfasser  eine  rechtsvergleichende  Darstellung  von  großer  Um- 
sicht und  gediegener  Kenntnis. 

Auch  die  Schilderung  der  Frauenbewegung  von  Gertrud 
Bäum  er  ist  in  ihrer  Vollständigkeit  und  Kürze  rühmend  hervor- 
zuheben. 

Ein  ganz  besonders  wichtiger  Teil  behandelt  die  Lehren  der 
Sozialpolitik  und  der  Nationalökonomie;  ich  verweise  nur  beispiels- 
halber auf  die  Darstellung  von  Handel  und  Industrie,  worin  die 
Zollpolitik  klar  charakterisiert  ist,  und  auf  die  Darstellung  des  Ver- 
kehrswesens und  der  Landwirtschaft.  Besonders  nahe  liegen  uns  die 
Partien  über  Psychologie  und  Soziologie.  In  der  Abhandlung  von 
Goldscheid  über  Soziologie  möchte  ich  aber  tadelnd  hervorheben, 
daß  unter  den  Vertretern  des  Freirechts  derjenige  nicht  genannt  ist, 
der  gerade  seinerzeit,  und  zwar  im  Gegensatz  zu  Jhering,  schon 
vor  30  Jahren  das  Freirecht  inauguriert  hat. 

Bedeutendes  liefert  ferner  Lamp  recht  über  die  neuere  Kultur- 
geschichte. Er  hebt  treffend  den  Hegel  sehen  Einfluß  hervor,  zu 
gleicher  Zeit  aber  auch  die  Schattenseite  althegelscher  Anschauung, 
welche  in  der  Geschichte  das  rationalistische  und  logische  Element 
übertreibt.  Recht  ist  Leben  ,  und  die  Geschichte  hat  es  mit  groß- 
zügigem und  vielseitigem  Leben  zu  tun. 

So  finden  wir  auch  neue  Berührungspunkte  in  der  Darstellung 
der  Philosophie.  In  dem  Beitrag  von  Ewald  wird  treffend  her- 
vorgehoben, wie  gegenüber  dem  Logizismus  der  Marburger  Schule 
sich  eine  starke  Opposition  erhoben  hat;  namentlich  wird  auf  die 
Wirklichkeitsphilosophie  von  Külpe  verwiesen,  sowie  auf  die  Lehre 
von  den  Werten,  welche  gegenwärtig  großen  Einfluß  gewonnen  hat. 
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Der  Pragmatismus  von  William  James  und  Schiller,  welcher 
die  Wahrheit  mit  der  Brauchbarkeit  und  Nützlichkeit  verquickt, 
wird  mit  Recht  abgelehnt ,  Bergsons  Intuitismus  als  ein- 
seitig zurückgewiesen.  Auch  in  der  Darstellung  der  Religion  von 
Troeltsch  findet  sich  eine  Reihe  bedeutender  Motive;  allerdings 
muß  hervorgehoben  werden ,  daß  einige  Bestrebungen  des  vorigen 
Papstes ,  namentlich  die  Richtung  gegen  den  Modernismus ,  doch 
nur  subjektiv  und  von  vorübergehender  Natur  ist. 

Von  den  anderen  Gebieten  will  ich  nur  den  Artikel  über 
Musik  von  Wallaschek  erwähnen.  Hier  wird  treffend  hervor- 
gehoben, daß  man  aus  der  Geschichte  Richard  Wagners 
durchaus  nicht  auf  die  Modernen  exemplifizieren  darf,  und  daß  es 
eine  unrichtige  Reserve  ist,  wenn  heute  die  Musikkritiker  gegenüber 
Richard  Strauß  und  Mahl  er  zurückhaltend  sind,  weil  sie  das 
Urteil  der  Zukunft  fürchten. 

Auch  Gregoris  Abhandlung  über  das  Theater  ist  bedeutsam, 
besonders  durch  zwei  Momente:  es  wird  hier  hervorgehoben,  daß 
man  von  der  rein  konversatorischen  Weise  wieder  teilweise  auf 
das  deklamatorische  Element  zurückgeht,  und  daß  die  Regie  eine 
Bedeutung  gewonnen  hat,  welche  das  Theaterwesen  in  der  Periode 
Laubes  und  Dingelstedts  bedeutend  überbietet. 

In  der  Darstellung  der  Astronomie  von  Schwarzschild 
wird  auf  die  heutigen  Versuche  hingewiesen ,  in  der  Bewegung 
des  Fixsternhimmels  Regel  und  Ordnung  zu  finden ,  und  in 
der  Darstellung  Witts  über  die  Chemie  ist  dasjenige  besonders 
interessant,  was  über  die  Proteinkörper  und  die  Eiweißstoffe  ge- 
sagt ist. 

In  der  Politik  ist  das  S3^stem  befolgt,  daß  die  verschiedenen 
politischen  Parteien  in  besonderen  Beiträgen  vertreten  sind ,  die 
konservative  durch  Below,  die  sozialdemokratische  durch  Bern- 
stein, die  fortschrittliche  durch  Haas,  die  nationalliberale  durch 
Rebmann  und  das  Zentrum  durch  Spahn, 

Wir  müssen  hiermit  schließen  und  können  nur  den  Wunsch 
beifügen,  daß  im  Bereiche  des  Rechts  künftig  das  so  außerordentlich 
wichtige  Gebiet  des  Völkerrechts  berücksichtigt  werden  möge,  was 
auch  im  Anschluß  an  die  Welt-  und  Kolonialpolitik  geschehen 
könnte.  Jedenfalls  haben  wir  in  dem  Sammelwerk  eine  ebenso  be- 
deutsame wie  originelle  Schöpfung  zu  verzeichnen. 
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G.  Radbrucb,  Grundzüge  der  Kechtsphilosophie.     Verlag  Quelle 
<t  Meyer,  Leipzig  1914. 

Ueber  die  Klarheit  und  Durchsichtigkeit  der  Diktion  des  Ver- 
fassers ist  nichts  weiter  zu  sagen,  wenn  man  beispielsweise  folgende 
Sätze,  S.  33,  liest: 

„Der  Rechtsbegriff  gehört  nicht  zu  den  ordnenden  Begriffen, 
welche  der  Klassifikation  der  Gegenstände  dienen,  vielmehr  nicht 
anders,  als  etwa  die  Begriffe  der  Kausalität  und  der  Dinghaftigkeit, 
zu  jener  kleinen  Aristokratie  der  formenden  Begriffe,  welche  jenem 
ordnenden  Verfahren  überhaupt  erst  seine  Gegenstände  liefern,  zu 
den  Fragen ,  mit  denen  das  erkennende  Bewußtsein  an  die  Ge- 
gebenheit herantritt,  zu  den  Gesichtspunkten,  unter  denen  es  die 
Gegebenheit  auffaßt,  zu  den  Betrachtungsweisen,  die  es  der  Ge- 
gebenheit gegenüber  anwendet,  zu  den  Haltungen,  die  es  ihr  gegen- 
über einnimmt,  oder  wie  man  sonst  noch  die  Kategorien  mag 
umschreiben  können,  durch  welche  die  Gegebenheit  allererst  zum 
Objekt  der  Erkenntnis  wird.* 

Mit  derartigen ,  wahrscheinlich  geistreich  sein  sollenden ,  ge- 
wundenen Redewendungen  kommt  der  Verfasser  zu  einer  Deduktion 
des  Recbtsbegriffes ,  und  nachdem  er  höchst  fein  ausgeführt  hat, 
daß  der  Rechtsbegriö'  nicht  dem  Reiche  der  Natur  angehört  und 
daß  sein  transzendentaler  Ort  auch  nicht  im  Reiche  der  Zwecke 
liegt,  berührt  er  ein  drittes  Weltbild,  das  religiöse:  die  Religion 
sei  der  „lächelnde  Positivismus,  der  über  alle  Dinge  der  Welt  trotz 
alledem  sein  Ja  und  Amen  spricht";  und  nachdem  sich  auch  dieses 
als  unzulänglich  erwiesen,  kommt  er  zu  einem  vierten  Reiche,  dem 
Reiche  der  Kultur,  und  gerät  so  allmählich  zu  dem  Satze,  daß  das 
Recht  eine  Gemeinschaftsregelung  sei,  welche  die  Kultur  zu  unter- 
stützen habe,  wobei  noch  besonders  hervorgehoben  wird,  daß  der 
Begriff  des  Rechtes  vom  Begriff  des  richtigen  Rechtes  zu  unter- 
scheiden ist.  Des  weiteren  gelangt  dann  der ,  Verfasser  zum  Unter- 
schied zwischen  Legalität  und  Moralität,  spricht  von  verschiedenen 
Staatsauffassungen,  z.  B.  der  Vertragstheorie,  sucht  da  und  dort 
einiges  herauszuholen  und  schließt  damit,  daß  die  Rechtswissen- 
schaft eine  idiographische  Wissenschaft  sei  und  daß  das  Recht  am 
Gesetz  und  am  Leben  teilhabe. 

Was  an  allem  richtig  ist,  wie  namentlich,  daß  das  Recht  eine 
Gemeinschaftsregelung   und    ein    Förderungsmittel   der    Kultur   ist, 
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igt  schon  längst  in  einfacheren  und  klareren  Worten  gesagt  worden, 
vor  allem  in  der  Schule  der  Neuhegelianer,  Ton  welchen  der  Ver- 
fasser behauptet,  daß  sie  mit  Hegel  nur  in  losem  Zusammenhang 
stehen  —  natürlich,  wenn  wir  den  Entwicklungsgedanken  Hegels 
weiterführen ,  wenn  wir  darlegen ,  daß  neben  der  Vernunft  auch 
alogische  Elemente  in  der  Welt  tätig  sind ,  so  haben  wir  von 
Hegel  nichts  mehr  übrig,  der  Entwicklungsgedanke  ist  bei  Hegel 
Nebensache!  Dabei  wird  geradeso  wie  bei  Kantorowicz  Jhering 
als  eine  Art  von  Halbgott  hervorgehoben  und  ihm  hoch  angerechnet, 
daß  er  schließlich  zur  Teleologie  gelangt  sei  und  die  Begriflfs- 
jurisprudenz  bekämpft  habe  (wir  wissen ,  in  welch  journalistisch 
platter  Weise  dies  geschehen  ist) ;  allein  Teleologie  ist  überhaupt 
nur  dann  wissenschaftlich ,  wenn  man  eine  philosophische  Grund- 
anschauung über  Wesen  und  Zwecke  der  Welt  besitzt,  welche  Grund- 
anschauung Jhering  vollkommen  gebrach,  und  ferner  nur  dann, 
wenn  man  eine  Anschauung  hat  von  dem  Werden  des  Rechts, 
namentlich  in  der  Rechtsprechung,  welche  Jhering  ebenfalls  fehlte, 
sonst  hätte  er  das  Urteil  der  Porzia,  dieses  leuchtende  Vorbild  der 
Rechtsentwicklung,  diese  gewaltige  Geistestat,  nicht  so  gründlich 
mißverstanden. 

Philipp    Heck,    Gesetzesauslegung    und    Interessenjurisprudenz. 
J.  C.  B.  Mohr,  Tübingen  1914. 

In  dieser  Arbeit  zeigt  sich  eine  merkwürdige  Mischung  von 
Fortschritt  und  Rückschritt,  und  der  Rückschritt  bekundet  sich 
insbesondere  in  der  Art,  wie  der  Verfasser  meiner  Theorie  von  der 
freien  Auslegung  entgegentritt.  Es  verlohnt  sich  nicht,  auf  alle 
diese  Argumente  zu  erwidern ;  ich  bemerke  nur,  daß  auch  hier  die 
Jammertöne  hervorbrechen  über  die  Unsicherheit  der  Rechtspflege, 
die  bei  unserer  Auslegung  entstünde,  und  über  die  allzu  große 
Macht,  welche  man  dem  Richter  einräume;  insbesondere  soll  als 
Argument  gelten,  daß  möglicherweise,  wenn  ein  Gesetz  selbst  durch 
das  Referendum  seine  Bestätigung  erhalten  hat,  ein  Richter,  welcher 
der  Minorität  angehört,  durch  Umdeutung  das  Gesetz  zunichte 
machen  könne.  Hiergegen  ist  aber  zu  sagen,  1.  daß  es  ein  trauriger 
Richterstand  wäre,  bei  welchem  der  Parteistandpunkt  zutage  träte: 
ein  Volk  mit  derartigen  Richtern  könnte  nicht  mehr  Kulturvolk 
heißen;    und   2.   gerade   wenn   ein  Gesetz  das  Referendum  passiert 
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hat ,  läßt  es  sich  überhaupt  nicht  absehen ,  in  welchem  Sinne  das 
Gesetz  gemeint  war ,  bei  den  vielen  Millionen  von  Abstimmenden, 
welche  ihm  seine  Stimme  gaben ,  vielleicht  unter  Annahme  einer 
Deutung,  die  ihnen  noch  zur  Not  als  annehmbar  erschien  I 

Eugen    Täubler,    Imperium    romanum.     Verlag   B.   G.   Teubner, 
Leipzig  1913. 

Die  Darstellung  ist  namentlich  für  die  Geschichte  des  Völker- 
rechts sehr  wichtig,  vor  allem  für  die  Art  und  Weise,  wie  das 
römische  Reich  durch  Verträge  und  Protektoratsverhältnisse  sich 
allmählich  auch  im  Osten  die  Weltherrschaft  gebahnt  hat. 

A.  Egger,    Schweizerische  Rechtsprechung  und  Rechtswissenschaft. 
Verlag  Julius  Springer,  Berlin  1913. 

Das  Recht  ist  eine  Kulturerscheinung  und  muß  nach  den  Auf- 
gaben der  Kultur  verstanden  werden.  Das  ist  eine  These,  welche 
ich  vor  vielen  Jahren  ausgesprochen  habe  und  die  nun  endlich,  ins- 
besondere unter  dem  Einfluß  des  Schweizer  Zivilgesetzbuches,  zum 
Durchbruch  gelangt.  In  dieser  Beziehung  ist  die  Schrift  lesenswert. 
Daß  der  Verfasser  auf  S.  64  die  Radbruchsche  Einführung  als 
ausgezeichnet  taxiert,  ist  allerdings  abwegig. 

Hans    Reiche  1,    Die    Mäklerprovision.      Verlag    C.    H.    Becksche 
Buchhandlung,  München  1918. 

Auf  gründlicher  Erkenntnis  des  Lebens  und  tüchtiger  juristi- 
scher Methode  beruhend,  ist  das  Werk  eine  vortreöliche  Leistung. 

Durch  eingehende  Berücksichtigung  der  sozialen  Verhältnisse 
und  der  bisherigen  praktischen  Entwicklung  zeichnet  sich  aus 

Otto    Brandenburger,    Das    Baurecht    der    Art.    675    und    779 
Schweizerisches  Zivilgesetzbuch.  Verlag  Sauerländer,  Aaraul911. 


Berichtigung, 

Seite  143  Zeile  S  von  oben  lies  $  7  statt  §  9. 


V. 

Nochmals  der  Hallenser  Papyrus^). 

Von 

Josef  Kohler. 

Im  6.  Bande  des  Archivs  für  Papyrusforschung  S.  272 
beklagt  sich  Wilcken  über  meine  Besprechung,  die  er  als 
höchst  unbillig  erklärt.  Derartige  Sentiments  haben  wissen- 
schaftlich keine  Bedeutung,  es  kommt  nur  darauf  an,  ob  ich 
objektiv  im  Rechte  bin  oder  nicht.  Daß  aber  so  ziemlich  alle 
meine  Beanstandungen  das  Richtige  treffen,  hat  die  neuere 
Forschung  bewiesen,  die  sich  im  Laufe  des  letzten  Jahres  mit 
dem  Papyrus  beschäftigt  hat;  und  wenn  Wilcken  glaubt, 
sich  den  Ausspruch  der  entscheidenden  Wissenschaft  damit 
günstiger  zu  gestalten,  daß  er  behauptet,  ich  hätte  von  den 
Schwierigkeiten  und  dem  Umfang  der  philologischen  Leistung 
keine  Ahnung,  so  kann  ich  darüber  einfach  hinweggehen.  Ein 
Autor,  dessen  juristischer  Bearbeitung  mehr  als  die  Hälfte  des 
publizierten  babylonisch-assyrischen  Rechtsmaterials  unterstellt 
war  und  der  Hunderte  von  babylonischen  Urkunden  zur  juristi- 
schen Erklärung  zu  bringen  vermochte,  der  den  juristischen  Teil 
zum  neuesten  Werk  über  das  gortynische  Recht  geschrieben, 
hat  gar  keine  Veranlassung  auf  derartige  Aeußerungen  ein- 
zugehen. Wer  solche  Kampfmittel  gebraucht,  habeat  sibi. 
Ja,  wenn  sich  die  philologische  und  die  juristische  Arbeit  so 
voneinander  trennen  ließe,  daß  die  Philologen  etwa  das  Material 
böten,  an  das  sich  sodann  die  juristische  Arbeit  anschlöße! 
aber  in  der  Ausgabe  der  Hallenser  Papyrus  ist  eben  eine  große 
Reihe  juristischer  Erklärungen  gegeben,  und  das  konnte  nicht 

0  Vgl.  oben  XXX,  S.  318  f. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXXII.  Band.  21 
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ausbleiben,  denn  bei  gesetzlichen  wie  bei  Vertragsurkunden 
spielt  das  Juristische  sehr  stark  hinein.  Daß  diese  juristischen 
Deutungen  aber  großenteils  verfehlt  waren,  ist  sicher,  und  da- 
mit ist  mein  Urteil  gerechtfertigt. 

Was  beispielsweise  die  Behandlung  des  falschen  Zeug- 
nisses betrifft,  so  hat  auch  Gradenwitz  den  Irrtum  in  der 
Beurteilung  des  zweiten  Falles  hervorgehoben  (Sitzungsberichte 
der  Heidelberger  Akademie,  Jahrgang  1913,  8.  Abhandlung). 
Ich  bemerke  dabei  gegenüber  Autoren,  welche  meine  Beurtei- 
lung der  Frage  entweder  gar  nicht  erwähnen  (wie  Mitteis) 
oder  sie  so  erwähnen,  als  ob  mein  Aufsatz  dem  von  Graden- 
witz nachgefolgt  wäre,  daß,  wie  der  Verleger  mir  mitteilt, 
das  betreffende  Heft  unserer  Zeitschrift  am  22.  Juli  1913  aus- 
gegeben worden  ist,  in  der  Abhandlung  von  Gradenwitz 
aber  steht,  daß  sie  am  23.  Juni  1913  „eingegangen"  sei.  Beide 
Aufsätze  mit  derselben  Beanstandung  werden  daher  wohl  als 
gleichzeitig  betrachtet  werden  können,  und  dies  möchte  ich 
gütiger  Berücksichtigung  anheimstellen. 

Ich  glaube  auch  kaum ,  daß  die  Zukunft  an  diesen  Fest- 
stellungen etwas  rütteln  kann :  und  da  ich  somit  dazu  beigetragen 
habe ,  das  Richtige  zu  finden ,  so  ist  dies  ein  Verdienst,  das 
auch  die  Hallenser  anerkennen  sollten,  wie  sie  es  anerkennen 
sollten,  daß  ich  in  manchen  Fällen  kraft  meines  juristischen 
Blickes  festen  Grund  gefunden  habe,  wo  sie  nicht  über  schwan- 
kende Hypothesen  hinauskamen,  so  beispielsweise  was  den 
Nachbarnretrakt  betrifft. 

Ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  Fall  des  Anbaues.  Ich 
habe  hier  S.  321  folgendes  gesagt: 

„Wer  in  der  Stadt  baut,  baut  entweder  einfach  an  eine 
vorhandene  Trennungsmauer  an,  indem  er  dem  Nachbarn  die 
Hälfte  der  Herstellungskosten  der  Mauer  zahlt.  Die  lesbaren 
Worte  Twv  ävaXiaxo{xevü)v  stoßen  sofort  auf  diese  Ergänzung.'' 

Hiergegen  will  man  geltend  machen,  daß  es  dann  nicht 
avaXiaxoLisvcov,  sondern  öcvr^Xcü{j.£Vü)v  heißen  müsse.  Wenn  Wil- 
cken    dies   behauptet   und    sogar    von    einem    grammatischen 
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„Schnitzer"  spricht,  so  kann  ich  den  Vorwurf  einfach  zurück- 
senden; denn  die  Auffassung  Wilckens  ergibt  sich  sofort  als 
eine  grundverfehlte  für  jeden,  der  die  Sache  juristisch  durch- 
schaut. Selbstverständlich  fällt  es  niemandem,  welcher  ein  Haus 
baut,  ein,  daß  er  sich  von  dem  Baumeister  für  jede  einzelne 
Mauer  eine  Sonderrechnung  geben  läßt,  so  daß  er  betreffenden 
Falles  diese  Rechnung  vorlegte  und  sich  die  Hälfte  zahlen 
ließe.  Die  Stelle  kann  daher  nicht  heißen,  daß  die  Hälfte  der 
in  concreto  gemachten  Aufwendungen  zu  ersetzen  ist,  was 
schon  deshalb  völlig  verkehrt  wäre,  weil  eine  Mauer,  die  schon 
20  Jahre  steht,  nicht  mehr  so  fest  und  sicher  sein  wird,  wie 
dann,  wenn  sie  aus  den  Händen  des  Baumeisters  kommt.  Viel- 
mehr hat  der  Mauerbesitzer,  wenn  der  Nachbar  an  seine  Mauer 
anbauen  will,  das  Anrecht  auf  die  Hälfte  dessen,  was  die  Her- 
stellung einer  solchen  Mauer  gegenwärtig  zu  kosten  pflegt, 
und  dazu  noch  auf  die  Hälfte  der  Erhaltungskosten.  Dies 
ist  jederzeit  so  gewesen;  es  ist  in  Alexandrien  ebenso  gewesen 
wie  es  in  Pergamon  üblich  war  und  wie  es  im  Osten  und 
Westen  Europas  der  Fall  gewesen  ist.  Ich  erwähne  beispiels- 
weise ein  Statut  von  Ragusa  von  1272,  welches  so  aussieht, 
wie  wenn  es  wörtlich  dem  Alexandrinischen  Typus  folgte : 
auch  hier  entweder  das  Anbauen  mit  der  Zahlung  der  Hälfte 
der  Kosten  oder  der  Bau  einer  eigenen  Mauer,  aber  dann  unter 
Belassung  eines  Zwischenraums,  eines  sog.  Winkels  zu  dem 
Zwecke,  daß  hier  der  Dachtrauf  angesammelt  wird.  Die 
Stelle  von  Ragusa  lautet  wie  folgt: 

Statuta  Ragusii  1272  V  c.  8  (Ed.  Bogisic  1904,  S.  112): 
Si  quis  suum  laborerium  in  comunalem  murum  affirmare 
voluerit,  de  tanto  quanto  se  in  eundem  murum  affirmaverit, 
secundum  quod  boni  homines  dati  per  d.  comitem  et  suam 
curiam  illud  appreciabuntur,  domino  alterius  partis  solvere 
teneatur.  Sed  si  in  dictum  murum  affirmare  noluerit,  dimisso 
spacio  unius  pedis  ab  ipso  muro  laboret  in  se. 

Es  ist  ein  eigenes  Verhängnis,  daß  gerade  in  dem  Hefte, 
in  welchem  mir  Wilcken  derartige  Einwände  macht,  die  Be- 
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sprecliung  von  Part  seh  erschienen  ist,  der  auf  S.  47  die 
Nachbarfälle  in  ganz  ähnlicher  Weise  konstruiert  und  dabei 
sogar  meine  vor  vielen  Jahren  erschienenen  Gesammelten  Ab- 
handlungen zitiert.  Der  Unterschied  der  Konstruktion  zwi- 
schen ihm  und  mir  ist  nur  der:  Parts ch  nimmt  an,  daß  die 
Mauer  kraft  des  Gesetzes  schon  Miteigentum  gewesen  sei,  daß 
also  das  Anbauen  und  Benutzen  schon  die  Gemeinschaftlich- 
keit voraussetze  und  der  Anbauende  nur  die  Kosten  der  wei- 
teren Erhaltung  zu  tragen  habe.  Ich  halte  dies  für  unwahr- 
scheinlich, denn  die  Vermutung  kann  allerdings  für  eine  Ge- 
meinschaftlichkeit dann  sprechen ,  wenn  die  Mauer  so  gebaut 
ist,  daß  sie  den  gemeinschaftlichen  Zweck  kundgibt;  dann  muß 
natürlich  auch  vermutet  w^erden,  daß  die  Mauer  seinerzeit  auf 
gemeinsame  Kosten  hergestellt  worden  ist.  Dies  kann  vor- 
kommen ;  in  solchem  Falle  hätte  aber  der  Nachbar  kaum  irgend- 
welche Veranlassung,  von  der  gemeinsamen  Mauer  abzusehen 
und  in  der  Entfernung  von  1  oder  ^2  Euß  eine  neue  Mauer  zu 
bauen.  Vielmehr  ist  sicher  der  Fall  gemeint,  daß  der  An- 
bauende eben  erst  durch  den  Anbau  Hälfteneigentümer  wird 
und  daher  das  zu  ersetzen  hat,  was  der  Bau  und  die  Erhaltung 
einer  solchen  Mauer  zu  kosten  pflegt.  Wie  dies  an  unserer  Stelle 
philologisch  einzufügen  ist,  das  ist  nicht  meine  Aufgabe;  ich 
muß  dies  ebenso,  wie  in  analogen  Fällen  des  assyrisch-baby- 
lonischen Rechts,  den  Philologen  überlassen:  wobei  es  aller- 
dings sehr  wünschenswert  wäre,  w-enn  die  Philologen  in  dieser 
Beziehung  die  Ratschläge  der  Juristen  in  Betracht  zögen  und 
darüber  nicht  in  der  Weise  hinweggingen,  wie  es  die  Hallenser 
taten. 

Was  die  übrigen  Beanstandungen  betrifft,  so  brauche  ich 
nur  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Hallenser  die  Lehre  von  der 
Prozeßimmunität  vollständig  verkennen,  daß  sie  von  Vertagung 
statt  Aussetzung  des  Prozesses  sprechen,  was  himmelw^eit  ver- 
schieden ist,  daß  sie  Pfändung  und  Verpfändung  verwechselt 
haben,  so  daß  sie  zu  einem  ganz  verkehrten  Verständnis  von 
Stück  Nr.  10  gekommen  sind;  und  wenn  nun  gar  noch  in  einem 
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Falle,  in  welchem  die  griechische  Zwangsgenossenschaft  greif- 
bar ist,  die  römische  communio  incidens  (!)  herangezogen  wird, 
so  sind  dies  Verkehrtheiten,  welche  es  als  sehr  bedauerlich 
erscheinen  lassen,  daß  ein  Rechtsdokument  ersten  Ranges  von 
der  deutschen  Wissenschaft  nicht  richtiger  in  die  Oeffentlich- 
keit  gebracht  worden  ist.  Hieran  läßt  sich  nichts  deuteln. 
Was  nicht  ohne  Jurisprudenz  gemacht  werden  kann,  soll  auch 
nun  nicht  ohne  Jurisprudenz  gemacht  werden.  Wer  unsere 
Beihilfe  verschmäht,  der  wird  bei  der  Ausgabe  eines  jeden 
Rechtsdokumentes  von  Irrtum  zu  Irrtum  gelangen. 

Doch  der  Hallenser  Papyrus  hat  sein  Gutes ;  er  ist  ein 
Menetekel:  einmal  ist  es  vorgekommen,  daß  ein  bedeutendes 
Rechtsdokument  von  Philologen  ohne  Juristen  herausgegeben 
worden  ist;  man  kann  sicher  sein,  daß  dies  zum  zweiten  Mal 
nicht  wieder  vorkommen  wird.  So  insbesondere  auch  nicht 
bei  dem  Berliner  Papyrus. 
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Einleitung, 

Eine  der  markantesten  und  umfassendsten  Erscheinungen 
des  ältesten  germanischen  Strafrechts  ist  die  Friedlosigkeit, 
die  trotz  der  Vielgestaltigkeit  der  Formen,  in  die  sie  sich  im 
Laufe  ihrer  nach  Millennien  zählenden  Entwicklung  kleidete, 
doch  überall  dieselben  ideellen  Grundlagen  erkennen  läßt.  In 
positiver  Beziehung  zeigt  sie  stets  eine  rechtlich  erlaubte  An- 
griffshandlung der  Gesamtheit  der  Volksgenossen  oder  ihrer 
Organe  gegen  den  Störer  der  Friedensordnung,  die  auf  Grund 
einer  Willenserklärung  der  Gesamtheit,  der  Acht,  oder,  und 
so  besonders  im  fränkischen  Recht,  auf  Grund  des  Befehls 
eines  Beamten,  des  Bannes,  erfolgt  und  die  Ergreifung,  Ver- 
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folgung,  Vertreibung,  Schädigung  oder  Plünderung  des  Misse- 
täters zum  Gegenstand  hat,  während  in  negativer  Hinsicht  eine 
Entziehung  des  Rechtsschutzes^)  verbunden  mit  der  Ausschei- 
dung oder  Ausschließung  des  Friedbrechers  aus  der  Friedens- 
gemeinschaft und  ihren  personen-  und  vermögensrechtlichen 
Beziehungen  öffentlich-  und  privatrechtlicher  Natur  vor  sich 
geht,  die  ursprünglich  wohl  ipso  facto  eintrat,  in  späterer  Zeit 
aber,  von  wichtigen  Ausnahmen  abgesehen,  regelmäßig  einer 
besonderen  Erklärung  oder  Verlautbarung  bedurfte.  Diese 
beiden  Seiten  der  Friedlosigkeit  erscheinen  in  historischem  und 
individuellem  Wechsel  bald  beide,  bald  die  eine  oder  die  andere 
in  strencrerer  oder  milderer  Form,  bald  unbedincrt  und  unlösbar, 
bald  bedingt  und  ablösbar,  bald  absolut  und  total,  bald  relativ 
und  partiell,  jedoch  bis  tief  in  historische  Zeiten  hinein  in  un- 
trennbarer Verbindung  positiver  und  negativer  Elemente. 

Hinsichtlich  der  Rechtsgüter,  die  von  der  Friedlosigkeit 
erfaßt  werden,  kennt  das  primitive  Recht  keinerlei  Unterschied; 
vielmehr  kann  prinzipiell  jedes  Rechtsgut  Gegenstand  der  Fried- 
losigkeit werden .  immerhin  lassen  sich  aber  personen-  und 
vermögensrechtliche  Wirkungen  unterscheiden.  Die  ersteren 
dürften  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die  allgemeinen  Wirtschafts- 
verhältnisse primitivster  Kultur,  wie  auch  auf  das  rationelle 
Moment,  daß  die  Verwirkung  des  Friedens,  wie  sie  durch  die 
Person  selbst  herbeigeführt,  so  auch  primär  an  ihr  und  gegen 
sie  sich  äußert,  als  die  älteren  und  ursprünglicheren  ange- 
sprochen werden.  Die  personenrechtliche  Seite  der  Friedlosig- 
keit ist  aber  nicht  nur  die  primäre ,  sondern  auch  die  über- 
wiegende und  empfindlichere  Folge  des  Friedbruchs;  ja  die 
strengste  Form  persouenrechtlicher  Friedlosigkeit  findet  sich 
sogar  noch  in  vielen  Quellen  des  westgermanischen  Hochmittel- 
alters, von  denen  eine  bisher  merkwürdigerweise  übersehene 
besondere  Hervorhebung   verdient,    nämlich    die  Coutume  von 


^)  Vgl.  K.  V.  Amira,   Das  altnorwegische  Vollstreckungsverfahren, 
München  1874.  S.  2. 
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Saint-Dizier,  in  der  bestimmt  wird:  „Qui  occiderit  aliquem 
bannitum  in  hoc  uullum  faciet  fore  factum,  si  ille  ex  toto  fuerit 
bannitus''^)".  Diese  Stelle  ist  um  so  beachtenswerter,  als  in  der- 
selben Coutume  die  vermögensrechtliche  Friedlosigkeit  bereits 
in  der  milden  westeuropäischen  Spätform  ablösbarer  Wüstung 
erscheint^);  sie  ist  aber  auch  um  deswillen  so  interessant,  weil 
sie  in  ihrem  zweiten  Halbsatz  zeigt,  daß  nicht  nur  das  alt- 
nordische Recht*),  sondern  auch  Quellen  des  nordfranzösischen 


^)  Privileg  für  Saint-Dizier  von  Wilhelm  von  Dampierre 
(1228  mal  6)  in  Olim  II,  p.  703,  Appendice  art.  10.  —  Dasselbe  Prinzip 
ist  in  vielen  französischen  und  anglonormannischen  Quellen  dieser  Zeit 
ausgesprochen,  so  auch  in  einer  von  Brunn  er,  RG.  P,  S.  235,  Note  22 
bei  der  Darstellung  der  germanischen  Zeit  zur  Belegung  des  Ausdrucks: 
Wolf,  Wolfshaupt  zitierten  Stelle  des  Mirror  of  Justices  (ed.  Whittaker 
IV,  4,  p.  126),  eines  Rechtsbuches  aus  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts ; 
dort  heißt  es:  »Que  des  adunc  le  tiegne  lern  pur  lou  e  est  criable  wolves- 
heved  pur  ceo  que  lou  est  beste  haie  de  tote  gent;  e  des  adunc  list  a 
chescun  del  occire  al  foer  de  lou."  —  Mit  der  mehrfach  von  Jakob 
Grimm,  so  z.  B.  Zeitschr.  für  Deutsches  Recht  V,  Leipzig  1841,  S.  29, 
und  anderen  Autoren  vertretenen  Auffassung,  es  handle  sich  hier  um 
unpraktische  Anachronismen,  dürfte  man  der  Quellenlage  und  der  Rechts- 
übung nicht  gerecht  werden,  auch  als  Rückschläge  in  überwundene 
Kulturepochen  lassen  derartige,  nicht  vereinzelt  auftretende  Erscheinungen 
sich  nicht  erklären;  vielmehr  sind  sie  als  lebendige  Zeugnisse  dafür 
zu  betrachten,  daß  der  Firnis  der  leges  und  Kapitularien,  der  noch  in 
Darstellungen  der  deutschen  Rechtsgeschichte  im  19.  Jahrhundert  zu  ver- 
spüren ist  und  in  gebräuchlichen  Grundrissen  der  Rechtsgeschichte  zur 
Nichtdarstellung  der  Friedlosigkeit  bei  Behandlung  des  Strafrechts  der 
nachkarolingischen  Zeit  geführt  hat,  das  ältere,  in  Wahrheit  als  „Volks- 
recht" anzusprechende  vorfränkische  Recht  nicht  ganz  zu  ersticken  ver- 
mocht hat,  sondern  nur  einen  in  den  Quellen  der  karolingischen  Zeit 
latenten,  in  der  diplomatischen  Periode  aber  klar  zutage  tretenden 
Dualismus  erzeugte,  dessen  wahrhaft  volksrechtliche  Seite  in  engster 
historischer  Kontinuität  mit  der  vorfränkischen  Zeit  steht;  eine  Tatsache, 
die  trotz  mancher  deutlichen  Quellenzeugnisse  bisher  nicht  beachtet 
wurde,  obwohl  sich  aus  ihr  ein  Gutteil  der  Entwicklungsgeschichte  des 
Hochmittelalters  erklärt. 

^)  eod.  loc.  art.  8. 

^)  Anderer  Ansicht  Brunn  er,  RG.  P,  S.  239.  —  Immerhin  spricht 
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Hochmittelalters  noch  nebeneinander  eine  strenge  und  eine 
milde  Form  persönlicher  Friedlosigkeit  kennen,  sich  also  die 
persönliche  Friedlosigkeit  bei  den  Westgermanen  dieser  Zeit 
in  begrifflich  und,  wie  andere  Quellen^)  beweisen,  auch  lokal 
recht  wenig  engen  Grenzen  bewegt.  Weist  doch  auch  das 
Reichsrecht  des  Hochmittelalters  dieselben  Erscheinungen  in 
der  Oberacht,  seiner  strengsten  Form,  und  der  Reichsacht, 
seiner  mildesten  Form  persönlicher  Friedlosigkeit,  auf  ^).  Aller- 
dings wird  nicht  das  westgermanische  Strafrecht  dieser  Zeit 
in  seiner  Totalität  von  diesen  primitiven  Formen  der  Fried- 
losigkeit beherrscht,  vielmehr  zeigt  das  unendlich  reiche  und 
farbenprächtige  Mosaik  des  Rechtslebens  der  diplomatischen 
Periode  und  des  Hochmittelalters  nebeneinander  verschiedenen 
Stufen  der  Entwicklung  entsprossene  Formen  der  alten  per- 
sönlichen Friedlosigkeit,  daneben  aber  auch  das  Kompositionen- 
system der  fränkischen  Zeit,  sowie  Kreuzungsprodukte  der 
beiden  Systeme  in  buntester  Mannigfaltigkeit  lebendiger  Rechts- 
übung. 

Da  sich  nun  schon  sehr  früh  eine  sehr  enge  Verknüpfung 
einzelner  Yermögensgegenstände  mit  einer  bestimmten  Person 


für  die  hier  vertretene  Auffassung  außer  anderen  Quellenstellen  und  ins- 
besondere auch  bezüglich  des  anglonormannischen  Rechts  die  von 
Brunn  er  selbst  (RG.  P,  S.  243,  Note  54)  als  Beleg  für  die  Abspaltungen 
der  Friedlosigkeit  zitierte  Stelle  aus  Bracton,  De  legibus  et  consuetu- 
dinibus  Angliae  libri  quinque,  London  1640,  f.  441,  wo  ein  utlagari  ad 
mortem  und  eine  utlagatio  minor  unterschieden  v^'ird. 

'">)  Vgl.  die  von  Brunner,  RG.  l\  S.  235,  Note  20—23,  in  anderem 
Zusammenhang  zitierten  englischen  Quellen  des  12.  und  18.  Jahrhunderts. 
—  Ferner  Schwa.  Sp.  LdR.,  VV.  207,  L.  252;  Augsburger  Stadtrecht  (1276) 
ed.  Meyer,  art.  35,  §  1,  p.  102.  —  Jäger,  Ulms  Verfassungs-,  bürger- 
liches und  commerzielles  Leben  im  Mittelalter,  1831 ,  8.  311.  —  Sa.  Sp. 
LdR.  II,  69,  wo  allerdings  das  Wüstungsrecht  materiell  beschränkt  ist.  — 
v,  Rockinger,  Denkmäler  des  Baierischen  Landesrechts  vom  13.  bis 
in  das  16.  Jahrhundert  S.  42  (1244)  Art.  48:  (1256)  Art.  12,  §  6. 

^)  Vgl.  hierüber  Joseph  Poetsc  h,  Die  Reichsacht,  Breslau  1911, 
S.  2  ff.  und  die  dort  zitierten  Quellen. 
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ausbildete  und  so  eine  begriffliche  Einheit  von  Person  und 
Vermögensgegenständen  nach  und  nach,  zunächst  allerdings  in 
sehr  beschränktem  Umfang  und  in  sehr  fließenden  Grenzen, 
allmählich  aber  doch  in  typischer  Gestaltung  deutlicher  hervor- 
trat'), eine  Erscheinung,  die  noch  deutlich  erkennbar  im 
deutschen  Hochmittelalter  als  typische  Sondervermögensbildung 
z.  B.  in  der  Form  des  Hergewätes  und  der  Geraden  nach- 
wirkte, so  dürfte  die  Erstreckung  der  Friedlosigkeit  auf  die 
vermögensrechtliche  Seite  der  Persönlichkeit  wohl  mit  der 
Bildung  derselben  oder  bald  nach  ihr,  jedenfalls  aber  schon 
in  vorhistorischer  Zeit  eingetreten  sein.  Zunächst  blieb  wohl 
die  vermögensrechtliche  Friedlosigkeit  auf  die  typischen  Sonder- 
vermögen beschränkt,  doch  dehnte  sie  sich  allmählich  auf  das 
gesarate  Vermögen ,  wie  bei  den  Westgermanen ,  oder  doch 
wenigstens  auf  die  gesamte  Fahrhabe ,  wie  bei  den  Nord- 
germanen ^),  aus.    Immerhin  war  auch  noch  in  der  nicht  allzu 


')  Es  sei  In'or  nur  an  Gylfaginning  49  erinnert,  wo  Baldurs  Leiche, 
auf  Baldurs  Schiff  Hringhorni  mit  Baldurs  Hengst  samt  allem  Geschirr 
verbrannt  wurde;  vgl.  K.  Simrock,  Die  Edda^  Stuttgart  1888,  S.  287  f. 
—  Dieselbe  Erscheinung  findet  sich  auch  bei  anderen  primitiven  Völkern 
und  erklärt  sich  aus  der  Auffassung,  daß  der  tägliche  Gebrauchsgegen- 
stand als  ein  Stück  des  eigenen  Wesens  der  Person  erscheint;  vgl. 
K.  Bücher,  Arbeit  und  Rythmus-,  Leipzig  1899,  S.  16.  So  geht  denn 
auch  dieser  Vermögensgegenstand  oder  der  Inbegriff  derartiger  Ver- 
mögensgegenstände mit  dem  Eigentümer  ins  Grab,  d.h.  mit  der  per- 
sonenrechtlichen wird  auch  die  vermögensrechtliche  Persönlichkeit  aus 
dem  Leben  getilgt.  Beispiele  und  Parallelen  finden  sich  bei  K.  von  den 
Steinen,  Unter  den  Naturvölkern  Brasiliens^,  S.  389 ;  Joh.  Hecke- 
welders,  Nachricht  von  der  Geschichte,  Sitten  und  Gebräuchen  der 
Indianischen  Völkerschaften,  übersetzt  von  F.  Hesse,  Göttingen  1821, 
S.  469  u.  474;  Panckow  in  Zeitschr.  d.  Ges.  f.  Erdkunde  zu  Berlin,  31, 
S.172f.;  Schadenbergin  Zeitschr.  f.  Ethnologie,  17,  S.  12  f.;  Andree, 
Ethnographische  Parallelen  und  Vergleiche,  Stuttgart  1878,  S.  26  f.  — 
Der  germanische  Totenteil  und  das  spätere  Seelgerät  sind  heterotrope 
Fortbildungen  dieser  primitiven  Erscheinungen. 

^)  Vgl.  K.  V.  Amira,  1.  c.  S.  108.  —  In  noch  späterer  Zeit  wird 
die  Fronung  dort  auch  bei  Neidingswerk  angewandt;  vgl.  W.  E.  Wilda, 
Das  Strafrecht  der  Germanen,  Halle  1842,  S.  289. 
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fern  liegenden  Epoche,  in  der  das  Vermögen  des  Einzelnen 
aus  dem  Eigentum  an  einer  manchmal  recht  erheblichen  Fahr- 
habe und  dem  Haus-,  Hof-  und  Gartengrundstück,  sowie  ding- 
lichen Nutzungsrechten  an  den  im  Eigentum  der  Genossen- 
schaft stehenden  Immobilien  bestand ,  die  strengste  Form  der 
vermögensrechtlichen  Friedlosigkeit  nicht  nur  die  sekundäre, 
sondern  auch  die  weniger  empfindliche  Folge  des  Friedbruchs 
im  Verhältnis  zur  strengsten  persönlichen  Friedlosigkeitsform. 
der  Tötung  des  Friedbrechers. 

Schon  in  vorgeschichtlicher  Zeit  teilte  sich  die  vermögens- 
rechtliche Friedlosigkeit  in  zwei  begrifflich  scharf  unterscheid- 
bare Formen,  die  Fronung  und  die  Wüstung^),  die  beide  wieder 
mannigfache  Sonderformen  und  Abarten  ausgebildet  haben. 
Sichere  Anhaltspunkte  für  das  relative  Alter  dieser  beiden 
Formen  vermögensrechtlicher  Friedlosigkeit  finden  sich  nicht; 
aber  es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  daß  die  Wüstung  als  das 
rohere  und  vom  Sondereigentum  unabhängigere  Institut  schon 
vor  der  Fronung  entstanden  ist,  zumal  da  die  letztere  doch 
immerhin  die  Möglichkeit  einer  wirtschaftlicheren  Verwertung 
der  Güter  des  Friedbrechers  erkennen  läßt.  Anderseits  spricht 
die  von  K.  v.  Amira^^)  festgestellte  Tatsache,  daß  im  alt- 
norwegischen Recht  prinzipiell  nur  die  Fahrhabe  von  der  Fried- 
losigkeit in  der  Form  der  Fronung  ergriffen  wurde,  dafür,  daß 
die  Fronung  schon  in  einer  Zeit  entstand,  in  der  ein  Sonder- 
eigentum an  Grund  und  Boden  noch  unbekannt  war.  Immer- 
hin schließt  aber  auch  das  Kollektiveigentum  begrifflich  die 
Fronung  nicht  aus^^),  insofern  die  letztere  sich  als  Entziehung 


^)  Vgl.  R.  His,  Das  Strafrecht  der  Friesen  im  Mittelalter,  Leipzig 
1901,  S.  176. 

^^)  Vgl.  V.  Amira,  1.  c.  S.  108. 

^^)  Anderer  Ansicht  Brunn  er,  RG.  P,  S.  238  und  Forschungen 
zur  Geschichte  des  deutschen  und  französischen  Rechtes,  Stuttgart  1894, 
S.  451  ohne  nähere  Begründung,  und  Viollet,  Les  Etablissements  de 
Saint-Louis,  Paris  1881,  1,  p.  106,  der  seine  Auflassung  folgendermaßen 
begründet:    „la    terre   ne    pouvait  etre  confisquee  sur   un    coupable,   car 
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der  Nutzungsrechte  an  dem  Kollektiveigeutnm  zugunsten  der 
Gesamthand  oder  einzelner  näher  berechtigter  Genossen  geltend 
zu  machen  in  der  Lage  ist;  es  kann  doch  unmöglich  ange- 
nommen werden ,  daß  infolge  der  Verwirkung  des  Nutzungs- 
rechts eines  Einzelnen  das  Grundstück  etwa  zum  bonum  vacans 
wird;  außerdem  spricht  die  spätere  Rechtsentwicklung  für  unsere 
Vermutung;  denn  nach  Ausbildung  des  Individualeigentums  an 
Grund  und  Boden  und  nach  Eintritt  der  allmählichen  Rück- 
bildung der  diesbezüglichen  Berechtigungen  der  Dorfgenossen 
und  der  Sippe  findet  sich  ein  Anspruch  der  Erben,  die  auch 
sonst  in  Ansprüche  des  Sippe  Verbandes  eintreten  ^^),  auf  die 
Grundstücke  des  Friedlosen  ^^),  sei  es  nach  erfolgter  Wüstung, 


eile  n'appartenait  pas  au  coupable,  mais  ä  tous  et  surtout  aux  membres 
de  la  famille",  und  also  von  dem  herrschenden,  einer  späteren  Entwick- 
lungsepoche angehörigen  Begriff  der  Fronung  zugunsten  der  Staatsgewalt 
ausgeht,  daher  davon  absieht,  die  im  Text  versuchte  und  nach  unserer 
Kenntnis  der  historischen  Entwicklung  gebotene  Erweiterung  des  Begriffs 
in  den  Kreis  seiner  Betrachtungen  zu  ziehen. 

'^)  Vgl.  Schröder,  DRG.^'s.  355,  Note  32.  —  A.  Coulin,  Zeit- 
schrift d.  Sav.-Stiftg.,  Germ.  Abt.  31,  S.  134,  Note  4. 

^^)  Vgl.  z.  B.  Rib.  79,  die  gewiß  im  Verhältnis  zu  Rib.  69,  wie 
Brunner,  RG.  1',  S.  244,  Note  60,  annimmt,  einer  jüngeren  Rechts- 
bildung entsprungen  ist,  ohne  daß  ich  aber  das  „fisco  censeri"  für  er- 
heblich älter  halten  möchte.  —  Childeb.  II.  decr.  c.  2,  Cap.  I,  15.  — 
Vgl.  Schröder,  DRG.^  S.  352.  —  Lex  Wisig.  III,  5,  2.  —  Gottesfrieden 
für  Prov.  Cöln  (1083  april  20)  art.  6.  MGLL.  sect.  IV,  Bd.  I  (1893),  p.  604: 
^totumque  praedium  heredes  sui  tollant".  —  R.Landfrieden  (1152)  art.  2. 
MGLL.  sect.  IV,  Bd.  I  (1893),  S.  195.  —  Bergisches  LdR.  c.  32  in  Lacom- 
blet,  Archiv  f.  Geschichte  des  Niederrheins  (1832)  I,  p.  79 :  „syn  guith 
und  lyff  angrypen  und  syn  erve  soll  dem  herren  nit  erfallen  syn".  — 
Hamm  (1193),  Westf.  U.B.  II,  S.  526.  —  Hildesheim  (1232)  in  Döbner 
ÜB.  I,  S.  132.  —  Mit  einer  Reaktion  gegen  die  Hauswüstung  dürften 
die  beiden  letzten  Stellen  nicht  vollauf  erklärt  werden  können;  A.  A. 
E.  Mayer,  Deutsche  und  Französische  Verfassungsgeschichte  Bd.  I, 
S.  210,  Note  45;  vielmehr  würde  hierdurch  nur  die  Fronung  ihre  Er- 
klärung finden.  —  Hagenau  (1164)  art.  12,  bei  Gaupp,  Deutsche  Stadt- 
rechte des  Mittelalters,  Breslau  1851,  Bd.  I,  S.  98.  —  Ens  (1212)  art.  2, 
bei  Gaupp,  1.  c.  Bd.  II,  S.  218. 
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sei  es  unter  Ausschluß  derselben,  ein  Anspruch,  der  in  einer 
primitiven  Form  der  Fronuug  wurzeln  dürfte,  zumal  sich  der 
die  Vorstufe  dieses  Anspruchs  bildende  Anspruch  auf  Ueber- 
gang  des  Nutzungsrechts  einer  erbrechtlichen  Konstruktion  ent- 
zieht. Dagegen  bieten  die  Quellen  keinerlei  Anhaltspunkte 
für  die  von  Brunner^")  postulierte  Beschränkung  der  Fronung 
auf  Fahrnis  vor  der  Zeit  des  Individualeigentums;  vielmehr 
spricht  die  in  fränkischen  und  anderen  Quellen ^^)  etwa  gleich- 
zeitig mit  der  Bildung  des  Sondereigentums  an  Grund  und 
Boden  oder  kurz  nach  Ausbildung  desselben  bezeugte ,  häufig 
auftretende  Fronung  von  Grundstücken  eher  für  die  Anknüpfung 
an  ein  älteres  verwandtes  Institut,  als  für  die  Xeuschöpfung 
der  Grundstücksfrouung;  daß  aber  mit  Rücksicht  auf  die  viel 
umfassendere  Anwendung  der  Fronung  im  fränkischen  Recht 
die   römisch-rechtliche   Konfiskation    nicht    der  Ausgangspunkt 


^*)  B  r  u  D  n  e  r .  Forschungen  S.  451.  —  Die  im  Text  vertretene  Auf- 
fassung findet  sich  schon  bei  His,  1.  c.  S.  177,  allerdings  in  einer  be- 
schränkteren Formulierung,  nach  der  sich  die  Fronung  ursprünglich  auf 
Grundstücke  bezog,  und  ohne  nähere  Begründung. 

'^)  Vgl.  U.  Chilperichl.  bei  Pertz.  Dipl.  M.  8.  —  Sal.  56.  Vgl. 
auch  die  Variante  bei  Behrendt  ö.  118,  Note  50:  ^äut  cui  fiscus  dare 
voluerit".  —  Cap.  zur  Lex  Sal.  (B  e  hr  e  n  d  ^)  L  5,  §  1,  wo  auch  an  Grund- 
besitz zu  denken  ist,  wie  V,  3  ergibt:  denn  Sal.  59  schließt  die  Weiber 
nur  für  den  Fall,  daß  fratres  vorhanden  sind,  vom  Grundbesitz  aus,  wo- 
mit V,  3  princ.  übereinstimmt.  —  Rib.  69.  —  Knut  II,  53  bei  Schmid, 
Ges.  d.  Angels.  S.  563.  —  Edmund  IL  6  u.  Aethelred  IV,  4  (ed. 
Liebermann  I).  —  Alam.  39  u.  40.  —  Baiuw.  VII,  2.  —  Liutpr.  20.  — 
Tassil.  decr.  Dingolf  c.  9.  MGLL.  III,  460;  decr.  Niuh.  c.  14.  MGLL.  III, 
467.  —  Cap.  Pipp.  (754/5)  c.  1.  I.  31.  —  Cap.  Harist.  (779)  c.  5.  I,  48.  — 
Cap.  de  part.  Sax.  c.  30.  I.  70.  —  Cap.  miss.  (802)  c.  32.  I,  97.  —  Cap. 
(803;  13)  c.  3.  L  143.  —  Cap.  Bon.  (811)  c.  4.  L  166.  —  Cap.  ital.  (801) 
c.  3,  L  205.  —  Cap.  leg.  add.  (816)  c  4.  I,  268.  —  Cap.  leg.  add.  (818/9) 
c.  12.  I,  284.  —  Cap.  Olon.  mund.  (825)  c.  1.  I,  329.  —  Cap.  Worm.  pro 
leg.  hab.  (829)  c.  2.  II,  18.  —  Ed.  Pist.  (864)  c.  25.  —  Pertz,  LL.  I, 
494.  —  Const.  de  exp.  Benev.  (866)  c.  2.  II,  95.  —  Form.  imp.  8.  Zeumer, 
S.  293.  —  Form.  coli.  Aug.  B.  22:  H.  143  u.  176.  —  Vgl.  auch  Waitz, 
VG.  IV.  506.     Brunn  er.  RG.  IL  S.  66. 
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gewesen  sein  kann,  das  hat  schon  Viollet  dargetan^^);  auch 
der  mächtige  Einfluß  der  Königsgewalt  in  karolingischer  Zeit 
erklärt  wohl  die  Ausbreitung  der  Grundstücksfronung,  aber 
nicht  ihre  Entstehung,  vielmehr  zeigt  gerade  der  Mißerfolg 
dieser  Gesetzgebung  in  Gebieten,  in  denen  keinerlei  An- 
knüpfungspunkte für  dieses  Institut  aus  älterer  Zeit  bestanden 
haben,  wie  bei  den  Sachsen  und  in  Anjou^"^),  die  Unmöglich- 
keit einer  derartigen  Annahme. 

Was  nun  die  zeitliche  und  örtliche  Verbreitung  der  Fronung 
anlangt,  so  besaßen  die  Nordgermanen  einschließlich  der  Isländer 
sie  als  regelmäßige  Form^^)  der  vermögensrechtlichen  Fried- 
losigkeit.  In  der  fränkischen  Zeit  tritt  die  Fronung  bei  den 
Franken ^^)  stärker  hervor,  bei  den  Langobarden  scheint  sie 
während  der  Königszeit  die  alleinherrschende  Form  der  ver- 
mögensrechtlichen Friedlosigkeit  gewesen  zu  sein 2^),  eine  Er- 
scheinung, die  in  den  entwicklungsgeschichtlichen  Zusammen- 
hängen des  langobardischen  und  des  altnordischen  Rechtes  ihren 
Haupterklärungsgrund,  wenn  auch  nicht  den  einzigen  finden 
dürfte;  ihm  gegenüber  scheint  der  für  das  fränkische  Recht 
ausschlaggebende  Grund  des  Erstarkens  der  Königsgewalt  nur 
eine  sekundäre,  wenn  auch  keineswegs  zu  unterschätzende  Rolle 


^^)  Viollet,  Et.  I,  p.  107;  allerdings  macht  sich  der  römische 
Einfluß  früher  geltend,  als  Viollet  p.  108  annimmt-,  vgl.  hierüber 
Brunn  er,  RG.  II,  S.  688  u.  669. 

^')  Cap.  de  part.  Sax.  c.  30.  I,  70;  über  die  baldige  Außerkraft- 
setzung vgl.  Brunner,  RG.  II,  S.  169.  —  Etablissements  (6d.  Viollet) 
I,  c.  28,  90,  91,  92. 

^^)  Nur  ganz  schwache  Ansätze  zur  Wüstung  finden  sich  in  den 
nordischen  Quellen,  keineswegs  aber  ein  ausgebildetes  Institut;  vgl. 
hierüber  unten  S.  352  u.  353. 

^»)  Vgl.  Note  15  und  Brunn  er,  RG.  P,  S.  409. 

20)  Rothar  1,  34.  Griraoald  8.  Liutprand  20,  21,  30,  35,  62,  76, 
118,  138.  Ratchis  9,  12,  13.  Aistulf  4.  Vgl.  auch  Osenbrüggen,  der 
nicht  in  der  Lage  ist,  in  seiner  Darstellung  des  langobardischen  Straf- 
rechts die  Wüstung  mit  einzubeziehen,  da  die  Quellen  sie  nicht  ver- 
zeichnen. 
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gespielt  zu  haben;  dagegen  ist  der  Einfluß  des  römischen  Rechts 
bei  den  Franken  in  der  ersten  Zeit  des  Frankenreiches  von 
keiner  Bedeutung,  in  karolingischer  Zeit  von  nur  geringem 
Gewicht^ ^),  während  bei  den  Langobarden  allerdings  die 
römische  Konfiskation  erkennbare  und  nachhaltige  Spuren  ihrer 
Einwirkung  zurückgelassen  hat;  jedoch  vermochte,  wie  unten ^^) 
auszuführen  sein  wird,  die  Fronung  weder  in  Oberitalien  noch 
in  den  diesseits  der  Alpen  gelegenen  Teilen  des  fränkischen 
Reiches  die  Wüstung  vollauf  zu  verdrängen,  so  daß  diese  in 
der  diplomatischen  Periode  wieder  erheblich  an  Bedeutung 
gewann.  Im  Hochmittelalier  und  gegen  Ende  des  Mittelalters 
hat  dann,  offenbar  unter  Einwirkung  ökonomischer  Gesichts- 
punkte, sowohl  in  deutschen-^)  und  italienischen-^)  Stadi- 
al) Vgl.  hierüber  Brunner,  RG.  II,  S.  688  und  Vi  oll  et,  Et.  I, 
p.  108. 

")  S.  351  u.  352. 

23)  Vgl.  z.  B.  Hagenau  (1164)  art.  12,  bei  Gaupp,  1.  Q^  L  S.  98.  — 
Ens  (1212)  art.  2,  bei  Gaupp,  1.  c.  II,  S.  218.  —  Wien  (12¥l)  art.  5.  21, 
bei  Gaupp,  1.  c.  II,  S.  240.  —  Innsbruck  (1289)  art.  7,  bei  Gaupp, 
1.  c.  II,  S.  254.  —  Colmar  (1298)  art.  1,  bei  Gaupp,  L  S.  115.  —  Datten- 
ried  (1358)  art.  1,  bei  Gaupp,  1.  c,  II,  S.  176.  —  Murten :  Stadtrodel 
(saec.  XIV)  art.  11,  bei  Gaupp,  I.e.  IL  S.  1-54;  Freiheitsbrief  (1377) 
art.  12,  bei  Gaupp,  II,  S.  163.  —  Freiburg  i.  üe.  (1249)  art.  79,  bei 
Gaupp,  II,  S.  97.  —  Burgdorf  (1816)  art.  119,  bei  Gaupp,  II,  S.  133. 
'-*)  Vgl.  z.  B.  bezüglich  der  völligen  Verdrängung  der  Wüstung 
durch  die  Fronung:  Parma  (1347)  IV,  222,  262  in  Mon.  hist.  ad  prov. 
Farm,  et  Piacent,  pertinentia.  —  Cremona  (1387)  a.  166  in  Statuta  civi- 
tatis Cremonae  (Cremona  1578^  —  Castellarquato  (1445)  V,  67  in  Statuta 
Castri  Arquati  (Romae  1876).  —  Verona  (1450)  IIL  45  in  Statuta  magnific. 
civ.  Veronae  (Verona  1588).  —  Ferrara  (1534)  fol.  1320  in  Statuta  Fer- 
rariae.  —  Soncino  (1532)  in  Statuta  com.  Soncini.  —  Bezüglich  der 
starken  Einschränkung  der  Wüstung  zugunsten  der  Fronung  vgl.  z.  B. 
Padua  (1260)  722,  723  in  Statuti  del  commune  di  Padova  (Padova  1873) 
und  Modena  (1327)  in  Statuta  civitatis  Mutinae  IV,  69,  Mon.  di  Storia 
patria  delle  provincie  Modenesi  (Parma  1864),  wo  sie  nur  beim  Bruch 
der  treuga  noch  zugelassen  ist.  —  Vgl.  hierzu  J.  Kohl  er,  Recht  der 
Kunstwerke  und  Altertümer  im  Archiv  f.  Bürgerl.  Recht  Bd.  IX  und 
J.  Kohl  er,  Studien  aus  dem  Strafrecht  Bd.  II,  Mannheim  1895,  p.  71 
lind  70. 
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rechten,  als  auch  in  französischen  coutumes"^),  wie  auch  im 
späteren  Reichsrecht  ^^)  eine  Erstarkung  des  Fronungsgedankens 
Phitz  gegriffen,  die  zur  Zurückdrängung  und  aUmählichen  Ver- 
drängung der  Wüstung  führte. 

Im    fünfzehnten    Jahrhundert    dürfte    die    Blütezeit    der 


-5)  Vgl.  z.  B.  Chambli  (1173,  1222)  art.  6  in  Ordonnances  des  Roys 
de  France  12,  p.  303.  —  Beaumont  s.  0.  (1223)  in  La5-ettes  du  tresor 
des  Charles  1621.  —  Riom  (1249)  in  Layettes  3755.  —  Olim  I,  p.  24,  V 
(1257)  für  Colombes.  —  Amiens  (1292)  in  Thierry,  Araiens  I,  p.  293.  — 
Tresor  des  Charles,  Reg.  41,  no.  3  (1308);  Reg.  45,  no.  36  (1309).  — 
Paris  (1309)  bei  T haumassiere,  Assisses  et  bons  usages  du  royaume 
de  Jerusalem,  Paris  1690.  —  Grancey  (1340)  bei  Garnier,  Charles  de 
communes  et  d'affranchissements  en  Bourgogne,  Dijon  1867  f.,  II,  p.  482, 
no.  424.  —  Bourg  de  Bruges  (1350),  ed.  Gilliodts-van  Severen  73.  — 
Usages  orlenois  art.  36  in  Viollet,  Etablissements  I.  —  Abrege  Cham- 
penois  art.  126  bei  Viollet,  I.e.,  III,  Etablissements  de  Saint-Louis  II, 
36,  ed.  Viollet.  —  Li  Livres  de  Jostice  et  de  Piet,  ed.  Rapetti, 
p.  281.  —  Le  Livre  des  Droiz,  ed.  Beautemps-Beaupre,  art.  368.  — 
Beaumanoir,  ed.  Salmon,  art.  1718.  —  Coutumier  d'Arlois,  ed.  Tardif, 
40,  5;  43,  1.  —  Stilles  de  Bourgogne  art.  289  bei  Giraud,  Essai  sur 
Phistoire  du  droit  fran^ais  (1846).  —  Coutume  de  Lorris  in  Galand, 
Du  franc  aleu,  p.  376.  —  Coustumes  glossees  d'Anjou  et  du  Maine  art.  25 
und  Coustumes  d'Anjou  et  du  Maine  intitulees  selon  les  rubriches  du 
Code  art.  1307,  1366,  1433,  ed.  Beautemps-Beaupre.  Während  nach 
diesen  Quellen  das  ganze  Vermögen  konfisziert  wird,  findet  sich  auch 
vereinzelt  die  Froniing  der  Fahrhabe,  so  z.  B.  Paris  (1222)  in  Cartulaire 
de  N.-D.,  cd.  Guerard,  I,  p.  123.  —  Tres  ancienne  coutume  de  Bretagne, 
^d.  Bourdot  de  Richebourg,  IV,  art.  58.  —  Coustumes  et  stilles  gardez 
es  Paya  d'Anjou  et  du  Maine  art.  77,  ed.  Beautemps-Beaupre.  —  Vgl. 
hierzu  Viollet,  Etablissements  Bd.  I,  p.  108  und  A.  Coulin,  Der  ge- 
richtliche Zweikampf  im  altfranzösischen  Prozeß,  Berlin  1906,  S.  150  bis 
152,  wo  auch  das  Verfaliren  dargestellt  ist. 

26-)  Vgl.  z.  B.  Sa.  Sp.  LdR.  I,  38.  —  Reichslandfrieden  (Frankfurt 
1398)  §  19  in  NS.  I,  no.  28,  S.  98,  nach  welchem  die  Wüstung  eines  im 
Landfrieden  gewonnenen  Schlosses  unterbleiben  soll,  für  den  Fall,  ,daß 
die  sieben,  die  über  den  Landfrieden  gesetzet  sint,  einhelliglichen  er- 
kenten,  daß  man  beßern  Nutzen  damit  geschaffen  möge".  Hier  wird  der 
eigentliche  Grund  für  die  Einführung  der  Fronung  klar  zum  Ausdruck 
gebracht.  —  Vgl.  hierzu  im  allgemeinen  Poetsch,  Reichsacht,  S.  176, 178. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXXII.  Band.  22 
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Fronung  als  eines  Institutes  des  deutschen  Reichsrechtes-'^) 
liegen;  in  dieser  Zeit  wird  das  Eigen  bei  Yerhängung  der 
Reichsoberacht  eingezogen,  ohne  daß  ein  Ausziehungsrecht  der 
Erben  in  den  Achturkunden  erwähnt  wird^^);  auch  das  Terri- 
torialrecht folgte  dem  Vorbild  des  Reichsrechts,  aber  schon 
die  Bambergische  Halsgerichtsordnung  enthielt  in  Anknüpfung 
an  ältere  deutschrechtliche  Grundsätze  eine  Milderung  dieses 
schroffen  Prinzips,  in  dem  sie  bezüglich  des  Gutes  des  Kontamax- 
ächters  bestimmte:  „wölten  aber  des  vbeltetters  freunde  solch 
gut  zu  jren  banden  nemen  vnd  einen  notdurfftigen  bestalt  und 
pflicht  thun,  berürt  gut  also  in  hefft  zu  behalten  vnd  dem 
tetter,  dweyl  er  vnvertragen  ist,  nichts  davon  volgen  zu  lassen: 
das  solt  jne  gestat  werden"*^).  Weiter  ging  dann  in  Ver- 
folgung dieser  Tendenz  die  Peinliche  Gerichtsordnung  Kaiser 
Karls  V.,  indem  sie  anordnete:  „Item  an  etlichen  orthen,  so 
ein  Vbeltheter,  ausserhalb  des  lasters  vnnser  beleidigten  Maie- 
statt oder  sunst,  in  andern  feilen,  so  der  Vbelthetter  leib  vnnd 
gut  nit  Verwirkt,  vom  leben  zum  thot  gestraffet,  werden  Weib 
vnd  Kinder  an  Bettelstab  vnnd  das  gut  den  Herrn  zugewiesen: 
vnnd  die  vnnd  dergleichen  gewonheit  Wollen  wir,  das  eine 
jede  Obrigkeit  abschaffen  vnd  daran  sein  soll,  das  sie  hin- 
further  nit  geübt,  gepraucht  oder  gehalten  werden,  als  wir 
dan  auss  kaiserlicher  Macht  dieselben  hiemit  Uffheben,  Ver- 
nichtigen vnnd  abthuen,  vnnd  hynfurther  nit  eingefürt  werdenu 


^D  ^S^'  ^i^  Auszüge  aus  den  Oberachturkunden  von  den  Jahren 
1425,  1433,  1436  bei  Franklin,  Reichshofgericht  im  MA.  II,  S.  356  u. 
357  und  dazu  Poetsc h,  1.  c.  S.  178. 

28)  Mit  Recht  nimmt  wohl  Poetsch,  1.  c.  S.  178,  Kote  2  an,  daß 
das  Ausziehungsrecht  unter  den  obwaltenden  Umständen  nicht  sub- 
intelligiert  werden  dürfe;  a.  A.  Fran  k  li  n ,  1.  c.  II,  Note  3  zu  S.  370 
auf  S.  374  u.  375,  der  dieses  Recht  aus  der  Tendenz  der  ,allmäligen 
Milderung  der  ursprünglichen  Härte"  folgert;  eine  weitverbreitete,  aber 
nach  Lage  der  Quellen  unhaltbare  Anschauung;  vgl.  Note  29  u.  30. 

^^)  Bambergische  Halsgerichtsordnung,  ed.  K  o  h  1  e  r  -  S  c  h  e  el, 
art.  265,  S.  110. 


Die  Wüstung.  339 

sollenn"^^).  So  bleiben  denn  in  der  Neuzeit  nur  ganz  wenige 
Fälle,  in  denen  das  Vermögen  des  Reichsächters  konfisziert 
wird,  nämlich  das  crimen  laesae  majestatis  und  einige  andere 
Fälle,  die,  wie  Kohler  trefi'end  sagt,  eine  Art  Anhang  zum 
Majestätsverbrechen  bilden ^^);  eine  Konfiskation  der  Lehen  zu- 
gunsten des  Reichsfiskus  erfolgte  nicht ^^).  Eine  Einschränkung 
der  Rechte  des  Reichsfiskus  brachte  der  Artikel  28  der  Wahl- 
kapitulation Ferdinands  III.  und  die  späteren  Wahlkapitu- 
lationen, hiernach  sollten  die  Allodialgüter  von  Untertanen 
eines  mit  dem  Recht   des  Fiskus  versehenen  Reichsstandes  an 


•''0)  CCC.  art.  218,  ed.  K  ohl  er-Scheel,  S.  113;  nicht  art.  221, 
wie  es  versehentlich  bei  Poetsch,  I.e.  S.  179  heißt;  während  bezüg- 
lich der  für  den  Fall  des  crimen  laesae  und  verwandter  Fälle  statuierten 
Ausnahme  sicherlich  nur  auf  die  schon  in  c.  24  der  Goldenen  Bulle  rezi- 
pierten c.  5  seq.  C.  XI,  8  und  die  bekannten  Spezialfälle  zurückgegriffen 
wurde,  wie  Bambergensis  art.  132  ergibt;  ist  es  doch,  nicht  zum  wenig- 
sten mit  Rücksicht  auf  den  Wortlaut  der  vorliegenden  Stelle,  recht  un- 
wahrscheinlich, daß  hier  bezüglich  der  Regelfälle  Nov.  134,  c.  13,  §§  2 
u.  3  rezipiert  sind;  vielmehr  dürJten  ältere  deutschrechtliche  Vorbilder, 
die  das  ganze  Mittelalter  hindurch  in  Uebung  waren,  maßgebend  ge- 
wesen sein;  vgl.  oben  Note  13;  jedenfalls  läßt  sich  als  Stütze  der  gegen- 
teiligen Behauptung  Authentica  Hona  daranatorum  nicht  verwerten.  — 
Zweifelnd,  aber  unbestimmt  Franklin,  I.e.  II,  S.  374.  —  Ueber  die 
richtige  Erklärung  dieser  vielumstrittenen  Stelle  vgl,  auch  Kohl  er- 
Scheel,  S.  134  ff.  Poetsch,  I.e.  S.  179  f.  gibt  bedauerlicherweise 
einen  unbrauchbaren  Text,  aus  dem  nichts  zu  entnehmen  war. 

»*)  Vgl.  Kohler-Scheel,  S.  134.  Die  Konfiskation  beschränkte 
sich  also  nicht  auf  den  Fall  des  crimen  laesae,  wie  Poetsch,  1.  c.  S.  179 
u.  183  irrtümlich  annimmt.  Dies  ergibt  sich  u.  a.  auch  aus  der  sogleich 
zu  erwähnenden  Wahlkapitnlation  Ferdinands  111.  art.  28,  wo  von  Lehen 
,ex  crimine  laesae  Miiyestatis  oder  sonsten  verwürckt"  die  Rede  ist. 
Vgl.  die  Stelle  bei  J.  J.  Moser,  Karls  VII.  Wahlkapitulation  Teil  2, 
Anm.  S.  551  ff.  Vor  der  Konfiskation  schützt  in  diesen  Fällen  auch  nicht 
der  Selbstmord  des  Uebeltäters.  Vgl.  CCC.  art.  135;  ähnlich  Bam- 
bergensis art.  160. 

'^)  Vgl.  Poetsch,  1.  c.  S.  182.  Eine  im  Dreißigjährigen  Krieg  ein- 
gebürgerte, abnsive  Praxis  wurde  durch  die  Wahlkapitulation  Ferdi- 
nands III.  art.  28  beseitigt. 


340  Coulin. 

diesen  fallen,  so  daß  nur  noch  eine  Konfiskation  von  Allodial- 
gütern  reichsunmittelbarer  Aechter  zugunsten  des  Reichsfiskus 
erfolgte  ^^).  Endlich  bestimmte  Artikel  20  der  Wahlkapitula- 
tion Karls  VI.  ^*),  daß  in  allen  Achtfällen  die  agnati  innocentes 
an  ihrem  iure  succedendi  in  feudum  und  Staramgüter  nicht  be- 
einträchtigt werden  sollten,  und  diese  Bestimmung  ging  eben- 
falls in  die  Wahlkapitulationeu  der  nachfolgenden  Kaiser  über. 
So  war  denn  eine  Konfiskation  des  ganzen  Vermögens  seit 
dieser  Zeit  so  gut  wie  ausgeschlossen.  Aber  nicht  bloß  in- 
haltlich, sondern  auch  begrifflich  hat  sich  die  Fronung  im 
neueren  Reichsrecht  verändert,  der  konfiszierende  Fiskus  wird 
nämlich  wie  ein  Erbe  behandelt^  ^);  die  Wurzeln  dieser  Kon- 
struktion reichen  in  das  Hochmittelalter  zurück;  wie  man  näm- 
lich das  Recht  des  Erben  auf  das  Vermögen  des  Aechters  unter 
Verkennung  seiner  begrifflichen^^)  Grundlagen  schon  damals 
als  ein  Erbrecht  konstruierte,  so  übertrug  man  jetzt  diese 
Konstruktion  auf  das  Recht  des  Fiskus.  Mit  der  Einschränkung 
und  Aufhebung  der  Einziehung  des  gesamten  Vermögens  wurde 
aber  die  Konfiskation  einzelner  Vermögensgegenstände  nicht 
beseitigt;  erinnert  sei  hier  nur  beispielsweise  an  die  Konfis- 
kation des  Hauses,  in  dem  Münzfälschung  getrieben  wurde ^''). 

")  Vgl.  dazu  Poetsch,  I.e.  S.  184. 

'*)  Vgl.  J.  J.  Moser,  Karls  VII.  Wahlkapitulation  Teil  2,  Anm. 
S.  551. 

»5)  Vgl.  Gaill,  de  Face  Publica  1.  2  ,  c.  16,  iio.  2  u.  14.  —  All- 
gemeiner Reiclis-Creißabschied  (Erfurt  1567)  §  10  ff.  in  NS.  III,  S.  264. 

'6)  Vgl.  oben  S.  333,  Note  12  u.  18. 

^')  Barabergensis  136.  —  CCC.  111.  —  Für  das  Augsburger  Recht 
hat  Caspar,  Darstellung  des  strafrechtlichen  Inhalts  des  Schwaben- 
spiegels und,  des  Augsburger  Rechts,  Berl.  Diss.  1892,  S.  24,  56,  68,  69, 
mehrere  Fälle  der  Konfiskation  einzelner  Vermögensgegenstände  ver- 
zeichnet. Interessant  ist  auch  die  Konfiskation  von  Mehlsäcken  bei  Ver- 
letzung des  herrschaftlichen  Mühlbannes  in  die  rechte  uf  dem  Warende 
bei  Grimm,  Weist.  II,  S.  12.  Weitere  Beispiele  sind  noch  im  Verlaufe 
dieser  Darstellung  gelegentlich  zu  erwähnen,  während  eine  erschöpfende 
Darstellung  der  Konfiskationslehre  außerhalb  des  Rahmens  dieser  Ar- 
beit liest. 
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Wie  aber  schon  in  der  diplomatischen  Periode  und  im  späteren 
Mittelalter,  so  bleibt  auch  in  der  Neuzeit  die  Regelung  der 
Konfiskation  einzelner  Vermögensgegenstände  dem  lokalen  und 
partikularen  Rechte  überlassen,  bis  dann  mit  dem  Reichsstraf- 
gesetzbuch und  seinen  Nebengesetzen  ein  großer  Teil  der  Kon- 
fiskationsfälle einheitlich  für  das  ganze  Reich  normiert  wurden^  ^). 


Zweites  Kapitel. 
Die  Wüstung  im  allgemeinen. 

Die  Wüstung,  die  andere  Hauptform  vermögensrechtlicher 
Friedlosigkeit,  über  deren  hohes  Alter  schon  oben^^)  gehandelt 
wurde,  ist  die  rechtlich  erlaubte  oder  gebotene  Zerstörung  des 
gesamten  Vermögens  oder  einzelner  Vermögensgegenstände 
durch  die  Gesamtheit  der  Volksgenossen  oder  deren  Organe 
als  Folge  einer  von  der  Rechtsordnung  nicht  erlaubten  Hand- 
lung des  Eigentümers  oder  Besitzers  des  verwirkten  Vermögens 
oder  einzelner  Vermögensgegenstände. 

In  den  Quellen  wird  die  Wüstung  vereinzelt  substantivisch 
als  woistinge^^),  woestinge"^!),  excidium  domorum  vel  alterius 


'^)  Die  einzelnen  Fälle  des  geltenden  Reichsreclits  finden  sich  bei 
A.  Schoetensack,  Der  Konfiskationsprozeß,  Leipzig  1905,  S.  3  ff. 

3»)  Vgl.  oben  S.  331  ff.  —  Uebereiiistimmend  Wilda,  StrR.  S.  293, 
Osenbrüggen,  Das  alamanische  Strafrecht,  Schaffhausen  1860,  S.  62, 
Brunn  er,  RG.  I^,  S.  236,  Grimm,  Deutsche  Rechtsalterthümer  ^,  Göt- 
tingen 1854,  S.  729. 

*o)  Weistum  zu  Deutz  (1386).  Grimm,  III,  S.  6.  —  Der  Begriff 
ist  hier  auf  Hauswüstung  beschränkt,  während  der  Note  42  zu  erwähnende 
ältere  Text  eine  umfassendere  Wüstung  kennt. 

^0  Mathijssens  Rechtsbuch  van  den  Briel,  ed.  Fr u in  und  Pols, 
S.  187.  —  Brunner,  RG.  I^  S.  237,  hält  diesen  Ausdruck  für  eine 
technische  Bezeichnung  einer  bestimmten  symbolischen  Handlung  im 
Formalismus  der  Friedloslegung-  diese  Annahme  dürfte  schon  die 
Note  40  angeführte  Quellenstelle  widerlegen.  Ich  selbst  habe  auch 
anderwärts  die  Beobachtung  gemacht,  daß  als  technische  Spätmittelalter- 
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rei*^),  vastatio*^)  oder  altfranzösiscli  als  revage**)  bezeichnet; 
regelmäßig  wird  diese  Handlung  jedoch  durch  ein  Verbum 
charakterisiert  und  zwar  so,  daß  der  im  einzelnen  Fall  be- 
obachtete Formalismus  nicht  ohne  weiteres  zu  erkennen  ist.  Die 
Quellen  sprechen  von  d estr  uer e  castrum*^).  domum*^),  domum 
et  quidquid  habet*^),  edificium*^),  fortalicia*^),  manerium^^), 


liehe  Ausdrücke  betrachtete  Worte  ziemlich  farblos  gebraucht  worden 
sind,  und  daher  vor  einer  übertriebenen  Wertschätzung  der  Terminologie 
dieser  Zeit  für  die  Interpretation  der  Quellen  gewarnt;  vgl.  Zeitschr. 
der  Sav.-Stiftung  für  RG.,  Germ.  Abt.  Bd.  29  (1908).  S.  364;  Gierkes 
Untersuchungen  zur  Deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  Heft  99 
(1909),  S.  117;  A.  Coulin,  Befestigungshoheit  und  Befestigungsrecht 
(1911)  S.  7,  Note  5.  Ich  möchte  daher  auch  für  das  Deutzer  Recht,  ins- 
besondere mit  Rücksicht  auf  die  in  Note  42  zitierte  Stelle,  nicht  an- 
nehmen, daß  unter  dem  Ausdruck  weis  tinge  ein  ganz  bestimmter  Formal- 
akt zu  verstehen  ist.  Vielmehr  dürfte  der  Ausdruck  farblos  gebraucht 
sein  und  damit  auch  die  von  Brunner  an  diesen  Ausdruck  geknüpfte 
Vermutung  irrtümlich  sein.  Richtig  ist  aber,  was  v.  Amira,  MJOeG. 
Bd.  12,  S.  557  ausführt,  daß  man  nämlich  nach  niederländischer  oder 
richtiger  niederdeutscher  Terminologie  diesen  Teil  des  Aclitverfahrens 
^Wüstung"  nennt. 

^')  Jura  oppidi  Tuitiensis  (saec.  XIII  oder  XIV).  Grimm,  Weis- 
tümer  III,  S.  2. 

^')  ü.  Conr.  A.  Ep.  Colon.  (1260)  bei  Lünig,  RA.  Spie.  eccl.  Pars  I. 
continuatio  p.  354. 

**)  Etablissements  de  Saint-Louis,  ed.  Vi  oll  et,  II,  36. 

•*^)  ü.  für  Würzburg  (VVürzburg  1168  iul.  10)  c  6  bei  H.  Bresslau, 
Diplomata  Centum  (1872)  p.  104—108.  —  Leg.  opstalb.  art.  17  bei  Grimm, 
RA-,  p.  730.  —  Kai.  Zwetl.  (1403),  MGSS.  9,  S.  696.  —  Albertus  Argen- 
tinensis  ad  A.C.  MDCCCXLIX  bei  Datt,  de  Pac.  Publ.,  Ulm  1598,  1.  1, 
e.  21,  §  2,  p.  148.  —  Gaill,  Pract.  observ.  1.  2,  obs.  61,  no.  1. 

*«)  Ann.  S.  Blasii  Brunsv.  (1160),  MGSS.  30\  S.  19.  —  Amiens  (1190) 
art.  8  bei  Thierr}^  Amiens  I,  p.  HO.  —  ü.  für  Regensburg  (1230)  bei 
Lünig,  RA.  P.  spec.  Cont.  IV,  P.  II,  p.  262.  —  Olim  II,  p.  332,  XXII 
(1269  nov.  1). 

*0  Soester  Recht  §  29  bei  Seibertz,  I,  S.  42. 

*8)  Olim  III.  p.  233,  XIII  (1307  nov.  8). 

*»)  Olim  III,  p.  338,  LXXXVI  (1309  apr.  6). 

^•')  Olim  III,  p.  182.  XLVI  (1-306  iun.  8). 
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municiones^^),  muros^^);  auch  Verstärkungen  des  Ausdrucks, 
wie  funditus  destruere^''^)  oder  oranino  destruere  et  heremum 
facere^*)  finden  sich;  für  partielle  Wüstung  wird  dasselbe 
Verbum  gebraucht,  so  heißt  es  z.  B.  destruere  portas  prin- 
cipales^^);  häufig  begegnet  auch  das  Verbum  diruere:  z.  B. 
castrum^^),  domum^^),  possessiones^^);  auch  Verstärkungen 
dieses  Verbums  kommen  vor,  so  funditus  diruere ^^),  usque 
ad  rasum  terrae  diruere  ^^),  totaliter  diruere  ^^),  auch  für  par- 


^^)  Chron.  eccl.  Wimpinensis,  cont.  Dytheri  de  Helmestat  (1290) 
e.  20,  MGSS.  S0\  p.  671.  —  Ann.  Mellicens.  (1402)  MGSS.  9,  p.  515. 

S2)  Ann.  S.  Blasii  Brunsv.  (1160)  MGSS.  30S  p.  19. 

5»)  Freiburg  i.  B.  (1120)  art.  32  bei  Giraud,  1.  c.  S.  124.  —  Frei- 
burger Stadtrodel  (saec.  XIII)  art.  45  bei  Gaupp,  II,  S.  34.  —  Berner 
Handfeste  (1218)  bei  Gottl.  Walter,  Versuch  zur  Erläuterung  des 
vaterl.  Rechts,  Bern  1766,  S.  126;  trotzdem  diese  Berner  Handfeste  eine 
Fälschung  ist,  spiegelt  sie  doch  die  Rechtsübung  der  zweiten  Hälfte  des 
13.  Jahrhunderts  und  kann  daher  von  uns  nicht  entbehrt  werden. 

'^*)  Olim  HI,  p.  278,  VII  (1309  ian.  28). 

^•)  Olim  III,  p.  373,  XIII  (1309  apr.  26). 

s«)  Ldfr.  Weif  V.  Baiern  und  Berthold  v.  Schwaben  (1094),  MGSS.  7, 
S.  437. 

^0  St.  Omar  (1127)  bei  Warnkönig,  Flandrische  Staats-  und 
Rechtsgeschichte,  Tübingen  1835,  Bd.  I,  no.  9 ;  hier  erscheint  diruere  in 
Verbindung  mit  comburere,  so  daß  es  vielleicht  in  dem  engeren  Sinne 
von  „niederreißen"  gebraucht  ist.  —  Carta  comm.  Tornacensis  bei 
Viollet,  Et.  II,  p.  241.  —  Carta  comm.  Sanquintini  (1195)  bei  Du 
Gange  v"  condemnare.  —  Ham  (1227)  bei  Du  Gange,  1.  c.  —  Lex 
amicitiae  von  Aire  in  Artois  (1188)  c.  5  bei  Warnkönig,  1.  c.  III, 
Anh.  S.  22.  —  Olim  I,  p.  55,  V  u.  VI  (1258  sept.  15);  p.  538,  IV  (1262 
nov.  8),  p.  820,  XV  (1270  nov.  11),  HI,  p.  232,  XIH  (1.307  nov.  8).  — 
ü.  Gonr.  A.  Ep.  Colon.  (1260)  bei  Lünig,  RA.  Spie.  eccl.  P.  I.  cont. 
p.  354. 

5*)  Catalog.  A.  Ep.  Colon,  sub  Henrico  A.  Ep.  XLIX  in  Meibom, 
Script.  T.  2,  p.  9. 

^9)  U.  Conr.  A.  Ep.  Colon.  (1260)  bei  Lünig,  RA.  Spie.  eccl.  P.  I 
cont.  p.  354.  —  Olim  II,  p.  269,  X  (1287  nov.  1);  HI,  p.  182,  XLVI 
(1306  iun.  8). 

«»)  Olim  II,  p.  115,  XXII  (1278  nov.  1). 

«0  Olim  III,  p.  175,  XXXIV  (1306  iun.  1). 
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tielle  Wüstung  wird  dieses  Verbnm  verwendet,  so  sagen  die 
Quellen  z.  B.  diruere  portas^^),  und  diruere  culmina  vel  ianu- 
arum  postus  domus^^).  Seltener  kommen  folgende  Ausdrücke 
vor:  edificia  dare  in  ruinam^^),  obruere  domum^^),  castrum 
disperdere^*"),  res  diripere*"^),  domus  vastare*"^),  devastare 
munitiones  ac  villas^^),  devastare  domus  et  maneria''^),  res  in 
populumpublicare  '  ^),  revagier^^),  delere  domum'^),  soloaequare 
castrum  oder  arces'^'^)  und  proscribere  locum  oder  castra"^). 
In  deutsch  geschriebenen  Quellen  heißt  es:  die  Bäw  verderben 
und  gäntzlich  abthun'''),  die  bürg  zubrechen'^*),  den  Baw,  die 
Häußer,  die  Vestung  zerbrechen'^),  die  Vestung  zerstören '^^), 
in  aecht  chumen,  in  aecht  tuon^^). 

<'2)  Olim  III,  p.  86,  XXIX  (1302  märz  15}. 

°')  Chron.  Aiigsb.  bei  Mencken,  Script,  rer.  Germ.  I,  p.  1458. 

*^)  Alb.  A.  Ep.  Magd,  bei  Lünig,  Spie.  eccl.  cont.  U,  p.  303. 

«•^)  Olim  II,  p.  332,  XXII  (1269  r,ov.  1). 

«6)  Kaiser!.  Ldfrd.  Mainz  (1103  ian.  6),  MGLL.  IV,  1,  p.  175. 

^')  Vita  Meinwerci  c.  101  (saec.  XI),  MGSS.  11,  p.  128. 

^8)  Conr.  A.  Ep.  Colon.  (1260)  bei  Lünig,  RA.  Spie.  eccl.  P.  I. 
cont.  p.  354 5  vgl.  zu  diesem  Ausdruck  Lex  sal.  9,  1,  wo  er  von  der  Tier- 
wüstung gebraucht  wird. 

69)  Hist.  Welforum  Weingartensis  (saec.  XII),  MGSS.  21,  c.  16, 
p.  463. 

'^)  Olim  1,  p.  301,  XI  (1269  mai  12). 

'^)  Leg.  opstalb.  art.  17  bei  Grimm,  RA^,  p.  730;  zweifelhaft  ist, 
ob  der  Ausdruck  auch  in  Ldfrd.  Fried.  I.  §  2  (1152),  MGLL.  sect.  IV.  1, 
p.  196  in  diesem  Sinne  gebraucht  wird. 

'2)  Etablissements,  ed.  Vi  o  1  let,  I,  28. 

")  PVeiburg,  B.  (1140)  art.  8.  Zeitschr.  f.  Gesch.  des  Oberrheins 
Bd.  .30,  S.  194. 

'*)  Gaill,  Pract.  obs.  1.  2,  obs.  61,  no.  1.  —  Klock,  Tractatus 
de  contributionibus,  Col.  Agripp.  1599,  c.  9,  p.  192,  no.  12. 

")  Annales  Rudberti  Salisburgensis  (p.  1235),  MGSS.  11,  786.  — 
Rldfrd.  (1224)  art.  13  in  Zeitschr.  der  Sav.-Stiftung,  Germ.  Abt.  Bd.  8 
(1887),  S.  119. 

'^)  Priv.  f.  Gelnhausen  (1366  oct.  16)  bei  Limnaeus  J.  P.  1.7, 
c.  20,  no.  2. 

'0  Sa.  Sp.  LdR.  Ill,  6Q,  §  4. 

'«)  Priv.   f.  Frankfurt   (,1333    inl.  17)    bei   Limnaeus   1.  7,  c.  16, 
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Andere  Quellenstellen  lassen  deutlich  erkennen,  daß  die 
Wüstung  durch  Niederreißen  des  Hauses  oder  von  Gebäude- 
teilen erfolgte;  in  diesem  Sinne  finden  sich  z.  B.  folgende 
Wendungen:  deicere  castra^^),  demolire  domum^^),  demolire 
municionem^^),  demolire  stalla  et  fenestra^'^),  deponere  niuros^^), 
funditus  evertere  edificium^^),    evertere   funditus   civitatem^*^); 


DO.  16.  —  Priv.  f.  Speyer  (1349  apr.  3)  bei  Londorp,  Acta  Publ.  I, 
1.  2,  c.  18,  Beilage  H,  S.  401;  vgl.  dazu  A.  Coulin,  Befestigungsholieit, 
Leipzig  1911,  S.  14,  Note  1.  —  Reichsabschied  von  Regensburg  (1567) 
§60  in  NS.  III,  S.  258.  Der  Ausdruck  zerbrechen  dürfte  hier  in 
generellerem  Sinne  und  in  einer  umfassenderen  Bedeutung  als  in  unserer 
heutigen  Sprache  gebraucht  sein;  er  ist  etwa  gleichbedeutend  mit  , zer- 
stören", keineswegs  aber  identiscli  mit  „niederreißen*. 

'»)  Reichsabschied  von  Regensburg  (1567)  §  60  in  NS.  III,  S.  258. 

«0)  Vgl.  z.  B.  Bair.  Ldfrd.  (1300)  arl.  55  bei  v.  Rockinger,  1.  c. 
Denkmäler  IP,  S.  78.  —  Bair.  Ldfrd.  (1281)  bei  v.  Künßberg,  Acht. 
S.  19,  Note  46.  —  In  diesem  Zusammenhang  macht  v.  Künßberg  (S.  18) 
darauf  aufmerksam,  daß  im  juristischen  Sinne  das  Wort  ^Acht"  nicht 
nur  auf  die  Friedloslegung  eines  Uebeltäters,  sondern  auch  auf  die  seines 
Vermögens  angewendet  wurde.  Umgekehrt  nun  wenden  lateinisch  ge- 
schriebene Quellen  die  für  die  Wüstung  gebräuchlichen  Ausdrücke  auch 
auf  die  Todesstrafe  an  •,  so  sagen  einmal  die  Olim  I,  p.  564,  XIX  (1263 
nov.  11):  „Quaedam  mulier  fuit  capta  ...  et  propter  forisfactum  suum 
fuit  destructa."  In  Nizza  heißt  es  im  13.  Jahrhundert  vom  Mörder,  der 
ignobilis  ist:  „destruam  illius  personam";  vgl.  die  Stelle  aus  Mon.  hist. 
patr.  I,  p.  41  f.  bei  J.  Kohl  er,  Studien  aus  dem  Strafrecht,  II,  S.  116.  — 
Wie  in  fränkischer  Zeit  der  Gedanke  der  compositio  sich  so  sehr  in  die 
Reehtssprache  eingelebt  hatte,  daß  z.  ß.  eine  Variante  zur  Lex  salica 
13,  7  von  de  vita  componere  bei  B  ehren  d  '^  p.  24,  21,  Note  3  sprechen 
konnte,  so  ist  die  soeben  gekennzeichnete  Erscheinung  ein  deutlicher 
Beweis  für  die  Lebenskraft  des  Acht-  und  Wüstungsgedankens  im  Hoch- 
mittelalter. 

«^)  Gesta  Boemundi  A.Ep.  Trev.  c.  22,  MGSS.  24,  475. 

82)  Olim  III,  p.  232,  XIII  (1307  nov.  8)  u.  p.  296,  XXXIV  (1309 
febr.  17). 

«3)  Const.  Pac.  in  Austr.  (1276),  MGLL.  const.  111,  no.  122,  art.  14, 
p.  118. 

8*)  Olim  I,  p.  245,  IV  (1267  febr.  9). 

»s)  Ann.  S.  Blasii  Brunsv.  (1163),  MGSS.  30 ^  p.  19. 

««)  Chron.Mont.  Seren.  (1202).  Men  eken  ,  Scriptores  T.  2,  p.218A. 
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subvertere  funditus  domicilia^^),  edificata  funditus  extirpare^'), 
aedificia  frangere^^),  domos  frangere^^),  aedes  prosternere^^), 
prosternere  domum^^),  sternere  domum^^),  fastigium  scindere 
oder  rumpere^^),  abatre  une  maison^^),  abatre  un  edifice^"^, 
abatre  le  fourneP^),  raser  les  maisons^^),  ein  Haus  oder  eine 
Burg  brechen^^^),  sjn  Hus  breken^^^),  das  Hus  abbrechen^^*), 
das   gebuwe    abbrechen  ^^^),    alle   vurgezimmer   afbrechen^^*), 

")  Gaill,  De  pac.  publ.  1.  2,  c.  9,  §  27. 

SS)  Schannat,  Hist.  Fuld.  P.  III,  p.  221. 

s^)  Reichssentenz  (1291  apr.  19)  bei  Berchtold,  Landeshoheit, 
S.  144. 

^^)  Weistum  über  das  Witziggedinge  in  Cöln  (1169  naai)  bei  Grimm, 
Weist.  II,  S.  742. 

^0  ü.  für  Stavern  (1290)  bei  Matt  haeus,  De  Jure  Gladii,  p.  645. 

^')  Joannes  Presbyter  apud  Chappeavillum  ad  Joannem  Hocshelm 
c  3  bei  Du  Gange  V°  condemnare. 

93)  Amiens  (1117  u.  1190)  art.  11,  15,  16  bei  Thierry,  Amiens  I, 
p.  41,  42,  110,  111.  —  Abbeville  (1116)  art.  12  bei  Thierry,  Amiens  I, 
p.  42,  Note  2.  —  Abbeville  (1183)  art.  20  in  Ordonnances  des  Roys  de 
France  T.  4,  p.  55.  —  Keure  von  Gent,  Brügge,  Audenarde  (1172,  1176, 
1189,  1190)  bei  Warnkönig,  1.  c.  I,  S.  33,  no.  12. 

9*)  Boutaric,  Actes  du  Parlement  T.  1,  p.  CCCII,  no.  12  (1224 
märz). 

»»)  Freiburg  i.  Ue.  (1249)  c.  38  bei  Gaupp,  1.  c.  II,  S.  90.  —  Burg- 
dorf (1316)  c.  88  bei  Gaupp,  II,  S.  128. 

®^)  Vetus  consuetudo  municip.  Ambianensis  bei  Du  Gange  v^  con- 
demnare. —  Prera.  cout.  d'Amiens  (ine.  XIII)  §§23  u.  35  bei  Thierry, 
Amiens  I,  S.  131  u.  133.  —  Beaumanoir,  ed.  Salmon,  1572. 

®0  Seconde  coutume  d'Amiens  (a.  1292)  §  61,  Thierry,  Amiens  I, 
p.  169. 

®s)  Seconde  coutume  d'Amiens  (a.  1292)  §  71,  Thierry,  Amiens  I, 
p.  170. 

99)  Lauriere  zu  Et.  II,  36  bei  Viollet,  Et.  IV,  p.  315. 

^0»)  Sa.  Sp.  LdR.  III,  67.  —  Schsv.  Sp.  Ld.R.:  G.  234:  W.  123;  L.  143 
hat  hier  das  generelle  ^zerbrechen". 

^'^0  Recht  von  Staveren  (1292)  in  Dreyer.  Mise.  III,  S.  81. 

^°2)  Hubrecht  zu  Haselach  (1336  ian.  16)  bei  Grimm,  Weist.  I, 
S.  700. 

^®')  Rechtsbuch  nach  Distinktionen  4,  10,  ed.  Ortloff,  p.  202. 

'^0  Cölner  Scheffenweistum  (1375)  bei  Grimm.  Weist.  II,  S.  747. 
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Häuser  niederbrechen  ^^^),  die  purch  niderbrechen  ^^^),  das  Hawß 
abhawen^^'),  dorfgebuwe  ufhowen^^^),  das  Hus  uf  die  erde 
slahen^^'-*),  das  Hus  niderslahen^^^),  aus  den  Fundamenten 
schlayfFen^^^). 

Für  die  Wüstung  von  Feldgrundstücken  sind  folgende 
Ausdrücke  bezeichnend:  excervicare  poniarium^^^) ,  sternere 
vineas^^^),  arer  les  prez,  estreperles  vignes,  cerner  les  arbres^^*), 
couper  les  arbres  ^^^),  stecke  vnnd  bawm  abhawen^^^).  Die 
Wüstung  durch  Brand  bezeichnen  die  Quellen  folgendermaßen: 
comburere  domura^^^),  comburere  possessiones^^^),  comburere 
portas^^^),  incendere  casam^^*'),  incendere  domum^^^),  woest- 


^°')  Luzeroer  Geschworener  Brief  (1252)  im  Gescliiciitsfreund  I, 
S.  180.  —  Hagens  Chronica  des  Landes  Oesterreich  (1402)  bei  Pez,  Script. 
Rer.  Austr.  1,  1165. 

*^^)  Taidigung  zwischen  den  Herzögen  Ludwig  und  Otto  von  ßaiern 
(1290  oct.  5)  in  Quellen  und  Erörterungen  zur  Bayerischen  und  Deut- 
schen Geschichte  Bd.  V.  S.  451. 

107-)  Weistuni  der  Cent  zu  der  Eiche  (s.  a)  bei  Grimm,  Weist.  III, 
p.  556. 

'"«)  Sa.  Sp.  LdR.  III,  1,  §  1. 

'«')  Schwa.  Sp.  LdR.  W.  207;  L.  253.  —Aiigsburger  Stadtrecht  (1276), 
ed.  Meyer,  art.  35,  S.  103.  —  Grimm,  RA.^,  S.  730. 

^1")  Augsburger  Stadtrecht  (1276),  ed.  Mej^er,  art.  9,  S.  23. 

^'0  Reichsabschied  von  Regensburg  (1567)  §  60  in  NS.  III,  S.  258. 

^^2)  Lex  Salica  27  add.  4,  ed.  Behrendt. 

^*^)  Boutaric,  Actes  du  Parlement  I,  p.  CCCII,  no.  12  (1224  märz). 

*^*)  Coutume  Tour.-Anjou  c.  19  u.  21;  Et.  I,  28  bei  Viollet,  Eta- 
Wissements  III,  p.  14.  —  Mirror  of  Justices  IV,  16. 

^^^)  Lauriere  zu  Et.  II,  36  bei  Viollet,  Et.  IV,  p.  315.  —  Mirror 
of  Justices  IV,  16,  p.  140. 

^^^)  Weistum  der  Cent  zu  der  Eiche  (s.  a)  bei  Grimm,  Weist.  III, 
S.  556. 

^»')  Furnes  (1240  iul.)  art.  47  bei  Warnkönig,  1.  c.  11,  p.  78, 
Ro.  160. 

*^«)  Bair.  Ldfrd.  (1244)  art.  13  in  Quellen  und  Erörterungen  V,  36. 

''^)  Olim  II,  p.  291,  VIII  (1289  nov.  11),  III,  p.  373,  XIII  (1309 
apr.  26). 

'20)  Cap.  Sax.  (797)  MGLL.  sect.  II.  cap.  I,  72,  c.  8,  ed.  Boretius. 

'*0  Grimm,  RA.^,  S.  730  ohne  Quellenangabe. 
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ballinc  bi  brande '^-^),  woestbalÜDgh  legben  met  vier  ende 
brant^^^),  circumequitare  woestballinge  per  incendium^^^),  ardoir 
une  maison^^^),  ardoir  une  des  maisoDS^-^),  faire  justice  de 
feu  et  de  flamme  d'une  maison  ou  d'un  manoir^^"),  ein  Hiiys 
burnen^^^),  einen  burnen^^^),  prennen  swaz  er  hat^^^),  Schloß 
gewinnen,  angreifen,  nötigen  mit  Fewer^^\),  seka  mit  here 
ende  brand^^^). 

Was  das  Verbreitungsgebiet  der  Wüstung  anlangt,  so 
wurde  schon  oben^^^)  ausgeführt,  daß  in  den  leges  und  Kapi- 
tularien eine  starke  Zurückdrängung  dieser  Form  der  ver- 
mögensrechtlichen BViedlosigkeit  sich  zeigt;  und  doch  schimmert 
durch  so  manchen  Tatbestand  der  lex  Salica  der  Wüstungs- 
gedanke hindurch,  ja  manche  Stellen  werden  erst  klar,  wenn 
man  ihre  Tatbestände  als  gesetzliche  Verbote  der  Wüstung 
auffaßt.    Besticht  in  der  Stelle:   „Si  quis  animalia  aut  caballus 


^-■-)  Laiidrecht  von  Zeeland  (1290  nov.  13)  art.  85  in  van  den 
Bergli,  Oorkondenboek  van  Holland  en  Zeeland  Bd.  II,  no.  747,  p.  358. 

''^)  Hugo  Grotius,  Inleyding  tot  de  Hollandsche  Rechtsgeleert- 
heyd,  8,  c  32. 

^'^)  Keure  van  Zeeland  (1258  märz  26)  art.  91  in  van  den  Bergh, 
].  c.  Bd.  II,  no.  40,  S.  25. 

^")  Beaumanoir,  ed.  Salraon.  1572.  —  Saint  Waast  (ca.  1250) 
bei  Boiitaric,  Actes  du  Parlement  I,  p.  CCCXIII,  no.  27.  —  Etablisse- 
ments de  Saint-Louis,  ed.  Viollet,  I,  28. 

126)  Cout.  de  Tour.-Anjou  c.  21.  ed.  Viollet,  Bd.  III,  p.  14. 

1^')  Keure  von  Courtrai  (1324)  c.  6  bei  Warnkönig,  II,  no.  205, 
S.  141. 

'**)  Recht  von  Staveren  (1292)  in  Bernhard  Schotanus,  Be- 
scrivinge  der  Heerlicheyden  von  Friesland.  —  Statuten  von  Langewoltund 
Ditmarsisches  Landrecht  (1447)  bei  Dre)-er,  Antiquarische  Anmer- 
kungen, Lübeck  1792,  §  25,  S.  142. 

129)  Ldfrd.  zu  Frankfurt  (1398)  §  8  in  NS.  II,  no.  28,  S.  98. 

"«)  Bair.  Landfrieden  (1293)  art.  5,  §  5  bei  v.  Rockinger,  Denk- 
mäler II S  S.  59. 

131)  Ldfrd.  zu  Frankfurt  (1398)  §  8  in  NS.  II,  no.  28,  S.  98. 

1^')  Schulzenrecht  §  33,  v.  Ri  chthofen,  Friesische  Rechtßquelie.n 
S.  396. 

1»')  Note  15  n.  19. 


Die  Wüstung,  349 

vel  quolibet  pecus  in  messe  sua  invenerit  penitus  eum  vastare 
non  debet"^^*),  schon  der  Ausdruck:  vastare,  so  läßt  auch  der 
übrige  Wortlaut  keinen  Zweifel  darüber,  daß  es  sich  um  ein 
Verbot  der  jedenfalls  damals  in  Uebung  stehenden  Tierwüstung 
handelt ^^^).  Die  Stelle:  „Si  quis  poraarium  aut  perarium  ex- 
cervicaverit"  ^^^),  erinnert  lebhaft  an  eine  Wendung  der  Eta- 
blissements de  Saint-Louis^^')  und  bezieht  sich  offenbar  auf 
eine  noch  viel  später  in  Uebung  stehende  Form  der  Feld- 
wüstung. Auf  ein  Verbot  der  Brandwüstung  scheinen  die 
Stellen:  „Si  quis  sepem  aut  concidem  alienum  incenderit"  ^^^) 
und  „Si  quis  sepem  concisam  aliaena  arserit"  ^^^),  hinzudeuten  ^'^^). 


'3<)  Lex  Salica  9,  1. 

^35)  Brunn  er,  RG.  P,  S.  238,  Note  34  scheint  diese  Stelle  ent- 
gangen zu  sein.  Eine  Parallele  zu  ihr  bietet  das  bayrisch-österreichische 
Recht  des  Hochmittelalters,  das  zwar  auch  durch  das  Institut  der  Vieh- 
pfändung  stark  eingeschränkt  ist,  aber  doch  unter  genau  vorgeschriebenem 
Formalismus  die  Wüstung  von  Junggänsen  erlaubt;  vgl.  Ehehaftrecht 
zu  Wilzhut  c.  13  und  Ehhaft  von  Niederbayern  Art.  19  bei  Grimm, 
Weist.  III,  S.  683  und  Note  1.  An  eine  Tierstrafe  zu  denken,  verbietet 
der  klare  Wortlaut  dieser  Stellen;  vgl.  unten  Note  282. 

^36)  Lex  Salica  27  add.  4. 

^^')  Etablissements,  ed.  Viollet  1,28:  „les  aubres  cerner ",  womit 
Viollet,  Et.  III,  p.  292  zu  Recht  das  excervicare  der  lex  Salica  in 
Verbindung  bringt. 

»33)  Lex  Salica  16,  5. 

"9)  Lex  Salica  34  add.  1. 

»*°)  Brunner,  RG.  II,  S.  655  behandelt  diese  letztere  Stelle 
systematisch  einwandsfrei  als  Brandstiftung,  worauf  auch  die  üeber- 
schrift  des  c.  16:  de  incendiis  hinzuweisen  scheint;  dagegen  lautet  aber 
die  üeberschrift  des  c.  34:  de  sepibus  furatis,  und  die  gleich  zu  er- 
wähnenden, ähnliche  Tatbestände  aufweisenden  Stellen  finden  sich  in 
c.  7  de  furtis  avium  und  c.  27  de  furtis  diversis.  Die  systematische 
Stellung  dieser  Bestimmungen  spricht  demnach  keineswegs  für  die  Sub- 
sumption  dieser  Tatbestände  unter  den  Begriff  der  Brandstiftung,  wohl 
aber  läßt  die  in  allen  Fällen  angedrohte  Buße  von  XV.  sol.  auf  einen 
inneren  Zusammenhang  der  Tatbestände  schließen  und  dieser  wird 
durch  den  Gesichtspunkt  der  mit  Strafe  bedrohten  Wüstung  gegeben. 
Aehnlich   dürfte   sich   auch   die   von  Brunn  er  RG.  II,  S.  655,  Note  6 
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Noch  einwandsfreier  lassen  sich  zwei  andere  Stellen  als  Ver- 
bote der  Brandwüstung  erklären,  und  aus  ihrer  Vergleichung 
mit  den  beiden  letztgenannten  dürfte  es  zum  mindesten  wahr- 
scheinlich erscheinen,  daß  auch  sie  unter  diesem  Gesichtspunkt 
aufzufassen  sind.  In  der  einen  dieser  Stellen  heißt  es:  „Si 
quis  in  silva  alterius  materiamen  furatus  fuerit  aut  incenderit 
vel  concapulaverit"  ^^^),  während  die  andere  das  furtum  außer 
Betracht  läßt  und  nur  besagt:  „Si  quis  in  silvam  materium 
alterius  concapulaverit  aut  incenderit"  ^*^);  hier  dürften  wieder- 
um zwei  Tatbestände  von  Wüstung  unberechtigterweise  im 
Gemeindewald  gefällten  Holzes  einander  gleichgestellt  sein^*^). 
Endlich  enthält  eine  weitere  Stelle  das  capulare  und  excervi- 
care  der  sepes^^"^),  das  in  Verbindung  mit  den  schon  erwähnten 
Stellen  nur  als  Wüstungsverbot  gedeutet  werden  kann. 

Als  uralte  Einrichtung  wird  die  Brandwüstung  bei  den 
Sachsen  durch  das  capitulare  Saxonicum  Karls  des  Großen  vom 
28.  Oktober  797  bezeugt,  wo  die  Anwendung  dieser  Form 
vermögensrechtlicher  Friedlosigkeit  für  den  Fall  der  Contumax- 
acht  ausdrücklich    auch  fernerhin  erlaubt   bleibt^*^),    dagegen 


zitierte  Stelle  aus  dem  angelsächsischen  Recht  (AellYed  12)  erklären, 
nach  der  das  Niederbrennen  eines  Gehölzes  gleich  dem  Umhauen,  aber 
nicht  als  Brandstiftung  bestraft  wird.  —  Eine  Parallele  aus  dem  Hoch- 
mittelalter bietet  Et.  I,  31,  ed.  Viollet  IL  p.  471  und  Tourajne-Anjou 
c.  21  ed.  Viollet  III,  p.  14,  wo  derartige  Wüstungshandlungen  nach 
Verweigerung  des  asseurement  unter  Strafe  gestellt  sind. 

^^1)  Lex  Salica  7  add.  11. 

**2)  Lex  Salica  27,  6. 

^*^)  Eine  Parallele  hierzu  bietet  die  Kundschaft  über  den  Wald 
in  Hägbach ,  die  sich  in  einem  Gerichtsprotokoll  des  Schultheißen  und 
der  zwölf  Geschworenen  der  Stadt  Schiltach  vom  29.  August  1487  bei 
Grimm,  Weist.  I,  p.  399  ff.  aufgezeichnet  findet;  es  heißt  dort  S.  402: 
,und  soll  niemand  sust  unerlaubt  nüzit  hawen,  hüre  aber  einer  darin, 
der  ausserhalb  gesässen  ,  er  wäre  dessglich  hine  wider  dann  zu  buwen 
unerlaubt,  dem  holz  allem  mag  und  soll  man  nachziehen,  wo  man  es 
ankommt,  und  das  zerhawen'*. 

1**)  Lex  Salica  34,  1. 

^*^)  Cap.  I,  72,  c.  8  ed.  Boretius,  MGLL.  eectio  IL  —  Vgl.  dazu 
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als  Selbsthilfemittel  untersagt  wird.  Die  langobardischen  Quellen 
der  fränkischen  Zeit  bieten  keinerlei  Anhaltspunkte  für  das 
Vorkommen  der  Wüstung  in  der  Königszeit,  dagegen  läßt  das 
häufige  Vorkommen  der  Wüstung  im  hochmittelalterlichen  und 
spätmittelalterlichen  Italien ^*^)  darauf  schließen,  daß  zum 
mindesten  in  der  diplomatischen  Periode,  wahrscheinlich   aber 


Wilda,  StrR. ,  S.  294;  v.  Richthofen  zur  lex  Saxonum  p.  306; 
Brunn  er,  RG.  1-,  S.  236.  —  Verfehlt  dürfte  aber  Warnkönig, 
1.  c.  III,  S.  323  sein,  sowohl  in  der  Annahme,  daß  das  Brandrecht  sächsi- 
schen Ursprungs  sei,  als  in  der  Vermutung,  daß  die  Brandwüstung  in 
Flandern  auf  einer  Rezeption  sächsischen  Rechts  beruhe.  Vielmehr 
betont  in  anderem  Zusammenhang  Ma3^er,  D.  u.  Fr.  VerfG.  I,  S.  206, 
Note  31  mit  Recht,  daß  ein  niederdeutscher  Ursprung  der  Wüstung  nicht 
erwiesen  sei. 

^^^)  Zum  Beispiel  Genua  (1143)  Art.  10  und  12  in  Mon.  bist.  patr. 

I,  p.  242.  —  Verträge  der  Lega  Lombarda  (,1168  seq.)  bei  Vignati, 
Lega  Lombarda,  p.  189  f.  —  Vertrag  zwischen  Parma  und  Cremona 
(1219)  bei  Ficker,  Forschungen  zur  Reichs-  und  Rechtsgeschichte 
Italiens  Bd.  I  (1868),  S.  136.  —  Verona  (1228)  c.  83  in  Campagnola, 
Liber  juris  civilis  urbis,  Veronae  1728.  —  Brescia  (1247)  c.  128,  129, 
130  der  Statuti  del  secolo  XIII  in  Mon.  bist.  patr.  XVI,  p.  1584  f.  — 
Vercelli  (1241)  85,  86,  100  in  Mon.  bist.  patr.  XVI,  p.  1089  f.  — 
Bologna  (1250)  II,  14,  15,  16,  28  in  Statuti  di  Bologna  pubblic.  p.  cura 
di  L.  Fr a tri,  in  Mon.  istorici  pertinenti  alle  provincie  della  Romagna 

II,  p.  267.  —  Padua  (1236,  1267,  1273)  717,  719,  720,  1147  in  Statuti 
del  commune  di  Padova  (1873).  —  Novara  (1273)  97  Statuta  communi- 
tatis  Novariae  (1879).  —  Pistoja  (1284)  II,  99  in  Breve  et  ordinamenta 
populi  Pistorii,  ed.  Zdekauer,  Mailand  1891.  —  Chianciano  (1287) 
art.  229  in  Gli  Statuti  di  Chianciano,  ed.  L.  Fumi,  Orvieto  1874.  — 
Modena  (1327)  Statuta  IV,  13,  18  in  Mon.  di  Storia  patria  delle  provincie 
Modenesi,  Parma  1864.  —  Carpi  (1353)  Statuta  p.  46,  47,  48,  65,  66,  67, 
Mutinae  1884.  —  Salö  (1386)  art.  81,  104  in  Bettoni,  Storia  della 
riviera  di  Salö  IV,  p.  121  f.,  Brescia  1880.  —  Florenz  (1415)  in  Statuta 
populi  et  communis  Florentiae  III,  124,  125;  IV,  75.  —  Genua  (1498)  in 
Statuta  et  decreta  communis  Genuae  (Bologna  1498),  capit.  crim.  fol.  6 
und  fol.  11  v^.  —  Perugia  (1526)  III,  14  in  Statuta  Auguste  Perusie 
(Perugia  1528).  —  Crema  (1534)  fol.  88  v^  in  Municipalia  Cremae 
(Venetiis  1537).  —  Treviso  (1574)  III,  8,  9  in  Statuta  Tarvisii  (Venetiis 
1574).  —  Vgl.  hierzu  J.  Kohl  er,   Studien   zum  Strafrecht  II,  S.  48  ff. 
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auch  schon  in  fränkischer  Zeit  Anknüpfungspunkte  für  diese 
auffallende  Erscheinung  in  Oberitalien  vorhanden  waren,  die 
aber  zurzeit  nicht  bekannt  sind;  denn  ein  so  ausgebreitetes 
Institut  dürfte  schwerlich  in  der  diplomatischen  Periode  aus 
einem  anderen  Rechtsgebiet  rezipiert  worden  sein,  vielmehr 
dürfte  hier,  wie  in  den  übrigen  Gebieten  des  einstigen  Franken- 
reiches, älteres  Volksrecht  wieder  zum  Durchbruch  gekommen 
sein,  das  durch  königsrechtliche  Fronung  und  durch  Kompo- 
sitionen zurückgedrängt  war,  indem  man  incomposita  resecavit 
et  quae  erant  secundum  consuetudinem  paganorum  mutavit 
secundum  legem  christianorum^^^),  aber  doch  das  alte  Yolks- 
recht  nicht  dauernd  vernichten  konnte. 

Nach  ß  r  u  n  n  e  r  kennen  die  nordischen  Quellen  die  Wüstung 
als  ein  in  hohes  Altertum  hinaufreichendes  Verfahren ^*^);  Wilda 
hatte  sich  zunächst  etwas  vorsichtiger  ausgedrückt,  indem  er, 
allerdings  unter  der  Annahme,  daß  früher  die  Wüstung  im 
nordischen  Recht  bestanden  habe,  ausführte,  daß  aus  den  skandi- 
navischen Rechtsquellen  dieser  Bestandteil  der  Friedloslegung 
verschwunden  sei,  dann  aber  fortfährt:  „Jeder  Gedanke  an 
eine  erst  später  entstandene  Rechtssitte  wird  aber  zerstört 
durch  gar  nicht  beachtete  Hindeutungen  und  Zeugnisse,  die 
gleichsam  als  Stimmen  aus  der  grauen  Vorzeit  herauftönen ^*^).'' 
Als  einzigen  Beleg  für  seine  Behauptung  führt  er  Westgötalag 
IV,  15,  p.  298  an,  wo  es  im  Königs  Verzeichnis  heißt:  „Annur 
[oder  Annundaer]  Konungaer  war  Emundaer  colbraennae,  ok 
haet  f)y  colbraennae,  at  han  war  riwar  i.  raefstum  sinum.  at 
brennae  husmannae."  Diese  Stelle  beweist  aber  in  ihrer  Singu- 
larität nur,  daß  man  dem  König  Anund  Jacob  den  Beinamen 


^*')  So  schildert  der  sog.  Prolog  zur  Lex  Baiuvariorura  die  Technik 
der  königsrechtlichen  Gesetzgebung;  vgl.  MGLL.  III,  259. 

^*^)  Brunn  er,  RG.  P,  S.  236,  Note  26  u.  29,  wo  ohne  Angabe 
weiterer  Belege  auf  Wilda,  StrR.,  S.  293  verwiesen  wird. 

^*^)  Wilda,  StrR.,  S.  293  und  Note  2  u.  3,  wo  auch  auf  Geijer, 
Geschichte  von  Schweden,  Bd.  I,  S.  127  verwiesen  wird.  —  Vgl.  hierzu 
J.  C.  H.  Drcyer.  Antiquarische  Anmerkungen,  Lübeck  1792,  S.  144. 


Die  Wüstung.  353 

Kolbraenna  gab;  wäre  der  Hausbrand  etwas  Gewohntes  und 
nicht  eine  außerordentliche  Erscheinung  gewesen ,  dann  hätte 
man  zur  Charakterisierung  dieses  Königs  im  Königsverzeichnis 
doch  wohl  kaum  gerade  diese  Bezeichnung  gewählt.  Diese 
Vermutung  wird  bestätigt  durch  das  seltene  und  nur  für  ganz 
spezielle,  genau  umschriebene  Fälle  bezeugte  Vorkommen  von 
Brandvvüstung  in  den  skandinavischen  Quellen;  dabei  handelt 
€S  sich  um  Verweigerung  von  Abgaben ^^^)  und  Strafgeldern ^^^) 
durch  sämtliche  Mitglieder  eines  oder  mehrerer  Volklande. 
Damit  dürften  sich  aber  die  echten  Wüstungsfälle  der  nordischen 
Quellen  erschöpfen.  Verwandt  mit  ihnen,  aber  nur  für  den 
Fall,  daß  die  Bauern  sich  zur  Wehre  setzen,  zulässig,  ist  die 
Brandwüstung  beim  herja  til  kristins  doms  im  Recht  von 
Vikin^^^),  während  die  anderen  Landschaftsrechte  bei  beharr- 
licher Weigerung  des  Aufbaus  einer  Volklandskirche  nur  Ver- 
zugsbußen kennen.  Das  isländische  Recht  kennt  nur  einen 
einzigen  Fall,  der  sich  mit  der  Wüstung  vergleichen  läßt,  aber 
begrifflich  mit  der  Wüstung  nichts  gemein  hat.  Um  einen 
Aechter  zu  fangen,  durfte  man  nämlich,  wenn  alle  anderen 
Mittel  versagten,  das  Haus,  in  dem  der  Aechter  sich  verborgen 
hielt,  niederbrechen  oder  niederbrennen;  man  mußte  aber  inner- 
halb des  nächsten  halben  Monats  dem  Eigentümer  des  Hauses 
dessen  Schätzungswert  anbieten,  sonst  wurde  die  als  Notstands- 
handlung entschuldbare,  absichtliche  Missetat  durch  nach- 
folgenden Erfüllungsverzug   zur   unentschuldigten,   als  Brand- 


^^®)  Morkinskinna  p.  65.  —  Heimskringia  s.  af  Haralldi 
hardräda  76  (a.  1065);  vgl.  v.  Araira,  Vollstreckungsverfahren,  S.  197. 
—  Eine  Parallele  findet  sich  in  den  Statuten  von  Modena  1 ,  205 
(Parma  1864). 

^^^)  Flateyarb,  Sverris  saga  73;  \g].  v.  Amira,  1.  c. ,  S.  198 
(a.  1184). 

^^2)  Den  aeldre  ßorgarthings-eller  Vikens  Christenret  (in  3  ver- 
schiedenen Texten  in  Norges  gamle  Love  I,  p.  339— 372),  I,  c.  8;  II, 
c.  16;  III,  c.  11;  vgl.  V.  Amira,  Nordgermanisches  Obligationenrecht, 
Bd.  II,  S.  136. 
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Stiftung  bzw.  Sachbeschädigung  strafbaren  Tat^^^),  während 
bei  rechtzeitiger  Ersatzleistung  der  Eingriff  in  fremdes  Gut 
straflos  blieb.  Bei  diesem  dürftigen,  aus  der  gesamten  nordi- 
schen Literatur  nicht  weiter  ergänzbaren  Quellenmaterial,  das, 
soweit  es  sich  um  echte  Wüstung  handelt,  abgesehen  von  der 
etwas  unklaren ,  aber  als  exzeptionell  erkennbaren  Nachricht 
über  den  König  Anund,  sich  auf  Abgabenverweigerung  im 
elften  und  zwölften  Jahrhundert  beschränkt,  wäre  es  nicht  nur 
gewagt  und  methodisch  unzulässig,  auf  eine  weitere  materielle 
Ausdehnung  des  Instituts  in  der  Zeit,  aus  der  die  Quellen 
stammen,  zu  schließen,  sondern  auch  ganz  unbegründet,  an  ein 
auf  sakralen  Vorstellungen  im  skandinavischen  oder  gar  im 
isländischen  Altertum  beruhendes  Wüstungsverfahren  zu  denken; 
vielmehr  ist  das  in  späterer  Zeit  in  Skandinavien  vereinzelt 
vorkommende  Verfahren  als  Neuschöpfung  und  nicht  als  letzter 
Rest  eines  früher  in  Geltung  stehenden,  ausgebreiteten  Insti- 
tuts zu  betrachten. 

Mit  einiger  Sicherheit  läßt  sich  aus  dieser  Quellenlage 
folgern ,  daß  die  Westgermanen  die  Wüstung  erst  nach  der 
Trennung  von  den  Nordgermanen  ausgebildet  haben,  so  daß 
nur  die  personenrechtliche  Friedlosigkeit  auf  eine  gemein- 
germanische Wurzel  zurückreichen  dürfte,  während  die  Fronung 
sich   bei  West-   wie   Nordgermanen   erst   nach    der   Trennung 


153^ 


3)  Gragas  efter  S  t  a  darb  ölsb  ök,  Kjob.  1879,  p.  398  u.  402; 
vgl.  dazu  V.  Amira,  Kordgermanisches  Obligationenrecht,  Bd.  II,  S.  401, 
454  und  122;  vgl.  auch  Gragas  vigsl.  c.  118  bei  Grimm,  RA.*,  S.  736. 
—  Eine  ähnliche  Bestimmung  enthält  übrigens  Const.  contra  incendiarios 
(Nürnberg  1186  dec.  29)  in  N.  S.  I,  no.  6,  §  9,  S.  13,  wo  es  heißt:  ,si 
proscriptus  propter  incendium  in  aliquam  doraum  confugerit,  de  qua 
non  possit  haberi,  riiei  doraus  incendatur,  propter  hoc  incendium  non 
erit  qais  incendiarius ,  sed  damnum  pro  incendio  restituere  debet" ; 
ähnlich  auch  Asegabuch,  ed.  Wicht,  p.  256,  §  5;  nur  ist  hier  außer  dem 
Schaden  noch  die  einfache  Buße  zu  zahlen;  diese  Stelle  gibt  Jarcke 
in  seinem  Handbuch  des  gemeinen  deutschen  Strafrechts,  Bd.  I,  S.  17, 
Kote  15  wieder,  ohne  jedoch  ihre  Bedeutung  zu  erkennen:  vgl.  hierzu 
unten  Kote  445  IT. 
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autochthon  entwickelte  und  bei  den  letzteren  die  einzige,  regel- 
mäßige Form  der  vermögensrechtlichen  Friedlosigkeit  blieb; 
eine  derartige  Entwicklung  ist  aber  auch  begrifflich  nicht  aus- 
geschlossen, da  ja  die  Fronung  ohne  die  Vorstufe  der  Wüstung 
keineswegs  undenkbar  ist.  Die  Wüstung  als  Form  der  ver- 
mögensrechtlichen Friedlosigkeit  im  germanischen  Recht  ist 
somit  im  wesentlichen  auf  das  Recht  der  westgermanischen 
und  vielleicht  auch  der  ostgermauischen  Völker  beschränkt. 
In  ihrem  Wesen  deutlich  erkennbar  tritt  sie  uns  erst  seit  der 
nachfränkischen  Zeit,  insbesondere  im  französischen,  italieni- 
schen und  deutschen  Hochmittelalter  entgegen.  Die  Quellen 
dieser  Zeit  sollen  daher  der  weiteren  Untersuchung  als  Grand- 
lage dienen. 

Drittes  Kapitel. 
Der  Zweck  der  Wüstung. 

Besteht  auch  in  der  Literatur  eine  seltene  Einhelligkeit 
der  Ansichten  darüber,  daß  die  W^üstung  eine  Form  der  ver- 
mögensrechtlichen Friedlosigkeit  ist,  so  trennen  sich  die  An- 
schauungen um  so  mehr  in  der  Beantwortung  der  Frage  nach 
dem  Zweck  der  Wüstung. 

Ausgehend  von  der  Anschauung,  daß  die  Wüstung  ur- 
sprünglich auf  sakralen  Ideen  beruhe,  vertritt  Brunn  er  unter 
Bezugnahme  auf  Wilda  die  Ansicht,  Zweck  der  Wüstung 
sei  die  Austilgung  des  Andenkens  des  Friedlosen:  das  Haus, 
worin  der  Verbrecher  und  der  Feind  der  Götter  gewohnt  hat, 
soll  als  eine  Stätte  des  Unheils  vernichtet,  das  Werk  seiner 
Hände  vertilgt  werden,  weil  in  den  Fluch  der  Götter  verstrickt 
ist,    was   von   dem  Unheiligen   kommt ^^'^).     Kürzer   faßt  die- 


^*^)  Brunner,  RG.  P,  S.  236  und  Note  26;  außer  der  Verweisung 
auf  Wilda,  StrR.,  S.  293.  wo  sich  ebenfalls  keinerlei  Belege  finden,  ist 
jedoch  eine  quellenmäßige  Begründung  dieser  Auffassung  dort  nicht 
gegeben. 
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selbe  Anschauung  v.  Schwerin,  indem  er  ausführt:  „Kult- 
charakter zeigt  die  Wüstung  des  Hauses  des  Verbrechers  durch 
Niederreißen  oder  Niederbrennen"  ^^^).  Endlich  erblickt  Friese 
den  Zweck  der  ostfälischen  Wüstung  des  Hauses,  in  dem 
Notnunft  verübt  wurde,  in  der  Entsühnung  des  Landes  ^^^). 

Einen  sakralrechtlich-expiatorischen  Zweck  neben  anderen 
gleichstarken  Zwecken  legen  Kohler  und  Mayer  der  Wü- 
stung bei.  Nach  Kohler  ist  dieser  Gebrauch  aus  uralten 
religiösen  Vorstellungen  von  der  Befleckung  der  Habe  durch 
den  Verbrecher  hervorgegangen ^^^),  und  Mayer  schließt  aus 
der  Tatsache,  daß  das  Haus  des  Verbrechers  oder  der  Ver- 
brecher unter  allen  Umständen  gebrochen  werden  soll  und 
niemand  sich  Teile  desselben  aneignen  darf,  auf  religiöse 
Momente,  nach  denen  das  Haus  irgendwie  entheiligt  ist,  zu- 
mal da  das  Haus  auch  verbrannt  werde,  wenn  es  dem  Not- 
züchter nicht  gehöre;  seine  Ansicht  gründet  Mayer  auf  ost- 
fälisches  und  friesisches  Recht,  insbesondere  auf  die  in  diesen 
Quellen  geschilderte  Bestrafung  der  Notnunft^ ^^). 

Gegenüber  diesen  Anschauungen,  die  den  Zweck  der 
Wüstung  in  sakralrechtlicher  Expiation  suchen,  hat  schon 
V.  Amira  darauf  hingewiesen,  daß  in  germanischen  Rechten 
sich  ein  derartiger  Kultzweck  nicht  erweisen  lasse ^^^).  Ohne 
den    großen    Wert    dieser    negativen   Feststellung    anzutasten, 


^^^)  V.  Schwerin,  Deutsche  Rechtsgeschichte,  Leipzig  und  Berlin 
1912,  S.  127;  ohne  Quellennachweis. 

156-^  Friese,  Das  Strafrecht  des  Sachsenspiegels,  Heft  55  der 
G  i  e  r  k  e  sehen  Untersuchungen  zur  Deutschen  Staats-  und  Rechts- 
geschichte, Breslau  1898,  S.  146,  unter  Hinweis  auf  SaSp.  LdR.  III,  1,  §  1. 

*^')  J.  Kohl  er.  Das  Recht  der  Kunstwerke  und  Altertümer,  im 
Archiv  für  Bürgerliches  Recht,  Bd.  9  (1894),  S.  63. 

^^0  E.  Maj-er,  Deutsche  und  franz.  Verf.-Geschichte,  Bd.  I,  S.  208 
und  Note  39,  unter  Hinweis  auf  SaSp.  LdR.  III,  1,  §  1;  üeberküre  6 
bei  V.  Richthofen,  Unters.  I,  S.  239;  Brokmerbrief  §  24  bei  v.  Richt- 
hofen,  S.  155. 

^^9)  V.  Amira,  Tierstrafen  und  Tierprozesse,  MJOeG.  12,  S.  557, 
Note  5. 
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kann  man  aber  an  der  Hand  der  wenigen  Quellenstellen,  die 
zur  Begründung  der  gegenteiligen  Auffassung  angeführt  wer- 
den, nachweisen,  daß  diese  Quellen  selbst  gegen  den  postu- 
lierten sakralrechtlich- expiatorischen  Charakter  der  Wüstung 
sprechen.  Das  ostfälische  Recht  berücksichtigt  nämlich  bei 
der  Wüstung  ausdrücklich  die  Eigentumsverhältnisse;  es  stellt 
nicht  nur  den  allgemeinen  Grundsatz  auf:  „Nieman  mach  ver- 
werken  enes  anderen  mannes  gut,  of  he't  under  ime  hevet, 
dennoch  he  sinen  lief  verwerket",  sondern  es  wiederholt  auch 
diese  Regel  in  spezieller  Formulierung  bei  der  Hauswüstung 
und  gibt  insbesondere  dem  nichtmissetätigen  Eigentümer  in 
der  von  Friese  und  Mayer  angeführten  Stelle  das  Recht, 
das  Haus  zu  entreden,  d.  h.  mit  seinem  Eineid  das  Haus  vor 
der  Wüstung  zu  schützen,  wie  es  dasselbe  Recht  im  vorauf- 
gehenden Artikel  dem  nichtmissetätigen  herren  des  huses  zum 
Schutz  seines  Eigentums  an  der  Burg  zuspricht  ^^^).  Dieser 
allgemeine  Grundsatz  findet  aber  auch  Anwendung  auf  das 
Wegnahmeverbot  einzelner  Teile  des  gewüsteten  Hauses  oder 
einzelner  in  dem  der  Wüstung  unterworfenen  Haus  befind- 
licher Gegenstände;  der  Sachsenspiegel  sagt  nämlich  an  einer 
anderen  Stelle,  während  er  an  der  von  der  Notnunft  handeln- 
den Stelle  diese  Bestimmung  ofi'enbar  voraussetzt:  „nicht  ne 
sal  man  stein  noch  holt  dannen  vüren,  noch  nicht  des  dar  uppe 
is,  it  ne  si  roflike  dar  up  gevüret.  Tut  sik  ieman  dar  to  mit 
rechte,  die  vöre't  dannen"  ^^^).  Grundsätzlich  richtet  sich  dem- 
nach im  ostfälischen  Recht  die  Wüstung  nur  gegen  das  Ver- 


1««)  SaSp.  LdR.  IT,  31,  §  3^  III,  67,  1,  §  1  und  II,  72  §  2.  —  Vgl. 
Glosse:  „Wer  dem  andern  sein  haus  etc."  zu  SaSp.  LdR.  III,  67. 

^")  SaSp.  LdR.  III,  68,  §  1;  vgl.  SaSp.  LdR.  III,  67,  Glosse: 
einteilige".  —  Friese,  1.  c,  S.  157,  Note  27  ist  dieser  Grundsatz  nicht 
entgangen,  aber  er  bezieht  ihn  nur  auf  einzelne  Vermögensgegenstände 
und  vermeidet  trotz  der  zweifelsfreien  Quellenlage,  ihn  mit  der  Wüstung 
in  Verbindung  zu  bringen,  und  doch  zitiert  er  S.  156,  Note  24,  Planck, 
Das  deutsche  Gerichtsverfahren  im  Mittelalter  Bd.  I,  193,  324;  Bd.  II, 
24  und  25,  und  schreibt  sogar  S.  265  die  Stelle  SaSp.  LdR.  III,  1,  §  1  aus. 
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mögen  des  Täters.  Der  Grund  des  Wegnabmeverbots  ist 
ebenfalls  nicbt  sakralrechtlicber  Natur,  sondern  dieses  Verbot 
ist  vielmehr  ein  Komplement  der  Verpestung  oder  der  ein- 
fachen Acht  in  der  Zeit  ablösbarer  Friedlosigkeit;  diese  Tat- 
sache will  offenbar  die  Sachsenspiegelglosse:  „noch  stein  noch 
holtz",  trotz  ihrer  unklaren  Begründung  hervorheben,  indem 
sie  ausführt:  „Hie  merke  was  sonderliches.  Obgleich  ein  man 
mit  seinem  gut  übelthut,  so  verleust  er  doch  darumb  dasselbig 
gut  nicht  usw."^^-).  Denselben  Gedanken  formuliert  schon 
negativ,  aber  bestimmter  ein  kaiserlicher  Provinziallandfrieden, 
indem  er  sagt:  „si  proscripti  in  proscriptioue  imperatoris  per 
annum  et  diem  fuerint,  exleges  eruut  et  omni  jure  de  cetero 
carebunt,  nee  jus  aliquod  in  beneficiis  et  allodiis  habebunt"  ^''^), 
woraus  klar  hervorgeht,  daß  vor  Ablauf  des  Jahres  der  Aechter 
noch  „jus  aliquod  in  allodiis  habuit".  Ganz  deutlich  spricht 
diesen  Grundsatz  auch  das  Landrecht  von  Burg  aus  mit  fol- 
genden Worten:  „were  eyn  man  vorvestit,  djne  mach  syn  gud 
nicht  vorsumen  binnen  jar  unde  binnen  dage",  und  die  Salz- 
wedeler  Statuten  sagen  in  §  31:  „Ofte  de  vorvestet  is  syk 
berichten  will.  Vortmer  wolde  de  vorvestede  man  sik  vor- 
likenen  unde  dat  laut  widder  winneu ,  so  en  mögen  en  de 
kyndere  edder  erven   nicht  an    syme  gude  hindern"  ^^^).     Be- 


162)  SaSp.  LdR.  III,  §  68,  §  1,  Glosse. 

1S3)  Kaiserl.  Prov.  Ldfrd.  (1179  Febr.  18),  art.  10.  MGLL.  Sectio  IV, 
Bd.  I  C1893),  p.  382. 

1^*)  Diese  Stellen  entnehme  ich  der  Königsberger  Dissertation  von 
Andr.  Friedr.  Paul  ßienko,  De  proscriptione  secundum  fontes  iuris 
saxonici  medii  aevi  (1867).  S.  57.  —  Anders  verhielt  es  sich  allerdings 
nach  manchen  Rechten  bezüglich  der  Fronung;  vgl.  z.  B.  Jus  Lubec. 
Cod.  II,  90  und  III,  35,  sowie  Braunschweiger  ÜB.  II,  4.  Jedoch  gilt 
im  gemeinen  StraCrecht  der  späteren  Zeit  der  oben  für  die  Wüstung 
angegebene  Grundsatz  auch  für  die  Fronung,  wie  Jodocus  Damhouder 
in  seiner  Praxis  rerum  criminaliura,  Col.  Agripp.  1591,  cap.  28  no.  2, 
p.  80  ausführt:  „Qui  si  intra  annum  adveniat,  semet  ab  illa  contumacia 
purgaturus  bonis  ante  ita  (seil,  per  fiscum)  notatis.  denuo  iibere  fruatur, 
necessum  est." 
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denkt  man  endlich,  daß  in  den  Quellen  dieser  Zeit  neben  dem 
reinen  Wüstungsprinzip  auch  ein  mit  fronungsrechtlichen 
Elementen  gemischtes  Prinzip  vorkommt,  nach  dem  ein  Weg- 
nahmeverbot für  die  folgepflichtigen  Leute  nicht  besteht,  so 
wird  man  der  Wüstung  einen  sakralrechtlich-expiatorischen 
Zweck  nicht  mehr  zuschreiben  können. 

Verwandt  mit  der  soeben  geschilderten  Auffassung  des 
Zweckes  der  Wüstung  ist  die  Anschauung,  die  in  der  Wüstung 
ein  Mittel  zur  Tilgung  des  Andenkens  des  Verbrechers  er- 
blickt. Kohl  er  formuliert  seine  dahingehende  Ansicht  fol- 
gendermaßen: „Die  Wüstung  ist  ein  energischer  Ausdruck  der 
Allgemeinheit,  die  den  Täter,  und  was  ihn  betrifft,  aus  der 
Klasse  der  Lebenden  streicht  und  nicht  duldet,  daß  etwas  von 
ihm  übrig  bleibt"  ^^^),  und  Wilda  sagt:  , Selbst  die  Spur 
und  das  Andenken  des  Friedlosen  aus  der  Gemeinde  wurde 
durch  die  Zerstörung,  durch  das  Niederbrennen  seines  Hauses 
vertilgt"  ^^^).  Dieselbe  Auffassung  vertritt  His,  der  sie  auf 
das  Wegnahmeverbot  im  Brokmerbrief  gründet  ^^^),  und 
V.  Amira^^^).  Zwischen  diesen  beiden  letzteren  Ansichten 
besteht  nun  insofern  eine  Diskrepanz,  als  His  diesen  Zweck 
als  einen  sakralen  bezeichnet,  während  v.  Amira  ihn  als 
«inen  polizeilichen  auffaßt;  bezüglich  der  His  sehen  Auffassung 
ist  auf  das  zu  verweisen,  was  oben^^^)  über  die  rechtliche 
Natur  des  Wegnahme  Verbotes  ausgeführt  ist;  dagegen  ist 
V.  Amira  allerdings  zuzugeben,  daß  manche  Anwendungsfälle 
der  Wüstung  einen  polizeilichen  Zweck  erkennen  lassen,  dieser 
Zweck   ist   aber   nach  anderen  Gesichtspunkten  orientiert  und 


^ß^)  J.  Kolller,  Studien  zum  Strafrecht,  II,  S.  65,  Note  6. 

^66)  Wilda,  StrR.,  S.  293 ;  ebenso  Kuli  seh  er  in  Zeitschr.  f.  vergl. 
Rechtswissenschaft,  Bd.  17,  S.  8,  Note  228. 

^«0  His,  SrrR.  der  Friesen,  S.  176;  vgl.  Brokmerbrief  §  24  bei 
V.  Richthofen,  Rechtsquellen',  S.  154;  zustimmend  Kulischer,  1.  c, 
S.  8,  Note  232. 

168)  V.  Amira,  MJOeG.  12,  S.  557  und  Note  5. 

1«^)  Vgl.  oben  S.  358. 
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stets  sekundärer  Xatur,  von  ihm  wird  unten  ^•^)  noch  spezieller 
zu   handeln    sein.     Ob    man   nun  aber   an  Brandwüstung  oder 
an  Wüstung  durch  Niederreißen  denkt,    so  ist  der  Natur  der 
Sache  nach  schwer  einzusehen ,    wie  eine  derartige  Handlung, 
die  mitten  in  einer  größeren  Ansiedlung  oder  auf  weithin  sicht- 
barer Anhöhe  oder  auf  einem  die  ganze  Gegend  beherrschen- 
den   Berge    einen     jedermann     erkennbaren    Trümmerhaufen 
schafft  und  so,    wenn  der  Missetäter   sich  nicht  von  der  Acht 
löst,    auf  mehr  als  Jahresfrist  oder,    wenn  die  Erlaubnis  zum 
Wiederaufbau  versagt  wird    oder   gar,    wie   in  Gent^'^),    der 
Wiederaufbau    gesetzlich   verboten   ist,    auf  unabsehbare  Zeit 
deutliche  Spuren  hinterläßt,  geeignet  erscheinen  soll,  das  An- 
denken und  die  Spur  des  Missetäters  oder,  wie  v.  Amira  an 
zweiter  Stelle  sagt,  der  Missetat  zu  vertilgen;    vielmehr  kann 
man    sich    wirklich    kaum    ein  Mittel    denken,    das    geeigneter 
wäre,    das  Andenken    an   Täter    und  Tat  in  der  Bevölkerung 
wach    zu    erhalten ,    als    der    durch    die   Wüstung   geschaffene 
Trümmerhaufen  oder  die  jedem  auffallende  leere  Stelle ,  über 
deren  Schicksal  jedermann  in  der  Gegend  Aufschluß  zu  geben 
vermag.     Dazu    kommt,    daß  von    den  Vertretern    dieser  An- 
schauung keine  einzige  Quellenstelle  für  ihre  Anschauung  an- 
geführt wird,  ja  daß  sogar  die  dritte  Keure  von  Gent,  die  ein 
dauerndes  Wüstliegenlassen    des  dem  Missetäter    zu  Eigentum 
gehörigen  Hausgrundstückes  vorschreibt,    aber    von    den  Ver- 
tretern dieser  Auffassung  mit  Stillschweigen  übergangen  wird, 
deutlich   zeigt,    daß   ein  derartiger  Zweck  der  Wüstung  fern- 
liegt.    Hatte   nämlich    der  Missetäter   nur  eine  Mietswohnung 
bewohnt,  aber  in  der  Stadt  ein  eigenes  Haus,  so  wird  in  Gent 
nur    dieses    letztere    mit    der    Tat    in    gar    keiner    Beziehung 
stehende  Haus  gewüstet;    hat  er  kein  Haus    in  der  Stadt,   so 


^'0)  Vgl.  unten  S.  377. 

^'0  Dritte  Keure  der  Stadt  Gent  (1297)  in  Recueil  des  coutumes 
de  la  Ville  de  Gand,  I,  p.  428 ,  art.  7;  vgl.  Dieriex,  Cliarles-Louis, 
Memoires  sur  les  loix  etc.  des  Gantois  depais  Tinstitution  de  leur 
commune  jusqu'ä  la  revolution  de  1546,  Bd.  2  (1818),  p.  240  f. 
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wird  er  auf  50  Jahre  aus  Flandern  verbannt,  desgleichen  wenn 
sein  niedergerissenes  Haus  nicht  so  viel  wert  ist,  daß  das 
Niederreißen  desselben  für  eine  hinreichende  Strafe  angesehen 
werden  kann  ^'^2).  Nicht  das  Haus  als  Werkzeug,  Schauplatz 
und  Denkmal  der  Tat  wird  hier  ohne  Rücksicht  auf  die  Eigen- 
tumsverhältnisse zur  Tilofunor  des  Andenkens  an  Täter  und 
Tat  gewüstet,  sondern  nur  das  Haus  als  Vermögensbestandteil 
des  Täters  unterliegt  der  Wüstung.  Mit  dem  Nachweis  der 
Berücksichtigung  der  Eigentumsverhältnisse  und  der  Berück- 
sichtigung des  Vermögenswertes  bei  der  Frage  der  Verbannung 
wird  der  Anschauung  von  dem  Zweck  der  Tilgung  des  An- 
denkens der  Tat  die  Grundlage  entzogen. 

Einen  extinktiven  Zweck  spezieller  Natur  legt  Walther^^^) 
und  ihm  folgend  Dreyer^^*)  der  Wüstung  bei;  nach  diesem 
stellt  die  Zerstörung  des  Hauses  die  Ausrottung  des  Besitzers 
aus  der  bürgerlichen  Welt  vor;  begründet  wird  diese  Auf- 
fassung damit,  daß  das  Bürgerrecht  keineswegs  als  ein  der 
Person,  sondern  als  ein  den  Gebäuden,  Hofstätten  und  Gütern 
in  der  Stadt  anklebendes  angesehen  worden  sei,  daß  das  ge- 
wüstete Haus  Jahr  und  Tag  in  Trümmern  liegen  mußte  und 
daß  die  Erben,  wenn  sie  es  nach  dieser  Frist  wiederaufführen 
wollten ,  schuldig  gewesen  seien ,  sich  dieses  Recht  von  dem 
Richter  zu  erkaufen.  Ist  der  erste  Teil  dieser  Begründung  in 
seiner  hier  vorgetragenen  Allgemeinheit  zweifellos  unrichtig 
und  spricht  sogar  die  von  Dreyer^"^)  angeführte  Stelle  des 
Freiburger  Stadtrechts,  nach  der  nicht  der  Verlust  des  Bürger- 
rechts infolge  der  Vernichtung  des  Hauses  durch  Brandschaden 


^^2)  Vgl.  Dritte  Keure  der  Stadt  Gent  (1297),  art.  8,  1.  c,  p.  429. 

^^^)  Gotthard  Walthers  Versuch  zur  Erläuterung  der  Geschichten 
des  vaterländischen  Rechts ,  oder  eigentlich  ein  Kommentar  über  die 
Berner  Handfeste,  Bern  1765,  S.  229. 

^^*3  J.  C.  H.  Dreyer,  Miscellaneen  oder  kleine  Schriften  über 
einige  Gegenstände  des  teutschen  Rechts,  Lübeck  1784,  III,  §  5,  S.  86; 
Derselbe,  Antiquarische  Anmerkungen,  Lübeck  1792,  S.  143. 

1")  Dreyer,  Mise,  III,  §  5,  S.  86,  Note  2. 
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eintrat,  gegen  die  Abhängigkeit  des  Bürgerrechts  von  dem 
Besitz  eines  Hauses  ^''^),  so  zeigt  anderseits  die  in  der  Frei- 
burger  Stadtrechtsfamilie ,  wie  auch  sonst  übliche  Frist  von 
Jahr  und  Tag  für  das  Wüstliegen  des  zerstörten  Hauses  und 
die  durch  Reinigung  von  der  Acht  wiedererlangbare  Befugnis 
zum  Aufbau  des  Hauses  nur,  daß  das  Recht  des  Aechters  am 
Hausgrundstück  ruhte  und  erst  mit  dem  ungenützten  Ablauf 
dieser  Frist  erlosch;  es  könnte  also  nur  ex  nunc  ein  derartiger 
Zweck  in  Betracht  kommen;  diese  Konstruktion  ist  aber  weder 
von  Wjflther  noch  von  Dreyer  versucht  oder  auch  nur  an- 
gedeutet worden;  mit  Rücksicht  auf  die  dann  uuerklärbare 
Wahl  des  Wüstungstermins  zu  Beginn  der  Frist  wäre  sie 
übrigens  auch  unbegründbar.  Somit  ermangelt  auch  diese 
Anschauung  über  den  Zweck  der  Wüstung  jeder  quellenmäßigen 
Grundlage;  wäre  sie  aber  auch  quellenmäßig  begründet,  so 
brächte  sie  nur  eine  Erklärung  für  den  Zweck  der  Wüstung 
städtischer  Grundstücke.  Dies  scheint  Grimm,  der  offenbar 
unabhängig  von  Walther  und  Dreyer  zu  seiner  Ansicht 
gelangte,  zu  einer  anderen  und  primitiveren  Zuständen  ange- 
paßteren  Formulierung  desselben  Gedankens  geführt  zu  haben; 
er  sagt  nämlich:  „zum  Zeichen,  daß  die  raarkgenoßen,  die 
gaubewohner  den  Sträfling  aus  ihrer  gemeinschaft  schliessen 
wollen,  zerstören  sie  ihm  sein  haus"^'^).  Zur  Begründung 
seiner  Ansicht  führt  Grimm  die  friesischen  Quellenstellen 
über  die  Hauswüstung  des  pflichtvergessenen  und  bestochenen 
Richters  an,  die  aber  keinerlei  Anhaltspunkte  für  die  Richtig- 
keit seiner  Konstruktion  bieten  und  daher  nicht  beweiskräftig 
sind,  ganz  abgesehen  davon,  daß  die  Präexistenz  des  Instituts 
der  Wüstung  vor  der  Entstehung  der  diesen  Quellenstellen  zu- 
grundeliegenden Tatbestände  diesen  Zweck  weder  als  den  ur- 
sprünglichen noch  als  den  generellen  Zweck  der  Wüstung  an- 
zusprechen erlaubt. 

'■^)  Anderer  Ansicht  Ed.  Osenbrüggen,  Das  alamanische  Straf- 
recht, Schaffhausen  1860,  S.  62. 
^^')  Grimm,  RA.=,  S.  730. 
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Es  war  eigentlich  überflüssig,  auf  spekulativem  Wege  die 
Ermittlung  des  Zweckes  der  Wüstung  zu  versuchen;  denn  die 
Quellen  selbst  enthalten  vielfach  Aeußerungen  über  diese  Frage 
und  lassen  erkennen,  daß  der  Zweck  durchaus  kein  einheit- 
licher war;  vielmehr  weist  hier  das  Hochmittelalter  Spuren 
verschiedener  Entwicklungsstufen  in  mosaikartigem  Nebenein- 
ander auf. 

Bei  unserer  mangelhaften  Kenntnis  des  primitiven  ger- 
manischen Kultur-  und  Rechtslebens  mag  es  dahingestellt  bleiben, 
ob  in  demselben  eine  historische  Kontinuität  von  Rache,  Rache- 
recht und  Wüstung  besteht,  obgleich  die  oben^^^)  aus  der  lex 
Salica  angeführten  Stellen  darauf  hinzudeuten  scheinen.  Daß 
die  Rache  zum  Racherecht  und  so  zum  Rechtsinstitut  wurde  ^'^^) 
und  daß  in  der  persönlichen  Friedlosigkeit  die  Rache  als 
Gruppenrache  gegen  den  nun  nicht  mehr  der  Gruppe  ange- 
hörigen  Friedlosen  mitwirkte,  ist  jedenfalls  zweifellos;  sicher 
und  quellenmäßig  nachweisbar  ist  aber  auch,  daß,  wie  in  der 
persönlichen  Friedlosigkeit,  so  in  der  Wüstung  des  Mittelalters 
eine  begriffliche  Kontinuität  mit  der  Rache  vorhanden  ist^^^), 
ja  daß  die  Rache  manchmal  als  einziger  Zweck  der  Wüstung 
erscheint;  mit  Recht  bezeichnet  daher  Kohl  er  die  urwüch- 
sige Rachsucht  ^^^)  als  eine  der  Wurzeln  der  Wüstung  und 
T  h  i  e  r  r  y  nennt  sie  geradezu  die  vengeance  de  la  commune 
lesee^^^).  Deutlich  spiegelt  sich  diese  Auffassung  in  der  Keure 
von  St.  Omer,  wo  es  heißt:  „ipsi  communiter  injuriam  fratris 
sui  in  eo  vindicabunt,  in  qua  vindicta  si  domus  diruta  vel 
combusta  fuerit  aut  si  quispiam  vulneratus  vel  occisus 
fuerit,  nulluni  corporis  aut  rerum  suarum  periculum,  qui  vin- 


^'8)  Vgl.  oben  S.  21. 

*'')  Vgl-  Brunn  er  bei  Mommsen,  Zum  ältesten  Strafrecht  der 
Kulturvölker,  Leipzig  1905,  S.  54. 

^80)  Vgl.  Capitulare  Saxonicum  (797)-,  Cap.  T,  72,  c.  8,  ed.  Boretiua, 
MGLL.,  Sectio  II. 

^^0  J.  Kohler,  Recht  der  Kunstwerke,  1.  c,  S.  G3. 

^8')  Thierry,  Amiens,  Bd.  I,  S.  46. 
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dictam  perpetravit,  incurrat  nee  offensam  meam  super  boc 
sentiat  vel  pertimescat"  ^^^).  Derselbe  Gedanke  liegtauch  der 
coutume  von  Soissons  zugrunde,  in  der  bestimmt  wird:  „ho- 
mines  communiae  auxiliatores  erunt  faciendi  vindictam  de  cor- 
pore et  pecimia  ipsius  qui  forisfactum  fecit  et  hominum  illius 
receptaculi  in  quo  inimicus  eorum  erit"  ^^^).  Noch  deutlicher 
tritt  der  Rachezweck  der  Wüstung  in  folgender  Stelle  hervor: 
„In  cuius  facti  (Totschlag)  ultionem  Episcopus  (seil.  Herbi- 
polensis),  cum  illi  quidem  evasissent,  aedificium  ipsorum,  quod 
in  civitate  habebant,  funditus  everti  iussit"  ^^^).  Auch  die 
bayrischen  Landfrieden  von  1281  und  1300  lassen  dieselbe 
Auffassung  des  Wüstungszweckes  erkennen,  indem  sie  be- 
stimmen: „Swer  sin  triwe  an  sinem  rehten  herren  brichet,  an 
im  selben ,  an  sinen  chinden  und  an  sinen  bürgen ,  der  ist  in 
der  aeht,  und  soll  ez  der  herre  rechen  an  sinem  leib  und  an 
sinem  gut"^^*^).  Zweifellos  liegt  in  der  Fehde  ein  gut  Teil 
Rache  ^^^),  und  nicht  zuletzt  verlieh  die  seit  dem  zweiten  Drittel 
des  12.  Jahrhunderts  als  Fehdehandlung  verbotene^^^)  Wü- 
stung der  Fehde  diesen  Charakter.  Aehnliche  Zwecke  be- 
herrschten  auch    die  Wüstung   bei    erlaubten    Selbsthilfehand- 


18')  Aelteste  Keure  der  Stadt  St.  Omer  (1127),  §  20  bei  Warn- 
könig, 1.  c,  Bd.  I,  Anhang  S.  29. 

1^*)  Consuetudines  communie  Suessionensi  concessae  (1181),  art.  7 
bei  D'Achery  Spicilegium,  Parisiis  1723,  Bd.  III,  p.  547. 

1^^)  Chron.  Mont.  Sereni  (1202)  Mencken,  Scriptor.  rer.  Germ., 
II,  p.  218. 

186)  Bayrischer  Landfrieden  (1281),  art.  33  und  (1300)  art.  71  bei 
V.  Rockinger,  Denkmäler,  II,  S.  81. 

187)  Vgl.  Brunner,  Quellen  und  Geschichte  des  deutschen  Rechts 
in  Kohler-Y.Holtzendorffs  Enzyklopädie  ^  S.  181. 

188)  Zum  Beispiel  Kaiserl.  Prov.-Landfr.  (1179  Febr.  18),  art.  2; 
„absque  damno  rerum*;  MGLL.  sect.  IV,  Bd.  I,  p.  381.  —  Sächsischer 
Landfrieden  (1223),  art.  3:  „in  persona  et  non  in  rebus  ledere  potest", 
Zeitschr.  der  Sav.-Stiftung,  Germ.  Abt.,  Bd.  8,  p.  113.  —  Treuga  Henrici 
(1224),  art.  3,  Zeitschr.  der  Sav.-Stiftung,  Germ.  Abt.,  Bd.  8,  p.  116.  — 
Vgl.  hierzu  v.  Zailinger,  Kampf  um  den  Landfrieden,  MJOeG.,  Erg.- 
Bd.  4,  S.  452. 
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lungen  des  späteren  Mittelalters,  wenn  die  Rache  hier  auch  mit 
anderen  Zwecken  konkurrierte,  so  z.  B.  bei  der  Ausübung  des 
Meilenrechts  kraft  kaiserlichen  Privilegs  ^^^),  sowie  bei  Selbst- 
hilfe mangels  Rechtshilfe,  wo  in  einem  kurmainzischen  Erb- 
untermarschallsweistum  aus  dem  Anfang  des  15.  Jahrhunderts 

eine  wesentlich  durch  Rache  motivierte  Brand wüstung  erlaubt 
wird  19  0). 

In  den  hochmittelalterlichen  Quellen  findet  sich  so  häufig 
der  Grundsatz:  „Aug'  um  Auge,  Zahn  um  Zahn",  daß  es  nicht 
zu  verwundern  ist,  wenn  in  einem  Mandat  König  Adolfs  von 
Nassau  die  Wüstung  unter  diesem  Gesichtspunkt  der  Talion 
erscheint^^i). 

Wie  schon  Osenbrüggen  richtig  erkannt  hat,  erklärt 
sich  die  Wüstung  aber  auch  aus  der  Idee  der  Friedlosigkeit 
selbst  19'^).  Die  Wüstung  ist  nämlich  nicht  nur  eine  Form  der 
vermögensrechtlichen  Friedlosigkeit,  sondern  sie  ist  auch  ein 
Mittel  zur  Durchführung  der  persönlichen  Friedlosigkeit,  durch 
die  sie  wiederum  motiviert  wird.  Die  Benehmung  der  Woh- 
nung und  der  Unterkunftsmöglichkeit  ist  ein  Korrelat  des 
durch  die  Friedloslegung  herbeigeführten  Zustandes  der  per- 
sönlichen Friedlosigkeit,  und  die  Verwirklichung  dieses  Zu- 
standes mag  schon  in  sehr  früher  Zeit  der  Zweck  der  Zer- 
störung  der   Unterkunftsmittel   des    Friedlosen   gewesen    sein. 


^^')  lieber  Begriff  und  Beispiele  vgl.  A.  Coulin,  Befestigungs- 
lioheit  und  Befestigungsreclit ,  Leipzig  1911,  S.  26,  Note  1  und  S.  14, 
Note  1. 

^'^)  Kurmainzisches  Erbunterraarschallsweistum  (ine.  XV.  saec.) 
bei  Nikiaus  Anton  Heusser,  Historisch-juristische  Abhandlung  von 
den  Erz-  und  Erb-Landhofämtern  des  Erzstifts  Mainz;  Mainz  1789, 
S.  122  u.  119. 

^'0  ü.  Adolf  V.  Nassau  (s.  d.),  ]eider  nur  als  Formular  erhalten 
bei  Winkelmann,  Acta  Imperii,  Bd.  II  (1885)  no.  250,  p.  177. 

i»2^  Vgl.  E.  Osenbrüggen,  Der  Hausfrieden,  Erlangen  1857, 
S.  50  und  Das  alamanische  Strafrecht,  Schaffhausen  1860,  S.  62,  die  im 
Prinzip  übereinstimmen,  aber  in  den  Einzelheiten  der  Begründung  ab- 
weichen. 
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eine  unabweisliche  Notwendigkeit  wurde  sie  aber  nach  Ein- 
tritt fester  Siedelung,  insbesondere  nach  Entstehung  des  im 
Hausfrieden  liegenden  Schutzes,  gegen  den  das  Hausangsverbot 
insofern  unwirksam  war,  als  dem  Friedlosen,  solange  das  Haus 
stand,  der  in  ihm  liegende  Schutz  nicht  genommen  war,  er  in 
ihm  also  einen  gewissen  Frieden  hatte,  während  er  überhaupt 
keinen  Frieden  haben  sollte.  So  erfolgte  denn  die  Hauswüstung 
zur  Entziehung  des  Friedens,  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  die  Friedlosigkeit  lösbar  oder  unlösbar  war.  Einen  deut- 
lichen Niederschlag  dieser  Auffassung  des  Zweckes  der  Wü- 
stung zeigt  das  Stadtrecht  von  Amiens,  wo  gesagt  wird:  „mox 
domum  illius  communia,  si  poterit ,  prosternet,  eumque  inter 
eos  morari,  donec  satisfecerit,  minime  patietur"  oder  wie  es 
in  dem  etwas  jüngeren  altfranzösischen  Texte  heißt:  „on  aba- 
teroit  sa  maison,  et  ne  le  souffriroit-on  point  a  demorer  en 
le  vile,  duscjues  adont  qu'il  averoit  amende  et  paie  l'amende 
de  LX  libres:  ä  le  quemuigne  XXX  libres,  et  au  roi  XXX"  ^^^). 
Eine  Abschwächung  dieses  Prinzips,  die  den  ursprünglichen 
Zweck  verwischt  und  dadurch  den  Vermögensschädigungszweck 
an  seine  Stelle  gesetzt  hat,  findet  sich  im  Züricher  Richte- 
brief, nach  welchem  nur  das  beste  Haus  gewüstet  wird^^*); 
dagegen  liegt  nur  eine  mildere,  aber  dem  ursprünglichen 
Zweck  treue  Form  in  den  Bestimmungen  des  Rechts  von  Frei- 
burg im  üechtland  und  Burgdorf,  nach  denen  der  Hausgiebel 
eingerissen  und  dadurch  das  Verweilen  im  Hause  unmöglich 
gemacht  wurde ^^^). 


19')  Stadtrecht  von  Amiens  C1190),  art.  18  und  lere  Coutume 
d'Araiens  (ine.  XllI),  §  35;  vgl.  auch  die  altfranzösische  Uebersetzung 
des  Stadtrechts  von  Amiens  (1209),  art.  15  bei  Thierry,  Amiens,  Bd.  I, 
p.  111,  133  und  183. 

19*)  Züricher  Richtebrief  (1-302),  1 ,  4;  II,  4,  14,  18  bis  21 ,  bei 
Ott,  Archiv  für  Schweizer  Geschichte,  Bd.  5. 

"»)  Freiburg  i.  üe.  (1249),  c.  38  und  Burgdorf  (1316),  c  88  bei 
Gaupp,  1.  c,  Bd.  II,  S.  90  und  128;  jedoch  handelt  es  sich  hierbei 
nicht  etwa  um  leichtere  Verbrechen,    die  die  Anwendung  der  milderen 
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Im  engsten  Zusammenhang  mit  diesem  Zweck  der  Haus- 
wüstung   dürfte    der    ursprüngliche    Zweck    der    Feldwüstung 
stehen;  zunächst  hatte  sie  nämlich  wohl  den  Zweck,  dem  Fried- 
losen die  Möglichkeit  zu  nehmen,  Früchte  und  andere  Nutzun- 
gen von  seinem  Grundstück  zu  ziehen;  dies  hat  F  ick  er  schon 
einwandsfrei    dargelegt^ ^^).     Aber   auch,    wenn   man  von   den 
primitiven  und  konkreten  Vorstellungen  des  vormerowingischen 
Rechts  absieht,  wird  man  auf  abstraktem  Wege  aus  dem  eigent- 
lichen Wesen  der  Friedlosigkeit  selbst  zu  demselben  Ergebnis 
gelangen.    Was  sollte  etwa  in  einem  Gebiet,  in  dem  die  Fro- 
nung   keinen    Eingang    gefunden    hatte ,    also    z.  B.   bei    den 
Sachsen  der  merowingischen  Zeit  oder  bei  den  fronungsfreien 
Franken    von   Anjou,    wo  ja   im   13.  Jahrhundert    die  Grund- 
stücksfronung   noch    unbekannt   war^^'),    zur    Zeit   der   Feld- 
gemeinschaft nach  Ausbildung  des  Satzes:   „Wer  sät,  der  mäht* 
oder  auch  in  späterer  Zeit,  aber  noch  bevor  etwaige  Ansprüche 
der  Erben  an  dem  Grundstück  des  Friedlosen  entstanden  waren^ 
mit  einem  Feldgrundstück  geschehen,  dessen  Besitzer  nach  Be- 
stellung   desselben    oder    nach    Bepflanzung    eines    Weinbergs 
friedlos   gelegt  wurde?     Hierüber   gibt    das  Recht  von  Anjou 
Aufschluß;   dort   wüstete    man   nämlich    das  Grundstück,   und 
zwar   nicht   etwa   nach   Analogie    der   Hauswüstung   oder    zur 
Versinnbildlichung  der  Entziehung  des  Bürgerrechts  oder  gar 
weil  das  Grundstück  durch  die  Berührung  mit  dem  jetzt  fried- 
losen, einstigen  Nutzungsberechtigten  entheiligt  worden  wäre, 
sondern  zur  Verwirklichung  des  der  Friedlosigkeit  entsprechen- 
den Zustandes   der  Vernichtung    der   Persönlichkeit,    der   erst 
mit  der  vollständigen  Vermögenslosigkeit  herbeigeführt  wird. 
Deshalb  verschwindet  auch   die  Feldwüstung   sehr   bald   nach 


Form  erklärten,  wie  Kulischer,  Zeitschr.  f.  vergl.  Reclitswissensch., 
Bd.  17,  S.  8  glaubt. 

196-^  F  1  c  k  e  r ,  Forschungen  zur  Reichs-  und  Rechtsgeschichte 
Italiens,  Bd.  I  (1868),  S.  134. 

*»0  Vgl.  Etablissements  de  Saint-Louis,  ed.  Viollet,  I,  c.  28,  90 
bis  92;  vgl.  oben  Note  17. 
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Einführung  der  durcli  die  Fronung  gegebenen  Möglichkeit 
anderweitiger  Vernichtung  dieser  Seite  der  vermögensrecht- 
lichen Persönlichkeit,  indem  zunächst  der  seigneur  du  fief  die 
Früchte  eines  Jahres  vor  der  Vornahme  der  Wüstung  kon- 
fiszierte^^-) und  dann  das  Grundstück  an  die  nach  Ausbildung 
des  Sondereigentums  an  die  Stelle  der  Gemeinde-  oder  Sippen- 
genossen getretenen  Erben  herausgab,  bis  schließlich  die  Wü- 
stung ganz  unterblieb. 

Bei  der  ablösbaren  Friedlosigkeit  und  insbesondere  bei 
der  üngehorsamsacht,  einem  der  Hauptanwendungsgebiete  der 
Wüstung  im  Mittelalter ,  liegt  der  Wüstung  neben  dem  all- 
gemeinen Zweck  der  Verwirklichung  der  Friedloslegung  häufig 
noch  ein  Spezialzweck  zugrunde;  durch  die  Wüstung  wird 
nämlich  auf  den  Friedlosen  ein  empfindlicher,  ja  fast  unwider- 
stehlicher Zwang  zur  Unterwerfung  unter  die  Friedens-  und 
Rechtsordnung  ausgeübt.  Auf  derartige  Ungehorsamsfälle  hat 
schon  das  oben^^^)  erwähnte  Capitulare  Saxonicum  die  Wü- 
stung beschränken  wollen,  indem  es  sie  nur  für  zulässig  er- 
klärte, si  talis  fuerit  rebellis  qui  iusticiam  facere  noluerit  et 
aliter  districtus  esse  non  poterit,  und  sie  so  als  Zwangsmittel 
charakterisierte.  Diese  Zweckbestimmung  konnte  die  Wüstung 
insbesondere  von  der  sehr  frühen  Zeit  an  und  nach  den  Rechten 
annehmen,  in  denen  die  Friedloslegung  in  zwei  scharf  ge- 
trennte Stadien,  ein  präparatorisch-provisorisches  und  ein  de- 
finitives, zerlegt  wurde  und  die  Wüstung  schon  in  dem  ersten 
Stadium  stattfand^^^-'),  wie  sie  ja  überhaupt  nicht  auf  die  Fälle 


^*•^^)  CousTumes  et  stilles  gardez  et  observez  es  Pays  d'Anjou  et 
du  Maine,  art.  77,  ed.  B  e  au  t  e  m  p  s -B  e  a  upr  e,  Paris  1877. 

199)  Vgl.  oben  Xote  45  und  außer  den  dort  Zitierten  Mayer,  I.e., 
Bd.  I,  S.  207,  Note  32. 

^°°)  Zum  Beispiel  Vetus  consuetudo  Normanniae,  l.part. ,  3.  sect,, 
c.  6  bei  Du  C a n g e ,  v.  condemnare :  ,Scachiez  que  ies  mesons  des  forbannis 
doivent  estre  arses."  —  Ancien  coutumier  de  Picardie,  ed.  Marnier, 
c.  54,  p.  46;  vgl.  dazu  Mayer,  1.  c,  Bd.  I,  S.  207,  Kote  33.  —  Dagegen 
liecren  solche  Fälle  nicht  vor  bei  Beaiimanoir  1730  und  Etablissements  de 
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unbedingter  und  unlösbarer  Friedlosigkeit  beschränkt  war. 
Meist  handelt  es  sich  hierbei  um  Vorbann  oder  um  andere 
Kontumazfälle;  verfehlt  wäre  es  aber,  wenn  man  in  allen  Kon- 
tumazfällen,  in  denen  die  Wüstung  angewendet  wird,  dieselbe 
als  Zwangsmittel  betrachten  wollte;  vielmehr  sind  die  Fälle, 
in  welchen  die  Wüstung  bei  Kontumaz  Auswärtiger  zur  An- 
wendung gelangt,  meist  einfache  Racheakte  oder  Fehdehand- 
lungen, so  z.  B.  im  Stadtrecht  von  Crespi ,  wo  es  heißt:  „Si 
quis  extraneus  sive  miles,  sive  serviens  aut  rusticus  forisfactum 
fecerit  infra  Banleucam ,  Major  eum  de  hoc  forisfacto  sub- 
monere  debet  et  nisi  ad  mandatum  Majoris  venerit,  Major  et 
homines  villae  ad  diruendam  domum  eins  exeant"^^^);  deut- 
licher kommt  dieser  Zweck  noch  im  Stadtrecht  von  Amiens 
zum  Ausdruck,  das  bestimmt:  „S'aucuns  qui  n'est  de  comune 
fiert  ou  navre  aucun  de  comune,  s'il  ne  velt  poursiuir  droit 
par  devant  nostre  prevost  par  jugement  de  comune  le  comauine 
abatera  sa  maison,  s'ele  puet  .  .  .,  et  s'il  le  puet  prendre  par 
devant  le  prevost  le  roi,  en  sera  prise  vengeance  par  maieurs 
et  par  eskevins"  ^^^);  den  klarsten  Ausdruck  findet  aber  dieser 
Rachezweck  der  Wüstung  bei  prozessualem  Ungehorsam  von 
Auswärtigen  in  den  oben  zitierten  Stadtrechten  von  Saint-Omer 
und  Soissons^'^^).  Dagegen  lassen  andere  Quellen  die  Wüstung 
ganz  unbestreitbar  als  Zwangsmittel  zur  Aussöhnung  mit  der 
Rechtsordnung  erscheinen;  so  besagt  das  Soester  Stadtrecht: 
„Quodsi  ille  qui  maleficium  perpetravit,  aufugerit,  domus  ejus 
et  quicquid   habet  secundum  nostri  juris  dictionem   destruetur 


Saint-Louis,  I,  c.  28,  wie  Brunn  er,  RG.,  II,  S.  465,  Note  19  irrtümlicli 
annimmt;  denn  es  handelt  sich  hier  nicht  um  Vorbann;  vielmehr  betrifft 
der  letztere  Fall  Ungehorsamsstrafe  wegen  durch  echte  Not  nicht  be- 
gründeten Ausbleibens  aus  dem  dritten  Termin. 

^^^)  Stadtrecht   von   Crespy   (1223)   bei   D'Achery,   Spicilegium, 
III,  p.  595. 

^°')  Alt  französischer  Text  des  Stadtrechta  von  Amiens  (circa  1209), 
art.  9  bei  Thierry,  Amiens  Bd.  I,  S.  182. 

*<'')  Vgl.  oben  Noten  183  und.  184. 
Zeitschrift  für  verglcicliende  Rechtswissenschaft.    XXXII.  Band..  24 
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et  ipse  proscribetur,  quod  vulgo  frethelos  dicitur"  ^^"^);  ähnlich 
dürften  auch  das  Freiburger  Stadtrecht  und  seine  Tochter- 
rechte aufzufassen  sein,  nach  denen  das  Haus  des  Kontumax 
gewüstet  wird,  ihm  aber  Jahr  und  Tag  Frist  zur  Reinigung 
gegeben  wird^^^);  auch  der  Kaiserliche  Provinziallandfrieden 
von  1179  und  die  oben  angeführten  sächsischen  Quellen ^^^) 
lassen  denselben  Zweck  erkennen,  wie  anderseits  auch  die 
Olim  einen  Fall  verzeichnen,  in  dem  propter  defectum  ge- 
wüstet wurde ^*^'');  endlich  geben  die  Stadtrechte  von  Gent, 
Brügge,  Ypern,  Audenarde  dem  Ermessen  der  Schöffen  anheim, 
das  Haus  des  im  Termin  ausgebliebenen  Bürgers  dem  Erd- 
boden gleichzumachen  2^^). 

Die  Wüstung  wird  aber  nicht  bloß  bei  Fugitivus-  und 
Kontumazfällen,  sondern  vielmehr  auch  allgemein  als  Zwangs- 
mittel zur  Brechung  des  Ungehorsams  gegen  obrigkeitliche 
Befehle  angewandt;  ob  der  einen  oder  anderen  Art  die  histori- 
sche Priorität  zukommt,  ist  schwer  zu  entscheiden,  da  wir 
keine  Quellen  aus  der  fränkischen  Zeit,  in  der  diese  Differen- 
zierung stattgefunden  haben  wird,  über  diesen  Vorgang  be- 
sitzen; jedoch  erscheint  es  wahrscheinlicher,  daß  die  Anwen- 
dung der  Wüstung  wegen  Ungehorsams  gegen  Befehle  der 
Gemeindeversammlung  irgendwelcher  Art  der  Verwendung  zum 
Bruch  prozessualen  Ungehorsams  und  der  Anwendung  gegen 
den  Kontumaxächter  voraufgegangen  ist,  weil  die  spärlichen, 
erhaltenen  Tatbestände,  wie  Ungehorsam  gegen  das  Landfolge- 
aufgebot, Versäumung  der  Dingpflicht  u.  dgl.  sicherlich  einer 


20^  Soester  Stadtrecht  (1120)  c.  20,  bei  Giraud,  I,  S.  32. 

205)  Zum  Beispiel  Freibuig  (1120),  c  10  bei  Gaupp,  1.  c. ,  II, 
S.  20;  Berner  Handfeste  (1218)  bei  Gaupp,  II,  S.  129.  Vgl.  hierzu 
oben  S.  362. 

206)  Vgl.  oben  Note  164. 

2")  Olim  I,  S.  301,  XI  (1269  mai  12). 

208)  Gent,  Brügge,  Ypern,  Audenarde  (1172,  1176,  1189,  1190)  bei 
Warnkönig,  I,  no.  12,  art.  1  u.  3;  vgl.  hierzu  Benneke,  Das  Straf- 
verfahren nach  den  holländischen  und  flandrischen  Rechten,  Marburg 
1886,  S.  4Q. 


Die  Wüstung.  371 

primitiveren  Periode  der  Rechtsentwicklung  entstammen,  als 
die  Fälle  des  prozessualen  Ungehorsams,  und  die  Rechtsent- 
wicklung bezüglich  der  Wüstung  auch  in  nachkarolingischer 
Zeit  nur  restriktive  Tendenzen  zeigt,  es  also  unwahrscheinlich 
ist,  daß  diese  Tatbestände  etwa  aus  den  Fällen  des  prozes- 
sualen Ungehorsams  die  Wüstung  entlehnt  haben;  vielmehr 
scheinen  die  beiden  Gruppen  der  Anwendungsfälle  aus  der 
gemeinsamen  allgemeinen  Anwendung  der  Wüstung  zum  Bruch 
des  Ungehorsams  gegen  obrigkeitliche  Befehle  sich  entwickelt 
zu  haben,  wobei  dann  die  Fälle  prozessualen  Ungehorsams,  die 
im  Hochmittelalter  am  meisten  hervortreten,  die  letzte  Phase 
der  Verselbständigung  von  Teilen  dieser  ursprünglich  um- 
fassenderen Anwendungsart  darstellen  mögen  ^^^).  Zum  Bruch 
des  Ungehorsams  gegen  obrigkeitliche  Befehle  wird  die  Wü- 
stung nach  dem  Bubrecht  von  Haselach  gegen  den  Schöffen, 
der  die  Dingpflicht  versäumt,  angewandt:  „wurde  ouch  der 
schöffele  deheiner  sumig,"  heißt  es  da,  „und  keme  nut  an  das 
gerihte,  so  het  der  herre  von  Ochsenstein,  der  das  gerichte 
besitzet,  gewalt  dem  schöffele  sin  hus  abezebrechende  untze 
an  die  vier  pfosten  und  untze  an  die  ufgande  bant,  die  an  die 
virst  gant  .  .  .  unde  sol  man  den  schöffeln  under  der  swellen 
US  dem  huse  ziehen,  unde  in  buchelingen  uffe  ein  pfert  legen 
und  zu  gerihte  füren"  2^^);  ähnlich  wird  in  Freiburg  das  Haus 
des  Bürgers  gewüstet,  der  unentschuldigt  dem  allgemeinen 
Aufgebot  nicht  Folge  leistet ^^^).  In  Amiens  wurden  die  Häuser 
derjenigen  gewüstet,  die  sich  weigerten  Gemeindeämter  zu 
übernehmen;    im  einzelnen  wurde  dies   bezüglich  der  maieurs, 


^°®)  Diese  Vermutung  wird  gerechtfertigt  durch  Et.  I,  c.  28  und 
coutume  de  Touraine-Anjou,  c.  19. 

^^oj  Hubrecht  zu  Haselach  (1316  ian.  16)  bei  Grimm,  Weist.  I, 
S.  700;  weitere  Beispiele  bei  Dreyer,  Antiquarische  Anmerkungen, 
§  25,  S.  143  Linger  Bauersprache  (1562)  bei  Grimm,  RA.^  S.  529,  wo 
allerdings  nur  partielle  Wüstung  statifindet. 

2^0  Freiburger  Stadtrecht  (1140),  art.  33  i.  f.  Zeitschr.  f.  Geschichte 
des  Oberrheins  Bd.  30  (1880),  S.  198. 
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der  maires,  der  Schöffen  und  der  Finanzbeamten  bestimmt ^^^); 
am  charakteristischsten  tritt  aber  in  der  Stelle  über  die  Schöffen 
der  Zwangscharakter  der  Wüstung  hervor,  indem  der  Unge- 
horsame nach  Vollzug  der  Wüstung  nämlich  keineswegs  von 
den  Schöffenpflichten  entbunden  wird;  in  dieser  Hinsicht  wird 
nämlich  folgendes  verfügt:  „se  aucuns  refusoit  Tesquevinage, 
on  abateroit  se  maison  et  Tamenderoit  au  jugement  de  es- 
quevins ,  et  pour  chou  ne  demoureroit  mie  que  il  ne  fesist 
Toffice  de  l'esquevinage"  ^^^).  Verwandt  mit  diesen  Fällen  ist 
der  Tatbestand  des  Stadtrechts  von  Amiens,  nach  dem  das 
Haus  desjenigen  gewüstet  wird,  der  sich  weigerte,  im  Fall  der 
erlittenen  Körperverletzung  nach  dem  Spruch  des  Gerichts  eine 
Buße  anzunehmen:  „Si  vero  ita  superbus  fuerit  vulneratus", 
heißt  es  da,  „quod  emendationem  non  velit  accipere  ad  arbi- 
trium  prepositi  et  majoris  et  scabinorum,  vel  securitatem  pre- 
stare,  domus  ejus  destruetur"  ^^'^).  Auch  die  partielle  Wüstung 
wird  ebenfalls  zum  Bruche  des  Ungehorsams  angewendet ,  so 
bestimmt  das  Wendhager  Bauernrecht:  „wann  einer  in  dieser 
bauerschaft  erfunden  würde,  der  nicht  thäte,  was  sich  eignet 
und  gebühret,  was  die  bauerschaft  thun  soll,  daß  er  wieder 
zum  gehorsam  gebracht  wälrde?  antw.  dem  soll  man  einen 
graben  vor  dem  thore  aufwerfen,  das  thor  zupfahlen,  den  eimer 
über  dem  brunnen  weghauen,  den  backofen  zumachen  .  .  .  und 
in  solche  noth  bringen,  daß  er  thun  muß,  was  recht  und  ge- 
mäß ist"  213). 


^^^)  Seconde  coutume  d'Amiens  (ante  1292),  §§  14 — 18  bei  Thierry, 
Amiens,  Bd.  I,  p.  1593. 

^^^)  Seconde  coutume  d'Amiens  (ante  1292),  §  17  bei  Thierry, 
1.  c,  p.  160. 

2i<)  Stadtrecht  von  Amiens  (1190),  art.  8  bei  Thi e rry,  1.  c,  p.  110. 

2  15)  Wendhager  ßauernrecht  (1731),  bei  Grimm,  RA. 2,  S.  530, 
nach  Spangenberg,  Beiträge  zu  dem  deutschen  Rechte  des  Mittel- 
alters, S.  199  f.  —  Grimm  meint  hierzu:  „Wahrscheinlich  gilt  von 
dieser  Strafe :  sie  war  nur  im  Rechtsglauben  vorhanden,  sie  wurde  nur 
gedroht,  nie  vollführt."  Für  diese  Annahme  bestehen  jedoch  keinerlei 
Anhaltspunkte;  vielmehr  bieten  nicht  nur  die  voraufgegangenen  Quellen- 
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Als  weiterer  Zweck  der  Wüstung  kommt  im  Hoch-  und 
Spätraittelalter  auch  die  Abschreckung  vor.  Wirkte  der  öffent- 
liche Vollzug  unter  obligatorischer  Mitwirkung  der  gesamten 
Gerichtsgemeinde  schon  in  dieser  Richtung,  so  sollte  nach  nor- 
mannischem Recht  auch  durch  die  Erinnerung  an  den  einzelnen 
Wüstungsfall  eine  abschreckende  Wirkung  erzielt  werden, 
„que  la  memoire  de  ceux  qui  vendront  apres,  le  tiengnent  en 
leur  cuers,  et  que  il  en  aient  poor  et  crainte"  ^^'').  Dieser 
Zweck  liegt  so  nahe,  daß  spätere  Schriftsteller  ihn  allgemein 
in  der  Wüstung  finden  wollen;  so  soll  nach  Meckbach^^"^) 
das  Wegnahmeverbot  des  Sachsenspiegels  in  Verbindung  mit 
dem  Verbot  der  Brandwüstung  nur  zu  dem  Zweck  gegeben 
sein,  daß  „alles  beysammen  zum  Gedächtnis  und  anderen  zum 
Exempel  liegen  bleibe";  nach  Friese  sollen  „die  Trümmer 
eine  Warnung  vor  dergleichen  Ungerichten  bedeuten^^*^^).  Dem 
Recht  des  Sachsenspiegels  ist  dieser  Gedanke  jedoch  fremd; 
der  eigentliche  Zweck  des  Wegnahmeverbots  wurde  schon 
oben^^^)  dargelegt,  und  das  Brandlegungs verbot,  das  von  Friese 
wie  von  Meckbach  zu  dieser  Konstruktion  verwendet  wird, 
beweist  in  dieser  Hinsicht  nichts;  denn  es  bestand  kein  ab- 
solutes Brandwüstungsverbot,  vielmehr  sagt  die  Sachsenspiegel- 
j^losse:  „was  man  aber  anders  nicht  erbrechen  und  allein  mit 
dem  fewer  gewinnen  mag,  das  mag  man  wohl  hörnen;  denn 
damit  wirdt  es  auch  niedergelegt  und  friedloß  gemacht"  ^^^), 
und    bezeichnet    damit    auch    deutlich    den    Zweck,    den    das 


Zitate  Kontrollpunkte  für  das  wirkliche  Vorkommen  solcher  Akte,  sondern 
sie  finden  sich  auch  in  außereuropäischen  primitiven  Rechten ;  vgl. 
Kulischer,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswissensch.,  Bd.  17,  S.  6,  Note  215. 

^^*)  Vetus  consuetudo  Normanniae,  1.  part. ,  3.  sect. ,  c.  6  bei 
Du  Gange,  v.  condemnare. 

^^')  Hieronymus  Christoph  Meckbach,  Anmerkungen  über 
den  Sachsenspiegel,  Jena  1764,  S.  877. 

^^^)  Viktor  Friese,  Das  Strafrecht  des  Sachsenspiegels,  Breslau 
1898,  S.  146. 

2^»)  Vgl.  oben  Note  162  ff. 

--*)  Glosse:  „man  soll  sie  aber  nit  börnen'  zu  SaSp.  LdR.  III,  68. 
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Sachsenspiegelrecht  mit  der  Wüstung  verband  ^  2^).  Dagegen 
kennt  das  spätere  Reichsrecht,  entsprechend  einer  damals  ver- 
breiteten Auffassung  des  Strafzwecks,  eine  derartige  Auffassung 
des  Wüstungszwecks.  Der  Regensburger  Reichsabschied  vom 
Jahre  1567  bezeichnet  nämlich  als  einen  der  Gründe  des 
Wiederaufbauverbots  der  Befestigungen  von  Gotha  und  Grim- 
menstein, „daß  zuversichtlich  die  Friedhäßigen  und  unruhigen 
Leut,  sonderlich  die,  so  weder  Gleich  noch  Recht  leyden  können, 
auf  alle  nachkommenden  Zeiten  ein  vorbildigen  Spiegel  hieran 
haben  und  behalten*^  ^^^);  in  memoriam  tarn  atrocis  seditionis 
et  tam  acerbae  vindica(!)tae  sollte  dies  Verbot  nach  den  Worten 
eines  späteren  Schriftstellers  wirken 2^^). 

Neben  diesem  roheren  Abschreckungszweck,  der  durch 
die  Folgen  des  Strafvollzugs  wirken  soll,  scheint  in  manchen 
Fällen,  wenn  auch  nur  vereinzelt,  schon  dem  mittelalterlichen 
Recht  der  Wüstung  die  Abschreckung  durch  die  Androhung 
derselben  vorgeschwebt  zu  haben.  Ficker  nimmt  an,  daß 
die  Tatsache,  daß  die  Wiederherstellung  mit  großen  Kosten 
verbunden  war,  als  Abschreckungsmittel  vor  Fälligkeit  des 
Bannes    gewirkt   habe--^).     Dieser  Zweck   ist  vielfach  in  den 


■^^0  Es  ist  der  oben  S.  366  dargelegte.  —  Diese  Glosse  zeigt  deutlich, 
wie  ungemein  vorsichtig  man  bei  der  Motivierung  von  Zuständen  und 
Rechtsinstituten  vorzugehen  hat  und  wie  leicht  man  Gefahr  läuft,  die 
traditionellen  Zwecke  zu  entstellen,  wenn  man  sie  sich  aus  allgemeinen, 
einer  späteren  Entwicklungsperiode  angehörigen  Vorstellungen  und  Be- 
griffen erklärlich  zu  machen  versucht ;  gerade  bei  Spezialuntersuchungen 
aus  dem  Rechte  des  Sachsenspiegels  lag  es  doch  ungemein  nahe,  die 
vorläufig  gewonnenen  Ergebnisse  durch  die  Glosse  zu  kontrollieren. 
Am  allerwenigsten  sollte  man  aber,  wie  Friese,  1.  c. ,  S.  265  es  tut, 
aus  einer  anachronistischen  Motivierung  weitere  sachliche  Schlüsse 
ziehen;  er  nimmt  nämlich  an,  daß  Brandwüstung  nach  Sachsenspiegel- 
recht „ohne  Zweifel  als  Brandstiftung",  als  Gewaitbrand  mit  Enthauptung 
zu  bestrafen  sei. 

"2)  Reichsabschied  von  Regensburg  (1567);  §  60  in  NS.  III,  S.  259. 

^'')  Observationum  selectarum  ad  rem  litterariam  spectantiura, 
T.  IV,  p.  132,  §  80,  Halae-Magdeburgicae  1701. 

22*)  Ficker,  Forschungen  1.  c,  I,  S.  1B4. 
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italienischen  Statuten  erkennbar;  sicherlich  kommt  ihm  aber 
auch  eine  hohe  Bedeutung,  wenn  auch  nicht  ursprünglich  und 
in  objektiver  Hinsicht,  in  den  Rechten  zu,  die  entweder  die 
Wüstung  erst  bei  Versäumung  mehrerer  Termine  oder  erst 
nach  Ablauf  gewisser,  zur  außergerichtlichen  Sühne  oder  Kom- 
position bestimmter  Fristen  kennen,  so  bestimmt  z.  B.  die  lex 
Amicitiae  der  Stadt  Aire  in  Artois  bezüglich  des  Totschlägers: 
„nisi  infra  quadraginta  dies  secundum  Judicium  selectorum 
judicum  mortem  amici  eraendaverit  et  nisi  parentibus  satis- 
fecerit,  ab  amicitia  pelletur  reus  et  perjurus  et  de  rebus  illius 
tres  libras  habebit  communiter  amicitia ,  et  totum ,  quod  re- 
manet  comes  et  castellanus;  et  si  duodecim  judicaverint,  per 
comitem  et  castellanum  domus  illius  diruetur"^^^). 

Für  die  kurze  Spanne  Zeit,  der  diese  quellenmäßigen  Be- 
lege entstammen,  ergibt  sich  eine  echt  mittelalterliche,  farben- 
prächtige Mannigfaltigkeit  der  Wüstungszwecke  und  insbeson- 
dere die  Widerlegung  der  verbreiteten  Anschauung,  daß  die 
Wüstung  nur  gegen  den  Ungehorsam  des  Kontumax  im  Hoch- 
mittelalter angewendet  worden  sei^^^).  Aus  der  allgemeinen 
Geschichte  der  Rechtsentwicklung  ist  zwar  mit  Sicherheit  zu 
entnehmen,  daß  die  im  vorstehenden  erwähnten  Zwecke  in  den 
angeführten  Quellen  keineswegs  zum  ersten  Male  in  der  Rechts- 
geschichte auftauchen,  aber  ihr  erstes  Erscheinen  läßt  sich 
leider  auch  nur  kaum  annähernd  bestimmen ;  immerhin  steht  so 
viel  fest,  daß  manche  dieser  Zwecke  nicht  der  Rechtsanschauung 
der  diplomatischen  Periode  oder  des  Hoch-  oder  Spätmittel- 
alters ihre  Schöpfung  verdanken,  sondern  früheren  Perioden 
entsprossen  sind.  Nun  ist  es  sehr  unwahrscheinlich,  daß  man 
Neuschöpfungen  von  Rechtsinstituten  mit  früheren  Entwick- 
lungsperioden entstammenden  Zwecken  begründet,  vielmehr 
deutet  die  Motivierung  regelmäßig  darauf  hin,  daß  das  Rechts- 

^^^)  Lex  amicitiae  der  Stadt  Aire  (1188),  c.  5,  bei  VVanikönig, 

I.  c,  Bd.  III,  no.  164,  p.  23;  auch  die  sechswöchige  Frist  in  SaSp.  LdR,, 

II,  72,  §  4  mag  subjektiv  diesem  Zweck  gedient  haben. 

226)  Vgl.  z.  B.  Dreyer,  Mise.  1.  c,  III,  §  5,  p.  86  und  Note  1. 
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Institut  zur  Zeit  der  allgemeinen  Geltung  des  ihm  beigelegten 
Zweckes  in  lebendiger  üebung  stand  und  daß  in  späterer  Zeit 
höchstens  eine  neue  Formulierung,  aber  keine  veraltete  Moti- 
vierung des  Rechtssatzes  stattgefunden  hat.  So  läßt  sich  denn 
mit  einiger  Wahrscheinlichkeit  aus  der  die  Entwicklung  spie- 
gelnden Reihe  der  der  Wüstung  im  Hochmittelalter  und  Spät- 
mittelalter beigelegten  Zwecke  schließen,  daß  die  Wüstung  bei 
den  Westgermanen  seit  der  Zeit  des  Racherechts  bestanden 
hat,  aber  im  Laufe  seiner  Entwicklung  auch  verschiedenen 
anderen  in  den  einzelnen  Perioden  besonders  hervortretenden 
Zwecken  dienstbar  gemacht  wurde,  wie  dies  auch  mit  anderen 
Formen  der  Friedlosigkeit  geschah,  ohne  daß  sie  die  Schlacken 
voraufgegangener  Entwicklungsperioden  bei  der  Aufnahme 
neuer  Zwecke  stets  abstreifen  konnten. 

Viertes  Kapitel. 

Die  Wüstung  als  Strafe. 

Wie  die  Friedlosigkeit--')  im  allgemeinen,  so  trägt  auch 
die  Wüstuno^  als  eine  ihrer  vermöcjensrechtlichen  Formen  Straf- 
Charakter  ^^^);  wenn  auch  beide  nicht  im  heutigen  Sinne  des 
Wortes  als  Strafen  anzusprechen    siud--^),    so    ist    doch  nicht 

2^^)  Uebereinstimmend :  Schröder,  DRG.^  S.  77;  v.  Amira, 
VolistreckungsvenahreD,  S.  1;  F.  Dahn,  Die  Germanen,  S.  79;  v.  K  ü  n  ß- 
berg,  Acht,  S.  18;  v.  Liszt,  StrR.^",  S.  12. 

228)  Ebenso:  Wilda,  StrR.,  S.  293;  Ficker,  Forschungen,  Bd.  I, 
S.  200;  Warnkönig,  I.e.,  Bd.  III,  S.  324;  Friese,  I.e.,  S.  144; 
Thierry,  Amiens,  Bd.  I,  S.  46 ;  Dreyer,  Mise,  1.  c,  III,  S.  77;  Du 
Cange,  v°  condemnare;  Haltaus,  Glossar.  (1758),  col.  835. 

'")  Mit  der  farblosen  Bezeichnung  als  „Folgen  der  Missetat*"  ist 
zu  wenig  gewonnen,  ganz  abgesehen  davon,  daß  man  damit  der  ältesten 
Rechtsgeschichte  doch  nicht  gerecht  wird,  indem  man  die  Entwicklung 
einer  späteren  Zeit,  die  allerdings  außerstrafrechtliche  Gebilde  aus  der 
Friedlosigkeit  hervorgehen  ließ,  zur  Terminologie  einer  früheren  Epoche, 
in  der  diese  Neubildungen  noch  nicht  vorhanden  sind,  verwendet  und 
daß  man  anderseits  mit  Rücksicht  auf  den  modernen  Begriff  der  ^Rechts- 
folgen    des  Unrechts"    doch  zu  keiner  eindeutigen  Bezeichnung  gelangt. 
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zu  leugnen,  daß  sie  als  Gebilde  der  Vorstufe  des  heutigen 
Strafrechts  strafartige  Funktionen  erfüllen.  Diese  Eigenschaft 
wird  auch  der  Wüstung  nicht  dadurch  benommen,  daß  sie  zu- 
nächst auf  der  Stufe  der  Rechtsentwicklung,  auf  der  die  Fried- 
loslegung noch  alle  Elemente,  die  eine  Vernichtung  der  ge- 
samten Persönlichkeit  des  Missetäters  bedeuten,  in  untrenn- 
barer Einheit  umfaßt,  nur  als  unselbständiger  Teil  der  Fried- 
loslegung erscheint;  vielmehr  ist  sie  hier,  wenn  auch  nur  ein 
Teil  der  Gesamtfolge  des  Unrechts,  doch  immerhin  Folge  des 
Unrechts,  die  sich  von  den  übrigen  Folgen  in  strafrechtlicher 
Hinsicht  nur  durch  das  Rechtsgut  des  Missetäters,  gegen  das 
sich  die  strafartige  Handlung  richtet,  unterscheidet.  Strafartig 
ist  die  Wüstung  aber  auch  auf  dieser  frühesten  Stufe  ihrer 
Entwicklung;  denn  sie  ist  auf  Verletzung  eines  Rechtsgutes 
des  Missetäters  als  Reaktion  der  Rechtsgenossen  gegen  die  von 
dem  Missetäter  begangene  Verletzung  der  Friedens-  und  Rechts- 
ordnung gerichtet;  keineswegs  ist  sie  aber  etwa  als  ein  poli- 
zeilicher Akt,  der  ohne  Rücksicht  auf  die  Interessen  des  Misse- 
täters erfolgt,  anzusprechen ^^^). 

Im  Laufe  der  geschichtlichen  Entwicklung  trat  eine  be- 
griffliche und  tatsächliche  Verselbständigung  der  einzelnen,  die 
volle  Friedlosigkeit  bildenden  Elemente  ein ,  die  sich  bei  den 
Westgermanen  zunächst  in  selbständiger  Anwendung  von  per- 
sonenrechtlicher und  vermögensrechtlicher  Friedlosigkeit  zeigte. 
In  dieser  Verselbständigung  der  Hauptelemente  der  Friedlosig- 
keit lag  aber  auch  schon  der  Keim  für  die  weitere  Differen- 
zierung, Spezialisation  und  Zerlegung  der  einzelnen  Elemente; 
anderseits  zeigt  sich  aber  auch  nach  Eintritt  dieses  letzteren 
Vorgangs  eine  Tendenz  zur  Eingehung  neuer  Verbindungen 
der  selbständig  gewordenen  Teilelemente  mit  anderen  nach 
Ursprung  und  Entwicklung  heterogenen  Gebilden,  indem  dabei 
bald  eine  leicht  erkennbare  äußere  Kumulierung  mehrerer  der- 
artiger verselbständigter  Teilelemente    eintritt,    bald   auch  ein 


230 


)  A.  A.  V.  Amira,  Tierstrafen,  1.  c,  S.  557. 
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einzelnes  Teilelement  durch  Annahme  eines  charakteristischen 
Zuges  eines  anderen  unter  Beibehaltung  seines  eigenen  Grund- 
charakters sich  verändert.  Diese  letzteren  Vorgänge  dürften 
weniger  auf  immanente  Entwicklung  als  auf  äußere  Einflüsse 
der  erstarkenden  und  vielfach  neuschöpferischen  Staatsgewalt 
der  fränkischen  Zeit,  die  Technik  der  Ueberlieferung  des  alten 
Rechts  und  den  dadurch  bedingten  Mangel  jeder  begrifflichen 
Durchdringung  des  Rechts  zurückzuführen  sein.  Als  Ergebnis 
dieser  äußerst  komplizierten  Vorgänge  zeigt  sich  die  Wüstung 
im  späteren  Mittelalter  und  der  Neuzeit  in  verschiedenartigen 
Anwendungsformen  und  in  Verbindung  mit  anderen  Strafarten. 
Vielfach  kommt  die  Wüstung  als  selbständige  Strafe  vor, 
so  z.  B.  im  Stadtrecht  von  Saint-Quentin,  das  bestimmt:  „Si 
quis  forisfactum  fecerit,  de  quo  clamor  in  presentia  Majoris 
et  Juratorum  factus  sit ,  Major  iudicio  Juratorum  super  hoc 
emendationem  accipiet  talem,  quod  domus  forisfactoris  dirue- 
tur"^^^).  In  einer  Taidigung  zwischen  den  Herzögen  Ludwig 
und  Otto  von  Bayern  wird  die  Burgwüstung  als  Strafe  be- 
zeichnet-^^). In  einem  Strafregister  der  Abtei  Sankt-Peter 
bei  Gent  aus  dem  dreizehnten  Jahrhundert  finden  sich  vier 
Einträge,  nach  denen  bei  Totschlag  und  Brandstiftung  domus 
convicti  incensa  est-^^).  Nach  der  Keure  von  Furnes  wird 
derjenige,  der  ohne  Erlaubnis  vor  der  Stadt  ein  Wirtshaus 
hält,  mit  Niederbrennen  des  Hauses  bestraft^ ^'^).  Ihren  prak- 
tischen Ausgangspunkt  dürfte  diese  Verselbständigung  der 
Wüstung  von  dem  in  den  Quellen  so  häufig  vorkommenden 
Fall  der  Anwendung  der  Wüstung  gegen  das  Vermögen  des 
flüchtigen   Missetäters   genommen   haben,    wo    sie    neben    der 


-^0  Charta  Communiae  Sanqaintini  (1195)  bei  Du  Gange,  v* 
condcmnare. 

232^  Freising  (1290  iani  16),  c  9  in  fine,  Quellen  und  Erörte- 
rungen, V,  S.  441. 

-")  Bei  Warnkönig,  Anbang,  no.  44,  III,  S.  61. 

25*)  Bei  Warnkönig,  1.  c,  III,  S.  324,  Note  908  und  11,  Anhang, 
no.  160,  e.  47. 
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Fronung  die  einzig  mögliche  Strafe  war^^'').  In  diesen  Fällen 
verliert  die  Wüstung  sehr  leicht  den  begrifflichen  Zusammen- 
hang mit  der  Friedlosigkeit  und  nimmt  den  Charakter  einer 
in  der  Schädigung  des  Vermögens  bestehenden  Vermögens- 
strafe ^^^)  an. 

Hatte  sich  die  Wüstung,  die  ursprünglich  nur  das  Sonder- 
vermögen des  Missetäters  erfaßte,  mit  dem  allmählichen  Wachsen 
des  Vermögens  der  Einzelnen  in  ihrem  Anwendungsgebiet 
immer  mehr  ausgedehnt  und  auf  das  gesamte  Vermögen  er- 
streckt, so  daß  im  Hochmittelalter  res^^*^),  bona^^^),  domus  et 
quidquid  habet^^^),  cunctae  possessiones^*^),  domus  et  turres, 
arbores  et  vites^*^)  als  Gegenstand  der  W^üstung  bezeichnet 
wurden,  so  trat  doch  in  dieser  Zeit  eine  begriffliche  Unter- 
scheidung in  Feldwüstung  und  Siedelungswüstung  immer 
schärfer  hervor.  Diese  begriffliche  Spezialisation  führte  dann 
zur  unterschiedlichen  Bewertung  der  Spezialwüstungsmöglich- 
keiten  in  ihrem  gegenseitigen  Verhältnis.  Vereinzelt  führte 
dies,  wie  z.  B.  in  Padua,  zur  Ausschließung  der  Hauswüstung^*^); 
in  der  Regel  trat  aber  eine  Abschaffung  der  Feldwüstung  ein, 
die  überhaupt  in  den  Quellen  dieser  Zeit  nur  noch  spärlich 
erwähnt  wird-"^^),  wobei  dann  die  Siedelungswüstung  sich  nicht 

"5)  Vgl.  z.  B.  Stadtrecht  von  Laon  (1128),  c.  2  bei  D'Acliery, 
Spicileg. ,  III,  p.  481.  —  Orlers  Beseriv.  van  Leyden,  p.  39.  —  Olim, 
I,  p.  820,  XV  (1270  nov.  11).  —  Zweites  Straßburger  Stadtrecht  (ca.  1200), 
c.  11  in  ÜB.  der  Stadt  Straßbiirg,  Bd.  I,  S.  477. 

-^^)  So  bezeichnet  sie  Fries  e,  1.  c,  S.  144,  ohne  daß  er  aller- 
dings den  genetischen  Zusammenhang  klargelegt  hätte. 

2")  Vita  Meinwerci  (ine.  XI.  saec),  c.  101  in  MGSS.  XI,  p.  128. 

^^^)  Pistoja  (1284  u.  1286)  in  Breve  et  ordinamenta  populi  Pistorii 
(ed.  Zdekauer,  Milane  1891),  II,  p.  151  u.  173. 

239)  Stadtrecht  von  Soest  (1120),  c.  29  bei  Seibertz,  I,  S.  42. 

-*®)  Bayr.  Landfrieden  (1244),  c.  18  in  Quellen  und  Erörterungen, 
Bd.  5,  S.  36. 

-'')  Pistoja  (1284),  1.  c,  II,  S.  99. 

"■-)  Padua  (1236,  1267,  1273),  „exceptis  domibus"  in  Statut!  del 
commune  di  Padova,  Padova  1873,  S.  717,  719,  720,  1147. 

-'*3)  Zum   Beispiel   in   Stadtrecht  von   Laon    (1128),   c.  2   in  Spie. 
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nur  auf  das  Haus  als  solches,  sondern  auch  noch  auf  die  im 
Haus  befindliche  Fahrhabe  erstreckt  haben  dürfte:  diese  Form 
der  Partialwüstung  dürfte  nach  allen  den  Rechten  in  Üebung 
gewesen  sein,  die  von  einer  Totalwüstung  des  Hauses  sprechen, 
ohne  Bestimmungen  über  das  Schicksal  der  Fahrnis  zu  geben^ '^). 
Aber  auch  die  Siedelungswüstunor  erleidet  mehrfache  Ein- 
schränkungen,  indem  zunächst  die  Wüstung  ausdrücklich  auf 
das  Haus  beschränkt  wird  und  spezielle  anderweitige  Bestim- 
mungen über  die  Fahrhabe  getroffen  werden ^^^);  dann  aber 
auch  dadurch,  daß  beim  Vorhandensein  mehrerer  Häuser  des 
Missetäters  vereinzelt  nur  das  beste  gewüstet  wird^^^),  oder 
daß    nur    einzelne    Teile    des   Hauses    zerstört   werden.     Diese 


D'Acbeiy,  III,  S.  481.  —  Rogetus  Höved  S.  804  bei  Du  Gange,  v«  con- 
demnare.  —  Boutarie.  Actes  du  Pari.,  I,  p.  CCCII,  no.  12(1224  raärz  20). 
—  Coutume  de  Touraine-Anjou.  c.  19  u.  21.  —  Etablissements  de  Saint- 
Louis,  I,  28.  —  Pistoja  (1284)  in  Breve  et  ordinamenta  populi  Pistorii, 
II,  p.  99;  über  das  italienische  Stadtrecht  vgl.  auch  Ficker,  Forschungen, 
I.  S.  134.  —  Weistum  der  Zent  zu  der  Eiche  (s.  a.)  bei  Grimm,  Weist., 
m,  S.  556. 

2**)  Zum  Beispiel  Freiburg  i.  B.  Stadtrecht  (1140),  c.  8  u.  33,  Zeitschr. 
ü  Gesch.  d.  Oberrheins,  Bd.  30.  S.  193  f.  —  Freiburger  Stadtrodel  (ine. 
XIII.  saec),  c.  45  bei  Gaupp.  1.  c,  II,  S.  34.  —  Berner  Handfeste  (1218), 
c.  28  bei  Gaupp,  II,  S.  50.  —  Lex  amicitiae  der  Stadt  Aire  (1188), 
c.  5  bei  Warn könig,  1.  c.  III,  Anhang  S.  28.  —  Saint- Waast  (co.  1250) 
bei  Boutarie,  Actes  du  Pari.  I,  p.  CCCXIII,  no.  27.  —  Regensburger 
Stadtrecht  (1230),  c.  2  bei  G  aup  p ,  I,  S.  168.  —  Olim  I,  S.  55,  V  (1258 
sept.  16).  —  Gent,  Brügge,  Ypern  (1172,  1176,  1189)  bei  Warn  könig, 
T,  S.  33,  no.  12.  —  Ditmarscher  LdR.  (1447),  c.  69  in  Westphalen,  Mon. 
inedit.  rer.  Cimb.  III,  p.  1738. 

2^^)  Zum  Beispiel  Stadtrecht  von  Lechenich  (1279  sept.  15)  §  10  in 
Kindlingers  Sammlung,  S.  109.  —  Luzerner  Geschworener  Brief 
(1252)  im  Geschichtsfreund  I,  S.  180.  —  Olim  I,  S.  55,  VI  (1258 
sept.  15)  u.  a.  m. 

2*«)  Züricher  Richtebrief  (1302)  in  Helvetische  Bibliothek  IL  Teil, 
S.  15.  —  Olim  II,  p.  115,  XXil  (1278  nov.  1):  ,ordinatum  fuit,  quod 
melior  domus  sua  usque  ad  rasum  terre  diruetur".  —  Coutume  de 
Touraine-Anjou  c.  21  in  V  io  1 1  e  t,  Etablissements  III,  p.  14.  —  Vgl. 
auch  A'jgsburger  Stadtrecl-t  (1276),  ed.  Meyer,  art.  9,  §  1.  p.  28. 
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Partialwüstung  des  Hauses  diente  zunächst  wohl  noch  dem 
Zweck  der  Unbrauchbarmachung^'^')  und  ist  so  nur  als  eine 
mildere  Form  der  Hauswüstung  zu  betrachten,  nicht  aber  etwa 
als  eine  Spezialform  für  geringfügige  Missetaten  2^^);  dies  zeigt 
deutlich  das  zweite  Straßburger  Stadtrecht,  nach  dem  es  in 
das  Ermessen  des  Rats  und  Schultheißen  gestellt  ist,  ob  das 
Haus  des  flüchtigen  Totschlägers  total  gewüstet  wird  ober  ob 
nur  Fenster  und  Türen  zerstört  werden ^^^).  Aus  der  Ent- 
wicklung des  Diessenhofener  Stadtrechts  ergibt  sich  anderseits, 
daß  die  Partialwüstung  im  Verhältnis  zur  Totalwüstung  als 
spätere  Form  zu  betrachten  ist;  denn  während  die  ältere  Re- 
daktion Totalwüstung  anordnete,  begnügt  sich  ein  Nachtrag 
vom  Jahre  1379  mit  der  Zerstörung  der  vorderen  und  hinteren 
Wand  des  Hauses  des  flüchtigen  Totschlägers ^^^).  Dasselbe 
Entwicklungsbild  bietet  die  Freiburger  Stadtrechtsfamilie, 
während  nämlich  die  sog.  Berner  Handfeste  noch  die  totale 
Hauswüstung  anwendet,  begnügen  sich  die  Tochterrechte  Frei- 
burg i.  Ue.  mit  einem  „fastigium  domus  scindatur"  und  Burgdorf 
mit  einem  „fastigium  sive  summitas  domus  rumpatur  et  scindatur" 
und  die  letztere  Bestimmung  kehrt  in  den  übrigen  Tochterrechten 
Büren,  Thun  und  Erlach  wieder ^^^).  Eine  ähnliche  Form 
findet  sich  in  dem  späteren  Augsburger  Recht,  wo  von  einem 
„culmina  vel  ianuarum  postus  domus  diruere"  die  Rede  ist^^^). 


2'0  Vgl.  liierzii  oben  S.  366,  Note  195. 

^'*^)  A.  A.  Kulischer,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswissenschaft, 
Bd.  17,  S.  8. 

2*9)  Zweites  Straßburger  Stadtrecht  (c.  1200),  c.  11,  ÜB.  der  Stadt 
Straßburg  I,  S.  478. 

^^^)  Diessenhofener  Stadtrecht  aus  Schau bergs  Zeitschrift  II, 
S.  1  ff. ,  zitiert  von  Osenbrüggen  in  seinem  alamanischen  Strafrecht, 
S.  62  und  Note  98. 

"1)  Berner  Handfeste  (1218),  c.  28  bei  Gaupp  II,  S.  50.  —  Frei- 
burg i.  Ue.  (1249),  art.  38  bei  Gaupp  II,  S.  30.  —  Burgdorf  (1819), 
c.  88  bei  Gaupp  II,  S.  128.  —  Büren  (1288),  Thun  (1316),  c.  23  und 
Erlach  (1339),  art.  31  bei  Dreyer,  Mise,  1.  c.  III,  S.  82,  Note  2. 

^^2)  Chron.  v.  Augsburg  bei  Mencken  ,  Script,  rer.  Germ.  I,  S.  1458. 
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Verwandt  mit   diesen    letztgenannten  Formen ,   aber  wiederum 
wenicjer  umfancrreich  und  daher  milder  ist  die  Partialwüstuncr 
in  der  Form  des  Dachabdeckens,  die  ebenfalls  noch  dem  alten 
Zweck  der  Unbewohnbarmachuug    des  Hauses  treu  bleibt;    in 
den  Olim  wird  sie  einmal  folgendermaßen  beschrieben:  doraum 
discooperire  fecerat  et  tegulas,  quibus  erat  cooperta,  inde  fecerat 
asportare^^^),    auch   in    einem  italienischen  Statut  kommt  das 
dejicere  scandolas  e  tecto  vor 2^*);  für  Deutschland  fehlen  Nach- 
richten über  das  Dachabdecken  aus  dem  Mittelalter,  dagegen 
kommt   es   hier    ebenfalls    zu  Beginn   der  Neuzeit  vor.     Nach 
einer  Notiz  bei  Grimm  befahl  der  Landesherr,  die  Türme  der 
ostfriesischen  Stadt  Norden   zur   schimpflichen  Bestrafung  der 
Einwohner  abzudecken^^^);  wenn  diese  Nachricht  in  ihrer  ur- 
sprünglichen Form  überliefert  ist,  dann  ist  hier  allerdings  der 
Zusammenhang    mit    der   Friedloslegung    schon    verloren    ge- 
gangen, wiewohl  es  keinem  Zweifel  unterliegen  kann,  daß  diese 
Strafe  historisch  aus    der  alten  Wüstung   herzuleiten   ist,  wie 
sich  aus  dem  Olimurteil  ergibt.    Mehrere  neuzeitliche  Quellen 
kennen  die  Dachabdeckung   nur    als  Strafe  für  eine  ganz  be- 
stimmte Handlung;   sie   findet  nämlich  Anwendung,  wenn  ein 
Mann  von  seiner  Ehefrau  geschlagen   wurde.    So   besagen  die 
Blankenburger  Statuten:   „ist  ein  man  so  weibisch,  dass  er  sich 
von  seinem  eigenen  weibe  raufen,  schlagen  und  schelten  lässt 
und  solches  nicht  eifert  und   klagt,    der    soll    des   raths  beide 
stadtknechte   mit  wüUen   gewand    kleiden ,    oder    da    ers   nicht 
vermag,  mit  gefängnis  gestraft  und  ihm  hierüber  das  dach  auf 
seinem   hause   abgehoben   werden"  ^^^);   im   Fürstentum  Fulda 

253)  Olim  III,  S.  1168,  LXXIV  (1317  aug.  5);  vgl.  Boutaric,  Actes 
du  Pari.  II,  p.  195,  no.  4974. 

2^0  Vallesella  (1565),  a.  20  in  laudo  della  regola  di  Vallesella  nel 
Cadore,  ed.  Pertile  in  Studi  editi  dalla  universita  di  Padova  für 
Bologna  1888. 

255)  Vgl.  Wiarda,  Ostfries.  Geschichte  III,  S.  421  bei  Grimm, 
RA.2,  S.  725,  Note  1. 

"«)  Blankenburger  Statuten  (1594)  bei  Grimm,  RA.^,  S.  724, 
nach  Walch,  Vermischte  Beiträge  zu  dem  deutschen  Recht,  Bd.  5,  S.  88. 
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wurde  diese  Strafe  noch  in  den  Jahren  1768  und  1769  am 
^WohnhaUwS  des  Ehepaares  durch  sämtliche  in  fürstlicher  Livrei 
stehende  Bediente"  vollzogen ^^^).  Nach  dem  Benker  Heiden- 
recht konnte  der  geschlagene  Ehemann  das  Eingreifen  der 
Gemeinde-  oder  Markgenossen  oder  des  Gerichts  dadurch  aus- 
schließen, daß  er  selbst  den  Wüstungs-  und  Friedloslegungsakt 
an  dem  gemeinsamen  Wohnhaus  vornahm  und  sich  rechtsförmig 
hierfür  den  Beweis  sicherte:  „wan  en  gut  man  were,  van 
dessen  frau  he  geschlagen  wurde,  dat  he  ut  dem  huse  möchte 
wiken,  so  sali  he  en  ledder  an  dat  huis  setten  und  maken  en 
hohl  durch  den  dak  und  dan  sin  hus  to  pahlen ,  und  nemen 
en  pand  bi  sich  enes  goldgüldens  werde  und  nemen  twee  siner 
näheren  bi  sik  und  verdrinken  dasselbige  pandt  und  sollen  sik 
so  gelik  doen  im  uitdrinken,  dat  eine  luis  unter  dem  pegel 
mit  upgestrekten  obren  krüpen  künte"^^^).  Diese  Quellen- 
beispiele zeigen  aber,  daß  die  Strafe  der  Dachabdeckung  nicht 
gegen  den  Mann  verhängt  wird,  wenn  er  gegen  die  Frau  klagt, 
wenn  er  sich  von  der  ehelichen  Wohnung  trennt  und  durch 
Unbewohnbarmachung  des  Hauses  und  Zupfählen  des  Ein- 
gangs zu  erkennen  gibt,  daß  er  sich  in  diesem  Hause  nicht 
mehr  aufhalten  will  und  so  das  Zusammenleben  mit  der  Frau 
aufgibt  und  sie  gleichzeitig  des  Schutzes  der  ehelichen  Woh- 
nung beraubt,  sie  also  friedlos  legt  und  bestraft ^^^);  der  Ehe- 
mann selbst  wurde  nur  bestraft,  wenn  er  die  Ehefrau,  die 
durch  ihre  Handlung  sich  gegen  den  Mundwalt,  dessen  Haus- 
gewalt  sie   unterworfen   ist,    vergangen   hatte   und    damit   die 

*'')  Journal  von  und  für  Deutschland  1784,  1,  S.  136  bei  Grimni, 
RA.  2,  S.  724. 

««)  Benker  Heidenrecht  §  26  bei  Grimm,  RA.^,  S.  724  nach 
V.  Steinen. 

**®)  Für  das  hohe  Alter  dieses  Rechtssatzes  spricht  die  Tatsache, 
daß  die  Frau  nicht  für  ihre  Tat  von  den  Gemeindegenossen  gestraft 
wird ,  die  Verhängung  der  Strafe  über  die  Ehefrau  vielmehr  dem  Ehe- 
mann allein  zusteht;  die  Gemeindegenossen  üben  nur  eine  Kontrolle 
darüber,  daß  der  Manu  die  der  Rechtsordnung  entsprechende  Strafe 
über  die  Frau  verhängt. 


384  CouliD. 

uralte  Friedeiisordnung  gebrochen  hatte ,  in  seinem  eigenen 
Hause  hauste ^^^).  Es  handelt  sich  demnach  hier  um  ein  uraltes 
Delikt  und  um  eine  uralte  Strafe,  die  allerdings  dem  Zug  der 
Zeit  gemäß  zur  Partialwüstung  gemildert  ist.  Obwohl  die  Be- 
deutung des  Vorgangs  dem  Volksbewußtsein  entschwunden  war, 
hatte  diese  einstige  Strafe  sich  doch  so  festgesetzt  in  den  An- 
schauungen des  Volkes,  daß  sie  nach  ihrem  Verschwinden  aus 
der  Rechtsanwendung  sich  doch  noch  als  Fastnachtsgebrauch 
erhielt;  über  ihn  erfahren  wir  aus  einem  Mainzer  Amtsbericht 
vom  Jahre  1666  folgendes:  „es  ist  ein  alter  gebrauch  hierumb 
in  der  nachbarschaft,  falls  etwan  ein  frauw  ihren  mann  schlagen 
sollte,  dass  alle  des  fleckens  oder  dorfs,  worin  das  factum  ge- 
schehen, angrenzende  gemärker  sichs  annehmen,  doch  wird 
die  sach  uff  den  letzten  faßnachttag  oder  eschermittwoch  als 
ein  recht  faßnachtspiel  versparet;  da  denn  alle  gemärker,  nach- 
dem sie  sich  8  oder  14  tag  zuvor  angemeldet,  jung  und  alt 
so  lust  dazu  haben,  sich  versammeln,  mit  trommen,  pfeif  und 
fliegenden  fahnen  zu  pferd  und  zu  fuß  dem  ort  zu  ziehen,  wo 
das  factum  geschehen,  vor  dem  flecken  sich  anmelden  und 
etliche  aus  ihren  mitten  zu  dem  schultheßen  schicken,  welche 
ihre  anklage  wider  den  geschlagenen  man  thun,  auch  zugleich 
ihre  zeugen,  so  sie  deßwegen  haben  vorstellen,  nachdem  nun 
selbige  abgehöret  und  aasfündig  gemachet  worden ,  daß  die 
fraw  den  mann  geschlagen ,  wird  ihnen  der  einzug  in  den 
flecken  gegönnt;  da  sie  denn  alsobald  sich  alle  sambt  vor  des 
geschlagenen  manns  haus  versammeln ,  das  haus  umbringen 
und  falls  der  man  sich  mit  ihnen  nicht  vergleicht  und  abfindet, 

*®°)  Eine  andere  Erklärung  dieses  Vorganges  gibt  Grimm,  RA.', 
S.  725,  wo  er  ausführt:  „die  entehrung  ihres  nachbarn  war  den  mark- 
genoßen  so  unerträglich,  daß  sie  ihn  nicht  mehr  unter  sich  dulden 
konnten  und  ihm  sein  haus  zu  gründe  richteten,  welches  symbolisch  (??) 
durch  die  Abtragung  des  Dachs  geschah;  wer  sich  vor  den  schlagen 
seiner  Frau  nicht  bewahren  konnte,  der  sollte  gleichsam  nicht  werth 
sein,  schütz  und  schirm  vor  wind  und  wetter  zu  haben."  Diese  Sym- 
bolik entspricht  aber  weder  den  Quellentatsachen  noch  der  germanischen 
Rechtsüberlieferung,  wie  im  Text  bereits  dargelegt. 
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schlagen  sie  leitern  an,  steigen  auf  das  dach,  hauwen  ihme 
den  first  ein  und  reißen  das  dach  biß  uff  die  vierte  latt  von 
oben  an  ab;  vergleicht  er  sich  aber,  so  ziehen  sie  wieder  ohne 
Verletzung  des  hauses  ab;  falls  aber  der  beweis  nicht  kann 
geführt  werden,  müßensieunverrichter  sach  wieder  abziehen*  ^^^). 
Hiernach  war  also  im  Gegensatz  zu  den  vorher  angeführten 
Fällen  die  Wüstung  ablösbar.  Derselbe  Gedanke,  der  dem 
Dachabdecken  zugrunde  liegt,  nämlich  der  Unbewohnbar- 
machung  durch  Partialwüstung,  wird  auch  durch  die  Aushebung 
und  Zerstörung  von  Türen  und  Fenstern ^*^^)  verwirklicht,  die 
wie  die  Dachabdeckung  im  französischen  Recht ^^^)  häufig  als 
Zwangsmittel  bei  Abgabenverweigerung ^^*)  angewendet  wird; 
in  diesem  Falle  bleibt  die  Tür  so  lange  ausgehängt,  bis  der 
Zins  bezahlt  ist,  oder  nach  einer  anderen  Auffassung,  die  den 
Straf  Charakter  deutlicher  zum  Ausdruck  bringt,  bis  der  mit 
der  Einziehung  und  dem  Aushängen  der  Tür  beauftragte  Be- 
amte die  Erlaubnis  zum  Einhängen  der  Tür  erteilt^ '^^).  In 
der  Natur  der  Sache  war  diese  Beschränkung  der  Partial- 
wüstung häufig  im  Befestigungsrecht  begründet;  einerseits  mag 
die  totale  Zerstörung  oft  mit  unüberwindlichen  Schwierigkeiten 


^®^)  Journal  von  und  für  Deutschland  1787,  1,  S.  194,  bei  Grimm, 
RA.-,  S.  723. 

2")  Vgl.  z.  B.  Zweites  Straßburger  Stadtrecht  (ca.  1200),  c  11,  ÜB. 
der  Stadt  Straßburg  Bd.  I,  S.  478.  —  Chron.  v.  Augsburg  bei  Mencken, 
Script,  rer.  Germ.  Bd.  I,  p.  1458.  —  Olim  I,  p.  245,  III  (1267  febr.  9): 
„stalla  et  fenestra  demolire" ;  If,  p.  349,  XXXVIII  (1292  nov.  1):  ,hostia 
et  fenestras  capere." 

'G')  Vgl.  die  Note  253  zitierte  Entscheidung. 

26^)  Vgl.  z.  B.  ü.  f.  Braunschweig  (1314)  nach  Reh  traei  er,  Chron. 
Srunsv.,  p.  531  bei  Haltaus,  Glossar  (1758),  col.  1785;  wird  nämlich 
der  Zins  nicht  spätestens  fünf  Tage  nach  Fälligkeit  bezahlt,  „so  mag 
der  vorgenanden  Heren  Boode  na  den  vyff  dagen  ,  .  .  van  der  Heren 
wegen  de  Döre  van  dem  Huse  boren,  dar  de  Tinß  affgeidt,  vor  eine 
pandinge,  vnd  dat  schal  also  bliven  vnde  stan,  wante  den  Heren  Öhre 
Tinß  werde." 

263-^  Vgl,    die   vorhergehende   Note   264    und   Oberhofentscheidung 
von  Ypern  für  S.  Dizier  (1356)  in  Olim  II,  Appendice,  p.  750,  LXVI. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXXII.  Band.  25 
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verknüpft  gewesen  sein 2^^),  anderseits  mag  aber  auch  die  Ver- 
brennung oder  Zertrümmerung  des  Befestigungstores  als  aus- 
reichend zur  Beseitigung  der  Möglichkeit  weiteren  Ungehor- 
sams der  Befestigungsbewohner  und  zur  Verhinderung  weiterer 
befestigungstechnischer  Verwendung  der  Befestigung  erachtet 
worden  sein ;  deshalb  begnügte  man  sich  hier  mit  einem  comburere 
portas^^^),  diruere,  frangere ,  destruere  portas^^®),  abatre  les 
portes^^^),  das  manchmal  durch  die  Erlaubnis  zur  Abschließung 
der  ToröflPnung  durch  Reisig  oder  Dornen  gemildert  war^'^^). 
EineandereArtderPartialwüstungsstrafe  nimmt  ihren  histori- 
schen Ausgangspunkt  von  der  Wüstung  des  Hauses  des  Hausers 
eines  Friedlosen,  deren  ursprüngliche  Bedeutung  allmählich  ver- 
gessen wurde,  indem  man  in  dieser  Wüstung  weniger  die  Friedlos- 
legung des  Hausers  als  die  Vernichtung  des  Mittels,  mit  dem 
er  gehaust  hatte,  erblickte,  sich  vielleicht  auch  anderer  Wüstungs- 
akte erinnerte,  die,  rein  äußerlich  betrachtet,  ebensowohl  der 
Unbrauchbarmachung  als  der  Vernichtung  des  Werkzeugs  zu 
dienen  geeignet  waren.  Diese  Auffassung  führte  schließlich 
dazu,  daß  man  die  Partialwüstung  zur  Zerstörung  des  instru- 
menti  sceleris  unter  Ausschluß  aller  der  Vermögensgegenstände 
und  aller  Gebäudeteile,  die  nicht  als  Mittel  zur  Begehung  der 
Tat  vom  Täter  benutzt  worden  waren,  verwandte;  beeinflußt 
Avar  diese  Umbildung  der  Partialwüstung  wohl  auch  von  der 
Seite  der  Partialfronung  her,  in  der  dieser  Gedanke  viel  früher 
und  viel  deutlicher  zum  Durchbruch  gelangte.  So  wird  in 
Genua^'^)  der  Turm  gewüstet,  von  dem  aus  geschossen  wurde; 


^^■^)  Dies  Moment  kommt  auch  schon  bei  der  Hauswüstung  in  Be- 
tracht, vgl.  Araiens  (ca.  1209),  art.  18:  „le  quemune  abatera  sa  maison, 
s'ele  puet"  bei  Thierry,  Amiens  I,  p.  183. 

3")  Olim  II,  p.  291,  VIU  (1289  nov.  11);  III,  p.  373,  XIII  (130(5 
apr.  26). 

268)  Olim  III,  p.  86,  XXLX  (1802  raärz  15);  III,  p.  175,  XXXIV 
(1306,  iuni  1). 

269)  Olim  II,  p.  347,  XXXI  (1292  nov.  1). 

2-0)  Olim  II,  p.  291,  VIII  (1289  nov.  11);  III,  p.  86  (1302  märz  15). 
2'i)  Genua  (1143),  c.  26  u.  27  in  Mon.  hist.  patriae  I,  p.  242  f. 
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nach  den  Olim  wird  das  raanerium,  quod  clausuni  tenuerant 
contra  gentes  nostras,  zerstört^'*);  nach  dem  österreichischen 
Landesrecht  soll  der  Landrichter  „das  gezimer,  da  der  schad 
in  geschehen  ist,  aus  dem  haus  prechen  etc/^'^^);  in  Furnes 
wird  sogar  noch  das  ganze  Haus  verbrannt,  in  dem  unerlaubter- 
weise eine  Schenke  betrieben  wurde ^'*);  in  Amiens  wird  der 
unter  Verletzung  des  Bannrechts  unerlaubterweise  erbaute  Back- 
ofen gewüstet ^'^);  nach  italienischen  Stadtrechten  wird  häufig 
das  Haus  gewüstet,  in  dem  ein  verbotenes  Spiel  getrieben 
wurde ^'^^)  oder  falsches  Geld  angefertigt  wurde  ^'^'^).  Nach 
den  Olim  wird  das  Tor  eines  Turmes  gewüstet,  „quod  miles 
vel  gentes  sue  noluerunt  dare  aditum  servienti  nostro  ad  ma- 
nerium"^'^).  In  Novara  werden  die  in  einem  Spielhaus  be- 
findlichen Gegenstände  gewüstet  und  die  Türen  zerstört^ '^). 
Ein  österreichisches  Weistum  berichtet  von  der  Wüstung  von 
Kähnen  derjenigen  Fischer,  die  ein  Bannrecht  der  Fährleute 
dadurch  verletzten,  daß  sie  entgeltlich  Gäste  übersetzten  und 
den  Mehrerlös  über  zwölf  Pfennige  nicht  dem  Amtmann  oder 


272)  Olim  III,  p.  175,  XXXIV  (1306  iuni  1). 

"3)  Oesterr.  Landesrecht  (1236/7),  c.  67,  ed.  Hasenöhrl  (1867), 
p.  236  f. 

2'^)  Keure  von  Furnes  (1240),  c.  47  bei  Warnkönig  II,  An- 
hang S.  78. 

*")  Seconde  Coutume  d'Amiens  (ante  1292),  §  71  bei  Thierry, 
Amiens  I,  S.  171. 

2'«)  Zum  Beispiel  Bologna  (1250),  II,  c  42,  p.  300  in  Statuti  di 
Bologna  in  Mon.  istorici  pertinenti  alle  provincie  della  Romagna.  — 
Parma  (1255),  III,  p.  333  in  Mon.  bist,  ad  Prov.  Parra.  et  Plac.  pertinentia. 
—  Lodi  (1390),  c.  106  in  Laudensium  statuta  (Lodi  1586). 

^")  Alessandria  0297),  p.  66  in  Codex  stat.  magni  vicecomitatus 
et  dioc.  Alexandriae  1547.  —  Modena  (1327),  IV,  25  in  Statuta  civ. 
Mutinae  in  Monumenti  di  Storia  patria  delle  provincie  modenesi  (Parma 
1864).  —  Carpi  (1353),  p.  49  in  Statuta  civ.  Carpi  (Mutinae  1884).  — 
Novara  (1583),  III,  p.  141  in  Statuta  civ.  Novariae  (Novara  1583). 

"8)  Olim  III,  p.  86,  XXIX  (1302  märz  15). 

*^^)  Novara  (1277),  c.  137  in  Statuta  communitatis  Novariae 
(Novara  1879). 
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den  gewerbsmäßigen  Schiffern  ablieferten;  weigerte  sich  ein 
Fischer,  auf  Aufforderung  den  Ueberschuß  abzuliefern,  so  trat 
zunächst  ein  Zwangsverfahren  und  schließlich  Wüstung  des 
Werkzeugs,  mit  dem  das  Bannrecht  verletzt  worden  war,  ein; 
dieses  Verfahren  wird  nun  folgendermaßen  beschrieben:  „man 
sei  im  die  zuUen  auf  das  landt  ziechen,  das  sei  der  ambtman 
tun  vnd  die  schefleut  sullen  im  helffen  als  lang,  vntzt  das  er 
des  ambtman  willen  begreifft  vnd  der  schefleut;  ob  er  des 
wider  wer,  so  sol  man  der  zullen  ir  recht  tun,  als  von  alter 
ist  herkommen,  vnd  vsol  der  ambtman  ain  hakchen  nemen  vnd 
sol  den  ersten  slag  darin  tun,  dernach  sullen  sej  die  scheff- 
leut  gar  zu  hakchen"  ^^®).  Nach  den  Olim  bestand  in  Ambazia 
folgendes  Recht:  „quod  in  taberna  possunt  homines  bibere 
durante  banno  domini;  set,  quando  vinum  extrahitur  de  taberna 
cum  potis,  franguntur  poti  et  vasa  alia  cum  vino"^^^).  Auch 
Tierwüstungsakte  erscheinen  unter  demselben  Gesichtspunkte, 
so  wird  in  bayrisch-österreichischen  Weistümern  folgendes  be- 
stimmt: „die  gennß,  wan  sy  überfliegen,  soll  der  dem  sie  zu 
schaden  gehen,  dem  sie  gehören,  anzeigen,  wann  aber  die  Ver- 
warnung nit  hilfft,  so  soll  er  die  alten  pruetgenns  fliegen 
lassen,  die  jungen  aber  in  den  zäun  flechten,  jedoch  das  er 
das  fleisch  hengen  laß,  sunsten  erwürde  ein  diebstall  daraus"  ^®^). 
Mit  dem  Gedanken  der  Anwendung  der  Wüstungsstrafe 
auf  die  instrumenta  sceleris  ist  der  Gedanke  der  Wüstung  der 
producta  sceleris  verwandt.  Auch  hierfür  scheint  der  Aus- 
gangspunkt wiederum  in  der  Hauswüstung  zu  liegen,  und  zwar 
in  der  Wüstung  von  Neubauten,  deren  Errichtung  unter  Ver- 

2^°)  Rechte  an  dem  Urfar  zu  Nußdorf  oberhalb  Wien  (1450)  bei 
Grimm,  Weist.,  III,  S.  702. 

281)  Olim  I,  S.  552,  IV  (1268  mai  20). 

2'*)  Ehehaftrecht  zu  Wilzhut  und  ehhaft  von  Niederbaiern,  art.  19 
bei  Grimm,  Weist.  III,  S.  683  und  Note  1.  Ist  auch  der  Grund  der 
Schonung  der  alten  Gänse  unklar,  so  spricht  doch  gerade  diese  Exemtion 
der  alten  Gänse  gegen  die  Annahme  einer  Tierstrafe;  vielmehr  liegt 
hier  unzweideutig  eine  Partialwüstung  einer  schadenverursachenden 
Gänseherde  vor. 
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letzung  der  Friedens-  und  Rechtsordnung  erfolgte,  die  also  als 
ein  Produkt  einer  friedensstörenden  Tätigkeit  gewüstet  wurden, 
so  z.  B.  Bauten  auf  fremdem  Grund  und  Boden ^^^),  unter 
Grenzüberschreitung  errichtete  Bauten  ^^'^),  nicht  konzessionierte, 
aber  konzessionspflichtige  Bauten 2^^),  mit  der  „landleute  gute" 
oder  mit  unerlaubtem  „ungelt"  erbaute  Burgen 2^^).  Mit  der 
Zeit  entwickelte  sich  hieraus  der  mehrfach  dargelegten  Ent- 
wicklungstendenz folgend  eine  Partialwüstung  von  Häusern, 
so  wurden  in  Köhi  „alle  vurgezimmere,  overbowe  und  so  was 
up  die  gemeine  gebawet  iß"  gewüstet^^').  Aber  auch  auf  ein- 
zelne bewegliche  Gegenstände,  die  als  producta  sceleris  un- 
schwer zu  erkennen  sind,  wurde  die  Partialwüstung  erstreckt; 
eine  mis  sehr  modern  anmutende  Art  dieser  Wüstungsform 
war  z.  B.  in  Amiens  üblich;  dort  wurden  nämlich  jährlich  die 
Schenken  durch  sachverständige  Schöffen  untersucht;  „s'il  true- 
vent  nul  vin  mauvais,  qui  soit  cras  ou  puans  ou  boutes,  il  le 
doivent  signer".  Ueber  diese  Entdeckung  berichten  sie  an  den 
Major,  „et  li  maires,  par  le  consel  de  ses  compaignons,  doit 
condampner  les  mauvais  vins  et  doit  aler  pardevant  le  maison, 
oü  li  vins  est,  et  faire  sakier  hors  du  chelier  par  les  deskarkeurs  et 
doit  estre  li  tonniaus  effondres  devanttous  chiaus  qui  veir  le  voe- 
lent,  et  doit  estre  ä  piain  jour,  et  li  fus  sera  as  deskarkeurs"  ^^®). 
An  diese  Anwendungsart  der  Partialwüstung  von  instru- 
mentis  und  productis  scelerum  knüpft  unser  neuzeitiges  Straf- 


283)  Olim  III,  p.  232,  XIII  (1307;  dec.  13);  vgl.  auch  die  Reichs- 
sentenzen bei  A.  Coulin,  Befestigungehoheit  und  Befestigungsrecht, 
Leipzig  1911,  S.  81. 

28*)  Olim  I,  p.  790,  III  (1270  febr.  2);  I,  p.  923,  VIT  (1273  mai  28). 
—  Seconde  Coutume  d'Amiens  (ante  1292),  §61  bei  Thierry,  Amiens 
I,  p.  169. 

28^)  Coutume  de  Chätelblanc  (1303),  c  30  bei  Giraud  II,  p.  423. 

286)  Vgl.  die  Quellenzitate  bei  Coulin,  1.  c,  S.  88  u.  96. 

287)  Weistum  über  das  Witziggedinge  zu  Cöln  (1169  mai)  und 
Cölner  Scheffenweistum  (1375)  bei  Grimm,  Weist.  II,  S.  742  u.  747. 

288)  Seconde  Coutume  d'Amiens  (ante  1292),  §85  bei  Thierry, 
Amiens  I,  p.  173. 
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recht  wiederum  an.  Wie  es  in  der  Einziehunof  fronungfsrecht- 
liehe  Gedanken  übernimmt,  so  nimmt  es  in  der  Unbrauchbar- 
machung und  Vernichtung  von  Gegenständen  die  Wüstung  als 
Strafe  wieder  auf.  Schriften,  Abbildungen  oder  Darstellungen, 
deren  Inhalt  strafbar  ist,  werden,  sofern  sie  sich  im  Besitze 
des  Verfassers  oder  eines  gewerbsmäßigen  Verbreiters  befinden 
oder  öffentlich  ausgelegt  oder  angeboten  werden,  unbrauchbar 
gemacht;  dasselbe  Schicksal  trifft  die  zur  Herstellung  be- 
stimmten Platten  und  Formen;  auf  diese  Maßnahmen  kann  auch 
selbständig  erkannt  werden,  wenn  die  Verfolgung  oder  Ver- 
urteilung einer  bestimmten  Person  nicht  ausführbar  ist'^^^). 
Die  herrschende  Lehre  nimmt  an,  daß  sich  die  Unbrauchbar- 
machung ganz  allgemein  gegen  unbeteiligte  Personen  wenden 
könne;  deshalb  könne  ihr  Zweck  nicht  darin  gefunden  werden, 
daß  dem  Schuldigen  ein  Leiden  auferlegt  werden  solle,  und 
daher  scheide  sie  aus  dem  Begriff  der  Strafe  aus^^^).  Das 
trifft  aber  nicht  zu;  denn  nach  dem  klaren  Wortlaut  §  41 
RStrGB.  richtet  sich  die  Unbrauchbarmachung  nur  gegen  Her- 
steller und  Verbreiter,  nicht  aber  gegen  an  der  Herstellung 
und  Verbreitung  unbeteiligte  Personen;  und  diesen  Personen 
wird  ein  Leiden,  ein  Vermögensnachteil,  auferlegt;  begrifflich 
unterscheidet  sich  diese  Bestimmung  in  nichts  von  der  Wüstung 
des  Hauses  desjenigen,  der  einen  Aechter  aufgenommen  hat, 
oder  von  der  Wüstung  einer  Burg,  die  der  derzeitige  Eigen- 
tümer von  dem  zur  Errichtung  einer  Befestigung  nach  der 
Rechtsordnung  nicht  befugten  Vorbesitzer  erworben  hat;  Straf- 
grund ist  hier  wie  dort  die  Unbrauchbarmachung  des  producti 
bzw.  instrumenti  sceleris,  dessen  Vorhandensein  gleichzeitig 
die  Rechtsordnung  verletzt  und  die  Wahrscheinlichkeit  bietet, 
daß  weitere,  wenn  auch  naturgemäß  anders  gestaltete  Rechts- 
verletzungen nachfolgen -^^).    Ist  hier  als  Form  oder  Maß  der 


-«5)  §§  41  u.  42  RStrGB. 

290)  Vgl.  Frank,  StrGB.*,  §  41,  S.  54.  —  v.  Liszt ,  StrR.^^  S.  248. 
Bin  ding,  Grundriß«,  S.  216. 

"0  So   erblickt   denn  auch  H.  Meyer,  StrR.^  S.  395  und  RG.  5, 
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Wüstung  nur  die  Unbrauchbarmachung  vorgeschrieben,  so  wird 
in  strafrechtlichen  Nebengesetzen  mehrfach  die  Vernichtung 
angeordnet,  die  als  auf  die  Zerstörung  der  Substanz  gerichtete 
Handlung  viel  weiter  geht,  als  die  nur  auf  die  zu  dem  be- 
sonderen Zweck  untauglich  machende,  die  Substanz  nicht  not- 
wendig: zerstörende  Unbrauchbarmachuno:.  So  kann  auf  Ver- 
nichtung  von  Wein  und  Schaumwein  erkannt  werden ,  wenn 
dieser  unter  Bezeichnungen  feilgehalten  oder  verkauft  wird, 
die  einen  an  sich  erlaubten,  im  Gesetz  näher  bestimniten  Zu- 
satz, oder  bei  Schaumwein  das  Land  oder  den  Ort  der  Ab- 
füllung auf  Flaschen  oder  die  Verwendung  von  Fruchtwein  zu 
seiner  Herstellung  nicht  erkennen  lassen  ^^^).  Die  Vernichtung 
erfolgt  jedoch  nur,  wenn  eine  bestimmte  Person  verfolgt  oder 
verurteilt  werden  kann.  Nach  Urheberrecht  wird  die  Her- 
stellung und  Verbreitung  von  Nachdrucksexemplaren  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Inhalt  mit  der  Strafe  der  Vernichtung  bedroht, 
und  derselben  Strafe  unterliegen  die  zur  Vervielfältigung  be- 
stimmten Vorrichtungen.  Vernichtet  werden  alle  Exemplare 
und  Vorrichtungen,  die  sich  im  Eigentum  des  Herstellers  oder 
Verbreiters  oder  der  Erben  dieser  Personen  befinden ^^^).  Die 
Vernichtung  ist  auch  hier  im  Strafverfahren  erkannte  Strafe  ^^*), 
die  jedoch  ohne  Rücksicht  auf  das  Verschulden  verhängt  wird^^^). 
In  allen  diesen  Fällen  handelt  es  sich  um  ein  den  Personen, 
die  bei  der  Erzeugung  oder  Aufrechterhaltung  eines  rechts- 
widrigen Zustandes  beteiligt  sind,  auferlegtes  Leiden  ver- 
mögensrechtlicher Natur  und  daher  um  Strafe,  die  die  Besei- 
tigung des    rechtswidrigen,    eine  Rechtsgüterverletzung  invol- 

S.  104,  17,  S.  311  in  der  Unbrauchbarmachung  eine  Strafe,  wenn  durch 
sie  im  konkreten  Fall  nur  der  Schuldige  getroffen  wird. 

"^)  Gesetz  betreffend  den  Verkehr  mit  Wein,  weinhaltigen  und 
weinähnlichen  Getränken  vom  24.  Mai  1901  (RGBl.  1901,  S.  176  f.),  §  18. 

-^^)  Gesetz  betreffend  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur 
und  der  Tonkunst  vom  19.  Juni  1901,  §  42. 

■'^^)  §  47  desselben  Gesetzes;  vgl.  auch  §  50. 

"^^)  §  42  Abs.  3  desselben  Gesetzes;  ein  begrifflicher  Rest  der  ur- 
alten Erfolgshaftung. 
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vierenden  Zustaudes  zum  Gegenstand  hat  und  auch  prozessual 
nach  strafrechtlichen  Grundsätzen  behandelt  wird.  Unbrauch- 
barmachung, Unschädlichmachung  und  Vernichtung  von  Gegen- 
ständen nach  den  Vorschriften  der  genannten  Gesetze  sind  da- 
her Strafen,  und  zwar  Justizstrafen,  und  nicht  etwa  polizei- 
liche Präventivmaßregeln  ^^^). 

So  ist  denn  hier  im  modernen  Recht  eine  einer  unvoll- 
kommeneren Entwicklungsperiode  des  Strafrechts  entstammende 
Strafe  mehrfach  w^ieder  aufgenommen  worden ,  ohne  daß  eine 
historische  Kontinuität  mit  dem  früheren  Recht  bestünde,  je- 
doch so,  daß  eine  begriffliche  Kontinuität  zweifellos  i-^t.  In> 
Gegensatz  zur  Rezeption  fremder  Rechte  handelt  es  sich  hier 
um  Wiederbelebung  einheimischer  Rechtsgedanken ,  eine  Er- 
scheinung ,  die  trotz  mehrfachen  Vorkommens  bisher  wenig- 
Beachtung  gefunden  hat  und  in  moderner  Zeit  infolge  der 
konsequenten  Bevorzugung  gesetzten  Rechts  im  Gegensatz  zu 
früheren  Perioden  der  deutschen  Rechtsentwicklung  sehr  selten 
geworden  ist.  Keineswegs  hat  man  es  aber  hier  mit  voll- 
ständigen Neuschöpfungen  zu  tun,  vielmehr  handelt  es  sich  in 
diesen  Fällen  um  manchmal  bewußte,  meist  aber  unbewußte 
Anknüpfung  an  latent  fortlebende,  aber  nicht  mehr  in  Geltung 
befindliche  Rechtsgedanken  früherer  Zeiten,  die  entsprechend 
der  veränderten  Technik  der  Rechtsschöpfung,  anders  als  in 
früheren  Zeiten,  nur  noch  durch  Rechtssetzungen  und  nicht 
mehr  durch  gewohnheitsrechtliche  Bildungen  wieder  zu  leben- 
diger Geltung  gelangen,  ohne  sich  dem  geltenden,  einer  späteren 


'^'^)  Ob  Wüstungsstral'e  oder  polizeiliche  Präventivmaßregel  vor- 
liegt, läßt  sich  nur  nach  der  Struktur  der  konkreten  Gesetzesstelle  ent- 
scheiden ;  so  liegt  Strafe,  und  zwar  Polizeistrafe  vor,  wenn  ein  Hund 
in  einer  tollwutgefahrdeten  Gegend  ohne  Halsband  frei  umherläuft  und 
deshalb  einer  generellen  polizeilichen  Anordnung  gemäß  getötet  wird; 
dagegen  liegt  eine  polizeiliche  Präventivmaßregel  vor,  wenn  ein  von 
Tollwut  befallener  Hund  auf  polizeiliche  Anordnung  getötet  wird;  vgl. 
§§  116  u.  112  der  Bekanntmachung  betr.  Ausführungsvorschriften  de» 
Bnndesrntes  zum  Viehseuchengesetze  (RGBl.  1912,  No.  2). 
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Entwicklungsstufe  entsprossenen  Rechtssystem  vollauf  anpassen 
und  einfügen  zu  können,  so  daß  ihre  Struktur  und  systematische 
Stellung  nur  mit  Hilfe  des  älteren  Rechts  erkannt  werden 
kann,  einer  vielfach  versuchten  aprioristischen  Konstruktion 
aber  entzogen  ist.  Sicherlich  aber  hätte  man  im  neunzehnten 
Jahrhundert  derartige  rationalistische  Konstruktionen  der 
Wüstung  nicht  unternommen,  ja  nicht  einmal  versucht,  wenn 
nicht  die  Wende  des  achtzehnten  und  neunzehnten  Jahrhunderts, 
wie  auf  manchem  anderen  Kulturgebiet,  so  auch  im  Strafrecht 
einen  völligen  Bruch  mit  der  Vergangenheit  herbeigeführt  und 
die  Zusammenhänge  mit  der  Wissenschaft  der  früheren  Zeit 
mit  stolzer  Verachtung  und  dem  Fluch  der  Vergessenheit  be- 
laden hätte;  denn  noch  gegen  Ende  des  achtzehnten  Jahr- 
hunderts konstruierte  man  die  Wüstungsakte  als  Strafen,  so 
bezeichnet  sie  z.B.  Quistorp  ^^'^)  noch,  entsprechend  ihrer 
damaligen  Verbindung  mit  der  Todesstrafe,  als  Schärfungen 
der  Todesstrafe.  Die  mit  wenig  Ueberzeugungskraft  vorge- 
tragenen Konstruktionen  der  Wüstung  als  Polizeimaßregel 
dürften  daher  weder  für  das  ältere,  der  Geschichte  angehörende 
Recht,  noch  für  das  neuere  Recht  den  geschichtlich  gewordenen 
Charakter  der  Wüstung  als  Strafe  in  irgendeiner  Weise  in 
Frage  stellen  oder  alterieren;  denn  auch  im  neueren  Recht  ist 
die  Wüstung  im  allgemeinen  ein  üebel,  das  vom  Gericht  fest- 
gesetzte Folge   der  Verübung   einer   strafbaren  Handlung   ist. 


^")  Quistorp,  Grundsätze  des  teutschen  peinlichen  Rechte, 
III.  Abt.,  S.  93.  —  Im  Gegensatz  zu  der  den  neuzeitlichen  Verhältnissen 
angepaßten  Quistorp  sehen  Konstruktion  muß  es  als  ein  anachronisti- 
scher Irrtum  bezeichnet  werden,  wenn  Boutaric,  Actes  du  Pari.  I, 
p.  CCCII,  Note  3  mit  Beziehung  auf  das  13.  Jahrhundert  ohne  Ein- 
schränkung ausführt:  „II  s'agit  ici  de  la  demolition  des  maisons  par 
autorit6  de  justice,  qui  etait  au  moyen  äge  un  coraplement  de 
peine  inflige  aux  auteurs  de  certains  crimes."  —  Von  einer  wissen- 
schaftlichen Untersuchung  der  im  gegenwärtigen  Kriege  gegen  Frank- 
tireurs und  bei  sonstigen  Verletzungen  des  Kriegsrechts  durch  die  Zivil- 
bevölkerung von  unseren  Militärbehörden  angewandten  Wüstungsstrafen 
ist  zurzeit  abzusehen. 
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Fünftes  Kapitel. 

Die  Wüstung  in  ihrem  Verhältnis  zu  anderen  Strafen. 

Nach  Brunn  er  wurde  ursprünglich  die  Fahrhabe  ge- 
front, nach  His  wurden  ursprünglich  die  Grundstücke  gefront; 
gewüstet  wurde  nach  His  die  Fahrhabe,  nach  Brunn  er  wurde 
nur  Haus  und  Hof  und ,  was  in  unmittelbarem  Gebrauch  des 
Friedlosen  gestanden  hatte ,  gewüstet  und  ebenso  die  Grund- 
stücke^^^).  Die  Br  u  n  n  e  r  sehe  Annahme  beruht  im  wesent- 
lichen auf  der  üeberzeugung,  daß  Grundstücke  vor  der  Zeit 
des  Sondereigentums  nicht  fronungsfähig  waren  und  daß  alles, 
was  mit  dem  (Jebeltäter  in  Berührung  gekommen  war,  ent- 
sühnt werden  müsse;  da  nun  beiden  Voraussetzungen  jede 
quellenmäßige  Grundlage  fehlt^^^),  so  ist  eine  quellenmäßige 
Widerlegung  der  aus  diesen  Voraussetzungen  gezogenen  Fol- 
gerungen unmöglich.  Aber  auch  für  die  einfachere  Konstruk- 
tion des  Verhältnisses  von  Fronung  und  Wüstung,  die  His 
bezüglich  ihres  Objektes  aufgestellt  hat,  mangeln  quellenmäßige 
Belege,  ja  das,  was  an  quellenmäßigem  Material  auf  unsere 
Zeit  gekommen  ist,  spräche  eher  für  eine  der  Hisschen  An- 
sicht entgegengesetzte  Annahme;  dieser  Erkenntnis  verschließt 
sich  His  keineswegs,  aber  mit  seinem  Erklärungsversuch,  nach 
dem  man  sich  des  ursprünglichen  Verhältnisses  nicht,  immer 
erinnert  und  den  eigentlichen  Sinn  der  Wüstung  nicht  mehr 
verstanden  habe,  wird  für  das  ursprüngliche  Verhältnis  nichts 
bewiesen.  Mit  einiger  Sicherheit  läßt  sich  feststellen,  daß,  wie 
rechtlich  ein  Unterschied  zwischen  Fahrnis  und  Grundstücken 
in  ältester  Zeit  nicht  bestand,  so  auch  weder  die  eine  noch 
die  andere  Güterart  die  Anwendung  der  einen  oder  anderen 
Art  vermögensrechtlicher  Friedlosigkeit  bedingte  oder  aus- 
schloß; denn  weder  sind  gegenteilige  Nachrichten  aus  vor- 
merowingischer  Zeit   auf   uns   gekommen,    noch    sprechen    die 


•^38)  Brunner,  RG.  P,  S.  238.  — His,  Strafrecht  der  Friesen,  S.  177. 
-'9)  Vgl.  oben  S.  332  und  Note  11,  S.  356  ff. 
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Quellen  späterer  Epochen  für  eine  derartige  Annahme;  viel- 
mehr gab  es  in  dieser  Hinsicht  wohl  überhaupt  keine  bestimmte 
Regel ,  die  in  der  Natur  der  Vermögensgegenstände  ihre  Be- 
gründung fände.  Wie  das  nordgermanische  Recht  regelmäßig 
nur  das  reine  Fronungsprinzip ^°^)  anwendete,  so  zeigt  der 
Sachsenspiegel  das  reine  Wüstungsprinzip  ^^^),  nach  dem  kein 
Oemeindegenosse  etwas  von  dem  zerstörten  Gebäude  weg- 
nehmen darf;  in  dem  anderwärts  erlaubten  mehr  oder  weniger 
ausgeprägten  Plünderungsrecht  liegt  andererseits  ein  Stück  Fro- 
nungsprinzip. Hieraus  ergibt  sich,  daß  bei  totaler  Friedlos- 
legung ein  begrifflicher  Zwang  zur  parallelen  Anwendung  der 
beiden  Arten  vermögensrechtlicher  Friedlosigkeit  nicht  bestand, 
sondern  vielmehr  sowohl  die  eine  als  die  andere  Art  auf  das 
gesamte  Vermögen  des  Friedlosen  angewendet  werden  konnte. 
So  findet  sich  denn  auch  noch  im  Hochmittelalter  mehrfach 
eine  Wüstung  des  Gesamtvermögens ^^^),  die  auch  in  anderen 
Fällen  bereits  als  begriffliche,  wie  historische  Vorstufe  gewisser 
Abschwächungen  des  Wüstungsprinzips  erkannt  wurde ^'^^). 

Nirgends  findet  sich  eine  zur  reinen  fronungsfreien  Wü- 
stung des  Gesamtvermögens  hinleitende  Entwicklung,  während 
die  entgegengesetzte  Tendenz  sich  mehrfach  beobachten  läßt; 
umgekehrt  wurde  dargetan,  daß  zur  reinen  wüstungsfreien  Fro- 
nung hinführende  Strömungen  sich  sowohl  in  fränkischer  Zeit 
als  auch  im  Spätmittelalter  geltend  machen.     Wenn  sich  nun 


300)  Vgl.  oben  S.  355. 

301)  Sa.  Sp.  LdR.  III,  68,  §  1:  vgl.  III,  67,  Glosse  intellige. 

^02)  Soester  Recht  (1120)  c.  29  bei  Seibertz,  I,  S.  42.  —  Vita 
Meinwerci  c.  101  (saec.  XI)  MGSS.  11,  p.  128.  —  Bayr.  Ldfrd.  (1244)  c.  13 
u.  (1255)  c.  13  in  Quellen  und  Erörterungen  V,  S.  36.  Mayer,  Deutsche 
und  Französische  Verf.-Gesch.  Bd.  I,  S.  206,  nimmt  an,  daß  die  Plünde- 
rung (!)  hier  neben  der  Vermögenseinziehung  zur  Wahl  stehe;  jedoch 
bieten  diese  drei  Quellenstellen  für  eine  derartige  Vermutung  keinen 
Anhalt.  —  Vgl.  ferner  RA.  Nürnberg  (1186),  NS.  I,  no.  6,  §  8,  p.  13.  — 
Pistoja  (1284,  1286)  in  Breve  et  ordinamenta  populi  Pistorii  (1891)  II, 
p.  99,  151,  173. 

30-'')  Vgl.  oben  S.  381. 
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Wüstung  und  Froniing  in  gleichzeitiger  Anwendung  beobachten 
lassen,  dann  liegt  es  nahe  zu  vermuten ,  daß  nicht  die  allge- 
mein als  absterbend  beobachtete  Wüstung  der  Fronunor  Boden 
abgenommen  hat,  sondern  daß  die  Fronung  als  das  entwickel- 
tere, anpassungsfähigere,  fortgeschrittenen  Kulturzuständen  ent- 
sprechendere Institut  entweder  als  der  Wüstung  homogen  ge- 
achtetes Institut  an  die  Stelle  der  Wüstung  trat^^^),  ohne  daß 
durch  eine  derartige  Aenderung  des  bestehenden  Rechts  die 
vom  Gesetzgeber  beabsichtigte  Vernichtung  der  Wüstung  er- 
zielt wurde,  oder  daß  einzelne  der  Umdeutnncr  leicht  zucränor- 
liehe  Elemente  des  Wüstungsverfahrens  sich  aus  ihrer  ursprüng- 
lichen Nebensächlichkeit  herausheben .  ihre  Zufallseigenschaft 
abstreifen,  zur  Regelmäßigkeit  gelangen,  wesentliche  Elemente 
des  Verfahrens  werden  und  nun  als  fronungsartiger  Verfahrens- 
teil gedeutet  und  ausgebaut  werden.  So  dürfte  die  besonders 
im  französischen  Recht  des  Hochmittelalters  beobachtete  Ver- 
bindung von  Fahrnisfronung  und  Grundstückswüstung^^^)  ihre 
natürlichste  und  einfachste  Erklärung  finden;  aus  dem  Recht 
der  gerichtseingesessenen,  folgepflichtigen  Gemeindegenossen 
zur  Wegnahme  von  Sachen  der  der  Wüstung  unterworfenen 
Vermögenseinheit  war  ein  obrigkeitliches  Fronungsrecht  ge- 
worden:   demgemäß    werden   in  Amiens    die   catalla   beschlag- 


^"*)  So  im  fränkisclien  Volksrecht i  vgl.  oben  S.  349  u.  iSote  15. 

^*'^)  Häuser  werden  hierbei  meist  wie  Grundstücke  behandelt;  vgl. 
z.B.  Cambrai  (1227)  lex  Godefredi  §  8  bei  Talliar,  Rec.  d'actes  du 
XII.  et  XIII.  siecle  en  langue  wallone,  p.  510.  —  Etablissements  I,  c.  28. 
—  Tres  ancien.  cout.  norm.  c.  .37,  §  2,  c.  S8,  §  1.  —  Amiens  (1190)  art.  8 
bei  Thierry,  Amiens,  Bd.  I,  p.  110.  —  Stadtrecht  von  Steyer  (1287) 
§  3,  bei  Winter,  ürkundh  Beiträge  zur  Rechtsgeschichte  Ober-  und 
Niederösterreichischer  Städte,  S.  41.  —  Die  Leges  Upstalbomicae  c.  18, 
bei  V.  Rieh  tho  f  en,  Untersuchungen  zur  l'ries.  Rechtsgeschichte,  Teil  I, 
S.  258  f.,  lassen  das  Holzhaus  entsprechend  seiner  Fahrniseigenschaft 
fronen,  das  Steinhaus  entsprechend  seiner  Grundstückseigenschaft  wüsten. 
Daß  man  den  eigentlichen  Sinn  der  Wüstung  hier  nicht  mehr  erkannt 
habe,  außerdem  das  Steinhaus  als  gemeingefährlich  betrachtet  habe,  wie 
His,  StrR.  S.  177  meint,  möchte  ich  nicht  anneh.men. 
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nahmt  und  das  Haus  gewüstet^^^);  in  der  Normandie  werden 
die  Fahrnisse  gefront,  die  virgulta  und  das  Haus  zerstört '^^'^); 
in  Cambrai  zieht  der  Bischof  die  Mobilien  ein  und  das  Haus 
wird  mit  Feuer  gewüstet^ °^);  nach  der  coutume  de  Touraine- 
Anjou  werden  die  Häuser  verbrannt,  die  Felder  und  Bäume 
gewüstet  und  die  Fahrhabe  vom  Gerichtsherrn  eingezogen ^^^); 
dieselbe  Bestimmung  findet  sich  in  den  Etablissements  de 
Saint-Louis  an  einer  dem  Recht  der  Touraine  entstammenden 
Stelle ^^^),  während  in  der  dem  Recht  von  Orleans  entnom- 
menen Stelle  dieses  Rechtsbuchs  die  Fronung  der  Grundstücke 
und  Häuser  mit  der  Wüstung  in  alternativer  Konkurrenz  nach 
dem  Ermessen  des  Gerichtsherrn  steht^^^);  in  Straßburg  werden 
die  Mobilien  gefront,  während  das  Haus  gewüstet  wird;  statt 
der  Totalwüstung  des  Hauses  kann  jedoch  auch  Partialwüstung 
von  Fenster  und  Türen  mit  anschließender  Fronung  eintreten  ^^2). 
An  sich  läßt  sich  kaum  ein  definitiveres  und  zur  pro- 
visorischen Anwendung  weniger  geeignetes  Strafmittel  als  die 
Wüstung  denken,  und  doch  tritt  mehrfach  die  Fronung  als 
Definitivum  auf,  während  als  Provisorium  die  Wüstung  er- 
scheint, so  insbesondere  beim  Vorbann  ^^^),  beider  Vervestung^^*) 
und  in  ähnlichen  Fällen ^^^);    nach  Ablauf  der  Lösungs-  oder 

=ä°6)  Amiens  (1190)  art.  8  \i.  9  bei  Thierry,  I,  p.  110. 

3*0  Tres  anc.  cout.  norm.  c.  37,  §  2,  c.  88,  §  1. 

30«)  Cambrai  (1227)  §  8  bei  Talliar,  1.  c.  p.  510. 

5'^')  Coutume  de  Touraine-Anjou  c.  19,  bei  VioUet,  Et.  III,  p.  11. 

31°)  Etablissements  I,  c.  28- 

31^)  Etablissements  If,  c.  36;  es  handelt  sich  hier  aber  nicht,  wie 
Mayer,  Deutsche  und  Französische  Verf.-Gesch.  Bd.  I,  S.  306,  Note  28 
irrtümlich  annimmt,  um  Wüstung  des  Gesamtguts;  auch  steht  außer 
diesem  einen  Fall  nach  keiner  der  genannten  Quellen  die  Fronung  mit 
der  Wüstung  in  wahlweiser  Anwendung,  wie  Mayer,  I.e.  S,  206,  irr- 
tümlich ausführt. 

3»2)  Zweites  Straßburger  Stadtrecht  (ca.  1200)  c  13  u.  11;  Straß- 
burger ÜB.  Bd.  I,  S.  477  1" 

313)  Vgl.  oben  Note  200. 

314)  Vgl.  oben  Note  162,  163,  164. 
31-^)  Vgl.  oben  Note  205. 
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Reiniguugsfrist  wird  das  zu  Beginn  des  Verfahrens  gewüstete 
Gut  der  Sippe,  der  Familie  überlassen  oder  von  der  Gemeinde, 
dem  Gerichtsherrn  oder  dem  König  eingezogen.  Nun  läßt  der 
der  Wüstung  immanente  Charakter  eines  Definitivums  darauf 
schließen ,  daß  der  vor  der  Cäsur  liegende ,  mit  der  Wüstung 
abschließende  Teil  des  Verfahrens  dem  ursprünglichen  Ver- 
fahren entspricht,  von  dem  später  die  volle  Acht  unter  agglu- 
tinierender Einschaltung  der  Fronung  zeitlich  getrennt  wurde ; 
es  muß  dies  in  einer  Zeit  geschehen  sein,  in  der  die  volle 
Verselbständioruncr  der  Friedlosiorkeitselemente  bereits  einge- 
treten  und  der  Fronung  ein  höherer  Wert  als  der  Wüstung 
beigelegt  wurde.  Wohnt  der  Wüstung  in  dem  zum  Proviso- 
rium gewordeneu,  ursprünglichen  Definitivum ,  wenn  man  das 
vor  der  Cäsur  liegende  Stück  des  Verfahrens  für  sich  be- 
trachtet, auch  immerhin  ein  rechtspolitisch  nicht  zu  unter- 
schätzendes Zwangsmoment^^^)  inne,  so  erscheint  die  Wüstung 
doch  bei  einer  zusammenfassenden  Würdigung  des  gesamten 
Verfahrens  als  ein  archaistischer,  vielleicht  mit  Rücksicht  auf 
die  bei  der  Einführung  der  Fronung  in  dieses  Verfahren  herr- 
schende Rechtsüberzeugung  des  Volkes  beibehaltener  Rest,  der, 
trotzdem  er  sich  systematisch  nicht  einpaßte ,  noch  bis  ins 
Hochmittelalter  beibehalten  wurde,  wo  er  allmählich  der  Fro- 
nung weichen  mußte. 

Nicht  als  Provisorium,  aber  als  notwendige  Voraussetzung 
der  Fronung  erscheint  die  Wüstung  nach  manchen  Quellen; 
so  besagt  z.  B.  eine  seeländische  Keure:  „Bona  bannitorum 
non  possunt  venire  in  gratiam  comitis,  nisi  fuerint  circum- 
equitati  woestballinghe  per  incendium",  jedoch  wird  die  defini- 
tive Fronung  bei  den  großen  Verbrechen  ohne  voraufgegangene 
Bereitung  und  Wüstung  für  zulässig  erklärt^  ^^.  Diese  Aus- 
nahmebestimmung erklärt  sich  bei  Vergleichung  mit  dem  be- 
nachbarten fränkischen  und  dem  verwandten  friesischen  Recht 


3^^)  Vgl.  oben  S.  368. 

^'')  Keure  van  Zeeland  (1258  märz  26)  art.  91,  van   den  Bergh, 
1.  c.  II,  p.  25. 
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als  aus  der  Erstarkung  der  Grafengewalt  resultierende  Neue- 
rung, während  der  Regelfall  als  das  ältere  Recht  erscheint, 
nachdem  ursprünglich  überall  Wüstung  des  Gesamtvermögens 
und  Fronung  der  Grundstücke  stattfand.  Eine  Abschwächung 
dieser  obligatorischen  Verbindung  von  Wüstung  und  Fronung 
findet  sich  in  dem  Recht  von  Harn;  nach  diesem  ist  die  Wü- 
stung keine  notwendige  Voraussetzung  aber  eine  mögliche 
Vorstufe  der  Fronung.  Der  Major  darf  nämlich  innerhalb 
40  Tagen  das  Haus  des  Aechters  wüsten,  Trümmer  und  Haus- 
grundstück front  der  Herr;  hat  aber  der  Major  die  40tägige 
Frist  versäumt,  so  verliert  er  sein  Recht  auf  Wüstung  und 
domus  stans  Domino  remanebit^^^).  Spiegelt  sich  in  diesem 
Privileg  ein  weiterer  Fortschritt  nach  der  Richtung  der  Fro- 
nung hin,  so  läßt  es  auch  klar  erkennen,  daß  das  Fronungs- 
prinzip hier  ursprünglich  keine  ausschließliche  Geltung  hatte 
und  daß  die  Wüstung  vom  dominus  und  zugunsten  des  dominus 
zurückf]fedrängt  wurde. 

Umgekehrt  kennt  das  friesische  Recht  die  Fronung  als 
Provisorium ,  dieses  Stadium  dauert  40  Tage  und  wird  da- 
durch gekennzeichnet,  daß  das  Königskreuz  mit  der  Fahne  auf 
das  Haus  gesetzt  wird^^^),  läßt  der  Missetäter  diese  Frist  un- 
genützt verstreichen,  so  erfolgt  die  Wüstung^ ^^);  und  diese 
Wüstung  leitet  ein  zweites  provisorisches  Stadium  ein;  nach 
Jahr  und  Tag  tritt  dann  definitive  Fronung  ein^^^).  Ein  Ver- 
gleich mit  dem  älteren  seeländischen  Recht^^^)  zeigt  die  ur- 
sprüngliche Uebereinstimmung  des  friesischen  Rechtes  mit  dem 
seeländischen  Recht  in  Fällen   ablösbarer  Friedlosigkeit,    und 

^^^)  Carla  Odonis  Domini  Hamensis  (1227)  bei  Du  Gange,  v*'  con- 
demnare. 

''*)  Fivelgoer  Bußtaxen  bei  v.  Richtliofen,  Friesische  Rechts- 
quellen S.  307. 

"<»)  Schulzenrecht  §  55  bei  v.  Richthofen,  1.  c.  S.  396.  —  Wer- 
geld  §  2  bei  v.  Richthofen,  1.  c.  S.  413. 

^"O  Schulzenrecht§55  bei  V.  Richthofen,  1.  c.  S.  396.  —  Rudolfs- 
buch §  6  bei  V.  Richthofen,  1.  c.  S.  426. 

322)  Vgl.  oben  Note  317. 
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nur  am  eine  solche  bandelt  es  sich  hier,  während  die  am  Be- 
ginn des  Verfahrens  eingefügte  Fronung  ein  späterer  Zusatz 
sein  dürfte. 

In  manchen  Rechten  setzt,  wie  dereinst  in  der  fränkischen 
Zeit,  so  jetzt  im  Hochmittelalter  eine  Strömung  ein,  die  die 
Wüstung  durch  die  Fronung  zu  verdrängen  sucht.  Wiewohl 
diese  Erscheinung  dem  regelmäßigen  Gang  der  Entwicklung 
entspricht,  so  wird  doch  der  Kampf  dieser  beiden  Prinzipien 
kaum  anderswo  so  deutlich  erkennbar,  wie  im  Augsburger 
Stadtrecht.  Während  diese  Quelle  für  den  Hauser  noch  die 
Wüstung  kennt,  ist  ihre  Strafe  des  flüchtigen  Totschlägers  nur 
noch  die  ablösbare  Fronung^^^).  Anderswo  war  der  Sieg  des 
Fronungsprinzips  schon  früher  erreicht;  aber  als  residuäre  Be- 
standteile ,  die  auf  einen  derartigen  Kampf  der  Prinzipien 
schließen  lassen ,  sind  die  Bestimmungen  mancher  Quellen  zu 
betrachten,  nach  denen  die  Fahrnisse  gefront,  die  Grundstücke 
aber  den  Erben  überlassen  werden^ ^*).  Da  nun  diese  letztere 
Bestimmung  ebenfalls  einer  Fronung  gleichzuachten  ist^^^),  so 
wird  man  sich  der  Ueberzeugung  nicht  verschließen  können, 
daß  diese  beiden  Fronungsansprüche  nicht  gleichzeitig  ent- 
standen sein  können  und  daher  der  herrschaftsrechtliche  jünger 
als  der  sipperechtliche  ist:  hieraus  ergibt  sich  aber,  daß  dieser 
herrschaftsrechtlichen  Fahrnisfronung  eine  andere  Form  der 
vermögensrechtlichen  Friedlosigkeit  voraufgegangen  ist  und 
das  kann  nur  die  Wüstung  gewesen  sein,  eine  Erscheinung, 
die  schon  oben^^^)  in  anderem  Zusammenhang  beobachtet  wurde. 

Eine  sehr  enge ,   aber  singulare  Verbindung  von  Partial- 
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^)  Augsburger  Stadtrecht  (1276)  art.  35,  p.  103  u.  art.  28,  p.  79; 
vgl.  dagegen  art.  9,  §  1 ,  wo  noch  das  Haus  des  Täters  gewüstet  wird. 
Vgl.  auch  die  Noten  23—27. 

^^0  Vgl.  z.B.  Bergisches  Landrecht  c.  32  in  Lacomblet,  Archiv 
für  die  Geschichte  des  Niederrheins  Bd.  I,  S.  79  f.  —  Reichslandfrieden 
(1152)  art.  2,  MGLL.  sect.  IV,  Bd.  I,  p.  195. 

'")  Vgl.  oben  Note  12  u.  13. 

326)  Vgl.  oben  S.  396. 
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Wüstung  und  Partialfronung  findet  sich  bei  Verletzung  des 
Mühlenbanns  auf  dem  Warntwald.  „Wan  myn  here  eyn  müle 
zu  dem  Diesen  hait,"  heißt  es  in  dem  Weistum,  „so  sint  die 
von  cleynen  warßburg  schuldig  zu  der  mülen  zu  malen;  vnd 
füren  sie  anderswo  hin,  vnd  funden  sie  myns  hern  furster,  so 
hant  sie  macht,  den  bendel  uff  zu  ziehen,  vnd  das  mele  uff 
die  erde  zu  fallen  laissen,  vnd  den  sacke  vnd  dreger  mym 
hern  heyra  zu  füren"  ^2^).  Wie  die  singulare  Anwendung  par- 
tieller vermögensrechtlicher  Friedlosigkeit  zeigt  und  wie  die 
Verknüpfung  derselben  als  Unrechtsfolge  mit  einem  frühestens 
in  fränkischer  Zeit  entstandenen  Institut  erkennen  läßt,  liegt 
hier  eine  ziemlich  späte  Neuschöpfung  vor,  die  trotz  ihrer 
offenbar  primären  Bildung  sich  in  ihrem  wüstungsrechtlichen 
Bestandteil  an  markgenossenschaftliche  Vorbilder,  wie  die  Wü- 
stung unberechtigterweise  gefällten  Holzes ^^^),  anzulehnen 
scheint;  sie  beweist  aber  auch,  daß  zu  ihrer  Entstehungszeit, 
die  nicht  unbedingt  mit  ihrer  Aufnahme  in  die  Rechte  auf  dem 
Warntwald  zusammenfallen  muß,  wohl  die  bereits  verselb- 
ständigten Elemente  beider  Arten  vermögensrechtlicher  Fried- 
losigkeit als  äquipollent  betrachtet  wurden,  aber  die  herrschafts- 
rechtliche Fronung  noch  nicht  so  erstarkt  war,  daß  sie  die 
Wüstung  verdrängen  konnte. 

Wie  das  Hochmittelalter  Partialwüstung  und  Partial- 
fronung kennt,  wie  es  die  Wüstung  als  Provisorium  und  die 
Fronung  in  zeitlicher  Begrenzung  kennt,  so  hat  es  auch  Kom- 
binationen dieser  Spätformen  geschaffen.  Beispielsweise  ist  in 
Straßburg  in  das  Ermessen  des  Rats  und  Schultheißen  gestellt, 
ob  sie  statt  der  ursprünglichen  und  an  erster  Stelle  vorge- 
schriebenen Hauswüstung  eine  Partialwüstung  der  Fenster  und 
Türen  eintreten  lassen  und  das  Haus  allen  gemein  und  offen 
halten  wollen,  bis  der  Fugitivus  sich  mit  dem  Verletzten 
ausgesöhnt  und  Rat,  Schultheiß,  Vogt  und  Stadt  die  Buße  ent- 


'2^)  Die  rechte  uf  dem  Warende,  Grimm,  Weist.  II,  S.  12. 
'2')  Vgl.  oben  Note  143. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXXn.  Band.  26 
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richtet  liat^-^).  Eine  ähnliche  Anordnung  trifft  ein  Urteil  des 
Pariser  Parlaments ,  nach  welchem  der  Turm ,  von  dem  aus 
den  Beauftragten  des  Königs  Widerstand  geleistet  worden  war, 
gänzlich  zerstört,  das  Burgtor  gebrochen,  die  übrigen  Gebäude 
aber  unversehrt  belassen  werden  und  das  gesamte  Gut  jedoch 
gefront  wird,  bis  der  Täter  dem  König  und  seinen  Beauftragten 
eine  angemessene  Buße  geleistet  und  den  letzteren  das  ge- 
raubte Gut  zurückgegeben  hat^^^).  Charakteristisch  ist  an 
dieser  Verbindung,  daß  nur  die  provisorische  Partialwüstung 
eine  unwiderrufliche  und  definitive  Wirkung  ausübt,  während 
die  Fronung,  die  hier  ebenfalls  als  Zwangsmittel  erscheint, 
jederzeit  nach  Erfüllung  der  Bedingung  aufgehoben  wird. 

Für  die  Annahme,  daß  die  Anwendung  der  Fronung  die 
Wüstung  ausgeschlossen  habe,  eine  Auffassung,  die  von  Brun- 
ner ohne  irgendwelche  zeitliche  und  lokale  Beschränkung  ver- 
treten wird^^^),  ist  ein  quellenmäßiger  Beweis  nicht  zu  er- 
bringen; gewiß  meint  Brunner  nicht,  daß  nicht  in  demselben 
Verfahren  eine  bestimmte  Art  von  Vermögensgegenständen 
gewüstet  und  eine  andere  gefront  werden  könne,  wie  sich 
schon  aus  seinen  weiteren  Ausführungen  ergibt;  aber  auch 
gegen  die  Auffassung,  daß  einmal  gefronte  Vermögensgegen- 
stände im  weiteren  Verlauf  des  Verfahrens  der  Wüstung  un- 
zugänglich gewesen  wären ,  spricht  das  vorhandene  Quellen- 
material, nach  dem  sowohl  nach  voraufgegangener  Fronung 
Wüstung^^^),  als  nach  voraufgegangener  Wüstung  Fronung^^^) 
zulässig  ist,  das  aber  außerdem  generelle  Fronung  in  Ver- 
bindung mit  partieller  Wüstung ^^^),  und  partielle  Fronung  in 
Verbindung  mit  genereller  Wüstung ^^^)  aufweist. 

329)  Zweites  Straßburger  Stadtrecht  (ca.  1200)  art.  11,  Straßburger 
ÜB.  I,  S.  477  f. 

"0)  Olim  III,  p.  175  (1306  iuni  1),  XXXIV. 

"0  Brunn  er,  RG.  V,  S.  238. 

332)  Vgl.  oben  Note  198,  319  u.  320. 

338)  Vgl.  Note  818,  205,  163,  164  u.  a.  ni. 

33*)  Vgl.  Note  329. 

335)  Coustumes  et  stilles  gardez  et  observez  es  Pays  d'Anjou  et  du 
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Ueber  das  Verhältnis  der  Wüstung  zur  Todesstrafe  findet 
sich  naturgemäß  in  den  hochmittelalterh'chen  Quellen  nur  spär- 
liches Material,  da  sie  weit  häufiger  das  Versäumnisverfahren 
als  das  ordentliche  Verfahren  darstellen  und  demgemäß,  ganz 
abgesehen  von  den  Quellen,  die  die  Wüstung  nicht  kennen 
oder  das  Kompositionensystem  anwenden,  nur  selten  in  die 
Lage  kommen  sich  über  das  Verhältnis  dieser  beiden  Strafen 
zueinander  zu  äußern.  Immerhin  finden  sich  auch  hier  einige 
Quellenstellen,  die  eine  typische  Differenzierung  dieses  Ver- 
hältnisses erkennen  lassen  und  als  deren  entwicklungsgeschicht- 
licher Ausgangspunkt  die  Bestimmung,  daß  der  Friedlose  von 
jedermann  getötet  werden    darf,    zu   betrachten  sein  wird^^^). 

Im  Stadtrecht  von  Tournai  und  anderen  französischen 
Stadtrechten  findet  sich  eine  sehr  enge  Verbindung  von  Todes- 
strafe und  Wüstung.  ,Si  quis  aliquem  de  communia  infra 
civitatem  Tornaci  vel  extra  occiderit  et  captus  fuerit,  capite 
plectetur,  et  domus  ejus,  si  aliquam  habuerit,  diruetur,"  wird 
hier  bestimmt^^^).  Dieselbe  enge  Verbindung  der  beiden 
Strafen  läßt  die  Coutume  von  Touraine-Anjou  erkennen,  die 
auf  escharpelerie  Hängen  und  Schleifen  nebst  Fronung  der 
Fahrnis  und  Wüstung  der  Grundstücke  setzt;  diese  Bestim- 
mung  ging  dann  in  die  Etablissements  de  Saint-Louis  über^^^), 
in  deren  erstem  Buch  sie  eine  fast  wörtliche  Aufnahme  ge- 
funden hat,  während  das  zweite  Buch  auf  Grundlage  des  Rechts 
von  Orleans  Todes-  und  Vermögensstrafe  in  allen  Fällen  hoher 
Gerichtsbarkeit,  nämlich  für  meurtriers,  omicides,  robeors  de 

Maine  c.  77,  ed.  Beautemps-Beaupre;  vgl,  A.  Coulin,  Der  gericht- 
liche Zweikanopf  im  altfranzösischen  Prozeß,  Berlin  1906,  S.  150. 

336-)  Yqj^  einer  Stellungnahme  zu  der  Frage,  ob  die  Todesstrafe 
sich  aus  der  Friedlosigkeit  entwickelt  hat  oder  ein  primäres  Gebilde  ist, 
ist  hier  abzusehen. 

3")  Stadtrecht  von  Tournai  (1187)  bei  Viollet,  Er.  III,  p.  291 ; 
dort  auch  weitere  Beispiele.  —  Stadtrecht  von  Roye  (1183)  in  Ordon- 
nances  des  Rois  de  France  XI,  p.  229. 

^^^)  Coutume  de  Touraine-Anjou  c.  19  in  Viollet,  Et.  III,  p.  11.  — 
Etablissements  I,  c.  28. 
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gens  par  chemins,  robeors  d'iglises,  ardeors  de  maisons,  fauseors 
de  monnoies,  verhängt^ ^^),  aber  die  Form  der  Vermögensstrafe, 
abgesehen  von  der  auch  hier  statuierten  Fahrnisfronung ,  in 
das  Erroessen  des  seigneur  stellt,  der  im  Gegensatz  zum  Recht 
von  Anjou  unter  Berücksichtigung  der  Gewohnheit  der  ver- 
schiedenen Landschaften  entweder  die  Liegenschaften  ein- 
schließlich des  Hauses  fronen  oder  wüsten  darf:  als  Form  der 
Wüstung    erscheint    hier   im    Gegensatz    zur    Gewohnheit   von 

Touraine-Anjou  nicht  das  Niederbrennen,  sondern  das  Nieder- 
reißen ^^o)^ 

Ein  ebenso  enges,  wenn  auch  in  den  Quellen  nicht  immer 
klar  zum  Ausdruck  gebrachtes  Verhältnis  von  Wüstung  und 
Todesstrafe  darf  nach  den  Rechten  angenommen  werden,  die 
vom  Kontumazverfahren  ausgehend,  in  erster  Linie  die  Wü- 
stungsstrafe hervorheben,  aber  für  den  Fall  der  Ergreifung 
des  Missetäters  diesen  mit  dem  Tode  bestrafen;  denn,  wenn 
auch  die  Wüstung  hier  als  verselbständigte  Fugitivusstrafe 
oder  Ungehorsamsstrafe  erscheint^ *^),  so  ist  sie  doch  begriff- 
lich durch  die  Reflexe  des  konkreten,  den  Gegenstand  der  An- 
klage bildenden  Deliktes  mitbedingt^^^)  und  streift  für  den 
Fall  der  Ergreifung  und  Ueberführung  des  Täters  ihren  selb- 


•39)  Et.  II,  c.  36. 

^*^)  Mit  Rücksicht  auf  die  beiden  letztgenannten  Momente  möchte 
ich  trotz  des  Schweigens  der  Livre  de  Jostice  et  de  Plet  und  anderer 
Texte,  insbesondere  aber  auch  im  Hinblick  darauf,  daß  die  die  Wüstung 
enthaltende  Stelle  auch  in  La  Thaumassieres  Fragmenten  sich  findet, 
nicht  annehmen,  daß  die  Wüstung  von  dem  Redaktor  des  zweiten  Buches 
der  Etablissements  aus  dem  Rechte  von  Anjou  rezipiert  ist;  vielmehr 
nehme  ich  an,  daß  hier  in  dieser  Uebergangszeit  im  Recht  von  Orleans 
bestehende  lokale  Verschiedenheiten  in  der  Vermögensstrafe  vom  Re- 
daktor aufgenommen  und  durch  den  Zusatz  selonc  l'usage  de  divers  pais 
noch  besonders  zum  Ausdruck  gebracht  sind ;  dieser  Annahme  steht  aber 
die  Hervorhebung  des  Ermessens  des  Gerichtsherrn  nicht  entgegen. 
A.  A.  VioUet,  Et.  I,  p.  46  ff. 

»*0  Vgl.  Kote  200. 

^*')  Dies  zeigt  ganz  deutlich  eine  Vergleichung  der  capita  28  u.  39 
der  Berner  Handfeste  (1218),  bei  Gaupp,  I.e.  II,  S.  50  u.  52. 
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ständigen  Charakter  ab,  indem  sie  zu  einer  antizipierten  nur 
das  Vermögen  erfassenden  Teilstrafe  im  Rahmen  der  Gesamt- 
strafe wird,  wie  sich  aus  dem  Rechte  von  Anjou  ergibt^*^). 
In  diese  Gruppe  gehört  z.  B.  eine  Bestimmung  des  Stadtrechts 
von  Abbeville,  die  folgendes  besagt:  „Si  quis  fortuito  casu  vel 
precedente  iniraicitia  juratum  suum  occiderit,  et  super  hoc  con- 
victus  fuerit,  domus  ejus  et  omnia  ad  ejus  mancionem  per- 
tinentia  prosternantur.  Si  vero  ßurgenses  malefactorem  pote- 
runt  invenire ,  de  eo  plenam  justiciam  faciant*  ^**);  auch  der 
Geschworene  Brief  von  Luzern  ist  hierhin  zu  rechnen;  hier 
heißt  es:  „An  sweler  stete  ouch  ein  burger  den  andern  vreven- 
lich  angrifet,  und  in  ze  tode  erslat,  der  sol  darumbe  elos  und 
rechtlos  sin,  und  soll  man  ellü  sin  hüser  niderbrechen  du  er 
in  der  stat  hat  .  .  .  und  sol  man  deme  mansleggen,  ob  er  ge- 
vangen  wirt,  abe  sin  houbet  slan"^'^^).  Insbesondere  gehört 
aber  in  diese  Quellengruppe  das  Stadtrecht  von  Freiburg  im 
Breisgau  und  seine  älteren  Tochterrechte;  so  bestimmt  der 
Stiftungsbrief:  „Si  vero"  (seil,  aliquem)  „occiderit  decollabitur. 
Si  vero  evaserit  et  non  captus  fuerit,  delebitur  domus  eius 
funditus  .  .  .  Reus  vero,  quandocunque  in  urbe  capietur  pre- 
dicte  pene  subjacebit"^^^).  Eine  ähnliche  Bestimmung  enthält 
der  Freiburger  StadtrodeP^');  auch  die  sog.  Berner  Handfeste 
stimmt  mit  ihrem  Mutterrecht,  wenn  auch  nicht  wörtlich,  so 
doch  dem  Sinne  nach  überein:  „Quicumque,"  bestimmt  sie, 
„.  .  .  aliquem  occiderit,  sine  omni  contradictione  decoUari  debet 
.  .  .  Quod  si  reus  evaserit  et  captus  non  fuerit  .  .  .  domura 
ejus  destruant  funditus  .  .  .  Reus  vero  quandocunque  in  civi- 
tatem   reversus   fuerit   postea  et  deprehensus,    eandem  penam 

^'^^}  Coutume  de  Touraine- Anjou  c.  19  und  Ktablissements  de  Saint- 
Louis  I,  c.  28. 

^**)  Charte  d'Abbeville  (1183)  art.  20  in  Reo.  des  Ordonnances  des 
Rois  de  France  Bd.  4,  p.  55. 

^^^)  Luzern  (1252),  Geschichtsfreund  I,  S.  180. 

3^«)  Freiburger  Stiftungsbrief  (1120)  c.  10  bei  Gaupp,  1.  c.  II,  S.  20. 

^^')  Freiburger  Stadtrodel  (ine.  saec.  XIII)  c.  44  u.  45  bei  Gaupp, 
II,  p.  34. 
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sustineat,  ac  si  prima  die  fuisset  deprehensus"^*^).  Die  Stadt- 
rechte von  Freiburg  im  Uechtland  und  Burgdorf  lassen,  ab- 
gesehen von  dem  hier  in  diesem  Zusammenhang  irrelevanten 
Umstand  der  Partialwüstung,  dieselben  Prinzipien  erkennen ^^'-^j. 

Ein  anderes  Bild  bietet  der  Sachsenspiegel,  wenn  er  auch 
noch  eine  Kumulation  von  Todesstrafe  und  Wüstung  kennt ^^*^), 
so  stehen  doch  nach  E  i  k  e  s  Darstellung  die  beiden  Strafen 
in  keinerlei  organischem  Zusammenhang;  einerseits  ist  zwar 
die  Todesstrafe  notwendige  und  regelmäßige  Folge  bestimmter 
Verbrechen,  anderseits  knüpft  sich  aber  die  Wüstung  nur  an 
eine  geringe  Zahl  von  typischeo ,  durch  Tatumstände  quali- 
fizierten Delikten  und  erscheint  so  als  eine  residuäre  Singu- 
larität. 

Wie  sich  die  Wüstung  in  Verbindung  mit  der  Todesstrafe 
findet,  so  findet  sie  sich  auch  in  Verbindung  mit  der  Ver- 
bannung, und  zwar  sowohl  mit  lebenslänglicher,  als  mit  zeit- 
lich begrenzter  Verbannung,  die  sich  beide  als  mildere  Formen 
der  persönlichen  Friedlosigkeit  qualifizieren  ^^\).  Während  nach 
dem  fast  gleichzeitigen  Stadtrecht  von  Abbeville^^^)  die  Tötung 
des  juratus  mit  Todesstrafe  geahndet  wird,  wird  nach  dem 
Rechte  des  nahegelegenen  Städtchens  Aire  der  Totschläger  des 
conjuratus,  der  nicht  innerhalb  40  Tagen  mortem  amici  emen- 
daverit,  aus  der  Stadt  verbannt  und  sein  Haus,  wie  in  Abbe- 
ville.    gewüstet,    die  Fahrnisse   aber   gefront^^^).     Auch   nach 


3^8)  Berner  Handfeste  (1218)  c.  28  bei  Gaupp,  II,  S.  50. 

3")  Freiburg  i.  üe.  (1249)  c.  38.  —  Burgdorf  (1316)  c.  88  bei 
Gaupp,  II,  S.  90  u.  128. 

350)  SaSp.  LdR.  III,  1,  §  1  in  Verbindung  mit  II,  13,  §  5;  III,  66, 
§  4,  60,  §  3,  II,  72  in  Verbindung  mit  II,  13  u.  a.  m. 

'^^)  Vgl.  z.  B.  Bracton,  De  legibus  et  consuetudinibus  Angliae 
libri  quinque,  London  1640,  fol.  441. 

'5')  Vgl.  oben  Note  344. 

'53)  Lex  Amicitiae  von  Aire  (1188)  c.  5  bei  VVarnkönig,  1.  c.  III, 
Anhang,  no.  164,  p.  23;  keineswegs  handelt  es  sich  hier  um  einen  Kon- 
tumazfall,  wie  Dreyer,  Mise.  III,  §  2,  p.  83,  Note  7,  irrtümlich  an- 
nimmt. —  Es  wäre  wohl  verfehlt,  aua  der  zeitlichen  und  örtlichen  Nähe 
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friesischem  Recht  tritt  eine  einjährige  Verbannung  des  Tot- 
schlägers und  Wüstung  des  Steinhauses  ein^"**). 

Mannigfaltig  ist  das  Verhältnis  der  Wüstung  zu  der 
anderen  Rechtsideen  und  anderen  Stufen  der  Rechtsentwick- 
lung entstammenden  Buße  bzw.  Geldstrafen-'**'^). 

Vielfach  findet  sich  eine  Kumulation  von  Wüstung  und 
Geldstrafe;  so  wird  in  Amiens  bei  wissentlicher  Verletzung  der 
Stadtverfassung  das  Haus  des  Täters  gewüstet  und  ihm  ein 
weiterer  Aufenthalt  in  der  Stadt  nicht  eher  gestattet,  als  bis 
er  eine  Buße  entrichtet  hat;  dieselbe  Strafe  trifft  denjenigen, 
der  einer  Ladung  des  Major  oder  der  Schöffen  oder  des  Ser- 
geant nicht  Folge  leistet n^^).  Liegt  in  diesen  beiden  Tat- 
beständen insofern  ein  subjektives  Moment,  als  es  vom  Täter 
abhängt,  ob  er  den  Aufenthalt  in  der  Heimat  dem  in  der 
Fremde  vorzieht  und  daher  sich  Frieden  und  Wohnrecht  durch 
Bezahlung  der  amende  gewissermaßen  erkauft,  so  entfällt  in 
anderen  Fällen  jeder  Einfluß  des  Täters  auf  die  Vollstreckung 
der  Geldbuße.  Nach  dem  Recht  von  Courtrai  wird  das  im 
Bezirk  dieser  Stadt  belegene  Haus  eines  Nichtbürgers ,  der 
einen  Bürger  der  Stadt  Courtrai  tötet  oder  verstümmelt  oder 
töten  oder  verstümmeln  läßt,  mit  Brand  gewüstet  und  außer- 
dem über  ihn  selbst  eine  Geldbuße  verhängt n^"^).  Im  Züricher 
Richtebrief  heißt    es:    „Swa   ein   Bürgers  Sun   ais  Burger  ein 

der  Rechte  von  Abbeville  und  Aire  auf  eine  Entwicklungstendenz  von 
der  Todesstrafe  zur  Verbannung  zu  schließen ;  dagegen  ist  diese  Koinzi- 
denz ein  Beweis  für  die  Mannigfaltigkeit  der  den  rechtsetzenden  Potenzen 
zur  Verfügung  stehenden  Vorbilder,  aus  denen  sie  bei  Neuschaffung  von 
Satzungen  das  den  lokalen  Verhältnissen  am  meisten  entsprechende  über- 
nahmen. Vgl.  hierzu  Coulin  in  Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht,  N.  F. 
31,  S.  80. 

35*)  Leg.  opstalb.  art.  17  bei  Grimm,  RA.^,  p.  730.  —  Art.  18  bei 
V.  Richthof en,  Unters.  I,  p.  258. 

^*5)  Das  Wort  „Geldstrafe"  wird  hier  im  weiteren  Sinne  gebraucht. 

^5^)  Amiens,  Uebersetzung  des  Stadtrechts  (ca.  1209)  art.  18  u.  15 
bei  Thierry,  I,  p.  183. 

^5^)  Keure  von  Courtrai  (1324)  c.  6  bei  Warnkönig,  1.  c.  II, 
Anhang  p.  141,  no.  205. 
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ander  Bürger  siecht  zu  Tode,  der  git  der  Stadt  zehn  mark^ 
und  soll  man  sin  beste  Hus  gar  zerbrechen"  •^^^).  Eigenartig 
ist  die  mit  Wüstungr  verbundene  Geldstrafe  des  Reichsvikariats- 
weistums  vom  Jahre  1254  wegen  Befestignngsbaues  auf  frem- 
dem Boden ^^^);  jedoch  dürfte  das  hier  verhängte  duplum  auf 
romanistischen  Einfluß  zurückzuführen  sein.  Die  Frage  nach 
dem  relativen  Alter  der  hier  gekennzeichneten  Formen  der 
Kumulation  von  Wüstung  und  Geldstrafe  läßt  sich  vielleicht 
aus  der  Entwicklungsgeschichte  des  Stadtrechts  von  Amiens 
beantworten;  in  der  zweiten  Coutume  erscheint  nämlich  nur 
die  engere  von  dem  Belieben  des  Missetäters  unabhängige 
Form  der  Verbindung  beider  Strafen,  indem  bei  Weigerung 
der  üebernahme  städtischer  Aemter  Hauswüstung  und  Geld- 
strafe verbunden  wird^^*^);  diesen  Gang  dürfte  aber  auch 
anderwärts  die  Rechtsentwicklung  genommen  haben,  obwohl 
sich  Quellenbelege  für  diese  Vermutung  nicht  anführen  lassen; 
in  Anbetracht  der  Heterogenität  der  beiden  Strafen  erscheint 
es  nämlich  wahrscheinlicher,  daß  die  losere  Verbindung  einer 
früheren  Stufe  der  Entwicklung  entspricht,  als  die  engere  Ver- 
bindung. 

Wohl  in  mehr  unbewußter  als  bewußter  Anknüpfung  an 
die  Idee  der  ablösbaren  Friedlosigkeit  kann  nach  manchen 
Quellen  auch  die  verselbständigte  Wüstung  durch  Geldzahlung, 
die  als  Surrogat  der  Wüstung  Strafcharakter  hat.  abgelöst 
werden,  so  werden  z.  B.  in  St.  Amand  statt  der  Wüstung  der 
domus  lapidea  6  Pfund  und  statt  der  Wüstung  der  domus 
lignea    60  Schilling    bezahlt ^^^);    die    Normierung    der    beiden 


3^^)  Züricher  Richtebrief  (1302)  in  Helvetische  Bibliothek,  II.  Teil, 
p.  15. 

^^•)  Sententia  Comitum  Palatinorum  (1254  nov.)  MGLL.  sect.  IV, 
Bd.  II,  p.  634,  110.461;  vgl.  dazu  A.  Coulin,  Befestigungshoheit  und 
Befestigungsrecht  S.  81,  Note  2. 

3^0)  Seconde  Coutume  d'Araiens  (ante  1292)  c.  14,  16,  17  bei 
Thierry,  I,  p.  159  u.  160. 

2«i)  Saint-Amand  (1164)  bei  Wauters,  p.  26. 
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Stufen  der  Ablösungssumme  dürfte  durch  den  im  Verliältnis 
zum  Holzhaus  höheren  Wert  des  Steinhauses  bedingt  sein. 
In  Amiens  richtet  die  Ablösungssumme  sich  ebenfalls  nach 
dem  Wert  des  Hauses ;  jedoch  wird  die  Ablösung  der  Wüstung 
hier  nur  in  relativ  leichteren  Fällen  zugelassen;  während  näm- 
lich auf  percussio  jurati  in  placito  die  Wüstung  als  absolute 
Strafe  steht,  kann  bei  provocatio  majoris  turpibus  et  inhonestis 
verbis  Ablösung  eintreten ^^2).  In  Saint-Quentin  und  Saint- 
Dizier  ist  die  Ablösung  der  Hauswüstung  im  Interesse  des 
Burgwerks  "'^^)  oder  der  Ausbesserung  der  Stadtmauer ^^^)  zu- 
lässig; während  aber  die  redemptio  in  Saint-Quentin  arbiträr 
ist,  ist  sie  in  Saint-Dizier  auf  60  Schilling  normiert,  und  in 
Amiens  wie  in  Saint-Quentin  hängt  die  Ablösungsmöglichkeit 
von  der  misericordia  judicis  ab,  während  sie  in  Saint-Dizier 
in  das  Belieben  des  Missetäters  gestellt  ist.  Diese  letztere 
Form  zeigt  wiederum  einige  Aehnlichkeit  mit  dem  italieni- 
schen Statutarrecht,  in  welchem  die  Hingabe  der  Ablösungs- 
summe allerdings  den  Strafcharakter  abgestreift  hat;  so  wird 
in  Lodi  von  der  Wüstung  bei  Bezahlung  der  x\blösungssumme 
abgesehen,  wenn  das  Haus,  in  welchem  verbotenes  Spiel  ge- 
trieben wurde,  einen  bestimmten  Wert  übersteigt ^^^);  noch 
klarer  tritt  der  Charakter  des  italienischen  Ablösungsrechts  im 
Recht  von  Pistoja  hervor,  wo  die  Wüstung  eines  gemeinschaft- 
lichen Hauses  unterbleibt,  wenn  der  Miteigentümer  den  der 
Wüstung  verfallenen  Teil  loskauft ^^'^);  dieselbe  Bestimmung 
kehrt  auch  im  Stadtrecht  von  Chieri  wieder  •''^^').  Dieses  Ab- 
lösungsrecht ist  dem  deutschen  Reichsrecht  fremd  geblieben; 
dagegen  ist  das  Kammergericht  befugt,  die  mit  der  Acht  der 


3")  Amiens  (1190)  c.  39  n.  37  bei  Thierry,  I,   p.  113. 
'63)  Saint-Dizier  (1228  raai  6)  art.  8  in  Olim  II,  Appendice  p.  703. 
3«^)  Saint-Quentin  (1195)  Ord.  des  Roys  de  France  XI,  p.  272. 
'65)  Lodi  (saec.  XIII)  Statuti  vecclii  c.  106,  ed.Vignati,  Milano  1884. 
'"«)  Pistoja  (1296)  IV^,  52,   Statutum   potestatis  communis  Pistorii, 
ed.  Zdekauer,  Milano  1888. 

3«73  Chieri  (1311)  c.  33  bei  Cibrario,  Storie  di  Chieri  II,  p.  151  seq. 
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Landfriedensbrecher  verbundene  Wüstung  der  Raubhäuser  ex 
officio  oder  auf  Parteiantrag  in  eine  Geldpön  zu  verwandeln^^^j. 
In  einer  Reihe  von  Quellen  steht  an  erster  Stelle  die  Kom- 
position oder  eine  Geldstrafe ,  als  deren  Surrogat  dann  an 
zweiter  Stelle  die  Wüstung  eintritt.  Nach  manchen  friesi- 
schen Rechten  geht  der  Wüstung  eine  provisorische  Fronung 
vorauf,  bis  zur  Vollziehung  der  Wüstung  konnte  noch  kom- 
poniert werden^^^);  wie  schon  oben^"'^)  ausgeführt,  ist  in  diesen 
Fällen  die  Wüstung  die  ursprüngliche  Strafe;  im  Laufe  der 
Entwicklung  hat  sich  hier  in  der  Zeit  der  Ablösbarkeit  der 
Wüstung  die  Komposition  als  Milderung  der  ursprünglichen 
Strafe  eingeschoben  und  mit  dem  Strafverfahren  so  fest  ver- 
bunden ,  daß  sie  nunmehr  als  die  normale  Strafe  erscheint, 
ohne  allerdings  als  absolute  Strafe  sich  durchsetzen  zu  können, 
vielmehr  droht  hier  beim  Unterbleiben  der  Komposition ,  die 
keineswegs  vom  Belieben  des  Missetäters  allein  abhing ^^^), 
immer  noch  die  Strafe  der  Wüstung.  Ob  die  Komposition  bzw. 
Geldstrafe  eintrat,  war  häufig  vom  Vermögen  des  Missetäters 
abhängig:  denn  sein  Xichtkönnen  wurde  seinem  Nichtwollen 
vollauf  gleichgestellt;  so  wurde  z.  B..  um  nur  ein  weniger  be- 
kanntes Beispiel  hervorzuheben,  in  Wilzhut  ein  beim  Jahres- 
dinf?  im  Landgrericht  ausbleibender  Gerichtsraann  um  ein  halbes 
Pfund  Pfennige  gestraft,  aber  „wo  nun  derselbig  ausbleibende 
Gerichtsmann  gar  unvermöglich  wäre,  und  das  halb  Pfund 
pfennig  nicht  zu  erlegen  hätte,  so  soll  ime  der  pfleger  zu  hauß 
und  herberg  ziehen,  und  ime  den  ojBPen  einschlagen'^^"-).    Nach 


365)  Ldfrd.  Augsburg  (1548)  tit.  XIII,  NS.  II,  p.  579. 

3«^)  Vgl.  oben  Noten  319  u.  320. 

»'<>)  Vgl.  oben  S.  899  u.  400. 

"0  Vgl.  iiierzu  schon  Carl  Georg  v.  Wächter,  Beiträge  zur 
Deutschen  Geschichte,  insbesondere  zur  Geschichte  des  deutschen  Straf- 
rechts, Tübingen  1845,  S.  44. 

3'2)  Ehehaftrecht  zu  Wilzhut  art.  2  bei  Grimm,  W^eist.  IK.  S.  680. 
—  Vgl.  auch  u.  a.  altfranzösische  Uebersetzung  des  Stadtrechts  von  Amiens 
(ca.  1209)  art.  16,  wo  der  Hauser  sil  ne  Tarnende  isnelement  par  jugement 
de  commune  mit  Hauswiistung  gestraft  wird,  bei  Thierry,  Amiens  I,  p.  183. 
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vielen  älteren ,  aber  auch  noch  nach  hochraittelalterlichen 
Quellen  ist  die  Kompositionsfrage  in  das  Ermessen  des  Ver- 
letzten gestellt;  diese  Regelung  findet  sich  hinsichtlich  des  hier 
behandelten  Spezialfalles  auch  in  Augsburg^ '^^),  dagegen  konnte 
bei  der  ungeheuren  Mannigfaltigkeit  des  hochmittelalterlichen 
Rechtes  nach  anderen  Quellen  auch  umgekehrt  der  Verletzte 
zur  Annahme  der  Komposition  gezwungen  werden,  ja  im 
Weigerungsfalle  sogar  sein  eigenes  Haus  gewüstet  werden^ '^*). 
Dieser  Typus  der  Verbindung  primärer  Geldstrafe  mit  sekun- 
därer Wüstung  hat  sich  auch  in  manchen  hochmittelalterlichen 
Statutarrechten  Oberitaliens  entwickelt,  wenn  er  hier  auch  teil- 
weise nur  kurze  Zeit  in  Geltung  stand  ^'^^);  nach  manchen 
dieser  Rechte  wurde  im  Falle  der  Nichtzahlung  der  Geldstrafe 
nur  eine  der  Höhe  des  Wertes  derselben  entsprechende  Partial- 
"wüstung  vorgenommen^'^''). 

In  einer  neuzeitigen  Quelle  findet  sich  die  Wüstung  als 
Zwangsmittel  zur  Herstellung  eines  der  Rechtsordnung  ent- 
sprechenden Zustandes  in  sehr  loser  Verbindung  mit  einer  ab- 
solut bestimmten  Geldzahlung.  Der  Reichsfreiherr  Grote  zu 
Schauen  bestimmte  nämlich  im  Jahre  1772  folgendes:  „Da  in 
Erfahrung  gekommen ,  daß  viele  von  hiesigen  Unterthanen, 
welche  keine  oder  doch  Wenige  Ländereien   haben,    und  doch 

'•")  Augsburger  Stadtrecht  (1276),  ed.  Meyer,  art.  9,  p.  23;  dies 
ergibt  sich  aus  den  Worten :  „an  swelhez  er  oder  sin  vriunt  danne  wiset", 
die  Caspar,  Darstellung  des  strafrechtlichen  Inhaltes  des  Schwaben- 
spiegels und  des  Augsburger  Stadtrechts,  Berliner  Diss.  1892,  S.  70, 
Note  59,  übersieht  und  daher  zu  einem  Wahlrecht  des  Missetäters  gelangt. 

''*)  Altfranzösische  Uebersetzung  des  Stadtrechts  von  Amiens  (ca. 
1209)  art.  8  bei  Thierry,  I,  p.  182. 

3'5)  Genua  (1143)  a.  18,  28,  30,  31,  32  in  Mon.  hist.  patr.  I,  p.  242 
«eq.  —  Como  (1292,  1294)  II,  a.  420,  471  in  Mon.  hist.  patr.  XVI,  p.  123 
iseq.  —  Pistoja  (1296)  III,  85,  Statutum  potestatis  com.  Pist,,  ed.  Zdekauer. 
—  Brescia  (saec.  XIII)  a.  125,  130,  134,  135,  179  in  Mon.  hist.  patr,  XVI, 
p.  1584  seq. 

37«)  Parma  (1255)  III,  p.  275,  286,  309.  Mon.  hist.  pert.  ad  Prov. 
Parm.  et  Piacent.  —  Bologna  (1250)  I,  p.  62,  Statuti  di  Bologna  in  Mon. 
ist.  pert.  alle  prov.  della  Romagna. 
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Tauben  halten,  mithin  dadurch  dem  hiesigen  Amte  sowohl, 
als  auch  denen  Frei-  und  Ackerhöfen  sehr  großen  Schaden 
zufügen,  so  wird  hierdurch  ernstlich  und  nachdrücklich  be- 
fohlen, daß  niemanden  als  die  Freihöfe  und  Ackerleute  Tauben 
zu  halten  berechtigt  sein,  die  andern  aber  sämtlich  binnen  hier 
und  bevorstehenden  Martini  solche  abschaffen  sollen ,  in  Ent- 
stehung dessen  soll  diesen  das  Behältniß  der  Tauben  durch 
den  hiesigen  Gerichtsvogt  eingeschlagen  werden  und  haben 
sodann  die  Uebertreter  diesem  vor  jedes  Behältniß  einzuschlagen 
und  einzureißen  4  Ggr.  zu  erlegen"  ^'^).  Wann  die  hier  mit 
der  Partialwüstung  verbundene  Geldzahlung  den  Gebühren- 
charakter angenommen  hat,  ist  beim  Mangel  der  Kenntnis  der 
Vorgeschichte  dieser  Verordnung  nicht  zu  entscheiden;  mit 
Sicherheit  darf  aber  angenommen  werden,  daß  die  Verbindung 
der  Wüstung  mit  einer  Wüstungsgebühr  der  neuzeitlichen  Ent- 
wicklung entstammt. 

Sechstes  Kapitel. 

Einzelne  Anwendungsfälle  der  Wüstung. 

Kein  Geringerer  als  Jakob  Grimm  vertritt  die  Ansicht, 
daß  im  Mittelalter  Buße,  Bann  und  Enthauptung  die  „allein 
praktischen"  Strafen  waren ,  alle  anderen  verweist  er  in  das 
Gebiet  der  unpraktischen  alten  Rechtsbräuche ^^^);  und  doch 
entzieht  dieser  Annahme  schon  allein  die  Tatsache,  daß  zahl- 
reiche Wüstungsurteile  aus  dem  späteren  Mittelalter  erhalten 
geblieben  sind,  jede  sachliche  Grundlage.  In  einem  anderen 
Werke  gibt  dann  auch  Grimm  selbst  zu,  daß  wenigstens  die 
, Zerstörung  der  Wohnungen  von  Kapitalverbrechern  außer  der 
sonst   über    sie    verhängten   Strafe"    im  Mittelalter   üblich  ge- 


^'")  Schauen  (1772  sept.  29)  ar(.  11  der  Verordnung  wegen  des 
Taubenhaltens  in  Jahrbücher  für  die  Preußische  Gesetzgebung  Bd.  43, 
S.  294  (1834). 

^^^)  Grimm,  Ueber  die  Notnunft  an  Frauen.  Zeitschr.  für  deut- 
sches Recht  Bd.  5,  S.  29,  Leipzig  1840. 
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wesen  sei^"*^);  diese  Auffassung  findet  sich  vorher  schon  bei 
Haitau s^^^)  und  hat  nach  ihm  noch  eine  Reihe  von  Ver- 
tretern gefunden;  zuletzt  dürfte  sie  wohl  von  Mayer  ver- 
treten worden  sein;  doch  fügt  dieser  noch  eine  zweite  Kate- 
gorie von  Wüstungsfälleu  hinzu,  nämlich  die  des  prozessualen 
Ungehorsams ^^^).  Immerhin  bedarf  auch  diese  Aufzählung, 
wie  schon  aus  den  bisher  angeführten  Quellenbelegen  hervor- 
geht, einer  Ergänzung,  die  am  einfachsten  und  zweckdien- 
lichsten in  Form  einer  Aufstellung  einer  Auswahl  von  quellen- 
mäßigen Anwendungsfällen  gegeben  wird;  hierbei  kann  es  sich 
der  Natur  der  Sache  nach  nicht  um  eine  lückenlose  Liste  sämt- 
licher zurzeit  bekannter  Wüstungsfälle  handeln,  aus  der  etwa 
in  negativer  Hinsicht  Schlüsse  auf  die  Nichtanwendung  der 
Wüstung  beim  Vorliegen  dieses  oder  jenes  Delikts  in  diesem 
oder  jenem,  sei  es  geographisch,  sei  es  quellenmäßig,  abge- 
grenzten Gebiete  zu  ziehen  wären,  ein  Unterfangen,  das  nicht 
nur  der  heutige  Stand  der  Quellenkunde,  sondern  auch  die 
dem  einzelnen  Forscher  verfügbare  Zeit  als  unmöglich  er- 
scheinen läßt;  vielmehr  können  hierbei  nur  typische  Anwen- 
dungsfälle hervorgehoben  werden,  aus  denen  sich  ergibt,  daß 
die  Wüstung  beim  Vorliegen  dieses  oder  jenes  Tatbestandes 
in  historischer  Zeit  Anwendung  gefunden  hat.  Ob  hierbei 
Total-  oder  Partialwüstung  stattgefunden  hat,  ist  für  den  vor- 
liegenden Zweck  von  geringem  Belang ^^^);  dagegen  bedürfen 

^'*)  Grimm,  Deutsche  Rechtsaltertümer  2,  S.  730,  Göttingen  1854;. 

^'®)  Haltaus,  Glossarium  Gerraanicum  medii  aevi,  col.  835,  Lip- 
siae  MDCCLVIII. 

^*0  Ernst  Mayer,  Deutsche  und  Französische  Verfassungs- 
geschichte Bd.  I,  p.  207,  Leipzig  1899. 

'^^)  Auch  das  Moment  der  Ablösbarkeit,  das  nicht  einmal  den 
Charakter  des  crimen  capitale  benimmt  —  vgl.  Brunn  er,  RG.  II, 
S.  539  — ,  kann  hier  außer  Betracht  bleiben,  wie  auch  die  primäre  oder 
sekundäre  Androhung  der  Wüstung,  abgesehen  von  den  Fugitivus-  und 
Kontumazfällen,  sowie  die  Kumulation  mit  anderen  Strafen,  für  den  hier 
verfolgten  Zweck  gleichgültig  ist;  denn  alle  diese  Momente  alterieren 
den  relevanten  Tatbestand  und  seinen  strafrechtlichen  Spezialcharakter 
in  keiner  Weise. 
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die  Fälle  des  Ungehorsams  im  weitesten  Sinne  einer  besonderen 
Erörterung. 

Angesichts  der  Tatsache,  daß  die  Wüstung  eine  Art  der 
vermögensrechtlichen  Friedlosigkeit  ist  und  in  früheren  Perioden 
der  Rechtsentwicklung  einen  wesentlichen  Bestandteil  der  Acht 
bildete,  ist  es  leicht  zu  verstehen,  daß  auch  im  Hochmittel- 
alter gerade  bei  Kapitalverbrechen  oder  Achtsachen,  deren 
Kreis  allerdings  historisch  und  lokal  verschieden  abzugrenzen 
ist,  sich  die  Wüstung  noch  relativ  häufig  als  Missetatsfolge 
und  zwar  sowohl  als  rechtlicher  Bestandteil  des  Achtverfahrens, 
als  auch  als  selbständige  Strafe  findet^^^). 

Mord.  So  wurden  im  Jahre  1163  wegen  Ermordung  des 
Erzbischofs  Arnold  von  Mainz  die  Stadtmauern  gewüstet ^^^); 
nach  friesischem  Recht  wurde  das  Haus  des  Mörders  ge- 
wüstet^^^),  nach  ditmarsischem  Recht  fand  Brandwüstung  des 
im  Eigentum  des  Mörders  stehenden  Hauses  statt ^^^).  Die 
Häuser  derjenigen,  die  am  2.  März  1126  Karl  den  Guten  in 
der  Donatuskirche  in  Brügge  ermordeten ,  wurden  nieder- 
gebrannt^^').   Dieselbe  Form  der  Wüstung  wird  bei  Mord  um 


•"'^')  Die  Fälle,  in  denen  zwar  ein  Kapitalverbrechen  vorliegt,  gleich- 
zeitig aber  Flucht  oder  Kontumaz  des  von  der  Wüstung  Betroffenen  zu 
erkennen  ist,  werden  unten  S.  460  ff.  ihre  Erörterung  finden,  da  es  immer- 
hin zweifelhaft  sein  kann,  ob  das  eine  oder  andere  Moment  für  die  Vor- 
nahme der  Wüstung  maßgebend  ist. 

384)  0.  Franklin,  Reichshofgericht  I,  S.  81  f.,  Note  3,  gibt  eine 
Zusammenstellung  der  Quellen ;  so  mannigfache  Abweichungen  diese 
auch  in  den  hier  nicht  interessierenden  Einzelausführungen  aufweisen, 
berichten  sie  doch  ausnahmslos  über  die  Zerstörung  der  Stadtmauern 
und  zeigen  damit,  daß  in  der  Praxis  tatsächlich  die  Wüstungsstrafe  auch 
über  Städte  verhängt  wurde;  vgl.  auch  Annal.  S.  Blasii  Brunsvicensium 
Major,  fragm.  anno  1160  u.  1163  in  MGSS.  XXX,  1,  p.  19. 

385)  Vgl.  Fries.  Edikt  (1118)  bei  Grimm,  RA^.  S.  730. 

386)  Vgl.  Westphalen,  Mon.  inedit.  rer.  Cimbr.  III,  p.  1738  (1447) 
art.  69  und  dazu  Dreyer,  Miscellen  III,  S.  81. 

^*0  ^^S^-  Peter  d'Oudegherst,  Chronique  et  Annales  de  Flandre, 
Anvers  1571,  p.  378;  zu  Warnkönigs  Zeiten  zeigte  man  noch  die  an- 
geblich   von    dieser    Wüstung    herrührenden    öden    Plätze ;    vgl.    hierzu 


Die  Wüstung.  415 

die  Jahre  1237 — 1250  für  die  Grafschaft  Artois  mehrfach  be- 
zeugt^ ^^);  auch  manche  nordfranzösische  Stadtrechte,  wie  z.  B. 
das  von  Saint-Quentiu,  wenden  bei  diesem  Delikt  die  Haus- 
wüstung an^^^);  Beaumanoir  kennt  Brand  oder  Bruch  als 
Strafe  des  Mordes^^^).  Die  Olim  verzeichnen  eine  Wüstung 
wegen  Mordes  in  der  Gegend  von  Mouy  aus  dem  Anfang 
der  sechziger  Jahre  des  13.  Jahrhunderts^^ ^).  Mannigfach 
wenden  die  italienischen  Statutarrechte  die  Wüstung  als  Strafe 
des  Mordes  in  verschiedenartigen  Formen  an,  so  das  von  Genua, 
Bergamo,  Verona,  Brescia,  Viterbo,  Parma,  Novara,  Carpi, 
Florenz,  Perugia,  Orvieto  u.  a.  m.^^^). 

Totschlag.  Verhältnismäßig  spärlich  findet  sich  in  den 
mittelalterlichen  Quellen  die  generelle  Androhung  der  Wüstung 
beim  Totschlag,   obwohl   gerade   dieses  Delikt   das   gebräuch- 


L.  A.  Warnkönig,  Flandrische  Staats-  und  Rechtsgeschichte  I,  Tübingen 
1835,  S.  135  f. 

388)  Vgl.  Boutaric,  Actes  du  Parlement  I,  p.  CCCXII  f.,  no.  27, 
Enquete  entre  la  comtesse  d'Artois  et  l'avoue  de  Bethune  au  sujet  de 
la  justice  dans  l'aleu  de  Saint- Waast. 

389)  Charta  Philippi-Augusti  (1195)  pro  Communia  Sanquintini  bei 
Du  Gange  v.  condemnare  col.  1266. 

3^°)  Beaumanoir,  ed.  Beugnot,  c.  52,  §  17.  —  Hausbruch  und 
Feldwüstung  findet  sich  Etabl.  II,  c.  36,  ed.  Viollet,  p.  459. 

»»0  Olina  I,  p.  538,  IV  (1262  nov.  8);  vgl.  dazu  Boutaric,  Actes 
du  Pari.  I,  p.  62,  no.  683. 

392)  Genua  (1143)  art.  10.  Mon.  hist.  patr.  I,  p.  242  und  (1498)  in 
Statuta  et  decreta  communis  Genuae  (Bologna  1498),  capit.  crim.  fol.  6.  — 
Bergamo  (XIII)  IX,  69  in  Statuta  civ.  Pergami,  Mon.  hist.  patr.  XVI, 
p.  1921  f.  —  Verona  (1228)  c.  83  in  Campagnola,  liber  juris  civilis  urbis 
Veronae  1728.  —  Brescia  (1247)  in  Statuti  del  secolo  XIII  in  Mon. 
hist.  patr.  XVI,  p.  1584.  —  Viterbo  (1251),  IV,  20  in  Statuti  di  Viterbo, 
Croniche  e  Statuti  della  cittä  di  Viterbo,  ed.  Campi  1872.  —  Parma 
(1255)  in  Mon.  hist.  ad  prov.  Parm.  et  Piacent.  pert.  III,  p.  279  f.  — 
Novara  (1277)  c.  97  in  Statuta  communitatis  Novariae,  Novara  1879.  — 
Garpi  (1353)  in  Statuta  civitatis  Carpi,  Mutinae  1884,  p.  46.  —  Florenz 
(1415)  Statuta  populi  et  communitatis  Florentiae  III,  124,  125;  IV,  75.  — 
Perugia  (1520)  in  Statuta  Auguste  Perusie  HI,  14,  Perugia  1528.  —  Orvieto 
(1581)  III,  70  in  Statutorum  civitatis  urbis  veteris  volumen,  ßomae  1581. 
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liebste  Paradigma  für  die  Behandlung  der  Kapitalsacben  in 
dieser  Zeit  bildet;  diese  Erscheinung  dürfte  sieb  zum  Teil  da- 
durch erklären,  daß  die  Quellen  mit  Vorliebe  eine  Darstellung 
des  ordentlichen  Verfahrens  umgeben  und  statt  dessen  das 
Ungeborsamsverfabren  als  Regelfall  betrachten,  eine  Tatsache, 
die  sich  unschwer  als  Nachwirkung  der  in  fränkischer  Zeit 
erfolgten  Reaktion  gegen  vorfränkische  Rechtszustände  erkennen 
läßt;  zum  Teil  ist  diese  Erscheinung  wohl  aber  auch  dadurch 
bedingt,  daß  man  sich  manchenorts  daran  gewöhnte,  die 
Wüstung  als  durch  den  Ungehorsam  oder  die  Flucht  veran- 
laßte  und  mit  ihnen  ohne  Rücksicht  auf  den  sonstigen  materiellen 
Tatbestand  verknüpfte  Strafe  besonderer  Art  zu  betrachten, 
weil  sie  eben  schon  seit  unvordenklicher  Zeit  regelmäßig  nur 
im  Zusammenhang  mit  dem  Ungehorsam  oder  der  Flucht  er- 
wähnt wurde .  und  daß  man  sie  demgemäß  nicht  mehr  im 
ordentlichen  Verfahren  anwandte ^^^);  so  wird  denn  auch  die 
Wüstung  verhältnismäßig  häufig  als  Strafe  des  ungehorsamen 
oder  flüchtigen  Totschlägers  behandelt.  Ohne  Einschränkung 
findet  sie  sich  als  Strafe  des  Totschlags  in  Regensburg^^"),  in 
Augsburg^^^),  in  Luzern^^^),   in  Zürich^^'),  in  Deutz^^^),  in 


393)  Vgl.  unten  S.  460  ff. 

'^0  Regensburger  Stadtrecht  (1230)  art.  2  in  Gaupp,  Deutsche 
Stadtrechte  des  Mittelalters,  I,  S.  168;  auch  in  Lünig,  RA.  P.  Spec. 
Cont.  IV,  P.  III,  p.  262;  vgl.  dazu  Dreyer,  Mise.  III,  §  3,  p.  84. 

"')  Augsburger  Stadtreclit  (1276),  ed.  Mej-er,  art.  9,  §  1,  p.  23; 
vgl,  dazu  oben  Note  378,  Walch,  Vermischte  Bey träge  zum  teutschen 
Recht,  IV,  p.  30,  Dreyer,  Mise.  III,  §  2,  p.  81  und  Haltaus,  Glossa- 
rium 1758,  col.  836. 

^'^)  Luzeru,  Geschworener  Brief  (1252)  in  Geschichtsfreund,  I,  S.  180; 
vgl.  dazu  Osenbrüggen,  Das  alamannische  Strafrecht,  SchaCfhausen 
1860,  S.  223.  Die  Ausdehnung  auf  den  Fugitivus  erklärt  sich  stilistisch 
wohl  als  späterer  Zusatz  zu  dem  früheren  ursprünglichen  Text,  dessen 
Redaktion  aber  mir  unzugänglich  war. 

5»')  Richtebrief  von  Zürich  (1302)  in  Helvetische  Bibliothek  II,  p.  15; 
vgl.  dazu  Dreyer,  Mise.  III,  §  2,  p.  82. 

3")  Weistum  zu  Deiitz  (1386)  in  Grimm,  Weistümer  III,  S.  6; 
vgl.  Kindlinger,  Sammlung  S.  135. 
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der  Gegend  von  Klingenberg  am  Main^^^),  in  Eisenacli*'^^),  in 
der  Gegend  von  Paderborn *^^);  dagegen  kennt  das  friesische 
Hecht  diese  Totschlagsstrafe  nur  bei  der  durch  Bruch  eines 
höheren  Sonderfriedens  qualifizierten  Missetat'^ ^^),  während  in 
Gent  die  Wüstung  schon  beim  nicht  qualifizierten  Totschlag 
eintrat^^^).  Dies  ist  auch  im  gemeinfranzösischen  Recht  regel- 
mäßig der  Fall,  so  z.  B.  in  Abbeville,  Tournai,  Peronne,  Roye, 
Courtray  u.  a.  ra.*^*),  und  stand  dort  in  lebendiger  Rechts- 
übung,   wie  Parlamentsakten   und  Rechtsbücher   be weisen *^^). 


399)  Weistum  der  Cent  zu  der  Eiche  (s.  a)  in  Grimm,  Weistümer 
ni.  p.  556. 

^°")  Das  Eisenacher  Stadtrecht  (1283)  bei  Gaupp,  I.e.  I,  p.  199, 
art.  4,  hebt  diese  Strafe  auf. 

^•»O  Vita  Meinwerci  c.  101  in  MGSS.  XI,  p.  128  (ine.  XI);  die 
Wüstung  findet  hier  nicht,  wie  Mayer,  Deutsche  und  Französische  VG.  I, 
S.  206,  irrtümlich  annimmt,  vvaiilweise  mit  Fronung  statt. 

*''')  Stadtrecht  von  Stavern  (1292)  in  Schotanus  seltener  Bescry- 
vinge  der  Heerlicheyden  von  Friesland,  S.  193;  vgl,  dazuDreyer,  Mise. 
III,  p.  81  und  His,  StrR.  der  Friesen,  p.  180.  —  Leges  üpstalbomicae 
(1323  sept.  18)  art.  18  in  v.  Rieht  ho  fens  Unters.  I,  p.  258;  auch  bei 
Grimm,  RA. 2,  p.  730.  —  Brokmerbrief,  §§  47,  148,  217  f.,  220  in  v.  Rieht- 
hofen,  RQ.  p.  157,  171,  180  f.;  vgl.  dazu  His,  I.e.  p.  259.  —  Rü- 
stringen (1327),  §  46  in  v.  Richthofens  RQ.,  p.  541.  —  Fivelgoer  Deich- 
ordnung (1396)  in  Oorkondenboek  van  Groningen  en  Drente,  II,  ed.  Block, 
Feitz,  Grata ma,  p.  195,  no.  918. 

^''^)  Rotulus  sub  Domine  Abbate  S.  Petri  iuxta  Gandam  existens 
(XIII)  bei  Warnkönig,  1.  c.  III,  Anhang  p.  61,  no.  44,  §§  1,  2  u.  4. 

'»<>^)  Charte  d' Abbeville  (1183)  art.  20  in  Rec.  des  Ord.  des  Roys 
de  France  IV,  p.  55.  —  Tournai  (1187)  art.  1  in  D'Achery,  Spicilegium 
III,  Parisiis  1723,  p.  551.  —  Peronne  bei  Vi  oll  et,  Etablissements  III, 
p.  291.  —  Roye  bei  Vi  oll  et,  1.  c.  IV,  p.  315.  —  Keure  der  Stadt  Courtrai, 
gegeben  von  Graf  Ludwig  I.  von  Flandern  (1324)  c.  6  bei  Warnkönig,  II, 
Anhang  p.  141,  no.  205. 

*"^)  Enquete  betr.  Gagny  (1224  märz)  bei  Boutaric,  Actes  du 
Pari.  I,  p.  CCCII,  no.  12.  —  Olim  I,  p.  55,  V  (1258  sept.  15);  vgl.  dazu 
Boutaric,  1.  c.  I,  p.  22,  no.  271.  —  Olim  I,  p.  55,  VI  (1258  sept.  15).  — 
Olim  I,  p.  820,  XV  (1270  nov.  11);  vgl.  dazu  Boutaric,  1.  c.  I,  p.  150, 
no.  1593.  —  Beaumanoir,  ed.  Beug  not,  c.  52,  §  17.  —  Etablissements  II, 
c.  36,  ed.  VioUet,  II,  p.  460. 
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Nach  einiofen  italienischen  Statutarrechten  ist  die  Wüstuuf? 
ebenfalls  regelmäßige  Folge  des  Totschlags,  so  z.  B.  nach  dem 
Recht  von  Genua,  Chianciano  und  Modena^^^).  Vielleicht  ist 
die  Annahme,  daß  in  den  Gebieten,  in  welchen  beim  einfachen 
Totschlag  gewüstet  wurde,  auch  beim  qualifizierten  Totschlag 
und  beim  Mord  Wüstung  eintrat,  nicht  ganz  unberechtigt,  je- 
doch fehlen  hierfür  ausreichende  Quellenbelege;  dagegen  dürfte 
ein  Schluß  auf  das  Vorkommen  der  Wüstung  bei  anderen 
Kapitalsacheu  von  der  Anwendung  der  Wüstung  beim  Tot- 
schlag trotz  der  paradigmatischen  Stellung  des  Totschlags  in 
der  Technik  der  Quellenaufzeichnung  nicht  nur  für  das  Spät- 
mittelalter, sondern  auch  für  das  Hochmittelalter  mangels 
weiterer  Quellenbelege  in  Anbetracht  der  kasuistischen  Form 
der  Ueberlieferung  und  der  mannigfachen  anders  gearteten 
Behandlung  der  übrigen  Kapitalsachen  als  zu  weitgehend  ab- 
zulehnen sein,  zumal  da  ja  auch  die  äußerst  seltenen  Ver- 
weisungen sich  auf  einzeln  aufgezählte  Missetaten  beziehen^ °^) 
und  niemals  allgemeinen  Charakter  aufweisen. 

Raub.  Am  lebendigsten  hat  sich  in  Deutschland  bis  auf 
den  heutigen  Tag  die  Erinnerung  an  die  Anwendung  der 
Wüstung  als  Strafe  des  Raubes  erhalten;  diese  Tatsache  findet 
ihre  Erklärung  nicht  nur  in  der  traditionellen  Ueberlieferung 
diesbezüglicher  Sagen,  sondern  auch  in  dem  Umstände,  daß 
vom  Hochmittelalter  bis  in  die  Neuzeit  hinein  bei  diesem  in 
jenen  Zeiten  sehr  häufigen  Delikt  unendlich  oft  und  mit  dem 
Aufgebot  großer  Volksmassen  gewüstet  wurde  und  daß  weit- 
hin sichtbare  Spuren  dieser  Vollstreckungshandlungen  sich  noch 


*^^)  Genua  (1143)  art.  26,  27  in  Mon.  bist.  patr.  I,  p.  242  f.  ^ 
Chianciano  (1287)  art.  229  in  Gli  statuti  di  Chianciano,  ed.  Furai,  Or- 
vieto  1874.  —  Modena  (1327)  IV,  13  in  Statuta  civitatis  Mutinae,  Monu- 
menti  di  Storia  patria  delle  provincie  Modenesi,  Parma  1864. 

^07)  Vgl.  z.  B  Etabl.  II,  c.  36,  ed.  Vidi  et,  II,  p.  461,  wo  mit  den 
Worten  :  „et  de  plusors  autres  cas,  si  comme  nos  avons  dit  desus,  en 
l'usage  d'Orlenois,"  auf  die  kasuistische  Aufzählung  in  Etabl.  II,  c.  S, 
1.  c,  p.  343  verwiesen  wird. 
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bis  in  unsere  Zeit  in  den  hochragenden  Trümmern   zerstörter 

„Raubhäuser"  erhalten  haben^^^).    Schon  aus  dem  ersten  Drittel 

des  12.  Jahrhunderts  wird  von  Heinrich  dem  Stolzen  berichtet: 

„Pacem  firmissimam    omnibus   annuntiavit   et  juramento    con- 

firmari  praecepit.    Et  sie  ...  .  munitiones  ac  villas  praedonum 

et  proscriptorum  per  totam  provinciam  devastat"^^^),  und  über 

Friedrich  I.  sagt  ein  Gedicht: 

„Adde,  quod  invictus  discurrens  undique  Caesar 
Praedonum  castella  jiigis  horrentia  summis, 
Et  vix  spectandas  celsis  in  rupibus  arces 
Expugnare  manu,  sparsisque  evertere  muris 
Urere  vel  flammis  avide  properabat  et  ipsos 
Artifices  scelerum  regni  turbare  quietem 
Et  miseros  crebris  solitos  spoiiare  rapinis 
Vel  cruce  vel  gladio  vel  longo  carceris  usu 
Perdere  gaudebat  non  exorabilis  ultor"*^^). 

Von  Friedrich  IL  erzählt  Rudbert  um  das  Jahr  1235 
nach  dem  Mainzer  Landfrieden:  „colloquium  in  Augusta  cele- 
brans  multos  raalefactores  Bavariae  et  castra  proscripsit"*^^), 
was  die  Wüstung  zur  Folge  hatte  *^^).  Die  Bestrafung  der- 
artiger Räubereien  fand  ihren  natürlichen  Niederschlag  in  ein- 
zelnen Bestimmungen  der  Landfriedensgesetze  und  in  den 
Rechtsbüchern  des  13.  Jahrhunderts,  so  im  österreichischen 
Landrecht^^^),  in  den  beiden  bayerischen  Landfrieden*^*),  im 

^<>»)  So  belegt  z.B.  Haltaus,  Glossar.  1758,  col.  836,  seine  Be- 
hauptung der  Anwendung  der  Wüstungsstrafe  bei  der  rapina  nur  mit 
dem  Hinweis:   „ut  testantur  tot  castra  praedonum  destructa." 

^09)  Historia  Well'orura  Weingartensis  c.  16  in  M'iSS.  XXI,  p.  463; 
vgl.  Ludwig  Ritter  v.  Rockinger,  Denkmäler  des  baierischen  Landes- 
rechts II,  1,  München   1891,  p.  6. 

^^®)  Güntherus  Hb.  5.  Ligurini  Vers.  212  seq.;  vgl.  Hering,  De 
Castris  §  8. 

^'0  Annales  Rudberti  Salisburgensis  in  MGSS.  XI,  p.  786;  vgl. 
Rockinger,  1.  c.  p.  10. 

*i2)  Vgl.  z.  B.  Pax  Bawarica  (1256  ante  nov.  11)  c.  16  in  MGLL. 
Const.  II,  no.  438,  p.  598.  —  SchwaSp.  LdR.,  Goldast,  c.  153,  p.  69, 
Wackernagel,  c.  208,  p.  200,  Laßberg,  c.  253,  p.  114  u.  a.  m. 

*^')  Oesterreichisches  Landesrecht  (1286/7)  art.  67,  bei  Altmann 
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sog.  Schwabenspiegel'^^^)  u.  a.  m.  Bekannt  ist  auch  das  Weis- 
tum,  nach  dem  die  Burg  Stackehiberg  wegen  der  aus  derselben 
erfolgten  Räubereien  zerstört  und  nie  wieder  aufgebaut  werden 
soll*^^),  wie  König  Rudolf  überhaupt  sehr  energisch  gegen  die 
Raubhäuser  vorging ^^'^),  soll  er  doch  nach  Meckbachs  aller- 
dings unkontrollierbaren  Angaben  allein  in  Thüringen  66  Raub- 
schlösser gewüstet  haben^^^).  In  den  Bahnen  seines  Vor- 
gängers scheint  sich  auch  Adolf  von  Nassau  bewegt  zu  haben, 
der  einem  Grafen ,  der  eine  von  Räubern  verlassene  Burg  in 
Besitz  genommen  und  von  ihr  aus  das  Land  verwüstet  hatte, 
im  Wiederholungsfalle  „digna  talio"  in  Aussicht  stellte *^^), 
was  nach  den  Rechtsanschauungen  dieser  Zeit  nichts  anderes 
als  Wüstung  in  Verbindung  mit  den  üblichen  anderen  Strafen 


und  Bern  heim,  Urkunden^,  p.  303.  —  Oesterreichisches  Landrecht, 
Wiener  Handschrift  foL  265b,  §  86,  bei  Hasenöhrl,  Oesterreichisches 
Landesrecht,  Wien  1867,  p.  277.    —    Vgl.  auch  SaSp.  LdR.  II,  68  u.  72. 

*!*)  Fax  Bawarica  (1244  ante  iul.  25)  MGLL.  Sect.  IV.  Const.  II, 
HO.  427,  c.  13,  p.  573;  vgh  auch  c.  26,  p.  574.  —  Fax  Bawarica  (1256 
ante  nov.  11)  MGLL.  Sect.  IV,   Const.  II,   no.  438,  c.  13,  16,  7,  p.  597  ff. 

"^)  SchwaSp.  LdR.,  Goldast,  c.  153,  p.  69,  Wackernagel, 
c.  208,  p.  200,  Laßberg,  c.  253,  p.  114. 

*^^)  Bei  Franklin,  Sententiae  curiae  regis,  Hannover  1870, 
no.  CLXXIII  (1275);   vgl.  auch   die  dort  angeführten  weiteren  Beispiele. 

^^^)  So  berichtet  die  Colmarische  Chronik,  bei  Lehmann,  Chronic. 
Spir.  lib.  V,  c.  115,  p.  570,  daß  er  um  Martini  1284  ,von  Wormbs  vor 
Waldeck  verrückt  und  fünff  Raubhäusser  in  Schwaben  verstört",  und  die 
Chron.  Eccl.  Wimpinensis  cont.  Dytlieri  de  Helmestat  c.  20  in  MGSS. 
XXX,  1,  p.  671  besagt  zum  Jahre  1290  mit  Beziehung  auf  Rudolf  I: 
„Destructis  predonum  multis  munitionibus  et  castris,  ac  pace  et  quiete 
toti  regno  Allemanie  strenuissirae  reformatis."  In  derselben  Weise  schil- 
dern di  Gesta  Boemundi  Archiepiscopi  treverensis,  MGSS.  XXIV,  p.  475, 
in  dem  De  morte  Rudulphi  regis  überschriebenen  c.  22  die  Tätigkeit 
Rudolfs  mit  dem  kurzen  Satze:  ,Rudolphus,  qui  multa  castra  predonum 
deiecit." 

*^^)  Meckbach,  Anmerkungen  zum  Sachsenspiegel  S.  618  zu 
SaSp.  LdR.  II,  72. 

*^*)  Vgl.  Winkelmann,  Acta  Imperii  II,  no.  250,  p.  177;  die  Ur- 
kunde ist  leider  nur  als  Formular  erhalten. 
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des  Raubes  bedeutete.  Im  Jahre  1299  zerstörte  der  Erz- 
bischof Boemund  von  Trier  die  Burg  Schwarzenberg,  ne  de 
cetero  ibi  latescant  vispiliones'*^^).  Diese  Wüstungen  von  Raub- 
häusern beschäftigen  das  ganze  spätere  Mittelalter  Kaiser  und 
Reich,  wie  die  nunmehr  erstarkenden  Landesherren  und  Land- 
friedensorgane; so  hat  z.  B.  Karl  IV.  „durch  Nutz  und  Noth- 
durift  der  Strassen  und  des  Landes"  die  Häuser  von  Newen- 
hofF  und  Affelterloch  wegen  „groß  Gewalt,  Uebergriff  und 
Unrecht",  das  von  ihnen  der  Stadt  und  den  Bürgern  von  Speyer 
geschehen  ist,  „gemeiniglich  zerbrochen" ^2^).  Besondere  Ver- 
dienste um  die  Bekämpfung  der  Räuberei  hat  sich  auch  Fried- 
rich L,  Pfalzgraf  bei  Rhein,  erworben,  auf  dessen  Grabstein 
„haec  laus  inter  alia  inscripta  legitur  :  Fulmen  praedonum"  *^^), 
weil  er  zahllose  Raubschlösser  dem  Erdboden  gleichmachte. 
Zur  Zeit  des  Schwäbischen  Bundes  sollen  mehr  als  140  arces 
praedonum  gewüstet  worden  sein''^^^).  In  Mähren  wurde  im 
Jahre  1402  auf  Grund  des  „Greinens"  das  Haus  Hohenau  ge- 
wonnen, wobei  man  45  Räuber  fing,  und  samt  den  Häusern 
der  entronnenen  Knappen  niedergebrochen^^*).  Bei  diesen  Ver- 
hältnissen kann  man  dem  harten  Urteil  des  Campanus:  „Poteu- 
tissima  Germania  est,  et  potentissima  et  nobilissima,  sed  ea 
nunc  unum  latrocinium  est,  et  ille  inter  nobiles  gloriosior  qui 
rapacior" '^^^),    sicherlich    nicht   alle    Berechtigung   absprechen, 


■*^**)  Gesta  Boemundi  Archiepiscopi  Treverensis  c.  14.  De  destruc- 
tione  castri  Nigri-montis  in  MGSS.  XXIV,  p.  472  (1299  [?]  aug.  17  bis 
sept.  24). 

^21)  ü.  Karl  IV.  (Spe3^er  1349  apr.  3)  bei  Limnaeus,  Ju8  Publ. 
1.  7,  c.  46,  no.  8,  p.  443;  aucii  Lünig,  RA.  vol.  14,  no.  49,  p.  487  und 
Londorp,  Act.  Publ.  t.  1,  1.  2,  c.  18,  Beilage  H,  p.  401.  —  Vgl.  auch 
unten  Note  722. 

*22j  Yg]^  Wimphelingius,  Epitome  rer.  Germ.  c.  55  bei  Klockius, 
Tractatu8  de  contributionibus  c.  9,  no.  12,  p.  192. 

^2^)  Crusius  bei  Datt,  De  pace  publica  1.  1,  c.  1,  §49. 

*'^*}  Appendix  zu  Gr.  Hagens  Chronica  des  Landes  Oesterreich  bei 
Fez,  Scriptores  rer.  Austriac.  I,  p.  1165. 

*'^^)  Bei  Freher,  in  Scriptores  Germ.  t.  II,  p.  294. 
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wenn  es  auch  stark  übertreiben  mag;  denn  es  entspricht  dnreh- 
aas  der  geschichtlichen  Wirklichkeit,  daß,  wie  Ky  Hing  er 
berichtet,  „quidam  maleferiati  praedandi  causa  arces  communes 
faciebanfc,  ut  conjunctarum  virium  robori  confidentes  impune 
grassarentur"*^^),  eine  Tatsache,  die  insbesondere  durch  die 
in  den  Reichslandfrieden  des  15.  und  16.  Jahrhunderts  stereo- 
typ wiederkehrenden  Bestimmungen:  „wider  der  Ganerben 
Schloss"  bewiesen  wird,  die  sich  gegen  „mannigfaltige  Be- 
schädigung, Fähen,  Raub,  Nahm*  aus  der  „gemeinen  Ganerben 
Schloß''  richten  und  die  Strafe  der  Wüstung  androhen*^ '^). 
Wie  im  Deutschen  Reiche,  so  stand  auch  in  Frankreich  die 
Wüstung  als  Strafe  des  Raubes  in  Uebung.  Schon  die  älteste 
Keure  von  St.  Omer,  bei  der  allerdings,  wie  oben^^^)  ausge- 
führt, das  Rachemoment  noch  ungemein  stark  hervortritt,  wendet 
Brand  und  Bruch  in  diesem  Falle  an*-^),  während  man  in 
Laon  Häuser  und  Felder  wüstet ^^^).  Nach  dem  Stadtrecht 
von  Soissons  und  seinen  Tochterrechten  wird  das  receptaculum 
der  Räuber  gewüstet ^^^).  Dem  Zuge  der  Zeit  folgend  hat 
diese  Rechtsübung  auch,  wie  in  Deutschland,  in  den  Rechts- 
büchern ihre  Spuren  hinterlassen,  so,  um  nur  ein  Beispiel  zu 
erwähnen,    in    den   das    ältere  Recht   von  Anjou   und   Orleans 


^■^^)  Kyllinger,  De  ganerbis  castrorum,  disc.  5,  §  7,  p.  71,  Tü- 
bingen 1620. 

■*■-"}  Vgl.  die  bei  Kyllinger,  1.  c,  §§  8  u.  9  angeführten  Gesetze. 

*-^)  Vgl.  oben  Note  183  u.  203. 

*^^)  St.  Omer  (1127j  §  20  bei  Warnkönig.  1.  c.  I,  Anhang  no.  9, 
p.  29;  vgl.  dazu  Warnkönig,  III,  p.  322,  Kote  906. 

^3*')  Laon  (1128)  art.  2  in  D'Achery,  Spicilegium  III,  p.  481. 

*'0  Soissons  (1181)  art.  7,  Vailli  und  Conde  (1187)  art.  6  u.  7  in 
D'Achery,  Spicilegium  III,  p.  457;  die  hier  gewählte  Bezeichnung  der 
Tat  als  iniuria  kann,  wie  sich  aus  einer  Vergleichung  mit  den  Note  429 
und  430  angeführten  Stadtrechten  und  mit  Olim  III,  p.  175,  XXXIV' 
(1306  iuni  1}  ergibt,  nur  als  Raub  gedeutet  werden.  Im  übrigen  bietet 
diese  Bestimmung  eine  interessante  Parallele  zu  der  in  Note  413  ange- 
führten Bestimmung  des  Oesterreichischen  Landesrechts,  wenn  sie  auch 
nicht  alle  dort  erwähnten  Eventualitäten  erörtert. 
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darstellenden  Coutumes*^^),  nach  denen  Haus-  und  Feldwüstung 
eintritt.  Wie  die  Rechtsprechung  des  Pariser  Parlaments  er- 
kennen läßt,  ging  man  auch  hier  mit  der  Wüstungsstrafe  gegen 
die  Raubhäuser  vor*^^).  Nach  den  italienischen  Statutarrechten 
hatte  der  Raub,  sei  es  nun  Straßenraub,  sei  es  Gewalttätig- 
keit eines  Magnas,  ebenfalls  die   Wüstung  zur  Folge^^*). 

Diebstahl.  Verwandt  mit  dem  Raub  ist  der  Diebstahl 
des  mittelalterlichen  Rechts,  dessen  Begriff  weiter  ist  als  der 
des  modernen  Rechts,  zumal  er  ja  auch  insbesondere  die  Unter- 
schlagung und  teilweise  auch  den  Menschenraub  mit  umfaßt^ ^^); 
daß  die  Anwendung  oder  Androhung  der  Wüstungsstrafe  bei 
ihm  seltener  in  den  Quellen  erwähnt  wird,  mag  einerseits  seinen 
Grund  darin  haben,  daß  er  nur  nach  wenigen  Rechten  zu  den 
Kapitalsachen  gerechnet  wurde,  und  anderseits  sich  vielleicht 
daraus  erklären,  daß  er  vom  Raub  nicht  immer  scharf  unter- 
schieden wurde  und  daher  wohl  manchmal  diesem  in  der  straf- 
rechtlichen Behandlung  gleichgestellt  wurde,  so  z.  B.  in  der 
oben*^")  zitierten  österreichischen  Quelle,  in  der  die  Ausdrücke 
„diep"  und  „rauber"  promiscue  gebraucht  werden  und  die 
Häuser  der  Missetäter  unterschiedslos  niedergebrochen  werden. 
Ausdrücklich  wird  die  Wüstung  im  friesischen  Recht  als  Strafe 
des  Diebstahls  mehrfach  angedroht,  so  in  Longewold,  Seeland 
und  im  älteren  Recht  von  Wiarden  im  Wangerland"^^^),  dabei 


*^^)  Coutume  de  Touraine- Anjou  c.  19  in  Viollet,  Etabl.  III, 
p.  11.  —  Etablissements  I,  c.  28,  ed.  Viollet,  11,  p.  38—41;  vgl.  dazu 
Stein,  Geschichte  des  französischen  Strafrechts  und  des  Prozesses,  Basel 
1846,  S.  180.  —  Etablissements  II,  c.  86,  ed.  Viollet,  11,  p.  459  ff. 

^33)  Vgl.  z.  B.  Olim  III,  p.  175,  XXXIV  (1306  iuni  1)  aus  der  Gegend 
von  Tours. 

^34)  Vgl.  Parma  (1255)  III,  p.  285  und  (1816)  III,  p.  281  in  Mon. 
bist,  ad  prov.  Parmens.  et.  Placentin.  pertinentia. 

43Ö-)  Ygj  iiierüber  C.  J.  Caspar,  Darstellung  des  strafrechtlichen 
Inhalts  des  Schwabenspiegels  und  des  Augsburger  Stadtrechts,  Diss., 
Berlin  1892,  S.  29. 

^26)  Vgl.  oben  Note  424. 

"37)  Longewolder  Küren  (1250)  §§  21  u.  22  in  Richthofen,  RQ, 
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wird    der  Begünstiger,  wie    anderwärts^ ^^)    der  Anstifter   und 
Gehilfe  dem  Täter  gleichgestellt. 

Brandstiftung.  Auffallend  selten  wird  in  den  Quellen 
des  Hochmittelalters  die  Brandstiftung  als  wüstungswürdige 
Tat  erwähnt;  diese  Tatsache  gibt  Anlaß  zu  den  verschieden- 
artigsten Vermutungen,  ohne  jedoch  ein  befriedigendes  und 
sicheres  Resultat  zu  ermöglichen;  vielleicht  ließ  die  häufige 
Konkurrenz  von  Mord  und  Brandstiftung  oder  von  Raub  und 
Brandstiftung  eine  Spezialbestimmung  über  die  Brandstiftung 
überflüssig  erscheinen,  vielleicht  genügte  die  in  den  Quellen 
bei  anderen  Delikten  mehrfach  angewandte  Uebung  der  Talion, 
vielleicht  war  sie  in  den  schweren  Landfriedensbrüchen  ein- 
begriffen und  erforderte  daher  keine  Sonderbestimmung;  mag 
die  eine  oder  andere  Vermutung  zutreffen,  mag  überhaupt  die 
Wüstung  in  diesem  Falle  selten  angewandt  worden  sein,  einem 
sicheren  Ergebnis  steht  der  Mangel  oder  das  Schweigen  der 
Quellen  entgegen,  so  daß  alle  aufstellbaren  Vermutungen  sich 
einer  wissenschaftlichen  Kritik  entziehen.  Ganz  ausgeschlossen 
war  jedenfalls  die  Wüstung  bei  Brandstiftung  nicht,  bestimmte 
doch  Friedrich  L:  „bona  incendiarii  comburantur"^^^);  die 
oben^*^)  erwähnte  Chronica  des  Landes  Oesterreich  kennt 
ebenfalls  Wüstung  bei  Brandstiftung  und  endlich  stellt  die 
spätere  Landfriedensgesetzgebung  die  Brandstiftung  hinsicht- 
lich der  Strafe  dem  Raub  gleich  ^^^).  In  Gent  wurde  im 
13.  Jahrhundert   die    Brandstiftung    durch   Brandwüstung    ge- 


p.  362.  —  Landrecht  von  Seeland  (1290  nov.  1.3)  c.  85  in  van  den  Bergh, 
Oorkondenboek  van  Holland  en  Zeeland  II,  p.  338,  no.  747.  —  Wiarden 
(1324)  bei  Ehren  traut,  Friesisches  Archiv  Bd.  I,  S.  114  f.  —  Vielleicht 
darf  raan  auch  c.  91  der  Keure  van  Zeeland  (1258  ante  märz  26)  in 
van  den  Bergh,  II,  p.  25,  no.  40  unter  der  Voraussetzung,  daß  der 
Diebstahl  nicht  unter  die  facta  enorma  gerechnet  wurde,  unter  diese 
Quellen  einbeziehen. 

*»«)  Vgl.  z.B.  SchwaSp.  LdR.,  Laßberg  174. 

'^^)  RA.  (Nürnberg  1186  dec.  29)  in  NS.  L  no.  6,  §  8,  p.  13. 

**°)  Vgl.  oben  Note  424. 

**^)  Vgl.  die  Quellenzitate  bei  Kyllinger,  1.  c.  disc.  V,  §  8,  p.  71. 
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ahndet^  ^^).  Auch  das  Recht  von  Orleans  bestraft  die  Brand- 
stiftung mit  Wüstung^'^^).  Aus  dem  italienischen  Statutar- 
recht  liegen  keine  Wiistungsfälle  bei  diesem  Delikt  vor.  Vor 
einem  Irrtum,  der  sich  leider  auch  in  der  neueren  Literatur 
noch  findef^^*),  muß  man  sich  bei  der  Behandlung  dieses 
Delikts  auch  in  den  Rechtsgebieten,  in  denen  es  mit  Wüstung 
bedroht  wird,  hüten;  es  ist  nämlich  nach  mittelalterlichem  Recht 
nicht  jede  Brandlegung  strafbare  Brandstiftung;  denn  schon 
die  Constitutio  contra  incendiarios  schließt  die  Bestrafung  der 
Brandlegung  im  Falle  der  manifesta  werra,  des  castra  capere 
und  der  Urteilsvollstreckung  durch  den  Richter  aus^*^),  wie 
auch  schon  die  Leges  castrenses  Friedrichs  I.  beim  castra 
capere  die  Brandlegung  zwar  generell  ausschlössen ,  sie  aber 
doch  dem  Ermessen  des  marscalcus  anheimstellten*^^).  Auch 
die  Sachsenspiegelglosse  läßt  sie  im  Falle  der  Unmöglichkeit 
der  Bruchwüstung  zu**').  Die  Constitutio  contra  incendiarios 
fügt  noch  die  Spezialbestimmung  bei,  daß  straflose,  aber 
schadensersatzpflichtige  Brandlegung  vorliege,  wenn  zur  Hab- 
haftwerdung  eines  geächteten  Brandstifters  das  Haus,  in  dem 
er  sich  aufhält,  in  Brand  gesteckt  werden  rauß**^),  und  diesen 
Strafausschließungsgrund  dehnt  die  Gragas  und  das  Asegabuch 
auf  die  Verfolgung  aller  Aechter  aus**'^). 

Notnunft.     Wohl   das   bekannteste,   im  Hochmittelalter 


*^^)  Vgl.  Rotulus  sub  Domino  Abbate  Sancti  Petri  iuxta  Gandam 
existens  (XIII)  ro.  3   bei  Warnkönig,  I.e.  III,  Anhang,   no.  44,  p.  61. 

^'*3)  Etablissements  II,  c.  36,  ed.  Viollet,  II,  p.  461. 

^^^)  Vgl.  Meckbacli,  Anmerkungen  über  den  Sachsenspiegel,  Jena 
1764,  S.  877  und  Friese,  Das  Strafrecht  des  Sachsenspiegels,  Breslau 
-1898,  S.  264. 

^^s)  RA.  (Nürnberg  1186  dec.  29)  in  NS.  I,  no.  6,  §  1,  p.  12. 

**^)  Leges  castrenses  latae  apud  Brixiam  in  conventu  principum 
Imperii  (1159)  c.  21  in  Goldast,  Constitut.  I,  p.  269. 

^^')  Glosse:  „man  soll  sie  aber  nit  börnen"  zu  SaSp.  LdR.  III,  Q8 
vgl.  den  Wortlaut  oben  Note  220. 

^^')  RA.  (Nürnberg  1186  dec.  29)  NS.  I,  no.  6,  §  9,  p.  13. 

^^»)  Vgl.  oben  Note  153. 
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mit  Wüstung  bedrohte  Kapitaldelikt  ist  die  Notnunft,  bei  der 
wohl  in  erster  Linie  die  persönliche  Freiheit  und  erst  in  zweiter 
Linie  die  weibliche  Ehre  als  Objekt  der  widerrechtlichen  Ge- 
walt betrachtet  wird^^^).  Nach  dem  Sachsenspiegel  wird  das 
Haus,  in  dem  eine  Jungfrau  oder  Frau  genotzüchtet  oder  in 
das  sie  nach  der  Notzüchtigung  gebracht  wurde,  durch  Bruch 
gewüstet  und  alle  Lebewesen,  die  dem  Gewaltakt  beiwohnten, 
werden  enthauptet* ^^);  etwas  ausführlicher  behandelt  der  sog. 
Schwabenspiegel  die  Tötung  der  Lebewesen,  indem  er  aus- 
führt: „man  sol  über  die  liute  rihten,  also  daz  man  in  daz 
houbet  abe  slahe,  man  sol  allez  daz  toeten,  daz  in  dem  huse 
ist,  riuder  unde  ros,  katzen  unde  hunde,  huenre  unde  gense 
unde  enten  unde  swin,  unde  liute  junc  unde  alt,  unde  allez 
daz  lebende  drinne  ist,  daz  sol  man  allez  toeten"  *^^),  und  hier- 
mit stimmt  die  Formulierung  mancher  anderer  Quellen  übfer- 
ein*^^);  begrenzter  sagt  die  Glosse  des  Sachsenspiegels:  „man 
hawet  nichts  abe  denn  die  schloß  und  die  wende  und  die  stat 


450-^  Vgl.  Hugo  Hälse hner,  Geschichte  des  Brandenburgisch- 
Preußischen  Strafrechts,  Bonn  1855,  S.  39.  Insofern  sie  nämlich  auch 
an  fahrenden  Weibern  und  an  der  Beischläferin  begangen  werden  kann, 
wie  SaSp.  LdR.  HI,  46,  §  1  beweist;  im  schwäbischen  Recht  wird  aller- 
dings das  Moment  der  weiblichen  Ehre  schärfer  hervorgehoben,  insofern 
nämlich  einerseits,  wie  schon  Hälse  hner,  1.  c.  Kote  25  hervorhebt, 
nach  SchwaSp.  LdR.,  Laßberg  254  u.  311  die  Notnunft  an  einer  Jung- 
frau nicht  mit  der  Enthauptung,  sondern  mit  der  härteren  Strafe  des 
Lebendigbegrabens  geahndet  wird,  und  anderseits,  was  Hälschner 
übersieht,  die  Kotnunft  an  der  amie  straflos  ist. 

"^0  SaSp.  LdR.  HI,  1.  §  1.  —  Vgl.  dazu  Haltaus,  Glossar.  (1758) 
col.  835;  Dreyer,  Mise.  HI,  §  4,  p.  85  und  die  dort  angeführten  ver- 
wandten Quellen;  Dreyer,  Antiquarische  Anmerkungen,  Lübeck  1792, 
§  25,  S.  141,  Note  3;  Du  Gange,  v°  condemnare  col.  1266;  Grimm, 
RA.^,  p.  780;  Grimm,  Ueber  die  Notnunft  an  Frauen,  in  Zeitschr.  für 
Deutsches  Recht  Bd.  5,  S.  17  ff.  (1841);  Friese,  Das  Strafrecht  des 
Sachsenspiegels,  Breslau  1898,  S.  156  u.  a.  m. 

^52)  SchwaSp.  LdR.,  Laßberg,  c.  254,  p.  115:  Wackernagel, 
c.  209,  p.  202 ;  G  o  1  d  a  s  t ,  c.  351,  p.  104. 

^^')  Vgl'  z.  B.  Ruprecht  v.  Freising,  c.  167,  ed.  Maurer, 
p.  186.  —  Culmisches  Recht  5,  40,  ed.  Lehmann,  5,  p.  167. 
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die  der  frawen  wereten,  das  sie  nicht  wegkommen  mochte"  ^^'^). 
Hinsichtlich  der  Hauswüstung  kann  somit  nach  diesen  Quellen 
kein  Zweifel  bestehen;  dagegen  herrscht  Streit  sowohl  über 
die  rechtliche  Konstruktion ,  als  über  die  Tatsächlichkeit  des 
Vorkommens  der  Tötung  der  Lebewesen  in  dem  zur  Notzucht 
mißbrauchten  oder  als  Unterkunft  für  die  Genotzüchtigte  ge- 
brauchten Hause.  Sicherlich  kann  man  Grimm  darin  zu- 
stimmen, daß  die  Tradition  der  Vertilgung  der  Lebewesen  über 
die  Zeit  der  Volksrechte  hinausreicht '^^),  und  wenn  sie  auch 
zur  Zeit  Johann  von  Buchs  nicht  mehr  üblich  war*^*^),  so  ist 
damit  doch  noch  nicht  trotz  des  Schweigens  der  noch  vor- 
handenen Annalen  und  Urkunden,  die  bekanntlich  nicht  in 
lückenloser  Vollständigkeit  uns  erhalten  geblieben  sind,  ein- 
wandsfrei  bewiesen,  daß  im  13.  Jahrhundert  dieser  Rechtssatz 
abgeschafft  war  und  wir  es  hier  nur  mit  „  Rechtssagen "  zu 
tun  haben;  vielmehr  zwingen  uns  die  übereinstimmenden  Nach- 
richten der  Rechtsbücher  bis  zum  schwerlich  zu  erbringenden 
Beweise  des  Gegenteils  zu  der  Annahme,  daß  wir  es  hier  mit 
in  lebendiger  Uebung  stehenden  Rechtsvorschriften  zu  tun 
haben.  Diese  Ueberzeugung  wirkt  denn  auch  bei  der  Grimm- 
schen Konstruktion,  wenn  auch  nur  latent  mit,  die  in  dieser 
Ueberlieferung  Anklänge  an  heidnische  Sühnopfer,  wie  sie 
Dietmar  von  Merseburg  und  Adam  von  Bremen  bei  verschie- 
denen Gelegenheiten  geschildert  haben,  erblickt,  sie  also  als 
einer  tatsächlichen  Grundlage  nicht  entbehrend  betrachtet^ ^^), 
obwohl  sie  die  tatsächliche  Uebung  des  Rechtssatzes  in  frühere 
Zeit  verlegt,  aber  sich  doch  der  im  Verhältnis  zur  Sachsen- 
spiegelstelle auffälligen  Ausführlichkeit  der  Schwabenspiegel- 
stelle, die  sie  allerdings  nur  quellenkritisch  verwertet,  nicht 
vollauf  verschließen  kann*^^).     Zur  Interpretation    der   unklar 


^5^)  Glosse  zu  SaSp.  LdR.  III,  1,  §  1. 

4Ö5-)  Ygl.  Grimm,  Ueber  die  Notnunl't  an  Frauen,  1.  c.  p.  18  f. 

^•^'5)  Vgl.  Note  454. 

*">')  Vgl.  Grimm,  1.  c.  S.  18. 

^^s)  Grimm,  J.  c.  S.  19. 
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und  fast  mysteriös  formulierten  Sacbseuspiegelstelle^^^)  ist  die 
Schwabenspiegelstelle  unentbehrlich.  Daß  es  sich  in  der 
Sachsenspiegelstelle  nicht  um  sodomistische  Akte  handelt,  dürfte 
außer  Frage  stehen,  und  daß  hier  nicht  die  Enthauptung  von 
Fliegen  und  anderen  Insekten  in  Betracht  kommt,  dürfte  ebenso 
zweifelsfrei  sein .  wie  die  aus  der  Natur  der  Sache  und  den 
germanischen  Sitten  sich  ergebende  Tatsache,  daß  man  bei  der- 
artigen Akten  die  Anwesenheit  von  Haustieren  ausschließt*'^^); 
so  bleibt  denn  nur  die  Möglichkeit,  die  Sachsenspiegelstelle  im 
Sinne  der  Schwabenspiegelstelle  zu  interpretieren,  d.  h.  sie  da- 
hin auszulegen,  daß  auch  nach  ostfälischem  Rechte  zum  min- 
desten alle  Haustiere,  vielleicht  auch  alle  Menschen,  die  in 
dem  Hause,  in  dem  die  strafbare  Handlung  geschieht,  vor- 
handen sind,  getötet  werden,  vorbehaltlich  der  Entredung.  Die 
Enthauptung  der  Menschen  charakterisiert  sich  nach  dem 
Schwabenspiegel  als  Gehilfenstrafe ^"^)  und  ist  auch  nach  dem 
Recht  des  Sachsenspiegels  in  diesem  Sinne  aufzufassen.  Was 
nun  die  Tötung  der  Tiere  angeht,  so  ist  zunächst  von  Wich- 
tigkeit, daß  es  ^ich.  wie  die  Aufzählung  des  Schwabenspiegels 
klar  erkennen  läßt,  nur  um  Haustiere  handelt,  eine  Tatsache, 
die  der  Anknüpfung  an  den  Brauch  der  Sühnopfer  jede  Grund- 
lage entzieht:  denn  die  Haustiere  standen  schon  in  sehr  früher 


"9)  SaSp.  LdPi.  III,  L  §  1:  ,al  levende  Ding,  dat  in  der  not- 
niinft  was,  dat  sal  man  unthoveden.** 

■*^*^)  Diese  engere  Auffassung  findet  sicli  in  der  lateinischen  üeber- 
setzung  des  SaSp. ,  wo  es  heißt:  .omnia  huic  reatui  presentia  animalia 
decoUentur",  ist  aber  als  spätere  Uradeutung  des  ursprünglichen  Sinnes 
abzulehnen. 

^"0  SchwaSp.  LdR.,  Laßberg,  c.  254,  p.  115;  Wackernagel, 
c.  209,  p.  202;  Goldast,  c.  351,  p.  104.  Das  Wissen  ist  ja  ein  häufiges 
Kriterium  der  Schuld,  aus  dem  auf  den  Willen  geschlossen  wird ;  reine 
Erfolgshaftung  kennt  der  Schwabenspiegel  nicht  mehr,  so  daß  bei  un- 
bewußter Fahrlässigkeit  im  vorliegenden  Falle  wohl  Straflosigkeit  ein- 
treten würde  ;  vgl.  Beschütz,  Die  Fahrlässigkeit  innerhalb  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  der  Schuldlehre,  Breslau  1907,  S.  124—126.  Das- 
selbe trilt  für  das  ostfälische  Recht. 
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Zeit  im  Sondereigentum  des  Einzelnen,  ja  schon  damals,  als 
dem  Einzelnen  noch  kein  Sondereigentum  an  den  Feldgrund- 
stücken zukam;  berücksichtigt  man  nun  die  oben*^^)  geschil- 
derte Entwicklung  der  vermögensrechtlichen  Friedlosigkeit, 
dann  erklärt  sich  die  Tötung  der  Haustiere  zwanglos  als  Ver- 
mögenswüstung^^^),  die  mit  der  Hauswüstung  zusammen  bis 
fast  in  die  merowingische  Zeit  hinein  einer  Wüstung  des  Ge- 
samtvermögens entsprach,  sich  seitdem  nicht  mehr  weiter  ent- 
wickelte, aber  auch  im  Gegensatz  zu  dem  Kreis  der  wüstungs- 
würdigen Vermögensgegenstände  anderer  Kapitalsachen  keine 
Einschränkung  mehr  erlitt,  sondern  in  ihrem  objektiven  Tat- 
bestand bei  der  Notnunft  petrefizierte  und  sich  in  dieser  Form 
bis  ins  Hochmittelalter  erhielt.  Wollte  man  die  Tatbestände 
der  Rechtsbücher  nach  der  von  Grimm  selbst  nicht  näher 
ausgeführten  Sühnopfertheorie  ausdeuten,  so  müßte  man  für 
die  germanische  Zeit  eine  Fronung  der  Haustiere  des  Misse- 
täters mit  nachfolgender  Opferung  derselben  durch  die  Ge- 
meindegenossen postulieren;  hierbei  wäre  es  aber,  ganz  ab- 
gesehen davon,  daß  diese  Annahme  sich  einer  quellenmäßigen 
Begründung  entzöge,  ganz  unerklärlich,  weshalb  gerade  durch 
die  Berührung  mit  dem  Missetäter  entweihte  und  mit  ihm  eine 
begriffliche  Einheit  bildende  Tiere  der  Gottheit  als  Sühnopfer 
dargebracht  werden  sollen.  Eine  andere  Konstruktion  ver- 
sucht die  Tötung  der  Tiere  als  Bestrafung  derselben  zu  er- 
klären; diese  an  die  in  christlicher  Zeit  rezipierten  Tierstrafen 
anknüpfende  Deutung  vermag  aber  weder  den  Ursprung  dieses 
autochthon  germanischen  Instituts  zu  ergründen,  noch  zu  er- 
klären, weshalb  „alles  daz,  daz  in  dem  huse  ist",  also  auch 
die  Tiere,  die  über  die  Tat  gar  keine  Wahrnehmungen  irgend- 
welcher Art  machen  konnten  und  daher  nicht  in  der  Lage 
waren,  durch  ihr  Geschrei  Hilfe  herbeizurufen,  getötet  werden; 
diesem    anachronistischen  Konstruktionsversuch   kommt   daher 

*^^)  Vgl.  oben  S.  331  ff.,  insbesondere  Note  7. 

*^^)  Ueber  anderweitige  Anwendung  der  Tierwiistung  vgl.  Note  135 
n.  282. 
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für  die  Interpretation  der  hier  erörterten  Stellen  der  RecLts- 
bücher  keinerlei  Bedeutung  zu;  es  bleibt  deshalb  nur  die  Mög- 
lichkeit, die  Tötung  der  Tiere  als  Wüstung,  wie  oben  ge- 
schehen, aufzufassen*^*).  Außerhalb  der  Rechtsbücher  wird 
die  Anwendung  der  Wüstung  als  Strafe  der  Notnunft  vielfach 
bezeugt,  so  findet  in  der  dem  ostfälischen  Rechtsgebiet  be- 
nachbarten Stadt  Eisenach  bis  in  das  letzte  Drittel  des  13.  Jahr- 
hunderts**'^) die  Hauswüstung  bei  diesem  Delikt  statt.  In  den 
bayerischen  Quellen,  in  denen  das  Entführungsmoment*  ^^)  scharf 
hervorgehoben  wird,  wird  im  vorliegenden  Falle  häufig  Wüstung 
angedroht,  so  z.  B.  schon  in  dem  Landfrieden  von  1094*^"^), 
ferner  im  Landfrieden  von  1244  und  in  dem  von  1281*^®); 
allerdings  sagen  die  beiden  letzteren  Quellen  nicht  ausdrück- 
lich, daß  in  diesem  Falle  Wüstung  erfolgt,  vielmehr  lassen  sie 


*^^)  Daß  sich  vielleicht  Elke  selbst,  sicherlich  aber  Johann 
V.  Buch  keine  Rechenschaft  über  die  Bedeutung  der  Tötung  der  Tiere, 
zu  geben  vermochten,  tut  dieser  historisch  allein  gegebenen  Auffassung 
keinen  Eintrag;  denn  sonst  wäre  man  schließlich  auch  genötigt,  mit  der 
Glosse  zu  SaSp.  LdR.  II,  14  u.  21  das  Wergeid  als  Vergütung  für  er- 
littene Schmerzen  zu  konstruieren;  vgl.  hierzu  Hälschner,  I.e.  p.  56. 

*^^)  Erst  das  Eisenacher  Stadtrecht  (1283)  art.  4  schaffte  sie  in 
diesem  Falle,  wie  bei  allen  anderen  Delikten,  wohl  aus  ökonomischen 
Gründen  ab;  vgl.  dazu  Gaupp,  1.  c.  I,  S.  197  u.  199. 

'*^^)  Stuprum  und  raptus  werden  in  den  Quellen  des  Mittelalters 
häufig  promiscue  gebraucht;  in  demselben  Sinne  findet  sich  auch  viölentia. 
Da  aber  raptus  und  viölentia  auch  häufig  zur  Bezeichnung  des  Raubes 
verwandt  werden,  ist  mangels  Angabe  differenzierender  Tatumstände  die 
Deutung  der  beiden  letzteren,  schillernden  Ausdrücke  manchmal  mit 
Schwierigkeiten  verbunden. 

^^')  Lfrd.  Herzogs  Weif  von  Bayern  mit  Herzog  Berthold  von 
Schwaben  (1094)  in  NA.  der  Gesellschaft  für  ältere  deutsche  Geschichts- 
kunde VII,  S.  797;  vgl.  dazu  MGSS.  VII,  S.  347. 

*^^)  Lfrd.  (1244)  c.  13  de  raptoribus,  in  Quellen  und  Erörterungen  V, 
S.  80;  auch  hier  ist  die  Möglichkeit  der  Reinigung  gegeben,  die  der  im 
ersten  Termin  ungehorsamerweise  nicht  Erscheinende  verliert.  —  Lfrd. 
(1281)  c.  64,  in  Quellen  und  Erörterungen  V,  S.  349,  wo  aus  den  Worten: 
jSwer  einem  manne  sin  chonen  hinfvrt"  klar  hervorgeht,  daß  es  sich 
um  Notnunft  handelt. 
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nur  die  Acht  eintreten;  da  aber  nach  bayerischem  Recht  jedes 
Aechterhaus  gewüstet  wird^^^),  so  sind  diese  Tatbestände  hier 
einzureihen.  Umfassenden  Gebrauch  von  der  Wüstung  macht 
auch  das  friesische  Recht  im  Falle  der  Notnunft.  Schon  im 
Edikt  von  1118  wird  Bruch  und  Brand  gegen  den  Notzüchter 
für  zulässig  erklärt  ^^^),  ferner  findet  sich  eine  diesbezügliche 
Bestimmung  in  der  zweiten  Wende  zu  den  17  Küren  und  in 
der  sechsten  Ueberküre^^^);  nach  der  letzteren  Quelle  soll  der 
Frone  mit  königlicher  Gewalt  die  Frau  herausnehmen  und 
das  Haus  verbrennen;  wenn  aber  der  Missetäter  mit  der  Frau 
von  dem  Hause  zu  einem  anderen  flieht  und  von  diesem  zu 
einem  dritten  Hause  und  von  hier  in  die  Kirche  flüchtet,  so 
soll  man  die  drei  Häuser  durch  Brand  wüsten,  die  Kirche  aber 
erbrechen  und  die  Frau  herausnehmen.  Im  Stadtrecht  von 
Staveren  heißt  es:  „Wer  een  Man  Wyf  verkracht,  man  sal 
breken  syn  Huys  und  dregend  buyten  der  Porte  ende  barnen'^''^^). 
Nach  Rüstringer  Recht  wird  jedes  Haus  in  Brand  gesteckt, 
in  dem  ein  Weib  über  Nacht  gewaltsam  aufgehalten  und  miß- 
braucht wurde  *^^);  endlich  droht  auch  der  Brokmerbrief  Wüstung 
bei  Notnunft  an^^^)  und  eine  derartige  Bestimmung  findet  sich 
auch  im  älteren  Schulzenrecht* '^^).  Die  Akten  des  Pariser 
Parlaments   enthalten  vielfache  Anwendungsfälle   dieser  Strafe 


469-)  Yg].  Pax  Bawarica  (1244)  c.  13  in  MGLL.,  Const.  II,  no.  427, 
p.  573;  (1256)  c.  13  in  MGLL.,  Const.  11,  no.  438,  p.  597;  (1300)  c.  68  in 
MOLL.,  Const.  IV,  no.  1093,  p.  1109  a.  a.  m. 

470-j  Fries.  Edikt  (1118)  in  Groot  Placaat  en  Charterboek  van  Fries- 
land verzamelt  door  G.  F.  Baron  toe  Schwartzenberg  en  Hohen- 
lansberg,  I,  p.  72. 

^"0  V.  Richthofen,  Untersuchungen  I,  S.  40  u.  239. 

^'^)  Staveren  (1292)  bei  v,  Schwartzenberg,  1.  c.  I,  p.  126,  auch 
in  Bernhard  Schotanus  seltener  Bescryvinge  der  Heerlicheyden  von 
Friesland,  p.  193;  vgl.  Dreyer,  Mise.  III,  p.  81. 

^")  Rüstringer  Recht  (1327)  §  51,  in  v.  Rieh  thof  en,  Rechtsquellen, 
S.  542. 

^'*)  Brokmerbrief  §  106,  in  v..  Rieh  thof  en.  I.e.  S.  166. 

*'^)  Schulzenrecht  §  30,  in  v.  Richthofen,  1.  c.  S.  391. 
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bei  Notnunft,  so  aus  dem  artesischen  Recht  um  die  Mitte  des 
13.  Jahrhunderts,  wo  drei  Häuser  durch  den  bailli  verbrannt 
wurden'^  ^^),  ferner  finden  sich  u.  a.  drei  weitere  Fälle  von 
raptus  domicellarum  aus  den  Jahren  1278 — 1291,  wo  im  ersten 
Fall  unter  anderem  geurteilt  wurde,  quod  melior  domus  usque 
ad  rasum  terrae  diruatur,  im  zweiten  Falle  bestimmt  wurde, 
daß  die  domus  de  Villa-Dei  funditus  diruetur,  und  im  dritten 
Falle  angeordnet  war,  daß  die  domus  obruta  et  destructa  sit^^'j. 
Diese  Rechtsanschauung  spiegelt  sich  auch  in  den  Rechtsbüchern 
des  französischen  Hochmittelalters,  so  z.  B.  in  den  Etablisse- 
ments und  bei  Beaumanoir^"^^);  dagegen  waren  im  italienischen 
Statutarrecht  auch  für  dieses  Delikt  keine  Quellen  zu  finden. 
Sodomie,  Päderastie  und  Häresie,  Dieselbe  Ahn- 
dung wie  die  Notnunft  erfuhren  die  übrigen  Sittlichkeitsdelikte, 
so  die  Sodomie  nach  dem  Brokmerbrief  und  die  Päderastie 
nach  dem  italienischen  Statutarrecht^ '^^).  Die  Üebereinstim- 
mung  in  der  strafrechtlichen  Behandlung  der  Päderastie  und 
Häresie  zeigt  sich  im  italienischen  Recht  auch  hinsichtlich  der 
Anwendung  der  Wüstung,  so  z.  B.  in  den  Statuten  von  Brescia, 


'*'^)  Vgl.  die  Enquete  entre  la  comtesse  d'Artois  et  l'avoue  de  Be- 
thune  au  siijet  de  la  justice  dans  l'aleu  de  Saint-Waast  (ca.  1250)  bei 
Boataric,  Actes  du  Parlement  I,  p.  CCCXIV,  no.  27- 

^'0  Olim  II,  XXII,  p.  115  (1278  nov.  1):  vgl.  Boutaric.  1.  c.  I, 
p.  201,  no.  2144.  —  Olim  II,  X,  p.  269  (1287  nov.  1).  —  Olim  II,  XXII, 
p.  332  (1291  nov.  1).  Wenn  Graf  Beugnot  in  Ohm  II,  p.  872,  Note  67 
sagt:  „La  punition  du  rapt  etait  un  cas  royal ;  et  comme  il  n'y  avait 
pas  de  veritable  code  penal  sous  la  feodalite,  le  roi  ou  plutot  ses  offi- 
ciers  punissaient  le  crime  seien  les  personnes  et  les  circonstances", 
so  kann  diese  Aeußerung  zu  dem  Irrtum  Anlaß  geben,  als  widerspräche 
die  Anwendung  der  Wüstung  bei  Kotnunft  dem  Rechtsbewußtsein  dieser 
Zeit;  dies  ist  aber  nicht  der  Fall,  wie  die  Rechtsbücher  beweisen;  vgl. 
u.  a.  Note  478. 

^"^)  Etabl.  II,  c.  36,  ed.  Vi  oll  et,  II,  p.  461  vgl.  mit  Etabl.  II,  c.  8, 
1.  c.  p.  343.  —  Beauraanoir,   ed.  Beugnot,   c.  52,  §  17:    fame  efTorcier. 

*'»)  Brokmerbrief  §  59,  1.  c  —  Florenz  (1415)  III,  115  in  Statuta 
populi  et  communis  Florentiae,  ed.  Friburgi.  —  Camerino  (1560)  III, 
50  in  Statuta  populi  et  civitatis  Camerinl,  Camerino  1563. 
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Parma  und  Salö,  nach  denen  das  Haus  des  Häretikers  oder 
das  Haus,  in  dem  er  Unterkunft  gefunden  hatte,  gewüstet 
wurde *^^).  Dieselbe  Strafe  droht  den  Ketzern  und  ihren  Be- 
günstigern bereits  ein  Mandat  Ottos  IV.  an'^^^),  das  offensicht- 
lich unter  italienisch-kanonistischem  Einfluß  steht. 

Verrat.  In  der  Lehre  von  den  Kapitalverbrechen  des 
französischen  Rechts  nimmt  einen  ungemein  breiten  Raum  der 
Verrat  ein,  und  auch  dieses  bald  selbständige  Delikt^  bald  als 
qualifizierendes  Moment  zu  anderen  Tatbeständen  hinzutretende, 
in  den  verschiedensten  Farben  schillernde,  deliktische  Element 
findet  seine  Ahndung  durch  die  Strafe  der  Wüstung^  so  z.  ß. 
nach  dem  Recht  von  Orleans  und  des  Beauvaisis*^^). 

Friedensbruch, Landfriedensbruch.  Dieser  eigen- 
tümlichen Erscheinung  des  französischen  Rechts  läßt  sich  in 
mannigfacher  Beziehung  der  Friedensbrach  des  deutschen  Rechts, 
der  sich  im  späteren  Mittelalter  zum  Laudfriedensbruch  ent- 
wickelt'^ ^^),  au  die  Seite  stellen;   auch   der  Friedensbruch  er- 


"80)  Brescia  (1254)  art.  125  in  Mon.  liist.  patr.  XVI,  p.  1584.  — 
Parma  (1255)  III,  p.  269  in  Mon.  hist.  ad  prov.  Parm.  et  Plac.  pertin.  — 
Salo  (1386)  art.  104  bei  Bettoni,  Storia  della  riviera  di  Salö,  Brescia 
1880,  IV,  p.  121  f.  —  Auch  in  Crema  (1534)  fol.  88  v»  in  Municipalia 
Cremae,  Venetiis  1537. 

*8i)  Otto  IV.  (1210)  in  MGLL.  Const.  II,  43;  dagegen  findet  sich  in 
dem  Mandat  Friedrichs  IL  (1220,  nov.  22)  §  6  in  MGLL.  Const.  It,  107 
nur  die  Güterkonfiskation. 

^^2)  Etablissements  II,  c.  36  vgl.  mit  c.  8,  ed.  Vi  oll  et,  II,  p.  461 
u.  343.  —  Beaumanoir,  ed.  Beugnot,  c.  52,  §  17  u.  a.  m. 

*^^)  Ueber  die  Entwicklung  und  den  Begriff  dieses  Delikts  vgl.  u.  a. 
Hugo  Böhlau,  Nove  Constitutiones  Domini  Alberti,  Weimar  1858, 
p.  80;  Friese,  Das  Strafrecht  des  Sachsenspiegels,  Breslau  1898,  S.  108  f. 
und  insbesondere  Otto  v.  Zallinger,  Der  Kampf  um  den  Landfrieden 
in  Deutschland  während  des  Mittelalters  in  MJOeG.,  Ergänzungsband  IV, 
S.  443  ff.  Das  Wiederaufleben  uralter  Rechtsideen  in  der  diplomatischen 
Periode,  insbesondere  der  fast  schrankenlosen  Privatrache  in  den  Schichten 
des  neuen  Kriegerstandes,  und  die  gewohnheitsrechtliche  Beseitigung 
der  ihr  durch  die  königliche  Gesetzgebung  der  fränkischen  Zeit  gezogenen, 
sehr  engen  Grenzen  bedingte  eine  Reaktion,  die  in  der  Zeit  Heinrichs  II. 
und  Konrads  III.  zur  vertragsmäßigen  Beilegung  von  Fehden  und  Waffen- 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXXII.  Band.  28 
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scheint    bald    als    generelle    Qualifikation   jeder    mit   peinlicher 
Strafe   bedrohten  Missetat   und   ist   insofern    weitergehend    als 

Etillstandsvereinbarungen  unter  königlicher  Autorität  führte ;  unter  Hein- 
rich III.  wird  die  göttliche  Autorität  gegen  Fehden  jeder  Art  ins  Feld 
geführt;  am  Ende  des  11.  Jahrhunderts  treten  unter  französischem  Ein- 
fluß neben  dem  König  die  provinziellen  Gewalten  in  den  Vordergrund, 
aber  immer  handelt  es  sich  noch  um  vertragsmäßige,  zeitlich  begrenzte 
Vereinbarungen  der  Interessenten.  Allmählich  werden  die  Schuldsachen 
und  die  Streitigkeiten  um  Eigentum  vom  Fehderecht  ausgeschlossen.  Es 
erfolgten  um  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  die  Versuche  Friedrichs  I., 
alle  in  der  Fehde  üblichen  Gewalttätigkeiten  als  strafbaren  Friedens- 
bruch zu  erklären  und  bedingungslos  die  Selbsthilfe  zu  verbieten,  aber 
nur  die  Einschränkung  auf  die  Ansage  drang  durch;  erst  Heinrich  VII. 
legte  im  Jahre  1234  die  Grundlage  für  die  anderweitige  Regelung  der 
Friedensbrüche,  die  die  herrschende  Meinung  irrtümlich  schon  als  seit 
der  fränkischen  Zeit  fortdauernd  und  bestehend  betrachtet:  er  bestimmte 
nämlich  bei  Strafe  des  Königsbannes,  daß  absque  precedente  querimonia 
keine  Fehde  stattfinden  dürfe,  und  hierauf  baute  der  fünfte  Artikel  des 
Mainzer  Landfriedens  auf;  die  Selbsthilfe  war  damit  in  die  Rolle  eines 
subsidiären  Rechtsbehelfs  zurückgedrängt.  Diese  Entwicklungsreihe  er- 
klärt die  Duplizität  des  hochmittelalterlichen  und  spätmitteialterlichen 
Friedensbruchsbegriffes  im  technischen  Sinne,  unter  den  sowohl  die  un- 
erlaubte Gewalttat  in  erlaubter  Fehde,  als  die  Gewalttat  in  unerlaubter 
Fehde  fällt;  aber  auch  hierbei  bleibt  die  Entwicklung  dieses  Begriffes 
nicht  stehen,  vieiraehr  wird  ihm  schon  seit  seiner  Einführung  in  das 
Rechtsleben  ein  bestimmter  Kreis  von  Gewalttaten  subsumiert  und  unter 
^Friedensrecht"  gestellt,  so  zunächst  wohl  der  Raub  und  ähnliche  Misse- 
taten;  dieser  Kreis  weitet  sich  mehr  und  mehr,  eine  Erscheinung,  die 
ihre  genetische  Parallele  an  den  französischen  cas  royaux  findet,  ja  es 
tritt  eine  vollständige  Umwälzung  im  gesamten  Strafrecht  ein,  die  zur 
Wiederbelebung  uralter  germanischer  Institute  führt,  so  z.  B,  zu  einer 
weitgehenden  Anwendung  der  ipso  facto  eintretenden  Friedlosigkeit  oder 
Acht,  die  nicht  nur  dem  Institut  des  fränkischen  Vorbannes  manchen- 
orts den  Boden  entzieht,  sondern  auch  das  Bußensystem  der  sog.  „Volks"- 
rechte  aus  dem  System  der  Kapitalstrafen  mehr  und  mehr  verdrängt. 
Eigentümlich  ist  diesem  „Friedensrecht",  daß  es  zwar  die  Kapitalsachen 
nach  Möglichkeit  zu  umfassen  und  aufzuzählen  versucht,  aber  die  Grenze 
nach  der  Seite  der  weniger  schweren  Missetaten  infolge  der  Verwendung 
des  Friedensbruches  als  qualifizierenden  Momentes  von  Straftaten  und  in- 
folge der  ihm  immanenten  Expansionstendenzen  niemals  scharf  und  end- 
gültig zu  ziehen  vermag. 
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der  französisch-rechtliche  Verratsbegriff,  bald  als  ein  Sonder- 
delikt, das  in  dem  französischen  Verrat  seine,  wenn  auch  etwas 
anders  geartete  Parallele  findet.  Die  verschiedenen  Entwick- 
lungsstadien des  Friedensbruchsbegriffs  weisen  noch  die  Rechts- 
quellen des  Hochmittelalters  in  mosaikartigem  Nebeneinander 
auf;  hierbei  lassen  sich  mit  einiger  Sicherheit  für  das  deutsche 
Mittelalter  die  Tatbestände,  die  vor  1235  entstanden  sind,  und 
diejenigen,  die  nach  dem  Mainzer  Landfrieden  oder  doch  auf 
der  Grundlage  der  in  ihm  zum  Ausdruck  gelangten  Prinzipien 
formuliert  sind,  unterscheiden;  denn,  wie  Zallinger^^*)  mit 
Recht  betont,  haben  seit  dieser  Zeit  sämtliche  gegen  das  Fehde- 
wesen gerichteten  Bestimmungen  nur  ein  einziges  Ziel,  näm- 
lich die  Strafverfolgung  des  „unrechten  Widersagens",  d.  h. 
der  ohne  diffidatio  begonnenen,  prinzipiell  rechtswidrigen,  eigen- 
mächtigen Fehden,  denen  keinerlei  Rechtsverweigerung  vorauf- 
ging; andere  Beschränkungen  der  Fehde,  die  in  früherer  Zeit 
bestanden,  fielen  weg,  so  der  Gottesfrieden,  der  Hausfrieden, 
der  Ausschluß  bestimmter  Mittel  der  Schadenszufügung  und 
die  Beschränkung  auf  materiell  bestimmte  Ansprüche.  Auf 
dieser  Grundlage  erwuchsen  insbesondere  sämtliche  späteren 
Reichslandfriedensgesetze,  deren  Richtung  gehender  Einfluß 
auch  in  den  partikularen  Normen  unschwer  zu  erkennen  ist. 
Um  nur  einige  Beispiele  aus  den  verschiedenen  Entwicklungs- 
typen herauszugreifen,  sei  darauf  hingewiesen,  daß  nach  bayeri- 
schem Recht  der  Treubruch  am  Herrn,  an  seinen  Kindern  und 
an  seinen  Burgen  mit  Wüstung  bestraft  wird^^^),  und  daß 
nach  dem  Stadtrecht  von  Stavern  der  Bruch  der  treuga  manualis 
mit  Bruch  und  Brand  geahndet  wird^^*^);  wie  der  Bruch  des 
gelobten  Friedens  wird  auch  der  Bruch  des  gebotenen  Friedens, 
der  sich  zeitlich  später  entwickelte,  mit  Wüstung  bestraft,  so 

^8*)  V.  Zallinger,  1.  c.  S.  454. 

^85)  Vgl.  Bayerischer  Landfrieden  (1281)  art.  33  und  (1300)  art.  71 
bei  V.  Rockinger,  Denkmäler  des  baierischen  Landesrechts  II,  Mün- 
chen 1891,  S.  81. 

^»«)  VgL  oben  Note  472. 
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sagt  schon   ein  Dichter   mit  Beziehung    auf  die  Zustände   des 

12.  Jahrhunderts: 

,Q.iii  pacis  jurare  modum  formamque  tenetur, 
Iraprobus  abnuerit,  qua  possidet  omnia  vulgo 
Diripienda  patent,  evertendique  penates"  **'). 

Die  Burg  Bramberg  wurde  in  der  zweiten  Hälfte  des- 
selben Jahrhunderts  gewüstet,  quia  quies  pacis  totius  provincie 
sepe  turbatur  de  ea^^^).  Verwundungen  auf  der  Fahrt  zum 
bayerischen  Herzogshof  werden  mit  Brandwüstung  des  gesamten 
Vermögens  geahndet^^^);  ebenso  wird  nach  friesischem  Recht 
der  Bruch  des  gebotenen  Friedens  bestraft^ ^^).  Nach  dem 
Stadtrecht  von  Amiens  wird  die  disturbatio  der  mercatores 
innerhalb  der  Bannmeile  als  violatio  communie .  d.  h.  mit 
Wüstung  bedroht^ ^^),  in  gleicher  Weise  führt  die  Verweige- 
rung der  gebotenen  Friedensbürgschaft,  sei  es  des  obsidii^^^), 
sei  es  des  asseurement*^^),  zur  Wüstung.    Auch  das  italienische 


'*®')  Guntherus  1.  8  Ligurini  bei  Du  Gange  v^  condemnare  col.  1266. 

^88)  ü.  f.  Bischof  V.  Würzburg  (1168  iul.  10)  c.  6  in  Altmann  und 
Bern  heim,  ürkundensammlung  ^,  no.  126,  p.  280. 

-'S»)  V.  Rockinger,  Denkmäler  II,  p.  59  (1293)  art.  5,  §  5  und 
(1300)  art.  5,  §  5.  —  Aehnlich  Bologna  (1250)  II.  16  Mon.  ist.  pert.  alle 
prov.  della  Romagna,  wo  Verwundung  mit  Waffen  in  der  curia  eben- 
falls mit  Wüstung  geahndet  wird. 

*'°)  Vgl.  z.  B.  das  in  Note  472  angeführte  Stadtrecht  von  Stavern. 

^91)  Amiens  (1117  u.  1190)  art.  3  bei  Thierry,  Amiens  I,  p.  40 
u  109;  hiermit  stimmt  das  Stadtrecht  von  Abbeville  (1183)  art.  3  über- 
ein; vgl.  Thierry,  I.e.  p.  40,  Kote  1. 

*'^)  ^S^'  Verordnung  des  Grafen  Philipp  von  Kamur,  gegeben  mit 
Einwilligung   der  Schöffen    von  Gent    (ca.  1205)  c  5    bei  Warnkönig, 

I.  c.  II,  Anhang  p.  30,  no.  9. 

493)  xere  Coutume  d'Amiens  (ine.  XIII)  §  85  bei  Thierry,  1.  c.  I, 
p.  133;  vgl.  dazu  Vi  oll  et,  Et.  IV,  p.  315  und  Graf  Beug  not,  Olim  I, 
p.  1056,  Note  121.  —  Coutume  de  Touraine-Anjou  c.21,  ed.  Viollet, 
Etabl.  III,  p.  14.  —  Etablissements  I,  c.  31,  Abs.  2,  ed.  Viollet,  Etabl. 

II,  p.  47  f.  —  Aehnlich  auch  Summaria  zu  SaSp.  LdR.  III,  68:  „Wer  sich 
wegert  eyde  mit  urfrieden  zu  schwören  oder  das  er  sonst  frieden  halten 
wolle,  zu  dem  vermutet  man  sich,  das  er  dem  frieden  zu  wieder  zu 
handeln  gesinnet  sey." 
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Statutarrecht  wendet  beim  Bruch  des  gelobten ,  wie  des  ge- 
botenen Friedens  in  umfassendstem  Maße  die  Wüstung  an*^^). 
Als  qualifizierendes  Moment  tritt  der  Friedensbruch  auch*^"") 
im  friesischen  Recht  älterer  Art  zu  anderen  Tatbeständen  hin- 
zu, so  der  Hausfriedensbruch  zum  Raub'^^^),  der  Bruch  eines 
höheren  Friedens  zum  Totschlag^^')  u.  a.  m.  Wie  die  bisher 
angeführten  Beispiele  schon  beweisen,  ist  nun  unter  Friedens- 
bruch als  selbständigem  Delikt  oder,  wie  man  dies  mittelalter- 
liche Delikt  heute  zu  nennen  pflegt,  Landfriedensbruch^^^)  nicht 


^9*)  Z.  B.  Friedrich  I.  in  Feud.  II,  c.  53,  §  8.  —  Vitaliana  (1196)  in 
Ficker,  Reiclis-  und  Rechtsgescliichte  IV,  S.  240.  —  Bergamo  (XIII) 
IX,  10  u.  24  in  Statuti  civ.  Pergami,  Mon.  hist.  patr.  XVI,  p.  1921  I'.  — 
Brescia  (1247)  c.  128  und  (1313)  II,  5  in  Mon.  hist.  patr.  p.  1584  f.  — 
Bologna  (1250)  II,  c.  15  in  Mon.  ist.  pert.  alle  prov.  della  Romagna  II, 
p.  267.  —  Padua  (1267)  p.  720  in  Statuti  del  commune  di  Padova  1873, 
—  Modena  (1327)  in  Mon.  di  Storia  patria  delle  provincie  Modenesi, 
Parma  1864,  IV,  18.  —  Carpi  (1353)  in  Statuta  civitatis  Carpi,  Mutinae 
1884,  p.  48.  —  Tolentino  (1436)  in  Statuta  seu  municipales  leges  inciitae 
terrae  Tolentinae,  Macerata  1564,  III,  30.  —  Orvieto  (1581)  in  Statutorum 
civitatis  urbis  veteris,  Romae  1581,  III,  42  u.  49. 

■**^)  Unter  diesem  Gesichtspunkt  lassen  sich  auch  die  Note  489 
und  49]  angeführten  Tatbestände  betrachten. 

^^^)  Brokmerbrief  §  47,  bei  v.  Rieh th of en,  RQ.  S.  157. 

■**"}  Fivelgoer  Deichordnung  (1396)  in  Oorkondenboek  van  Groningen 
en  Drente,  bewerkt  door Block,  Feitz,Gratama,Reit8maen  Rutgers 
II,  p.  195,  no.  918. 

*^^)  Der  SaSp.  und  der  SchwaSp.  sprechen  noch  an  keiner  Stelle 
von  „Landfriedensbruch*,  sondern  stets  nur  von  Friedensbruch  und 
Friedbrecher;  die  älteren  Landfrieden  nennen  den  Täter  corruptor  oder 
violator  pacis,  der  Mainzer  Landfrieden  (1235)  spricht  vom  violator  edicti; 
spätere  Landfrieden  nennen  ihn  Friedbrecher,  schedelichen  Mann,  ver- 
lempten  kuntlichen  schedlichen  Man,  verlumten  schedelichen  Mann,  der 
Frankfurter  Landfrieden  (1398)  in  NS.  I,  no.  28  unterscheidet  schedeliche 
und  verleumete  Leute,  die  er  dann  auch  missetätige  Leute  und  später 
verlandfriedete  (§  23)  Leute  nennt;  im  15.  Jahrhundert  werden  diese 
Leute  Ueberfahrer  des  Landfriedens  oder  Friedbrecher  genannt,  so  noch 
im  Frankfurter  Landfrieden  (1486)  und  im  Wormser  Landfrieden  (1495). 
In  dem  Landfrieden  des  Erzbischofs  Balduin  von  Trier  (Lautern  1333 
sept.  22)  §  10   ist   die  Handlung   als  , Landfrieden   brechen"    bezeichnet, 
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nur,  wie  eine  verbreitete  Ansicht  annimmt*^^) .  der  Fall  der 
unerlaubten  Fehde  zu  verstehen,  vielmehr  fallen  darunter  alle 
nach  Friedensrecht  zu  bestrafenden  Ungerichte.  so  daß  sich  die 
Landfriedensgesetze,  Landfriedensordnungen  usw.  unseren  mo- 
dernen Mantelgesetzen  in  gewissem  Sinne  vergleichen  lassen, 
in  denen  die  lokal  verschiedenartigen  und  zeitlich  veränder- 
lichen Tatbestände  des  „ Landfriedensbruchs "  zusammenfassend 
aufgezählt  und  normiert  werden.  Der  Ausdruck  Landfrieden, 
lantvrede  selbst  scheint  seine  Entstehung  einer  verderbten 
Variante  des  Regensburger  allgemeinen  Landfriedens  von  1281 
bzw.  des  fränkischen  Landfriedens  vom  selben  Jahre  zu  ver- 
danken; in  Artikel  3,  der,  wie  eine  Vergleichung  der  Texte 
ergibt,  nur  eine  deutsche  Uebersetzuug  der  Worte:  „in  cuius 
manum  tveuga  etc."  der  curia  Francofurtana  von  1234  ist, 
findet  sich  nämlich  in  älteren  Texten  statt  des  richtigen,  wahr- 
scheinlich aber  allmählich  unverständlich  gewordenen  Wortes: 
„hantvrede"  regelmäßig  das  Wort:  „lantvrede",  und  diese 
falsche  Lesart  scheint  wiederum  in  der  Literatur  die  irrtüm- 
liche Beschränkung  des  Begriffs  Landfrieden  und  Landfriedens- 
bruch auf  Fehdesachen  bewirkt  zu  haben.  Als  Landfriedens- 
bruchsstrafe findet  sich  regelmäßig  die  Wüstung ^^^). 


im  Freiburger  Reichsabschied  (1498)  §  11  wird  sie  den  ^Landfryden  über- 
faren  und  brechen"  genannt  und  der  Ausdruck  ^Landfriedenbrecher" 
kommt  wohl  erstmals  im  Nürnberger  Landfrieden  (1522)  tit.  22  vor.  Alle 
diese  Ausdrücke  werden  synonym  gebraucht;  da  nun  nicht  nur  die  Rechts- 
büclier  den  Begriff  „Friedensbruch"  in  diesem  weiteren  Sinne  verwenden 
und  auch  schon  die  ältesten  Gottesfrieden  diesen  Sinn  kennen,  vgl.  z.  B. 
Gottesfrieden  für  eine  Kirchenprovinz  (1083  apr.  20)  bei  Altmann  und 
Bernheim,  Urkunden^  no.  94,  c.  6,  p.  205,  wo  es  heißt:  ,Si  über  vel 
nobilis  eam  (seil,  pacem)  violaverit,  id  est,  si  homicidium  fecerit  aut 
aliquem  vulneraverit  etc.",  sondern  auch  die  späteren  Landfrieden  diesen 
Sinn  beibehalten,  vgl.  z.  B.  Eger  (1389)  c.  21,  bei  Alt  mann  und  Bern- 
heim, I.e.  no.  107,  p.  238,  so  dürfte  nicht  nur  der  BegriflF  ,Friedens- 
bruch"  in  dem  vorliegenden  Sinne  mit  Landfriedensbruch  zu  identifizieren 
sein,  sondern  auch  dem  Begriff  Landfriedensbruch  ein  bedeutend  weiterer 
umfang  zukommen,  als  es  die  herrschende  Meinung  bisher  annahm. 
^99)  Vgl.  z.  B.  Schröder,  RG.^  S.  780. 
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Befestig  ungsreclitliclie  Delikte.  Bei  der  die 
Rechtsbildung  seit  dem  10.  Jahrhundert  beeinflussenden  und  in 
späterer  Zeit  überwiegend  beherrschenden  Tendenz,  das  ge- 
samte Strafrecht  als  Friedensrecht  auszubauen,  alle  Missetaten 
nach  dem  Gesichtspunkt  der  Friedensstörung  zu  beurteilen,  ge- 
langte man  im  Hochmittelalter  beim  Ausbau  dieses  Systems 
allmählich  dazu,  nicht  nur  die  Wohnstätten  der  Friedensbrecher, 
Schlösser,  Burgen  und  andere  feste  Häuser,  die  um  geübter 
Missetat  willen  verwirkt  sind,  zu  wüsten ^^^),  sondern  auch  eine 
Reihe  von  Verdachtsmomenten  und,  um  modern  zu  reden,  Vor- 
bereitungshandlungen als  selbständige  Sonderdelikte  im  Rahmen 


^00)  Vgl.  z.  B.  Piov.  LF.  (1104?  1108)  c.  9  bei  Altmann  und  Bern- 
heira,  I.e.  no.  96,  p.  209,  wo  die  municio  oder  das  castellum  gewüstet 
wird.  —  RLF.  (1158)  §  11  in  NS.  I,  no.  5,  p.  11,  wo  die  domus  zerstört 
wird.  —  RA.  (Nürnberg  1186)  §  8  in  NS.,  no.  6,  p.  13,  wo  die  bona  und 
das  castrura  der  Wüstung  unterliegen.  —  RLF.  (Mainz  1235)  c.  26,  wo 
die  domus,  das  oppidura,  die  civitas  der  Wüstung  anheimfallen,  bei  Alt- 
mann  und  Bernheim,  I.e.  no.  103,  p.  225.  —  Pax  Bawarica  (1244) 
c.  13,  MGLL.  Const.  11,  no.  427,  p.  573,  wo  die  domus  oder  das  castrum 
zerstört  werden.  —  Rhein.  Städtebund  (1254  oct.  6)  c.  4,  bei  Altmann 
und  Bernheim,  1.  c.  no.  104,  p.  227,  wo  sich  die  Wüstung  gegen  das 
edificium  richtet.  —  Pax  Bawarica  (1256)  c  13,  MGLL.  Const.  II,  no.  438, 
p.  597,  wo  das  haus  zerstört  wird.  —  Pax  Austr.  (1256/61)  c.  20,  MGLL. 
Oonst.  II,  no.  440,  p.  667,  wo  Wüstung  der  veste  eintritt.  —  Const.  Pac. 
in  Austria  (1276)  c.  14,  MGLL,  Const.  III,  no.  122,  p.  118,  wo  die  municio 
gewüstet  wird.  —  Pax  gen.  (1298)  c.  36,  MGLL.  Const.  IV,  no.  33,  p.  29, 
wo  Wüstung  des  hauses  oder  der  stat  angedroht  ist.  —  Pax  Rhenana 
(1351)  bei  Datt,  de  Pac.  Publ.  1.  1,  c.  1,  §  47,  p.  150,  wo  die  veste  zer- 
stört wird.  —  RLF.  (1398)  §  19  und  RLF.  (1474)  §  7  in  NS.  I,  no.  28, 
p.  98  und  no.  58,  p.  263,  wo  das  Schloß  der  Wüstung  unterliegt.  — 
SaSp.  LdR.  II,  71,  §  4;  72,  §  1  (haus),  III,  68,  §  1  (purg  oder  gebuwe).  — 
Oesterr.  Landrecht  (1236)  bei  Altmann  und  Bern  he  im,  I.e.  c.  67, 
no.  133,  p.  303  (purg).  —  SchwaSp.  LdR.,  Goldast,  c.  237  u.  351,  p.  81 
u.  104;  Wackernagel,  c.  124  u.  209,  p.  120  u.  202;  Laßberg,  c.  144 
u.  254,  p.  69  u.  115  (haus);  Goldast,  c.  237,  p.  81;  Wackernagel, 
c.  124,  p.  120;  Laßberg,  c.  144,  p.  69  (purg);  Goldast,  c.  153,  p.  64; 
Wackernagel,  c.  207,  p.  119;  Laßberg,  c.  253,  p.  113  (stat). 

^«»O  Vgl.  Summaria  zu  SaSp.  LdR.  III,  68. 
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des  LandfriedensbrucLssystems  zu  betrachten  und  zu  behandebi. 
Wie  sich  nun  einerseits  die  Wüstung  des  Hochmittelalters  mehr 
und  mehr  auf  die  Wohnstätten  beschränkte  und  wie  anderseits 
gewöhnliche  Wohnbauten  ^'^^)  in  Anbetracht  des  damaligen 
Standes  der  Technik  äußerst  ungefährlich,  dagegen  die  Burg- 
bauten bis  zur  Verwendung  des  Schießpulvers  in  der  Hand 
von  friedensgefährlichen  Besitzern  eine  ständige  Gefahr  des 
Landfriedens  waren,    so  richtete  sich  dieser  Tei]    der  Rechts- 


"^^)  In  den  hocbmiltelalterlichen  deutschen  Rechtsbüchern,  so  z.  B. 
SaSp.  LdR.  III,  66,  Goerlitzer  Landrecht  c.  47,  §  25,  ScliwaSp.  LdR, 
Laßberg,  c.  143,  p.  68,  Goldast,  c.  234,  p.  80,  Wackernagel.  c.  128, 
p.  118,  wird  die  Grenze  zwischen  Wohnbauten  und  konzessionspilichtigen 
Wehr-  bzw.  Burgbauten  sehr  scharf  und  mit  so  vielen  kasuistischen 
Einzelbestimmungen  gezogen,  daß  die  allerdings  quellenmäßig  nicht  zu 
belegende  Vermutung  naheliegt,  es  seien  diese  Normen  nicht  zum  ersten- 
mal von  Eike  fixiert  worden,  vielmehr  seien  sie  das  Ergebnis  einer 
Jang^jährigen,  allmählichen  Rechtsentwicklung.  Als  Wohnbau  und  nicht 
als  Burgbau  gilt  nämlich  ein  dreistöckiges  hölzernes  oder  steinernes 
Haus,  dessen  unterstes  Stockwerk  sich  nach  SaSp.  und  Görl.  LdR.  in 
der  Erde  befinden  muß;  die  Tür  darf  nach  SaSp.  höchstens  ein  Knie 
hoch,  nach  Görlitzer  Recht  höchstens  drei  Fuß  hoch  über  dem  Erdboden 
angebracht  sein:  Zinnen,  Brustwehr,  Erker  und  ähnliche  Befestigungs- 
einrichtungen dürfen  sich  weder  am  Haus,  noch  an  der  Einfriedigung- 
des  Hofes  befinden;  diese  Einfriedigung  darf  aus  einem  Zaun,  nach  dem 
SchwaSp.  auch  aus  einer  Mauer  bestehen,  die  aber  nur  so  hoch  sein 
dürfen,  daß  ein  auf  einem  Pferde  sitzender  Mann  an  die  höchste  Stelle 
der  Umfassung  reichen  kann  (SaSp.  und  SchwaSp. j;  auch  ein  Graben 
darf  angebracht  werden,  der  aber  nicht  tiefer  sein  darf,  als  ihn  ein  darin 
stehender  Mann  ohne  Hilfsmittel,  wie  Schemel  (SchwaSp.)  oder  Stufe 
(SaSp.),  mit  einem  Spaten  aufwerfen  kann;  über  die  Breite  des  Grabens 
fehlen  merkwürdigerweise  hier  irgendwelche  Normen;  diese  Bauten 
sollen  eben  nur  Schutz  gegen  wilde  Tiere,  Viehherden  und  iahrendes 
Volk  bieten,  einer  gerichtlichen  Durchsuchung  aber  keine  Schwierig- 
keiten bieten;  vgl.  dazu  Meckbach,  Anmerkungen  über  den  Sachsen- 
spiegel, Jena  1764,  S.  872  f.,  und  Coulin,  Befestigungshoheit,  Leipzig- 
1911,  S.  67— 69:  auch  Laurentius,  De  iuribus  Praediorum  nob.  §  13, 
p.  12.  —  Vgl.  auch  Oesterr.  Landesrecht  (1230,7)  c.  58  bei  Altmann- 
Bernheim,  1.  c.  no.  133,  p.  301,  das  ähnliche  Normen  formuliert,  außer- 
«lern  aber  die  Breite  auf  nenn  Schuh  in  maximo  festsetzte. 
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bilduiig  im  wesentlichen  gegen  den  friedensgefährdenden  Burg- 
bau und  die  friedensgefährdende  Benutzung  bestehender  Burgen. 
Friedensgefährdend  ist  aber  ein  an  sich  erlaubter  Burgbau, 
wenn  ihn  der  Bauberechtigte  nicht  von  seinem  eigenen  Gut 
baut  oder  von  dem  seiner  Leute,  sondern  von  dem  der  Land- 
leute, von  dem  der  extranei,  der  extrapositi,  oder  wenn  er  Un- 
gelt, exactiones,  oder  Zoll,  telonea,  von  dem  Gut  der  Letzt- 
genannten zu  Burgbauzwecken  erhebt;  diese  Handlungen  werden 
dem  Straßenraub  gleichgestellt,  also  u.  a.  mit  Wüstung  be- 
strafte^ ^).  Unter  demselben  Gesichtspunkt  der  Friedens- 
gefährdung, sei  es  nun  der  Vermutung  von  Friedensstörungen 
aus  der  Burg,  sei  es  der  Gefährdung  durch  die  Unmöglichkeit 
einer  zweckmäßigen  Verteidigung  der  Burg,  wird  eine  Burg 
gebrochen,  die  nicht  mindestens  30  Pfund  eigene  Einkünfte 
aufzuweisen  hat^^*).  Ganz  abgesehen  von  sachenrechtlichen 
und  baurechtlichen  e^^)  Normen  ist  die  municio  in  fundo  alterius 
nicht  nur  durch  die  mit  ihrer  Erbauung  regelmäßig  verknüpfte 
Gewalttätigkeit,  sondern  schon  durch  ihr  bloßes  Dasein  friedens- 
gefährdend und  wird  demgemäß  gewüstet^^^).    Aus  demselben 


^«3)  RLF.  (Mainz  1235  aiig.  15)  c.  8,  MGLL.  sect.  IV,  Bd.  II,  no.  196, 
p.  244;  Pax  Moguntina  (1235)  prooemium  c.  22,  MGLL.  sect.  IV,  Bd.  III, 
no.  279—281,  p.  278.  —  Pax  Austriaca  (1256/61)  MGLL.  J.  c,  Bd.  II, 
no.  440,  c.  7,  p.  606.  —  Pax  Franconica  (1281  iul.  25);  Pax  Rhenana 
(1281  dec.  14) ;  Pax  generalis  (1287  märz  24)  c.  22,  MGLL.,  sect.  IV,  Bd.  III, 
no.  279,  p.  285;  eo.  280,  p.  285;  no.  390,  p.  377.  —  Pax  generalis  (1298 
noY.  16)  MGLL.,  1.  c.  Bd.  IV,  no.  33,  c.  23,  p.  28  u.  a.  m. 

504)  Pax  Bawarica  (1244  ante  iul.  25)  MGLL.  sect.  IV,^  Bd.  II,  no.  427, 
c.  48,  p.  575.  —  Pax  Bawarica  (1256  ante  nov.  11)  MGLL.  ].  c.  no.  438, 
c.  40,  p.  597.  —  Pax  Austriaca  (1256/61)  MGLL.  1.  c.  no.  440,  c.  25,  p.  606. 

^0-^)  VgL  hierzu  unten  Note  572—582. 

soej  Ygj^  2.  B.  Sententia  comitum  Palatinorum  (1254  nov.)  MGLL. 
sect.  IV,  Bd.  II,  p.  634,  no.  461.  —  Reicbssentenz  (1289  märz  17),  MGLL. 
sect.  IV,  Bd.  III,  p.  655.  —  Reichssentenz  (vor  Kreuzburg  1295  oct.  10) 
MGLL.,  sect.  IV,  Bd.  III,  p.  518,  no.  549.  —  SchwaSp.  LdR.,  Laßberg-, 
c.  143,  p.  68;  Gold  ast,  c.  235,  §3,  p.  80.  —  Vgl.  auch  die  beiCoulin, 
Befestigungshoheit,  S.  82  ff.  angeführten  Quellen. 
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Grunde  werden  auch  generell  die  in  preiudicium  alterius^^'^) 
infra  leucam  erbauten  Burgen^^^)  und  die  gegen  weitergehende 
Meilenprivilegien  verstoßenden  Wehrbauten  gewüstet^^^).  Schon 
diese  letzteren  Tatbestände  lassen  das  Moment,  ob  die  Burg 
auf  Grund  der  rechtlich  erforderlichen  Erlaubnis  des  Trägers 
der  Befestigungshoheit  erbaut  ist  oder  nicht,  außer  Betracht; 
demgemäß  werden  diese  Vorschriften  wohl  bei  dem  Vorliegen 
der  beiden  Eventualitäten  zur  Anwendung  gelangt  sein.  Nun 
kann  aber  auch  von  einer  in  einer  rechtlich  einwandsfreien 
Weise  erbauten  Burg,  abgesehen  von  einem  auf  ihr  oder  durch 
ihre  Bewohner  verübten  Kapitalverbrechen^^^)  und  dem  unten ^^^) 
noch  speziell  zu  behandelnden  Falle  des  Hausens  von  Fried- 
brechern, ein  friedensgefährdender  Gebrauch  vermutet  oder  ge- 
macht werden,  so  wenn  der  Burgherr  sich  weigert,  zu  schwören, 
daß  er  von  der  Burg  Frieden  halten  und  sie  nicht  zu  Un- 
frieden und  Empörung  gebrauchen  wolle  ^^^);  dasselbe  ist  der 
Fall,  wenn  er  auf  der  Burg  gehaltene  Gefangene  auf  könig- 
lichen Befehl  nicht  vorführt ^^^)  oder  wenn  man  Friedbrecher 
auf  der  Burg  vermutet,  der  Burgherr  aber  die  Durchsuchung 
der  Burg  nicht  gestattet ^^^),  oder  wenn  der  Burgherr  eine  mit 
Kampf  beredete  Burg  nicht  entreden  will-^^^j;   auch   hier  trat 


^•')  Ueber  diesen  Begriff  vgl.  Coulin.  Befestigungshoheit  und  Be- 
festigungsrecht, Leipzig  1911,  S. 


508- 


*)  Vgl.  z.  B.  Constitutio  pacis  in  Austria  (Wien  1276  dec.  3) 
MGLL.  seet.  IV,  Bd.  III,  no.  122,  c.  U,  p.  118.  —  Priv.  für  Schweinfurt 
(Augsburg  1559  mai  3)  bei  Lünig,  RA.  Bd.  14.  no.  53,  p.  440. 

■^''^)  ^gl-  hierüber  Coulin,  Befestigungshoheit  S.  92  und  die  in 
I\ote  2  ff.  daselbst  angeführten  Quellen. 

^^'')  Vgl-  die  oben  erörterten  Fälle  der  Kapitalverbrechen. 

5^0  Vgl-  "i^ten  S.  465  ff. 

^'')  Vgl.  Glosse:  ,mit  unrecht"  zu  SaSp.  III,  67  und  Glosse:  .der 
richter"  zu  SaSp.  III,  68.     Vgl.  auch  Summaria  zu  SaSp.  III,  68. 

•^13)  Vgl,  Glosse:  ,rait  unrecht"  zu  SaSp.  III,  67.  —  SaSp.  LdR.  III, 
60,  §  3. 

5^0  Vgl.  Glosse:  ,der  richter"  zu  SaSp.  III,  68. 

515)  Vgl.  Glosse:  ,der  richter"  zu  SaSp.  III,  68  und  SaSp.  LdR. 
II,  72. 
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jeweils  im  Interesse  der  Landfriedensbewahrung  Wüstung  der 
Burg  ein.  Wie  schon  erwähnt •''^^),  bedürfen  Wehrbauten  im 
befestigungstechnischen  Sinne  der  Erlaubnis  oder,  besser  ge- 
sagt, der  Konzession  des  Trägers  der  Befestigungshoheit  oder 
seiner  Organe;  ist  diese  Konzession  nicht  eingeholt,  so  wird 
die  unerlaubterweise  erbaute  Burg  gewüstet  ^^'').  Liegt  auch 
die  Grundlage  dieses  Zerstörungsrechts  zum  Teil  auf  anderen 
Rechtsgebieten  als  dem  der  Friedensbewahrung,  so  zeigt  doch 
sowohl  die  Stellung,  die  dieser  Materie  in  den  hochmittelalter- 
lichen deutschen  Rechtsbüchern ^^^)  angewiesen  wird,  als  auch 
die  Uebertragung  der  Zerstörungsbefugnis  an  die  späteren 
Landfriedensbünde  ^^^),  daß  mehr  und  mehr  auch  die  land- 
friedensrechtliche Seite  dieses  Listituts  ausgebaut  wurde,  ja 
daß  sie,  mindestens  zeitweilig,  bei  der  Behandlung  nicht  er- 
laubter Befestigungsbauten  in  den  Vordergrund  des  Interesses 
trat^^^);  ganz  deutlich  zeigt  sich  dies  insbesondere  bei  dem 
Verfahren  gegen  incastellationes  ecclesiae,  der  „veste  die  ge- 
machet sint  auz  den  chirche"^^^),  sowie  bei  der  Wüstung  von 
unerlaubterweise  wieder  aufgebauten,  vorher  auf  Grund  eines 
Urteils    zerstörten    Burgen ^^^).      Das    französische    Recht    des 


"^«)  Vgl.  oben  Note  502  und  S.  442. 

^'0  Vgl.  hierzu  Coulin,  Befestigungshoheit  und  Befestigungs- 
recht S.  17,  Note  2;  S.  23  u.  24,  Note  1;  S.  71  f. 

518)  Vgl.  z.B.  SaSp.  LdR.  III,  66,  §  2.  —  SchwaSp.  LdR.,  Laßberg, 
C.143,  p.68;  Wackernagel,  c.  123,  p.  118;  Goldast,  c.  235,  p.  80 
und  c.  234,  p.  80.  —  Vgl.  dazu  Coulin,  1.  c.  S.  96. 

5 '9)  Vgl.  Coulin,  1.  c.  S.  83,  Note  1—6.  —  LF.  für  die  Wetterau 
(1337  mai  4)  §  30  in  Boehmer.  Cod.  dipl.  moenofr.  543. 

520)  Vgl.  z.  B.  U.  Karl  IV.  (Prag  1350  iun.  15)  betr.  den  eigen- 
mächtigen Burgbau  des  Konrad  von  Schieiden  zu  Neuendorf  bei  Winkei- 
niann,  Acta  Imp.  II,  no.  761,  p.  474. 

521)  Vgl.  z.  B.  Fax  Austriaca  (1256/61)  MGLL.  sect.  IV,  Bd.  II,  no.  440, 
c.  20,  p.  667.  —  Landfrieden  der  sechs  Kurfürsten  (1438)  in  NS.  I,  no.  40, 
§  7,   p.  154.  —  Vgl.   hierzu  Coulin,   Befestigungshoheit  S.  96,  Note  9. 

^-^)  Vgl.  z.  B.  Fax  in  Austr.  (Wien  1276  dec.  3)  MGLL.  sect.  IV, 
Bd.  III,  no.  122,  art.  15,  p.  118.  —  SaSp.  LdR.  III,  66,  §  4.  —  SchwaSp. 
LdR.,  Laßberg,  c.  143,  p.  68:  Wackernagel,  c.  123,  p.  118:  Goldast, 
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Mittelalters  kennt,  wie  sich  schon  aus  voraufgegangenen,  ge- 
legentlichen Bemerkungen  ergibt^^^),  ebenfalls  eine  Wüstung 
von  Befestigungsbauten;  es  stimmt  auch  insofern  mit  dem 
deutschen  Recht  überein ,  als  es  diese  Strafe  wegen  der  Be- 
gehung von  Kapitalverbrechen  anwendet;  so  wurde  durch  Parla- 
raentsurteil,  um  nur  diesen  einen  Fall  hier  hervorzuheben,  die 
Wüstung  der  oberen  Burg  von  Bruzac  angeordnet,  weil  vom 
König  Gebannte  dort  Unterschlupf  gefunden  hatten  und  trotz 
Leistung  des  asseurement  einen  gewissen  de  Martel  bei  der 
Belagerung  getötet  hatten ^^*).  Im  übrigen  hat  sich  aber  die 
Entwicklung  des  Befestigungswüstungsrechts  in  diesem  Rechts- 
gebiet etwas  anders  gestaltet  als  im  deutschen  Reich;  aus 
Gründen,  die  in  diesem  Zusammenhang  nicht  näher  erörtert 
werden  können  und  brauchen ,  hat  sich  hier  nämlich ,  ähnlich 
wie  auf  unserem  Markboden,  aber  auf  anderer  verfassungs- 
rechtlicher Grundlage,  die  Befestigungshoheit  in  ihrem  vollen 
Umfang  schon  seit  der  diplomatischen  Periode ^^^)  regelmäßig 
mit  den  Grafschaftsrechten  bzw.  der  alta  justitia  verknüpft, 
und  der  Inhaber  der  hohen  Gerichtsbarkeit  übte  demgemäß 
auch  das  Befestigungszerstörungsrecht  aus;  so  wurde  im  Jahre 
1266  die  Zerstörung  einer  gegen  den  Willen  des  Inhabers  der 
hohen  Gerichtsbarkeit,  Wilhelm  de  Lignieres,  in  der  chätellenie 
de  Mereville  erbauten  Burg  durch  Parlamentsurteil  angeordnet 
und,  als  sich  im  Jahre  1268  ergab,  daß  ein  Türmchen  dieser 


c.  234,  p.  80.  —  Vgl.  Coulin,  Befestigungsholieit  S.  95.  —  Cardinalis 
Tuschi  Pract.  Concl.  I,  p.  343,  concl.  228,  §  1.  —  Röhrensee,  De  Jur. 
mun.  Wittenbergae  1670,  §  29.  —  Gaill,  Observationum  lib.  II,  obs.  61, 
no.  1,  p.  86,  Col.  Agr.  1771. 

^^3)  Vgl.  oben  Note  60,  61,  62,  70,  267—270  n.  a.  m. 

524)  Vgl.  Olim  I,  p.  788,  XII  (1269  nov.  1);  die  Sache  zog  sich 
längere  Zeit  hin,  da  der  König  von  England,  als  Lehnsherr,  Einspruch 
gegen  die  Wüstung,  aber,  wie  es  scheint,  erfolglos  erhob;  vgl.  Olira  I, 
p.  799,  III  (1270  iun.  1),  p.  830,  XXXV  (1270  nov.  11)  und  p.  861,  XXIII 
(1271  mai  24). 

^^■')  Vgl.  z.  B.  Coutumes  de  Bigorre  (1097)  c.  3  bei  Giraud,  Essai 
sur  l'histoire  du  droit  francais  (1846)  p.  20. 
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Burg  mit  Brustwehren  stehen  geblieben  war,  erneut  verfügt, 
daß  auch  dieses  gewüstet  werde,  „quod  bene  appareret  forteri- 
ciam  huius  modi  fuisse  dampnatam"  ^^^).  Ein  ähnlicher  Fall 
ereignete  sich  im  Mäconais  im  Jahre  1310^^');  da  der  „domi- 
nus de  Buxeria  est  in  pacifica  saisina  diruendi  fortalicia  ibi- 
dem constructa  preter  eius  voluntatem  .  .  .  dictum  fuit,  quod 
ipse  dictas  turres  poterit  licite  facere  demoliri",  allerdings 
,,salva  super  hoc  questione  proprietatis  parti  adverse".  Ver- 
einzelt erlangten  sogar  kleine  Grundherren  gewohnheitsrecht- 
lich auf  dem  Boden,  den  sie  vom  König  zu  Lehen  trugen,  die 
Befugnis,  Burgen  zu  bauen  ohne  königliche  Erlaubnis  und 
ohne  daß  sie  im  Besitz  der  hohen  Gerichtsbarkeit  gewesen 
wären  •^^^);  doch  handelt  es  sich  hier  um  eine  singulare  Er- 
scheinung, die  aber  immerhin  die  eigenartigen  Entwicklungs- 
tendenzen des  hochmittelalterlichen  französischen  Rechtes  er- 
kennen läßt.  Zu  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  macht  sich  eine 
Gegenströmung  bemerkbar,  die  dem  kraftvollen  Erstarken  der 
Königsgewalt  entspricht;  in  einem  unter  Philipp  dem  Schönen 
ergehenden  Parlamentsurteil  wird  nämlich  bestimmt:  „cum  nos, 
auctoritate  superioritatis  nostre,  licite  possemus  omnia  que 
possent  prejudicare  fortaliciis  nostris,  licet  iam  facta  destruere 
et  multo  forcius  ne  fierent  impedire,  per  curie  nostre  Judicium 
dictum  fuit  quod,  non  obstantibus  quibuscunque  racionibus  ex 
parte  ipsius  Helye  [de  Burdelia]  propositis,  omnia  predicta, 
sie  per  eum  edificata  reponentur  et  reposita  tenebuntur  in  tali 
statu,  quod  dicto  Castro  nostro  (seil,  de  Burdelia)  et  ipsius  for- 
talicio  nullatenus  possent  obesse"^^^).     Ob  diese  Neuerung  im 


^26)  Vgl.  Olim  I,  p.  227,  XVII  (1266  febr.  9),  vgl.  dazu  ßoutaric, 
Actes  du  Pari.  I,  p.  96,  no.  1032,  und  Olim  I,  p.  730,  XIII  (1268  nov.  8), 
vgl.  dazu  Boutaric,  1.  c,  p.  115,  no.  1281. 

627)  Olim  III,  p.  296,  XXIV  (1309  febr.  17)  und  p.  460,  LXIX  (1310 
märz  30). 

^28)  Olim  I,  p.  917,  LXXXIV  (1272  nov.  8),  wo  ein  derartiges  Ge- 
wohnheitsrecht durch  Parlamentsurteil  festgestellt  wird. 

629)  Olim  III,  p.  338,  LXXXVI  (1309  apr.  6);  vgl.  Boutaric,  Actes 
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französisclien  Recht  sich  autochfchon  entwickelt  hat  oder  ob 
eine  nicht  unwahrscheinliche  Rezeption  deutscher  Rechts- 
gedanken hier  stattgefunden  hat,  mag  mangels  Möglichkeit 
quellenmäßigen  Nachweises  dahingestellt  bleiben;  sicher  ist 
aber,  daß  im  Spätmittelalter  die  Befestigungshoheit  und  das 
Befestigungswüstungsrecht  wie  im  deutschen  Reich,  so  auch 
in  Frankreich  dem  König  allein  zustand;  denn  auch  hier  galt 
die  Bestimmung:  „La,  oü  une  ville  ne  obeit  au  roi  eile  doibt 
etre  rasee  selon  raison,  et  la  destruction  des  villes  et  chasteaux 
anciens  appartient  au  roy  et  non  ä  aultre"  ^^^).  Keinen  Wüstungs- 
charakter trägt  die  Zerstörung  von  Bauten  und  Befestigungs- 
werken zu  Kriegszeiten  im  Interesse  der  Landesverteidigung, 
die  sich  sowohl  im  nordfranzösischen  als  im  deutschen  Recht 
findet;  dies  zeigt  sich  schon  in  dem  Umstände,  daß  sie  mit 
Wiederaufbauerlaubnis  und  regelmäßig  auch  mit  Entschädigung 
verbunden  ist^^^);  des  Wüstungscharakters  entbehrt  auch  der 
gewalttätige,  widerrechtliche  Bruch  eines  Befestigungs  werkes  ^  s  2j . 
dasselbe  ist  der  Fall,  wenn  der  Burgherr  die  Burg  absichtlich 
oder  infolge  seiner  Verarmung   zerfallen   läßt^^^),    oder  wenn 


du  Pari.  IJ,  p.  57,  no.  3586;  beiläufig  eine  der  ältesten  Stellen,  in  denen 
die  „superioritas"  vorkommt. 

^^°)  Grand  Coustumier  1.  I,  c.  3,  no.  XLIX;  während  sich  zur  Zeit 
Ludwigs  des  Heiligen  das  königliche  Befestigungswüstungsrecht  noch  auf 
das  Gebiet  der  königlichen  Domänen  beschränkte,  vgl.  OÜm  I,  p.  1050, 
Note  98,  und  hier  noch  gelegentlich  gewohnheitsrechtlich  eingeengt  war, 
wie  Note  528  zeigt,  wird  es  so  allmählich  unter  die  Zahl  der  cas  royaux 
aufgenommen. 

^^0  Vgl.  z.  B.  Art.  47  der  Raisons  et  Articles  envoyes  par  les 
eschevins  de  la  commune  de  Saint-Dizier  ä  ...  les  seigneurs  eschevins 
de  la  ville  d'Ypre  (1349)  in  Olim  II,  Appendice  p.  739  u.  740.  —  U.  für 
Buchhorn  (1644  ian.  15)  in  Lünig,  RA,  Pars  spec.  Cont.  IV,  p.  334, 
no.  27.  —  Vgl.  dazu  Crellius,  Jus  mun.  urb.,  Wittenberg  1733,  p.  28 
und  Berends,  De  mun.  §  19,  Basileae  1682. 

532)  SaSp.  LdR.  III,  66,  §  4.  —  SchwaSp.  LdR.,  Laßberg,  c.  143, 
p.  68;  Wackernage],  c.  123,  p.  118;  Goldast,  c.  234,  §  4,  p.  80.  — 
Vgl.  dazu  Coulin,  Befestigungshoheit  S.  95,  Note  1. 

"3)  Vgl.  Note  532. 
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die  Burg  „von  eygenem  Feur  zergeht"  ^3^);  auch  in  diesen 
Fällen  kann  der  Wiederaufbau  ohne  Einholung  einer  neuen 
Konzession  stattfinden;  als  Wüstung  sind  aber  diese  wie  die 
vorhergenannten  Zerstörungsfälle  nicht  zu  betrachten,  weil  die 
Zerstörung  nicht  als  Folge  einer  von  der  Rechtsordnung  un- 
erlaubten Handlung  des  Eigentümers  oder  Besitzers  der  Burg 
erfolgt  •'^'^•'^). 

Hochverrat  crimen  laesae.  Eine  Reihe  von  Tat- 
beständen ,  die  das  hoch-  und  spätraittelalterliche  deutsche 
Recht  dem  Sammeldelikt  des  Landfriedensbruchs  einreiht^^^)^ 
wird  im  italienischen  Statutarrecht  von  einem  eigenartigen  Ge- 
sichtspunkt aus  unter  dem  Begriff  des  Hochverrats  zusammen- 
gefaßt und  regelmäßig  mit  Wüstung  bestraft-''^ '^)*,  ganz  ver- 
einzelt findet  sich  dieser  Deliktsbegriff  im  französischen  Recht  ^^^), 
während  bei  uns  in  Deutschland  erst  seit  der  Rezeption  all- 
mählich landfriedensbrüchige  Tatbestände  nach  diesem  italieni- 

-^3^)  SchwaSp.  LdR.,  Goldast,  c.  234,  §  4,  p.  80.  —  Vgl.  Coulin, 
1.  c.  S.  95,  Note  1. 

535)  Vgl.  oben  S.  341. 

53ß)  Vgl.  z.  B.  RLF.  (Mainz  1285)  c.  26.  —  SchwaSp.  LdR.,  Laß- 
berg, c.  253,  p.  113;  Wackernagel,  c.  207,  p.  119;  Goldast,  c.  153, 
p.  64.  —  RA.  Augsburg  (1551)  §  16  ff.  in  NS.  II,  p.  613  u.  a.  m. 

5")  Vgl.  z.  B.  Bergamo  (saec.  XIII)  IX,  83  in  Mon.  bist.  patr.  XVI, 
p.  1921  f.  —  Bologna  (1250)  II,  15  in  Statuti  di  Bologna  pubblicati  per 
cursT  di  L.  Frati  in  Mon.  ist.  pert.  alle  prov.  della  Romagna  II,  p.  267. 

—  Parma  (1316)  in  Mon.  bist,  ad  prov.  Parm.  et  Piacent.  pert.  III,  258. 

—  Florenz  (1415)  in  Statuta  populi  et  communis  Florentiae,  ed.  Friburgi 
III,  64.  —  Corsica  (1571)  c.  60  in  Statuti  civili  et  criminali  delF  isoia 
Corsica,  Genova  1571.  —  Treviso  (1574)  in  Statuta  Tarvisii,  Venetiis 
1574,  III,  c.  8  u.  9.  —  Cesena  (1588)  in  Statuta  civitatis  Caesennae,  Cesena 
1589,  p.  147  u.  a.  m. 

538)  Einem  Urteil  in  Olim  III,  p.  278,  VII  (1309  ian.  28)  schwebt 
eine  dunkle  Erinnerung  an  die  Untaten  des  Trancavellus,  vicecomes 
Biterrensis  vor,  dessen  Burg  Malast  zu  einer  nicht  näher  zu  bezeichnen- 
den Zeit  gewüstet  worden  war,  als  das  Eigentum  eines  „inimici  et  faiditi 
ac  eciam  rebellis  progenitorum  nostrorum",  was  jedenfalls  auf  eine  retro- 
spektive, legistische  Konstruktion  zurückzuführen  ist  und  den  Beginn 
der  Rezeption  dieses  Begriffes  im  Parlament  bezeichnen  dürfte. 
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sehen  Schema  konstruiert  werden^^^),  wie  ja  auch  einzelne 
derartige  Fälle  seit  dieser  Zeit  als  crimina  laesae  majestatis 
bei  uns  gedeutet  werden^^^^),  worin  unverkennbar  romanistisch- 
kanonistischer  Einfluß  zum  Ausdruck  gelangt. 

Violatio  communiae  und  verwandte  Fälle.  Trotz 
der  Aenderung  in  der  technischen  Subsumtion  nahm  man  aber 
keinen  Anstoß  an  der  Yerhängung  der  Wüstungsstrafe;  dies 
mag  teilweise  mit  dem  als  maßgebend  betrachteten  italienischen 
Vorbild  zusammenhängen;  doch  ist  nicht  zu  verkennen,  daß 
im  älteren  deutschen  Recht  für  derartige  Konstruktionen  primi- 
tive und  entwickeltere  Anknüpfungspunkte  vorhanden  waren, 
die  die  Rezeption  erleichterten,  zumal  man  die  rezipierte  Auf- 
fassung fast  als  genetische  Fortbildung  altrechtlicher  Ideen 
deuten  könnte,  wenn  man  dem  Wechsel  in  den  verfassungs- 
rechtlichen Zuständen  Rechnung  trägt;  denn  auch  das  ältere 
Recht  kannte  Delikte,  die  sich  gegen  die  Person  der  höchsten 
Gewalt,  sei  es  nun  die  Gemeinde,  die  Markgenossenschaft,  sei 
es  den  Landherrn,  die  Stadt,  den  Grafen,  den  König  usw., 
oder  deren  obrigkeitliche  Anordnungen  richteten;  im  Verhältnis 
zu  ihnen  lassen  sich  die  Tatbestände  der  spätmittelalterlichen 
rebellio  und  des  spätmittelalterlichen  crimen  laesae  begrifflich 
sehr  wohl  als  Potenzierung  der  primitiven  altrechtlichen  Prin- 
zipien auffassen ,  wenn  sie  auch  historisch  nur  als  rezipierte 
und  nicht  als  autochthone  Konstruktionen  gedeutet  werden 
können,  eine  Tatsache ,  die  aber  im  Zeitpunkt  der  Rezeption 
bekanntlich  von  viel  geringerer  Bedeutung  ist,  als  für  die  ent- 
wicklungsgeschichtliche Darstellung  unserer  Tage  und  darum 
als  genetischer  Faktor  der  Rechtsbildung  nicht  überschätzt  oder 
gar  als  einzig  wirksames  Element  der  Entwicklung  gedeutet 
werden  darf.  Allerdings  sind  die  einschlägigen,  in  hochmittel- 
alterlichen Quellen  vorkommenden  Tatbestände  singulärer  Natur, 

5  39)  Vgl.  z.B.  Gaill,  De  Face  Publica  1.  II,  c.  9,  §§  27  u.  28,  p.  260 
u.  261.  —  Halt  aus,  Glossarium  col.  835  u.  836  d. 

5*0)  Vgl.  Albertus  AEp.  Magd,  bei  Haltaus,  Glossar,  col.  837  f., 
nach  Spicil.  Eccles.  Cont.  II,  p.  303.  —  Berends,  De  munim.  §  10  u.  a.  m. 
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und  stehen  unter  sich  selbst  in  keinerlei  systematischem  Zu- 
sammenhang; die  ältesten  unter  ihnen  spotten  aber  auch  jeder 
Einreihung  in  die  strafrechtliche  Systematik  des  Hochmittel- 
alters, und  ihre  Struktur  weist  in  längstvergangene  Zeit  zurück, 
80  daß  man  sie  nicht  als  atypische  Neubildungen  der  Zeit  der 
Aufzeichnung  der  Quellen  betrachten  kann;  da  nun  bei  den 
ältesten  Tatbeständen  eine  Heterotropie  des  Zweckes  nicht  zu 
erkennen  ist,  vielmehr  ziemlich  sicher  ist,  daß  der  originäre 
Zweck  beibehalten  wurde,  so  ist  anzunehmen,  daß  in  An- 
betracht der  Erfahrungstatsache,  daß  nur  intensive  Zwecke  sich 
im  Rechtsleben  auf  eine  längere  Dauer  zu  erhalten  vermögen, 
diese  ältesten  Tatbestände  einem  zur  Zeit  ihrer  Entstehung 
äußerst  kräftigen  Zweckgedanken  ihre  Entstehung  verdanken, 
der  wohl  eine  größere  Zahl  von  im  Hochmittelalter  schon  unter- 
gegangenen Typen  hervorgebracht  hat,  für  uns  aber  nur  an 
vereinzelten  Tatbeständen  noch  erkennbar  ist;  jedenfalls  be- 
weisen aber  die  spärlichen,  noch  erhaltenen  Tatbestände,  daß 
zu  ihrer  Entstehungszeit  die  sie  beherrschenden  Prinzipien 
schon  in  lebendiger  Anwendung  standen;  aus  der  Art  und  Form 
ihrer  Aufzeichnung  im  Hoch-  und  Spätmittelalter  geht  aber 
hervor,  daß  wenigstens  sie  selbst  in  dieser  Zeit  nicht  nur  nicht 
vergessen  waren ,  sondern  vielmehr  noch  regelmäßig  geübt 
wurden  und  daher  die  Rezeption  an  ihre  Prinzipien  anknüpfen 
konnte.  Einer  der  ältesten  dieser  Tatbestände  ist  in  der 
Kundschaft  über  den  Wald  im  Hägbach  erhalten^^^),  hiernach 
führte  die  durch  unerlaubtes  Holzhauen  Unberechtigter,  seien 
es  nun  Ausmärker  oder  seien  es  Markgenossen,  die  das  Holz 
nicht  zu  eigenem  Gebrauch  fällten,  verursachte  Verletzung  der 
Markgenossenschaft  zum  Zerhauen  des  unrechtmäßigerweise 
gefällten  Holzes  durch  die  gesamten  Markgenossen;  dagegen 
konnte    die   Markgenossenschaft   auf  Grund   eines   einmütigen 


**0  Vgl.  GericlatsprotokoU  des  Schultheißen  und  der  zwölf  Ge- 
schworenen der  Stadt  Schiltach  (1487  aug.  29)  in  Grimm,  Weist.  I, 
S.  397  f.;  vgl.  auch  oben  Note  141—143. 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXXII.  Band.  29 
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Beschlusses  ihrer  Mitglieder  auch  Holz  nach  außen  verkaufen, 
während  einem  einzelnen  Märker  bei  Strafe  der  Wüstung  ver- 
boten war,  von  seinem,  wenn  auch  erlaubterweise  gefällten 
Holze  etwas  zu  verkaufen  oder  zu  verschenken;  hieraus  geht 
hervor,  daß  in  den  vorliegenden  beiden  Tatbeständen  Delikte 
gegen  die  Person  der  Markgenossenschaft  erblickt  wurden. 
Verwandt  hiermit,  aber  einer  späteren  Entwicklungsschicht 
der  Rechtsordnung  angehörig,  obwohl  seine  Wurzeln  in  der- 
selben Schicht  wie  die  der  soeben  erwähnten  Tatbestände  ruhen, 
ist  das  in  manchen  nordfranzösischen  Städten  scharf  und  viel- 
gestaltig ausgeprägte  Delikt  der  violatio  communie^*^)  oder 
der  violatio  constitutionum  communie^^^);  so  wird  das  uralte 
Delikt  des  Hausens,  von  dem  noch  unten^*^)  die  Rede  sein 
wird,  falls  es  den  Feind  der  Stadt  zum  Gegenstand  der  Be- 
herbergung, Beköstigung,  des  wirtschaftlichen  Verkehrs  u.  dgl. 
hat,  zum  crimen  laesae  communiae^^^);  die  disturbatio  des 
freien  Verkehrs  von  Einwohnern  und  fremden,  mit  Waren 
nach  der  Stadt  ziehenden  Kauf leuten  innerhalb  der  Bannmeile ^^^), 
das  inhonestum  aliquid  de  communia  dicere,  die  Beschimpfung 
des  maire  in  Ausübung  seines  Amtes,  die  Realinjurie  gegen 
einen  in  der  Gerichtssitzung  amtierenden  Schöffen ,  der  Un- 
gehorsam gegen  die  städtischen  Gerichte,  die  vorsätzliche  Ver- 
letzung der  Stadtverfassung ^*'^)  und  endlich  die  Weigerung  der 


^*2)  Vgl.  z.B.  Amiens  (1190)  art.  3,  bei  Thierrjs  Amiens  I,  p.  109. 

—  Abbeville  (1183)  art.  3  in  Rec.  des  Ord.  des  Rois  de  France  IV,  p.  55. 

—  Diese  Bezeichnung  ist  zweifellos  als  die  frühere  anzusprechen,  da  sie 
schon  in  dem  primitiven  Stadtrecht  von  Amiens  (1117)  vorkommt;  vgl. 
Thierry,  Amiens  I,  S.  45. 

'*^)  Vgl.  z.  B.  Amiens  (1190)  art.  18,    bei  Thierry,   1.  c,  p.  111. 

54^)  Vgl,  unten  S.  465  ff. 

^*^)  Primitive  Bestimmung  des  Stadtrechts  von  Amiens  (1190)  art.  16 
und  Abbeville  (1183)  art.  12. 

*^^)  Primitive  Bestimmung  des  Stadtrechts  von  Amiens  (1190)  art.  3 
und  Abbeville  (1183)  art.  3. 

**')  Primitive  Bestimmungen  des  Stadtrechts  von  Amiens  (1190) 
art.  11  und  Abbeville  (1183)  art.  11;  Amiens  (1190)  art.  37  u.  89;  primi- 
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Annahme  der  Komposition,  sowie  der  Leistung  der  Friedens- 
bürgschaft ^^^)  wurden  ebenfalls  unter  dem  Gesichtspunkt  der 
violatio  coramuniae  betrachtet  und  demgemäß  mit  Wüstung  be- 
straft. Daß  dieser  Deliktstatbestand  in  seiner  Vielfältigkeit 
nicht  bei  der  ersten  Formulierung  des  Stadtrechts  von  Amiens 
entstanden  ist,  dürfte  wohl  außer  allem  Zweifel  stehen;  die 
Aufnahme  dieser  Kasuistik  in  diese  Quelle  zeigt  aber,  daß  trotz 
der  Verdunkelung  des  Prinzips  die  ursprünglichen  Zweck- 
gedanken noch  lebenskräftig  sind ,  ja  daß  sie ,  wie  die  Auf- 
nahme neuer,  eng  mit  den  erstmals  formulierten  Tatbeständen 
verwandter  Einzeldelikte  unter  Zugrundelegung  derselben  Zweck- 
gedanken im  Stadtrecht  von  Amiens  aus  dem  Jahre  1190  be- 
weist, noch  äußerst  entwicklungs-  und  fortbildungsfähig  waren. 
Aehnliche  Einzeltatbestände,  wie  die  durch  das  Sammeldelikt 
der  violatio  communiae  in  Amiens  einheitlich  zusammengefaßten, 
finden  sich  zerstreut,  aber  niemals  in  ein  und  derselben  Rechts- 
aufzeichnung erschöpfend  aufgezählt,  auch  in  den  deutschen 
Quellen;  es  sei  hier  an  das  gegen  den  von  seiner  Ehefrau  un- 
gestraft geschlagenen  Mann  geübte  Dachabdecken  u.  dgl.^*^) 
erinnert,  worin  eine  alte  Wüstungsstrafe  gegen  den  Hauser 
der  die  uralten  Rechte  des  zum  Richter  über  seine  Haus- 
angehörigen berufenen  Muntwalts  verletzenden  Frau  zu  er- 
kennen war^^^);  hierher  ist  ferner  zu  rechnen  die  Wüstung 
bei  Versäumung  des  Dinges  ^^^),  bei  vorsätzlicher  Fällung  eines 
ungerechten  Urteils  oder  passiver  Bestechung  des  Richters^^^), 


tive  Bestimmungen  von  Amiens  (1190)  art.  15  und  Abbeville  (1183)  art.  12^ 
Amiens  (1190)  art.  18,  bei  Thierry,  ].  c.  S.  111. 

5^8)  Amiens  (1190)  art.  8.  bei  Thierry,  ].  c.  p.  110. 

^^»)  Vgl.  oben  Noten  256—258  und  261. 

"0)  Vgl.  oben  Note  260. 

^^^)  Vgl.  die  oben  Note  210  zitierten  Quellen;  ferner  Ehehaftrecht 
zu  Wilzhut  (s.  a)  art.  2  bei  Grimm,  Weist.  III,  S.  680. 

^^2)  Brokmerbrief,  ed.  Wiarda,  24—32;  vgl.  anchWiarda,  Ab- 
handlung von  den  Richtern  des  Brokmer  Landes,  S.  42,  und  desselben 
Osttriesische  Geschichte  I,  S.  251.  —  Ditmarsisches  Landrecht  (1447)  bei 
Wiarda,Zum  Asegabuch,S.  37.  —  Vgl.aucli  schon Leges  opstalbom.art.  18. 
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bei  Ungehorsam  gegen  das  allgemeine  Aufgebot  ^^^),  bei  Nicht- 
beachtung der  allgemeinen  Pflicht,  bei  Feuersnot  zu  helfen, 
auch  wenn  Feuer  bei  einem  feindlich  gesinnten  Gemeinde- 
genossen auskommt ^^*),  bei  Verletzung  des  Flurbannes  ^^^); 
endlich  findet  sich  im  Wendhager  Bauernrecht  eine  generelle 
Androhung  der  Wüstungsstrafe  für  alle  die  Fälle,  in  denen 
„einer  dieser  bauerschaft  erfunden  würde,  der  nicht  thäte,  was 
sich  eignet  und  gebühret",  d.  h.  in  denen  eine  Verletzung  der 
Satzungen  und  des  Gewohnheitsrechts  der  Bauerschaft  vor- 
liegt^^^).  Handelt  es  sich  hier  um  relativ  alte  und  primitive, 
dem  Volksrecht  entstammende  Tatbestände,  so  findet  doch  auch 
in  den  hochmittelalterlichen  Quellen  manche  Neubildung  auf 
Grundlage  der  alten  Prinzipien  statt;  so  entsteht  z.  B.  in 
Amiens  aus  der  Wüstung  wegen  Versäumung  der  Dingpflicht 
eine  Wüstung  wegen  Weigerung  der  Uebernahme  des  Schöffen- 
amts und  anderer  Gemeindeämter^^'').  Die  Lebenskraft  dieses 
Prinzips  zeigt  sich  aber  auch  in  seiner  Verbindung  mit  neueren, 
einer  späteren  Schicht  der  Verfassungsentwicklung  entstammenden 
Tatbeständen,  auf  die  man  die  Wüstung  in  der  zur  Zeit  dieser 
Verknüpfung  üblichen  Form  übertrug  und  sie  so,  indem  man 
ihnen,  vielleicht  nicht  unabsichtlich,  damit  die  Patina  alten 
Volksrechts  verlieh,  in  die  verwandten  älteren  Tatbestände 
einreihte.  So  findet  sich  z.  B.  in  Pariser  Parlamentsurteilen 
aus  der  an  Reformen,  die  den  Schein  der  Konservierung  alten 


55»)  Vgl.  oben  Note  211. 

***)  z.  B.  Panteiding  zn  Patzmannsdorf  (erneuert  1460)  art.  12  u.  13, 
bei  Grimm,  Weist.  III,  S.  695. 

"5)  z.B.  Ehhaft  zu  Oetting  (1577)  bei  Grimm,  Weist.  III,  S.  635, 
wo  gesagt  wird,  ,mee  soll  er  (seil,  der  rormüller)  gegen  den  wismad. 
heraus  ain  thor  machen  vnnd  anhenken,  aber  weder  er  noch  andere  hin 
und  wider  farn,  es  sey  dann  zur  winterpan ;  vnnd  wann  ein  schaden 
geschehe  (seil,  durch  sein  vieh),  so  soll  im  durch  die  nachbarn  das  thor 
verschlagen  werden." 

"ö)  Vgl.  oben  Note  215;  ähnlich  Amiens  (1190)  art.  18  bei  Thierry, 
1.  c.  p.  111. 

*")  Vgl.  oben  Note  213  u.  212. 


Die  Wüstung.  453 

Hechts  trugen,  sehr  reichen  Regierungszeit  Philipps  des  Schönen 
Partial Wüstungen  pro  inobedientia  facta  domino  Regi^'*^),  pour 
les  despiz  et  les  desobeissances  faiz  du  conte  de  Henaut  et  des 
suens  a  nos  (seil,  regis)  genz^^^)  oder  quod  idem  miles  vel 
gentes  sue  noluerunt  dare  aditum  servienti  nostro  ad  manerium 
ipsius^^^);  inwieweit  diese  Tatbestände  mit  der  Ungehorsams- 
wüstung in  Verbindung  stehen,  wird  noch  unten ^^^)  zusammen- 
fassend zu  erörtern  sein,  im  Zusammenhang  des  französischen 
Befestigungswüstungsrechts,  und  um  dieses  handelt  es  sich  hier 
zunächst,  erscheinen  sie  jedenfalls  in  Anbetracht  des  allge- 
meinen Entwicklungsganges  dieses  Instituts  ^'^^)  als  keine  alt- 
hergebrachte Maßregel,  ja  vielleicht  kann  man  sie  in  dieser 
Hinsicht  als  die  Vorstufe  der  unter  demselben  König  einige 
Jahre  später  eingeführten  Neuerungen ^^^)  ansprechen. 

Verletzung  von  Bannrechten,  gewerbe-  und 
baupolizeilichen  Anordnungen.  Zahlreich  sind  die, 
wie  einerseits  die  Anwendung  der  Partialwüstung ,  anderseits 
die  verfassungsgeschichtliche  Stellung  der  Institute  selbst  be- 
weist, sicherlich  nicht  in  der  Urzeit  entstandenen  Wüstungs- 
fälle bei  Verletzung  von  herrschaftlichen  Bannrechten  u.  dgl,, 
deren  Bestrafung  begrifflich  wiederum  an  die  Nichtbefolgung 
der  von  der  Versammlung  der  Mark-  oder  Gemeindegenossen 
beschlossenen  allgemeinen  Anordnungen  wie  an  den  Flur- 
bann u.  ä.  anknüpfen  dürfte;  so  führte  die  Verletzung  des 
Mühlenbannes  zur  Wüstung  des  in  einer  auswärtigen  Mühle 
gemahlenen  Mehles^^^);  ähnlich  ist  eine  Stelle  der  Rechte  an 
dem  Urfar  zu  Nußdorf  oberhalb  Wien  aufzufassen,    nach  der 

^^0  Vgl.  Olim  II,  p.  291,  VIII  (1289  nov.  11). 

55»)  Vgl.  Olim  II,  p.  347,  XXXI  (1292  nov.  1). 

^«o)  Vgl.  Olim  III,  p.  86,  XXIX  (1302  märz  15). 

5")  Vgl.  unten  S.  458. 

5«2)  Vgl.  hierüber  oben  S.  444  f.,  Note  525—528. 

5^')  Vgl.  hierüber  oben  Note  529. 

^^*)  Vgl.  die  oben  S.  401,  Note  327  aus  den  Rechten  uf  dem  Warende 
mitgeteilte  Stelle,  sowie  die  daselbst  gegebene  historisch -dogmatische 
Analyse  dieser  Bestimmung. 
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das  Boot,  mit  dem  ein  Fischer  das  Bannrecht  der  Fährleute 
beeinträchtigt  hatte,  gewüstet  wurde^^'^):  eine  sehr  ins  Einzelne 
gehende  Bestimmung  über  die  Bäckereigerechtigkeit  und  die 
wegen  konzessionsloser  Ausübung  des  Bäckereigewerbes  er- 
folgende Wüstung  von  Backöfen  enthält  das  spätere  Stadtrecht 
von  Amiens^^^).  Mannigfaltig  sind  die  wegen  Verletzung  der 
auf  die  Schankgerechtigkeit  bezüglichen  Normen  angedrohten 
Wüstungsstrafen,  so  wird  nach  der  Keure  von  Furnes  der 
konzessionslose  Betrieb  einer  außerhalb  der  Stadt  belegenen 
Schenke  mit  Hauswüstung  bestraft  ^''^);  in  Pistoja  triflPt  das- 
selbe Schicksal  das  Haus,  in  dem  ein  Kleriker  eine  Schenke 
hält^^^);  nach  einem  Parlamentsurteil  war  in  Ambazia  der 
Verkauf  von  Wein  außerhalb  der  taberna  verboten  und  die 
unter  Mißachtung  dieser  Anordnung  des  dominus  Ambazie  ge- 
brauchten Gefäße  verfielen  der  Wüstung  ^^^);  in  Amiens  wurde 
der  von  einer  Sachverständigenkommission  als  nicht  verkaufs- 
würdig bezeichnete  Wein  auf  die  Straße  geschüttet •'^'^)  und 
nach  dem  Hagener  Festenrecht  wird  dem  Wirt,  der  „des  Wyns 
vnd  Byers  nit  proven  en  setten  leitte",  die  Tür  Jahr  und  Tag 
„zugeschlagen'',  „dat  hey  nit  schlyten  off  tappen  solde.  et  ge- 
schege  dau  mit  Consent  vnd  Willen  Mynes  Gn.  Herrn"  ^^^). 
Auf  demselben  großen  Gebiet  liegen  die  Wüstungsfälle  wegen 
Verletzung  obrigkeitlicher  Anordnungen  in  Bausachen  nicht- 
befestigungsrechtlicher    Natur^"-),     die     zwar     verschiedenen 

^^^)  Vgl.  die  oben  S.  388,  Note  280  wiedergegebene  Bestimmung 
des  Rechtes  an  dem   LTfar  zu  Xußdorf  (1450). 

^®°)  Seronde  Coutume  d'Amiens  (ante  1292)  §  71  bei  Thierry, 
Amiens  I,  p.  170  f.;  vgl.  dazu  oben  Note  275. 

5")  Vgl.  oben  Note  274. 

^^^)  Pistoja  (1285)  additaraentum,  in  Breve  et  ordinamenta  populi 
Pistorii,  ed.  Zdekauer,  Milano  1891,  p.  168. 

^69)  Olim  L  p.  552,  IV  (1263  mai  20) ;  vgl.  oben  Note  281. 

"»)  Vgl.  oben  Note  288. 

^'^)  Hagener  Vestenrecht  (1518)  in  v.  Steinen,  Westph.  Geschichte  I, 
S.  1277;  vgl.  Halt  aus,  Glossarium  col.  1785  und  Grim  m ,  RA^  p.  729. 

^^')  Ueber  die  systematische  Stellung  der  in  diesen  Fällen  ange- 
drohten Wüstungsstrafen  vgl.  oben  S.  389. 
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Perioden  der  Rechtsentwickluiig  angehören ,  keineswegs  aber 
der  ältesten  Zeit  entstammen  dürften;  die  deutschen  Quellen 
fließen  hier  naturgemäß  ziemlich  spärlich;  in  Betracht  kommt 
hier  das  Reichsweistum  von  1191,  das  bestimmt:  „si  quis  in 
atrio  palacii  episcoporum  vel  abbatum  edificaverit,  successores 
eorum  poterunt  ea  pro  voluntate  sua  funditus  extirpare"  ^^^), 
ein  äußerst  scharfes  Urteil,  das  sich  nur  aus  seiner  gegen  die 
maßlosen  Uebergriffe  der  Vögte  gerichteten  Tendenz  erklärt; 
ebenfalls  unter  diesen  Gesichtspunkt  fällt  die  nach  dem  Kölner 
Recht  dem  Stadtherren  zustehende  Wüstung  der  „vurgezimraere 
overbowe  und  so  was  up  die  gemeine  gebawet  iß"^^"^).  Viel- 
seitiger ist  das  Bild ,  das  in  dieser  Hinsicht  die  französischen 
Quellen  bieten;  so  wird  nach  dem  Recht  von  Chätelblanc  ein 
post  viationem  ohne  Zustimmung  des  castellanus  oder  der 
Bürgerschaft  errichtetes  Bauwerk  ge wüstet ^'^^),  so  wird,  da 
dem  Grundherrn  bzw.  dem  Inhaber  der  Gerichtsbarkeit  nach 
französischem  Recht  die  Befugnis  zustand,  ohne  seine  Erlaubnis 
erbaute  Baulichkeiten  irgendwelcher  Art  zu  zerstören ^^^),  quod- 
dam  stallum  preter  licenciam  episcopi  Attrebatensis  factum  in 
vico  de  Malleis  per  abbatem  et  conventum  Sancti-Vedasti  Attre- 
batensis demoliert  ^'^'^),  ein  berfridus,  den  major  et  scabini 
Sancti-Richarii  auf  einem  ihnen  von  Abt  und  Konvent  über- 
lassenen  Platze  errichtet  hatten,  gewüstet,  „quia  non  inter- 
venerat   super  hoc  assensus    conventus"  ^'^);   anderseits  wurde 

^''^)  Reiclissentenz  (1191  apr.  19)  bei  Berchtold,  Landeshoheit 
S.  144. 

574-j  Vgl.  Weistum  über  das  Witziggedinge  zu  Cöln  (1169  mai)  und 
Cölner  Scheffenweistum  (1375)  bei  Grimm,  Weist.  II,  S.  742  u.  747; 
vgl.  dazu  oben  S.  389,  Note  287. 

s^^)  Coutume  de  Chätelblanc  (1303  märz  8)  c.  30  bei  Grimm, 
Weist.  I,  S.  847  und  Giraud,  1.  c.  II,  S.  423;  vgl.  dazu  Christin,  Diss. 
sur  l'etablissement  de  Tabbaye  de  Saint-Claude,  Neufchätel  1772,  no.  9, 
p.  180—138,  und  oben  S.  389,  Note  285. 

"6)  Vgl.  z.  B.  Olim  I,  p.  244,  IV  (1267  febr.  9),  p.  923,  VII  (1278 
mai  28)  u.  a.  m. 

»'0  Olim  I,  p.  244  (1267  febr.  9). 

"8)  Olim  I,  p.  790  (1270  febr.  2). 
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ein  Abt  und  Konvent,  der  sich  die  Gerichtsbarkeit  und  das 
damit  verbundene  Recht,  unerlaubte  Bauwerke  zu  wüsten,  an- 
gemaßt hatte,  vom  Pariser  Parlament  zu  Geldstrafe  und 
Schadensersatz  verurteilt''''^);  dagegen  war  wiederum  von  dem- 
selben Gerichtshof  dem  Prior  und  Konvent  von  Saint-Martin- 
des-Champs  in  Paris  untersagt  worden,  „murum  facere  ad 
lineam  pilariorum  inherencium  antiquo  muro  suo,  .  .  .  cum 
dominus  Rex  habeat  in  locis  ipsis  justiciam"  ^^^).  Auch  auf 
nachbarrechtliche  Verhältnisse  erstreckten  sich  diese  obrigkeit- 
lichen Anordnungen,  so  durfte  nach  dem  Stadtrecht  von  Amiens 
nur  ein  Drittel  der  Scheidewand  überbaut  werden,  widrigen- 
falls das  Bauwerk  gewüstet  wurde ^^\);  nach  demselben  Recht 
durfte  ein  Graben  nur  in  einer  Entfernung  von  zweieinhalb  Fuß 
von  der  Grenzmauer  angelegt  werden,  sonst  wurde  er  gewüstet 
und  aufgefüllte^-). 

Nichtzahlung  von  Abgaben.  Vielfach  wird  die 
Wüstung  auch  als  Strafe  bei  der  Verweigerung  von  Abgaben 
angewendet,  die  sich  ziemlich  spät  erst  entwickelt  haben  kann : 
vielleicht  ist  der  historische  Ausgangspunkt  für  die  Anwen- 
dung dieser  Strafe  bei  Nichtzahlung  von  Abgaben  in  einer 
begrifflichen  Parallelisierung  von  Komposition  bzw.  Geldstrafe 
im  weiteren  Sinne  einerseits  und  Abgaben  anderseits  zu  suchen, 
wobei  man  ähnlich  wie  dort  der  Leistung  der  Zahlung  die 
Wüstung  surrogiert  haben  mag^^^):  jedoch  läßt  sich  für  diese 
allerdings  sehr  wahrscheinliche  Vermutung  zurzeit  kein  schlüs- 
siger Beweis  erbringen,  wiewohl  die  oben  ^^^)  geschilderte 
Lage  der  skandinavischen  Quellen  sie  ungemein  nahelegt. 
Außer  diesen  nordischen  Quellen  kennen,  soweit  bekannt,  nur 

^"«)  Olim  III,  p.  232,  XIII  (1307  dec.  13). 

^«<>)  Olim  I,  p.  923,  VII  (1273  mai  28). 

^8^)  Seconde  Coutume  d'Amiens  (ante  1292)  §  61  bei  Thierrv, 
Ämiens  I,  p.  169. 

*^^)  Seconde  Coutume  d'Amiens  (ante  1292)  §  72  bei  Thierry, 
1.  c.  p.  171. 

»")  Vgl.  über  diese  Entwicklung   oben  S.  410f.,  Noten  369—375. 

58  1)  Yg]    Qi^en  S.  353,  insbesondere  Noten  150  u.  151. 
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die  Statuten  von  Modena  in  diesem  Falle  die  Totalwüstung ''^•''), 
dafjjeocen  findet  sich  im  deutschen  und  französischen  Rechts- 
gebiet  regelmäßig  die  Partialwüstung;  so  wird  nach  Augs- 
burger Stadtrecht  die  Haustüre  ausgehängt,  wenn  jemand  im 
Weichbild  ein  Grundstück  gekauft  hatte  und  der  Stadt  nicht 
die  waegelose  genannte  Abgabe  entrichtete '^^^^);  dasselbe  ge- 
schah in  Braunschweig,  wenn  der  Tinß  von  dem  Besitzer  eines 
Hauses  nicht  bezahlt  wurde^^*^);  in  Leipzig  sperrte  man  noch 
zu  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  in  diesem  Falle  die  Tür  und 
löschte  das  Herdfeuer ''^^);  auch  in  Saint-Dizier  war  es  in  der 
Mitte  des  14.  Jahrhunderts  gebräuchlich,  daß  man  pour  cen- 
sive  den  huys  aushängte''^^^);  nach  einer  Entscheidung  des 
Pariser  Parlaments  stand  dem  Abt  und  Konvent  zu  Sankt 
Cornelius  in  Compiegne  das  Recht  zu  „in  treffundo  suo  hostia  et 
fenestra  pro  talia  sua  capiendi"  ^^^).  Nach  der  Pariser  Coutume 
fand  ebenfalls  wegen  Nichtbezahlung  der  censuum  et  reddituum 
Partialwüstung  in  der  Form  des  Dachabdeckens  statt  ^^^). 

Berücksichtigt  man  nun,  daß  diese  Gruppe  von  Wüstungs- 


5^^)  Vgl.  Monumenti  di  storia  patria  delle  provincie  Modenesi^ 
Parma  1864,  I,  205;  dazu  oben  S.  353,  Note  150  und  Ficker,  Forschungen 
zur  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  Italiens,  Innsbruck  1868,  I,  S.  135. 

^^^)  Augsburger  Stadtrecht,  ed.  Meyer,  art.  10,  §  14;  vgl.  dazu 
Karl  Johannes  Caspar,  Darstellung  des  strafrechtlichen  Inhaltes  des 
Schwabenspiegels  und  des  Augsbuiger  Stadtrechts,  Berliner  Diss.  1892. 
S.  68. 

^8')  Vgl.  oben  Not«  264. 

^'•)  Vgl.  Corapactata  Acad.  Lips.  cum  Senalu  (1605)  bei  Haltaus, 
Glossar,  col.  1785  und  Grimm,  RA.',  S.  729. 

"')  Vgl.  Note  265. 

*9ö)  Vgl.  Olim  II,  p.  349,  XXXVIII  (1292  nov.  1). 

691)  Vgl.  oben  Note  258;  doch  war  diese  Wüstung  auf  den  Fall 
der  Nichtbezahlung  der  Abgaben  beschränkt  und  der  Grundherr  konnte 
nicht  etwa,  wenn  er  die  census  u.  dgl.  an  einen  Dritten  verkauft  hatte, 
wegen  des  Restkaufgeldes  die  tegulas  amovere  et  domum  discooperire, 
worin  sich  deutlich  der  publizistische  Charakter  der  Anwendung  der 
Wüstung  in  diesem  Spezialfälle  zeigt.  Boutaric,  Actes  du  Pari.  II. 
p.  195,  no.  4974,  vergißt  in  seinem  Regest  dieses  Moment  hervorzuheben. 
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fällen,  wie  violatio  commnniae  und  verwandte  Fälle,  Verletzung 
von  Bannrechten  und  gewerbepolizeilichen  Anordnungen,  Zu- 
widerhandlung gegen  baupolizeiliche  Anordnungen ,  Nichtzah- 
lung von  Abgaben ''^2),  ein  Gutteil  des  sachlichen  Anwendungs- 
gebiets der  Wüstung  im  Hoch-  und  Spätraittelalter  überhaupt 
ausmacht,  daß  sie  sich  alle  auf  Handlungen  gegen  die  Person 
der  höchsten  Gewalt  oder  deren  obrigkeitliche  Anordnungen 
beziehen,  daß  sich  in  dieser  Gruppe,  und  zwar  auch  bei 
den  Fällen,  die  nicht  zu  den  Kapitalfällen  gerechnet  werden, 
insofern  eine  ungemeine  Lebenskraft  des  in  ihnen  in  Erschei- 
nung tretenden  Prinzips  zeigt,  als  dieses  sowohl  in  Einzelfällen, 
.die  als  der  ältesten,  bekannten  Schicht  der  Rechtsordnung  ent- 
stammend anzusprechen  sind,  als  auch  in  solchen  Fällen  zu 
erkennen  ist,  die  zweifellos  der  jüngsten  Schicht  der  Wüstungs- 
fälle angehören,  so  läßt  sich  verstehen,  daß  man  einerseits  bei 
Neuaufnahme  von  Tatbeständen  in  diese  Gruppe  die  Wüstungs- 
strafe wie  bei  den  althergebrachten  Tatbeständen  anwandte 
und  daß  man  anderseits  bei  Aussonderung  und  Qualifizierung 
älterer  und  neuerer  Tatbestände  aus  dieser  Gruppe  die  Wü- 
stungsstrafe beibehielt;  hieraus  erklärt  sich  aber  auch  die  Be- 
strafung der  rebellio  und  das  crimen  laesae  mit  Wüstung,  wie 
die  Erleichterung  der  Rezeption  dieser  fremden,  aber  mit  der 
alten  volksrechtlichen  Strafe  ausgestatteten  Deliktstatbestände. 
Münzfälschung.  Diese  entwicklungsgeschichtliche  Tat- 
sache zeigt  sich  auch  in  der  Aufnahme  mancher  anderer  kapi- 
talen Spezialtatbestände,  die  innere  Berührungspunkte  mit  der 
soeben  behandelten  Gruppe  aufweisen,  und  in  der  Anwendung 
der  Wüstungsstrafe  auf  sie:  es  sei  hier  nur  an  die  Münz- 
fälschung  und  ihre  Bestrafung  erinnert;  in  diesem  Falle  wird 
die  Wüstung  z.  B.  im  Strafrecht  von  Orleans''^^)  und  in  ita- 
lienischen Stadtrechten •''^^)  angewendet;  einen  klaren  und  un- 

592)  Vgl.  S.  443  bis  457. 

^")  Etablissements  II,   c.  36,   ed.   Vi  oll  et  II,   p.  461 :   vgl.  dazu 
oben  Note  339  und  340. 

5^*}  Alessandria    (1297)  p.  96    in   Codex    Statutorum    magni   vice- 
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anfechtbaren  Beweis  für  die  hier^^^)  vertretene  Auffassung  der 
hoch-  und  spätniittelalterlichen  Rechtsentwicklung  bietet  eine 
Quelle,  in  der  man  ihn  am  wenigsten  vermuten  möchte,  näm- 
lich die  Jurisprudentia  frisica;  nach  ihr  wird  nämlich  ebenfalls 
die  Münzfälschung  mit  Wüstung  bestraft ^^'^),  den  Tatbestand 
entnimmt  sie  einer  Kodexstelle ^^^)  und  vertauscht  nur  die 
römisch-rechtliche  Strafe  der  Konfiskation  mit  der  friesischen 
Wüstung^^^);  diese  Umgestaltung  der  Vorlage  und  die  An- 
passung der  Strafe  an  das  heimische  Strafrecht  läßt  nun  deut- 
lich erkennen,  daß  hier  zwar  kein  autochthoner  friesischer  Tat- 
bestand, wohl  aber  eine  durch  adaptierende  Rezeption  in  das 
friesische  Recht  aufgenommene  Norm  vorliegt,  deren  prakti- 
sche Anwendung  und  Geltung  nach  der  Quellenlage  außer 
Frage  steht. 

Abgesehen  von  dem  unten ^^^)  noch  speziell  zu  behandeln- 
den Delikt  des  Hausens  sind  mit  dieser  Aufzählung  die  Fälle 
der  Kapitalsachen,  in  denen  im  ordentlichen  Verfahren  des 
deutschen  und  französischen  Hoch-  und  Spätmittelalters  die 
Wüstungsstrafe  angewendet  wurde,  wohl  erschöpft;  außer  den 
im  Zusammenhang  mit  den  Kapitaldelikten  erwähnten ,  nicht 
zu   ihnen    zu    rechnenden  Wüstungsfällen    finden    sich    in    den 


comitatus  atque  dioecesis  Alexandriae,  1547.  —  Modena  (1327)  Statuta 
Civitatis  Mutinae  IV,  25  in  Monumenti  di  Storia  patria  delle  provincie 
Modenesi,  Parma  1864.  —  Carpi  (1353)  in  Statuta  Civitatis  Carpi,  Mutinae 
1884,  p.  49.  —  Genua  (1498)  in  Statuta  et  decreta  communis  Genuae, 
Bologna  1498,  capita  crim.  fol.  11  v^  —  Novara  (1583)  in  Statuta 
Civitatis  Novariae,  Novara  1583,  III,  p.  141  —  u.  a.  m. 

595)  Vgl.  S.  448  bis  458. 

5»6j  Yg]^  Jurisprudentia  frisica,  ed.  Montanus  Hettema  II, 
p.  212,  c.  4. 

»»')  Vgl.  1.  1,  §  4,  C.  IX,  24. 

5^^)  Schon  His,  StrR.  S.  181,  war  der  Zusammenhang  dieser  beiden 
Quellen  bekannt;  doch  schloß  er  diesen  Fall  aus  dem  friesischen  Recht 
aus,  da  ihm  die  entwicklungsgeschichtlichen  Zusammenhänge  nicht  be- 
kannt waren. 

59»)  Vgl.  unten  S.  465  f. 
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Quellen  nur  wenige  strafbare  Handlungen,  die  im  ordentlichen 
Verfahren  die  Wüstung  nach  sich  zogen,  so  z.  B.  einige 
Körperverletzungsfälle ^^^):  ganz  singulär  kommt  diese  Strafe 
bei  minder  schweren,  nicht  näher  bezeichneten  Delikten  im 
seeländischen  Recht  vor^^^). 

Fugitivuswüstung  und  Kontumaxwüstung.  Im 
Hoch-  und  Spätmittelalter  erscheint  die  Wüstung  sehr  häufig 
als  Strafe  des  vor  Gericht  nicht  erscheinenden  Täters,  und 
zwar  sowohl  desjenigen,  der  sich  einer  Ladung  durch  die  Flucht 
entzieht,  als  desjenigen,  der  einer  an  ihn  ergangenen  Ladung 
nicht  Folge  leistet:  eine  strenge  Unterscheidung  zwischen  diesen 
beiden  Arten  von  Abwesenden  führen  die  Quellen  nicht  durch^"-), 
und  doch  handelt  es  sich  hier  in  strafrechtlicher  Hinsicht  um 
zwei,  zwar  in  ihrer  späteren  Entwicklung  konvergierende,  ur- 
sprünglich aber  wohl  verschiedene  Erscheinungen:  läßt  sich 
auch  das  absolute  Alter  der  Anwendung  der  Wüstung  in 
diesen  Fällen  nicht  bestimmen,  so  dürfte  sich  doch  vielleicht 
das  relative  Alter  dieser  beiden  Anwendungsfälle  dahin  fest- 
stellen lassen,  daß  der  erstgenannte  Fall  der  Fugitivuswüstung 
älter  ist^^^),  als  alle  Konturaaxwüstungsfälle^^*).  Wenn  nämlich, 


«0")  Vgl.  z.  B.  Dritte  Keure  der  Stadt  Gent  (1297),  art.  7  u.  8  in 
Rec.  d.  cout.  de  la  ville  de  Gand  I,  p.  428  n.  429.  —  Leges  upstalbomicae 
(1323  gept.  18),  art.  19  bei  v.  Richthofen,  Unters.  I,  p.  259.  — 
Bergamo  (XIII.)  IX,  16  in  Statuta  Civitatis  Pergami,  Mon,  hist.  patr.  XVI, 
p.  1921  f.  —  Carpi  (1853)  in  Statuta  Civitatis  Carpi,  Matinae  1884, 
p.  47,  u.  a.  m. 

••'O  Keure  van  Zeeland  (1258  märz  26),  art.  91  in  van  den  Bergh, 
Oorkondenboek  van  Holland  cn  Zeeland  II,  no.  40,  p.  25;  vgl.  dazu  oben 
S.  398,  Note  817  und  Mayer,  Deutsche  und  französische  Verfassungs- 
geschichte L  S.  203,  Note  18. 

^^^)  Auch  die  bisherige  Literatur  unterscheidet  regelmäßig  die 
beiden  Arten  nicht  von  einander,  vsreil  gie  vom  Verfahren  ausgeht  und 
dieses  allerdings,  abgesehen  vom  Ausgangspunkt,  in  beiden  Fällen  in 
derselben  Weise  geregelt  ist. 

*°^)  Ueber  ein  Tochterinslitut  dieser  Fngitivus -Wüstung  vgl,  oben 
Note  231  bis  234  und  S.  379,  Note  235. 

«o<)  Vgl.  über  das  Alter  der  letzteren  schon  oben  S.  371  vor  Note  209. 


Die  Wüstung'.  461 

wie  oben^^'')  dargetan,  in  der  Wüstung  ein  Korrelat  der  vor 
ihr    entstandenen ^^^)   persönlichen  Friedlosigkeit   liegt,    durch 
das    dem   Aechter   Nahrung    und   Unterkunftsraöglichkeit    be- 
nommen wird,  so  ist  es  sehr  wahrscheinlich,  daß  die  Fugitivus- 
wüstung  nicht  viel  jünger  als  die  Siedlungswüstung  überhaupt 
ist;  denn  älter  als  diese  dürfte  sie  kaum  sein,  da  sich  nirgends 
Anhaltspunkte  dafür  finden,  daß  die  typischen  Sondervermögen 
oder  ihre  Vorgänger  ^^')  ein  spezieller  Gegenstand  der  Fugitivus- 
wüstung  waren;   dagegen  kommt  die  Fugitivuswüstung  regel- 
mäßig als  Siedlungswüstung   in  den  ältesten,    erhaltenen  Tat- 
beständen vor^^^).    Viel  jünger  als  die  Siedlungswüstung  über- 
haupt kann  aber  auch  die  Fugitivuswüstung  nicht  sein;  denn, 
wie  die  oben^^^)  angeführten  Quellen  zeigen,  wurde  sie  schon 
in  einer  Zeit  angewendet,  in  der  die  Hauptelemente  der  Fried- 
losigkeit noch   nicht  verselbständigt  waren ^^^);   sie   selbst  er- 
scheint  als    durch   die  Umstände   und   die  Unmöglichkeit   der 
Habhaftwerdung   des    Täters   bedingte,   antizipierte,    absolute 
Teilstrafe   im   Rahmen    der   Gesamtstrafe ,    die   wiederum   von 
der   rechtlichen  Natur   des    konkreten  Deliktstatbestandes  ab- 
hängig ist;  sie  muß  daher  in  einer  Zeit  strenger,  unbedingter, 
unablösbarer,    absoluter   und   totaler  Friedlosigkeit  entstanden 
sein,  in  der  die  Friedloslegung  in  ein  und  demselben  Akt  er- 
folgte,   die   aber   schon    die  Keime  einer  Teilung  dieses  Ver- 
fahrens in  sich  trug,  und  diese  Zeit  liegt  kurz  nach  der  Ein- 
führung  der  Siedlungswüstung,    aber   noch   in    vorhistorischer 
Dämmerung.  Anderswo  sind  die  Wurzeln  der  Kontumaxwüstung 
zu   suchen;    ihr   Ausgangspunkt   dürfte   in    der    äußerst   viel- 
gestaltigen Gruppe  der  Delikte  gegen  obrigkeitliche  Befehle ^^^) 


««5)  Vgl.  S.  365  f.,  Note  192  u.  193,  und  S.  867  f.,  Note  196  bis  198. 

«°«)  Vgl.  oben  S.  328  und  331. 

«")  Yg].  hierüber  oben  S.  331  f.,  Note  7. 

808)  Vgl.  Note  344  bis  349. 

««')  Vgl.  Note  844  bis  348. 

®^'*)  Vgl.  über  diesen  Entwicklungsvorgang  S.  377  f. 

•11)  Vgl.  ^.448  bis  458. 
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zu  finden  sein,  in  der  sie  selbst,  wie  bereits  oben*^^"^)  dar- 
gelegt, eine  der  jüngsten  Typen  darstellt  iind  insofern  eine 
selbständige  Weiterentwicklung  erfuhr,  als  die  aus  der  Rache 
entspringenden  Wüstungsfälle  bei  Kontumaz  Auswärtiger  ^^''^) 
ihr  analog  behandelt  wurden.  Die  Gruppe  der  Zuwiderhand- 
lungen gegen  obrigkeitliche  Befehle  im  allgemeinen,  d.  h. 
gegen  satzungsrechtliche  Normen  der  Organe  eines  Gemein- 
wesens, wie  die  Zuwiderhandlungen  gegen  Befehle,  vor  der 
Gerichtsgemeinde  zu  erscheinen,  die  eine  Unterart  der  ersteren 
darstellen,  sind  nun,  abgesehen  von  den  aus  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  der  Wüstung  zu  entnehmenden  Gründen ^^^), 
im  Verhältnis  zu  den  primitivsten  Fällen  der  Fugitivuswüstung 
als  einer  jüngeren  Entwicklungsperiode  angehörend  zu  be- 
trachten, da  die  Ausbildung  komplizierterer  prozessualer  Nor- 
men im  Gegensatz  zu  jenen  ihre  begriffliche  und  historische 
Voraussetzung  ist,  während  anderseits  zuzugeben  ist,  daß  die 
Epochen  dieser  beiden  Institute  zeitlich  vielleicht  nicht  allzu 
weit  auseiuanderliegen  werden,  weil  eben  die  Einführung  der 
Fugitivuswüstung  selbst  schon  eine  Bresche  in  die  unitas  actus 
schlug  und  so  weiteren  differenzierenden  Verfahrensnormen  die 
Wege  ebnete:  wie  groß  aber  der  Zwischenraum  zwischen 
diesen  beiden  Epochen  zu  bemessen  ist,  läßt  sich  mit  Rück- 
sicht darauf,  daß  bei  der  Entstehung  der  Verfahrensvorschriften 
eine  Reihe  von  Momenten  mitwirkte ,  auch  nicht  annähernd 
bestimmen.  Bei  der  Konvergenz  der  Entwicklungsreihen  der 
Fugitivuswüstung  und  der  Kontumaxwüstung  konnte  es  nicht 
ausbleiben,  daß  Elemente  des  einen  Instituts  in  das  andere 
übernommen  wurden  und  so  gelegentlich  eine  Anpassung  oder 
eine  Verschmelzung  der  verwandten  Erscheinungen  stattfand  ^^^), 
wie  dies  unter  anderen  noch  im  Rechte  von  Anjou^^^)  zu  er- 


•^2)  Vgl.  S.  370  f. 

«^»)  Vgl.  z.  B.  oben  Note  201  und  202. 


«^^)  Vgl.  S.  371. 

6 15-)  Yg\.  Über  diesen   entwicklangsgeschichtlichen  Vorgang  S.  377. 

^^^3  Coutume     de     Touraine — Anjoa     c.    19     in     Viollet,     Les 
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kennen  ist.  Die  Fugitivuswüstung  findet  sich  z.  B.  beim 
homicidium^^^),  bei  schwerer  Körperverletzung^^^),  bei  Not- 
nunft^^^)  u.  a.  m.^^^).  Von  diesen  Fugitivuswüstungsfällen 
leiten  nun  einige  Zwischenformen  zu  den  Kontumaxwüstungs- 
fällen  über,  die  einer  Zeit  ihre  Entstehung  verdanken,  in  der 
das  Verfahren  sich  schon  in  mehreren  Terminen  abspielte; 
hierhin  sind  die  Fälle  zu  rechnen,  in  denen  der  percussor  de 
communione  minime  existens  iustitiam  persequi  noluerit^-^j 
oder  der  non  juratus  juratum  vel  non  juratum  vulnerans  judi- 


Etabl.  III,  p.  11.  —  Sog.  Berner  Handl'este  (1218?),  c.  28  bei  Gaupp 
II,  S.  50. 

«^')  Soest  (1120)  c.  20  in  Giraud,  1.  c.  I,  p.  32;  vgl.  dazu 
Häberlin,  Analect.  med.  aevj,  p.  509;  Emminghaus,  Memorab.  Sosat. 
p.  104;  Dreyer,  Mise.  III,  §  2,  p.  82;  Grimm,  RA. 2,  p.  730.  —  Frei- 
burg i.  Br.  Stiftnngsbrief  (1120),  c.  10  bei  Gaupp  II,  p.  20;  Freiburger 
Stadtrecht  (c.  1140),  c.  8  bei  Altraann  und  Bernheim,  1.  c.  no.  158, 
p.  351.  —  Freiburg  i.  Br.  Stadtreclit  (1120),  c.  32  in  Giraud,  1.  c.  I, 
p.  124;  Freiburger  Stadtrodel  (ine.  XIII),  c.  45  bei  Gaupp  II,  p.  34; 
Instrumentum  conditae  civitatis  Friburgi  bei  Schöpflin,  Hist.  Zaringo- 
Badensis  V,  §56;  vgl.  dazu  Dreyer,  Mise.  III,  §2,  p.  81  und  Dreyer, 
Antiqu.  Anmerk.  §  25,  p.  141.  —  Handfeste  von  Freiburg  i.  üe.  (1249), 
c.  38  bei  Gaupp  II,  p.  90.  —  Breisach  (1275)  bei  Schöpflin,  1.  c, 
p.  23.  —  Burgdorf  (1316)  c.  88  bei  Gaupp  II,  p.  128.  —  Thun  (1316) 
art.  23,  Erlaeh  (1339)  art.  31  in  Dreyer,  Mise.  III,  p.  82,  Note  2.  — 
Luzern,  Gesehworner  Brief  (1252)  in  Geschichtsfreund  I,  p.  180  —  vgl. 
auch  die  oben  Note  185  aus  Chron.  Mont.  Seren,  mitgeteilte  Stelle;  ferner 
Gassarus  in  Annalect.  August:  bei  Mencken,  Script,  rer.  Germ.  I,  p.  1458. 
Orlers,  Bescr.  van  Leyden ,  p.  39.  —  Coutumier  de  la  Normandie,  ed. 
Tardif.  I,  c.  37  de  fugitivis ;  vg],  auch  die  Note  249  u.  250  angeführten 
Quellen. 

^^^)  Zum  Beispiel  Dritte  Keure  von  Gent  (1297)  art.  7  in  Rec.  d. 
cout.  de  la  ville  de  Gand  I,  p.  428.  —  Premiere  Coutume  d'Amiens 
(ine.  XIII)  art.  23  bei  Thierry,  Amiens  I,  p.  131. 

**»)  Rechtsbuch  nach  Distinctionen  4,  10,  ed.  Ortloff  p.  202. 

***)  Das  Delikt  ist  nicht  näher  bezeichnet  in  der  Carta  Odonis 
Domini  Hamensis  (1227)  bei  Du  Gange,  v°  condemnare;  vgl.  über  diese 
eigenartige  Quelle  das  oben  Note  318  Ausgeführte. 

^21)  Amiens  UHV  u.  1190)  art.  9  bei  Thierry,  Amiens  I,  p.  41 
und   110;  vgl.  auch  das  Note  145  angeführte  Capitulare  Saxonicum. 
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cium  scabinorum  subire  recusavit^^^j  oder  der  Totschläger 
seines  conjuratus  außergerichtliche  Sühne  und  Komposition  ab- 
lehntet-^): näher  nach  der  Seite  der  Kontumaxwüstung  neigen 
schon  die  Fälle  des  Vorbanns ^^*),  der  Yervestung^-^),  der  ein- 
fachen Acht^^^).  Die  eigentlichen  Kontumaxwüstungsfälle, 
denen  sich  die  letztgenannten  Typen  dadurch  annähern,  daß 
in  einzelne  unter  ihnen  eine  Ediktalzitatiou  aufgenommen 
wird^^^),  sind  mannigfach  in  den  Quellen  bezeugt,  so  z.  B.  in 
Amiens*^'^^),  Gent,  Brügge,  Ypern,  Audenarde^^^),  in  Urteilen 
des  Pariser  Parlaments ^^'^),  im  friesischen  Rudolfsbuch^^M 
u.  a.  m.;  sie  zeichnen  sich  dadurch  aus,  daß  die  Versäumnis 
eines  einzigen  Termins,  zu  dem  der  Angeklagte  geladen  ist, 
die  Wüstung  nach  sich  zieht;  dabei  tritt  dann  das  den  Gegen- 
stand der  Anklage  bildende  Delikt  völlig   in  den  Hintergrund 


62-)  Abbeville  (1183)  art.  9  bei  Thierry,  Amiens  I,  p.  41,  Note  2. 
6-^)  Lex  Amicitiae   der  Stadt  Aire  (1188)    c  5   bei  Warnkönig. 
].  c.  III,  Anhang  no.  164,  p.  23;  vgl.  dazu  oben  Note  225. 

624)  Vgl,  z.  B.  die  oben  Note  200  zitierte  Vetus  consuetudo  Nor- 
manniae. 

625)  Vgl.  oben  Note  162  bis  164. 

6=6)  Vgl.  z.  B.  Bayr.  Landfr.  (1244  u.  1256)  c.  13  in  Quellen  und 
Erörterungen  V,  86. 

62")  Ein  Element,  das  auch  die  Note  616  genannten  Mischformen 
der  Fugitivus-  und  Kontumaxwüstung  auszeichnet. 

628)  Amiens  (1117  u.  1190)  art.  15  und  üebersetzung  des  Stadt- 
rechts  von  Amiens  (ca.  1209)  art.  15  bei  Thierry,  1.  c.  p.  42,  111,  183. 

6"-')  Aelteste  Keure  der  Städte  Gent,  Brügge,  Ypern,  Audenarde 
(1172,  1176,  1189,  1190)  c.  1  u.  2  bei  Warnkönig.  1.  c.  I,  Anhang, 
no.  12,  S.  33;  vgl.  dazu  Benneke,  Das  Strafverfahren  nach  den  holländi- 
schen und  flandrischen  Rechten,  Marburg  1886,  p.  46,  der  den  histori- 
schen Zusammenhang  allerdings  insofern  verkennt,  als  er  in  dieser  Er- 
scheinung eine  potenzierende  Fortbildung  der  Extraneus -Wüstung  finden 
will.  —  Vgl.  ferner  Cout.  de  Picardie  c.  54,  ed.  Marnier  p.  46,  wo  die 
Wüstung  bereits  im  ersten  Termin  erfolgt,  während  das  bannissement 
erst  im  dritten  Termin  vorgenommen  wird. 

63»)  Vgl.  z.  B.  Boutaric,  Actes  du  Pari.  I,  p.  CCCXIV,  no.  27  (1250). 
—  Olim  I,  p.  301,  XI  (1269  mai  12)  u.  a.  m. 

631)  Rndolfsbuch  c.  6.  ed.  Richthofen  p.  426. 
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und  die  Wüstungsstrafe  wird  als  Strafe  des  prozessualen  Un- 
gehorsams verhängt. 

Nichtzahlung  von  Geldstrafen  und  Konkurs. 
Systematisch  in  sehr  enger  Verwandtschaft  mit  den  soeben 
betrachteten  Fällen  des  Nichtvvollens  stehen  die  Fälle  des 
Nichtkönnens,  die  den  ersteren  vielfach  gleichgestellt  wur- 
den^^^);  in  der  Spätform,  in  der  sie  sich  insbesondere  in  den 
italienischen  Quellen  finden ,  handelt  es  sich  nun  regelmäßig 
um  primäre  Geldzahlung,  an  deren  Stelle  im  Falle  der  Nicht- 
leistung die  Wüstung  tritt,  so  z.  B.  bei  Nichtzahlung  von 
Geldstrafen ^^^);  wie  sich  nun  aus  dieser  Art  der  Anwendung 
die  Wüstung  bei  Abgabenverweigerung  oder  Nichtzahlung  von 
Abgaben  entwickelt  haben  wird^^*),  so  scheint  aus  ihr  auch 
im  italienischen  Recht  die  Wüstung  beim  Konkurs  hervor- 
gegangen zu  sein,  die  sich  unter  anderem  in  Modena,  Bo- 
logna^-"^^)  und  Verona  findet,  wobei  die  destructio  bonorum 
sowohl  gegen  den  debitor,  qui  non  solverit,  als  gegen  den, 
qui  solvere  non  potuerit,  ad  voluntatem  creditorum  priorum 
tempore  vel  maioris  partis  pro  rata  debiti  verhängt  werden 
kann  ^3^). 

Hausung.  In  keinerlei  engerem  systematischem  Zu- 
sammenhang mit  den  bisher  angeführten  Fällen  der  Wüstung 
stehend,  aber  aus  denselben  allgemeinen  Prinzipien  der  Fried- 
losigkeit  wie  jene  fließend,  erscheint  seit  uralten  Zeiten  auf 
allen  Stufen  der  Entwicklunop  der  Friedlosigkeit  ein  ihre  Wir- 
kungen  in  persönlicher  und  sachlicher  Beziehung  notwendiger- 
weise ergänzendes  Verbot  der  „Hausung"  des  Friedlosen,  das, 
wie  sein  Vorkommen  in  dem  in  älteren  Zeiten  wohl  wüstungs- 


632)  Vgl.  hierzu  oben  S.  410. 

«33)  Vgl.  die  Note  372,  375,  376. 

«3^)  Vgl.  oben  S.  456. 

635-j  Vertrag  zwischen  Modena  und  Bologna  (1166)  bei  Muratori, 
Antiquitates  Italicae  raedii  aevi,  Mediolani  1738,  IV,  p.  339. 

036-^  Verona (1228) 26, 181  inCampagnola,  Liber  iuris  civilis  Veronae, 
Verona  1728.  [Lucca  1308  c.  45.  —  K  o  hl  e  r ,  Lehrb.  des  Konkursrechts,  S.  13.] 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtsvi'issenschaft.    XXXII.  Band.  30 
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freien '^^')  nordgermanischen  Reclit^^^)  beweist,  schon  vor  der 
Entstehung   der  Wüstung    sich   in  den    germanischen  Rechten 
ausgebildet   haben    dürfte,    demgemäß    ursprünglich    nur    den 
Zwecken  der  persönlichen  Friedlosigkeit^^^)  gedient  haben  mag 
und    daher  erst   später,    dem   allgemeinen  Zuge  der  Entwick- 
lung der  Friedlosigkeit  folgend,  auch  vermögensrechtliche  Funk- 
tionen in  sich  aufgenommen  haben  dürfte.    Dieses  Verbot  er- 
klärt sich  und  wird  gerechtfertigt  durch  die  Tatsache,  daß  in 
einem  eines  geordneten  und  ausgebildeten  Polizeiapparates  er- 
mangelnden ,    Strafrecht  und  Strafvollzugsrecht  auf  den  Prin- 
zipien der  Friedlosigkeit  basierenden  Gemeinwesen  eine  prak- 
tische Verwirklichung    dieser   Friedlosigkeit   nur    denkbar   ist, 
wenn   jeder  Volksgenosse    zur  Mitwirkung    beim  Vollzug   und 
zur  Unterlassung  jeder  den  Vollzug  paralysierenden  Tätigkeit 
verpflichtet  ist,  und  dies  erstrebt  das  Verbot  der   „Hausung", 
dessen  erstes  Element  allerdings  teilweise  schon  durch  andere 
Normen  des  Friedlosigkeitssystems  mit  verwirklicht  wird,  wäh- 
rend das  zweite  Element  das  ausschließliche  Gebiet  dieses  Ver- 
botes ist^*^).    Der  primitiven  Technik  der  Entstehungszeit  des 


62  7)  Vgl.  hierüber  oben  S.  352  bis  355. 

«38)  Frostath.  JII,  40.  —  Hakon  Gulath.  c.  53.  —  Gragas,  Kgsl. 
c.  62,  II.  —  Niala  S.  c.  74,  c.  142,  c.  143.  —  Vgl.  dazu  Wilda,  StrK. 
S.  286  u.  287  und  Grimm,  RA.^,  S.  735. 

639)  j)jgg  ergibt  sich  aus  dem  oben  S.  354  Ausgeführten. 

6*°)  Zu  eng  sind  die  bisherigen  Versuche,  den  Inhalt  des  Hausungs- 
verbotes  zu  erschöpfen.  Ma3'er,  Deutsche  und  franz.  VerfG.  I,  S.  198, 
will  den  Grundcharakter  desselben,  wohl  im  Anschluß  an  Wilda,  StrR. 
S.  286,  in  einem  Verkehrsverbot  sehen;  mit  dieser  Bezeichnung  würde 
man  nur  einem  einzelnen  Zuge  der  von  Mayer  übrigens  nicht  ange- 
führten Spätformen  dieses  Verbotes  gerecht;  vgl.  hierüber  unten  Kote  707  ff.; 
dagegen  weisen  die  älteren  Formen  desselben  keineswegs  irgendwelche 
Züge  auf,  die  zu  einer  derartigen  Charakterisierung  hinsichtlich  des 
Zweckes  des  Verbotes  oder  hinsichtlich  des  Gegenstandes  der  verbotenen 
Handlungen  berechtigten,  obwohl  zuzugeben  ist,  daß  von  Haus  aus  in 
dem  Hausungsverbot  ein  primitives  Verkehrsverbot  sekundärer  Natur 
mitenthalten  ist.  Osenbrüggen,  Das  alamanische  Strafrecht,  Schaff- 
hausen 1860.  S.  175  f.,  und  Friese,  Das  Strafrecht  des  Sachsenspiegels, 
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Verbots,  wie  der  es  aufzeichnenden  Quellen  entsprechend, 
werden  in  kasuistisch-exemplifizierender  Form  einzelne,  be- 
sonders hervortretende,  konkrete  Momente,  deren  Kreis  sich 
mehr  und  mehr  erweitert,  in  der  Formulierung  der  Norm 
hervorgehoben;  so  wird  unter  anderem  verboten:  das  von 
Haltaus^*^)  als  ein  domo  et  hospitio  recipere  et  servare 
gedeutete  Hausen  des  Friedbrechers^*^),  das  Halten,  Behalten, 


Breslau  1898,  S.  92  bis  95,  erblicken  in  dem  Hausuiigsverbot  ein 
Verbot  der  Begünstigung  des  Fried brechers;  durch  diese  Charakteri- 
sierung  werden  sicherlich  einige  wichtige  Seiten  des  Verbotes  treffend 
gekennzeichnet,  aber  manches  Moment  läßt  sich  nicht  unter  diesen  Ge- 
sichtspunkt bringen  und  manches  Element  widerstrebt  geradezu  der  Ein- 
ordnung in  dieses  moderne  Begriffsschema,  weil  eben  die  juristische 
Technik  primitiver  Zeiten  mit  anderen  Begriffen  gearbeitet  hat;  man 
wird  daher  am  besten  tun ,  wenn  man  moderne  technische  Ausdrücke 
wie  bei  der  Schilderung  anderer  primitiver  Gebilde,  so  auch  hier  ver- 
meidet, um  auf  modernen  Reminiszenzen  beruhenden  Mißdeutungen  bei 
demjenigen,  der  nicht  selbst  die  gesamte  Quellenlage  nachprüft,  vorzu- 
beugen. His,  StrR.  S.  176,  führt  das  Verbot  einwandsfrei  auf  die  Tat- 
saclie  zurück,  daß  der  Friedlose  ein  Feind  seiner  Genossen  geworden  ist; 
leider  unterläßt  er  es  aber,  dieses  Verbot  in  seiner  Tragweite,  in  seinen 
Zwecken  und  Zielen,  sowie  in  seiner  begrifflichen  Struktur  zu  kenn- 
zeichnen. 

^'0  Haltaus,  Glossarium  1758,  col.  838. 

"2)  Vgl.  z.  B.  Deutsche  Uebersetzung  des  RLF.  (Mainz  1235)  c.  20 
und  21  in  NS.  I,  no.  12,  p.  24.  —  Fax  gen.  (1298  nov.  16)  c  47  in  MGLL. 
sect.  IV,  const.  IV,  1,  no.  33,  p.  31;  vgl.  auch  Boehlau,  Nove  Constitu- 
tiones  (1298)  c.  50,  p.  49;  c  51,  p.  50.  —  Bayr.  Ldfrd.  (1293  u.  1300) 
art.  5,  §  6  in  v.  Rockingers  Denkmäler  II,  1,  p  59  („behausen").  — 
Dreijähr.  Frov.  Ldfrd.  für  die  Lande  zwischen  Wupper  und  Weser  (1319 
nov.  5)  c.  6  bei  Altmann  und  Bern  heim,  1.  c.  no.  105,  p.  230.  —  Erz- 
bischof Balduins  v.  Trier  Ldfrd.  zw.  Rhein,  Mosel  und  Saar  (1333  sept.  22) 
§10  bei  Schwalm,  Die  Landfrieden  in  Deutschland  unter  Ludwig  dem 
Bayern,  Diss.  Gott.  1889,  p.  142,  no.  2.  —  Ludwig  des  Bayern  Rhein. 
Ldfrd.  (1344  mai  2)  bei  Win  keim  ann.  Acta  Imp.  II,  no.  647,  p.  394. 
—  Ldfrd.  in  der  Wetterau  (1371  nov.  14)  c.  5  bei  Altmann  und  Bern- 
heim, 1.  c.  no.  106,  p.  233.  —  Wenzels  Ldfrd.  (1383  märz  11)  §  2  in 
NS.  I,  no.  26,  p.  88.  —  Wenzels  Ldfrd.  (1389  mai  5)  §§  20  u.  28  in  NS. 
L  no.  27,  p.  93  u.  94.   —   Wenzels  Ldfrd.  (1398)   §  14  in  NS.  I,   no.  28, 
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Enthalten^^^),  was  nach  Halt  aus  nicht  ganz  zutreffend  als 
ein  proprie  teuere  aliquem  apud  se  adversus  alterum ,  anirao 
potissimum  tuendi,  recipere  ad  se,  ut  sit  securus,  zu  inter- 
pretieren   wäre^*^),    während    es    nur   als  Synonym    des    erst- 


p.  98.  —  Sigmunds  Ldfrd.  (1431)  §  4  in  NS.  I,  no.  36,  i,  p.  145.  —  Ldfid. 
der  sechs  Kurfürsten  (1438)  §  10  in  NS.  I.  no.  40,  p.  154.  —  Friedrichs 
Ldfrd.  (1467)  §  5  in  NS.  I,  no.  55,  p.  226.  —  Friedrichs  Ldfrd.  Konzept 
(1471)  §  2  in  NS.  I,  no.  56,  i,  p.  227.  —  RLF.  (Regensburg  1471)  §  2  in 
NS.  I,  no.  56,  5,  p.  245.  —  RLF.  (Frankfurt  1486  märz  17)  §  4  in  NS.  I, 
no.  61,  d,  p.  276.  —  RLF.  (Worms  1495  aug.  7)  §  5  in  NS.  II,  no.  1,  p.  4. 
—  RA.  (Freiburg  1498)  §  1  in  NS.  II,  p.  39.  —  RLF.  (Nürnberg  1522) 
tit.  XI  in  NS.  II,  p.  234.—  SchwaSp.  LdR.  Laßberg  c.  137,  p.66;  Goldast 
c.  151,  p.  63.  —  Augsburger  Stadtrecht,  ed.  Meyer,  c.  35,  §  3.  —  Ver- 
hängung der  Reichsacht  über  Herzog  Johann  von  Oesterreich  und  Ge- 
nossen (1309)  bei  Pertz  IV,  p.  497.  —  Jüngeres  Schulzenrecht  §  2  bei 
V.  Richtiiofen,  RQ.  p,  413.  —  Rechtsbuch  des  Alten  Landes  in  Dreyers 
Verra.  Abh.  I,  p.  451. 

«*3)  y^\.  z.  B.  Deutsche  Uebersetzung  des  RLF.  (1152)  §  8  in  NS.  I, 
no.  4,  p.  7.  —  Const.  Mog.  (1235)  c.  26  in  MGLL.  sect.  IV,  const.  II, 
HO.  196  a  =  c.  22  in  NS.  I,  no.  12,  p.  25.  —  Fax  gen.  (1287  märz  24) 
c.  33  u.  34  iu  MGLL.,  1.  c. ,  const.  III,  no.  390,  p.  325.  —  Bayr.  Ldfrd, 
(1293  u.  1300)  art.  5,  §  6  in  v.  Rockingers  Denkmäler  II,  i,  p.  59.  — 
Ldfrd.  in  der  VVetterau  (1371  nov.  14)  c,  5  u.  8  bei  Alt  mann  und  Bern- 
heim, 1.  c.  no.  106,  p.  223.  —  Wenzels  Ldfrd.  (1383  märz  11)  §  2  in 
NS.  I,  no.  26,  p.  88.  —  Ldfrd.  der  sechs  Kurfürsten  (1438)  §  10  in  NS.  I, 
no.  40,  p.  154.  —  RLF.  (Frankfurt  1486  märz  17)  §  4  in  NS.  I,  no.  61,  d, 
p.  276.  —  RLF.  (Worms  1495  aug.  7)  §  5  in  NS.  II,  no.  1,  p.  4.  —  RA. 
(Freiburg  1498)  §  7  in  NS.  II,  p.  41.  —  RA.  (Augsburg  1500)  tit.  VII  in 
NS.  II,  p.  66.  —  RLF.  (Nürnberg  1522)  tit.  XI  in  NS.  II,  p.  234.  —  RA. 
(Augsburg  1559)  §  28  in  NS.  III,  p.  167.  —  RA.  (Augsburg  1566)  §  9  in 
NS.  III,  p.  214.  —  Mandatum  universale  (Augsburg  1566  iuni  1)  in  NS. 
III,  p.  246.  —  RA.  (Regensburg  1567)  §  38  in  NS.  III,  p.  254.  —  SchwaSp. 
LdR.  Laßberg  c.  137,  p.  66;  Goldast  c.  151,  p.  63.  —  Verhängung  der 
Reichsacht  über  Herzog  Johann  von  Oesterreich  und  Genossen  (1309) 
bei  P  ertz  IV,  p.  497  —  u.  a.  m. 

***)  Vgl.  Haltaus,  1.  c.  col.  325.  Eine  auf  Schutz  und  Verteidigung 
gerichtete,  besondere  Absicht  ist  aus  diesen  Ausdrücken  nicht  heraus- 
zulesen. Die  Note  643  erwähnte  Deutsche  Uebersetzung  des  RLF.  (1152) 
übersetzt  nämlich  den  Ausdruck  „recipere"  mit  , halten*;  und  die 
deutschen  Ueberselzungen   der  Mogfuntina  geben  die  Ausdrücke  .manu- 
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genannten  Ausdrucks  gebraucht  sein  dürfte;  die  lateinischen 
Quellen  bezeichnen  diese  Handlung  als  ein  recipere,  in  domo 
recipere ,  hospicio  recipere,  receptare^^'^),  die  französischen 
Quellen  nennen  sie  receter,  receter  en  se  maison,  recheter  en 
se  maison ^*^);  synonym  damit  werden  auch  die  Ausdrücke: 
teuere,  nianutenere,  detinere^*')  angewendet,  indem  dabei,  wie 


tenere"  und  „tenere"  mit  , halten"  und  „behalten"  wieder,  während 
„hospes*  mit  der  Umschreibung  „der  in  do  helt*  in  Görlitzer  Codex 
retrovertiert  wird.  Vgl.  die  Zusammenstellung  der  Texte  in  Bö  hl  au, 
Nove  Constitutiones,  p.  38  bis  40,  XIII. 

«^^)  Vg].  z.  B.  RLF.  (1152)  c.  7  in  MGLL.  sect.  IV,  const.  I,  no.  97, 
p.  210.  —  RLF.  (1158)  §  10  in  NS.  I,  no.  5,  p.  11.  —  ProvLF.  (1104?  1108?) 
c.  7  in  MGLL.,   1.  c,  p.  615.   —   ProvLF.  (1179  febr.  18)  <i.  9  in  MGLL., 

I.  c. ,  p.  382.  —  Vergleich  zwischen  Bischof  Konrad  v.  Regensburg  und 
Herzog  Ludwig  v.  Baj'ern  (1205)  §  11  in  Quellen  und  Erörterungen  V, 
p.  7  =  (1213)  §  20,  eod.  loc.  p.  17;  auch  bei  v.  Rockinger,  Denkmäler, 

II,  1,  p.  8.  —  Reichssentenzen  (1209  u.  1219)  in  Franklin,  Sententiae 
Curiae  Regis,  p.  125;  vgl.  auch  Franklin,  Reichshofgericht  II,  340  ff. 
—  Const.  Henr.  I  (1231)  bei  Pertz  IV,  p.  282.  —  RLF.  (1235)  c  25  u.  27 
bei  Altmann  und  Bernlieim,  1.  c.  no.  103,  p.  225 ;  vgl.  Boehlau, 
Nove  Constitutiones,  p.  38.  —  Stadtrecht  Amiens  (1117  u.  1190)  art.  16 
bei  Thierry  I,  p.  42  u.  111.  —  Abbeville  (1183)  art.  12  bei  Thierry, 
1.  c.  p.  42,  Note  2.  —  Keure  von  Furnes  (1240  iuli)  c.  34  bei  Warn» 
könig,  1.  c.  II,  Anhang,  no.  160,  p.  76.  —  Olim  I,  p.  432,  II  (1255 
febr.  2);  vgl.  Boutaric,  Actes  du  Pari.  I,  p.  4,  no.  31.  —  Olim  I,  p.  788, 
XL  (1269  nov.  1);  p.  863,  XXVII  (1271  mai  24).  —  Olim  II,  p.  231,  XII 
(1283  nov.  1);  vgl.  Boutaric,  Actes  du  Pari.  I,  p.  237,  no.  2496.  — 
Olim  III,  p.  183,  XLVI  (1306  iuni  8);  p.  373,  XIII  (1309  apr.  26);  vgL 
Boutaric,  Actes  du  Pari.  II,  p.  59,  no.  3608. 

«*«)  Traduction  de  la  Cout.  d' Amiens  (ca.  1209)  c.  16  bei  Thierry  I, 
p.  183.  —  Enquete  entre  la  comtesse  d'Artois  et  l'avou^  de  Bethune  au 
sujet  de  la  justice  dans  l'aleu  de  Saint-Waast  (ca.  1250)  bei  Boutaric, 
Actes  du  ParL  I,  no.  27,  p.  CCCXII  u.  CCCXIII.  —  Beaumanoir,  ed. 
Salmon,  c.  1730. 

^^0  Vgl.  z.  B.  Verträge  des  Herzogs  Ludwig  von  Bayern  mit  dem 
Bischof  Konrad  von  Regensburg  (1205  u.  1213)  in  v.  Rockinger,  Denk- 
mäler II,  1,  p.  8.  —  RLF.  (1224)  c.  13  u.  17  in  Zeitschr.  d.  Sav.-Stiftg, 
f.  RG.  Germ.  Abt.  VIH  (1887)  p.  116  f.  —  RLF.  (1235)  c  25  u.  26  bei 
Altmann  und  Bernheim,  1.  c.  no.  103,  p.  225.  —  Mainzer  Landfrieden 
(1235)  c.  13  in  Bö  hl  au,  Nove  Constitutiones,  p.  38—40,  XIII,  u.  a.  m. 
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bei  den  angeführten,  entsprechenden  deutschen  Ausdrücken,  im 
ersten  Falle  der  Beginn  der  Handlung  und  im  letzteren  Falle 
die  begonnene  und  noch  andauernde  Handlung  geschildert 
wird;  verwandt  mit  der  letzteren  Auffassung  ist  auch  das  ge- 
legentlich in  diesem  Zusammenhang  vorkommende  in  domo 
servare^^^),  während  der  in  der  Verbindung:  hausen  und  hofen 
angewandte  Ausdruck:  hofen  ^^^)  nach  Halt  aus  ansprechen- 
der Deutung ^^^)  nicht  bloß  das  area  domus  suae  recipere,  das 
in  dem  Wort:  hausen  liegt,  sondern  auch  das  adiumenta,  carros, 
sarcinas  etc.  recipere  bedeuten  dürfte.  Die  Heimlichkeit  der 
Handlung  wird  in  dem  in  neuzeitlichen  Quellen  vorkommen- 
den: unterschleiffen,  ünterschleiff  leisten *^^^),  zur  Geltung  ge- 
bracht: die  auf  die  Dauer  gerichtete  x\ufnahme  in  die  Be- 
hausung wird  in  diesem  Zusammenhang  gelegentlich  als  heimen 
bezeichnete^-).     Farbloser    und   ohne  Qualifikation  der  Tätig- 


^^«)  Vgl.  z.  B.  Regensburger  Stadtrecht  (1230)  c.  2  bei  Gaupp,  1.  c. 
I,  p.  168;  vgl.  dazu  Datt,  De  Face  Publica,  1.  1,  c.  20,  §  37,  p.  147: 
Hundius,  Metrop.  Salisburg.  Tit.  de  Episcop.  Ratisp.  ed.  Gewold  I, 
fol.  238;  Lünig,  RA.  P.  spec.  Cont.  IV,  P.  III,  p.  262;  auch  Dreyer, 
Antiqu.  §  25,  p.  Ul,  Note  2.  —  Bayr.  Ldfrd.  (1244)  c.  3  bei  v.  Rockinger, 
Denkmäler,  II,  1,  p.  39.  —  Der  Ausdruck  servare  wird  in  der  deutschen 
Redaktion  (1256)  c.  3  eod.  loc.  mit:  „behalten"  wiedergegeben;  desgl. 
im  Bayr.  Ldfrd.  (1281  iuli  6)  c.  10  in  Quellen  und  Erörterungen  V,  p.  341. 

6-»^)  Vgl.  z.  B.  RLF.  (1298)  c.  50  in  Boehlau,  Nove  Constitutiones, 
p.  50  —  Dreijähriger  ProvLdfrd.  für  die  Lande  zw.  Wupper  und  Weser 
(1319  nov.  5)  C.6  bei  Altmann  und  Bern  heim,  I.e.  no.  105,  p.  230. 
—  Erzbischof  Balduins  v.  Trier  Ldfrd.  zw.  Rhein,  Mosel  und  Saar  (1333 
sept.  22).  —  Ludwigs  Verlängerung  des  rhein.  Ldfrd.  (1344  mai  2)  bei 
Winkelmann,  Acta  Imp.  II,  no.  647.  p.  394.  —  SchwaSp.  LdR.  Laß- 
berg, c.  137,  p.  66;  Goldast,  c.  151,  p.  63.  —  Verhängung  der  Reichs- 
acht gegen  Herzog  Johann  von  Üesterreich  und  Genossen  (1309)  bei 
Pertz  IV,  p.  497.  —  Landbuch  von  Schwyz  (1365),  ed.  Kotiiing,  p.  81. 

6^^")  Haltaus,  Glossar.  (1758),  col.  984. 

«5^)  RA.  (Augsburg  1559)  §  29  in  NS.  HI,  p.  16S.  —  Mandatum 
universale  (Augsburg  1566  iuni  1)  in  NS.  III,  p.  247.  —  RA.  (Regensburg 
1567)  §§  38  u.  40  in  NS.  III,  p.  254  u.  255.  —  RA.  (Augsburg  1566)  §  11 
in  NS.  III,  p.  214. 

«^-)  Wenzels  Ldfrd.  (Eger  1-389  mai  -5)  c.  20  in  NS.  I,  no.  27,  p.  93. 
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keit  des  Hausers  oder  der  Art  des  Aufenthalts  des  Fried- 
brechers sprechen  die  Quellen  manchmal  von  einem  vinden  in 
dem  hause ^^^),  invenire  in  domo^^^).  Neben  der  Entziehung 
der  Unterkunftsmöglichkeit  erstreckt  sich  das  Hausungsverbot 
wohl  schon  von  Anfang  an^^^)  auf  die  Versagung  der  Er- 
nährungsmöglichkeit; auch  die  fränkischen  Quellen  können 
diesen  Metebann  oder  Mezebann  nicht  entbehren ^^^),  wenn  sie 
die  durch  ihn  verbotene  Handlung  auch  nur  ihrer  wüstungs- 
feindlichen Tendenz ^^'^)  entsprechend  mit  dem  kleinen  Bann 
von  15  Schilling  bestrafen.  Im  einzelnen  wird  durch  dieses 
Verbot  mit  Strafe  bedroht  das  pavere^^^),    das  etzen^^^),  das 

«s')  Bayr.  Ldfrd.  (1256)  c.  49  in  v.  Rockinger,  Denkmäler,  II,  1, 
p.  51.  —  Bayr.  Ldi'rd.  (1281  iuli  6)  c.  24  in  Quellen  und  Erörterungen 
V,  p.  342.  —  Bayr, Ldfrd.  (1256)  c.  12,  §  3  in  v.  Rockinger,  Denkmäler, 
II,  1,  p.  42  und  Bayr.  Ldfrd.  (1281  iuli  6)  c  45  in  Quellen  und  Erörte- 
rungen V,  p.  347.  —  Vgl.  auch  Ldfrd.  in  der  Wetterau  (1371  nov.  14) 
c.  4  bei  Altmann  und  Bernheim,  1.  c.  no.  106,  p.  283. 

ß^^)  Bayr.  Ldfrd.  (1244)  c.  12  in  v.  Rockinger,  Denkmäler,  II,  l,p.  42. 

655J  YüT  diese  Annahme  spricht  das  gleichzeitige  Vorkommen  in 
den  Note  638  angeführten  nordischen  und  den  westgermanischen  Quellen, 
wie  die  fast  regelmäßig  vorkommende  Verbindung  des  Hausungsverbotes 
im  engeren  Sinne  und  des  Speisungsverbotes  in  ein  und  derselben  Quelle, 
die  schließlich  auch  manchenorts  zur  Prägung  einer  die  beiden  Verbote 
zusammenfassenden  Bezeichnung  geführt  hat;  vgl.  unten  Note  665  ff. 

656)  Vgl.  z.  B.  Sal.  55,  2.  —  L  Cap.  ad.  Sal.  §  2.  —  Cap.  I,  62, 
c.  11.  Als  Strafe  ist  hier  regelmäßig  der  Bann  von  XV.  sol.  angedroht; 
während  erst  in  nachfränkischer  Zeit  der  Königsbann  verhängt  wird. 
Daß  diese  Tatbestände  keine  Neuschöpfungen  der  fränkischen  Königs- 
gesetzgebung sind ,  steht  außer  allem  Zweifel ;  daß  aber  auch  bei  der 
Beherbergung  sehr  schwerer  Friedensbrecher  in  fränkischer  Zeit  nur  die 
geringe  Strafe  von  15  Schilling  angedroht  wurde,  hat  berechtigtes  Er- 
staunen erregt;  vgl.  z.  B.  Mayer,  ].  c.  I,  p.  198,  Note  6;  und  doch 
dürfte  sicli  diese  Eigentümlichkeit  der  fränkischen  Quellen  aus  einer 
rein  äußerlichen  Anknüpfung  dieser  Wüstungsersatzstrafe  an  die  Strafe 
<3er  durch  sie  verbotenen  Wüstung,  über  die  oben  Note  140  gehandelt 
wurde,  erklären. 

«^0  Vgl.  oben  Note  147. 

65»)  Zum  Beispiel  ProvLdfrd.  (1104?  1108?)  c.  7  in  MGLL.  sectio  IV, 
Const.  I,  p.  616. 
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spisen''^*^),  das  edendo  communicare  oder  porter  commuuite  en 
mengier*^^^),  das  trenken^^^),  das  bibendo  communicare  oder 
porter  communite  en  boire^^^),  das  cern*'^^);  eine  zusammen- 
fassende Bezeichnung  des  Hausungs-  und  Speisungsverbotes 
wird  vielfach  durch  das  Verbot  des  hospitare^^^),  hospicio 
reeipere  ^ ^  ^),  herbergen  ^ ^^ '),  Herberg  geben  ^ ^ ^)',  beherbergen  ^ ^^), 
hegen '^'^^)  gegeben.  Eine  dritte  Gruppe  von  Tatbestandsmerk- 
raalen    charakterisiert   die   Erstreckung   des   Hausungsverbotes 


«5^)  RLF.  (Eger  1389  mai  5)  c.  20  in  KS.  I,  no.  27,  p.  93.  —  RLF. 
(Nürnberg  1431)  c.  4  in  NS.  I,  no.  36,  7,  p.  145.  —  RLF.  (Neuenstatt  1467) 
c.  5  in  NS.  I,  no.  55,  p.  226.  —  RLF.  (Frankfurt  1486  märz  17)  c.  4  in 
NS.  I,  no.  61,  d,  p.  276.  —  RLF.  (Worms  1495  aug.  7)  c.  5  in  NS.  II,  no.  1,  p.  4. 

^^^)  SaSp.  LdR.  III,  23.  —  SchwaSp.  LdR.  Laßberg  e.  283.  —  Rup- 
precht  V.  Freysing  I,  p.  186.  —  Niala  Ö.  c.  142,  143. 

^^'3  Araiens  (^1117  u.  1190)  art.  16  und  üebersetzung  des  Stadtrechts 
von  Amiens  (1209)  art.  16  bei  Thierry  I,  p.  42,  111,  183. 

662-)  Yg].  die  Note  659  angeführten  Quellen. 

«6»)  Yg],  die  Note  661  angeführten  Quellen. 

6«*)  Kaiserl.  ProvLdfrd.  (1179  febr.  18)  c.  16  in  MGLL.  sect.  IV, 
Const.  I,  p.  382. 

605^  Vgl.  die  Note  664  angegebene  Quelle. 

''«6)  Wiener  Stadtrecht  (1221)  §  23  bei  Gaupp  II,  1.  c.  —  RLF. 
11235)  c.  25  bei  Altmann  nnd  Bernheim,  1.  c.  no.  103,  p.  225;  vgl. 
Kove  Constitutioues  bei  Bö h lau,  p.  38,  XIII. 

^^')  SaSp.  LdR.  III,  23,  wo  allerdings  bei  einfacher  Beherbergung 
eines  einfachen  Aechters  nur  Buße  zu  zaiilen  ist.  —  Mainzer  Landfrieden 
(1235)  in  Nove  Constitutioues  p.  38,  XIIL  —  RLF.  (1467)  c  5  in  NS.  I, 
no.  55,  p.  226.  —  RLF.  (Frankfurt  1486  märz  17)  c.  4  in  NS.  I,  no.  61,  d, 
p.  276.  —  RLF.  (1495)  c.  5  in  NS.  11,  no.  1,  p.  4.  —  RLF.  (Nürnberg  1522) 
lit.  XI,  NS.  II,  p.  234.  —  RA.  (Regensburg  1.567)  §  40,  NS.  III,  p.  255. 
—  Frostatb.  III,  40.  —  Hakon  Gulath.  53. 

«««)  RA.  (Regensburg  1567)  §  39  in  NS.  III,  p.  255. 

^^')  SchwaSp.  LdR.  Laßberg  c.  283.  —  Rupprecht  v.  Freysing  I, 
186.  —  In  diesen  beiden  Stellen  wird  der  Ausdruck  allerdings  in  Alterna- 
tive mit  spisen  gebraucht  und  dürfte  sich  daher  nur  auf  die  Hausung 
i.  e.  S.  beziehen:  jedoch  ließ  der  sprachliche  Zusammenhang  mit  den 
Torher  angeführten  Ausdrücken  die  Aufnahme  der  beiden  Stellen  an 
diesem  Orte  als  gerechtfertigt  erscheinen. 

«'0)  RA.  (Regensburg  1567)  §  40  in  NS.  III,  p.  255. 
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auf  die  Gewährung  jeder  Hilfe  und  Unterstützung  irgend- 
welcher Art;  im  einzelnen  wird  da  verboten:  pro  pecunia  vel 
aliquo  alio  modo  aufugere  permittere^''^),  solacium  impendere 
oder  doner  confort^'^),  Tröstung  haben^'^^),  Gunst  haben^^*), 
favorera  praestare^ '•''),  Vergünstigung  tun*^''^),  dare  gratis^"), 
zulegen ^^^),  faire  aide^'^),  auxilium  dare  oder  doner  aide^^^), 
adiutorium  dare^^^),  iuvare*'^^),  helfen  ^^^),  hilf  tun^^*),  bey- 
stand  tun^^-'X  beyständig  sein^^^),  fordern  ^^''),  vorschieben  ^^^), 
fürschieben ''•^^),  Fürschub  haben ^^^),  Fürschub  tun*^^i),    Für- 


*'0  Vgl.  die  Note  658  angeführte  Quellenstelle. 

"")  Vgl.  die  Note  661  angeführten  Quellenstellen. 

«'»)  Vgl.  z.  B.  Ldfrd.  der  sechs  Kurfürsten  (1438)  §  10  in  NS.  I, 
no.  40,  p.  154. 

«'^)  Vgl.  z.  ß.  RLF.  (Frankfurt  1486)  c.  4  in  NS.  I,  no.  61,  d,  p.  276. 

®'*)  Rheinischer  Städtebund  (1254  oct.  6)  c.  4  in  Alt  mann  und 
Bern  heim,  1.  c.  no.  104,  p.  207. 

«'«)  RA.  (Freiburg  i.  Br.  1498)  §  7  in  NS.  II,  p.  39. 

«'0  RLF.  (Mainz  1235)  c.  26  bei  Altmann  und  Bernheim,  1.  c. 
no.  103,  p.  225. 

6'8)  RLF.  (Nürnberg  1383  märz  11)  c.  2  in  NS.  I,  no.  26,  p.  88. 

^'*)  Beaum.  ed.  Beugnot,  c.  84,  §  32. 

cso-^  Vgl.  die  Note  645  angeführte  Reichssentenz  (1209)  und  die 
Note  672  angegebenen  Stellen. 

«^0  Reichssentenz  (1219)  in  MGLL.  sect.  IV,  Const.  I,  p.  69. 

««2)  Olim  1,  p.  432,  II  (1255  febr.  2)-,  vgl.  Boutaric,  Actes  du  Pari. 
I,  p.  4,  no.  32. 

««')  RA.  (Augsburg  1566)  §  9  in  NS.  III,  p.  214.  —  RA.  (Regens- 
burg 1567)  §  38  in  NS.  III,  p.  254. 

•**)  Ludwig  des  Bayern  Verlängerung  des  rheinischen  Ldfrd.  (1344 
mai  2)  bei  Winkelmann,  Acta  Imp.  II,  p.  394.  —  RLF.  (Neuenstatt 
1467)  c.  5  in  NS.  I,  no.  55,  p.  226.  —  RA.  (Freiburg  1498)  §  7  in  NS.  II,  p.  39. 

•85)  RLF.  (1467)  c.  5  in  NS.  I,  no.  55,  p.  226.  —  RA.  (Freiburg  1498) 
§  7  in  NS.  II,  p.  39. 

"«)  RLF.  (Frankfurt  1398)  c.  14  in  NS.  I,  no.  28,  p.  98. 

6«")  RLF.  (Nürnberg  1383  märz  11)  c.  2  in  NS.  I,  no.  26,  p.  88. 

"88)  RA.  (.Augsburg  1559)  c.  28  in  NS.  III,  p.  167. 

^^^)  RA.  (Augsburg  1566)  c.  10  in  NS.  III,  p.  214.  —  Mandatum 
universale  (Augsburg  1566  iuni  1)  in  NS.  III,  p.  246  u.  247. 

«»•)  RLF.  (Frankfurt  1486)  c  4  in  NS.  I,  no.  61,  d,  p.  276. 
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scbub  leisten''^^),  consilium  dare  oder  doner  conseil^^^),  con- 
silium  praestare^^"*),  consilium  impertire^^^)  u.  a.  m.  Häufig 
wird  in  den  Quellen  eine  besondere  Form  des  Beistandes,  näm- 
lich die  Verteidigung  jeder  Art  hervorgehoben;  so  wird  ver- 
boten: das  tutari^^^j,  das  Schützen^^"^),  das  Beschirmen ^^*). 
das  Schirmen ''^^),  das  Verantwurten^^^),  d^s  defendere^^^),  das 
Verteidigen"^^-),  das  Weren''^^).  Obwohl  damit  schon  deutlich 
ausgedrückt  ist,  daß  ein  Friedbrecher  keinerlei  Schutz  genießt, 
wird  doch  in  manchen  Quellen  noch  besonders  hervorgehoben, 
daß  man  ihm    kein  Geleit  geben ''^^)  soll,    daß  er   kein  Geleit 
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0  RLF.  (Frankfurt  1486)  c.  4  in  NS.  I,  no.  61,  d,  p.  276.  —  RLF. 
(Worms  1495)  c.  5  in  NS.  II,  p.  4.  —  RA.  (Freiburg  1498)  §  7  in  NS.  U, 
p  39.  —  RA.  (Augsburg  1559)  c.  28  in  NS.  III,  p.  167. 

6^2.  ^^    (Augsburg  1566)  c  10  in  NS.  III,  p.  214. 

^")  "^^gl-  die  Note  681  angeführte  Reiclissentenz  und  die  Note  672 
angegebenen  Quellenstellen. 

^5^)  Rheinischer  Städtebund  (12.54  oct.  6)  c.  4  bei  Altmann  und 
Bernheim,  1.  c.  no.  104,  p.  227. 

ß^3)  Vgl.  die  Note  645  angeführte  Reichssentenz  (1209). 

^»«)  ProvLdfrd.  (1104?  1108?)  c.  7  in  MGLL.  sect.  IV,  Const.  I,  p.  615. 

ß9-)  RA.  (Regensburg  1567)  §§  39  u.  40  in  NS.  III,  p.  255. 

«»5)  Ldfrd.  der  sechs  Kurfürsten  (1488)  §  10  in  NS.  I,  no.  40,  p.  154. 
—  SchwaSp.  LdR.  Laßberg  c.  137,  p.  66:  Goldast  c.  151,  p.  68-  — 
Luzern,  Geschworener  Brief  (1252)  in  Geschichtsfreund  I,  180. 

"«)  Fax.  gen.  (Würzburg  1287  märz  24)  c.  33  in  MGLL.  sect.  IV, 
Const.  III,  no.  390,  p.  825. 

'O")  Ldfrd.  der  sechs  Kurfürsten  (1438)  §  10  in  NS.  I,  no.  40,  p.  154. 

'»0  RLF.  (Mainz  1103  ian.  6)  in  MGLL.  sect.  IV,  Const.  I,  p.  125, 
auch  bei  Altmann  und  Bernheim.  1.  c.  p.  207.  —  RLF.  (1224)  c  18 
bei  Altmann  und  Bernheim,  1.  c.  no.  102,  p.  219.  —  RLF.  (1235) 
c.  25  u.  26  bei  Altmann  und  Bernheim,  ].  c.  no.  103,  p.  225.  — 
Mainzer  Landfrieden  (1235)  in  Nove  Constitutiones  p.  39,  XIII. 

'°2)  RA.  (Regensburg  1567)  §  40  in  NS.  TU,  p.  2.55. 

'°*)  Mainzer  Ldfrd.  (1235)  in  Nove  Constitutiones  p.  39,  XIII.  — 
Fax.  gen.  (Würzburg  1287  märz  24)  c.  33  in  MGLL.  sect.  IV,  const.  III, 
no.  390,  p.  325. 

'®*)  Ldfrd.  in  der  Wetterau  (1371  nov.  14)  c.  5  u.  8  bei  Altmann 
und  Bernheim,  no.  106,  p.  2.33.  —  RLF.  (Nürnberg  1383  märz  11)  c.  2 
in  NS.  I,  no.  26,  p.  88.  —  RLF.  (Frankfurt  1398)  c.  14  in  NS.  L  no.  28,  p.  98. 
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haben ^*^^)  soll;  ja  es  wird  sogar  überflüssigerweise,  was  sich 
aus  der  Natur  der  Sache  schon  ergibt,  manchmal  noch  aus- 
drücklich betont,  daß  er  keinen  Frieden  haben '^^^)  soll.  In 
einer  weiteren  Gruppe  von  Tatbestandsmerkmalen  wird  ein 
Verkehrsverbot  zum  Ausdruck  gebracht,  so  wird  mit  Strafe 
bedroht,  das  familiaritatem  habere '^^'^),  das  teyl  und  gemein 
haben '^^^),  das  participare  in  aliquo'^^^),  das  emere'^^^),  das 
Kaufen  ^^^),  das  acater"^^^),  das  vendere"^^^),  das  participare  in 
emptione  vel  venditione'^^) ,  das  per  participationem  depositi 
vel  empti  sinum  prebere"^^^),  das  Kauff  geben '^^'^j.  Eine  an- 
sprechende Zusammenfassung  dieser  Einzelverbote  gibt  der 
Mainzer  Landfrieden  mit  den  Worten:  „in  omnibus  evitetur"  ^^^), 
die  sinngemäß  und  vielleicht  noch  treffender  von  Wurm  mit  dem 
Satze:   „daz  man  sy  hinder  allin  enden" '^^^),  verdeutscht  wird. 


"5)  RLF.  (Nüritberg  1383)  c.  2  in  NS.  I,  no.  26,  p.  88.  —  RLF. 
(Eger  1389  mai  5)  c.  28  in  NS.  I,  no.  27,  p.  94.  —  Ldfrd.  der  seclis  Kur- 
fürsten (1438)  §  10  in  NS.  I,  no.  40,  p.  154. 

''^^)  Vgl.  die  Note  705  angefülirten  Stellen. 

"°")  Rheinischer  Städtebund  (1254  oet.  G)  c,  4  bei  Alt  mann  und 
Bernlieim,  1.  c.  no.  104,  p.  227. 

'«'S)  Freiburger  Stadtrecht  (1520)  bei  Osenbrüggen,  Str.R.,  p.  173, 
Note  28. 

"<'^)  Abbeville  (1183)  c.  12  bei  Thierry,  Amiens  I,  p.  42,  Note  2. 

''°)  Amiens  (1117  und  1190)  art.  16  bei  Thierry,  1.  c.  p.  42  und 
111.  —  RLF.  (1158)  §  10  in  NS.  I,  no.  5,  p.  11. 

'^')  Deutsche  Uebersetzung  des  RLF.  (1158)  §  10  in  NS.  1,  no.  5,  p.  11. 

''^)  Altfranzösische  Uebersetzung  des  Stadtrechts  von  Amiens 
(ca.  1209)  art.  16  bei  Thierry,  1.  c.  p.  183. 

713)  Yg.|_  (jje  Note  710  angeführten  Quellen. 

'^^)  RLF.  (1235)  c.  26  bei  Altmann  und  Bern  heim,  1.  c.  no.  103, 
p.  225.  —  Mainzer  Landfrieden  (1235)  in  Nove  Constitutiones  p.  39,  XIII. 

^i'O  RLF.  (1235)  c.  27  bei  Altmann  und  Bernheim,  1.  c.  no.  103, 
p.  225. 

''')  RLF.  (1398)  c.  14  in  NS.  I,  no.  28,  p.  98. 

"'')  RLF.  (1235)  c.  26  bei  Altmann  und  Bernheim,  1.  c.  no.  103, 
p.  225.  —  Nove  Constitutiones  p.  40,  XIII. 

'^«)  Mainzer  Landfrieden  (1235)  Constitutio  XIII,  §  1  der  Görlitzer 
Handschrift,  bei  Böhiau,  Nove  Constitutiones,  p.  40. 
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Während  nun  die  älteren  Quellen  keinerlei  Anlialtspunkte 
für  irgendeine  unterschiedliche  Behandlung  der  Bauten,  mit 
denen  gehaust  wurde,  bieten,  lassen  die  hochmittelalterlichen 
und  spätmittelalterlichen  Quellen  in  doppelter  Beziehung  eine 
Differenzierung,  die  auf  verschiedene'^^)  Ursachen  zurückzu- 
führen sein  dürfte,  eintreten.  Einerseits  macht  sich  bezüglich 
der  einfachen  Wohnbauten  auch  in  diesem  Spezialfälle  eine 
Tendenz  auf  Einführung  der  Partialwüstung  oder  Abschaffung 
der  Wüstung  geltend,  die  sich  aber  auf  die  Burgbauten  nicht 
erstreckt:  anderseits  behält  man  die  Totalwüstung  von  Burgen 
auch  beim  Hausungsdelikt  nicht  nur  bei'^°),  sondern  man 
schafft  seit  dem  Hochmittelalter  auch  eine  Spezialgesetzgebung 


'^'}  Die  von  Friese,  1.  c.  p.  94  u.  95,  angegebene  Begründung 
erklärt  nicht  einmal  für  das  ostlalische  Recht,  geschweige  denn  für  daa 
gesamte  deutsche  und  französische  Recht,  die  unterschiedliche  Behandlung 
der  Hausung  in  einfachen  Wohnbauten  und  in  Wehrbauten,  und  konnte 
auch  nicht  die  rechtlichen  Grundlagen  dieser  Erscheinung  aufdecken^ 
weil  der  SaSp.  nur  wenige  Tatbestände  hervorhebt  und  so  eine  Kon- 
trolle der  konstruktiven  Ergebnisse  unmöglich  macht-  allerdings  hat 
Friese  richtig  erkannt,  daß  das  Moment  der  Wissentlichkeit  bei  den 
beiden  Tatbeständen  des  SaSp.  eine,  allerdings  sekundäre,  Rolle  spielt. 

•20)  Vgl.  z.  B.  Kaiser].  ProvLdfrd.  (Mainz  1103  ian.  6)  MGLL.  sect.  IV, 
Const.  I,  p.  125,  —  ProvLdfrd.  (1104?  1108?)  c.  9,  MGLL.,  loc.  cond., 
p.  616.  —  Fax  Bawarica  (1256  ante  nov.  11)  c.  13  in  MGLL.  sect.  II, 
Const.  II,  no.  438,  p.  597.  —  Bayr.  Ldfrd.  (1293  u.  1300)  §  7  bei 
V.  Rockin ger,  Denkmäler  II,  1,  p.  59.  —  Fax.  gen.  (1298  nov.  16)  c.  36 
in  MGLL.  sect.  IV,  Const.  IV,  1,  no.  33,  p.  29.  —  Ldfrd.  in  der  Wetterau 
(1371  nov.  14)  c.  5  u.  8  bei  Altmann  und  Bernheim,  1.  c.  no.  106, 
p.  233.  —  RLF.  (1383  märz  11)  c.  2  in  NS.  I,  no.  26,  p.  88.  —  RA.  (Frei- 
burg 1498)  §  7  in  NS.  11,  p.  39.  —  Kaiser  Friedrichs  Ldfrd.  Konzept 
(1471)  ^§  7  u.  5  in  NS.  I,  no.  56 ,  1,  p.  229.  —  RA.  (Augsburg  1500) 
tit.  VII  in  NS.  II,  p.  66.  —  RA.  (Augsburg  1559)  §  28  in  NS.  III,  p.  167. 
—  RA.  (Augsburg  1566)  §§  9  u.  10  in  NS.  III,  p.  214.  —  RA.  (Regens- 
burg 1567)  §§  38  u.  60  in  NS.  III,  p.  254  u.  258  —  u.  a.  m.:  vgl.  auch 
die  Rechtsbücher  z.  B.  SaSp.  LdH.  II,  72,  §  3.  —  Oesterr.  Landesrecht 
(1236,7)  c.  67  bei  Altmann  und  Bernheim,  1.  c.  no.  133,  p.  303.  — 
SchwaSp.  LdR.  Goldast  c.  153,  p.  64;  Laßberg  c.  253,  p.  114;  Wacker- 
nagel  c.  208,  p.  200  —  u.  a.  m.;  vgl.  auch  oben  S.  422  ff.  u.  442  ff. 
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gegen  diese  und  unterwirft  eine  Gruppe  derselben,  die  Gan- 
erbenhäuser, einer  besonderen  rechtlichen  Behandlung,  indem 
man  das  Verweilen  friedbrecherischer  Ganerben  in  denselben 
der  Hausung  analog  behandelt '^*^)  und  regelmäßig  in  diesem 
Falle  Total  Wüstung  der  Ganerbenhäuser  ^^^)  verhängt,  eine 
Maßnahme,  die  durch  die  oben'^^^)  geschilderten  Zustände  des 
Spätmittelalters  und  des  Beginns  der  Neuzeit  durchaus  ge- 
rechtfertigt erscheint.  Eine  sinngemäße  Fortbildung  erfuhr 
diese  Spezialgesetzgebung  zu  Anfang  der  Neuzeit  dadurch,  daß 
man  das  Verbot  des  wirtschaftlichen  Verkehrs  mit  Landfriedens- 
brechern dahin  ausgestaltete,  daß  bei  Verkauf,  Veräußerung, 
Veränderung,  Zustellung  in  Schirm  und  anderweitiger  Ein- 
gebung von  Schlössern ,  Städten ,  Bevestigungen ,  Habe  oder 
Gütern  „in  geverlicher  Meinung"  und  darauf  erfolgendem 
Landfriedensbruch  sowohl  der  Kamraerrichter  von  Amts  wegen 
als  die  beschädigte  Partei  gegen  den  Verkäufer,  Käufer,  Ver- 

''^^)  Der  Ausgangspunkt  dieser  Spezialgesetzgebung  dürfte  in  der 
Bestrafung  der  Nichtauslieferung  desjenigen ,  der  mansionem  in  Castro 
habet,  zu  suchen  sein;  vgl,  z.  B.  RLF.  (1152)  c.  7  in  MGLL.  sect.  IV, 
const.  I,  p.  95. 

'2')  Vgl.  11.  a.  z.  B.  Handhabung  Friedens  und  Rechtens  (Worms 
1495  aug.  7)  §  1  in  NS.  II,  no.  3,  p.  11.  —  RA.  (Freiburg  1498)  §§  10 
und  11  in  NS.  II,  p.  41;  allgemein  bestätigt  durch  RA.  (Cöln  1505)  §  2, 
].  c.  p.  102  und  RA.  (Trier  und  Cöln  1512)  §  3,  1.  c  p.  137.  —  RA.  (Augs- 
burg 1500)  tit.  X  u.  XI  in  NS.  II,  p.  66.  —  RA.  (Augsburg  1510)  §  17, 
].  c.  p.  134.  —  RLF.  (Worms  1521)  tit.  XII,  1.  c.  p.  200.  —  RLF.  (Augs- 
burg 1548)  tit.  XX,  loc.  cond.  II,  p.  583  ~  Goldast,  Constit.  I,  p.  543 
De  pace  publ.  ten.  (Augsburg  1548  iuni  30)  c.  XXI.  —  CGO.  (Augsburg 
1555)  tit.  XIII,  p.  97.  —  Vgl.  dazu  Datt,  De  pace  publ.  1.  5,  c,  1,  §  63, 
p.  788  und  c.  10,  §  11,  p.  904.  —  Besoldus,  Thesaurus  practicus,  v.  Burg- 
fried p.  225  u.  226.  —  Kyllinger,  De  Ganerbis  castrorum,  Disc.  IV, 
§  58,  p.  54  und  Disc.  V,  §§  7  bis  9,  p.  71  u.  72.  —  Berends,  De  muni- 
mentis,  §  XIIL  —  Sinolt  gen.  Schütz,  De  Statu  Rei  Romanae,  Exercit. 
IX,  p.  756  u.  757,  Note  c.  —  u.  a.  m. 

^23)  Vgl.  oben  S.  419  bis  422  und  S.  440  u.  442.  —  Als  Haupt- 
anwendungsgebiet der  Totalwiistung  erscheint  daher  in  den  aus  der 
Wende  des  Spätmittelalters  und  der  Neuzeit  stammenden  Quellen  die 
Burgenwüstung  und  insbesondere  die  Wüstung  der  Ganerbenhäuser. 
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änderer,  Eiugeber,  AnnehDier  oder  Schirmherru  wie  gegen  jeden 
anderen  Friedbrecher  vorgehen  konnte '^^);  die  Acht  trat  in 
diesem  Falle  ipso  facto  ein  und  die  Burg  wurde  gewüstet. 

Das  Verbot  umfaßt  sowohl  die  Hausung  von  noch  nicht  ver- 
urteilten Friedbrechern ^2-^)  als  von  Aechtern  im  engeren  Sinne, 


'")  Vgl.  z.  B.  RA.  (Freiburg  1498)  §  11  in  NS.  II,  p.  41  f.  —  RA. 
(Augsburg  1500)  tit.  XVI  in  NS.  II,  p.  67.  —  RA.  (Cöln  1505)  §  2  in 
NS.  II,  p.  102.  —  RA.  (Augsburg  1510)  §  17,  1.  c.  p.  134.  —  RA.  (Trier 
und  Cöln  1512)  §  3,  ].  c.  p.  137.  —  RA.  (Worms  1521)  tit.  XIII,  §  1  in 
NS.  II,  p.  200.  —  RLF.  (Augsburg  1548)  tit.  XXV,  1.  c.  p.  581.  —  CGO. 
(1555)  tit.  XX  in  NS.  III,  p.  96. 

'25)  Vgl.  z.  B.  Kaiserl.  ProvLdfrd.  (Mainz  1103  ian.  6)  in  MGLL. 
sect.  IV,  const.  I,  p.  125.  —  ProvLdfrd.  (1104?  1108?)  c.  7  u.  9  in  MGLL. 
sect.  IV,  const.  I,  p.  615.  —  RLF.  (1152)  c.  7  MGLL.  sect.  IV,  const.  I, 
p.  95.  —  RLF.  (11.58)  c.  10  in  NS.  I,  no.  5,  p.  11;  vgl.  dazu  Dreyer 
Mise.  III,  §  3,  p.  83  u.  84.  —  Kaiserl.  ProvLdfrd.  (1179  febr.  18)  c.  9  u.  16 
in  MGLL.  sect.  IV,  const.  L  p.  381  f.  —  RLF.  (1235)  c.  27  bei  Altmann 
und  Bernheim,  1.  c.  no.  103,  p.  225.  —  RA.  (Mainz  1235)  c.  20  in  NS.  I, 
no.  12,  p.  24.  —  Longewolter  Küren  (1250)  §  21  in  v.  Richthofen,  RQ., 
p.  367;  vgl.  dazu  Dreyer,  Mise.  III,  §  3,  p.  84,  und  His,  StrR.,  p.  181, 
der  diese  Wüstung  unter  dem  modernen  BegritT  der  Begünstigung  unter- 
bringt. —  Luzern,  Geschworener  Brief  (1252)  in  Geschichtsfreund  I,  ISO; 
vgl.  dazu  Osenbrüggen,  StrR.,  p.  172  f.,  der  hier  ebenfalls  den  mo- 
dernen Begriff  der  Begünstigung  verwendet,  —  Rheinischer  Städlebund 
(1254   oct.  6)  e.  4    bei  Altmann  und  Bernheim,  1.  c.  no.  104,  p.  237. 

—  Fax  Bawarica  (1256  nov.  11)  c.  13  in  MGLL.  sect.  IV,  const.  II,  no.  438, 
p.  597.  —  Bayr.  Ldfrd.  (1256)  art.  49  bei  v.  Rockinger,  Denkmäler  II,  1, 
p.  51.  —  Bayr.  Ldfrd.  (1281  iul.  6)  c.  24  in  Quellen  und  Erörterungen  V, 
p.  342.  —  Stadtrecht  Colmar  (1293)  §  1   bei  Osenbrüggen,  StrR.,  p.  174. 

—  Bayr.  Ldfrd.  (1293  u.  1300)  art.  5,  §  7  bei  v.  Rockinger,  1.  c.  p.  59. 

—  RLF.  (1298)  c.  50  u.  51  bei  Boehlau,  Nove  Const.,  p.  49  u.  50.  — 
Dreijähriger  ProvLdfrd.  für  die  Lande  zw.  Wupper  und  Weser  (1319 
nov.  5)  c.  6  bei  Alt  mann  und  Bern  heim,  1.  c.  no.  105,  p.  230.  —  Erz- 
bischof Balduins  v.  Trier  Ldfrd.  zw.  Rhein,  Mosel  und  Saar  (Lautern 
1333  sept.  22)  §  10  bei  Schwalra,  1.  c.  p.  142,  no.  2.  —  Verlängerung 
des  rheinischen  Ldfrd.  (München  1344  mai  2)  bei  Winkel  mann.  Acta 
Imp.  II,  no.  647,  p.  394.  —  Landbuch  von  Schwyz  (1365),  ed.  Kothing, 
p.  81.  —  Ldfrd.  in  der  Wetterau  (1371  nov.  14)  c  5  u.  8  bei  Altmann 
und  Bernheim,  1.  c.  no.  106,  p.  233.  —  RLF.  (Nürnberg  1383  märz  11> 
c.  2  in  NS.  I,  no.  26,  p.  88.   —   RLF.  (Eger  1389  mai  5)  c.  20  u.  28  in 
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d.  h.  verurteilten  Friedbrechern '^-^),  wie  schon  Osenbrüggen 

NS.  I,  no.  27,  p.  93  u.  94.  —  RLF.  (Frankfurt  1398)  c.  14  in  NS.  I,  no.  28, 
p.  98.  —  RLF.  (Nürnberg  1431)  c  4  in  NS.  I,  no.  36,  7,  p.  145.  —  Ldfrd. 
der  sechs  Kurfürsten  (1438)  c.  10  in  NS.  I,  no.  40,  p.  154.  —  RLF.  (Neuen- 
statt 1467)  in  NS.  I,  no.  55,  p.  226.  —  Ldfrd.  Concept  (1471)  c.  5  u.  7  iu 
NS.  I,  no.  56,  1,  p.  228  u.  229.  —  RLF.  (Regensburg  1471)  c.  5  in  NS.  I, 
no.  56,  5,  p.  246.  —  RLF.  (Augsburg  1474)  c.  5  n.  7  in  NS.  I,  no.  58, 
p.  263.  —  RLF.  (Frankfurt  1486  märz  17)  c.  4  u.  5  in  NS.  I,  no.  61,  d, 
p.  276  u.  277.  —  RLF.  (Worms  1495  ang.  7)  c  5  in  NS.  II,  no.  1,  p.  4.  — 
RA.  (Freiburg  1498)  §  2  in  NS.  II,  p.  39.  —  RLF.  (Nürnberg  1522)  tit.  XI 
in  NS.  II,  p.  234.  —  RA.  (Augsburg  1559)  §§  28  u.  29  in  NS.  III,  p.  167 
und  168.  —  Mandatum  universale  (Augsburg  1566  iun.  1)  in  NS,  lll, 
p.  246.  —  Stadtrecht  Amiens  (1117  u.  1190)  art.  16  bei  Thierry,  Amiens  I. 
p.  42  u.  111.  —  Stadtrecht  Abbeville  (1183)  c  12  bei  Thierry,  1.  c.  p.  42, 
Note  2.  —  Altfranz,  üebersetzung  des  Stadtrechts  von  Amiens  (c.  1209) 
art.  16  bei  Thierr)'^,  1.  c.  p.  188.  —  Enquete  entre  la  comtesse  d'Artois 
et  l'avoue  de  Bethune  (vers  1250)  bei  Boutaric,  Actes  du  Pari.  I,  no.  27, 
p.  CCCXIII.  —  Olim  III,  p.  183,  XLVI  (1306  iun.  8)  —  u.  a.  m. 

''^)  Vgl.  z.  B.  Constitutio  contra  incendiarios  (1186  dec.  29)  c.  9  in 
NS.  I,  no.  6,  p.  13.  —  Verträge  des  Herzogs  Ludwig  v.  Bayern  mit  dem 
Bischof  Konrad  v.  Regensburg  (1205  u.  1213)  in  v.  Rockinger,  Denk- 
mäler I,  1,  p.  8;  vgl.  Quellen  und  Erörterungen  V,  no.  2,  p.  8,  §  11  und 
no.  5,  p.  17,  §  20.  —  Reichssentenzen  (1209  u.  1219)  bei  Franklin,  Sen- 
tentiae,  p.  125;  weitere  derartige  Reichssentenzen  bei  Franklin,  Reichs- 
hofgericht II,  p.  340  ff.;  dort  auch  eine  Zusammenstellung  der  diesbezüg- 
lichen Stellen  der  Rechtsbücher.  —  Treuga  Henrici  (1224)  c.  13  u.  17  in 
Zeitschr.  d.  Sav.-Stiftg.  f.  RG.  Germ.  Abt.  VIII,  p.  116  f.  —  Regensburger 
Stadtrecht  (1230)  c.  2  in  Lünig,  RA.  P.  Spec.  Cont.  IV,  P.  IL  p.  262.  — 
RLF.  (1235)  c.  25  u.  26  bei  Altmann  und  Bernheim,  no.  103,  p.  225; 
vgL  NS.  I,  no.  12,  c.  22,  p.  25;  Nove  Constitutiones  p.  38  bis  40,  XIII.  — 
Bayr.  Landfrd.  (1244  u.  1256)  c.  12  bei  v.  Rockinger,  1.  c.  p.  42.  — 
Bayr.  Ldfrd.  (1281  iul.  6)  c  45  in  Quellen  und  Erörterungen  V,  p.  346. 
—  U.  d.  Herzöge  Heinrich  und  Ludwig  von  Bayern  (Siegenburg  1285 
iun.  4)  in  Quellen  und  Erörterungen  V,  p.  381  f.  —  Fax  gen.  (Würzburg 
1287  märz  24)  c.  33  in  MGLL.  sect.  IV,  Const.  III,  no.  390,  p.  325.  —  Fax 
gen.  (1298  nov.  16)  c.  36  in  MGLL.,  1.  c.  IV,  no.  33,  p.  29.  —  RLF.  (Augs- 
burg 1548  iun.  30)  c  20  in  Goldast,  Const.  I,  p.  543.  —  RA.  (Augsburg- 
1566)  §  9  in  NS.  III,  p.  214.  —  RA.  (Regensburg  1567)  §  38  in  NS.  III, 
p.  254.  —  Oesterr.  Landesrecht  (1236/7)  c.  57  bei  Altmann  und  Bern- 
heim, no.  133,  p.  301.  —  SchwaSp.LdR.  Laßberg  c.  137,  p.  66;  Goldast 
c.  151,  p.  63;  vgl.  dazu  Datt,  De  pace  publ.  1.  1,  c.  20,  §  36,  p.  147.  — 


480  Coulin. 

richtig  erkannt  hat^^^);  im  Hochmittelalter  wird  bald  nur  die 
eine,  bald  nur  die  andere  Art  von  Friedbrechern  in  diesem 
Zusammenhang  hervorgehoben,  was  sich  durch  die  mangelhafte 
Technik  der  Üeberlieferung  und  der  dadurch  beeinflußten  Auf- 
zeichnung des  Rechts  erklären  dürfte;  dagegen  war  wohl  am 
Beginn  der  Entwicklung  der  Wüstung  eine  derartige  Unter- 
scheidung ebenso  überflüssig,  wie  bei  einzelnen  ihrer  soeben 
angeführten  Spätformen,  weil  die  Friedlosigkeit  in  ihrer  vollen 
Schwere  schon  ipso  facto  eintrat,  während  in  der  fränkischen 
Zeit  eine  derartige  Unterscheidung  regelmäßig  durchgeführt 
wird.  In  der  Spezialgesetzgebung  über  die  Ganerbenhäuser 
werden  vielfach  die  beiden  Kategorien  von  Friedbrechern 
nebeneinander  genannt  und  ihre  Hausung  mit  der  Wüstungs- 
strafe bedroht*-^). 

Die  rechtlichen  Voraussetzungen  der  Anwendung  der 
Wüstung  wegen  Verletzung  des  Hausungsverbotes  sind  im 
hoch-    und    spätmittelalterlichen    Recht   keineswegs    einheitlich 

Augsburger  Stadtreclit,  ed.  Me5'er  (1276),  art.  35,  §  5-,  vgl.  dazu  Caspar, 
1.  c.  p.  54.  —  Zahlreiche  weitere  Quellenstelleu  bei  OsenbrüggeU; 
Hausfrieden,  p.  50  bis  55.  —  Keure  v.  Furnes  (1240  iiüi)  c.  84  bei  Warn- 
könig, 1.  c.  II,  no.  CLX,  p.  76  f.  —  Olim  I,  p.  342,  I  u.  II  (1255  febr.  2); 
vgl.  Boutaric,  Actes  du  Pari.  I,  no.  30  u.  31,  p.  3  u.  4.  —  Olim  I,  p.  788, 
XL  (1269  nov.  1).  —  Olim  I,  p.  863,  XXVII  (1271  mai  24).  —  Olim  II, 
p.  231  (1283  nov.  1);  vgl.  Boutaric,  1.  c.  p.  237,  no.  2496.  —  Olim  III, 
p.  373,  XIII  (1309  apr.  26);  vgl.  Boutaric,  1.  c.  II,  p.  59,  no.  3608.  — 
Beaum.,  ed.  Salmon,  c.  1730.  —  Bergamo  (saec.  XII#)  IX,  16  in  Statuta 
civ.  Pergami,  Mon.  hist.  patr,  XV'I,  p.  1921  f. 

"^0  Osenbrüggen,  StrR.,  p.  175. 

'")  Vgl.  u.  a.  RA.  (Freiburg  1498)  §  10  in  NS.  II,  p.  41;  nach 
Datt,  De  Face  Public,  1.  5,  c.  10,  p.  904  wird  diese  Stelle  als  §  11  ge- 
zählt. —  RA.  (Augsburg  1500)  tit.  X  u.  XI  in  NS.  II,  p.  66;  vgl.  dazu 
Kyllinger,  De  Ganerbis,  Disc.  V,  §§  7  bis  9,  p.  71  u.  72;  Berends, 
De  munimentis,  §  XIII.  —  RA.  (Cöln  1505)  §  2  in  NS.  II,  p.  102.  —  RA. 
(Augsburg  1510)  §  17  in  NS.  II,  p.  134.  —  RA.  (Trier  und  Cöln  1512)  §  8 
in  NS.  II,  p.  137.  —  RA.  (Worms  1521)  tit.  XII  u.  XVI  in  NS.  II,  p.  200 
und  201;  vgl.  dazu  Sinolt  gen.  Schütz,  De  statu  Rei  Romanae,  Exercit. IX, 
p.  757,  Note  c.  —  RLF.  (Augsburg  1548)  tit.  XX  u.  XXV,  p.  583  u.  584. 
—  CGO.  (1555)  in  NS.  IV,  tit.  XIII,  p.  97  —  u.  a.  m. 
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geregelt;  nach  manchen  Quellenstellen  genügt  die  nackte  Tat- 
sache der  Hausung  zur  Vornahme  der  Wüstung'^^^);  die  Quellen 
sprechen  hier  bezüglich  des  Hausers  von  einem  eisdem  poenis 
feriari,    praeterea   bona   publicari   et   domus    destrui'^^^) ,    von 


'29)  RLF.  (1158)  §  10  in  NS.  I,  no.  5,  p.  11.  —  Kaiser).  ProvLdfrd. 
{1179  febr.  18)  c.  16,  MGLL.  sect.  IV,  Const.  I,  p.  382.  —  Reichssentenz 
(1209)  bei  Franklin,  Sententiae,  p.  125;  hier  wird  einfacherklart:  „ut 
nenno  istos  bannitos  et  proscriptos  aliquo  modo  recipere  audeat  etc.", 
während  die  Reichssentenz  (1219),  1.  c. ,  besagt:  „quicumque  aliquem 
proscriptum  vel  bannitiim,  postquam.  a  siio  iudice  faerit  denunciatus  et 
interdictus,  receperit  etc."  Lägen  nur  diese  beiden  Reichssentenzen  vor, 
so  könnte  man  mit  Recht  zweifelhaft  sein,  ob  nicht  die  Tatbestands- 
merkmale der  etwas  späteren  und  allgemein  gehaltenen  Sentenz ,  der 
früheren  Spezialsentenz  zu  subintelligieren  wären,  demgemäß  auch  nach 
der  Reichssentenz  (1209)  irgend  eine  Kenntnis  der  Aechterqualität  des 
Gehausten  vorausgesetzt  würde;  dieser  Zweifel  wird  aber  dadurch  be- 
seitigt, daß  einerseits  nach  den  beiden  vorhergenannten  Landfrieden  bei 
Hausung  der  noch  nicht  verurteilten  Friedbrecher  ohne  weiteres  Wüstung 
eintritt  und  daß  anderseits  auch  das  bayrische  Landfriedensrecht  dieselbe 
Modifikationstendenz,  wie  die  beiden  Reichssentenzen  erkennen  läßt;  Bayr. 
Ldfrd.  (1256)  art.  49  bei  v.  Rockinger,  Denkmäler  II,  1,  p.  51  bestimmt 
nämlich:  ,In  swes  hause  man  einen  brauner  vindet",  während  Bayr. 
Ldfrd.  (1281)  c.  24  in  Quellen  und  Erörterungen  V,  p.  342,  mit  den  Worten : 
„Swa  man  einen  naht  prennaer  in  eines  mannes  hovs  mit  siner  gewizzen 
vindet",  das  Moment  der  Wissentlichkeit  zur  materiellrechtlichen  Voraus- 
setzung erklärt.  —  Dreijähriger  ProvLdfrd.  für  die  Lande  zw.  Wupper  und 
Weser  (1319  nov.  5)  c.  6  bei  Altmann  und  Bernheim  no.  105,  p.  230. 
—  Ldfrd.  Erzbischof  Balduins  v.  Trier  zwischen  Rhein,  Mosel  und  Saar 
{Lautern  1333  sept.  22)  §  10  bei  Schwalm,  1.  c.  p.  142.  —  Billwärder  65 
und  Goslarer  Statuten,  ed.  Göschen,  p.  281  u.  293;  vgl.  Üsenbrüggen, 
Hausfrieden,  p.  54.  —  Keure  von  Furnes  (1240  iul.)  c.  34  bei  Warn- 
könig, 1.  c.  II,  Anhang  p.  76,  no.  CLX.  —  Olim  I,  p.  788,  XL  (1269 
nov.  1);  p.  863,  XXVH  (1271  mai  24);  IH,  p.  183,  XL  VI  (1306  iun.  8); 
in  dem  zweiten  Fall  trat  allerdings  nur  eine  Geldstrafe  von  50  Pfund 
ein;  im  dritten  Falle  heißt  es  zwar:  „in  quo  Castro  dicti  malefactores 
cum  suis  maleficiis  receptati  fuerunt",  doch  ist  kein  Anhaltspunkt  für 
das  Erfordernis  der  Wissentlichkeit  gegeben  und  der  äußerst  knappe 
Tatbestand  berechtigt  nicht  zu  einer  derartigen  Vermutung. 

"°)  RLF,  (1158)  §  10  —  vgl.  Note  729.  Nach  norwegischem  Recht 
ist  der  Hauser  ebenso  friedlos  und  ebenso  unheilig  als  der,  der  den 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXXII.  Band.  31 
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einem  persequi  predones  etc.  et  qui  eos  hospitantur'^^).  Die 
Reichssentenzen  sagen:  in  eadem  se  sciat  esse  poena  et  dam- 
natione  oder  eandem  penam  in  persona,  domo  ac  rebus  aliis 
pati  debet  et  subire ,  que  ipsi  proscripto  seu  bannito  de  iure 
debetur'^^^) ;  in  den  Landfrieden  des  14.  Jahrhunderts  heißt  es 
vom  Hauser:  „der  were  also  sculdech  alse  dei  hantdedigen 
man",  oder  „sal  man  angriffen  und  uf  sy  beholfen  sin  glicher 
wjs  als  uf  den,  der  den  schaden  selber  gedan  hette" ''^^^).  Der 
Geschworene  Brief  von  Luzern  bestimmt  bezüglich  des  Hausers: 
„der  hat  verschult  an  sinem  guote  daz  selbe  geriht  mit  ime, 
ane  einig  den  tot""^^*);  ähnlich  lautet  die  Bestimmung  des 
Landbuchs  von  Schwyz:  „der  soll  in  denselben  schulden  sin, 
an  des  allein,  das  es  im  nit  an  den  lib  gan  sol"''^^^).  In  allen 
diesen  Fällen  ist  nicht  nur  von  keinem  Reinigungsrecht  oder 
von  einer  Möglichkeit  der  Befreiung  des  Hausers  von  der 
Schuld  durch  Auslieferung  oder  Preisgabe  die  Rede'^-'^^),  son- 
dern der  klare  Wortlaut  der  Quellen  schließt  auch  die  An- 
nahme einer  Tataneignung  und  einer  Haftung  für  fremde 
Schuld  aus  eigenem  Ungefährwerk  aus;  vielmehr  handelt  es 
sich  hier  um  eine  Haftung  für  eigene  Schuld  aus  eigenem  Un- 
gefährwerk ^^'^).      In    dieser    Quellengruppe    weicht    nur    der 


Frieden  gebrochen  hat:  vgl.  Frostath  III,  40  und  dazu  Wilda,  StrR., 
p.  286. 

"1)  Kaiserl.  FrovLdfrd.  (1179)  c.  16  —  vgl.  Note  729. 

732)  Reichssentenzen  (1209  u.  1219)  —  vgl.  Note  729. 

733-)  ProvLdfrd.  für  die  Lande  zwischen  Wupper  und  Weser  (1319 
nov.  5)  c.  6.  —  Ldfrd.  zwischen  Rhein,  Mosel  und  Saar  (1333  sept.  22) 
§  10  —  vgl.  Note  729. 

"^)  Geschworener  Brief  Luzern  (1252)  in  Geschichtsfreund  I,  p.  180. 

'35)  Landbuch  von  Schwyz  (1365),  ed.  Kot  hing,  p.  81. 

"^)  Ueber  Quellenstellen,  die  diese  Möglichkeiten  kennen,  vgl. 
unten  Note  797  f.  und  893. 

'3')  Da  es  unwahrscheinlich  ist,  daß  sich  diese  Erscheinung  erst 
in  nachkarolingischer  Zeit  ausgebildet  hat,  weil  sie  den  primitiven  Zu- 
ständen mehr  entspricht,  als  die  komplizierteren  Möglichkeiten  der  Note 
736,  80  wird  man  wohl  im  Gegensatz  zu  Otto  v.  Gierke,  Schuld  und 
Haftung  im  älteren  deutschen  Recht,  Untersuchungen  100,  p.  16,  Note  13, 
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oben  '•"^)  genannte  Bayrische  Landfrieden  vom  Jahre  1256, 
wie  der  ihm  nachgebildete  vom  Jahre  1281  hinsichtlich  der 
Form  der  Haftungsklausel  von  der  soeben  charakterisierten 
Normierung  ab,  indem  er  bezüglich  des  Hausers  eines  Brenners 
bestimmt:  „der  sol  an  des  brennaeres  stat  sin";  hiernach  haftet 
also  der  Hauser,  wie  wenn  er  der  Täter  wäre,  so  daß  es 
zweifelhaft  sein  könnte,  ob  der  Hauser  hier  aus  eigenem  Un- 
gefährwerk schuldet,  wenn  nicht  der  Fall  des  Hausens  in 
Alternative  mit  dem  Tatbestand:  „swer  in  dem  gerihte  wert" 
stünde'^^),  woraus  auf  eigene  Schuld  des  Hausers  auch  be- 
züglich der  Hausung  zu  schließen  sein  dürfte. 

Im  Gegensatz  zu  den  relativ  seltenen,  bisher  betrachteten 
Quellenstellen  verlangen  zahllose  hoch-  und  spätmittelalter- 
liche Quellen  als  Voraussetzung  der  Verhängung  der  Strafe 
neben  der  tatsächlichen  Hausung  des  Friedbrechers  oder  Aech- 
ters  auch  die  Kenntnis  der  Friedbrecher-  oder  Aechterqualität 

der  nach  Analogie  des  Auslieferungsrechtes  der  Sippe  ein  Auslieferungs- 
recht des  Hausers  annimmt,  mit  Brunner,  DRG.  P,  p.  217  und  II,  p.  551 
annehmen  dürfen,  daß  das  Auslieferungsrecht  des  Hausers  eine  jüngere 
Bildung  ist,  und  wird  behaupten  können,  daß  die  in  den  angeführten 
Quellenstellen  zutage  tretende  Schuldform  primitiver  Natur  ist  und  sich 
aus  der  vorfränkischen  Zeit,  wie  so  manches  andere  Rechtsgebilde,  in 
das  mosaikartige  Konglomerat  des  hoch-  und  spätmittelalterlichen  Rechts 
hinübergerettet  hat,  wo  es  neben  jüngeren  Erscheinungen  sich  einen, 
wenn  auch  bescheidenen  Platz  behauptet  hat. 

"8)  Vgl.  Note  729. 

'39)  Die  Tatsache,  daß  dieser  art.  49  des  Bayrischen  Landfriedens 
von  1256,  zwar  neu  in  den  als  Vorlage  benutzten  Landfrieden  von  1244 
aufgenommen  ist,  aber  insofern  eine  singulare  Stellung  gegenüber  den 
übrigen  Bestimmungen  des  Landfriedens  einnimmt,  als  hier  ausnahms- 
weise Wissentlichkeit  des  Hausens  nicht  verlangt  wird,  und  daß  diese 
Ausnahme  bereits  im  Landfrieden  von  1281  durch  Einfügung  des  Mo- 
mentes der  Wissentlichkeit  beseitigt  wurde,  läßt  darauf  schließen,  daß 
die  Bestrafung  des  Hausens  ohne  Kenntnis  der  Friedbrecherqualität, 
wie  auch  in  anderen  Rechtsgebieten  zu  beobachten  ist,  mehr  und  mehr 
beseitigt  wird  und  nur  selten  noch  im  Hoch-  und  Spätmittelalter  vor- 
kommt, so  daß  sie  als  ein  Residuum  primitiver  Rechtsbildung  zu  be- 
trachten ist. 


484  Coulin. 

auf  Seiten  des  Hausers;  dies  wird  in  verschiedenartiger  For- 
mulierung zum  Ausdruck  gebracht;  so  heißt  es:  „qui  sciens 
corruptorem  pacis  paverit  etc/'^*°),  „nullus  terrae  dampnosus 
vel  a  judice  damnatus  vel  proscriptus  scienter  recipiatur"  ^*^), 
„ne  quis  proscriptos  .  .  .  scienter  hospicio  recipiet'' ''^^),  „nulla 
civitas  vel  oppidum  proscriptum  teneat  scienter"  ^^^),  „hopes 
fuerit,  id  est  scienter" '"'^*) ,  „quicunque  aliquem  .  .  .  spolium 
committentem  vel  alias  delinquentem  .  .  .  per  unam  noctem 
scienter  tenuerit" '^*^);  ähnlich  formuliert  Beaumanoir:  „Qui- 
conque  recete  un  bani  et  set  le  bannissement  se  meson  doit 
estre  abatue"  ^*^);  in  deutsch  geschriebenen  Quellen  wird  diese 
nicht  qualifizierte  Form  der  Wissentlichkeit  verschiedenartig 
hervorgehoben;  der  Bayrische  Landfrieden  vom  Jahre  1281 
besagt:  „swa  man  einen  naht  prennaer  in  eines  mannes  hovs 
mit  siner  gewizzen  vindet"'^*')  und  nimmt  so  das  in  seiner 
Vorlage,  dem  Art.  49  des  Bayrischen  Landfriedens  vom  Jahre 
1256,  nicht  enthaltene  Tatbestandsmerkmal  der  Wissentlich- 
keit neu  auf;  in  anderen  Quellenstellen  wird  dasselbe  Moment 
mit  den  Worten:    „mit  wizzen""^^),    „mit  wissent"  "*^) ,    „mit 


"*o)  ProvLdfrd.  (1104?  1108?)  c.  7  in  MGLL.  sect.  IV,  const.  I, 
p.  615. 

^*0  Const.  Henrici  1(1231)  bei  Per  tz  IV,  p.  282;  vgl.  Osenbrügg^en. 
Hausfr. ,  p.  50;  hier  ist  allerdings  keine  Strafe  außer  der  eiiectio  ange- 
geben,  was   aber   dem  hier  verfolgten  Spezialzweck  keinen  Eintrag  tut. 

'^»)  RLF.  (Mainz  1235)  c.  25  bei  Altmann  und  Bernheim,  1.  c. 
no.  103,  p.  225;  vgl.  Bohl  au,  Nov.  Const.,  p.  88. 

'*')  RLF.  (Mainz  1285)  c.  26  1.  c;  vgl.  Böhlau,  Nov.  Const.,  p.  39. 

'**)  RLF.  (Mainz  1235)  c.  27  1.  c. 

''*^)  Ldfrd.  K.  Rudolfs  und  Herzogs  Ludwig  von  Bayern  für  Schwaben 
und  Bayern  (1282  dec.  29)  bei  Per  tz,  Mon.  Leg.  II,  442;  vgl.  dazu  Osen- 
brüggen,  StrR.,  p.  176. 

'*^)  Beaumanoir,  ed.  Salmon  c.  1730;  auch  bei  Du  Gange  v.  con- 
demnare  col.  1266;  ebenso  Olim  II,  p.  231,  XII  (1283  nov.  1);  vgl.  dazu 
Boutaric,  1.  c.  I,  p.  237,  no.  2496. 

'*')  Bayr.  Ldfrd.  (1281  iul.  6)  c.  24  in  Quellen  und  Erörterungen  V, 
p.  842;  vgl.  dazu  oben  Note  729. 

'^^)  U.  der  Herzöge  Heinrich  und  Ludwig  (Siegenbnrg  1285  iun.  4) 
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wissen"  ^^®)  ausgedrückt;  häufig  wird  dieses  Tatbestandselement 
adverbialisch  mit  dem  Ausdruck:  „wissentlich"'-^^)  gekenn- 
zeichnet; als  Synonym  dieser  Ausdrücke  findet  sich  in  den 
Quellen  auch  die  Formulierung:  „mit  Gefehrden" '^^)  oder  in 
der  Negative:  „ane  geverde"  und  „ohne  geverde" '^^).  Ver- 
wandt mit  diesen  gleichbedeutenden  Merkmalen  und  gelegent- 
lich kumulativ  mit  ihnen  gebraucht  ist  das  Tatbestandsmerk- 
mal:  „mit  willen" '^^),    das  allerdings  im  Gegensatz  zu  jenem 


in  Quellen  und  Erörterungen  V,  p.  381  1'.  —  SchwaSp,  LdR.,  Laßberg 
c.  137.    —   Augsburger  Stadtrecht  (1276)  ed.  Meyer,  c.  35,  §  3,  p.  103. 

^^»)  Ldfrd.  (1298)  c.  50  bei  Bö h lau,  Nov.  Const.,  p.  49.  —  ScliwaSp. 
LdR.  Laßberg  283. 

'^")  Vgl.  z.  B.  RLF.  (Eger  1389  mai  5)  §  20  in  NS.  I,  no.  27,  p.  93. 

—  Ldfrd.  der  sechs  Kurfürsten  (1438)  c.  10  in  NS.  I,  no.  40,  p.  154.  — 
SchwaSp.  LdR.  Goldast  c.  151. 

"')  Vgl.  z.  B.  Constitutio  Moguntina  (1235)  c.  26  in  MGLL.  sect.  IV, 
const.  II,  no.  196  a.  —  RA.  (Mainz  1235)  c.  22  in  NS.  I,  no.  12,  p.  25 
=  RLF.  (1287)  c.  40  und  RLF.  (1303)  c  28  in  NS.  I.  —  Pax  gen.  (1298 
nov.  16)  c.  36  in  MGLL.  sect.  IV,  const.  IV,  no.  33,  p.  29.  —  Pax  gen. 
(1287  märz  24)  c.  33  u.  34  in  MGLL.  sect.  IV,  const.  III,  no.  390,  p.  325. 

—  RLF.  (Frankfurt  1398)  c.  14  in  NS.  I,  no.  28,  p.  98.  —  RLF.  (1467) 
c.  5  in  NS.  I,  no.  .55,  p.  226.  —  Ldfrd.  Concept  (1471)  c.  2  in  NS.  I,  no.  56, 1, 
p.  227.  —  RLF.  (Regensburg  1471)  c.  2  in  NS.  I,  no.  56,  5,  p.  245.  — 
RLF.  (Augsburg  1474)  c.  2  in  NS.  I,  no.  58,  p.  263.  —  Freiburger  Stadt- 
recht (1520)  bei  Osenbrüggen,  StrR.,  p.  173.  —  RA.  (Augsburg  1559) 
§  28  in  NS.  III,  p.  167.  —  Mandatum  universale  (Augsburg  1566  iuni  1) 
in  NS.  III,  p.  246  u.  a.  m.  Vgl.  auch  Oesterr.  Landesrecht  (1236/7)  c.  57 
bei  Altmann  und  Bern  heim,  1.  c. 

"2)  Ldfrd.  der  sechs  Kurfürsten  (1438)  c.  10  in  NS.  I,  no.  40,  p.  154. 

'•")  RLF.  (Nürnberg  1383  märz  11)  c.  2  in  NS.  I,  no.  26,  p.  88.  — 
RLF.  (Frankfurt  1398)  c.  14  in  NS.  I,  no.  28,  p.  98;  ein  formelhafter  Aus- 
druck, der  sich  auch  in  anderem  Zusammenhang,  aber  zur  Bezeichnung 
desselben  Tatbestandsmerkmales  häufig  findet;  vgl.  z.  B.  die'bei  Caspar, 
1.  c.  p.  42  angeführten  Stellen  aus  dem  Augsburger  Stadtrecht;  doch 
erscheint  es  unzulässig,  wenn  Caspar  mit  diesem  Ausdruck  die  Formel: 
,ane  sine  schulde"  als  gleichbedeutend  bezeichnet  und,  durch  diesen 
Irrtum  verführt,  die  in  dieser  letzteren  Formel  offengelassene  Möglich- 
keit der  Haftung  ohne  Schuld  verkennt. 

"0  Ldfrd.  der  sechs  Kurfürsten  (1438)  c  10  in  NS.  I,  no.  40,  p.  154 
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unzweideutig  das  Schuldmoment  charakterisiert;  dagegen  wird 
das  Moment  der  Wissentlichkeit  gelegentlich  auch  paraphrasiert 
durch  ganze  Nebensätze,  wie :  „nisi  eum  scierit  esse  proscrip- 
tum"^^^),  „untz  er  sich  der  sache  ervar" '^^^),  „daz  erz  nicht 
woste" '^^''),  daz  erz  nit  gewizzet  habe"^^^)  u.  a.  m."'^^).  Die 
Wissentlichkeit  kann  aber  auch  aus  einzelnen  Tatumständen 
gefolgert  werden,  daher  verzeichnen  die  Quellen  häufig  statt 
der  abstrakten  Hervorhebung  dieses  Begriffes  in  exempli- 
fizierender Weise  einzelne  Tatsachen,  aus  deren  Vorliegen  auf 
die  Wissentlichkeit  zu  schließen  ist,  so  die  Hilfe  oder  den 
Rat  zur  Tat'^^),  das  Fürschubleisten '^^^),  das  Laufenlassen  des 
gefangenen  Diebes '^^^),  Handlungen,  die  gegen  Exekutions- 
maßnahmen gerichtet  sind'^^^),  so  z.  B.  wenn  eine  Burg,  auf 
die  sich  ein  Friedbrecher  flüchtet,  sich  gegen  den  Landherren 
setzt '*'^)    oder  wenn   einer   zu  dem  Landfrieden   „nit   beholfen 


^^5)  Bayr.  Ldfrd.  (1244)  art.  12  bei  v.  R  o  cki  n  g e r ,  Denkmal.  II,  1, p.  42. 

'=«)  Bayr.  Ldfrd.  (1293  u.  1300)  art.  5,  §  6  bei  v.  Rockinger, 
Denkmäler  II,  1,  p.  59. 

"^^')  Mainzer  Ldfrd.  (1235)  const.  XIII,  Görlilzer  Codex,  bei  Bölilau, 
Nov.  Const.,  p.  38. 

'58)  RLF.  (1298)  c.  34  bei  Bohl  au,  Nov.  Const.,  p.  38. 

'^^)  Das  Moment  der  Wissentlichkeit  wird  nicht  nur  bei  dem  Hausen 
im  engeren  Sinne  hervorgehoben,  sondern  auch  bei  dem  Schaden  tun 
^es  Beherbergten,  bei  dem  Kauf  des  geraubten  oder  gestohlenen  Gutes, 
bei  dem  Teil-  und  Gemeinhaben  mit  Friedbrechern  usw. 

'^°)  Luzern,  Geschworener  Brief  (1252)  in  Geschichtsfreund  I,  ISO. 
—  Landbuch  von  Schwyz  (1365),  ed.  Kot  hing,  p.  81.  —  Vgl.  auch 
Rheinischer  Städtebund  (1254  oct.  6)  c.  4  bei  Altmann  und  Bernheim, 
1.  c.  no.  104,  p.  227. 

'6^)  RLF.  (Worms  1495  aug.  7)  §  5  in  NS.  II,  no.  1,  p.  4.  —  RA. 
(Freiburg  1498)  §  7  in  NS.  II,  p.  39.  —  RA.  (Augsburg  1-500)  tit.  VII  in 
NS.  II,  p.  66.  —  RA.  (Augsburg  1559)  §  28  in  NS.  III,  p.  167. 

'62)  Longewoller  Küren  (1250)  §  21  in  v.  Rieht hofen,  Rechts- 
quellen, p.  367;  vgl.  dazu  Dreyer,  Mise.  III,  §  3,  p.  84. 

"^^)  Rhein.  Ldfrd.  Ludwig  des  Bayern  (1344  mai  2)  bei  Winkel- 
mann, Acta  Imp.  II,  no.  647,  p.  394. 

'6*)  Bayr.  Ldfrd.  (1293  u.  1300)  art.  5,  §  7  in  v.  Rockinger, 
Denkmäler  IL  1,  p.  59. 
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wolde  sin"^^'')  und  dann  schädliche  Leute  liaust  u.  ä.  m.  Ins- 
besondere ergibt  sich  aber  die  Wissentlichkeit  des  Hausens 
auf  Seiten  des  Ilausers  aus  dem  Vorliegen  von  dem  Hauser 
bekannt  gewordenen  oder  als  ihm  bekannt  geworden  fingierten, 
gegen  den  Friedbrecher  oder  den  Aechter  gerichteten  außer- 
gerichtlichen oder  richterlichen  Verfolgungshandlungen ,  als 
deren  primitivste  wohl  schon  das  Gerüfte  anzusprechen  sein 
dürfte ,  das  besonders  dann ,  wenn  der  Richter  ihm  vor  ein 
Haus  folgt,  in  diesem  Sinne  zu  bewerten  isf^^);  so  liegt 
Wissentlichkeit  vor,  wenn  der  communitus  a  iudice  proscrip- 
tum  non  reliquerif^^^),  wenn  der  flüchtige  Friedbrecher  ad 
iudicium  vocatus  infra  XV  dies  non  comparuererit,  infamis 
iudicatur,  a  iudice  postulatus  contra  jus  manutenetur  et  de- 
fenditur'^^^)  oder  wenn  der  malefactor  legitime  citatus  ad  ternas 
inducias  quatuordecim  dierum  venire  contempserif^^^);  denn 
auch  hier  wird  er  selbst  und  der  receptator  seu  hospes  ge- 
ächtet, wenn  er  sich  nicht  zu  reinigen  vermag.  Nach  dem 
Schwabenspiegel  soll  der  Richter  den  auf  eine  Burg  geflohenen 
Aechter  oder  Friedbrecher  „vordem  also  lüte,  daz  ez  die  da 
vor  sint  unde  die  dar  üfe  sint,  wol  hoeren ;  auch  durch  diesen 
Akt  wird  das  Moment  der  Wissentlichkeit  auf  seiten  des  Hausers 
erwiesen '^'^*^).  Aehnliche  Funktionen,  wie  diesem  richterlichen 
Akte    hinsichtlich    des    Nachweises    des    Vorhandenseins    der 


'^^)  Ldfrd.  in  der  Wetteraii  (1371  nov.  14)  bei  Altmann  und 
Bernheim,  1.  c.  no.  106,  p.  233. 

'0«)  Vgl.  z.  B.  RLF.  (1152)  art.  7  in  MGLL.  sect.  IV,  const.  I,  p.  195 
=  NS.  I,  no.  4,  §  8,  p.  7. 

■«')  Treuga  Henrici  (1224)  c.  17  in  Zeitschr.  der  Sav.-Stiftung  f.  RG. 
Germ.  Abt.  VIII  (1887),  p.  118.  —  Vgl.  auch  RA.  (Nürnberg  1186  dec.  29) 
§  10  in  NS.  I,  no.  6,  p.  13. 

'«8)  Treuga  Henrici  (1224)  c.  13  in  Zeitschr.  der  Sav.-Stiftung  f.  RG. 
Germ.  Abt.  VIII  (1887),  p.  117. 

'69)  Kaiserl.  ProvLdfrd.  (1179  febr.  18)  c.  9  in  MGLL.  sect.  IV, 
Const.  I,  p.  382. 

'•<>)  SchwaSp.  LdR.  Goldast  c.  153,  p.  64;  Wackernagel  c.  207. 
p.  199;  Laßberg  c.  253,  p.  113. 
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Wissentlichkeit  zukommen,  Lat  auch  in  dem  hier  behandelten 
Zusammenhange  die  wohl  als  uralte  gemeingermanische  ^''^) 
Einrichtung  des  Achtverfahrens  anzusprechende  Kündigung'' '2), 
lysing'"^),  Schädlichkündigung'' '^),  denunciatio^''^),  Kundlich- 
machung ''^),    Rüge'^")  u.  ä. ,    die   in    mehr   oder   minder  "^^) 


"'^)  Dafür,  daß  es  sich  hier  um  eine  gemeicgermanische  und  nicht 
etwa  durch  den  Mainzer  Landfrieden  neu  geschaffene  oder  rezipierte 
Einrichtung,  die  allerdings  wie  viele  andere  Institute  historisch  und 
lokal  in  Einzelheiten  unbeschadet  des  Grundgedankens  wandelbar  ist, 
handelt,  spricht  das  Vorkommen  derselben  (lysing)  im  altisländischen 
Recht;  vgl.  Gragas  Vigsl.  c.  16,  II,  p.  24  und  c.  40,  II,  p.  80  und  dazu 
Wilda,  StrR.,  p.  308  u.  309. 

''2)  Vgl.  z.  B.  Jus  LubecensG  Cod.  II,  XCIV,  bei  Bienko,  De  Pro- 
scriptione,  Diss.  Regimonti  1867,  p.  11;  die  lateinische  Bezeichnung  hei&t 
im  Jus  Lubecense,  Cod.  I,  LXXVII,  intimatio.  —  Bayr.  Ldfrd.  (1256^ 
art.  12  bei  v.  Rockin  ger,  Denkmäler  II,  1,  p.  41. 

''3)  Vgl.  Note  771. 

''^)  Zum  Beispiel  Bayr.  Ldfrd.  (1256)  art.  3  bei  v.  Rockinger, 
Denkmäler  II,  1,  p.  39.  —  Fax  Baw.  (1256)  art.  16  in  MGLL.  sect.  IV, 
const.  II,  no.  438,  p.  598. 

"^)  Reichssentenz  (1219)  bei  Franklin,  Sententiae,  p.  125.  —  Bayr. 
Ldfrd.  (1244)  art.  2  u.  23  bei  v.  Rockinger,  Denkmäler  II,  1,  p.  39  u.  4L 
—  Vgl.  dazu  den  Ausdruck:  „erklärte  Aechter  und  Fridbrecher"  in  den 
späteren  Reichslandfrieden  z.  B.  RA.  (Freiburg  1498)  §  10  in  NS.  IT,, 
p.  41  u.  a.  m.,  sowie  den  Ausdruck:  „declarati  banniti  vel  fractores  pacis" 
in  Const.  De  pace  publica  tenenda  (Augsburg  1548  iun.  30)  c.  21  bei 
Goldast,  Const.  I,  p.  543;  im  gleichen  Sinne  wird  auch  publice  nunciari 
gebraucht,  so  z,  B.  im  Recht  von  EfTerding  (1222)  c.  15  in  Mon.  Boic.  XXIX, 

''^)  Vgl.  die  bei  0.  v.  Zallinger,  Das  Verfahren  gegen  die  land- 
schädlichen Leute  in  Süddeutschland,  Innsbruck  1895,  p.  255  u.  256  an- 
geführten Quellenstellen. 

''')  Zum  Beispiel  Oesterr.  Landesrecht  (1236/7)  c.  67  bei  Altmann 
und  Bern  heim,  1.  c.  —  Wetter  auer  Ldfrd.  (1337  mai  4)  bei  Boehmer, 
Cod.  dipl.  Moenofr.,  p.  543:  diese  letztere  Stelle  zeigt  übrigens  deutlich, 
daß  V.  Zallinger,  1.  c.  p.  134  irrt,  wenn  er  der  genannten  Stelle  de» 
Oesterr.  Landesrechts  eine  maßgebende  Bedeutung  für  die  Interpretation 
der  entsprechenden  Stelle  des  Bayrischen  Landfriedens  abspricht;  denn 
der  Ausdruck  :  „Rüge"  wird  eben  auch  anderweitig  in  diesem  farblosen 
Sinne  gebraucht  und  der  Ausdruck  denunciare  ist  im  Bayrischen  Land- 
frieden   nicht  in  dem  von  v.  Zallinger  geprägten  „prägnanten"   Sinne 
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formenstrenger  AVeise  die  Verlautbarung  eines  Iconkreten 
schweren  Friedensbruches  oder  auch  einer  wegen  eines  solchen 
erfolgten  Aechtung  bezweckt  und  in  einem  bald  engeren,  bald 
loseren  Zusammenliang  mit  dem  eigentlichen  Achtverfahren 
steht.  Ist  diese  Schädlichkündigung  generellerer  und  unpersön- 
licherer Natur,  so  finden  sich  doch  auch  gelegentlich  Spezial- 
verbote  an  die  Hauser,  die  ebenfalls  die  Wissentlichkeit  zur 
Folge  haben;  es  sei  hier  nur  an  den  Reichslandfrieden  von 
1298  erinnert,  in  welchem  es  heißt:  „swer  auch  den,  der  omb 
den  brach  dez  lantfridez  mainaidig,  baenig  vnd  aehtig  wird, 
behaltet  behuset  oder  behofet  aht  tag,  so  ez  im  verboten  wirt, 
der  sol  in  den  selben  schulden  sin,  alz  der  ist,  den  er  mit 
wissent  nach  gebot  gehuset  oder  behalten  hat"''^^).  Endlich 
scheint   auch   nach   manchen  Rechten    das  Urteil  auf  Zahlung 


verwendet;  wäre  nämhch  denunciare,  schädhch  künden,  gleichbedeutend 
mit  ächten  in  einem  außerordentlichen,  landfriedensgerichtlichen  Ver- 
fahren, dann  wäre  es  unerklärlich,  daß  gegen  diese  denunciatio  im 
prägnanten  Sinne  der  Reinigungseid  zulässig  ist;  es  kann  sich  daher 
hier  nicht  um  ein  achtähnliches  oder  die  Acht  ersetzendes  Verfahren 
handeln;  allerdings  läuft  die  Schädlichkündung  in  den  von  v,  Zallinger 
angeführten  Fällen  regelmäßig,  wenn  auch  nicht  in  allen  Fällen,  wie 
Knapp,  Die  Zehnten  des  Hochstifts  Würzburg  II,  p.  481,  meint,  dem 
Effekt  nach  auf  ein  gewöhnliches  Achtverfahren  hinaus ;  die  Schädlich- 
kündung umfaßt  aber  auch  noch  neben  der  Verlautbarung  von  Aechtungen 
auch  solche  Fälle ,  in  denen  es  noch  nicht  zur  Verhängung  der  Acht 
gekommen  ist,  in  denen  vielmehr  vorerst  nur  ein  schwerer  Friedensbruch 
oder  auch  nur  ein  auf  die  Begehung  schwerer  Friedensbrüche  gerichtetes 
Benehmen  vorliegt,  wie  ja  der  Ausdruck  nocivus,  schädlich,  regelmäßig 
in  diesem  umfassenderen  Sinne  gebraucht  wird,  was  Knapp,  1.  c.  p.  487, 
zutreffend  hervorhebt.  Von  einem  einheitlichen,  technisch  eindeutig  be- 
stimmbaren Schädlichkündungsverfahren  kann  daher  nach  Lage  der  hoch- 
und  spätmittelalterlichen  Quellen  bei  der  Vielseitigkeit  der  Anwendung 
und  Ausgestaltung  dieses  auch  keineswegs  in  allen  Fällen,  wie  v.  Zal- 
linger, 1.  c.  p.  131,  annimmt,  konstitutiven  Verfahrens  nicht  die 
Rede  sein. 

"8)  Vgl.  z.  B.  Jus  Lubecense  Cod.  I,  LXXVII  mit  Bayr.  Ldfrd.  (1244) 
Art.  23  und  (1256)  art.  12  bei  v.  Rockinger,  Denkmäler  II,  1,  p.  41. 

"»)  RLF.  (1298)  art.  50  bei  Boehlau,  Nove  Constitutiones,  p.  49. 


490  Coulin. 

der  emenda"^'^)  wegen  des  Hausens  oder  des  Schadensersatzes 
für  das,  „swaz  scliedlich  lute  habent  getan  di  wil  si  bei  im 
warn"*^^^),  unter  anderen  Funktionen  auch  die  der  Feststellung 
der  Wissentlichkeit  des  Hausens  von  Friedbrechern,  schädlichen 
Leuten  und  Aechtern  für  den  Fall  zu  haben,  daß  der  Hauser 
nicht  cito  judicio  communie  satisfecerit  oder,  wie  es  altfranzö- 
sisch heißt,  Tarnende  isnelement  par  jugement  de  commune '^*^); 
erst  dann  tritt  nämlich  nach  den  genannten  Quellen  Haus- 
wüstung ein,  und  nur  der  taliter  satisfaciens  vermeidet  nach 
bayerischem  Recht,  daß  er  propterea  erit  infamis  vel  homo 
dampnosus  denunciabitur'^^).  Gegen  den  Vorwurf  der  Kenntnis 
der  Friedbrecher-  oder  Aechterqualität  des  Gehausten  konnte 
der  Hauser  sich  regelmäßig  reinigen:  doch  sind  die  Reinigungs- 
möglichkeiten in  den  einzelnen  Quellen  verschieden  normiert. 
Der  Eineid  genügte  für  den  Wiener  und  Augsburger  Bürger  ^^^); 


^^°3  Amiens  (1117  u.  1190)  art.  16  und  Uebersetzung  des  Stadtrechts 
(ca.  1209)  art.  16  bei  Thierry,  Amiens  I,  p.  42,  111,  183.  —  AbbeviUe 
(1183)  art.  12  bei  Thierry,  1.  c.  p.  42,  Note  2. 

78')  Bayr.  LdtVd.  (1244  u.  1256)  art.  3  bei  v.  Rockinger,  Denk- 
mäler II,  1,  p.  39. 

'^')  ^'S^-  die  Note  780  angeführten  Quellenstellen. 

783)  Vgl.  Bayr.  Ldlrd.  (1244)  art.  3,  1.  c.  bei  v.  Rockinger.  — 
Wie  die  Note  356  und  542  ff.  angeführten  Quellen  deutlich  erkennen 
lassen,  handelt  es  sich  im  vorliegenden  Fall  um  eine  spätere  Neuerung 
des  Rechts  von  Amiens,  das  in  allen  anderen  Fällen  der  violatio  communiae 
primär  die  Wüstung  anwendet;  dasselbe  gilt  vom  Bayrischen  Recht; 
denn  hier  läßt  schon  die  Formulierung  der  Stelle  erkennen,  daß  sie  eine 
exzeptionelle  Milderung  statuiert.  Für  das  relative  Alter  des  Tatbestands- 
inerkmals  der  Wissentlichkeit  des  Hausens  sind  aber  diese  scheinbar 
fernliegenden  genetischen  Zusammenhänge  nicht  ohne  Interesse. 

'^*)  Wiener  Stadtrecht  (1221)  c.  23  und  (1244  u.  1278)  c.  27  bei 
Osenbrüggen,  Hausfrieden,  S.  55;  jedoch  konnte  bei  Rückfall  der 
Hausung  desselben  Aechters  der  judex  cum  VII  vicinis  den  Gegenbeweis 
erbringen;  auch  nach  einer  Reihe  von  anderen  österreichischen  Stadt- 
rechten erfolgt  die  Reinigung  regelmäßig  durch  Eineid;  vgl.  0.  Hasen- 
öhrl,  Oesterreichisches  Landesrecht,  Wien  1867,  S.  158.  —  Augsburger 
Stadtrecht  (1276)  ed.  Meyer,  art.  85,  §  3,  S.  103;  der  Gegenbeweis  wird 
selbdritt  geführt. 
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auch  der  Sachsenspiegel,  das  österreichische  Landesrecht,  die 
bayerischen  Landfrieden  von  1244  und  1256,  sowie  der  sog. 
Schwabenspiegel ^^^)  begnügen  sich  mit  dieser  Art  der  Reini- 
gung, und  der  Nürnberger  Reichslandfrieden  von  1522  be- 
stimmt, daß  der  Hauser  „seine  Unwissenheit  durch  Eid  be- 
weisen kann"  '^^^).  Dagegen  wird  nach  dem  Mainzer  Land- 
frieden der  Hauser  wie  ein  Aechter  bestraft,  nisi  septima  manu 
sinodalium  hominum  integri  status  ignoranciara  suam  primo 
declaref^^^)  oder,  wie  der  Landfrieden  von  1298  sagt:  „mag 
aber  er  sich  sin  entreden  mit  siben  sentperen  mannen ,  daz 
erz  nit  gewizzet  habe,  daz  er  ain  achter  si  gewesen,  er  sol 
unschuldig  sin""^^^);  nach  einer  deutschen  Version  des  Mainzer 

'8»)  SaSp.  LdR.  III,  23.  —  Oesterr.  Landesrecht  (1236/7)  e.  67  bei 
Altmann  und  Bernlieira,  I.e.  no.  133,  p.  303;  das  Uebersagen  hat 
aber  „mit  siben"  zu  erfolgen.  —  Bayr.  Ldfrd.  (1244  u.  1256)  c.  2,  §  3 
bei  V.  Rockinger,  Denkmäler  II,  1,  S.  42.  —  SchwaSp.  LdR.,  Laß 
berg,  c.  137,  p.  66;  Goldast,  c.  151,  p.  63;  der  Gegenbeweis  für  das 
„offenliche  und  frevenliche"  Halten  von  Aechtern  wird  selbdritt  geführt.  — 
Der  Beweis,  daß  überhaupt  nicht  gehaust  wurde,  wird  nach  manchen 
Quellen  durch  den  Eineid  erbracht,  so  z.  B.  Kais.  ProvLdfrd.  (1179 
febr.  18)  c.  9  in  MGLL.  sect.  IV,  const.  I,  p.  382,  SaSp.  LdR.  II,  72,  §§  2 
u.  4,  Regensburger  Stadtrecht  (1230)  c.  2  bei  Gau  pp,  I.e.  I,  S.  168,  wo 
nur  im  Falle  der  pax  jurata  die  Reinigung  selbdritt  zu  erfolgen  hatte; 
nach  anderen  wird  er  selbdritt  geführt,  vgl.  z.  B.  Verträge  des  Herzogs 
Ludwig  von  Bayern  mit  dem  Bischof  Konrad  von  Regensburg  (1205  u. 
1213)  in  V.  Rockinger,  Denkmäler  II,  1,  S.  8,  wie  ja  auch  im  Gegen- 
satz zu  SaSp.  LdR.  II,  72,  §  4,  nach  SchwaSp.  LdR.,  Laßberg,  c.  253, 
p.  114;  Wackernagel,  c.  208,  p.  200;  Goldast,  c.  153,  p.  64,  der  Be- 
weis, daß  kein  Raub  auf  die  Burg  gebracht  wurde,  nur  selbdritt  geführt 
werden  kann;  wogegen  der,  der  dem  Raub  auf  die  Burg  gefolgt  ist, 
„zehn  heiligen  bereden  soll,  daß  im  also  si,  selbdritt,  die  legent  des 
Wirtes  geziuge  hin";  falls  nicht  alle  drei  Uebergenossen  sind,  kann  aber 
der  Burgherr  dem  einen  derjenigen,  die  wider  ihn  schwören  wollen,  die 
Hand  abziehen  und  seine  Hausehre  durch  Kampf  wahren. 

'86)  RLF.  (Nürnberg  1522)  tit.  XI  in  NS.  II,  p.  234. 

'«')  RLF.  (Mainz  1235)  c.  25  bei  Altmann  und  Bernheim,  I.e. 
no.  103,  p.  225. 

'8«)  RLF.  (1298)  0.34  in  Bö  hl  au,   Nove  Const.  p.  38;   vgl.  auch 
Pax  gen.  (Würzburg  1287  märz  24)  in  MGLL.  Const.  III,  no.  390,  c.  33,  p.  325. 
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Landfriedens  kann  sogar  die  Reinigung  nur  „selbzebinde"  er- 
folgen ^^^).  Auch  nach  dem  Augsburger  Reichsabscbied  vom 
Jahre  1559  ,ist  ebenfalls  Purgation  und  Entschuldigung  der 
Unterschleiffer  und  Enthalter  zulässig,  falls  nur  Vermutungen 
und  Indizien,  aber  keine  gute  und  gewisse  Erfahrung  vorliegt;  die 
Form  der  Reinigung  ist  in  dieser  Quelle  allerdings  nicht  an- 
gegeben *^^°).  Die  Einfügung  des  Tatbestandsmerkmales  der 
Wissentlichkeit  ist,  wie  sich  sowohl  aus  der  allgemeinen  Rechts- 
entwicklung vermuten,  als  aus  manchen  Quellenstellen '^^^)  be- 
weisen läßt,  eine  jüngere  Neuerung,  und  diese  entwicklungs- 
geschichtliche Tatsache  legt  die  Annahme  nahe,  daß  mangels 
Wissentlichkeit  der  Hauser  nicht  eadem  culpa  teneatur,  nicht 
in  derselben  Schuld  oder  denselben  Schulden  sei*^^-),  wie  der 
gehauste  Friedbrecher,  schädliche  Mann  oder  x4.echter.  und  ihn 
demzufolge  auch  nicht  dieselbe  Strafe  ^^^)  wie  jenen  trifft,  eine 


789^ 


')  Görlitzer  Codex  Wurm  bei  Bohl  au,   Nov.  Const.  XIII,  p.  38. 

'«")  RA.  (Augsburg  1559)  §  29  in  NS.  III,  S.  168;  möglicherweise 
ist  hier,  wie  nach  dem  Note  786  zitierten  Kürnberger  Landfrieden  Eineid 
des  Hausers  zulässig. 

'•')  Vgl.  z.  B.  Reichssentenz  (1209)  mit  (1219),  bei  Franklin, 
Sententiae  p.  125;  Ba5'^r.  Ldfrd.  (1256)  art.  49,  bei  v.  Eockinger,  Denk- 
mäler II,  1,  S.  51  mit  (1281)  c  24  in  Quellen  und  Erörterungen  V,  p.  342. 
Auch  die  seit  dem  12.  Jahrhundert  vereinzelt,  seit  dem  zweiten  Drittel 
des  13.  Jahrhunderts  regelmäßig  in  den  Reichslandfriedensgesetzen  er- 
folgende Aufnahme  dieses  Moments  spricht  für  dieec  Annahme;  vgl.  auch 
oben  Note  729. 

•92)  Vgl.  z.  D.  die  in  den  Noten  742,  747—750  und  753  zitierten 
Quellen. 

793)  Ygj  2.  B,  die  in  den  Noten  740,  744,  747  zitierten  Stellen ; 
ferner  Pax  gen.  (1287  märz  24)  c.  33  in  MGLL.  sect.  IV,  const.  III,  no.  390, 
p.  325.  —  Pax  gen.  (1298  nov.  16)  c.  36  in  MGLL.  sect.  IV,  const.  IV, 
no.  33,  p.  29.  —  RLF.  (Frankfurt  1398)  c.  14  in  NS.  I,  no.  28,  p.  98.  — 
RLF.  (Neuenstatt  1467)  c.  5  in  NS.  I,  no.  55,  p.  226.  —  RLF.  (Regens- 
burg 1471)  c.  2  in  NS.  I,  no.  56,  5,  p.  245.  —  RLF.  (Augsburg  1474)  c.  2 
in  NS.  I,  no.  58,  p.  261:  ferner  Treuga  Henrici  (1224)  c.  17  in  Zeitschr. 
d.  Sav.-Stiftg.  f.  RG.  Germ.  Abt.  VIII  (1887),  S.  118.  —  Colmarer  Stadt- 
recht  (1293)  c.  1  bei  Ösen  brüggen,  StrR.  S.  175.  —  Freiburger  Stadt- 
recht  (1520)  bei  Osenbriiggen,  StrR.  S.  173  u.a. 
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Annahme,  die  durch  die  Quellen '^^'^)  bestätigt  wird.  Mit  dem 
Fehlen  der  Wissentlichkeit  entfällt  eben  die  Schuld,  und  um 
Schuld,  nicht  um  Haftung  handelt  es  sich  hier,  wie  schon  bei- 
läufig ausgeführt  wurde.  So  tritt  denn  in  der  Behandlung 
des  Hausers,  dem  auf  Abschaffung  der  Wüstung  gerichteten 
Zuge  der  Entwicklung  entsprechend  insofern  eine  Milderung 
ein,  als  mangels  Wissentlichkeit  die  Wüstung  regelmäßig 
unterbleibt. 

Bringt  so  die  Einführung  und  regelmäßige  Aufnahme  des 
Wissentlichkeitsmomentes  in  den  gesetzlichen  Tatbestand  der 
Hausung  an  die  Stelle  der  ausschließlichen  Beurteilung  nach 
dem  rein  objektiven  Befund  eine  wenn  auch  beschränkte '^^^) 
Würdigung  der  subjektiven  Seite  der  Tat,  so  wird  doch  regel- 
mäßig'^^) noch  das  ältere  Prinzip  auf  den  Resttatbestand 
zur  Anwendung  gebracht,  indem  mau  unter  ausschließlicher 
Berücksichtigung  des  objektiven  Tatbestandes  dem  Hauser 
Buße,  Wette  oder  Schadensersatz  auferlegte;  so  bestimmt  z.  B. 
des  österreichische  Landesrecht,  daß  der  Hauser  „den  schaden 
gelten  und  widerkeren  und  sein  haus  aber  an  schaden  beleiben 
soll"  '^^').    Derselbe  Grundsatz  kommt  unter  Anwendung  einiger 


'^^)  Vgl.  die  in  den  Noten  782—789  angeführten  Quellen. 

'^^)  Einerseits  handelt  es  sich  hier  nicht  um  den  gesamten  Tat- 
bestand, sondern  um  ein  einzelnes  Tatbestandsmerkmal,  anderseits  wird 
die  Wissentlichkeit  manchmal  beim  Vorhandensein  rein  äußerlicher 
Momente  schon  als  bestehend  betrachtet,  vgl.  z.  B.  Note  771 — 777,  so  daß 
die  subjektive  Seite  hier  kaum  zur  Bewertung  gelangt. 

''^)  Hatte  schon  vorher  eine  mildere  Ahndung  des  Hausens  be- 
standen, indem  die  Wüstung  allgemein  oder  für  eine  bestimmte  Gruppe 
von  Fällen  durch  Geldstrafe  im  weiteren  Sinne  ersetzt  war,  so  entfiel 
häufig  mit  dem  Gelingen  der  Reinigung  von  der  Wissentlichkeit  jede 
Haftung  und  Schuld,  was  Straflosigkeit  zur  Folge  hatte;  vgl.  z.  B.  SaSp. 
LdR.  III,  23. 

^•0  Oesterr.  Landesrecht  (1236/7)  c  67  bei  Altmann  und  Bern- 
heim, 1.  c.  no.  133,  p.  303;  daß  der  Hauser  nach  dieser  Quelle  zu- 
nächst den  Täter  ausantworten  sollte  und  er  selbst  erst,  wenn  der 
Täter  sich  durch  Flucht  ohne  Verschulden  des  Hausers  der  Auslieferung 
entzog,   den  Schaden  zu  ersetzen  hatte,   ist   im    obigen  Zusammenhang 
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Modifikationen  in  dem  wohl  auf  dasselbe,  uns  aber  nicht  er- 
haltene Prototyp  zurückgehenden  zweiten  Artikel  des  Bayri- 
schen Landfriedens  vom  Jahre  1244  zum  Ausdruck,  wo  be- 
stimmt wird:  „Tunc  dominus  domus  hunc  removebit  qui  fecit 
decuplo    rapinam    restituens"  ^^^).     Während    nun   nach  diesen 


zwar  von  keinem  Belang;  doch  ist  diese  Art  der  Anordnung  für  die 
Erkenntnis  der  Struktur  dieses  Schadensersatzes  nicht  ohne  Bedeutung; 
es  läge  nämlich  nahe,  unter  der  Annahme,  daß  diese  Auslieferungs- 
-pflicht"  ein  historisch-primäres  Auslieferungsrecht  statuiere,  in  der  Stelle 
eine  einfache  Normierung  der  Haftung  für  Hausangehörige  zu  erblicken; 
dabei  fände  aber  der  Zusatz:  „sein  haus  aber  an  schaden  beleihen*, 
keine  genügende  Berücksichtigung,  man  müßte  denn  den  Sinn  dieser 
Worte  als  mit  der  Androhung  der  Wüstung  beim  Ungehorsam  gegen 
die  beiden  genannten  Gebote  erschöpft  deuten  wollen,  während  sie  doch 
sicherlich  in  erster  Linie  als  eine  ausdrückliche  Aufhebung  der  bisher 
geübten  primären  Anwendung  der  Wüstung  aufzufassen  sind.  Die  hier 
statuierte  generelle  Auslieferungsschuld  ist  sowohl  hinsichtlich  ihres 
Ranges,  als  hinsichtlich  ihrer  Ausschließlichkeit  eine  außergewöhnliche 
Erscheinung;  auffällig  ist  auch  das  Fehlen  jeder  Entschuldigungsmög- 
lichkeit des  Hausers  beim  kasuellen  Entweichen  des  Täters  in  Verbin- 
dung mit  dem  Mangel  der  Haftung  für  den  von  dem  ausgelieferten,  un- 
vermögenden Täter  angerichteten  Schaden.  Eine  befriedigende  Erklärung 
dieser  Stelle  bietet  nur  die  Annahme,  daß  hier  an  Stelle  der  Wüstung 
unter  Milderung  der  bisher  üblichen  Hauserstrafe  primär  eine  auf  Haf- 
tung für  eigene  Schuld  aus  eigenem  Ungefährvverk  beruhende  Schadens- 
ersatzschuld normiert  wurde,  der  dann,  weil  man  in  Anbetracht  der  vielen 
Uebergriffe  aus  den  Burgen  auf  die  Bestrafung  des  Täters  größeren 
Wert  als  auf  die  Entschädigung  des  Verletzten  legte,  bei  der  Schluß- 
redaktion ohne  Versuch  eines  organischen  Ausgleichs  der  beiden  Gebote 
die  neu  geschaffene  Auslieferungsschuld  dem  Range  nach  vorangestellt 
wurde. 

'98)  Bayr.  Ldfrd.  (1244  u.  1256)  art.  2  bei  v.  Rockinger,  Denk- 
mäler II,  1,  S.  39.  Im  Gegensatz  zum  Oesterreichischen  Landesrecht  wird 
hier  primär  die  „Schadensersatzschuld"  statuiert,  zu  der  sekundär,  aber 
in  elektiver  Konkurrenz  die  Auslieferungsschuld  hinzutritt.  Von  einem 
Schadensersatz  im  engeren  Sinne  kann  man  hier  trotz  des  Wortlautes 
der  Quelle  nicht  mehr  reden,  während  dieser  Konstruktion  nach  dem 
österreichischen  Recht  trotz  der  auch  dort  hervortretenden  strafrecht- 
lichen Zwecke  nichts  im  Wege  stand;  hier  überwiegt  aber  der  Charakter 
der  Vermögensstrafe,   die  allerdings  insofern  nach  dem  vom  Täter   ver- 
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beiden  Rechten  der  Burgherr  trotz  fehlender  Wissentlichkeit 
schuldig  ist,  den  von  einem  friedbrecherischen  Haus-  oder 
Burggenossen  angerichteten  Schaden  zu  ersetzen-,  dafür  zu 
büßen  oder  den  Täter  auszuliefern,  besteht  nach  dem  Sachsen- 
spiegelrecht eine  derartige  Verpflichtung  nicht '^^).  Für  nicbt- 
hausangehörige,  gehauste  schädliche  Leute  hat  der  Hausherr 
nach  bayrischem  Recht  „volles  rehte"  zu  „bieten"  und  muß, 
auch  wenn  sie  sich  zur  Zeit  des  Bekanntwerdens  ihrer  Schäd- 
lichkeit schon  aus  seinem  Hause  entfernt  haben,  „doch  buzzen 
von  in  swaz   si  habent  getan  di  wil    si  bei   im  warn"^^^);   in 


ursachten  Schaden  orientiert  ist,  als  ihre  Höhe  sich  nach  dem  zehnfachen 
Betrage  dieses  Schadens  richtet.    Die  Voraussetzung  dieser  im  Verhältnis 
zur  Wüstung  milderen  Geldstrafe   ist,   daß    der  Hausherr  sogleich   nach 
der   Erlangung   der   Kenntnis    von    der  Friedbrecherqualität    des    Haus- 
angehörigen sich  von  ihm   scheidet;    das  besagen  die  schlichten  Worte: 
,tunc  removebit";    denn   mit  der  denunciatio    tritt,    wie   oben  Note  775 
dargelegt,  die  Wissentlichkeit  auf  selten  des  Hausers  ein,  eine  Funktion 
der  Kündigung,  die  v.  Zallinger,  Das  Verfahren  gegen  die  landschäd- 
lichen Leute,   nicht   erkannt  hat   und    daher  in  dem  temporalen  „tunc** 
oder,  wie  es  deutsch  heißt,  „und  danne"  manches  sucht,  was  nicht  darin 
zu  finden  ist;  auf  dieser  Interpretation  der  unscheinbaren  Partikel  „tunc** 
baut  er  dann  ein  gut  Teil   seiner   unhaltbaren  Konstruktion    des  Schäd- 
lichkündigungsverfahrens  auf;  vgl.  1,  c.  S.  78 — 81.   Auch  im  vorliegenden 
Falle  handelt  es  sich  nicht  bloß  um  eine  Haftung  für  den  Hausangehörigen, 
sondern  um  eigene  Schuld   aus  üngefährwerk,   die   getilgt   wird    durch 
Entfernung  des  Hausangehörigen  aus  dem  Haus  in  Verbindung  mit  Zah- 
lung des   zehnfachen  Schadensbetrages,   an   deren  Stelle    nach    dem  Be- 
lieben  des  Hausherrn  eine  Qualifikation    der  „Entfernung"   durch  Preis- 
gabe   ad    puniendum   treten    konnte.     Auffällig    ist    hier    das    decupluni 
rapinae,   das   sich  sonst  nirgends  findet,   während  allerdings  nach  c.  27 
des  Mainzer  Landfriedens  (1235)  das  erstmalige  wissentliche  Hausen  des 
nicht  geächteten  Räubers  mit  dem  duplum  rapinae  bestraft  wird. 

'«9)  SaSp.  LdR.  II,  72,  §§  4  u.  3:  „ab  her  rätes  und  tat  unschuldic 
ist*,  was  gleichbedeutend  mit  dem  Mangel  der  W^issentlichkeit  sein  dürfte. 
A.  A.  Hasenöhrl,  I.e.  S.  164,  Note  10  im  Anschluß  an  Homeyer, 
nach  welchem  die  vom  Sachsenspiegel  getroffene  Regelung  mit  der  des 
österreichischen  Landesrechts  übereinstimmen  soll. 

^^^)  Bayr.  Ldfrd.  (1244  u.  1256)  art.  3  bei  v.  Rockinger,  Denk- 
mäler II,  1,  S.  89;  vgl.  dazu  den  Text  zu  Note  783. 
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dem  späteren  bayrischen  Recht  wird  diese  Schuld  in  eine 
Haftung  lür  das,  „swaz  er  schaden  tut  mit  siner  gewizzen  vnd 
so  sinen  vesten",  umge wandelt ^^^).  Befremdlich  ist  es,  daß 
die  Quellen  keinerlei  Vermögensstrafen  für  den  Fall  der  un- 
wissentlichen Hausung  eines  Aechters  verzeichnen  und  doch 
kann  man  nicht  aus  dem  Schweigen  der  Quellen  auf  eine 
mildere  Behandlung  oder  gar  auf  Straflosigkeit  angesichts  der 
Bestrafung  der  unwissentlichen  Hausung  von  Friedbrechern 
schließen. 

Neben  die  Schuld  auf  Schadensersatzleistung  oder  auf 
Zahlung  einer  Buße ,  Geldstrafe  u.  dgl.  tritt  die  Schuld  auf 
Scheidung  von  dem  Friedbrecher  oder  Aechter,  die  mannig- 
fach in  den  Quellen  hervorgehoben  wird^°^)  und,  wo  dies  nicht 
ausdrücklich  geschiebt,  aus  den  Grundgedanken  der  Friedlosig- 
keit  zu  subintelligieren  ist;  nur  durch  die  Erfüllung  dieser 
Schuld  sichert  sich  der  Hauser  die  Vorteile  der  bisherigen  Un- 
kenntnis der  Friedbrecher-  oder  Aechterqualität  des  Gehausten, 
und  er  wird  zum  wissentlichen  Hauser,  wenn  er  nach  Er- 
langung der  Kenntnis  von  dieser  Eigenschaft  den  Gehausten 
nicht  von  sich  scheidet.  Diese  Scheidungsmöglichkeit  ist  meist 
bei  Hausangehörigen  gegeben;  doch  wird  sie  manchmal  auch 
zugunsten  fremder,  in  das  Haus  geflüchteter  Friedbrecher  oder 
Aechter   zugelassen.     Eine   qualitative  Steigerung   erfahrt   die 


8°0  Bayr.  LdlYd.  (1281  iul.  6)  c.  10  in  Quellen  und  Erörterungen  V, 
p.  341. 

802)  Vgl.  z.  B.  RLF.  (1152)  §  8  in  NS.  I,  no.  4,  p.7:  ,eum  de  caetero 
in  domo  sua  tanquam  proscriptum  non  recipiat."  —  Constitutio  contra 
incendiarios  (Nürnberg  1186  dec.  29)  c.  10  in  NS.  I,  no.  6,  p.  13:  „sed 
iuvabit  eum  a  Castro  in  sylvam,  vel  alias  ubi  securus  sibi  videatur."  — 
Treuga  Henrici  (1224)  in  Zeitschr.  der  Sav.-Stiftg.  f.  RG.  Germ.  Abt.  VIII 
(1887),  p.  118,  c.  13:  »non  resipuerit",  c.  17:  „non  reliquerit".  —  Bayr. 
Ldfrd.  (1244)  art.  2:  „tunc  removebit,  qui  fecit";  (1256)  art.  2:  „den 
schuldigen  von  im  schaiden",  bei  v.  Rockinge r,  Denkmäler  II,  1,  S.  39. 
—  RA.  (Freiburg  1498)  §  10  in  NS.  II,  p.  41 ;  RA.  (Worms  1521)  tit.  XII, 
p.  200;  RA.  (Augsburg  1548)  tit.  XX,  p.  583:  „nit  mer  gelassen  werden 
sollen"   u.  a.  m. 
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Scheidungsschuld  ia  den  Fällen,  in  denen  sie  sich  zur  Aus- 
lieferungsschuld*^^)  gestaltet,  die  wiederum  primärer  oder 
sekundärer,  absoluter  oder  relativer  Art  sein  kann;  von  ihr 
werden  meist  die  in  das  Haus  geflüchteten  Fremden  betroffen, 
doch  wird  sie  auch  vereinzelt  zuungunsten  der  Hausange- 
hörigen angetroffen.  Eine  vermittelnde  Stellung  nimmt  der 
Sachsenspiegel  insofern  ein,  als  nach  ihm  der  Hausherr  nur 
schuldig  ist,  sechs  Boten  des  Richters  und  den  Kläger  im 
Hause  nach  dem  flüchtigen  Friedbrecher  und  dem  Raub  suchen 
zu  lassen^^^);  handelt  es  sich  aber  um  einen  Hausangehörigen, 
so  steht  es,  nach  einer  nicht  in  allen  Handschriften  enthaltenen 
Vorschrift^*^^),  in  seinem  Ermessen,  ob  er  denselben  „vore 
bringe,  daz  her  bezzere  oder  daz  hüs  entrede"  oder  ob  er  die 
Verantwortung  selbst  übernehmen  will. 

Die  Strenge    des  Hausungsverbotes  wird    von    alters   her 


««3)  Vgl.  z.  B.  RLF.  (1152)  §  8  in  NS.  I,  no.  4,  p.  7:  „ad  faciendam 
iustitiam  illum  producat".  —  Constitutio  contra  incendiarios  (Nürnberg 
1186  dec.  29)  c.  10  in  NS.  I,  no.  6,  p.  13:  „si  nee  Dominus  vel  Vasallus 
nee  cognatus  fuerit,  persequentibus  cum  statim  repraesentaret,  vel  cum 
eo  in  eadem  culpa  sit."  —  Üesterr.  Landesrecht  (1236/7)  c.  67 ;  vgl.  hier- 
über Note  797.  —  Hayr.  Ldfrd.  (1244)  art.  2:  „puniendum  ipsum  iudici 
offeret**,  (1256)  art.  2:  „er  sol  den  schuldigen  dem  geriht  antwurten",  bei 
V.  Rock  Inge  r,  Denkmäler  II,  1,  p.  89.  —  SchvvaSp,  LdR.,  Laßberg, 
c.  253,  p.  1 13 ;  W  a  c  k  e  r  n  a  gel,  c.  207,  p.  199 ;  G  o  1  d  a  s  t ,  c.  153,  p.  69 
u.  a.  m. 

^^^)  SaSp.  LdK.  II,  72,  §  1.  Diese  Schuld  erscheint  allerdings  in 
elektiver  Konkurrenz  neben  der  Auslieferungsschuld;  da  sie  die  mildere 
ist,  wird  der  Hausherr  im  Zweifel  von  ihr  Gebrauch  gemacht  haben. 
Friese,  Das  Strafrecht  des  Sachsenspiegels  S.  95,  berücksichtigt  nur 
die  Auslieferungspflicht  und  wird  dadurch  der  Quellenlage  nicht  gerecht. 
Wird  die  Haussuchung  vom  Hausherrn  verweigert,  so  tritt  die  Rechts- 
vermutung der  bewußten  Hausung  ein;  ähnlich  wie  im  nordischen  Recht 
diesfalls  die  Rechtsvermutung  des  Diebstahls  eintritt;  vgl.  über  die  letztere 
V.  Amira,  Das  altnorwegische  Vollstreckungsverfahren,  München  1874, 
S.  210. 

*<>^)  SaSp.  LdR.  II,  72,  §  3;  vgl.  dazu  J.  W.  Planck,  Das  deutsche 
Gerichtsverfahren  im  Mittelalter,  Braunschweig  1879,  I,  S.  409. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXXIT.  Band.  32 
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nach  gemeingermanischem  Recht  durch  die  Konkurrenz  des 
Hausfriedensrechtes  gemildert,  das  sowohl  Hausangehörigen  als 
Fremden,  Friedbrechern  wie  Aechtern,  den  einen  etwas  mehr 
als  den  anderen  zustatten  kam.  Einerseits  erscheint  nämlich 
in  den  Quellen,  die  kein  absolutes  Auslieferungsgebot  aufstellen, 
als  Komplement  der  Scheidung  ein  Recht  des  Hausherrn,  dem 
unter  dem  Schutz  seines  Hausfriedens  stehenden  Missetäter  aus 
seinem  Hause  fortzuhelfen^*'^);  anderseits  findet  sich  in  zahl- 
reichen Quellen  ein  kurzfristiges,  in  den  Einzelheiten  ver- 
schieden gestaltetes  Hausungsrecht,  das  sowohl  nach  den  Quellen, 
die  das  Tatbestandsmerkraal  der  Wissentlichkeit  nicht  kennen, 
als  nach  denen,  die  es  aufgenommen  haben,  die  Rechtswidrig- 
keit der  Hausung  ausschließt;  die  Dauer  der  erlaubten  Hau- 
sung ist  in  den  einzelnen  Quellen  verschieden  normiert,    bald 


806-)  Yg]  2.  B.  Constitutio  contra  incendiarios  (Nürnberg  1186  dec.  29) 
c.  10  in  NS.  L  no.  6,  p.  13;  vgl.  den  Wortlaut,  in  Note  802;  doch  ist 
dieses  Recht  hier  nur  zugunsten  des  dominus,  vasallus  und  cognatus 
gegeben.  —  Bayr.  Ldfrd.  (1244)  art.  12:  ,si  proscriptus  fuerit  in  domum 
alicuius  agitatus,  dominus  domus  eum  adiuvabit,  ut  sine  lesione  exeat 
domum  suam,  r.ec  hospes  ideo  proscribetur",  und  (1256)  art,  12,  §  2: 
„swelch  achter  chumt  in  eines  mannes  hus,  des  hauses  herre  sol  im 
helfen,  daz  er  uz  sinem  huse  an  schaden  chom,  und  darumbe  sol  der  wirt 
niht  in  der  achte  sin."  bei  v.  Ro  ck  i  n  ger ,  Denkmäler  II,  1,  S.  42;  ähn- 
lich (1281  iul.  6)  c.  45  in  Qaellen  und  Erörterungen  V,  S.  346,  (1293) 
art.  40  und  (1300)  art.  27  bei  v.  Rockinger,  1.  c.  S.  72.  —  Zugunsten 
des  nichtgeäclrteten  Fremden  gibt  SchwaSp.  LdR..  Laß  b  erg.  c.  152,  diese 
Befugnis  dem  Hausherrn  unter  formalistischer  Abgrenzung  derselben 
gegen  den  richterlichen  Auslieferungsbefehl:  „hat  ein  man,"  heißt  es  da, 
„ein  ungeriht  getan  und  lliuhet  zu  eins  mannes  hus  und  ist  er  in  der 
achte  niht,  er  sol  in  lan  und  sol  sin  tur  zu  sliezen,  und  kumt  der  rihtaer, 
er  sol  in  dristunt  lazen  rufen,  und  sol  den  man  inmittent  sinen  wec 
schicken,  ob  er  mac;  als  der  rihtaer  dristunt  gerufet,  man  sol  in  in 
lazen  etc."  —  Dagegen  verbieten  derartige  Hilfe  z.  B.  der  ProvLdfrd. 
(1104?  1108?)  c.  7  in  MGLL.  sect.  IV,  const.  I,  p.  617:  ^aliquo  modo 
aufugere  eum  [seil,  corruptorem  pacis]  permiserit,  eandem  penam  quam 
violator  pacis  subire  debet."  —  U.  der  Herzöge  Heinrich  und  Ludwig 
von  Bayern  (Siegenburg  1285  iun.  4)  in  Quellen  und  Erörterungen  V, 
S.  381:   -swer  im  hin  hilfet  etc." 
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darf  sie  sich  nur  auf  eine  Nacht  erstrecken ®^^),  bald  kann  sie 
eine  Nacht  und  das  folgende  Mittagessen  umfassen^^^j,  bald 
sind  volle  drei  Tage  erlaubt^^^);  nach  norwegischem  Recht 
darf  die  Ehefrau  den  friedlos  gewordenen  Mann  noch  fünf 
Nächte  nach  dem  Urteil  beherbergen  ^^^);  auch  längere  Fristen 
von  acht*^^)  oder  vierzehn^^^)  Tagen  finden  sich  gelegentlich. 
Daneben  wird  das  Hausungsverbot  teils  durch  städtisches  Ge- 
wohnheitsrecht^^^), teils  durch  seit  dem  14.  Jahrhundert  auf- 


^°')  Vgl.  z.  B.  ü.  der  Herzöge  Ludwig  und  Heinrich  von  Bayern 
(Siegenbnrg  iun.  4)  in  Quellen  und  Erörterungen  V,  S.  381 :  „swer  in 
lenger  mit  wizzen  behalt  danne  ein  nacht."  —  Landbuch  von  Churwalden 
bei  Osenbr üggen,  StiR.  S.  177,  Note  40;  dort  auch  weitere  Quellen- 
belege. —  Dagegen  untersagt  auch  diesen  kurzfristigen  Schutz  der  Ldl'rd. 
König  Rudolfs  und  Herzog  Ludwigs  von  Bayern  für  Schwaben  und  Bayern 
(1282  dec.  29)  bei  Pertz,  Mon.  Leg.  II,  p.  442:  „Quicunque  aliquem  de 
Suevia  in  Bavaria  spolia  committentem,  vel  alias  delinquentem  in  strata 
vel  extra  stratam  per  unam  noctem  scienter  tenuerit,  pro  reo  satisfaciet  et 
tenebitur  loco  rei,"  wo  also  bei  diesem  Falle  Haltung  des  Hausers  eintritt. 

808^  Vgl.  z,  B.  Verträge  des  Herzogs  Ludwig  von  Bayern  mit  dem 
Bischof  Konrad  von  Regensburg  (1205  u.  1213)  bei  v.  Rockinger,  Denk- 
mäler II,  1,  p.  8:  „Talern  [seil,  excommunicatura  et  proscriptum]  enim 
ultra  solam  noctem  vel  prandium  nullus  in  domo  sua  recipiat." 

s°9)  Vgl.  z.  B.  Goslarer  Statuten,  ed  Göschen,  34,  13  IT.:  ,besit 
ine  de  kläghere  und  sine  vriunt  dar  inne  unde  de  voghet  dre  daghe  und 
dre  nacht,  dar  na  möghen  se  ene  ut  deme  hus  nemen  und  mit  ime  don 
dat  recht  ist:  kunt  he  dar  binnen  in  en  ander  hus,  dat  hevet  dat  selve 
reht." 

81»)  Vgl.  Hakon  Gulath.  c.  53  bei  Wilda,  StrR.  S.  287. 

•11  Vgl.  z.B.  RLF.  (1298)  c.  50  u.  51  bei  Boehlau,  Nov.  Conet. 
p.  49  u.  50. 

812)  Bayr.  Ldfrd.  (1293  u.  1300)  art.  5,  §  6  bei  v.  Roc  k  i  ngcr,  Denk- 
mäler II,  1,  S.  59,  wo  diese  Frist  zugunsten  des  flüchtigen  Friedbrechers 
statuiert  wird. 

^'^)  Vgl.  z.  B.  Jura  et  leges  antiquissimae  civitatis  Argentinensis 
c.  2,  bei  Gaupp,  I.e.  I,  p.  48:  „Si  quis  foris  peccaverit  et  ob  culpe 
metum  in  eam  fugerit,  securus  in  ea  maneat;  nullus  violenter  in  euni 
man  um  mittat,  obediens  tamen  et  paratus  ad  iustitiam  existat;  nemo 
predam  aut  furtum  in  eam  inducat,  vel  conservare  audeat,  ni?i  reddi- 
turus  rationem  omni  querenti." 
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kommende  Hausimgsprivilegien  ^^^j  fast  illusorisch  gemacht, 
bis  dann  der  Wormser  Reichsabschied  vom  Jahre  1495  be- 
stimmte, „daß  sich  Niemand,  von  was  Würden,  Stands  oder 
Wesens  der  sey,  wider  diesen  Frid  und  Gepot,  durch  solich 
Gnad,  Freyheit,  Herkommen  und  Verpündtnis  schützen,  schir- 
men oder  verantworten  sol  oder  mag,  in  keiner  Weise^^^^^); 
außerdem  bestimmte  die  Reichskammergerichtsordnung  vom 
Jahre  1495  noch  ausdrücklich:  „yedoch  ob  yemand  begnadet 
wäre,  des  Reichs  Aechter  zu  halten,  sollen  dieselben  Freyheit 
wider  Vollstreckung  der  Urtail  Unsers  Königklichen  oder 
Kaiserlichen  Camer  Gerichts  nit  gebraucht  und  die  Aechter 
sollen  dawider  nit  geschützt  oder  enthalten  werden"  ^i^);  doch 
wurden  von  diesem  Grundsatz  auch  späterhin  noch  vereinzelte 
Ausnahmen   zugelassen ^^^). 

Neben  dem  bisher  erörterten  Fall  der  Anwesenheit  des 
Hausherrn  in  seinem  Hause  während  des  Friedensbruches  oder 
während  der  Hausung  berücksichtigen  die  hochmittelalterlichen 
und  spätmittelalterlichen  Quellen  häufig  auch  den  Fall  der  Ab- 
wesenheit des  Hausherrn.  Sieht  man  von  der  wüstungsrecht- 
lich belanglosen  Regelung  ab ,  nach  der  erst  nach  Rückkunft 
des  Herrn    über    das  Haus    entschieden    wird ,    so    findet   hier, 


^'^)  Vgl.  z.  B.  U.  König  Wenzels  (1379)  für  die  Herzöge  von  Oester- 
reich:  „daß  sie  vnd  ihre  ünterthanen  Aechter  hausen  mögen",  bei  Lünig, 
Cod.  Gerra.  dipl.  II,  p.  527.  —  U.  König  Wenzels  (1396)  für  Ravensburg 
in  Lünig,  RA.  P.  spec.  Cont.  IV,  P.  II,  p.  228.  —  U.  König  Ruprechts 
(1401)  für  Pfullendorf  in  Lü  n  i  g,  RA.,  1.  c.  p.  205.  —  U.  König  Friedrichs  III. 
für  Truchseß  von  Waidenburg  (1464)  in  Lünig,  RA,  P.  Spec.  Cont.  II, 
Suppl.  I,  p.  346.  —  Weitere  Privilegien  bei  Fr  an  k  1  i  n  ,  Reichshofgericht  I, 
S.  355,  Kote  2;  vgl.  dazu  auch  Halt  aus,  Glossar.  (1758)  verbo:  Aechter 
col.  15. 

8^5)  RA.  (Worms  1495)  §  11  in  NS.II,  p.5;  vgl.  RLF.  (Worms  1521) 
tit.  18,  1.  c.  p.  202  und  RLF.  (Augsburg  1548)  tit.  27,  1.  c.  p.  585. 

^^•)  Ordnung  des  Kaiserlichen  Cammer  Gerichts  zu  Worms,  auf- 
gerichtet 1495,  §  31  in  NS.  II,  S.  11. 

^")  Vgl.  die  Beispiele  bei  Poetsch.  Die  Reichsacht  im  Mittel- 
alter, Breslau   1911,  S.  169. 
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wahrscheinlich  in  Anlehnung  an  das  ältere  Recht,  regelmäßig 
Wüstung  statt;  nach  dem  Sachsenspiegel  werden  die  Dorf- 
gebäude, in  denen  Notzucht  in  Abwesenheit  des  Herrn  verübt 
wurde,  gewüstet;  nach  dem  österreichischen  Landesrecht  wird 
das  gezimer,  da  der  schad  in  geschehen  ist,  aus  dem  Haus  ge- 
brochen ,  vor  dasselbe  getragen  und  mit  dem  Feuer  darüber 
gerichtet;  nach  bayrischem  Recht  wird  das  Haus  aus  der 
Burg  geworfen^^^);  nach  allen  drei  Quellen  hat  aber  der  Herr 
die  Möglichkeit ,  falls  er  vor  der  Vollstreckung  erscheint  und 
sich  exkulpiert,  die  Wüstung  abzuwenden;  diese  Regelung  zeigt 
aber,  daß  eine  Beziehung  zwischen  dem  Eigentümer  des  Hauses 
und  der  Tat  rechtlich  besteht;  sie  wird  zwar  in  den  Quellen 
nicht  angegeben ,  dürfte  aber  darin  zu  finden  sein ,  daß  der 
Herr  dem  Täter  die  Behausung  zur  Benutzung  überlassen  oder 
sie  wenigstens  nicht  verhindert  hat,  er  wird  daher,  wenn  auch 
nach  den  beiden  letztgenannten  Rechten  etwas  milder ,  wie 
wenn  er  anwesend  gewesen  wäre,  als  unentschuldigter  Hauser 
gestraft.  Oktober  1914. 


8^«)  SaSp.  LdR.  III,  1,  ^  1.  —  Oesterr.  Landesrecht  (1236/7).  c.  67 
bei  Altmann  und  Bernheira,  ].  c.  no.  133,  p.  303.  —  Bayr.  Ldfrd. 
(1244  u.  1256)  art.  2  bei  v.  Rockinger,  Denkmäler  II,  1,  S.  39. 


VII. 

Babylonische  Briefe. 

Von 

Josef  Köhler. 

Briefe  aus  der  Zeit  der  Hammurapi-Dynastie  sind  bereits 
früher  mehr  fach  veröffentlicht,  übersetzt  und  besprochen  wor- 
den; es  sei  hier  namentlich  auf  Ebeling  und  Friedrich 
verwiesen.  Alle  diese  Ausgaben  und  Uebersetzungen  werden 
in  den  Schatten  gesetzt  durch  das  eben  erschienene  Werk  von 
Arthur  üngnad,  Babylonische  Briefe  aus  der  Zeit 
der  Hammurapi-Dynastie,  Leipzig  1914,  welches  eine 
Umschreibung  und  Uebersetzung  von  270  Briefen  enthält,  wor- 
unter 88  Königsbriefe ,  die  übrigen  Privatbriefe ;  dazu  ein 
äußerst  lehrreiches  Glossar. 

Obgleich  das  Werk  mir  gewidmet  ist,  so  wird  es  mir,  da 
die  Gründlichkeit,  Tüchtigkeit  und  allseitige  Umsicht  sich  bei 
einer  Ungnadschen  Ausgabe  von  selbst  versteht,  doch  ge- 
stattet sein,  hier  darauf  hinzuweisen  und  einstweilen  einiges 
aus  dem  Inhalte  mitzuteilen,  mir  vorbehaltend,  demnächst  die 
reiche  juristische  Ernte  einzuheimsen ,  welche  diese  Briefe 
bieten. 

Die  Gestalt  Hammurapis  ragt  in  diesen  Briefen  riesen- 
groß hervor.  Kaum  je  ist  ein  wohlwollender  Autokrat  in  so 
hervorragend  kulturbringender  Weise  tätig  gewesen  wie  er, 
keiner  so  mild  denkend  und  herab  bis  zum  Niedersten  des 
Volkes  freundlich  und  liebreich  gesinnt;  streng  und  in  allem 
pflichtmäßig,  unerbittlich,  wo  Staatsinteressen  in  Betracht  kom- 
men, wirkt  er  besänftigend  und  beruhigend,  wo  das  Wohl  des 
gemeinen  Mannes  in  Frage  steht;    und  wo    er  Unterdrückung 
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und  Gewalttätigkeit  sieht,  breitet  er  den  Mantel  seines  könig- 
lichen Schutzes  aus.  Er  kümmert  sich  um  das  Größte  und 
um  das  Kleinste,  um  den  Götterkult,  die  Steuern  und  Abgaben, 
um  Landwirtschaft,  Schiffahrt  und  Handel,  er  kümmert  sich 
vor  allem  um  die  Rechtspflege.  Wenn  eine  klagende  Stimme 
ihn  erreicht,  läßt  er  gleich  die  Sache  untersuchen,  oder  noch 
besser,  er  untersucht  sie  selber.  Der  üebeltäter,  der  das  Land 
bedrückt,  soll  sofort  nach  Babylon  kommen,  um  abgeurteilt 
zu  werden.  Wo  Beamtenbestechung  oder  Beamtenwillkür  zu- 
tage tritt,  greift  er  ein.  Ist  dem  armen  Mann  seine  Habe 
genommen,  so  prüft  er  die  Urkunde  und  setzt  ihn  nötigen- 
falls wieder  in  seinen  Besitz.  Truppenausrüstungen,  Kanal- 
bau, Verwaltung  königlicher  Domänen,  alles  ist  Gegenstand 
seiner  täglichen  Fürsorge ;  bis  in  die  Einzelheiten  dringt  seine 
Tätigkeit;  und  mit  welcher  Energie!  Kaum  darf  eine  Zeit 
verstreichen :  angesichts  seines  Befehls  soll  der  Empfänger  so- 
fort in  Tätigkeit  treten.  Die  Leute  sollen  Tag  und  Nacht 
reisen,  um  in  2  Tagen  in  Babylon  einzutreffen. 

Mit  Recht  stehen  auf  der  berühmten  Gesetzessäule  die 
Worte  des  Königs: 

„Ich  habe  die  Leute  des  Landes  Sumer  und  Akkad  in 
Frieden  genommen,  durch  meine  Weisheit  sie  geborgen,  damit 
der  Starke  den  Schwachen  nicht  bedrängt,  Waise  und  Witwe 
recht  geleitet  werden.  Ein  Unterdrückter,  der  einen  Aus- 
spruch haben  will,  soll  vor  mein  Bild  treten  und  meine  inhalt- 
reichen Worte  hören,  sein  Recht  soll  er  finden,  das  Herz  soll 
froh  werden.  Hammurapi,  welcher  wie  ein  leiblicher  Vater 
den  Menschen  ist,  hat  den  Worten  Marduks  Gehorsam  ver- 
schafft, das  Herz  des  Gottes  erfreut,  den  Leuten  Wohlfahrt 
gespendet  und  das  Land  gut  regiert^).* 

Auch  bei  seinen  Nachfolgern  finden  wir  ähnliche  Züge: 
Samsuiluna  befiehlt  (für  sakrale  Zwecke)  die  Absendung  des 
Götterbildes,    verbietet    den   Fischfang   an    unerlaubten  Orten, 


^)  Kohler  und  Peiser,  Hammurabis  Gesetz  I,  S.  99. 
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sorgt  für  Ausbesserung  der  Mauern  und  für  Bewachung  der 
Arbeiter;  Abiesuh  untersucht  Rechtsangelegenheiten,  prüft 
Strafsachen,  verordnet  die  Regulierung  des  Kanals;  Amraidi- 
tana  sorgt  für  die  Beköstigung  der  Truppen,  befiehlt  das 
Nötige  für  das  Kisikkufest  usw. 

Ueberall  setzt  sich  die  gute  Herrschertradition  weiter  vom 
großen  König  her;  allerdings  fehlt  bei  den  Nachfolgern  die 
persönliche  Note,  es  fehlt  die  unerschütterliche  Energie,  die 
fast  übermenschliche  Umsicht,  welche  den  größten  Herrscher 
Babylons  charakterisiert.  Unter  Samsuditana  tritt  der  Verfall 
des  Reiches  mit  Gewalt  ein :  in  der  uns  erhaltenen  Urkunde 
ist  in  bezeichnender  Weise  davon  die  Rede,  daß  das  Getreide 
infolge  der  feindlichen  Invasion  nicht  auf  dem  Felde  bleiben 
kann,  deswegen  soll  das  Tor  des  Samas-Gottes  geöffnet  wer- 
den, damit  das  Getreide  geborgen  werden  kann.  Man  sieht, 
es  naht  bereits  Finis  Babyloniae. 

Die  Privatbriefe  bieten  ein  farbenreiches  Kulturbild  aus 
jenen  Jahrhunderten:  die  Klage  des  Gefangenen  und  Bedrück- 
ten wechselt  ab  mit  Ausbrüchen  der  Leidenschaft  geofen  den 
ungetreuen  Diener  oder  den  verräterischen  Genossen:  der  Sohn 
bittet  den  Vater  flehentlich  um  Geld :  der  lässige  Geschäfts- 
führer wird  scharf  angelassen  und  unerbittlich  au  seine  Pflicht 
gemahnt,  und  der  säumige  Schuldner  bekommt  nicht  eben 
gerade  freundliche  Worte  zu  hören.  Aber  auch  Geschäfts- 
briefe aller  x\rt  sind  eingefloehten :  Aufträge.  Kauf  beredungen, 
Anweisungen  an  den  Verwalter,  Miete  von  Schiffen,  um  Ge- 
treide, Holz  oder  Ziegel  fortzuschaffen,  und  anderes. 

Die  Psyche  jener  Zeit  und  jenes  Volkes  tritt  scharf  vor 
unser  Auge,  und  dieses  verleiht  den  Briefen  ein  außerordent- 
liches seelengeschichtliches  Interesse.  Wie  hageln  hier  die 
Vorwürfe,  in  gereiztem  Ton  folgen  Beschuldigungen,  und 
dann  wiederum  demütige  Abbitte  und  Begütigung.  Der  Sohn 
versteigt  sich  im  Brief  an  seinen  Vater  bis  zu  dem  Satze: 
„wenn  ich  in  Wahrheit  Dein  Sohn  bin,  so  befreie  mich  von 
den  Schulden'',  und  einem  Manne  schreibt  ein  Frauenzimmer: 
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wie  lange  soll  Dein  Stöhnen  mich  quälen ,  soll  mich  vor 
Deinen  Augen  der  Tod  fortratfen.  Deine  Sklavin  wirst  Du 
nicht  beugen  —  —  — 

Allerdings  Liebe  und  Zärtlichkeit  haben  in  den  Briefen 
eine  geringe  Stelle ;  von  einer  Braut  ist  einmal  die  Rede,  aber 
nicht  gerade  in  sehr  zutunlichen  Worten,  und  in  der  Urkunde 
Nr.  30  wird  einer  Frau  ein  deutlicher  Ehebruchsvorwurf  vor 
die  Füße  geworfen. 

Von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  für  uns  aber  ist  die 
juristische  Ausbeute.  Davon  kann  in  dieser  Anzeige  noch 
nicht  die  Rede  sein,  sie  verlangt  eine  besondere  Studie,  die 
im  nächsten  Heft  folgen  wird.  Die  Schuldhaft  wie  die  Straf- 
haft wird  mehrfach  erwähnt;  der  Sprachgebrauch  ist  überall 
sehr  belehrend :  das  Wort  katu  =^  Hand  geht  über  in  den 
Begriff  Besitz,  aus  sabat,  Ergreifen,  ergibt  sich  das  Wort 
sibtu  für  Besitz,  wie  sibittu  für  Gefängnis.  Niputu  ist  der 
Pfandling,  der  in  Schuldhaft  ist,  aus  dem  Worte  uapa,  in 
Schuldhaft  fortführen.  Ueber  Darlehen,  über  Geldsendungen 
mit  Gefahrtragung,  über  Prozeßrecht  erfahren  wir  manches 
Neue,  und  die  negative  Feststellungsklage  über  die  Nicht- 
existenz  eines  Vertragsverhältnisses  tritt  hervor  in  Gestalt  der 
Klage  auf  Vernichtung  des  Tuppu  (der  Vertragsurkunde). 

Die  Adoption  durch  eine  Tempeldirne  (Zikritum  Nr.  164), 
eine  etwas  auffallende  Institution  des  Hammurapi-Gesetzes 
(Hammurapi  192/193)  zeigt  sich  hier  als  Wirklichkeit.  Ein 
Marker  Gallabu,  welcher  den  Sklaven  das  Merkzeichen  auf- 
drückt, vgl.  auch  Hammurapi-Gesetz  22ö  und  227,  wird  er- 
wähnt. Die  Auguration ,  vielleicht  auch  ein  Gottesurteil 
wird  angedeutet,  ebenso  die  eidliche  Einvernahme  in  einem 
Prozeß  wegen  Mordes;  und  in  der  Zeit  Amraiditanas  finden 
wir  bereits  eine  Anzeige  wegen  einer  gefährlichen  Revolte 
(Nr.  238). 

Das  Staatsrecht  fließt  in  das  Privatrecht  ein;  von  Lehn- 
gütern ist  mehrfach  die  Rede,  und  der  Begriff  der  Verant- 
wortung   pichatu    (von    pachah  =  Inhaftnehmen ,    Einsperren) 
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durchzieht  das  öffentliche  wie  das  Privatrecht:  der  Beamte 
ist  ein  verantwortlicher  Mann  ebenso  wie  der  privatrechtliche 
Verwalter. 

Der  Begriff  der  Beamten-  und  der  Vertragspflicht  ist 
bereits  ein  Begriff  des  altbabylonischen  Rechts;  man  erkennt 
daran  das  Volk  des  Marduk. 


VIII. 

Rechtsvergleichende  Skizze. 

Von 

Josef  Kohler. 

Ueber  die  Riukiu-  (oder  Liukiu-) Inseln  in  der  Nähe 
von  China  ist  in  der  unten  bezeichneten  Schrift  ^)  neuerdings 
soziologisches  Material  gesammelt  worden,  welches  für  uns 
mehrfaches  Interesse  bietet.  Hier  brechen  noch  die  Schintoisti- 
schen  Vorstellungen  hervor:  die  Gottheiten  sind  Naturgott- 
heiten, und  nur  allmählich  hat  sich  aus  dem  Animismus  die 
Idee  bestimmter  vermenschlichter  Gottheiten  entwickelt. 

Das  Mutterrecht  zeigt  sich  noch  in  bedeutsamen  Erschei- 
nungen, indem  die  Ehe  zwischen  Kindern  von  Brüdern  er- 
laubt, die  Ehe  zwischen  Kindern  von  Schwestern  dagegen 
verboten  ist:  die  maßgebende  Verwandtschaft  wird  also  durch 
die  Mutter  hergestellt.  Sodann  kehrt  die  Frau  noch  jetzt  nach 
der  Ehe  in  das  Haus  der  Eltern  zurück,  ein  Rest  des  ur- 
sprünglichen Brauches,  wonach  die  Frau  in  ihrer  Familie  blieb 
und  hier  von  dem  Manne  besucht  wurde,  so  daß  sie  erst  später 
in  das  Haus  des  Mannes  überging.  Für  das  Mutterrecht  spricht 
auch  noch,  daß  es  die  Mutter  ist,  welche  die  Tochter  verhei- 
ratet, daß  die  Vermittelung  der  Ehe  durch  Frauen  geschieht 
und  daß  die  verstorbene  Frau  besonders  energisch  betrauert 
wird. 

Die  Gruppenehe  aber  kündigt  sich  noch  in  dem  merk- 
würdigen Gebrauch  an,  daß  der  Ehemann  nach  der  Ehe- 
schließung noch  nicht  mit  der  Frau  zusammenwohnt,  sondern 
einige  Nächte    in    öffentlichen  Häusern  verlebt:    offenbar    eine 


^)  Simon,  Beiträge  zur  Kenntnis  der  Riiikininseln  (1914). 
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Aeußerung  des  Satzes,  daß  die  Ehe  eine  Abweicliiing  von  der 
alten  Norm  des  gruppenehelichen  Umganges  ist:  dieser  alten 
Norm  Avird  hier  wie  so  oft  gerade  bei  Beginn  der  Ehe  noch 
gehuldigt,  bevor  der  Ehemann  sich  in  die  eigentlichen  Bande 
der  Ehe  begibt.  Es  scheint  auch,  daß  in  gewissen  Gegenden 
die  Ehen  massenweise  zu  bestimmter  Zeit  geschlossen  werden 
und  dabei  geschlechtliche  Exzesse  vorkommen,  was  alles  noch 
auf  den  gruppenweisen  Umgang  zurückzuführen  ist. 

Die  Kaufehe  hat  sich  nur  in  mäßiger  Weise  entwickelt 
und  so  wie  es  scheint  auch  das  Vaterrecht.  An  Frauenraub 
erinnern  noch  manche  Streitigkeiten  beim  Hochzeitszug  und 
der  Brauch,  daß  die  Frau  verhüllt  der  Familie  des  Mannes 
übergeben  wird,  sowie  auch  der  weitere  Brauch,  daß  der  Ehe- 
mann, wenn  er  die  Frau  abholt,  von  einem  alten  Manne 
empfangen  wird  und  alle  Zimmer  hüpfend  durcheilen  muß, 
bis  er  endlich  dahin  gelangt,  wo  sich  die  Braut  befindet.  Ein 
anderer  Brauch,  daß  beide  Ehegatten  in  ein  und  dasselbe 
Gewand  gehüllt  werden,  ist  eine  der  üblichen  Konfarreations- 
formen,  wodurch  die  Seelengemeinschaft  zum  Ausdruck  gebracht 
werden  soll;  dazu  kommt  die  eigentliche  Konfarreation,  bei 
welcher  die  Ehegatten  aus  derselben  Schüssel  essen  und  aus 
demselben  Becher  trinken:  Formen,  die  aus  dem  chinesischen 
Recht  genügend  bekannt  sind. 


Literatur. 

Besprechungen 
von  Josef  Köhler. 

Fritz  Gillis,  Die  Billigkeit.     Verlag  J.  Guttentag,  Berlin  1914. 

Dieses  Werk    formuliert   den  Begriff  der  Billigkeit   wie  folgt: 
„Die  Billigkeit  ist  die  Anwendung  des  obersten  Rechtsgedankens 
auf  die  Fälle  freien  Rechts,  in  denen  eine  gemeinschaftliche  Sphäre 
zerlegt  werden  muß  in  die  scharf  umrissenen  Einzelbefugnisse/ 

Ich  glaube ,  daß  nur  diejenigen  an  solchen  gewundenen  Rede- 
wendungen eine  Freude  haben  können ,  welche  selber  in  einer 
Weise  schreiben,  die  auch  das  Einfachste  und  Klarste  in  Nebel  hüllt. 

Salvatore    Adinolfi,     Diritto     internazionale    penale.     Verlag 
ülrico  Hoepli,  Mailand  1913. 

Aus  dieser  Darstellung  des  internationalen  Strafrechtes  möchte 
ich  namentlich  das  Kapitel  über  die  sog.  internationalen  Delikte 
und  die  Versuche  hervorheben ,  eine  einheitliche  Regelung  da  zu 
erzielen,  wo  die  Delikte  in  ihrem  zusammenhängenden  Fortgang  in 
verschiedene  Territorien  eingreifen,  S.  73  f. 

Bei  der  geschichtlichen  Darstellung  hätten  meine  Studien  über 
das  internationale  Strafrecht  der  italienischen  Statuten  namentlich 
bei  einem  Italiener  sehr  wohl  berücksichtigt  werden  sollen. 

Zu  der  Geschichte  der  Auslieferung  sind  die  bei  dem  Verfasser 
auf  S.  28 — 30  aufgeführten  Beispiele  hervorzuheben,  so  namentlich 
der  Auslieferungsvertrag  zwischen  Karl  V.  für  die  Dauphine  auf 
der  einen  und  dem  Grafen  von  Savoyen  auf  der  anderen  Seite. 

Michael  Schewardnadse,  Die  Todesstrafe  in  Europa.    Verlag 
Rudolf  Müller  &  Steinicke,  München  1914. 

Die  Zusammenstellungen  des  Verfassers  sind  sehr  lehrreich; 
was   er   aber   auf  S.  45  gegen   die  Todesstrafe  sagt ,   ist  völlig  un- 
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zulänglich.  Richtig  ist,  daß  die  vergeltende  Wirkung  der  Todes- 
strafe nicht  zu  allen  Zeiten  dieselbe  ist  und  daß  es  sehr  wohl 
möglich  ist,  die  Todesstrafe  einzuschränken;  solange  aber  so  viel 
Brutalität  und  Schrecklichkeit  in  der  Menschheit  herrscht  wie  heut- 
zutage, ist  sie  nicht  zu  entbehren  und  ihre  Abschaffung  nichts 
anderes  als  eine  ungerechtfertigte  Sentimentalität.  Was  von  der 
Grausamkeit  der  Todesstrafe  gesagt  ist.  trifft  nur  unsere  heutige 
Anwendung.  Todesstrafe  durch  Gift  und  Elektrizität  trägt,  sobald 
die  nötigen  Mittel  gefunden  sind ,  um  schmerzlos  und  plötzlich 
den  Tod  herbeizuführen ,  keine  Grausamkeit  in  sich.  Sollte  der 
Schierlingsbecher  des  Sokrates  eine  Grausamkeit  gewesen  sein?  Daß 
trotzdem  die  Enthauptung  und  das  Hängen  sich  so  lange  erhalten 
haben,  daran  ist  nicht  die  Idee  der  Todesstrafe  schuld,  sondern  die 
Rückständigkeit  der  Entwicklung  im  alten  W^eltteil. 

Walter  Ander ssen.  Vergleichendes  Verfassungsrecht  der  Gegen- 
wart im  Grundriß.  Verlag  Puttkammer  <fe  Mühlbrecht,  Berlin 
1914. 

Eine  üebersicht,  recht  mechanisch  und  ohne  wissenschaftliche 
Bedeutung. 

Die  Aufsätze  von 
Leo  Wittmayer,  Richter  als  Gesetzgeber,  Verlag  Alfred  Holder, 

Wien  1913, 
sind  nicht  ohne  Verdienst,  sie  beziehen  sich  namentlich  auf  Stein- 
bach   zurück,    dessen  Bedeutung   ich   seinerzeit   genügend    hervor- 
gehoben habe. 

Tief  eindringend  in  die  statistischen  Ergebnisse  ist 

Lilly  Hauff,  Die  Entwicklung  der  Frauenberufe  in  den  letzten 
drei  Jahrzehnten.  Verlag  Puttkammer  &  Mühlbrecht,  Berlin 
1911. 

Sodann  sind  zu  erwähnen : 
Berliner  Gemeinderecht,  2.  Aufl. ,  Bd.  3  und  10.     Schulverwaltung 
und  Gaswerke  und  Elektrizitätsangelegenheiten.    Verlag  Julius 
Springer,  Berlin  1913. 

Gesetzentwurf  eines  Bürgerlichen  Gesetabuches  für 
Ungarn,  veröffentlicht  durch  das  Königl.  Ungarische  Justiz- 
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miDisteriuin.     Verlan?    Hofbuchhandlun^   Julius  Benkö ,   Buda- 
pest 1914. 

Ueber  Einzelheiten  des  ungarischen  Entwurfes  habe  ich  ander- 
wärts gehandelt.  Meine  Ausführungen  sind  in  ungarischer  Sprache 
im  Jogallam  erschienen.  Der  Entwurf  enthält  sehr  viel  Förder- 
liches, schließt  sich  aber  zu  seinem  Nachteil  viel  zu  sehr  an  das 
deutsche  Bürgerliche  Gesetzbuch  und  zu  wenig  an  EugenHuber  an. 

Nicht  für  Juristen  geschrieben ,  aber  auch  für  Juristen  lehr- 
reich ist: 

Karl  Meinhof,  Afrikanische  Rechtsgebräuche.  Verlag  der  Berliner 
evangel.  Missionsgesellschaft,  Berlin  1914. 

Bedeutsam  ist: 
Di  na  Bizzarri ,    Le   rappressaglie   negli  statuti  e  nei  documenti 
del  comune  di  Siena.     Verlag  L.  Lazzeri,  Siena  1913. 

Eine  vorzügliche  Darstellung  von  Einzelheiten  über  den  Re- 
pressalienarrest namentlich  in  Siena.  So  werden  beispielsweise  auf 
S.  12  eine  Reihe  von  Vereinbarungen  von  Städten  angeführt, 
zwischen  welchen  das  Repressalien  recht  aufgehoben  wurde,  z.  B. 
1292 — 97  zwischen  Florenz  und  Siena,  1316  zwischen  Siena  und 
Orvieto,  1317  mit  Lucca.  Dieselbe  Erscheinung  haben  wir  bei  den 
deutschen  Städten  zu  verfolgen.  Immer  mehr  tritt  die  bedeutungs- 
volle Erscheinung  dieses  mittelalterlichen  Instituts  zutage. 

Ferner  ist  erschienen: 

Arnold  Kaiisch,  Die  Landtage  und  die  Instruierung  der  Bundes- 
ratsbevollmächtigten.    Verlag  M.  &  H.  Marcus,  Breslau  1913. 

Die  Schrift  enthält  bemerkenswerte  Ausführungen  über  den 
Fall  der  instruktionswidrigen  Abstimmung  eines  Bundesratsmitglieds 
und  den  Fall,  daß  die  Instruktion  einem  parlamentarisch  zustande 
gekommenen  Landesgesetz  widerspricht. 

Gerhard   Beseler,   Beiträge   zur  Kritik   der   römischen   Rechts- 
quellen.    Verlag  J.  C.  B.  Mohr,  Tübingen  1913. 

Setzt  die  Kritik  des  Pandektentextes  fort;  verdienstlich  ist  das 
Studium  einzelner  Worte  und  Wendungen. 

Internationale     Rechtsverfolgung,     Verhandlungen     der 
Internationalen  juristischen  Konferenz  9.  bis  11.  Februar  1913 
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im  Hause  des  Berliner  Anwaltsvereins.    Verlag  Karl  Heymann, 
Berlin  1913. 

Verhandlungen  des  Schweizerischen  Juristenvereins 
1913,  1.  Heft:  Sichernde  Maßnahmen  gegenüber  unzurech- 
nungsfähigen und  vermindert  zurechnungsfähigen  Verbrechern, 
Referat  von  Ernst  D e  1  a q u i s.  Verlag  Helbing  &  Lichten- 
hahn,  Basel  1913. 

Das  Recht,  Band  XII:  Wilhelm  Schuppe,  Das  Problem  der 
Verantwortlich beit.  Verlag  Puttkammer  &  Mühlbrecht,  Berlin 
1913.  Band  XIV:  H  ans  Gotthard  Seh  maltz,  Das  Arbeits- 
zeugnis. 

Carlo  Spirito  Razzini,  II  diritto  roraano  nelle  satire  di 
(riovenale.     Turin   1913. 

K.  Marbe,  Grundzüge  forensischer  Psychologie.  Verlag  C.  H.  Bech- 
sche  Buchhandlung,  München  1913. 

Das  öffentliche  Ürkundenwesen  der  europäischen  Staaten ,  heraus- 
gegeben vom  Ständigen  Ausschuß  des  internationalen  Notar- 
kongresses.    Verlag  Carl  Fromme,  Leipzig/Wien  1913. 

Albert  Hellwig,  Rechtsquellen  des  öffentlichen  Kinematographen- 
recbts.  Verlag  der  Lichtbilderei  G.  m.  b.  H.,  M.-Gladbach  1913 
(anderweitig  zu  besprechen). 

Hermann  Knapp,  Das  Kechtsbuch  Rupprechts  von  Freising 
(1328)  in  seiner  Bedeutung  als  strafrechtliche  Quelle  des  Mittel- 
alters.    Verlag  R.  v.  Decker,  Berlin  1914. 

Von  dieser  höchst  bedeutsamen  ^rbeit  Knapps  über  »Rupprecht 
von  Freising  als  strafrechtlicbe  Quelle  (im  Archiv  für  Strafrecht) 
ist  auch  ein  Separatabdruck  erschienen. 
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